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ALLE  RECHTE  VORBEHALTEN. 


Druck  der  Union  Dentsche  Verl&gsgesellscliaft  in  ätuttgart. 


Vorwort. 


Das  Werk,  dessen  erster  Band  hiermit'  der  Oeffentlichkeit 
übergeben  wird,  betrifft  einen  bereits  öfters  behandelten  Gegen- 
stand. Trotzdem  ich  die  durch  meine  Vorgänger  geleistete 
Arbeit  keineswegs  gering  veranschlage,  trotzdem  ich  nament- 
lich bekennen  muss,  dass  auch  ich  die  Schriften  Albert  Shaws 
und  G.  Hugos,  des  Verfassers  wohl  der  besten  Arbeit  über 
städtische  Sozialreform  in  England,  für  recht  wertvolle  Erschei- 
nungen halte,  glaubte  ich,  die  Ergebnisse  meiner  Studien  nicht 
für  mich  behalten  zu  sollen.  Ich  glaubte  dies  besonders  des- 
halb, weil  mich  bei  meinen  Studien  hauptsächlich  drei  Probleme 
fesselten,  die  durch  meine  Vorgänger  entweder  nur  flüchtig 
gestreift  oder  gar  nicht  berücksichtigt  wurden. 

Das  erste  der  drei  Hauptziele,  denen  der  vorliegende  Band 
und  seine  Fortsetzung  zustreben,  bildet  die  ausführliche  Elar- 
legung  der  Beziehungen  zwischen  der  Stadtverwaltung  und  der 
Elassengliederung  auf  einem  bestimmten  geographischen  Gebiete 
in  einem  bestimmten  Zeitabschnitte.  Das  zweite  Ziel  bildet 
die  Aufklärung  der  Frage,  ob  der  sogenannte  Muuizipal- 
sozialismus  eine  zunehmende  Stärke  der  Sozialdemokratie  in 
England  ankündet.  Als  drittes  Ziel  schwebte  mir  die  Liefe- 
rung eines  Beitrages  zu  einer  auf  empirischer  Basis  ruhenden 
Theorie  des  relativen  Wertes  des  Staates  und  der  Gemeinde 
für  die  unteren  Klassen,  einer  Theorie  der  Bedeutung  der 
staatlich-kommunalen  Dezentralisation  auf  dem  Gebiete  der 
Sozialpolitik  vor. 

Es  erschien  mir  notwendig,  die  Vorgeschichte  des  Londoner 
Grafschaftsrates  zu  berücksichtigen.  Der  vorliegende  Band  ist 
lediglich  dieser  Vorgeschichte  gewidmet.  Die  volle  Tragweite 
manches  in  ihr  enthaltenen  Details  wird  erst  erkannt  werden, 
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wenn  der  zweite  Band  vorliegen  wird.  Immerhin  birgt  sie 
nach  meiner  Ansicht  so  viel  an  sich  Lehrreiches,  dass  ich  das 
Wagnis  unternehmen  zu  dürfen  glaubte,  den  ersten  Band  noch 
vor  dem  Erscheinen  des  zweiten  Bandes  zu  veröffentlichen. 

Bei  meinen  Studien  haben  mich  die  Herren  Geh.  Hofrat 
Professor  Dr.  L.  Brentano  und  Professor  Dr.  6.  v.  Schulze- 
Oävemitz  dadurch  unterstützt,  dass  sie  mir  zahlreiche  Empfeh- 
lungen an  kundige  englische  Persönlichkeiten  gaben.  Es  ist 
mir  eine  angenehme  Pflicht,  den  beiden  genannten  Herren  für 
die  mir  hierbei  bewiesene  Liebenswürdigkeit  auch  an  dieser 
Stelle  meinen  besten  Dank  auszusprechen.  Eine  der  schönsten 
Erinnerungen  an  meinen  mehrjährigen  Aufenthalt  in  London 
bildet  für  mich  die  Erinnerung  an  die  Freundlichkeit  und  Hilfs- 
bereitschaft, mit  der  englische  Kreise  meine  Studien  forderten. 
Es  ist  mir  nicht  möglich,  hier  alle  diejenigen  Engländerinnen 
und  Engländer  namentlich  aufzuführen,  die  ich  um  Rat  zu 
fragen  oder  darum  anzugehen  hatte,  mich  bei  Kennern  einzu- 
führen. Zu  besonders  lebhafter  Dankbarkeit  fühle  ich  mich 
folgenden  gegenüber  verpflichtet :  Herrn  Jesse  Argjle,  General- 
sekretär des  Herrn  Charles  Booth,  des  Herausgebers  von  «Life 
and  Labour  of  the  People  in  London*,  Herrn  Em  est  Aves, 
Mitglied  von  Toynbee  Hall,  Herrn  Thomas  Blandford,  Vize- 
präsident der  «Labour  Association",  Herrn  John  Bums,  Mitglied 
des  Parlamentes  und  des  Londoner  Orafschaftsrates ,  Herrn 
William  Grooks,  Herrn  Ben  Cooper,  Mitgliedem  des  Londoner 
Grafschaftsrates,  Herm  Robert  Donald,  Herausgeber  der  Zeit- 
schrift „London*,  Herrn  Duckworth,  Assistenten  des  Herrn 
Charles  Booth,  Herrn  Rev.  Stewart  Headlam,  Mitglied  des  Lon- 
doner Schulamtes,  Herrn  Tom  Mann,  Herrn  Llewelljn  Smith, 
Vorstand  des  Labour  Department  im  Handelsministerium,  Herrn 
Henry  Vivian,  Sekretär  der  „Labour  Association*,  Herrn 
W.  Vallance,  Sekretär  des  Armenamtes  in  Whitechapel,  Frau 
und  Herrn  Sidney  Webb  sowie  der  Leitung  des  sozialen  De- 
partments der  Heilsarmee.  Endlich  muss  ich  noch  Herrn 
cand.  cam.  Kurt  Martin  für  seine  Unterstützung  bei  der  Korrektur 
des  Druckes  danken. 

München,  September  1900. 

Ludwig  Sinzheimer. 
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I.  Abschnitt. 

GescMcIite  des  Metropolitan  Board  of  Works. 


1.  Kapitel. 

Die  sozialen  Strömungen  in  den  ersten  sechs  Jahrzehnten 
des  19.  Jahrhunderts. 

Das  Gesetz,  durch  welches  das  Metropolitan  Board  of 
Works,  der  unmittelbare  Vorgänger  des  Londoner  Grafschafts- 
rates, geschaffen  wurde,  ist  ein  Nachhall  der  Municipal  Gor- 
porations  Act  des  Jahres  1835.  Beide  Reformgesetze^  sowohl 
das  Gesetz  des  Jahres  1835,  das  London  unberührt  liess,  als 
auch  die  Metropolis  Local  Management  Act  des  Jahres  1855, 
keimten  und  reiften  in  einer  Zeit,  in  der  die  auf  die  Hebung 
der  unteren  Klassen  abzielende  Bewegung  bereits  im  Flusse 
war.  Welche  Ansichten  hegten  die  sozialen  Strömungen  jener 
Zeit  mit  Bezug  auf  die  Probleme  der  Städteverfassung  P  Ge- 
hören diese  Strömungen  zu  den  Kräften,  durch  die  jene  Gesetze 
hervorgerufen  wurden? 

In  grossen  Umrissen  dargestellt,  war  das  von  jenen  beiden 
Befoimmassregeln  in  Angriff  genommene  Problem  die  Organi- 
sation von  Verbänden,  die  kleiner  als  der  Staat,  grösser  als 
die  Familie  sind.  Leise  erklingt  dieses  Problem  auch  in  den 
Schriften  Robert  Owens.  Das  Fundament  der  Owenschen 
Gesellschaftsauffassung  ist  bekanntlich  die  Ueberzeugung  von 
der  völligen  Determination  der  Einzelnen.  In  der  Nichtbeach- 
tung des  Satzes,   dass   die  Menschei\.  sich  nicht  selbst  bilden, 
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sondern  durch  Einflüsse  gebildet  werden,  die  von  ihrem  in- 
dividuellen Wollen  unabhängig  sind,  sieht  Owen  das  Wesent- 
liche der  ihn  umgebenden  Oesellschaft.  Die  Folge  des  sie  ver- 
blendenden Irrtums  ist  die  Spaltung  des  sozialen  Organismus  in 
zahlreiche  feindlich  einander  gegenüberstehende  Qruppen.  Ver- 
schiedentlich hat  Owen  die  bestehenden  Disharmonien  aufgezählt. 
Es  ist  eine  eigentümliche  Erscheinung,  dass  er,  wenn  er  die 
Zerstückelung  der  bestehenden  Gesellschaft  schildert,  zwar 
immer  die  Spaltung  der  Menschen  in  Familien  imd  Nationen 
bekämpft,  aber  keineswegs  immer  Verbände,  die  zwischen  diesen 
Gemeinschaftsformen  stehen,  mit  seiner  Kritik  berührt^). 

Schärfer  als  in  seiner  Kritik  der  bestehenden  Gesellschaft 
ist  diese  Eigentümlichkeit  in  der  Schilderung  seiner  idealen 
Gesellschaft  ausgeprägt ').  Aus  der  Anschauung,  dass  die  ein- 
zelnen Individuen  durch  nicht  in  ihnen  selbst  vorhandene 
Faktoren  bestimmt  seien,  entspriesst  ihm  die  Auffassung,  die 
charity  for  all  men,  das  Wohlwollen  für  die  gesamte  Mensch- 
heit, müsse  das  die  neue  Gesellschaft  durchdringende  Gefühl 
sein.  Die  Besonderheit  des  Owenschen  Kosmopolitismus  be- 
steht nicht  nur  in  seiner  eigenartigen  Wurzel,  sondern  auch 
in  seinem  Inhalte.  Während  nämlich  Owen  Familien-  und 
Nationalgefühl  ausgeschlossen  wissen  will,  soll  die  neue  Ge- 
sellschaft zusammengesetzt  sein  aus  Gemeinschaften,  die  er  mit 
den  historischen  Namen  kommunaler  Verbände  ^townships*, 
häufiger  „communities*  belegte  und  die  Bruchstücke  von  Na- 
tionen, Vereinigungen  einer  Summe  von  Familien  sein  sollten. 
Bei  der  Wahl  dieser  Ordnung  spielte  die  Erwägung  mit,  dass 
diese  Einheiten  am  besten  zur  Ausbildung  des  für  die  neue 
Gesellschaft  notwendigen  persönlichen  Charakters  geeignet 
seien  *). 


*)  Robert  Owen,  Lectures  on  an  Entire  New  State  of  Society 
(London),  S.  158. 

*)  Ders.,  A  New  Yiew  of  Society:  or  Essays  on  the  formation  of 
ihe  human  character  (Edinburgh  1826),  S.  12.  —  Ders.,  Lectures  on  an 
Entire  New  State  of  Society  (London),  S.  46.  —  Ders.,  The  Book  of  the 
New  Moral  World  (Glasgow  1837).  —  Robert  Owens  Journal  (1851 
bis  1852),  vol.  lU,  S.  19  u.  120. 

*)  Ders.,  Lectures  on  an  Entire  New  State  of  Society,  S.  136  ff. 
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Der  Satz  von  der  völligen  Determination  der  Einzelnen 
hatte  im  Owenschen  System  direkt  nur  deskriptive,  nicht 
normative  Bedeutung,  er  sollte  eine  vermeintliche,  unabänder- 
liche Wahrheit  registrieren,  nicht  unmittelbar  ein  sittliches  Ziel 
aufrichten.  Owen  konnte  deshalb  in  jenem  Satze  nicht  einen 
Endzweck,  sondern  nur  ein  Mittel  für  die  Organisation  des 
Gemeinschaftslebens  entdecken.  Das  wichtigste  äussere  Unter- 
scheidungsmerkmal der  verschiedenen  Formen  dieses  Lebens 
war  für  Owen  der  verschiedene  Umfang  der  von  den  einzelnen 
Organisationsformen  umspannten  Gebiete  und  die  verschiedene 
Grösse  der  von  ihnen  eingeschlossenen  Bevölkerung  ^).  Zur  Zeit 
des  höchsten  Ruhmes  Jeremy  Benthams  lebend,  mit  ihm  selbst 
persönlich  bekannt,  stellte  Owen  als  den  entscheidenden  Prüfstein 
des  Werts  der  so  unterschiedenen  Verbände  die  Erzielung  des 
grösstmöglichen  Glückes  aller  Einzelnen  hin  ').  Nicht  aber  war 
für  Owen  das  Glück  lediglich  eine  Summe  innerer,  geistiger  Güter, 
vielmehr  enthält  sein  Glücksbegriff  einen  wirtschaftlichen  Inhalt 
als  wichtigsten  Bestandteil.  Die  reiche  Versorgung  aller  mit 
Sachgütern  ist  ihm  der  Massstab,  mit  dem  die  verschiedenen 
Organisationsformen  gemessen  werden  sollen.  Die  Wahl  von 
Organisationskreisen,  die  nicht  zu  weit  und  nicht  zu  eng  sind, 
als  Mittel,  Glück  in  jenem  Sinne  zu  schaffen  —  das  ist  das 
geheimnisvolle  Problem  der  menschlichen  Organisation.  Die 
Grösse  der  Vorteile  in  Bezug  auf  Produktion  und  Verteilung 
für  alle  —  das  ist  nach  Owen  das  entscheidende  Kriterium 
der  Qualität  von  quantitativ  verschiedenen  Organisationsformen. 
Die  Erkenntnis  von  der  Wichtigkeit  dieses  wirtschaftlichen 
Kriteriums  wird  von  Owen  als  einer  der  Gründe  dafür  ange- 
geben, dass  er  die  neue  Welt  auf  der  Basis  der  communities 
aufgebaut  wissen  wollte. 

Die  Fäden,  die  Owens  System  mit  den  Reformgesetzen 
der  Jahre  1835  und  1855  verbinden,  knüpfen  demnach  zu- 
nächst an  die  in  ihm  auftretende  Verschmelzung  von  Kom- 
munalgefühl und  Internationalismus  an.     Weiter  hat  Owen  die 

*)  Ders.,  The  Life  of  Robert  Owen  written  by  himself,  voL  JA  (1858), 
Appendix  S.  280  f. 

*)  Ders.,  Lectures  on  an  Entire  New  State  of  Society,  8. 27  u.  186  ff. 
—  Ders.,  Life  a.  a.  0.  S.  281. 
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groBse  Bedeutung  der  relativen  Ausdehnung  der  Organisationen 
erkannt  und  er  hat  auch  versucht,  einen  obersten  Gesichts- 
punkt für  die  Würdigung  zentralisierter  und  dezentralisierter 
Regierungsformen  zu  fixieren.  Sein  oberster  Gesichtspunkt  ist 
ein  utilitarisch-Okonomischer,  der  darauf  hinweist,  Fragen  der 
Zentralisation  und  Dezentralisation  zu  beantworten  nach  dem 
Masse,  in  dem  die  eine  oder  die  andere  Form  vielfältige  Be- 
dürfoisse  der  Einzelnen  wirklich  zu  befriedigen  vermag  und 
namentlich  das  wirtschaftliche  Wohlergehen  der  Einzelnen  zu 
gewährleisten  im  stände  ist. 

Die  Reformen  der  Jahre  1835  und  1855  hatten  jedoch 
nicht  die  Aufgabe,  munizipale  Organisationen  überhaupt  zu 
schaffen.  Fassen  wir  ihre  konkrete  Aufgabe  ins  Auge,  so 
strebten  sie  einem  doppelten  Ziele  zu,  das  in  einer  von  den 
Linien  der  Owenschen  Gedanken  abweichenden  Richtung  lag. 
Eine  der  wichtigsten  Aufgaben  jener  beiden  Gesetze  war  die 
Reform  des  kommunalen  Wahlrechtes,  ein  Problem,  zu  dessen 
Lösung  Robert  Owen  nichts  beigesteuert  hat.  Weiter  war 
einer  der  Grundgedanken  des  Gesetzes  von  1835  und  teilweise 
auch  des  Gesetzes  von  1855  das  Bestreben,  die  vorhandenen 
grossstadtischen  Bevölkerungsagglomerationen  zu  einheitlichen 
kommunalen  Organisationen  zusammenzufügen.  Dahingegen  be- 
trachtete Owen  die  bestehenden  grossen  Städte  als  verwerf- 
liche Bildungen^),  seine  communities  und  townships  sollten 
höchstens  die  Minimalgrenze  der  Bevölkerung  einer  Kleinstadt 
nicht  oder  nur  wenig  überschreitende  Bevölkerungsgruppen  ver- 
einigen *). 

Bereits  in  dem  Jahrzehnt,  das  der  Municipal  Corporations 
Act  von  1835  voranging,  entstand  die  Genossenschaftsbewegung. 
Wie  sie  in  ihrer  ersten  Phase  (1826—1832)  von  Owenschen 
Ideen  überhaupt  beherrscht  war,  so  folgte  sie  auch  darin  Owen, 
dass  sie  weder  zur  TJnterhöhlung  des  Zustandes  der  Städteord- 
nung vor  1835  beitrug  noch  für  die  Reform  derselben  Richt- 


*)  Robert  Owen,  Lectures,  S.  137.  —  Ders.,  The  Crisis  (4  Bde., 
1832—1884),  vol.  I,  S.  102. 

')  Ders.,  Lectures,  S.  138.  —  Ders.,  Journal,  vol.  III,  S.  11  u.  105. 
—  Ders.:  Report  of  the  proceedings  at  the  recent  public  meetings,  held  in 
Dublin,  by  Robert  Owen,  Esqu.  (Dublin  1823),  S.  59  u.  82  ff. 
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linien  festlegte.  Von  Owen  wurde  der  Satz  übernommen,  dass 
Beteiligung  an  der  Politik  zu  den  die  Einheit  der  Menschen 
zerreissenden  Mächten  gehöre,  und  bewusst  wurde  im  Einklang 
mit  Owen  politische  Aktion  abgelehnt  ^).  Fehlte  doch  der  Ge- 
nossenschaftsbewegung damals  auch  eine  Voraussetzung  poli- 
tischen Einflusses,  nämlich  numerische  Stärke.  Aber  auch  in 
ihrer  zweiten,  fast  ein  Jahrzehnt  nach  dem  Zustandekommen 
der  Mimicipal  Gorporations  Act  einsetzenden  Bochdaler  Periode 
standen  die  englischen  Genossenschaften  Problemen  der  Städte- 
Yerfassung  mit  völliger  Apathie  gegenüber.  Ein  Grund,  der 
bereits  vorher  nach  dieser  Richtung  hin  wirkte,  hielt  für  das 
erste  Jahrzehnt  der  Bochdaler  Periode  an.  Im  Jahre  1851 
betrug  die  Zahl  der  Genossenschaften  wohl  kaum  eine  Myriade  ^). 
Die  ältesten  Organisationen  waren  nur  wenige  Jahre  alt.  Sie 
hatten  genug  mit  der  rein  geschäftlichen  Seite  des  Eonsum- 
vereinswesens  zu  thun.  Die  wichtigste  politische  Frage  war 
für  sie  die  Schaffung  eines  ihr  Vermögen  sichernden  Genossen- 
schaftsrechtes. 

In  paralleler  Richtung  verlief  die  Gewerkvereinsbewegung. 
Das  Scheitern  der  Versuche  der  Gewerkvereine,  bei  der  Par- 
lamentsreform des  Jahres  1832  allen  Erwachsenen  das  parla- 
mentarische Stimmrecht  zu  erobern,  erstickte  in  ihnen  die 
Hoffnung,  durch  konstitutionell-politische  Aenderungen  etwas 
zu  erreichen^).  Vor  dem  blendenden  Glänze  des  Traumbildes, 
das  die  Mitglieder  der  von  Robert  Owen  begründeten  und  bis 
kurz  vor  1835  dauernden  Riesenorganisation  durchglühte,  vor 
dem  Ideal  der  Eroberung  aller  Produktionsmittel  durch  die  Ge- 
werkvereine ^),  mussten  Detailprobleme  wie  die  der  Stadteord- 


1)  Robert  Owen,  A  New  View  of  Society,  S.  12.  —  Adojf  Held, 
Zwei  Bücher  zur  sozialen  Geschichte  Englands  (Leipzig  1881),  8.  373  f.  — 
Sidney  and  Beatrice  Web b,  The  History  of  Trade  Unionism  (London 
1894),  S.  139  f.  —  Mrs.  Sidney  Webb  (Beatrice  Potter),  Die  britische 
.Genossenschaftsbewegung  (Nr.  1  von  L.  Brentano  und  E.  L[e^|er, 
Sammlung  älterer  und  neuerer  staatswissensohaftlicher  Schriften,  Leipzig 
1893),  S.  40. 

•)  Mrs.  Sidney  Webb  a.  a.  0.  S.  67. 

')  S.  and  B.  Webb  a.  a.  0.  S.  139  ff. 

*)  Ib.  S.  119  fP.  —  F.  W.  Galton,  The  Tailoring  Trade  (in:  Studios 
in  Economics  and  Political  Science.    Ed.  by  W.  A.  S.  Hewins.    Select 


nung  verblassen.  In  der  Periode  zwischen  der  Municipal  Gor- 
porations  Act  und  der  Metropolis  Local  Management  Act  von 
1855  überwog  bei  dem  Gros  der  Ge  werk  vereinler  das  Prinzip 
politischer  Passivität,  soweit  nicht  direkt  die  Arbeiterorgani- 
sationen bedrohende  Vorgänge  in  Betracht  kamen,  die  Be- 
schränkung auf  den  Ausbau  der  Gewerkvereinsverfassungen,  auf 
Unterstützungszwecke  und  Arbeitsstreitigkeiten  ^).  Aber  auch 
dann,  wenn  die  Gewerkvereine  auf  eine  Reform  der  Stadte- 
ordnung  hingearbeitet  hätten,  so  wären  ihre  Bemühungen  ein- 
flusslos geblieben.  War  doch  die  ganze  Periode  vor  und  auch 
noch  teilweise  die  Periode  nach  1855  eine  Zeit,  in  der  die 
herrschenden  Klassen  den  Gewerkvereinen  voll  Hass  und  Ver- 
achtung gegen  Qberstanden^). 

Die  drei  bisher  betrachteten  Strömungen  haben  einen  ge- 
meinschaftlichen Zug.  Bei  ihnen  allen  wirkte  ihr  unpolitischer 
Charakter  als  Grund  dafür,  dass  sie  sich  für  die  Entwicklung 
der  Städteordnung  nicht  interessierten.  Im  Gegensatze  hierzu 
war  die  chartistische  Bewegung  eine  politische  Bewegung,  aber 
auch  sie  verhielt  sich  indifiFerent  gegenüber  den  Problemen  der 
Städteverfassung.  Schon  den  vor  dem  Jahre  1835  vorhan- 
denen Wurzeln  des  Chartismus  war  die  Konzentration  auf 
die  Frage  der  Parlaments  reform  eigen  ^).  Denselben 
Charakter,  die  Beschränkung  auf  das  Streben,  den  unteren 
Klassen  die  staatliche  Herrschaft  zu  erobern,  trägt  der 
Chartiamus  während  der  ganzen  Zeit  seines  Bestehens.  Die 
Anschauung,  dass  die  Eroberung  des  Parkuneats  durch  die 
unteren  Klassen  die  primäre  Voraussetzung  für  die  Befrie- 
digung der  Interessen  der  unteren  Klassen  sei,  drängte  alle 
anderen  Fragen  in  den  Hintergrund.  Wir  werden  später  sehen, 
dass  die  Chartisten,    wären    sie  den  Verhandlungen  über  die 


Documente  iUustrating  the  history  of  Trade  Unionism  1, 1896),  8.  LXXXI  ff. 
—  Graham  Wallas,  The  Life  of  Francis  Place  (1898),  S.  265  ff.,  854  ff. 

1)  S.  and  B.  Webb  a.  a.  0.  S.  157  ff.  und  chap.  lY. 

>)  Ib.  chap.  n,  in  und  IV. 

')  Bezüglich  der  Rotundisten  b.  Graham  Wallas,  The  Chartist 
Movement  in:  ,The  Trade  Unionist'  1892  vom  27.  I^ebroar,  S.  6,  vom 
5.  M&rz,  S.  7.  ^  Bezüglich  des  Radikalismus  s.  Mrs.  Sidney  Webb 
a.  a.  0.  S.  28  ff. 
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Mnnicipal   Oorporations   Act    von   1835    aufmerksam    gefolgt, 
hätten  finden  können,  dass  der  die  ausschliessliche  Betonung 
der  Parlamentsreform  tragende  Grundgedanke,   ein    von   der 
Bourgeoisie  beherrschtes  Parlament  könne  keine  den  Interessen 
des  Proletariats  günstige  Stadtverfassung  schaffen,  nicht  absolut 
richtig  ist.   Jedenfalls  ist  in  der  einseitigen  Accentuierung  der 
Farlamentsreform  eine  Ursache   der  ehartistischen  Indifferenz 
gegenüber  der  Munizipalreform  zu  suchen.     Die  Wirksamkeit 
dieser  Ursache  wurde  durch  zwei  Besonderheiten  des  Chartis- 
mus nsterstützt.     Der  Chartismus  gehört  zu  denjenigen  Strö- 
mungen,  die  als  Widerstände  gegen  die  Eroberung   der  poli- 
tischen Macht  durch  die  unteren  Klassen  nur  äussere,  nicht 
innere  Schwi^igkeiten  kennen,  nur  Hindemisse,  die  durch  den 
Widerstand    der   oberen    und   mittleren   Klassen    aufgerichtet 
werden,  nicht  Schwierigkeiten,  die  aus  der  konkreten  Befähigung 
der  unteren  Klassen  für  die  Führung  der  Staatsgesohäfbe  fliessen  ^). 
Der  Gbedanke,  die  unteren  Erlassen  an  der  Städteverwaltung  zu 
beteiligen,  um  sie  für  die  Beteiligung  an   der  Regierung  des 
Staates   vorzubereiten,    musste   daher  dem   Chartismus    fern- 
liegen.    Weiter  war  eine  Eigentümlichkeit,   die   den  Chartis- 
mus  sowohl   von  Owen   als    auch   von   der    Genossenschafbs- 
und  der  Gewerkvereinsbewegung  scheidet,  dies,  dass  der  Char- 
tismus als  eine  Voraussetzung  der  Emanzipation   der  unteren 
Klassen  ihre  zunehmende  Verelendung  ansah  ^).   Eine  Besserung 
der  materiellen  Lage  des  Proletariats  durch  städtische  Ver- 
waltnngskörper  wädre  in  den  Augen  der  Chartisten   eine  Ent- 
wickelung  geweseiLi  die  die  Macht  des  nach  ihrer  Ansicht  den 
rtaatlidfcen   Umschwung   verbürgenden   revolutionären  OroUes 
hätte  schwächen  müssen.     Schliesslich  hat  man  noch  in  Be- 
tracht zu   ziehen,   dass   der  Chartismus  erst  nach  Zustande- 
kommen des  Beformgesetzes  von  1835  zu  einer  Massenbewegung 
wxurde  und  dass  er  bereits   wieder  zusammengebrochen  war, 
als  das  Parlament  die  Reform  der  Lcmdoner  Stadtverwaltung 
in  Angriff  nahm. 

^)  Vgl.  L.  Brentano  in  seinem  Aufsätze  über  den  Chartismus  im 
BandwQEterbttch  der  Staatswissenflobaften,  heraiMig«geb.  Ton  J.  Conrad, 
.L.  Elster,  W.  Lexis,  E.  Loening,  V.  Bd.  (1893),  6.  744 f. 

')  L.  Brentano  ib.  B.14&. 
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Zahlreich  sind  die  Bemühungen,  die  ausserhalb  der  er-* 
wähnten  sozialen  Strömungen,  aber  gleichzeitig  mit  diesen 
dem  Ziele  zustrebten,  das  Los  der  unteren  Klassen  zu  ver- 
bessern. Sie  alle  stimmen  unter  sich  und  mit  den  vorher 
skizzierten  Bewegungen  darin  überein,  dass  die  Fragen  der 
Gestaltung  der  Kommunalverwaltung  abseits  von  ihrem  Wege 
liegen.  Nur  eine  Ausnahme  hierzu  existiert.  Nach  ihrem 
bedeutendsten  und  rührigsten  Geiste  kann  die  einzige  in  den 
ersten  sechs  Dezennien  dieses  Jahrhunderts  vorhandene  Gruppe, 
die  Sympathien  für  die  unteren  Klassen  zugleich  mit  dem 
Drange  nach  Klarheit  über  den  Wert  der  lokalen  Selbst- 
verwaltung und  mit  der  Erkenntnis  der  Unmöglichkeit  einer 
Beseitigung  der  grossen  Städte  verband,  die  Schule  Edwin  Chad- 
wicks und  seiner  Anhänger  genannt  werden. 

Edwin  Chadwicks  Name  ist,  soweit  er  überhaupt  in  der 
Gegenwart  noch  bekannt  ist,  vornehmlich  in  Verbindung  mit 
der  Reform  der  englischen  Armengesetzgebung  bekannt.  Er 
war  eine  der  hervorragendsten  Persönlichkeiten  unter  denen, 
denen  die  Untersuchung  über  die  Armenverwaltang  vor  ihrer 
Reform  im  Jahre  1834  oblagt).  Im  Verlaufe  dieser  Unter- 
suchung trat  ihm  eine  überwältigende  Fülle  von  Beispielen  für 
die  Unzulänglichkeit  lokaler  Verwaltungskörper  entgegen. 
Weiter  war  er  Mitglied  der  das  Fabrikgesetz  von  1833  vor- 
bereitenden Kommission').  In  dieser  Eigenschaft  lernte  er 
lokale  Verwaltungsorgane  als  Urheber  der  Nichtdurchführung 
der  früheren  Arbeiterschutzgesetzgebung  kennen.  Chadwicks 
Beteiligung  an  der  Erforschung  der  sanitären  Zustände  in 
englischen  Grossstädten  in  den  vierziger  Jahren^)  zeigte  ihm 
auf  einem  ihm  eminent  wichtigen  Gebiete  die  fast  vollständige 
Unthätigkeit    zahlreicher    Stadtverwaltungen.      Sein    feuriger 


^)  P.  F.  Aschrott,  Das  englische  Annenwesen  in  seiner  historischeD 
Entwickelang  und  in  seiner  heutigen  Gestalt  (Leipzig  1886),  S.  41. 

")  B.  W.  Richardson,  The  Health  of  Nations.  A  view  of  the 
works  of  Edwin  Chadwick.  With  a  biographical  dissertation  (London 
1887),  vol.  I,  S.  XXXIIL 

')  S.  Edwin  Chadwicks  Bericht  über  interment  in  towns  (1848) 
und  den  zweiten  Bericht  der  Commissioners  for  inquiring  into 
the  State  of  Large  Towns  and  Populous  Districts  (1845). 
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Enthusiasmus  für  die  Fortschritte  der  öffentlichen  Gesundheits- 
pflege stiess  auf  hartnäckigen  Widerstand  bei  den  Gemeinde- 
repräsentanten. 

Die  Enqueten,  bei  denen  Edwin  Chadwick  mitwirkte,  in- 
formierten nicht  nur  über  administrative  Probleme,  sie  ver- 
schafllen  auch  Einblick  in  den  englischen  Geschäftsbetrieb  Pri- 
'  yater  und  den  sozialen  Charakter  des  englischen  Städtelebens. 
Die  Chadwicksche  Schule  empfing  daraus  zwei  Grundeindrücke. 
Deutlich  trat  ihr  zunächst  die  Schärfe  der  Konkurrenz  in  TJnter- 
nehmerkreisen  entgegen,  die  Intensität  des  Strebens,  Geld  zu 
machen,  die  Schwierigkeit,  in  dem  Kampfe  aller  gegen  alle 
die  eroberte  Position  zu  erhalten  oder  eine  bessere  sich  zu 
erringen,  die  Komplikation  der  modernen  wirtschaftlichen  Privat- 
untemehmungen.  Zweitens  aber  nahm  die  Chadwicksche 
Schule  wahr,  dass  die  städtische  Bevölkerung  in  zwei  Klassen 
gespalten  war,  auf  der  einen  Seite  die  rührigen,  intelligenten, 
mächtigen  Besitzenden,  auf  der  andern  Seite  gedrückt,  unge- 
bildet, abhängig  die  Unbemittelten^). 

In  diesen  Erfahrungen  wurzelt  das  erste  Charakteristikum 
der  Chadwick  und  seine  Anhänger  verbindenden  Auffassung 
bezüglich  des  Wertes  einer  dezentralisierten  Verwaltung  über- 
haupt'). Ein  starker  Pessimismus  bezüglich  der  Leistungs- 
fähigkeit kommunaler  Organe  zeichnet  sie  aus.  Obwohl  sie 
der  Thätigkeit  der  lokalen  Selbstverwaltung  früherer  Jahr- 
hxmderte  nicht  unkritisch  gegenüberstand,  sprach  sie  dieser 
Verwaltungsform  weitgreifende  Existenzberechtigung  für  die 
Vergangenheit  nicht  ab^).  Anders  jedoch  für  die  moderne 
Zeit.  Mit  der  industriellen  Revolution  schienen  ihr  die  Vor- 
bedingungen für  eine  weite  Ausdehnung  der  lokalen  Selbst- 
verwaltung beseitigt.     Nach  der  Auffassung  Chadwicks   und 


^)  S.  den  Vortrag  Tom  Taylors  auf  dem  Kongress  der  National 
Association  for  the  Advancement  of  Science  in  Birmingham  1857  (,The 
Times*  vom  17.  Oktober  1857). 

*)  Dass  sie  bei  Chadwick  bereits  lange  vor  1855  feste  Wurzeln  ge- 
schlagen hatte,  ergibt  sich  aus  dem  bei  Richardson  a.  a.  0.  vol.  I,  S.  10  ff. 
abgedruckten  Berichte. 

')  Edwin  Chadwick,  On  the  Evils  of  Disunity  in  Central  and 
Local  Administration  etc.  (London  1885),  S.  88  f .  —  Tom  Taylor  a.  a.  0. 
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seiner  Anhänger  waren  die  Wirkungen  der  Umwälzung  des 
englischen  Wirtschaftslehens  infolge  der  grossindustriellen  Eni- 
Wickelung  die  folgenden.  Einerseits  schuf  sie  grosse  Gemein- 
wesen mit  komplizierten  administrativen  Aufgaben,  anderer- 
seits einen  Zustand  heftigen  Konkurrenzkampfes  zwischen  den 
selbst  immer  komplizierter  werdenden  Privatwirtschaften.  Die 
Leitung  der  privaten  Unternehmungen  legt  den  Unternehmern 
Aufgaben  auf,  die  die  ganze  Zeit  eines  Mannes  in  Anspruch 
nehmen  und  umfassende,  mit  den  bei  der  Lösung  öffentlicher 
Verwaltungsaufgaben  notwendigen  Kenntnissen  nicht  überein- 
stimmende Kenntnisse  voraussetzen.  Die  Folge  dieses  Gegen- 
satzes ist  die,  dass  die  zur  Leitung  öffentlicher  Angelegenheiten 
am  ehesten  berufenen  Persönlichkeiten  nur  wenig  Zeit  und 
wenig  Verständnis  hierfür  besitzen.  Sie  können  sich  höchstens 
mit  nur  geringer  Intensität  und  geringer  Sachkenntnis  der 
Leitung  öffentlicher  Angelegenheiten  widmen.  Die  industrielle 
Revolution  beseitigte  aber  nicht  nur  die  technischen  Vorbe- 
dingungen, sondern  auch  die  ethischen  Voraussetzungen  einer 
zweckentsprechenden  Leitung  der  Gemeindegeschäfte,  und  diese 
ethischen  Vorbedingungen  fehlen  auch  bei  denjenigen  Privaten, 
die  aus  dem  Geschäftsleben  sich  zurückgezogen  haben.  Der 
dem  modernen  Wirtschaftsleben  eigentümliche  fieberhafte  Trieb 
nach  Reichtum  macht  die  Privaten  ungeeignet  für  die  Besorgung 
öffentlicher  Angelegenheiten  und  muss  die  Gemeindeverwaltang 
zu  einem  Instrument  für  die  Erringung  von  Einzelvorteilen, 
nicht  zu  einem  Mittel  der  Beförderung  der  öffentlichen  Wohl- 
fahrt machen  ^). 

Herb  wie  sein  Urteil  über  kommunale  Repräsentanten 
war  auch  Chadwicks  Urteil  über  den  Wert  der  öffentlichen 
Meinung  in  städtischen  Angelegenheiten.  Eine  starke  Skepsis 
bezüglich  des  Nutzens  des  kommunalen  Stimmrechtes  charak- 
terisiert das  Ghadwicksche  System').  Die  erste  Quelle  dieses 
Misstrauens  fliesst  aus  der  Anschauung,  dass  auch  die  Wähler 
den  vielverschlungenen  Verwaltungsaufgaben  ohne  Verständnis 


*)  Edwin  Chadwick  a.  a.  0.  S.  76,  77,  85  f.  —  Tom  Taylor 
a.  a.  0.  —  S.  auch  Richardson  a.  a.  0.  vol.  II,  8.  61  ff. 
^  Edwin  Chadwick  a.  a.  0.  S.  72,  76,  88  f.,  88. 
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gegenüberstanden.  Die  zweite  Quelle  bildet  die  Anschauung, 
dass  dem  Einzelnen  das  Stimmrecht  nur  ein  kümmerliches 
Mittel  in  die  Hand  gebe,  seinen  Willen  durchzusetzen.  Welcher 
Nutzen  —  so  fragt  Chadwick  in  Charlyleschem  Geiste  —  er- 
gibt sich  für  den  Wähler  daraus,  dass  er  ein  winziger  Bruch- 
teil einer  tausendkopfigen  Wählermasse  ist?  Verschiedentlich 
wies  Chadwick  auch  darauf  hin,  dass  die  Beschlüsse  der  Stadt- 
räte manchmal  in  schroffem  Widerspruche  zu  den  Wünschen 
der  Majorität  der  städtischen  Bevölkerung  gestanden  hätten. 

Obwohl  nun  die  Mannigfaltigkeit  der  städtischen  Ver- 
waltungsprobleme und  die  Ausdehnung  der  Städte  selbst  im 
Chadwickschen  System  in  kräftigen  Zügen  klargestellt  werden, 
so  wird  andererseits  in  ihm  auch  auf  die  Begrenzung  des 
städtischen  Gebietes  und  auf  die  relative  Dürftigkeit  des  auf 
ihm  sich  abspielenden  Lebens  aufmerksam  gemacht.  Der  Blick 
auf  diese  Beschränkung  wird  bei  Chadwick  zu  einem  weiteren 
Argument  gegen  den  Nutzen  der  Dezentralisation.  Zu  den 
grundlegenden  Prinzipien  des  Chadwickschen  Systems  gehört 
die  Auffassung,  dass  mit  abnehmender  Grösse  der  administra- 
tiven Bezirke  die  auf  ihm  zu  sammelnden  Erfahrungen  ab- 
nehmen und  die  Kosten  der  Verwaltung  wachsen  müssten^). 

Der  Kern  der  Reform  der  Armengesetze  im  .Jahre  1834 
bestand  bekanntlich  in  der  Schaffung  einer  staatlichen  Zentral- 
armenbehörde, die  mit  starken  Machtbefugnissen  gegenüber  den 
Lokalbehörden  ausgerüstet  war,  und  in  der  Begründung  eines 
Heeres  besoldeter  lokaler  Beamten,  die  neben  ehrenamtlich 
thätigen  Lokalorganen  wirken  sollten.  Es  ist  wesentlich  dem 
Eifer  Chadwicks  zu  danken,  dass  die  Reform  in  dieser  Gestalt 
durchgeführt  wurde  *).  Seine  Vorschläge  gingen  sogar  bezüg- 
lich der  Ausdehnung  der  staatlichen  Machtsphäre  auf  dem  Ge- 
biete der  Armenverwaltung  noch  weiter  als  das  Gesetz  von  1834 
ging  ^).  Auch  die  Begründung  des  staatlichen  Fabrikinspektorats 
im  Jahre  1833  ist  mit  ein  Werk  Chadwicks.  Die  Begründung 
des  General  Board  of  Health  im  Jahre  1848  zur  zentralisierten 


*)  Edwin  Chadwick  a.  a.  0.  S.  4  f.,  37  und  passim. 
^  Richardson  a.  a.  0.  vol.  II,  S.  357,  358. 
')  RichardBon  a.  a«  0.  vol.  II,  8.  388,  349. 
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üeberwachung  der  Ausführung  der  Sanitatsgesetzgebung  in 
einem  grossen  Teile  Englands  war  gleichfalls  wesentlich  auf 
die  Initiative  Chadwicks  und  der  um  ihn  sich  gruppierenden 
Schar  zurückzuführen.  Chadwick  war  auch  für  die  ganze  Zeit 
des  Bestehens  des  staatlichen  Gesundheitsamtes  ein  hervor- 
ragendes Mitglied  desselben.  Das  von  Chadwick  aufgestellte 
System  hält  sich  in  Uebereinstimmung  mit  diesen  Neuerungen. 

Zwei  Ideale  schwebten  Chadwick  und  seinen  Anhängern 
vor.  Ihr  erstes  Ideal  war  die  Schaffung  eines  ausgedehnten 
Beamtenapparats.  Nach  der  Anschauung  dieser  Schule  übertraf 
ein  Berufsbeamtentum  ehrenamtlich  thätige  Organe  der  Selbst- 
verwaltung darin,  dass  es  besonders  für  seine  Zwecke  vorge- 
bildet sei,  dass  es  seine  Zeit  vollständig  dem  ihm  anvertrauten 
Amte  widmen  könne,  dass  es  eine  grössere  Verantwortlichkeit 
besitze  als  die  ehrenamtlichen  Organe  der  Selbstverwaltung, 
dass  es  nicht  durch  das  Streben  nach  persönlichen  materiellen 
Vorteilen  geleitet  werde  ^). 

Das  zweite  Ideal  Chadwicks  und  seiner  Anhänger  war  die 
Ausdehnung  der  Befugnisse  der  staatlichen  Zentralgewalt  gegen- 
über der  Lokalverwaltung  ^).  Der  dieser  Schule  eigentümliche 
Enthusiasmus  für  dieses  Ideal  kommt  schon  in  der  Art  zum 
Ausdrucke,  wie  im  Chadwickschen  System  das  Eingeständnis 
begründet  wird,  dass  die  Ausdehnung  der  staatlichen  Befugnisse 
nicht  zur  völligen  Austilgung  lokaler  Selbstverwaltungsorgane 
fahren  solle.  Die  Existenz  solcher  Organe  wird  damit  be- 
gründet, dass  ihr  Dasein  im  Interesse  der  staatlichen  Zentral- 
verwaltung liege.  Gut  funktionierende  lokale  Verwaltungs- 
organe erleichtern  die  auf  der  staatlichen  Zentralverwaltung 
liegende  Arbeitslast^). 

Wie  Chadwick  in  seiner  Würdigung  des  kommunalen 
Wahlrechtes  dem  Verfasser  von  ,Chartism*  folgte,  so  folgte 
er  Carlyle  auch  in  seinem  Heroenkult.  Der  erste  Rechtferti- 
gungsgrund, der  von  Chadwick  für  die  Forderung  einer  Aus- 
weitung der  staatlichen   Machtsphäre   geltend  gemacht  wird, 


')  Edwin  Chadwick  a.  a.  0.  S.  72  ff.,  75,  76,  77,  108  f. 
»)  Ib.  S.  4  f.,  77,  78. 
8)  Ib.  S.  79. 
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ist  ein  aristokratischer  und  knüpft  an  das  erste  Ideal  der 
Chadwickschen  Schule  an  ^).  Zahlreiche  Verwaltungsaufgaben 
sind  derart,  dass  eine  rationelle,  bewusste  Vorbildung  und  die 
berufsmässige  Beschäftigung  mit  ihnen  ausreichen  wird.  Aber 
über  diesem  Aufgabenkreise  liegen  Probleme,  deren  Lösung 
nur  dem  administrativen  Genie  möglich  ist.  In  einer  mit  weit- 
gehenden Befugnissen  ausgestatteten  staatlichen  Zentralverwal- 
tung eröffiiet  sich  diesem  TJebermenschen  der  weiteste  Raum 
für  die  Bethätigung  seiner  Fähigkeiten.  Umgekehrt  ist  die 
staatliche  Zentralverwaltung  die  Organisation,  die  die  Seltenheit 
administrativer  Genialität  am  ehesten  zu  paralysieren  vermag 
und  bewirken  kann,  dass  die  Wirksamkeit  der  erlesenen  EUesen- 
kräfte  für  das  weiteste  Gebiet  nutzbar  gemacht  werden  kann. 

Aber  auch  für  die  Lösung  niedriger  stehender  Aufgaben 
schliesst  nach  der  Anschauung  Chadwicks  und  seiner  Anhänger 
die  weite  Ausdehnung  des  Staatsgebietes  Vorteile  in  sich.  Er 
erklärte  sich  für  die  Ausdehnung  der  staatlichen  Zentralver- 
waltung auch  deshalb,  weil  mit  der  Grösse  der  Verwaltungs- 
bezirke die  Möglichkeit  wachse,  umfassende  Erfahrungen  zu 
sanuneln,  Verwaltungsmassregeln  billig  durchzuführen').  Als 
die  Behörde  mit  dem  grössten  Verwaltungsbezirke  hat  die 
staatliche  Zentralverwaltung  den  Vorzug,  dass  sie  viele  Fälle, 
die  den  lokalen  Verwaltungsorganen  zum  erstenmal  entgegen- 
treten und  die  von  diesen  unter  grossen  Kosten  ohne  die  Bück- 
erinnerung an  Präzedenzfölle  erledigt  werden  müssen,  auf 
Grund  reicher,  das  Gesamtgebiet  des  Staates  umfassender  Er- 
fahrung routinemässig  erledigen  kann.  Ferner  führt  die  That- 
sache,  dass  lokale  Verwaltungsprobleme  nicht  an  den  Orten 
entschieden  werden,  an  denen  sie  auftreten,  nach  der  Ansicht 
Chadwicks  und  seiner  Anhänger  dazu,  dass  die  Lösung  jener 
Probleme  lokalen  Leidenschaften  entzo'gen  wird^). 

Angesichts  solcher  Grundanschauungen  erscheint  es  natür- 
lich, dass  keine  einzige  Spur  irgendwelchen  Einflusses  eines 
Mitglieds  dieser  Schule  auf  die  Beformen  der  Jahre  1835  imd 


»)  Ib.  S.  19. 
»)  Ib.  S.  4  f. 
•)  Ib.  S.  2,  4  f.,  36,  49,  78. 
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1855  auffindbar  ist.  Zu  den  Fehlern  Chadwicks,  des  selbst- 
bewussten  Hauptes  dieser  Gruppe,  gehörte  nicht  die  Neigung, 
etwas,  was  er  im  öffentlichen  Leben  durchgesetzt  hatte,  un- 
erwähnt zu  lassen.  Aber  keine  Aeusserung  Chadwicks  liegt 
Tor,  die  darthäte,  daas  er  in  irgendwelcher  Weise  an  jenen 
Reformen  beteiligt  gewesen  wäre,  vielmehr  sind  sowohl  in 
seinen  Schriften  als  auch  in  seinem  amtlichen  Wirken  zahl- 
reiche Andeutungen  scharfer  Antipathie  gegen  die  Produkte 
jener  Reformen  enthalten^). 

Auch  die  Chadwicksche  Schule  stand  eben  diesen  Reformen 
fremd  gegenüber.  Die  Berücksichtigung  der  modernen  wirt- 
schaftlichen Umwälzungen,  die  Anerkennung  einer  sozialen 
Spaltung  als  einer  fundamentalen  Thatsache  des  Städtelebens 
rechtfertigt  die  Forderung,  mit  den  bei  Owen  aufzuckenden 
Gedanken  das  Chadwicksche  System  als  die  Morgenröte  einer 
Theorie  der  städtischen  Sozialreform  auf  englischem  Boden  zu 
betrachten.  Auch  weht  in  einem  Bruchstücke  der  Reformen 
der  Jahre  1835  und  1855,  der  Zusammenfügung  zersplitterter 
kommunaler  Organe  zu  einheitlichen  kommxmalen  Organen, 
die  ein  grösseres  Gebiet  umfassten  und  mit  reicheren  Funk- 
tionen ausgestattet  waren  als  die  früheren  Bildungen,  ein 
einzelnen  Partien  des  Chadwickschen  Systems  verwandter  Hauch. 
Aber  die  Geburtsstunde  des  werdenden  Tages  gehört  zugleich 
dem  Leben  der  sterbenden  Nacht  an.  Tiefes  Dunkel  lagert 
noch  in  dem  Chadwickschen  System  über  der  Frage,  ob  nicht 
eine  Ueberwindung  der  Herrschaft  der  besitzenden  Klassen  in 
der  Städteverwaltung  durch  Reformen  auf  dem  Boden  der 
lokalen  Selbstverwaltung  möglich  sei.  Owen  verlegte  die  Er- 
reichung dieses  Zieles  in  eine  neue  Welt.  Chadwick  flüchtete 
in  einen  über  der  lokalen  Selbstverwaltung  liegenden  Teil  der 
alten  Welt.  Während  damit  Chadwicks  System  wieder  der 
Form  sich  anpasst,  die  die  typische  Form  der  anderen  sozial- 
politischen Aeusserungen  seiner  Zeit  bildet,  tritt  er  damit  zu- 
gleich in  scharfen  Widerspruch  zu  den  munizipalen  Reformen 
von  1835  und  1855.    Diese  wollten  unbesoldete  lokale  Reprä- 


*)  Eine  scharfe  Kritik  des  Metropolitan  Board  of  Works  ist  zu  finden 
ib.  S.  41  ff. 
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sentativorgane  weithin  zur  Teilnahme  an  der  Stadtverwaltung 
heranziehen,  Chadwick  wollte  unbesoldete  Kräfte  durch  be- 
zahlte Beamte  verdrängen,  die  Thätigkeit  der  Kommunalver- 
waltung durch  Ausdehnung  des  staatlichen  Machtbereiches  ein- 
engen. Grundtiefe  Gegensätze  also  klaffen  zwischen  den  Ge- 
setzen der  Jahre  1835  und  1855  einerseits,  den  Chadwickschen 
Bestrebungen  andererseits.  Der  Kern  jener  war  demokratisch- 
dezentralistisch,  der  Kern  dieser  bureaukratisch-zentralistisch. 


2.  Kapitel. 


Die  liberalen  Theorien  in  den  ersten  sechs  Jahrzehnten 
des  19.  Jahrhunderts. 

Die  munizipalen  Reformen  der  Jahre  1835  und  1855  sind 
Trophäen  des  Liberalismus.  Er  drängte  zum  Abbruch  der 
alten  Städteordnung  und  führte  zur  Aufrichtung  neuer  kom- 
munaler Institutionen.  Ist  hier  vielleicht  die  in  den  gleich- 
zeitigen sozialen  Strömungen  vergebens  gesuchte  Synthese 
zu  finden  ?  Welche  Ansichten  hegte  der  englische  Liberalismus 
mit  Bezug  auf  die  Berücksichtigung  der  unteren  Klassen  bei  der 
Neuorganisation  der  Städteverfassung?  Waren  die  liberalen 
Bestrebungen  zur  Reform  der  Städteordnung  zugleich  Be- 
strebungen zur  Ausdehnung  der  Macht  der  unteren  Klassen  in 
der  Stadtverwaltung? 

Für  den  grOssten  Teil  der  in  den  dreissiger  Jahren  in 
weiteren  Kreisen  Englands  bekannten  Theorie  sind  diese 
Fragen  schon  aus  einem  äusseren  Grunde  zu  verneinen.  Auch 
die  liberalen  Theorien,  die  in  jener  Zeit  einflussreich  waren, 
sind  fast  alle  durch  vollige  Indifferenz  gegenüber  Problemen 
der  Städteverfassung  gekennzeichnet,  mindestens  waren  ihre 
Schöpfer  unproduktiv  in  Bezug  auf  die  Kernfragen  der  Städte- 
verfassung. Weder  in  den  Schriften  Richard  Prices,  noch  in 
den  Schriften  Joseph  Priestleys  oder  John  Cartwrights  finden 
wir  das  leiseste  Interesse  für  jene  Probleme.  Thomas  Paine 
streifte    flüchtig,    ohne    Kraft    und    ohne    Sicherheit,    einige 
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Fragen  der  Si^dteverfassung  ^).  Fast  völlige  Sterilität  charak- 
terisiert auch  die  Benthamiten  in  der  Periode  vor  den  beiden 
munizipalen  Reformgesetzen.  Fremden  Händen,  wie  wir  sahen, 
blieb  es  vorbehalten,  den  Fundamentalgedanken  des  utilitari- 
schen  Lehrgebäudes  zuerst  für  die  Frage  der  staatlich*kom- 
munalen  Dezentralisation  fruchtbar  zu  machen. 

Bei  der  Erörterung  der  Frage,  ob  die  historische  Be- 
trachtung notwendig  zum  Quietismus  fQhren  muss,  verdient  die 
reiche  Fülle  der  Fälle  Beachtung,  in  denen  zu  politischer 
Aktion  durch  Zurückgreifen  auf  die  Vergangenheit  ange- 
trieben wurde,  in  denen  die  Anhänger  des  Neuen  dies  damit 
rechtfertigten,  dass  es  bereits  vorher  einmal  existiert  habe. 
Eine  Eigentümlichkeit  des  kampfesfreudigen  und  siegreichen 
englischen  Liberalismus  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhun- 
derts liegt  darin,  dass  er  teilweise  historische  Färbung  hatte. 
Die  Reform  des  parlamentarischen  Wahlrechtes  wurde  gefor- 
dert als  Renaissance  des  einst  Gewesenen  *).    Auch  die  munizi- 


^)  In  dem  einen  seiner  Hauptwerke,  in  den  «Rights  of  Man';  be- 
handelte er  eine  Fra^e,  die  ihn  auch  in  einem  verloren  gegangenen  Vor- 
trage beschäftigte,  nämlich  die  Frage  der  Berechtigung  und  des  Wertes 
der  Inkorporation  von  Städten  und  der  Verleihung  von  Charters  an  sie. 
(The  Writings  of  Thomas  Paine.  Collected  and  edited  by  M.  D. 
Conway,  New  York  and  London  1894,  vol.  U,  S.  465  ff.)  Auch  behaup- 
tete Paine,  die  Städteverfassung  seiner  Zeit  Übe  einen  schlimmen  Einfluss 
auf  die  Zusammensetzung  des  Parlaments  aus  (ib.  ib.  S.  467).  In  einer 
anderen,  weder  zu  Lebzeiten  Paines  noch  später  in  weitere  Kreise  ge- 
drungenen Veröffentlichung  (geschrieben  vermutlich  1791)  rühmt  er,  die 
Geringfügigkeit  seiner  Kenntnisse  als  Einschränkung  anführend,  die  Ein- 
Schiebung  lokaler  Verwaltungskörper  an  Stelle  von  zentralen  Verwaltungs- 
körpern (ib.  ib.  8.  244  f.).  In  einem  Briefe  an  Danton  aus  dem  Jahre 
1793  sprach  sich  Paine  dafür  aus,  dass,  wenn  die  Lebensmittelpreise 
überhaupt  obrigkeitlich  geregelt  werden  sollten,  sie  durch  die  Munizi- 
palitäten und  nicht  durch  den  Konvent  geregelt  werden  sollten  (ib.  vol.  III, 
S.  137). 

^)  VgL  den  Brief  Francis  Places  an  Hodgskin,  mitgeteilt 
bei  Graham  Wallas,  The  Life  of  Francis  Place  (London  1898), 
8.  127  f.  Solche  Stimmungen  und  praktische ,  durch  die  Berufung  der 
Tones  und  Whigs  auf  die  Vergangenheit  den  Radikalen  aufgenötigte 
Tendenzen  müssen  wohl  als  Ergänzung  zu  den  Momenten  hinzugenommen 
werden,  mit  denen  in  geistvollen  Darlegungen  Hasbach  die  Entwickelung 
der  englischen  Geschichtschreibung  im  18.  und  auch  im  19.  Jahrhundert 
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palen  Beformen  der  Jahre  1835  und  1855  sind  mit  Produkte 
der  vorwärtstreibenden  Kraft  alter  Vorbilder.  Das  Wesent- 
liche der  von  Merewether  und  Stephens  geschaffenen  Theorie, 
der  ersten  einigermassen  ausgebildeten  Theorie,  die  der  wissen- 
schaftliche  Liberalismus  kurz  vor  den  parlamentarischen  Ver- 
handlungen über  die  munizipale  Beformbill  des  Jahres  1835 
zeitigte,  besteht  darin,  dass  sie  auf  historischer  Basis  ruht. 

Merewether  und  Stephens  waren  Juristen.  Sie  traten  an 
die  Betrachtung  der  englischen  Städtegeschichte  nicht  mit  der 
Frage  heran,  ob  in  ihr  Perioden  vorhanden  waren,  in  denen 
die  Stadtverwaltung  den  unteren  Klassen  Günstiges  geleistet 
habe.  Im  Vordergrunde  stand  f&r  sie  die  Frage,  ob  das  Da- 
sein der  zu  ihrer  Zeit  bestehenden  Städteverfassungen  recht- 
lich sich  begründen  lasse.  Ihr  Bestreben  war  dies,  auf  Orund 
eines  umfangreichen  rechtsgeschichtlichen  Materials  nachzu- 
weisen, dass  die  bestehenden  Städteverfassungen  auf  Grund- 
lagen basierten,  die  die  juristische  Kritik  nicht  auszuhalten  ver- 
mochten, dass  sie  aufgebaut  seien  als  rechtswidrige  Bildungen 
auf  den  Trümmern  einer  untergegangenen,  aber  noch  zu  Recht 
bestehenden  Städteordnung  ^). 

Aus  dieser  Quelle  floss  bei  Merewether  und  Stephens  die 
Forderung  der  Wiederbelebung  der  alten  Stadtverfassung. 
Die  Gemeinde,  die  sie  neu  schaffen  wollten,  sollte  in  Ueber- 
einstimmung  hiermit  keine  Organisation  der  gesamten  städti- 
schen Einwohnerschaft,  sondern  ein  exklusives  rechtliches  Ge- 
bilde sein.  Die  von  ihm  umfasst  werden  sollten,  sollten  nach 
dem  Ausspruche  Wilhelms  des  Eroberers  wie  Brüder  unter- 
einander verbunden  sein^,  aber  die  unteren  Klassen  sollten 
ausserhalb  ihrer  Reihen  stehen.  Bereits  in  dem  Wprke  von 
Merewether  und  Stephens  erklingt  die  Weise,  die  ein  Leit- 
motiv der  Gneistschen  Interpretation  des  alten  englischen  Self- 
govemment  bildet,  die  Auffassung,   dass  das  Wesentliche  der 


erklärt.    (Untersncbungen  Über  Adam  Smith  und  die  Entwickelung  der 
politischen  Oekonomie,  Leipzig  1891,  S.  299  ff.) 

*)  H.  A.  Merewether  and  A.  J.  Stephens,  The  history  of  the 
boronghs  and  municipal  corporations  of  the  United  Eingdom  etc.  (1835), 
vol.  I,  S.  V  f. 

^  Ib.  ib.  S.  LXVI. 
Sinzheiiner,  Der  Londoner  Grafschaftsrat.  L  2 
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alten  Stadtverfassong  die  harmonische  Verknttpfmig  Yon 
Rechten  und  Pflichten  sei  ^).  Darauf  basiert  auch  die  Ansicht 
jener  bezüglich  der  Frage,  ob  die  unteren  Elassen  zur  Teil- 
nahme an  den  Geschäften  der  Stadtverwaltung  zuzulassen 
seien.  Merewether  und  Stephens  erklären  sich  gegen  die  Ein- 
führung eines  yon  finanziellen  Qualifikationen  freien  Bürger- 
rechtes, das  niemals  in  der  Vergangenheit  in  England,  yon 
einer  partiellen  und  bald  wieder  verschwindenden  Ausnahme 
abgesehen,  bestanden  habe ').  Auch  die  von  ihnen  vorgeschla- 
genen Nachbildungen  der  alten  court  leets,  jährlich  zusammen- 
tretender städtischer  Versammlungen,  an  denen  teilzunehmen 
jeder  Bürger  verpflichtet  sein  sollte,  sollte  nur  den  Bürgern 
offen  stehen'). 

Dass  Merewether  und  Stephens  weit  davon  entfernt  waren, 
die  sie  umgebende  soziale  Not  in  Betracht  zu  ziehen,  ergibt 
sich  auch  aus  der  einzigen  in  ihrem  Werke  auffindbaren  Stelle, 
die  die  Frage  behandelt,  welche  administrativen  Aufgaben  die 
Stadtverwaltung  lösen  sollte.  Den  court  leets  werden  folgende 
Funktionen  zugedacht:  die  Aufnahme  neuer  Bürger,  die  Er- 
haltung der  öffentlichen  Sicherheit,  die  Verwaltung  von  Ge- 
setzen, der  Schutz  der  Rechte  des  Volkes,  die  Prüfung  von 
Einnahmen  und  Ausgaben,  die  Beseitigung  und  Verhütung 
gesundheitsschädlicher  oder  komfortwidriger  XJebelstände  (nui- 
sances)^)  —  alles  Funktionen,  von  denen  keine  einzige  so 
formuliert  ist,  dass  mit  Sicherheit  daraus  die  Absicht  abge- 
lesen werden  könnte,  die  Lage  der  unteren  Elassen  auch  nur 
etwas  zu  verbessern. 

Am  Anfange  der  fünfziger  Jahre  erscheint  die  zweite 
liberale,  von  Toulmin  Smith  geschaffene  Theorie  der  Städte- 
verfassung. Der  erste  Unterschied  des  Smithschen  Systems 
zu  den  Darlegungen   von  Merewether    und  Stephens  beruht 


^)  Znsammengefaast  bei  R.  Gneist,  Selfgovernment,  Kommonal- 
▼erfassung  und  Yerwaltangsgerichte  in  England,  8.  Aufl.,  1871|  S.  884 
nnd  926  ff. 

*)  H.  A.  Merewether  and  A.  J.  Stephens  a.  a.  0.  toL  I,  S.  LXVf. 
und  Yol.  m,  S.  1689. 

»)  Ib.  vol.  I,  S.  LXIV. 

*)  Ib.  ib.  S.  LXm  ff,  LXXI. 
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darin,  dass  Toulmin  Smith  in  den  Kreis  seiner  Betrachtungen 
ein  Problem  zieht,  das  seine  Vorgänger  nur  fluchtig  gestreift 
hatten.  Er  ist  der  Ansicht,  dass  wichtiger  als  die  Einteilung 
der  verschiedenen  Staatsformen  nach  aristotelischem  Schema 
ihre  Einteilung  nach  der  Intensität  sei,  mit  der  in  ihnen  einer- 
seits die  lokale  Selbstverwaltung,  andererseits  die  beamten- 
massige  Zentralisation  durchgeführt  sei  ^).  Im  Mittelpunkte 
des  Smithschen  Systems  steht  die  Abwägung  der  relativen 
Vorzüge  der  Dezentralisation  der  Verwaltung  und  der  Aus- 
bildung der  Selbstverwaltung  einerseits,  der  Zentralisation  und 
des  Beamtentumes  andererseits.  Ein  erbitterter  Hass  gegen 
Beamte,  namentlich  gegen  staatliche  Beamte,  und  eine  fanatische 
Begeisterung  fQr  die  lokale  Selbstverwaltung  —  das  sind  die 
beiden  Grundpfeiler  des  Smithschen  Systems. 

Sie  ruhen  teilweise  auf  seiner  Ueberzeugung,  dass  die 
Organe  der  lokalen  Selbstverwaltung  intellektuell  höher  stehen. 
Die  beamtenmässige  Zentralisation  übertrage  die  Verwaltung 
wenigen,  die  lokale  Selbstverwaltung  vielen  Kräften  und  die 
letztere  weise  damit  die  Beschlussfassung  über  die  zu  treffenden 
Massnahmen  einer  wegen  ihrer  mannigfaltigen  Zusammensetzung 
geistig  superioren  Kollektivkraft  zu.  Femer  sei  es  eine  That- 
Sache,  dass  jeder  Mann  seine  Interessen  am  besten  selbst  zu  be- 
urteilen vermöge.  Was  für  jeden  Einzelnen  allein  gelte,  gelte 
auch  für  die  Gesamtheit  der  Einzelnen  innerhalb  eines  bestimm- 
ten Distriktes.  Die  Einwohner  eines  Distriktes  verständen  die 
ihnen  gemeinsamen  Interessen  am  besten.  Ein  staatlicher  Be- 
amtenapparat könne  auch  nie  die  besten  Kräfte  anziehen,  da 
der  routinemässige  Charakter  der  Beamtenthätigkeit,  die  Ab- 
hängigkeit von  dem  Haupte  der  Beamtenhierarchie  viele  In- 
telligenzen abstossen  müsse'). 

Doch  eine  der  mächtigsten  Quellen,  die  aus  Smiths 
System  spricht,  bildet  sein  Enthusiasmus  für  ein  Grund- 
element der  liberalen  Auffassung.  Nach  Toulmin  Smith  ent- 
scheidet die  relative  Ausdehnung   der  beamtenmässigen  Zen- 

')  J.  Toulmin  Smith,  Local  Self-Government  and  Centralization 
(London  1851),  S.  11. 

«)  Ib.  S.  80  f.,  38,  60.  —  Der 8.,  Local  Self-Government  ünrnystified 
(1857),  S.  38,  59. 
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tralisation  und  der  lokalen  Selbstverwaltung  in  einem  Staate 
über  den  Grad  der  Freiheit,  der  in  einem  Staate  anzutreffen 
ist.  Lokale  Dezentralisation,  Verwaltung  durch  ehrenamtlich 
thätige  Organe  —  das  ist  nach  Smith  ein  integrierendes  Ele- 
ment der  Freiheit.  «Zentralisation*  —  so  sagt  er  —  «Zen- 
tralisation bedeutet  den  Griff  des  Despotismus,  Munizipalitaten 
sind  die  Gemeindeländereien  und  Promenaden  eines  freien 
Volkes«  1). 

Toulmin  Smith  gehörte  zu  den  Theoretikern,  die  einen 
Widerspruch  gegen  die  Auffassung  darstellen,  der  Liberalis- 
mus sei  eine  Weltanschauung,  die  das  Individuum  als  Selbst- 
zweck, die  sozialen  Lebensformen  als  dienende  Mittel  betrachte'). 
Bei  Toulmin  Smith  schliesst  der  Freiheitsbegriff  die  Pflicht 
ein,  dem  Ganzen  zu  dienen^).  Toulmin  Smith  ist  fQr  weite 
Ausdehnung  der  lokalen  Selbstverwaltung,  weil  bei  beamten- 
mässiger  Zentralisation  für  die  Nichtbeamten  weder  die  Ge- 
legenheit noch  die  Notwendigkeit  zur  Erfüllung  dieser  Pflicht 
gegeben  sei^). 

Zu  diesem  Vorzuge  treten  nach  der  Ansicht  Smiths  noch 
andere,  lediglich  mit  der  lokalen  Selbstverwaltung  verknüpfte 
Güter.  Das  System  beamtenmässiger  Zentralisation  ist  nach 
ihm  mit  schweren  Mängeln  moralischer  Art  behaftet,  mit 
Streberei,  Stellenjägerei,  Korruption,  Servilismus  und  Denun- 
ziationssucht. Es  schwächt  die  Thatkrafb  der  Bevölkerung. 
Die  feurigsten  Worte  findet  Toulmin  Smith,  wenn  er  demgegen- 
über die  lokale  Selbstverwaltung  als  ein  mächtiges  Instrument 
der  sittlichen  und  geistigen  Hebung  feiert,  als  eine  Schule 
der  Selbstlosigkeit  und  des  Selbstvertrauens,  als  eine  Schule 
.  männlichen  Unabhängigkeitssinnes  und  Pflichtgefühles,  als  eine 
Schule,  in  der  der  Bürger  notwendig  lernen  werde,  alle  anderen 


*)  Dere.,  Local  Self-Govemment  and  Centralization  (1851),  S.  69.  — 
S.  auch  S.  8,  11,  33,  49,  56,  59. 

')  Heinrich  Dietzel,  IndividualiBmus  (Handwörterhuch  der 
Staatswissenschaften,  Bd.  4,  Jena  1892),  S.  564. 

*)  Toulmin  Smith  a.  a.  0.  S.  8,  33,  69.  Man  kann  auf  Grund 
dieser  Stellen  behaupten,  dass  Toulmin  Smith  eine  der  Hanptgrundlagen 
der  Gneistschen  Staats-  und  Gemeindeauffassung  mit  hat  bauen  helfen. 

*)  Ib.  S.  49  f.  und  66. 
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Bürger  als  Oleichberechtigte  zu  achten,  als  die  Erzieherin  yon 
Gemeinschaften,  deren  Glieder  sich  als  Glieder  harmonischer 
Einheiten  fühlten  und  auch  yon  Liebe  zu  der  weiteren  vater- 
ländischen Gemeinschaft  erfüllt  seien  ^). 

Smiths  Glaube  an  die  Lebenskraft  dieses  Ideals  stützte 
auf  den  Glauben  auf,  dass  es  bereits  einmal  auf  englischem 
Boden  verwirklicht  gewesen  sei.  Gleich  Merewether  und 
Stephens  beruft  sich  Smith  auf  die  ältere  Geschichte  der  eng- 
lischen Städteverfassungen,  aber  nicht  nur  um  daraus  das  Wider- 
rechtliche der  Städteverfassung  nachzuweisen,  deren  Beseitigung 
die  Aufgabe  der  munizipalen  Reformen  der  Jahre  1835  und 
1855  war.  In  wärmeren  Tönen  als  seine  beiden  Vorgänger 
preist  Smith  die  ältere  Städtegeschichte  mit  der  Begründung, 
dass  in  ihr  die  Postulate  der  Freiheit,  Gleichheit  und  Brüder- 
lichkeit verwirklicht  gewesen  seien.  Aber  im  Gegensatze  zu 
Merewether  und  Stephens  besingt  er  die  alte  vor  dem  Auf- 
kommen der  weggespülten  Städteordnung  bestehende  Organi- 
sation auch  deshalb,  weil  sie  nach  seiner  Ansicht  eine  von  dem 
Prinzip  der  uneingeschränkten  Demokratie  durchtränkte  Bil- 
dung war.  Dem  Satze,  dass  ein  gewisses  Besitzminimum  von 
Anfang  an  und  für  lange  Zeit  als  die  unerlässliche  Voraussetzung 
der  Teilnahme  an  der  Stadtverwaltung  gegolten  habe,  stimmt 
Smith  nicht  zu.  Im  Gegensatze  zu  Merewether  und  Stephens 
nimmt  Smith  an,  es  habe  in  der  englischen  Städtegeschichte 
ein  glückliches  Zeitalter  gegeben,  in  dem  auch  die  Unbemit- 
telten, die  von  finanziellen  Leistungen  für  das  kommunale  Ge- 
meinwesen frei  waren,  an  seiner  Verwaltung  teilzunehmen  ver- 
mochten '). 

In  XTebereinstimmung  hiermit  erhebt  er  die  Forderung, 
einen  Teil  der  Stadtverwaltung  allgemeinen  Bürgerversamm- 


1)  Ib.  S.  40,  42,  44,  45,  47,  49,  52,  66  f.  —  Besonders  prägnant 
wird  das  GefQhl  der  Einheit  von  Smith  in  einem  später  erschienenen 
Werke  als  wesentliches  Charakteristikum  des  inneren  Gemeindelebens  be- 
zeichnet. In  seinem  Werke  ,Local  Self-Govemment  Unmystified*  (London 
1857)  findet  sich  (S.  53)  der  Satz :  ,The  very  soul  and  life  blood  of  Local 
Self*Govemment  is  the  sense  of  onitj/ 

')  S.  ders.,  Local  Self-Govemment  and  Centralization ,  S.  79  f. 
und  214. 
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limgen  zn  übertragen,  zu  denen  alle  Unbemittelte  ohne  Rück- 
sicht auf  ihre  Steuerleistung  zugelassen  werden  sollten.  Er 
erhebt  dieses  Postulat  nicht  nur  deshalb,  weil  es  bereits  ein- 
mal in  früherer  Zeit  erfüllt  war.  Ein  weiterer  Orund  für  ihn 
ist  die  Anschauung,  dass  jene  Forderung  eine  logische  Folge- 
rung aus  seinem  Freiheitsbegriffe  ist.  Die  Thatsache,  dass  ein 
Teil  der  Beyölkerung  yon  einem  Teile  der  Oemeindelasten, 
den  finanziellen  Lasten,  befreit  ist,  ist  kein  Orund,  ihn  von 
den  anderen  mit  der  Teilnahme  an  der  Stadtverwaltung  ver- 
knüpften Lasten  zu  befreien.  Im  Gegenteile  ist  gerade  die 
Befreiung  von  der  Steuer  ein  besonders  starker  Bechtfertigungs- 
grund,  den  Steuerfreien  zu  diesen  persönlichen  Lasten  heran- 
zuziehen^). Ein  weiterer  Bechtfertigungsgrund  ergibt  sich  aus 
der  Smithschen  Anschauung,  dass  die  lokale  Selbstverwaltung 
ein  Instrument  der  sittlichen  und  geistigen  Hebung  der  Ein- 
zelnen sei.  Smith  ist  der  Ansicht,  dass  alle  einen  Anspruch 
darauf  haben,  an  der  Gemeindeverwaltung  teilzunehmen,  weil 
diejenigen,  die  von  ihr  ausgeschlossen  sind,  auch  von  der  intel- 
lektuellen Bildung  und  der  ethischen  Läuterung  ausgeschlossen 
sind,  deren  Quelle  die  Teilnahme  an  der  Gemeindeverwaltung 
ist').  Nicht  nur  ungerecht,  sondern  auch  politisch  unklug 
erscheint  Smith  die  Bestriktion  des  Bechtes,  an  der  Stadtver- 
waltung teilzunehmen.  Verschiedentlich  rühmt  er  der  von  ihm 
befürworteten  Demokratisierung  der  Stadtverwaltung  nach,  sie 
erziehe  einen  gesunden  konservativen  Geist  und  biete  Sicher- 
heit gegen  revolutionäre  Gefahren,  weil  sie  jedem  Gelegenheit 
gebe,  in  öffentlicher  Versammlung  seine  Beschwerden  vorzu- 
bringen % 

Schon  Merewether  und  Stephens  hatten  unbewusst  vom 
liberalen  Boden  aus  eine  Kritik  der  Anschauung  geliefert,  dass 
jede  Form  der  lokalen  Selbstverwaltung  die  Zusammenschweis- 
sung  Gleicher  zu  einheitlichen  Körpern  sei.  Ihrer  früher  er- 
wähnten Befürwortung  einer  Wiederherstellung  der  court  leets 
liegt  das  dunkle  Gefühl  zu  Grunde,  dass  auch   die  Schaffung 


*)  Ib.  S.  33,  214. 
»)  8.  42,  45  ff. 
»)  S.  37,  42,  45. 
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kommunaler  Repr&sentatiyorgane  die  einzelnen  Bürger  einander 
nicht  80  nahe  brächte,  dass  alis  diesem  Eontakte  das  GefOhl 
der  Brüderlichkeit  erwachsen  könne.  XTnbewusst  macht  Tool- 
min  Smith  darauf  aufmerksam,  dass  auch  der  Beformvorschlag 
Ton  Merewether  und  Stephens  lückenhaft  ist,  selbst  dann,  wenn 
man  bei  seiner  Kritik  sich  innerhalb  der  liberalen  Gedanken- 
welt hält.  Den  Smithschen  Vorschlägen  liegt  der  Gedanke 
zu  Grunde,  dass  da,  wo  die  städtische  Bevölkerung  eine  grössere 
Ausdehnung  erlangt  hat,  auch  die  Yersammlung  aller  Bürger 
keineswegs  ein  zur  Ausbildung  brüderlichen  Sinnes  passendes 
Organ  sei.  Im  Hinblicke  hierauf  befürwortet  Smith  den  Plan, 
ganz  enge  Gemeindedistrikte  zu  bilden  und  in  sie  das  Schwer- 
gewicht der  städtischen  Verwaltung  zu  verlegen.  Er  war  nicht 
nur  ein  Anhänger  der  staatlich-kommunalen,  sondern  auch  ein 
Anhänger  der  kommunalen  Dezentralisation.  Sein  Ideal  für 
grössere  Städte  war  die  Verteilung  der  Stadtverwaltung  auf 
eine  Reihe  von  Teilorganen,  von  denen  jeder  nur  f&r  ein  Frag- 
ment des  städtischen  Gebietes  zuständig  war.  Nur  für  die- 
jenigen Verwaltungszwecke,  die  aus  in  ihnen  selbst  liegenden 
technischen  Gründen  der  ganzen  Stadt  gemeinsam  sind,  soll 
aus  den  Kreisen  der  Gemeindedistrikte  heraus  ein  kommu- 
nales Zentralorgan  gegründet  werden.  Nicht  hier,  sondern 
dort  sollen  die  Hauptadem  des  kommunalen  Lebens  sein^). 

In  vielen  Punkten  bilden  demnach  die  Anschauungen 
Toulmin  Smiths  den  Gegenpol  zu  den  Anschauungen  Edwin 
Chadwicks.  Aber  auch  in  ihrer  Stellung  zur  Arbeiterfrage 
liegt  ein  scharfer  Widerspruch  zwischen  beiden  vor.  Toulmin 
Smith  macht  den  Anhängern  der  staatlichen  Zentralisation  die 
Anerkennung  von  Klassengegensätzen,  die  Kontrastierung  von 
Blichen  und  Armen,  von  Hausherren  und  Mietern,  von  Fabri- 
kanten und  Arbeitern  zum  Vorwurf*).  Er  war  ein  Gegner 
der  Public  Health  Act  von  1848,  er  preist  die  elenden  Zu- 
stände, die  vorher  herrschten,  und  tadelt  an  ihr,  sie  habe  die 


^)  J.  Toulmin  Smith,  The  Metropolis  and  its  monidpal  admini- 
Btration  (London  1852),  S.  56  ff.  —  Ders.,  The  Metropolis  Local  Manage- 
ment Act»  1855  (London  1855),  S.  35  f.  und  88  f. 

*)  J.  Tonlmin  Smith,  Local  Self-GoYernment  and  Centralization, 
S.  45  und  85. 


—     24     — 

Grundlagen  des  Privateigentums  gelockert^).  Er  sprach  sich 
weiter  gegen  das  Zehnstundengesetz  aus,  weil  es  eine  Fessel 
für  Talent,  Unternehmungslust  und  selbstvertrauende  That- 
kraft  sei*). 

Selbst  dann,  wenn  jene  Aeusserungen  einer  arbeiterfeind- 
lichen Stimmung  nicht  vorlägen,  selbst  dann,  wenn  Smith  sich 
unzweideutig  dafür  ausgesprochen  hätte,  die  unteren  Klassen 
zu  den  anderen  kommunalen  Organisationen  zuzulassen,  denen 
er  neben  den  Bürgerversammlungen  die  Stadtverwaltung  über- 
tragen wollte,  könnte  nur  eine  missverständliche  Auffassung 
seines  Systems  ihm  die  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  unteren 
Klassen  als  Grundlage  unterschieben.  Sein  System  ist  ein 
konstitutionell-idealistisches  System.  Er  gehört  zu  dem  Kreise 
liberaler  Denker,  die  durch  zwei  bereits  bei  Merewether  und 
Stephens,  wenn  auch  schwächer  als  bei  Smith,  auftretende  und 
dem  Kerne  des  sozialen  Liberalismus  entgegengesetzte  Eigen- 
tümlichkeiten verbunden  sind.  Ihr  erstes  Charakteristikum 
besteht  darin,  dass  sie  die  Frage  nach  der  Teilnahme  an  der 
Regierung  für  wichtiger  halten  als  die  Frage  nach  dem  Inhalte 
der  Thätigkeit  der  Regierung.  Ihr  zweites  Charakteristikum 
besteht  in  der  Verkennung  ökonomischer  Abhängigkeitsver- 
hältnisse und  in  der  Geringschätzung  materieller  Bedürfnisse 
bei  Erörterungen,  die  die  Fragen  der  passenden  Organisation 
und  des  angemessenen  Wirkungskreises  öffentlicher  Körper- 
schaften betreffen. 

Bei  seinen  Vorschlägen  für  die  Reform  des  Parlaments 
lässt  Smith  zwar  durchblicken,  dass  er  sich  der  Möglichkeit 
der  Paralysierung  rechtlicher  Freiheit  und  Gleichheit  durch 
thatsächliche  gesellschaftliche  Herrschaffcsverhältnisse  bewusst 
ist').  Aber  bei  der  Erörterung  kommunaler  Fragen  ist  sein 
Auge  blind  dafür.  So  glaubt  er,  in  den  allgemeinen  Bürger- 
versammlungen werde  jeder  sein  Leid  frei  klagen  und  für  be- 
rechtigte Klagen  sofort  Abhilfe  finden  können^). 


»)  Ib.  S.  116,  207  f.  und  335  flF. 

«)  Ib.  S.  210. 

»)  Ib.  S.  242  f. 

*)  Ib.  S.  46  f. 
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Ein  Erklärungsgrund  hierfür  liegt  darin,  dass  Toulmin 
Smith  sich  nicht  bemüht  hat,  sich  ein  klares  Bild  zu  geben 
Yon  dem,  was  die  Städteyerwaltungen  thun  sollten,  und  dass 
die  spärlichen  Andeutungen,  die  er  über  die  Funktionen  der 
Eommunalverwaltung  macht,  von  der  üeberzeugung  getragen 
sind,  dass  die  mit  der  Teilnahme  an  der  Gemeindeverwal- 
tung zusammenhängenden  inneren  Güter  Verbesserungen  der 
elementaren  Daseinsbedingungen  an  Wert  überragten.  Ein 
der  individualistischen  Volkswirtschaftslehre  so  nahe  stehender 
Schriftsteller  konnte  für  die  Wiederbelebung  der  alten  städ- 
tischen Institutionen  nur  schwärmen,  wenn  er  achtlos  an  der 
wirtschafbspolitischen  Thätigkeit  der  alten  Stadtverwaltung 
vorüberging.  Wie  seine  Theorie  so  in  ihren  Rückblicken  auf 
die  Vergangenheit  schon  aus  diesem  Grunde  eine  Theorie 
poetisch  verklärender  Romantik  ist,  so  ist  sie  auch  in  den 
Postulaten,  die  sie  enthält,  eine  Theorie  des  überspannten  Im- 
materialismus.  Unabhängigkeit  von  Eingriffen  der  staatlichen 
Zentralgewalt,  Teilnahme  aller  an  der  Stadtverwaltung  —  das 
waren  für  Smith  Güter  an  sich.  Die  Ausgestaltung  der  Stadt- 
verfassung nach  innen  und  nach  aussen  war  ihm  wesentlich 
Selbstzweck,  nicht  ein  Mittel  zu  anderen  Zwecken,  oder  sie 
war  ihm  nur  ein  Mittel  zur  Hervorrufung  seelischer  Umwand- 
lungen. Freiheit  und  Gleichheit  versprach  Toulmin  Smith 
denen,  die  ihm  folgten.  Aber  die  Freiheit  die  er  versprach,  war 
eine  Freiheit,  die  nicht  nährt  noch  kleidet;  die  Gleichheit,  die 
er  verhiess,  war  eine  Gleichheit,  die  nicht  haust  noch  wärmt. 
Nicht  als  Herold  der  Interessen  der  Besitzenden  kam  er  zu 
dieser  Beschränkung.  Nirgends  in  seinem  System  finden  wir 
den  Gedanken,  dass  die  Stadtverwaltung  eine  Dienerin  der 
materiellen  Bestrebungen  der  Besitzenden  sein  sollte.  Aber 
auch  über  die  Forderungen,  die  an  die  alltägliche  Notdurft 
der  unteren  Klassen  anknüpfen,  schreitet  sein  System  hinweg. 
Es  zeigt,  dass  es  falsch  ist,  anzunehmen,  die  Manchesterschule 
habe  einheitlich  die  Ansicht  gehegt,  die  Gemeinde  sei  ein 
ökonomischer  Körper^).     Nicht  als  ein  ökonomischer,  sondern 


')  H.  T.  Treitschke,  Historische  und  politische  Aufsätze,  5.  Aufl., 
Bd.  8  (Leipzig  1886),  S.  522. 
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als  ein  sitÜicher  Körper  erschien  Toulmin  Smith  die  Gemeinde. 
Darin  wurzelt  yomehmlich  die  Thatsache,  dass  er  sie  nicht 
als  eine  Organisation  zur  materiellen  Hebung  der  unteren 
Blassen  betrachtete.  Die  Erweckung  des  Geistes  der  Brüder- 
lichkeit sollte  in  den  oberen  Klassen  den  Wunsch  ersticken, 
die  Stadtverwaltung  ihren  speziellen  Interessen  dienstbar  zu 
machen.  Aus  demselben  Geiste  sollte  auch  bei  den  unteren 
Klassen  Entsagung  quellen.  Nicht  eine  unvergoltene,  sondern 
eine  reichlich  belohnte  Resignation  sollte  es  sein,  die  yer- 
zichtete,  um  ein  köstlicheres  Gut  einzutauschen,  das  Bewusst- 
sein,  durch  das  Recht,  an  der  Stadtverwaltung  teilzunehmen, 
mit  den  Besitzenden  zu  einer  homogenen  Gemeinschaft  ver- 
bunden zu  sein. 

Teilweise  führen  die  Betrachtungen  Toulmin  Smiths  zu  dem 
Gedankenkreise  Robert  Owens  zurück.  Sowohl  in  den  parishes 
Toulmin  Smiths  als  auch  in  den  village  communities  Robert 
Owens  hallen  die  Friedensglocken  zu  den  Heimstatten  eines 
zu  streitloser  Eintracht  verbundenen  Geschlechtes  hernieder. 
Es  wohnt  nicht  auf  dieser  Erde,  dort  so  wenig  wie  hier.  In 
einem  Punkte  hat  Toulmin  Smiths  Traumbild  sogar  noch 
weniger  des  Irdischen  an  flieh  als  die  Utopie  Robert  Owens. 
Dem  eudämonistisch- wirtschaftlichen  Prinzip,  das  dieser  auf- 
gerichtet hatte,  stellt  jener  ein  asketisch-spiritualistisches  ent- 
gegen. Ueber  der  Eingangspforte  seines  Systems  steht  die 
Grabinschrift  des  alten  Liberalismus:  »Wenn  ihr  auch  kein 
Brot  habt,  so  habt  ihr  doch  Freiheit.*  Der  Geist,  der  Toul- 
min Smith  beseelte,  ist  der  Geist  derer,  die  also  trösteten: 
»Wenn  auch  der  Regen  durch  das  Dach  eurer  Hütte  dringt, 
so  habt  ihr  doch  die  Sicherheit,  dass  kein  König  ohne  richter- 
liche Erlaubnis  euer  Heim  betreten  darf.*  Auf  dem  Banner, 
das  Toulmin  Smith  entfaltete,  steht  die  Antwort,  die  William 
Cobbett  den  Gegnern  der  Parlamentsreform  gab,  die  fragten, 
was  das  reformierte  Parlament  thun  solle:  »Das  zu  fragen  ist 
eine  Frechheit.  Alle  haben  gleichen  Anspruch  auf  Stimm- 
recht. Das  ist  genug.*  Die  Welt,  in  der  solche  Gedanken 
entstanden,  ist  verschieden  von  der  Welt,  aus  der  die  soziale 
Bewegung  hervorbrach.  Nur  äusserlich  und  nur  mit  dünnen 
Fäden  hängen  Toulmin  Smiths  Gedanken  mit  ihr  zusammen. 
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Nicht  ihr,  sondern  einem  ihrer  Widersacher,  dem  rein  politischen 
Liberalismus,  gehört  in  seinem  Zentrum  und  mit  seinen  Lebens- 
fasem  das  System  an,  das  Toulmin  Smith  schuf. 


3.  Kapitel. 

Das  kommnnale  WaUreeht  anf  Grnnd  der  Gesetzgebimg 
Ton  1835  nnd  1855. 

Die  Yorgeführten  liberalen  Theorien  stellen  uns  einen 
Teil  der  zur  Reform  der  Städteordnung  drängenden  Trieb- 
kräfte dar.  Wir  erhalten  eine  Vervollständigung  dieser,  wenn 
wir  uns  zur  Betrachtung  des  Zustandes  wenden,  in  dem  die 
Städteordnung  ausserhalb  Londons  vor  dem  Jahre  1835  und 
die  kommunale  Verfassung  des  von  der  Beform  des  Jahres  1855 
berührten  Teiles  Londons  kurz  vor  1855  sich  befand. 

Wie  Yor  der  Reform  des  Parlaments  im  Jahre  1832  weite 
Kreise  des  dritten  Standes  Yon  jeglichem  Einfiuss  auf  den 
Oang  der  Staatsgeschäfte  ausgeschlossen  waren,  so  waren  auch 
vor  1835  und  1855  weite  Kreise  der  Besitzenden  der  Mög- 
lichkeit beraubt,  auf  den  Gang  der  Stadtverwaltung  einzu- 
wirken. In  den  meisten  Städten  betrug  die  Zahl  der  Personen, 
die  mit  dem  Bürgerrechte  ausgestattet  wurde,  der  freemen,  nur 
einen  geringfügigen  Bruchteil  der  wohlhabenden  Einwohner^). 
In  zahlreichen  Städten  war  die  Zahl  der  Bürger  seit  langem 
dauernd  auf  eine  konstante,  engbegrenzte  Zahl  fixiert^).  Für 
237  Städte  wird  mitgeteilt,  dass  sie  vor  1835  eine  Einwohner- 
schaft von  2  Millionen  hatten,  dass  aber  die  Zahl  ihrer  Bürger 
sich  auf  nicht  ganz  90000  belief  ^).  Noch  deutlicher  springt 
die  geringe  Z^l  der  Bürger  bei  der  Betrachtung  einzelner 
Städte  in  die  Augen.  Beispielsweise  hatte  Portsmouth  vor 
1835    eine  Bevölkerung    von   fast  50000  Köpfen,    aber   nur 


^)  First  Report  of  Gommissioners  appointed  to  inquire 
into  Mnnicipal  Gorporations  of  England  and  Wales  (1885),  S.  33. 
«)  Ib.  S.  18. 
•)  Ib.  8.  93. 
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102  Bürger^).  In  Ipswich  belief  sich  die  Zahl  der  dort  an- 
sässigen freemen  auf  nur  ^jss  der  Bevölkerung,  und  die  Ge- 
samtheit dieser  freemen  besass  nur  V^s  des  in  Ipswich  be- 
steuerten Grundeigentums^).  Hier  wie  auch  teilweise  anderswo 
bestand  ein  Bruchteil  der  Bürgerschaft  aus  Unbemittelten, 
Helfershelfern  der  in  der  Bürgerschaft  herrschenden  Kreise, 
von  denen  sie  zum  Bürgerrechte  zugelassen  wurden  in  der 
Absicht,  durch  Bestechung  und  sonstige  unlautere  Einflüsse 
leicht  zu  lenkende  Elemente  in  die  Bürgerschaft  hineinzu- 
bringen *). 

Keineswegs  gingen  überall  die  Gemeinder&te  aus  Wahlen 
hervor,  für  die  die  gesamte  Bürgerschaft  stimmberechtigt  ge- 
wesen wäre,  und  gerade  in  der  Mehrzahl  derjenigen  Fälle,  in 
denen  eine  relativ  grosse  Zahl  von  Einwohnern  das  Bürger- 
recht hatte,  war  mit  dem  Bürgerrecht  kein  Stimmrecht  ver- 
bunden^). Nur  in  12  von  237  Städten  wurden  die  Gemeinde- 
räte von  den  Bürgern  gewählt,  in  der  Mehrzahl  der  Städte, 
in  186  Städten,  wurden  sie  durch  Kooptation  ohne  Befragung 
der  Bürger  berufen^).  Aehulich  war  es  in  London.  Auch 
hier  waren  Bürgerwahlen  die  Ausnahme.  Wo  Wahlen  in 
London  stattfanden,  war  das  Stimmrecht  an  den  Besitz  eines 
Hauses  von  mindestens  10 — 40  Pfd.  Sterl.  steuerbarem  Jahres- 
werte gebunden.  Die  Regel  war  aber  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  nicht  Bürgerwahl,  sondern  Kooptation^). 

Vielfach,  auch  in  solchen  Städten,  in  denen  das  Bürger- 
recht kein  Stimmrecht  einschloss,  waren  die  Bürger  gegen- 
über den  Nichtbürgern  durch  Privilegien  ökonomischer  Natur 
bevorzugt.  Häufig  waren  sie  von  Lasten  und  Beschränkungen 
frei,  denen  die  Nichtbürger  unterworfen  waren.  In  vielen 
Städten  waren  zur  Bezahlung  städtischer  Zölle  und  Gebühren 


')  Ib.  S.  38. 

«)  Ib.  ib. 

»)  Ib.  S.  33  und  35. 

*)  Ib.  S.  18.  20. 

»)  Ib.  S.  94. 

*)  S.  Sir  Benjamin  Halls  Rede  in  Hansards  Parliamentary 
Debates  vol.  137  (1855),  S.  709  und  Joseph  J.  B.  Firth,  Municipal 
London  (London  1876),  S.  296. 
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nur  die  Nicbtbürger  verpfiicbtet,  eine  Benachteiligung,  die 
sich  manchmal  empfindlich  fühlbar  machte.  So  hatte  beispiels- 
weise ein  Kaufmann  in  NewcasÜe  in  einem  Jahre  an  städti- 
schen Zöllen  450  Pfd.  Sterl.  zu  bezahlen,  eine  Ausgabe,  die 
ihm  erspart  geblieben  wäre,  wenn  er  das  Bürgerrecht  besessen 
hätte  ^).  Eine  Firma  in  Liverpool  musste  aus  demselben 
Grunde  1400  Pfd.  Sterl.  an  die  Stadtkasse  bezahlen  ^). 

Der  geringe  Einfiuss  der  Einwohner  auf  die  Gemeinde- 
vertretungskörper  zeigte  sich  nicht  nur  in  der  Unmöglichkeit, 
die  Zusammensetzung  der  Stadträte  zu  bestimmen,  sondern 
auch  in  der  Unmöglichkeit,  Einblick  in  ihre  Geschäftsführung 
zu  gewinnen.  Eine  Eontrolle  ihrer  Finanzgebarung  war  viel- 
fach unmöglich.  Eine  geordnete  Rechnungsführung  war  selten. 
Noch  seltener  war  die  öffentliche  Rechnungsablegung  ^).  Na- 
türlich entwickelte  sich  in  dieser  Atmosphäre  unter  den  Mit- 
gliedern der  Stadträte  üppig  die  Gewohnheit,  städtisches  Eigen- 
tum in  ihre  eigenen  Taschen  überzuführen^).  Andererseits 
mussten  viele  Einwohner  Steuer  bezahlen,  ohne  zu  wissen, 
was  die  Gemeinderäte  damit  anfingen.  Die  einfachsten  Yer- 
waltungsaufgaben  wurden  vernachlässigt.  Die  Aufrechterhal- 
tung der  öffentlichen  Sicherheit,  die  Anlage,  Pflasterung, 
Reinigung  und  Beleuchtung  der  Strassen,  die  Kanalisation, 
wurden  nur  lax  durchgeführt.  Das  war  nicht  nur  da  der 
Fall,  wo  der  städtische  Rat  für  diese  Yerwaltungszweige  zu- 
ständig war,  sondern  auch  da,  wo  das  Parlament  in  der  An- 
sicht, dass  die  Stadträte  nichts  Erspriessliches  zu  leisten  ver- 
möchten, die  Fürsorge  für  die  genannten  Zwecke  nicht  den 
Stadträten  überliess,  sondern  besonderen  hierfür  eingesetzten 
Ausschüssen,  den  sogenannten  Gommissioners  oder  Special 
Trusts,  überwies^). 

In  der  Vernachlässigung  solcher  primitiven  Verwaltungs- 
aufgaben  wurde  auch  in  London  Unglaubliches  geleistet.  Be- 


*)  First  Report  a.  a.  0.  S.  45. 
«)  Ib.  ib. 

»)  Ib.  S.  38  und  36. 
*)  Ib.  S.  45  f. 

^)  Ib.  S.  30.  —  R.  Gneist  a.  a.  0.  S.  595.  —  F.  Clifford,   A 
History  of  Private  Bill  Legislation,  vol.  II  (1887),  S.  227  f. 
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sondere!  schlimm  stand  es  hier  mit  der  Kanalisation,  um  den 
grauenhaften  Eanalisationsyerhältnissen  ein  Ende  zu  machen, 
wurde  im  Jahre  1848  die  Metropolitan  Gommission  of  Sewers 
begründet,  deren  Mitglieder  zum  grössten  Teile  durch  die 
Krone  ernannt  wurden.  Unstreitig  führte  diese  Körperschaft 
manche  kleine  Verbesserung  durch.  Aber  sie  leistete  so  wenig 
Durchgreifendes,  dass  die  Londoner  Kanalisationsverhältnisse 
geradezu  scheussliche  blieben^). 

Nicht  besser  stand  es  um  die  Ordnung  des  Strassenwesens. 
Zahlreiche  ungepflasterte,  bei  Nacht  schlecht  beleuchtete,  kurze 
und  enge  Strassen  waren  yorhanden.  An  grossen  und  breiten 
Strassenzügen  war  grosser  Mangel.  In  manchen,  von  einem 
grossen,  stetig  zunehmenden  Verkehre  durchfluteten  Teilen 
Londons  gab  es  um  die  Mitte  der  fünfziger  Jahre  nicht  zahl- 
reichere und  nicht  geräumigere  Kommunikationswege  als  am 
Beginne  des  17.  Jahrhunderts.  Zwischen  entfernteren  Punkten 
gab  es  keine  direkte  Verbindung.  Durch  enge  und  winkelige 
Oässchen  musste  der  Verkehr  in  langsamem  Tempo,  häufig 
für  längere  Zeit  gänzlich  stockend,  sich  hindurchwinden  ^). 

Jene  Lethargie  der  Gemeinderäte  stand  im  Einklänge  mit 
den  Absichten,  deren  Frucht  die  unreformierte  Städteordnung 
war.  Sie  verdankte  ihr  Dasein  nicht  dem  Wunsche,  leistungs- 
fähige Administrativorgane  zu  schafiFen,  sondern  dem  Streben, 
Hilfsorgane  für  die  Erreichung  politischer  Ziele  zu  gewinnen. 
In  zahlreichen  Städten  war  yor  1832  das  parlamentarische 
Stimmrecht  auf  den  engen  Kreis  der  Bürger  oder  der  Ge- 
meinderäte beschränkt.  Zuerst  war  es  die  Monarchie,  die 
Schritt  für  Schritt  die  Teilnahme  an  der  Stadtverwaltung  ein- 
engte und  die  privilegierten  Organe  mit  dem  parlamentari- 
schen Wahlrechte  ausstattete,  um  so  die  Macht  der  Monarchie 
im  Parlament  zu  stärken.  Dann  war  es  die  Grundaristokratie, 


*)  F.  Clifford  a.  a.  0.  S.  315  ff.,  383  f.  —  R.  Gneiat,  Das  eng- 
liflche  Verwaltungsrecht  der  Gegenwart,  3.  Aufl.  (1884),  S.  909.  —  Report 
of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year  1864—1865,  S.  5; 
de.  for  the  year  1888.  S.  6  f. 

')  Percj  J.  Edwards:  History  of  London  Street  Improyements, 
1855—1897  (1898),  S.  9  f.  —  Report  of  the  Metropolitan  Board  of 
Works  for  the  year  1888,  S.  8. 
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die  die  Restriktion  der  Teilnabme  an  der  Stadtverwaltung 
und  die  Beschränkung  des  parlamentarischen  Wahbrechtes  auf 
exklusive  kommunale  Organe  als  Mittel  zur  Niederhaltung 
der  Macht  des  dritten  Standes  im  Parlament  benützte.  Die 
unreformierte  Städteordnung  gehörte  bis  zum  Jahre  1832  zu 
den  stärksten  Stützen  des  Adels  im  englischen  Staatsleben  ^). 
Nicht  aber  wirkten  die  kommunalen  Organe  als  politische 
Organe  nur  bei  den  Parlamentswahlen,  auch  sonst  entfalteten 
sie  eine  rührige  politische  Thätigkeit.  Für  die  Verwaltung 
der  zahlreichen  Städten  verliehenen  Ejriminaljustiz  und  Zivil- 
gerichtsbarkeit wurde  die  Begünstigung  der  politischen  Partei- 
genossen, die  Zurücksetzung  der  politischen  Gegner  der  mass- 
gebende Gesichtspunkt  ^).  Eirchenpolitische  Tendenzen  wurden 
für  die  Zusammensetzung  der  Stadträte  mitbestimmend.  Nur 
selten  konnten  Nonkonformisten  und  Katholiken,  auch  wenn 
sie  reich  waren,  einen  Platz  in  einem  Gemeinde vertretnngs- 
körper  finden^). 

Die  Parlamentsreform  des  Jahres  1832  minderte  zwar  den 
Einfiuss  der  freemen  und  der  Gemeinderäte  auf  die  Zusammen- 
setzung des  Parlaments  stark,  aber  der  Kampf  für  das  in 
diesem  Jahre  eroberte  neue  parlamentarische  Wahlrecht  und 
der  schliessUche  Ausgang  dieses  Kampfes  schuf  ein  neues  für 
die  unreformierte  Städteordnung  verhängnisvolles  Element.  Vom 
Jahre  1832  bis  zum  Jahre  1835  ist  der  englischen  Städteord- 
nung ein  scharfer  Widerspruch  zur  staatlichen  Machtverteilung 
eigen.  Man  kann  sagen,  dass  vom  Jahre  1832  bis  zum  Jahre 
1835  diejenigen,  die  in  der  Städteverwaltung  herrschend  waren, 
im  Parlament  ohnmächtig  waren  und  dass  diejenigen,  die  in 
der  Städteverwaltung  ohnmächtig  waren,  im  Parlament 
herrschten.  Die  Kraft  des  Widerstandes  gegen  den  Versuch, 
den  in  der  Stadtverwaltung  Ohnmächtigen  die  staatliche  Herr- 
schaft zu  gewinnen,  ist  nicht  zum  geringsten  Teile  auf  die 
vor  1835  bestehende  Städteordnung  zurückzuführen.   Die  Zeit 

')  H.  A.  Merewether  und  A,  J.  Stephens  a.  a.  0.  vol.  I, 
S.  XXXTX  ff.,  LVII  ff.  und  vol.  II  sowie  vol.  III  passim.  —  R.  G  n  e  i  s  t, 
Selfgovernment  a.  a.  0.  S.  588  ff. 

')  First  Report  a.  a.  0.  S.  39. 

»)  First  Report  a.  a.  0.  S.  36.  -  F.  Clifford  a.  a.  0.  S.  223. 
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war  gekommen,  Abrechnang  mit  ihren  Organen  zu  halten  für 
die  Handlangerdienste,  die  sie  bei  der  Konservierung  der  ari- 
stokratischen Herrschaft  im  englischen  Parlament  geleistet 
hatten,  ihnen  die  Herrschaft  zu  entreissen,  die  ihnen  aus  der 
Herrschaft  im  Staatsleben  vertriebene  Mächte  gereicht  hatten. 
Die  von  uns  gegebene  Skizze  der  unreformierten  Stadte- 
ordnung  zeigt,  dass  das  Drängen  nach  Beseitigung  dieser 
Ordnung  eine  Bourgeoisbewegung  war.  Breite  Schichten 
der  bürgerlichen  Klassen  waren  von  der  Stadtverwaltung  aus- 
geschlossen. Noch  war  die  Aufgabe  nicht  gelöst,  dem  ge- 
samten dritten  Stande  Zugang  zur  Stadtverwaltung  zu  ge- 
statten. Die  Forderung  nach  grösserer  Demokratisierung  der 
Stadtverfassung  musste  keineswegs  notwendig  die  Forderung 
nach  Zulassung  der  unteren  Klassen  einschliessen.  Der  Auf- 
stand gegen  die  unreformierte  Städteordnung  war  eine  Em- 
pörung eines  grossen  Teiles  des  dritten  Standes  gegen  einen 
kleinen  Bruchteil  desselben  Standes.  Es  stimmt  mit  dieser 
Auffassung,  dass  die  Erlagen  der  zur  Untersuchung  der  Städte- 
verfassung niedergesetzten  Kommission  ebenso  wie  ihre  Vor- 
schläge zur  Reorganisation  der  Stadteverfassung  mit  keinem 
Worte  die  Indifferenz  der  Stadtverwaltungen  auf  sozialpoliti- 
schem Gebiete  berücksichtigten^).  Der  Katalog  der  Ver- 
säumnisse, die  sich  die  Stadtverwaltungen  mit  Bezug  auf  die 
Interessen  des  dritten  Standes  zu  schulden  kommen  liessen, 
war  schon  reichhaltig  genug.  Die  Empörung  gegen  die  un- 
reformierte Städteordnung,  soweit  sie  sich  nicht  auflösen  lässt 
in  das  Streben,  Verwaltungsorgane  zu  schaffen,  die  den  primi- 
tivsten Forderungen  der  Ehrlichkeit  in  der  Finanzverwaltung, 
der  Unparteilichkeit  in  der  Rechtsprechung,  der  konfessionellen 
Toleranz  Genüge  leisteten,  hatte  ihre  Wurzel  darin,  dass  die 
unreformierten  Städteorgane  weite  Teile  des  dritten  Standes 
in  ihrem  Besitze  schädigten,  ihnen  nicht  die  Sicherheit  und 
die  Bequemlichkeiten  verschafften,  nach  denen  sie  begehrten. 
Als  Typen  aus  der  Reibe  derer,  die  laut  eine  Reform  be- 
gehrten, müssen  wir  uns  den  Kaufmann,  den  Industriellen,  den 
wohlhabenden   Handwerksmeister    vorstellen,     der    mit    Ent- 


>)  First  Report  a.  a.  0.  S.  30,  32,  33,  37,  39  f.,  41  f.,  43,  46. 
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rflstung  sah,  wie  andere  Stellungen  bekleideten,  zu  denen  er 
nicht  gelangen  konnte.  Wenn  der  Regen  die  ungepflasterten 
Strassen  aufweichte,  wenn  der  ehrsame  Philister,  der  nachts 
nach  Hause  ging,  in  der  ägyptischen  Finsternis  fast  Hals  und 
Bein  brach,  wenn  der  Unternehmer,  der  nicht  Bürger  war, 
von  seinem  Eonkurrenten,  der  Bürger  war,  auf  dem  Markte 
unterboten  wurde,  wenn  der  Steuerzettel  kam  —  in  solchen 
Augenblicken  wurde  der  Hass  gegen  die  bestehende  Städte- 
verfassung geboren. 

Er  war  zugleich  eine  Spielform  des  Hasses  des  dritten 
Standes  gegen  die  Geburtsaristokratie.  In  ihm  zittert  noch 
der  bittere  Groll  gegen  die  Farlamentsordnung  nach,  durch 
die  der  dritte  Stand  so  lange  in  Fesseln  gehalten  worden  war, 
das  Gefühl  des  Triumphes  darüber,  dass  man  das  Parlament 
zu  einer  Feste  des  dritten  Standes  gemacht  hatte.  Die  muni- 
zipalen Beformen  der  Jahre  1835  und  1855  sind  mit  aus 
dem  Bestreben  hervorgegangen,  die  Macht  des  gewerbe- 
und  handeltreibenden  Büigertumes  gegenüber  dem  grund- 
besitzenden Adel  durch  einen  neuen  Sieg  zu  feiern  und  zu 
festigen.  Es  ist  bezeichnend,  dass  Richard  Cobden  seine  poli- 
tische Laufbahn  als  Apostel  der  Munizipalreform  von  1835 
begann^).  Diese  Reform  atmet  denselben  Geist  wie  die  Agi- 
tation für  die  Abschaffung  der  Eomzölle.  Hier  wie  dort  lief 
der  dritte  Stand  Sturm  gegen  eine  Citadelle  aristokratischer 
Macht,  um  sein  eigenes  Banner,  nicht  um  das  Banner  der 
unteren  Klassen  auf  den  Trümmern  aufzupflanzen. 

Im  Jahre  1835  brachte  das  liberale  Ministeriam  eine  um- 
fangreiche Vorlage  zur  Reform  der  Städteordnung  ein.  Als 
Voraussetzung  des  aktiven  Wahlrechtes  war  darin  dreijährige 
Ansässigkeit  als  Inhaber  eines  Wohnhauses  und  Bezahlung 
von  Eommunalsteuem  während  dreier  der  Wahl  vorange- 
gangener Jahre  vorgesehen.  Ein  Wählbarkeitszensus  war  nicht 
vorgeschlagen.  Wäre  der  letztere  Vorschlag  Gesetz  geworden, 
so  hätte  dem  Eintritt  von  Angehörigen  der  unteren  Klassen 
in  die  Gemeinderäte  rechtlich  nichts  im  Wege  gestanden. 


^)  John  Morley,  Life  of  Richard  Cobden  (New  edition,  London 
1883),  S.  17  und  27. 

Sinzheimer,  Der  Londoner  Grafechoftsrat.  I.  3 
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In  der  Begründung  des  vorgeschlagenen  Wahlrechtes  ging 
der  liberale  Minister  des  Innern,  Lord  John  Russell,  von  der 
Parlamentsreform  des  Jahres  1882  aus.  Er  stellte  zunächst 
den  Satz  auf,  dass  das  Verständnis  für  lokale  Angelegenheiten 
in  tiefere  Klassen  hinabreiche  als  für  nationale  Angelegen- 
heiten ^).  Der  weitaus  interessanteste  Teil  seiner  Begründung 
ist  aber  in  dem  zweiten  Grunde  gegeben,  den  Lord  Russell  an- 
führte. Dieser  zweite  Grund  ist  auch  deshalb  interessant,  weil 
er  die  Demokratisierung  der  Städteverfassung  nicht  als  eine 
revolutionäre,  sondern  als  eine  konservierende  Massregel  er- 
scheinen lässt,  weil  er  zeigt,  dass  bei  den  Verteidigern  einer 
aristokratischen  Staatsverfassung  Motive  dafür  wirksam  sein 
können,  einer  Demokratisierung  der  Städteverfassung  zuzu- 
stimmen. Lord  Russell  feierte  das  in  dem  liberalen  Gesetz- 
entwurf geforderte  Wahlrecht  deshalb,  weil  es  eine  Stärkung 
der  Herrschaft  des  dritten  Standes  bewirken  müsse.  Die  An- 
nahme der  ministeriellen  Postulate  werde  —  so  führte  er  aus 
—  ein  Ventil  sein,  durch  das  die  der  ersten  Parlamentsreform 
feindliche  radikale  Stimmung  abziehen  werde.  Würde  der 
Besitz  nicht  nur  für  die  Zusammensetzung  des  Parlaments, 
sondern  auch  für  die  Zusammensetzung  der  Stadtratskollegien 
ein  ausschliessliches  gesetzliches  Privileg  erhalten,  so  sei  die 
Aufrechterhaltung  der  Parlamentsreform  von  1832  gegenüber 
denjenigen,  die  eine  stärkere  Demokratisierung  des  parlamen- 
tarischen Wahlrechtes  verlangten,  schwierig^). 

Selbst  dann  aber,  wenn  man  zugeben  wollte,  dass  dieser 
Gedankengang  dem  ernsten  Bestreben  entsprungen  wäre,  jene 
Forderung  durchzusetzen,  so  müsste  darauf  hingewiesen  werden, 
dass  er  keineswegs  den  Gedanken  einschloss,  thatsächlich  die 
Pforten  der  Gemeinderatskollegien  für  Angehörige  der  unteren 
Klassen  zu  entriegeln.  Die  Tage,  in  denen  über  die  neue 
Städteordnung  debattiert  wurde,  gehörten  zu  der  Periode,  der 
Thomas  Carlyles  Zorn  den  Namen  des  Midaszeitalters  gab. 
Aus  dieser  Periode  wuchsen  Thackerays  «Vanity  Fair''  und 
die  ,Hard  Times'^  von  Dickens  heraus.     In  ihr  sang  Byron: 


1)  Haneard'B  Parliamentary  Debates  vol.  28  (1885),  S.  549. 
«)  Ib.  ib. 
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.Maidens,  like  moths,  are  eyer  caught  by  glare, 

And  Mammon  wins  bis  way  where  Seraphs  might  despair." 

Ein  Reflex  des  plutokratischen  Charakters  jener  Epoche 
liegt  auch  darin,  dass  man  vielfach  auch  in  liberalen  Kreisen  der 
Ansicht  war,  selbst  wenn  die  Gesetzgebung  der  unteren  Klassen 
die  rechtliche  Möglichkeit  zusicherte,  an  der  Staats-  und  Stadt- 
verwaltung teilzunehmen,  würden  Angehörige  der  unteren 
Klassen  infolge  des  fessellosen  Respekts  vor  dem  Reichtum 
thatsächlich  ausgeschlossen  bleiben.  „Die  Wahrheit  ist  dies''  — 
so  schrieb  selbst  Francis  Place  im  Jahre  1830  an  Sir  John 
Hobhouse  —  ,die  Wahrheit  ist  dies,  dass  der  Pöbel  niemals 
Leute  aus  seinen  eigenen  Reihen  wählen  wird;  er  thut  dies 
niemals,  wenn  vollständig  frei  in  seiner  Wahl.  In  allen  solchen 
Fällen  wählt  er  Männer  mit  Vermögen'^).  Dieselbe  Melodie 
erklang  in  den  Debatten  über  die  Munizipalreform.  Mit 
cynischer  OfiTenheit  erinnerte  eines  der  liberalen  Häupter,  Lord 
Brougham,  daran,  dass  man  in  einem  Zeitalter  lebe,  in  dem 
Leute  ohne  Besitz  nur  solche  mit  Besitz,  Leute  mit  Besitz 
nur  Leute  mit  grösserem  Besitze  für  würdig  hielten,  sie  zu 
vertreten.  Der  Fortfall  des  Wählbarkeitszensus  werde  nimmer 
bewirken,  dass  Angehörige  der  unteren  Klassen  Mitglieder  der 
Gemeinderäte  würden*). 

Aber  nicht  einmal  als  Dekorationsstück,  dessen  Flitter- 
glanz den  Blick  von  der  Privilegierung  des  dritten  Standes 
im  Parlament  ablenken  sollte,  wurde  der  Fortfall  der  finanziellen 
Qualifikation  von  den  Liberalen  ernstlich  gewollt.  Mit  beissen- 
dem  Sarkasmus  stellte  Sir  Robert  Peel  in  einer  geistsprühen- 
den Rede  ^)  fest,  dass  die  Liberalen  selbst  kurz  vor  Einbringung 
der  kommunalen  Reformbill  eine  hohe  finanzielle  Qualifikation 
gefordert  hatten.  Der  Bruch  mit  diesen  Antecedentien  war 
nur  äusserlich,  nicht  innerlich.  Er  entsprang  taktischen  Er- 
wägungen. Bei  der  Ausarbeitung  des  Gesetzentwurfes  ging 
man  von  der  Erwartung  aus,  dass  die  Konservativen  der  Re- 
form der  Städteordnung,  speziell  der  Demokratisierung  des  Wahl- 


')  Graham  Wallas,  Life  of  Francis  Place,  S.  155. 

')  Hansard's  Parliamentary  Debates,  vol.  80  (1885),  S.  486. 

')  Ib.  vol.  29  (1835),  S.  99  ff. 
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rechtes  heftigen  Widerstand  entgegensetzen  würden  ^).  Worauf 
man  in  liberalen  Kreisen  ausging,  war  dies,  den  Kreisen,  ffir 
die  man  das  parlamentarische  Wahlrecht  errungen  hatte,  auch 
das  kommunale  Wahlrecht  zu  erringen.  Um  dieses  Ziel  zu 
erreichen,  war  es  notwendig,  in  den  Gesetzentwurf  Bestim- 
mungen einzufügen,  die  eventuell  als  Eompensationsobjekte  für 
die  Eonseryativen  dienen  konnten.  Die  Gefahr  eines  konser- 
vativen Widerstandes  im  Unterhause  bedeutete  angesichts  der 
grossen  liberalen  Majorität,  die  hier  vorhanden  war,  wenig. 
Desto  mehr  war  vom  Widerstände  des  Oberhauses  zu  fürchten. 
Die  Geschichte  der  liberalen  Vorschläge  für  die  Gestaltung 
des  kommunalen  Wahlrechtes  im  Jahre  1835  ist  eine  der  zahl- 
reichen Illustrationen  für  den  Satz,  dass  eine  der  Funktionen 
des  Oberhauses  darin  besteht,  die  Liberalen  zeitweilig  radikaler 
erscheinen  zu  lassen  als  sie  wirklich  sind.  Der  Fortfall  der 
finanziellen  Qualifikation  für  das  passive  Wahlrecht  wurde  von 
den  Liberalen  gefordert,  um  geopfert  zu  werden  und  um 
gegen  dieses  Opfer  die  von  ihnen  wirklich  gewollte  Ordnung 
einzutauschen.  Wie  richtig  diese  Deutung  ist,  ergibt  sich  auch 
aus  dem  letzten  Akt  des  Dramas.  Bereitwillig  ging  man  auf 
das  Verlangen  ein,  einen  Wählbarkeitszensus  einzuführen,  und 
die  Municipal  Gorporations  Act  von  1835  enthielt  die  Be- 
stimmung, dass  in  kleinen  Städten  Stadtverordnete  nur  die 
werden  könnten,  die  ein  bewegliches  oder  unbewegliches  Ver- 
mögen von  mindestens  500  Pfd.  Sterl.  besässen  oder  zur 
Armensteuer  mit  einer  Wohnung  oder  einem  Realbesitz  von 
mindestens  15  Pfd.  Sterl.  jährlich  eingeschätzt  wären.  In 
grösseren  Städten  sollte  der  Wählbarkeitszensus  das  Doppelte 
betragen  *). 

Noch  klarer  als  hier  liegen  die  Dinge  im  Jahre  1855, 
in  dem  das  Metropolitan  Board  of  Works  geschaffen  wurde. 
Der  Gesetzentwurf,  den  Sir  Benjamin  Hall  als  Vertreter  der 
damals  am  Ruder  befindlichen  liberalen  Regierung  einbrachte, 
schlug  vor,  das  Metropolitan  Board  of  Works  durch  die  Mit- 
glieder des  Common  Council  der  City  und  durch  die  Mitglieder 


1)  Graham  Wallas  a.  a.  0.  S.  348. 
«)  5  u.  6  Will.  IV,  c.  76,  sec.  XXVIII. 
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der  sogenannten  Vestries  und  District  Boards  wählen  zu 
lassen.  Das  ausserhalb  der  City  gelegene  London  sollte  in 
eine  Reihe  von  Bezirken  geteilt  werden,  Yon  denen  jeder  ent- 
weder eine  Yestry  oder  ein  District  Board  zu  wählen  hatte. 
Die  Vestries  sollten  aus  ürwahlen  hervorgehen,  die  Mitglieder 
der  District  Boards  sollten  durch  die  Mitglieder  derjenigen 
Vestries  gewählt  werden,  die  nicht  ffir  sich  allein,  sqndem  in 
Gruppen  von  District  Boards  an  der  Wahl  der  Mitglieder  des 
Metropolitan  Board  of  Works  teilnahmen.  Das  aktive  Wahl- 
recht für  die  Wahl  der  Vestries,  sowohl  derjenigen  Vestries, 
die  direkt  an  der  Wahl  des  Metropolitan  Board  of  Works  sich 
beteiligten  als  auch  derjenigen  Vestries,  die  kein  Recht  zur 
Wahl  von  Mitgliedern  des  Metropolitan  Board  of  Works, 
sondern  nur  ein  Recht  zur  Wahl  von  District  Boards  hatten, 
sollte  nach  dem  Gesetzentwürfe  jeder  haben,  der  im  letzten 
Jahre  vor  der  Wahl  zur  Armensteuer  eingeschätzt  war  und 
alle  Eommunalsteuern  bezahlt  hatte,  mit  Ausnahme  der  in 
den  letzten  6  Monaten  vor  der  Wahl  fälligen  Armensteuern« 
Wählbar  als  Mitglieder  einer  Vestry  oder  eines  District  Board 
aber  sollten  nur  solche  sein,  die  mit  mindestens  40  Pfd.  SterL 
armenstenerpflichtiger  Grundrente  eingeschätzt  waren  ^).  Nur 
diejenige  Schicht,  die  finanziell  höher  stand  als  die  durch  die 
Munizipalreform  des  Jahres  1885  zum  passiven  kommunalen 
Wahlrechte  zugelassene  Klasse,  und  zwar  nur  ein  Teil  dieser 
Schicht,  sollte  demnach  ein  direktes  Stimmrecht  zum  Metro- 
politan Board  of  Works  haben. 

Es  ist  bezeichnend,  dass  von  liberaler  Seite  geltend  ge- 
macht wurde,  der  Gesetzentwurf  trage  den  Interessen  des 
städtischen  Grundeigentums  nicht  genügend  Rechnung,  und 
dass  liberale  Stimmen  ein  mit  dem  Werte  des  Grundeigen- 
tumes kumulierendes  Stimmrecht  vorschlugen^).  Für  den 
Geist,  der  die  liberale  Mehrheit  beherrschte,  ist  auch  die  Moti- 
vierung eines  Vorschlages  charakteristisch,  der  dahin  ging, 
es   solle  gestattet  werden,   dass  Mitglieder  einer  Vestry  oder 


1)  Hansard's  ParHamentary  Debatee  vol.  137  (1855),  S.  1475. 
')  VgL  die  Rede  von  Viscoant  Ebrington  ib.  ib.  S.  726  und 
eine  andere  ähnliche  Aeasaenmg  ans  liberalem  Monde  ib.  vol.  188,  S.  578  f. 
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eines  District  Board  auch  solche  werden  dürften,  die  ausser- 
halb des  der  betreffenden  Yestry  oder  dem  betreffenden  District 
Board  unterstehenden  Bezirkes  ansässig  seien.  Sir  Benjamin 
Hall  rechtfertigte  diese  Forderung  damit,  dass  ihre  Durch- 
führung die  Möglichkeit  biete,  reiche  Eaufleute  in  die  Vestries 
und  District  Boards  armer  Bezirke  hinein  zu  bekommen^). 

Andererseits  wurden  liberale  Stimmen  laut,  die  den  vor- 
geschlagenen Wählbarkeitszensus  von  40  Pfd.  Sterl.  als  zu 
hoch  gegriffen  bezeichneten').  Das  Resultat  war  ein  Eom- 
promiss.  Die  auf  die  Abgrenzung  der  Urwählerschaft  bezüg- 
lichen Bestimmungen  des  Gesetzentwurfes  wurden  angenommen. 
Für  die  reicheren  Bezirke  wurde  der  Wählbarkeitszensus  auf 
40  Pfd.  Sterl.,  für  die  weniger  reichen  Distrikte  auf  25  Pfd. 
Sterl.  festgesetzt^).  Sowohl  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Qualifikation  für  die  Teilnahme  an  den  ürwahlen  als 
auch  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  den  Wählbarkeits- 
zensus, die  das  Parlament  im' Jahre  1855  annahm,  blieben 
während  der  ganzen  Zeit  des  Metropolitan  Board  of  Works 
bis  zu  seinem  Ende,  d.  h.  bis  zum  1.  April  1889,  unverändert 
in  Kraft.  Das  Gleiche  war  der  Fall  mit  der  Mehrzahl  der 
anderen  organisatorischen  Bestimmungen,  so  mit  der  Bestim- 
mung, dass  sowohl  von  den  Mitgliedern  der  Vestries  und  der 
District  Boards,  als  auch  von  den  Mitgliedern  des  Metropolitan 
Board  of  Works  alljährlich  ein  Drittel  ausscheiden  und  durch 
Neuwahlen  ergänzt  werden  solle.  Bis  zum  Jahre  1885  betrug 
die  Zahl  der  für  die  Erwählung  der  Mitglieder  des  Metropolitan 
Board  of  Works  stimmberechtigten  Vestries  und  District 
Boards  39,  wie  es  das  Gesetz  des  Jahres  1855  bestimmt  hatte. 
Darunter  waren   28  Vestries,   die  in  das  Metropolitan  Board 

»)  Ib.  vol.  138,  S.  568. 

')  Dieser  Ansicht  gab  auch  Thomas  Slingsby  Duncombe 
Ausdruck  (ib.  vol.  137,  S.  1472),  der  bekannte,  sonst  aristokratischen  Pas- 
sionen ergebene,  interessante  Freund  der  Gewerkvereine  (vgL  über  ihn 
Sidney  and  Beatrice  Webb  a.  a.  0.  S.  169).  Duncombes  Rede,  ge- 
halten in  einer  Periode,  in  der  seine  Beziehungen  zu  den  Gewerkvereinen 
bereits  gelockert  waren  (ib.  ib.  S.  176),  enthält  übrigens  keine  einzige 
Stelle,  die  in  dem  Sinne  zu  deuten  wäre,  dass  er  hier  als  Vertreter  der 
Gewerkvereine  gesprochen  hätte. 

»)  18  u.  19  Vict.  c.  120,  secVI. 
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of  Works  je  2  Mitglieder  oder  je  1  Mitglied  zu  wählen  hatten, 
ferner  12  District  Boards,  die  durch  je  2 — 9  kleinere  Vestries 
zu  wählen  waren  und  je  1  Mitglied  in  das  Metropolitan  Board 
of  Works  zu  wählen  hatten,  weiter  2  District  Boards,  die 
durch  je  2 — 4  Vestries  zu  wählen  waren  und  zusammen 
1  Mitglied  in  das  Metropolitan  Board  of  Works  zu  wählen 
hatten,  endlich  1  durch  3  Vestries  zu  wählendes  District 
Board,  das  gemeinschaftlich  mit  1  Vestry  zusammen  1  Mit- 
glied in  das  Metropolitan  Board  of  Works  zu  wählen  hatte. 
Durch  ein  Gesetz  aus  dem  Jahre  1885  wurden  vermittelst  der 
Auflösung  eines  District  Board  2  neue  Vestries  gebildet  und 
jedem  der  beiden  District  Boards,  die  bis  dahin  zusammen 
1  Mitglied  in  das  Metropolitan  Board  of  Works  zu  wählen 
hatten,  wurde  das  Recht  verliehen,  1  Mitglied  für  sich  allein 
in  das  Metropolitan  Board  of  Works  zu  wählen,  während  in 
anderen  Fällen  einigen  Vestries  und  District  Boards  das  Recht 
verliehen  wurde,  mehr  Vertreter  als  bisher  und  zwar  bis  zu 
je  3  Vertretern  in  das  Metropolitan  Board  of  Works  zu  senden. 
Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Metropolitan  Board  of  Works, 
die  auf  Grund  des  Gesetzes  aus  dem  Jahre  1855  bis  dahin  46 
betragen  hatte,  wurde  damit  auf  60  erhöht.  Die  Zahl  der  für 
die  City  zu  wählenden  Mitglieder  belief  sich  immer  auf  3. 

Fast  ohne  Widerspruch  ging  im  Parlament  der  Vorschlag 
durch,  das  Metropolitan  Board  of  Works  aus  indirekten  Wahlen 
hervorgehen  zu  lassen.  Da  die  Munizipalreform  des  Jahres 
1835  nur  direkte  Wahlen  zuliess,  so  fühlt  man  sich  versucht, 
dies  als  einen  weiteren  Beweis  dafür  anzusehen,  dass  die 
Liberalen  im  Jahre  1855  noch  weiter  als  im  Jahre  1835  von 
der  Absicht  entfernt  gewesen  seien,  ein  energisch  demokratisches 
Wahlrecht  festzusetzen.  Wir  zögern  jedoch,  dieser  Auffassung 
zu  folgen.  Um  dies  zu  begreifen,  ist  es  notwendig,  auf  einen 
ferneren  Unterschied  der  beiden  kommunalen  Reformgesetze 
einzugehen. 
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4.  Kapitel. 

Die  kommnnale  Dezentralisation  anf  Grand  der 
Gesetzgebung  Ton  1835  nnd  1855. 

Eines  der  der  Munizipalreform  der  dreissiger  Jahre  zu 
Grunde  liegenden  Prinzipien  war  der  Grundsatz,  die  Zer- 
splitterung in  der  Eommunalver waltung,  die  vorher  bestand, 
aufzuheben  nnd  die  Distrikte,  die  infolge  ihres  räumlichen  und 
wirtschaftlichen  Zusammenhanges  nach  dem  populären  Sprach- 
gebrauche zusammen  eine  Stadt  bildeten,  fttr  alle  munizipalen 
Verwaltungszwecke  mit  Ausnahme  der  Armenverwaltung  einem 
einzigen  repräsentativen  Organe  zu  unterstellen^).  Die  Re- 
form von  1855  führte  dieses  Prinzip  nur  teilweise  durch.  Die 
Absicht  des  Parlaments  ging  im  Jahre  1855  nur  dahin,  in 
London  lediglich  ein  embryonales  städtisches  Zentralorgan  zu 
schaffen.  Neben  dem  in  einen  engen  Rahmen  eingepressten 
konununalen  Zentralorgan,  dem  Metropolitan  Board  of  Works, 
sollten  die  Gemeinderäte  der  Londoner  Gemeindebezirke,  die 
Vestries  und  District  Boards,  nicht  nur  als  Wahlkörper,  son- 
dern auch  als  administrative  Organe  fungieren. 

Keineswegs  war  die  Intention  des  Parlaments  im  Jahre 
1855,  einem  kommunalen  Zentralorgan  in  London  alle  munizi- 
palen Aufgaben  anzuvertrauen,  die  durch  das  Gesetz  von  1835 
den  neuerstandenen  Stadträten  in  der  Provinz  übertragen 
worden  waren.  Vielmehr  beabsichtigte  das  Parlament,  dem 
Metropolitan  Board  of  Works  nur  einen  Aufgabenkreia  von 
minimaler  Ausdehnung  zu  überweisen.  Die  entscheidende  ad« 
ministrative  Ursache  der  Begründung  des  Metropolitan  Board 
of  Works  war  die  Absicht,  ein  passendes  Organ  zur  Ver- 
besserung  der  Hauptkanalisation  zu   schaffen^).     In  zweiter 


^)  Seoond  Report  of  CommiBsiODers  of  Inquiry  into  theMonicipal 
Gorporations  of  England  and  Wales  (1837),  S.  4. 

*)  üebereinstimmend  mit  dieser  Auffassung  sagt  Joseph  F.  B.  Firth 
(a.  a.  0.  S.  298),  das  Gesetz  von  1855  sei  .essentially  a  paroohial  measure* 
gewesen,  und  an  anderer  Stelle  erzählt  derselbe  Autor,  die  Entstehung 
des  Metropolitan  Board  of  Works  sei  anf  die  Frage  der  hauptstädtischen 
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Linie  war  das  Bestreben  massgebend,  ein  Netz  neuer  Haupt- 
Strassen  zu  organisieren.  Beide  Aufgaben  tragen  ein  gemein** 
sames  Merkmal,  das  sie  von  einem  grossen  Teile  anderer  nach 
der  damaligen  Auffassung  zur  Kompetenz  der  Kommunal- 
verwaltung  gehörenden  Aufgaben  unterscheidet.  Sowohl  die 
Organisation  eines  harmonisch  zusammengefügten  Kanalisations- 
systems als  auch  die  Erbauung  langgestreckter,  mehrere  Qe- 
meindebezirke  zugleich  durchziehender  Hauptstrassen  war  ein 
Problem,  dessen  Lösung  die  Vornahme  Ton  räumlich  weit 
über  die  Sondergebiete  der  einzelnen  Gemeindebezirke  hinaus- 
greifenden Anlagen  zur  Voraussetzung  hatte. 

Die  Schöpfer  des  Gesetzes  von  1855  dürften  auch  wohl 
kaum  daran  gedacht  haben,  in  dem  Metropolitan  Board  of 
Works  ein  dauerndes  Organ  zu  schaffen.  Die  Beform  der 
Hauptkanalisation,  also  die  Lösung  der  Aufgabe,  um  die  die 
anderen  dem  Metropolitan  überwiesenen  spärlichen  Aufgaben 
als  um  ihren  Mittelpunkt  sich  herumkrystallisierten ,  wurde 
zwar  allseitig  als  eine  Aufgabe  betrachtet,  deren  Lösung  eine 
Reihe  von  Jahren  in  Anspruch  nehmen  werde,  aber  sie  bildete, 
da  sie  notwendig  in  einem  bestimmten  Zeitpunkte  zum  Ab- 
sehluss  kommen  musste,  nur  eine  temporäre,  keine  laufende 
Verwaltungsaufgabe  ^).  Im  Einklänge  hiermit  wurde  auch  die 
Vorgängerin  des  Metropolitan  Board  of  Works,  die  Metro- 
politan Commission  of  Sewers,  gleich  bei  ihrer  Begründung 
als  eine  nur  vorübergehende  Bildung  betrachtet.  Einen  ähn- 
lichen Charakter  hatten  die  Funktionen  des  Metropolitan  Board 
of  Works  auf  dem  Gebiete  des  Strassenwesens.  Die  Haupt- 
aufgabe, die  ihm  das  Parlament  hier  zugedacht  hatte,  war 
gleichfalls  eine  zeitlich  begrenzte,  nämlich  die  Anlage  neuer 
Strassenzüge  in  dichtbebauten  und'  verkehrsreichen,  nicht 
in  neuen,  im  Stadium  der  Entwickelung  sich  befindenden 
Distrikten. 

Deutlich  leuchtet  femer  aus  dem  Gesetze  von  1855  der 


Eanalisation  zurückzufahren  (a.  a.  0.  S.  226).  Aehnlich  äusserte  sich  John 
Stuart  Mill  im  Parlament  (Hansard's  Parliamentary  Debates  voL  191, 
S.  1862),  ebenso  Sir  William  Harconrt  ib.  vol.  287  (1884),  S.  49. 

^)  S.  auch  die  bereits  erwähnte  Rede  John  Stuart  Mills  (Hansard^s 
Parliamentary  Debates  vol.  191,  S.  1862). 
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Grundsatz  hervor,  dass  die  Yeatries  und  District  Boards  als 
administrative  Organe  sowohl  unter  sich  als  auch  gegenüber 
dem  Metropolitan  Board  of  Works  unabhängig  sein  sollten. 
Diesem  waren  zwar  einige  Eontrollbefugnisse  gegenfiber  den 
Oemeinderäten  der  Gemeindebezirke  gegeben.  Doch  diese  Be- 
fugnisse betrafen  nur  einen  kleinen  Ausschnitt  aus  dem  Auf- 
gabenkreise der  Vestries  und  District  Boards  und  keine  einzige 
Aufgabe,  bei  der  es  sich  um  grössere  Interessenkonflikte  hätte 
handeln  können.  Man  plante  keineswegs,  in  dem  Metropolitan 
Board  of  Works  ein  den  Gemeinderäten  der  Gemeindebezirke 
übergeordnetes  Organ  zu  schafi^en,  dem  das  Recht  zustände, 
die  gesamte  Thätigkeit  der  Vestries  zu  überwachen  und  in 
sie  korrigierend  einzugreifen.  Die  Regel  war  völlige  Freiheit 
von  jeglicher  Einwirkung  seitens  des  Metropolitan  Board  of 
Works,  völlige  Ohnmacht  dieser  Körperschaft  gegenüber  den 
Vestries  und  District  Boards.  Das  Metropolitan  Board  of 
Works  war  gedacht  als  ein  Komitee  der  Vestries  und  District 
Boards,  dem  diese  nicht  subordiniert,  sondern  koordiniert 
wären  ^). 

In  diesen  Momenten  glauben  wir  auch  den  Hinweis  darauf 
zu  finden,  dass  die  Einführung  des  indirekten  Wahlrechtes 
für  das  Metropolitan  Board  of  Works  nicht  ohne  weiteres  als 
ein  Beweis  für  die  undemokratische  Gesinnung  des  Liberalismus, 
der  jene  Institution  schuf,  betrachtet  werden  darf.  Das  in- 
direkte Wahlrecht  war  die  Frucht  der  Anschauung,  dass  nicht 
einem  kommunalen  Zentralorgan,  sondern  einer  Vielheit  munizi- 
paler Teilorgane  die  Londoner  Stadtverwaltung  zu  über- 
antworten sei.  Man  glaubte,  es  sei  überflüssig,  für  ein  Organ, 
in  dem  keineswegs  das  Schwergewicht  der  Stadtverwaltung 
liegen  sollte,  das  vielmehr  lediglich  das  Ergebnis  eines  par- 
tiellen und  mechanischen,  nicht  eines  umfassenden  und  organi- 
schen Zentralisationsprozesses  war,  eine  zahlreiche  Wähler- 
schaft in  Bewegung  zu  setzen,  um  so  mehr,  da  man  überzeugt 
war,  dass  jenes  Organ  nur  ein  ephemeres  Dasein  führen  und 


^)  Ueber  die  ünabhäiigigkeit  der  Vestries  und  District  Boards  s.  auch 
Sir  William  Harcourt  a.  a.  0.  S.  60.  —  Report  of  the  Metro- 
politan Board  of  Works  for  the  year  1882,  S.  5. 
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nach  einiger  Zeit  nach  gethaner  Arbeit  doch  wieder  ver- 
schwinden werde.  Nicht  darauf  kam  es  an,  eine  über  den 
Genieinderäten  stehende,  zu  eventnellem  energischen  Vorgehen 
gegen  sie  entschlossene  Körperschaft  zu  bilden,  und  ebenso- 
wenig, wie  es  notwendig  schien,  zu  bestimmen,  dass  eine 
Vestry  ihren  eigenen  Wählern  die  Bildung  der  Spezial- 
ausschüsse  der  Vestry,  des  Ausschusses  für  die  Erbauung  eines 
Bathauses  oder  für  die  Strassenreinigung  oder  dergleichen, 
überlassen  solle,  ebensowenig  schien  es  notwendig,  das  Gesamt- 
komitee der  Vestries  und  District  Boards  aus  Urwahlen  her- 
vorgehen zu  lassen  ^). 

Das  indirekte  Wahlrecht  entsprang  dem  Gedanken  der 
Dismembration  der  Londoner  Eommunalverwaltung.  Wo  sind 
nun  aber  die  Entstehungsgründe  dieser  Dismembrationsidee 
zu  suchen?  Woher  kam  es,  dass  das  Parlament  im  Jahre 
1855  im  Gegensatze  zu  dem  Unifikationsprinzip  der  Gesetz- 
gebung vom  Jahre  1835  in  London  eine  vielgespaltene 
Eommunalverwaltung  und  nur  ein  verkrüppeltes  kommunales 
Zentralorgan  schuf? 

Man  denkt  zunächst  daran,  dass  es  sich  in  den  beiden 
Jahren  um  Städte  von  verschiedener  Grösse  handelte.  Die 
Durchführung  des  Unifikationsprinzips,  das  in  dem  Gesetze 
des  Jahres  1835  enthalten  war,  bewirkte,  dass  die  Bezirke 
der  verschiedenen  Städte  Verwaltungen  mächtig  ausgedehnt 
wurden.  Aber  alle  diese  Expansionen  blieben  weit  hinter  der 
Ausdehnung  zurück,  die  eingetreten  wäre,  wäre  jenes  Prinzip 
auch  in  London  völlig  durchgeführt  worden.  Während  vor 
1835  der  Stadtrat  von  Bristol  beispielsweise  nur  Jurisdiktion 
über  eine  Bevölkerung  von  59000  Seelen  hatte,  führte  die 
Anwendung  des  Gesetzes  von  1835  dazU;  dass  er  Jurisdiktion 
über  104000  Köpfe  erhielt.  In  Liverpool  bewirkte  die  An- 
wendung desselben  Gesetzes,  dass  die  Jurisdiktion  des  Liver- 
pooler Stadtrates   nicht   mehr  bloss  auf  165000,   sondern  auf 


^)  Auf  Grund  ähnlicher  Erwägungen  kam  auch  To ulmin  Smith 
zur  Befürwortung  und  Billigung  des  indirekten  Wahlrechtes.  Vgl.  seine 
beiden  Schriften:  ,The  Metropolis  and  its  municipal  administration' 
(1852),  8.  56  ff.  und  ,The  Metropolis  Local  Management  Act,  1855*, 
S.  38  f. 
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206000  Seelen  sich  erstreckte.  Wäre  aber  im  Jahre  1855 
die  Londoner  Stadtverwaltung  nach  demselben  Master  organi- 
siert worden  und  wäre  die  Jurisdiktion  desjenigen  kommunalen 
Organs,  das  auf  dem  Boden  Londons  von  allen  kommunalen 
Organen  die  numerisch  stärkste  Bevölkerung  umfasste,  auf 
ganz  London  ausgedehnt  worden,  so  wäre  ein  Verwaltungs- 
gebiet mit  rund  129000  Menschen  zu  einem  Verwaltungs- 
gebiet mit  rund  2  360000  Menschen  ausgereckt  worden^). 

Berücksichtigt  man  diesen  scharfen  Unterschied  zwischen 
London  und  den  verschiedenen  Provinzstädten,  so  ergibt  sich, 
dass  der  Versuch,  über  die  Motive  für  die  Zersplitterung  der 
Londoner  Eommunalverwaltung  zu  unterrichten,  nicht  nur 
Aufklärung  über  das  Wahlrecht  verspricht,  auf  dem  das 
Metropolitan  Board  of  Works  fusste.  Eine  neue  Frage  tritt 
neben  die  bisher  von  uns  erörterte  Frage.  Dürfen  wir  die 
Regelung  der  Londoner  Stadtverwaltung  im  Jahre  1855  als 
einen  Ausfiuss  der  Ueberzeugung  betrachten,  dass  nach  dem 
üeberschreiten  einer  gewissen  Bevölkerungsgrösse  die  Spaltung 
der  Eommunalverwaltung  die  angemessene  Form  grossstädtischer 
Administration  ist? 

In  den  den  Gesetzen  von  1855  vorangegangenen  Er- 
örterungen ertönten  Stimmen,  die  verneinten,  dass  die  Grösse 
Londons  einen  Grund  gegen  den  Vorschlag  bilden  dürfe,  ganz 
London  zu  einem  geschlossenen  kommunalen  Verwaltungs- 
bezirke zu  machen  ^).  Ihnen  stehen  etwas  spätere  Aeusserungen 
gegenüber,  die  auf  die  besondere  geographische  Lage  Londons 
hinwiesen,  aus  der  Zweiteilung  Londons  durch  die  Themse 
schlössen,  bezüglich  Londons  sei  ein  Grund  für  die  Unifikation, 
der  innige  räumliche  Zusammenhang  der  verschiedenen  Stadt- 
teile, hinfallig,  und  die  auch  die  Bevölkerungszahl  sowie  die 
Ausdehnung  Londons  gegen  eine  straffe  Zentralisation  der 
Londoner  Stadtverwaltung  ins  Feld  führten  ^).    Man  führte  aus, 


^)  Second  Report  of  Commissioners  of  Inquiry  into  the  Municipal 
Corporations  of  England  and  Wales  (1887),  S.  4  und :  Report  of  the  Com- 
missioners, appointed  to  inquire  into  the  ezisting  state  of  the  Corporation 
of  the  City  of  London  etc.  (1854),  S.  XIV. 

^  Second  Report  a.  a.  0.  S.  4  f. 

»)  Report  a.  a.  0.  (1854),  S.  XXXIV. 
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London  sei  so  gross,  dass  die  verschiedenen  Stadtteile  nicht 
gemeinsame  Interessen  hätten,  dass  in  einer  zentralen  Stadt- 
verwaltung die  notwendige  Lokalkenntnis  fehlen  müsse  ^). 
Man  gab  auch  der  Furcht  Ausdruck,  ein  kommunales  Zentral- 
organ werde,  ehrgeizig  gemacht  durch  die  grosse  von  ihm 
vertretene  Bevölkerung,  leicht  geneigt  sein,  eine  Beeinflussung 
der  allgemeinen  Staatspolitik  zu  versuchen  und  die  eigent- 
lichen munizipalen  Aufgaben  zu  vernachlässigen^). 

Nichts  wäre  jedoch  irriger  als  die  Auffassung,  das  Gesetz 
von  1855  sei  eine  Kapitulation  vor  der  siegreichen  Kraft 
solcher  an  die  Grösse  Londons  anknüpfender  Argumente.  Es 
mag  sein,  dass  verschiedene  Kreise  sich  lediglich  von  der 
üeberlegung  leiten  liessen,  die  kolossale  Bevölkerung  und  die 
weite  Ausdehnung  Londons  schliesse  eine  Unifikation  aus.  Die 
zur  Unterstützung  dieser  Auffassung  beigebrachten  Erwägungen 
halfen  auch,  die  Position  derjenigen  zu  verstärken,  die  aus 
anderen  Gründen  zu  demselben  Resultat  kamen,  und  sie 
machten  es  ihnen  möglich,  für  den  Plan  einer  kommunalen 
Dezentralisation  einzutreten,  ohne  ihre  wirklichen  Motive  offen 
zu  bekennen.  Aber  keineswegs  war  die  Beweiskraft  einer 
sachlichen  Erörterung  der  Konsequenzen  der  Grösse  Londons 
das  Moment,  durch  das  das  Gesetz  von  1855  geschaffen  wurde, 
vielmehr  waren  andere  Erwägungen  für  die  Durchbrechung 
des  Unifikationsprinzips  massgebend. 

Zunächst  muss  darauf  hingewiesen  werden,  dass  die  Zer- 
stückelung der  Londoner  Kommunalverwaltung  nicht  erst  ein 
Produkt  des  Gesetzes  von  1855  war.  Bereits  vor  dem  Erlasse 
dieses  Gesetzes  war  die  Londoner  Kommunalverwaltung  viel- 
fältig gespalten.  Viel  weiter  als  in  irgend  einer  anderen 
Stadt  vor  Anwendung  des  Gesetzes  von  1835  ging  die  Dis- 
membration  der  Londoner  Kommunal  Verwaltung ,  bevor  das 
Gesetz  von  1855  diesen  Zustand  der  Dismembration  wenigstens 
etwas  änderte.  Kurz  vor  1855  gab  es  in  London  ausserhalb 
der  City  ausser  den  Armenpflegerkollegien  nicht  weniger  als 
300  verschiedene  munizipale  Körperschaften,  deren  Mitglieder- 

^)  Ib.  S.  XIV. 

')  S.  Yiscount  Ebringtons  Rede  in  H a n s a r d's  Parliaxnentary 
Debatea  vol.  137  (1855),  S.  726. 
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zahl  sich  auf  nahezu  11000  belief  ^).  Und  zwar  war  dieser 
Zustand  nicht  das  Produkt  der  üeberzeugung,  dass  London 
für  eine  einheitliche  Stadtverwaltung  zu  gross  sei.  Er  datierte 
bereits  aus  einer  Zeit,  in  der  London  noch  weit  davon  ent- 
fernt war,  eine  Million  Einwohner  zu  haben  ^.  Er  dankte 
seine  Entstehung  dem  Mangel  an  Planmässigkeit  auf  seiten 
des  Parlaments,  dem  Streben,  durch  Schaffung  neuer  kom- 
munaler Organe  neben  den  alten  die  Unfähigkeit  der  letzteren 
zu  kompensieren.  Und  ähnlich  ist  das  Gesetz  von  1855  nicht 
ein  Reflex  der  Grösse  Londons.  Es  ist  vielmehr  ein  Ausfluss 
des  diesem  Gesetze  charakteristischen  Strebens^),  bestehende 
Verhältnisse  soviel  wie  möglich  zu  schonen.  Eine  energische 
kommunale  Zentralisation  hätte  zu  einer  gewaltigen  Ver- 
minderung der  Zahl  der  erforderlichen  ehrenamtlichen  Kräfte 
geführt.  Man  fürchtete  sich  vor  dem  Novum,  das,  was  früher 
Tausende  geleistet  hatten,  Hunderten  zu  übertragen.  Man 
scheute  sich,  durch  eine  starke  Erniedrigung  der  Zahl  der 
ehrenamtlichen  Organe  den  Vorwurf  auf  sich  zu  laden,  un- 
demokratisch vorgegangen  zu  sein  ^).  Vor  allem  aber  fürchtete 
man  die  Feindschaft  der  zahlreichen  Schar,  der  vor  1855  die 
Londoner  Eommunalverwaltung  anvertraut  war^).  Dadurch, 
dass  man  nur  eine  partielle  kommunale  Zentralisation  durch- 
führte, bewirkte  man,  dass  wenigstens  ein  nicht  geringer 
Bruchteil  der  Mitglieder  der  früher  bestehenden  Körperschaften 
die  Aussicht  hegen  konnte,  auch  unter  den  neuen  Verhält- 
nissen aktiv  an  der  Munzipalverwaltung  teilzunehmen. 


^)  Vgl.  Sir  Benjamin  Halls  Rede  in  Hansard's  Parliamentary 
Debates,  vol.  137,  S.  711  f. 

*)  Vgl.  Joseph  F.  B.  Firth  a.  a.  0.  S.  294  ff. 

»)  Ib.  ib.  S.  298. 

^)  Vgl.  auch  das  Lob  der  Londoner  Stadtverwaltung  im  Gegensatze 
zur  Pariser  wegen  der  grösseren  Zahl  der  dort  wirkenden  ehrenamtlichen 
Selbstverwaltungsorgane  bei  Paul  Deschanel:  ,La  ddcentralisation* 
(Paris  1895),  S.  19. 

')  Den  Widerstand  der  1835  in  London  vorhandenen  zahlreichen 
kleinen  Kirchspiele  fuhrt  auch  Leon  Faucher  in  seinem  Buche:  .Etudes 
sur  l'Angleterre«  (IL  Edition,  Paris  1856)  I,  S.  112  als  einen  Erklftrungs- 
grund  dafür  an,  dass  London  von  der  Munizipalreform  des  Jahres  1835 
ausgeschlossen  blieb. 
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Diese  Motive  warden  durch  andere  Motive  verstärkt,  die 
uns  klar  werden,  wenn  wir  eine  bisher  von  uns  noch  nicht 
hervorgehobene  Eigentümlichkeit  des  Gesetzes  von  1855  in 
Betracht  ziehen.  Der  sektionalistische  Charakter  dieses  Ge- 
setzes besteht  nicht  nur  darin,  dass  es  ein  kommunales 
Zentralorgan  mit  kümmerlichen  Befugnissen  schuf  und  den 
Gemeinderäten  der  Gemeindebezirke,  den  Vestries  und  District 
Boards,  ein  weiter  Kreis  selbständiger  Verwaltungsaufgaben 
überwiesen  wurde,  sondern  auch  darin,  dass  die  Verwaltung 
des  City  genannten  Stadtteiles  gesondert  bestehen  blieb  und 
das  Gebiet  der  City  von  der  Jurisdiktion  des  Metropolitan 
Board  of  Works  ausgeschlossen  wurde.  Die  Jurisdiktion  des 
Metropolitan  Board  of  Works  erstreckte  sich  lediglich  auf  das 
ausserhalb  der  City  gelegene  ^  rund  75500  Acres  umfassende 
London,  nicht  auf  das  650  Acres  umfassende  Gebiet  der  City. 
Woher  kam  dies? 

Ohne  Zweifel  wirkte  hierbei  die  farbenprächtige  Argu- 
mentation der  Freunde  einer  besonderen  Cityverwaltung  mit, 
die  auf  die  glänzende  lange  Geschichte  der  Citykorporation 
hinwiesen  und  die  Erhaltung  dieser  Reliquie  als  einen  Akt 
der  Pietät  begehrten.  Doch  auch  hier  —  wie  so  oft  sonst  — 
verhalfen  erst  mehr  nüchterne  Umstände  der  heiligenden  Kraft 
des  Alters  zum  Siege. 

Eine  Hauptnrsache  des  Widerstandes,  den  die  City  dem 
ünifikationsgedanken  entgegensetzte,  ist  in  der  Umbildung  der 
Citygilden  zu  suchen.  In  der  Geschichte  der  Citygilden  sind 
zwei  Perioden  zu  unterscheiden.  Die  erste  Periode  umfasst 
die  Zeit,  in  der  die  Citygilden  eine  rege  Thätigkeit  in  der 
Ueberwachung  der  Gewerbe  entfalteten.  Diese  Periode  ist 
zugleich  eine  Periode,  in  der  die  Citygilden  danach  strebten, 
den  Kreis  ihrer  Jurisdiktion  über  die  Mauern  <ler  City  hinaus 
auf  die  neuerstehenden  Vorstädte  auszudehnen.  In  einem  Ge- 
werbe nach  dem  anderen  erhielten  die  Gilden  gewerbepolizei- 
liche Befugnisse   in   den  Vorstädten  ^) ,   so   dass   nach   einiger 


0  G.  W.  Hazlitt,  The  Livery  Compames  of  the  City  of  London 
(London  1892),  S.  189,  200,  856,  863,  364,  872,  383,  392,  401,  409,  419  f., 
427,  438,  451,  463,  482,  485,  498,  506,  508,  512,  515,  519,  526,  529,  542, 
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Zeit  in  gewerbepolizeilicher  Hinsicht  ein  London  vorhanden 
war,  das  über  die  City  weit  hinausgriff.  Die  Regulation  des 
Gewerbes  war  bereits  lange  vor  der  Zeit,  in  der  die  Unifikations- 
frage von  neuem  brennend  wurde,  aus  den  Aufgaben  der 
Livery  Gompanies  geschwunden^).  Damit  war  das  Band  zer- 
schnitten, das  die  Gilden  mit  der  XJnifikationsidee  verknüpfte. 
Aber  nicht  nur  war  damit  fUr  sie  der  Anstoss  fortgefallen, 
die  Verschmelzung  der  City  mit  anderen  Teilen  Londons  zu 
fordern,  sondern  gleichzeitig  war  damit  fßr  sie  ein  Grund  ge- 
geben, sich  einer  solchen  Forderung  zu  widersetzen.  Wenn 
auch  die  Gilden  ihres  gewerbepolizeilichen  Charakters  sich 
entledigt  hatten,  so  blieben  sie  selbst  doch  bestehen  als 
Vereine  mit  grossem  Vermögen  und  als  kommunale  Wahl- 
körper ^).  Parallel  mit  der  Abstossung  gewerbepolizeilicher 
Funktionen  geht  eine  Umänderung  der  Stellung  der  Livery 
Gompanies  in  der  Unifikations&age.  Wäre  die  City  mit  dem 
übrigen  Teile  Londons  verschmolzen  worden,  so  wäre  zu  be- 
fürchten gewesen,  dass  der  Einfluss  der  Gompanies  auf  die 
Stadtverwaltung  beträchtlich  gemindert,  ihr  Vermögen  ihnen 
genommen,    zum    mindesten    sie    in    ihrer    Finanzwirtschaft 


544.  552,  566,  576,  583,  591,  593,  649,  652  f.,  667.  —  Report  of  H.  M. 
Commissioners  appointed  to  inqaire  into  the  Livery  Gompanies  of  the 
City  of  London  (London  1884),  pt.  1,  S.  12.  —  Edward  Basil  Jupp, 
An  Hietorical  Account  of  the  Worshipful  Company  of  Carpenters  of 
the  City  of  London  (II.  ed.,  London  1887),  S.  145  und  154.  ~*  James 
F.  Firth,  Cooper's  Company,  London  etc.  (London  1849),  S.  27,  32.  — 
William  Meade  Williams,  Annais  of  the  Worshipful  Company  of 
Founders,  of  the  City  of  London  (London  1867),  S.  30,  31.  —  John 
W.  Sherwell,  A  descriptive  and  historical  acconnt  of  the  Guild  of 
Saddlers  of  the  City  of  London  (London  1889),  S.  39.  —  Thomas  Mil- 
be um,  The  Yintners'  Company,  their  muniments,  plate  and  eminent 
members  with  söme  account  of  the  Ward  of  Vintiy  (London  1888), 
S.  21,  34.  —  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  65  ff. 

1)  W.  C.  Hazlitt  a.  a.  0.  S.  66  und  passim.  —  Report  a.  a.  0. 
(1884),  pt.  1,  S.  12  ff.,  15  und  pt.  2,  S.  676. 

')  George  Norton,  Commentaries  on  the  history,  Constitution, 
and  chartered  franchises  of  the  City  of  London  (III.  ed.,  revised, 
London  1869),  S.  248,  251.  —  Joseph  F.  B.  Firth  a.  a.  0.  S.  28  und 
S.  72  ff. 
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schärfer  kontrolliert  und  verhindert  worden  wären,  das  Qilde- 
vermögen  zum  Nutzen  Einzelner  zu  verwenden  ^). 

Das  Vorhandensein  dieser  Widerstände  zeigte  sich  zu- 
nächst in  den  der  Municipal  Corporations  Act  von  1835  voran- 
gehenden vorbereitenden  Stadien.  Hartnäckig  weigerten  sich 
die  Livery  Gompanies  und  die  von  ihnen  beherrschte  City- 
verwaltung, der  zur  Untersuchung  der  Städteordnung  nieder- 
gesetzten Enquetekommission  Material  zu  geben  ^).  Die  Folge 
hiervon  war,  dass  im  Jahre  1885  der  Bericht  über  die  City 
noch  nicht  vorlag.  Vielleicht  wäre,  wenn  die  Munizipal- 
verwaltung Londons  gemeinsam  mit  der  Eommunalverwaltung 
ausserhalb  Londons  geregelt  worden  wäre,  auch  die  Londoner 
Stadtverfassung  nach  den  f(lr  andere  Städte  festgelegten  Linien 
geregelt  worden.  Die  Thatsache,  dass  die  Ordnung  der  Lon- 
doner Verhältnisse  einem  besonderen  Gesetze  vorbehalten  blieb, 
ist  zur  Erklärung  dafür  mit  heranzuziehen,  dass  ein  Grund- 
prinzip der  Municipal  Corporations  Act  von  1835  aufgegeben 
wurde. 

Im  Jahre  1837  erschien  endlich  der  Teil  der  Enquete, 
der  sich  auf  die  Verfassung  der  City  bezog.  Es  wurde  auch 
von  der  Regierung  angekündigt,  dass  man  nunmehr  an  eine 
Reform  der  Londoner  Verfassung  gehen  werde.  Aber  die 
Einlösung  dieses  Versprechens  unterblieb.  In  jenem  Jahre  war 
die  liberale  Mehrheit  im  Parlament  so  zusammengeschmolzen, 
dass  die  liberale  Regierung,  hätte  sie  die  Stimmen  der  liberalen 
City  Vertreter  sich  verscherzt,  sich  selbst  das  Grab  gegraben 
hätte').  XJeberdies  war  Lord  John  Russell,  der  damalige 
Führer  der  Liberalen,  zu  besonderer  Schonung  der  Gefühle 
der  City  Wähler  verpflichtet,  da  er  selbst  Parlamentsmitglied 
für  die  City  war. 


^)  Joseph  F.  B.  Firth  ib.  ib.  und  dere.,  Reform  of  London 
Government  and  of  City  Goilds  (1887),  S.  95. 

*)  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  79,  95,  540.  —  Den 
Widerstand  der  City  bezeichnet  aach  Leon  Faucher  als  einen  Grund 
fQr  die  Auslassung  Londons  aus  der  Munizipalreform  von  1835  a.  a.  0. 
S.  112. 

')  Joseph  F.  B.  Firth  a.  a.  0.  S.  546  f.  und  Auszug  aus  Lord 
Broughams  Rede  ib.  S.  547  f. 

Sinzheimer,  Der  Londoner  Grafschaf israt.  I.  4 
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Indes,  die  Macht  der  Gityinteressen  im  eDglischen  Parla- 
ment ist  stets  so  gross  gewesen,  dass  die  Befriedigung  ihrer 
Wünsche  keineswegs  immer  solche  exzeptionelle  Verhältnisse 
Toraassetzte.  Aus  dieser  Macht  der  Citykreise  ist  es  abzu- 
leiten, dass  in  den  zwei  Dezennien  nach  der  Municipal  Gorpo- 
rations  Act  kein  ernstlicher  Versuch  gemacht  wurde,  die 
Londoner  Stadtverfassung  zu  reformieren  und  dass  schliess- 
lich eine  den  Wünschen  der  City  entsprechende  Reform  zu 
stände  kam. 

Die  Notwendigkeit,  auf  diese  Wünsche  der  City  Rücksicht 
zu  nehmen,  kommt  nicht  nur  darin  zum  Ausdrucke,  dass  die 
Cityverwaltung  als  selbständiges  Organ  bestehen  blieb.  Die 
Macht  der  City  hallt  auch  nach  in  der  kommunalen  Dezentrali- 
sation, die  für  das  ausserhalb  der  City  gelegene  London  durch 
das  Gesetz  von  1855  geschaffen  wurde.  Die  Selbständigkeit 
der  Cityverwaltung  konnte  weit  besser  verteidigt  werden,  wenn 
auch  ausserhalb  der  City  in  London  neben  dem  Metropolitan 
Board  of  Works  selbständige  munizipale  Teilorgane  geschaffen 
wurden.  Das  Streben,  die  Selbständigkeit  der  City  zu  schirmen, 
ist  als  einer  der  Gründe  ftir  das  Nebeneinanderbestehen  des 
Metropolitan  Board  of  Works,  der  Vestries  und  District  Boards 
und  für  die  Verkümmerung  der  Befugnisse  des  kommunalen 
Zentralorgans  zu  Gunsten  der  kommunalen  Teilorgane  anzu- 
sehen ^). 

Ein  weiterer  Erklärungsgrund  liegt  in  nationalen  Strömungen. 
Mit  Stolz  behauptete  ein  französischer  Beobachter,  man  schicke 
sich  an,  die  Londoner  Stadtverfassung  nach  einem  aus  Frank- 
reich importierten  zentralisfcischen  Vorbilde  zu  gestalten^)« 
Eben  diese  Aehnlichkeit  bildete  in  manchen  englischen  Kreisen 
einen  Stein  des  Anstosses.  Die  liberale  Regierung  hatte  damit 
zu  rechnen,  dass  jede  durchgreifende  kommunale  Zentralisation 
als  Nachahmung  französischer  Muster  angegriffen  werden 
würde.  Wenn  schon  diese  antifranzösische  Stimmung  gegen- 
über den  Gesetzen  von  1855  zum  Ausdrucke  kam®),  um  wie 


>)  Vgl.  The  Edinburgh  Review  vol.  CXLII  (1876)  S.  574. 
*)  L^on  Faucher  a.  a.  0.  S.  102. 

")  Vgl.  die  Rede  des  liberalen  Parlamentsmitgliedes  Mackinn on 
in  Hansard's  Parüamentary  Debates  vol.  138  (1855),  S.  570. 
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viel  stärker  wäre  dies  der  Fall  gewesen,  wenn  man  eine 
straffere  Vereinheitüchnng  der  Londoner  Eommunalverwaltung 
vorgeschlagen  hätte! 

Dass  man  diesen  Vorschlag  nicht  machte,  hängt,  wie  wir 
sahen,  mit  einem  Komplex  von  Ursachen  zusammen,  die  alle 
darin  übereinstimmen,  dass  sie  den  Gedanken  verscheuchen, 
man  habe  in  dem  Gesetze  von  1855  einen  Hinweis  darauf  zu 
erblicken,  dass  die  aufsteigende  grossstädtische  Entwickelung 
notwendig  zur  inneren  Dezentralisation  der  Eommunalver- 
waltung führen  müsse.  Nicht  weil  London  für  eine  einheit- 
liche Eommunalverwaltung  zu  gross  schien,  sah  man  von  einer 
Zusammenfassung  seiner  kommunalen  Organisation  ab.  Das 
Gesetz  von  1855  ist  in  seinen  auf  die  Frage  der  kommunalen 
Dezentralisation  bezüglichen  Partien  nicht  ein  Produkt  sach- 
Ucher  Erwägungen,  die  sich  lediglich  mit  den  administrativen 
Wirkungen  der  weiten  Ausdehnung  und  der  kolossalen  Be- 
völkerung einer  Biesenstadt  beschäftigt  hätten,  sondern  viel- 
mehr das  Produkt  parteitaktischen  Ealküls,  ein  Produkt  der 
besonderen  geschichtlichen  Vergangenheit  Londons,  der  eigen- 
artigen Stellung  der  City,  augenblicklicher  parlamentarischer 
Wechselfalle,  chauvinistischer  Velleitäten. 

Aber  auch  wenn  zugegeben  werden  müsste,  dass  diese 
Ursachen  nur  die  Bedeutung  gehabt  hätten,  die  ohnehin  un- 
überwindlichen Bedenken  gegen  eine  einschneidende  innere 
Zentralisation  zu  verstärken,  so  müsste  doch  abgelehnt  werden, 
dem  Gesetze  von  1855  über  eine  bestimmte  Grenze  hinaus 
generelle  Beweiskraft  zuzugestehen.  Auf  die  Frage,  welche 
Form  der  Organisation,  ob  kommunale  Zentralisation  oder 
Dezentralisation,  den  Interessen  der  unteren  Elassen  am  meisten 
entspricht,  erhalten  wir  aus  den  Verhandlungen  über  das  Ge- 
setz von  1855  keine  Antwort.  Seine  Schopfer  dachten  auch 
hier  nicht  an  besondere  Interessen  der  unteren  Elassen. 
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5.  Kapitel. 

Der  Aufgabenkreis  des  Metropolitan  Board  of  Works 
in  der  Gesetzgebung. 

a)  Der  Aufgabenkreis  des  Metropolitan  Board  of  Works 
und  das  Prinzip   der  privatwirtschaftlichen  Freiheit. 

Auf  dem  Denkmale  des  Adam  Smith  steht,  von  Friedrich 
Lists  Hand  eingemeisselt ,  der  Satz,  dass  der  schottische  Na- 
tionalökonom ein  mächtigerer  Mann  gewesen  sei  als  der  erste 
Napoleon.  In  dem  Jahrzehnt,  aus  dem  diese  Inschrift  stammt, 
und  in  der  ersten  Hälfte  des  folgenden  Jahrzehntes  wurde 
durch  das  britische  Parlament  bereits  unbewusst  die  Arbeit 
begonnen,  den  Aufgabenkreis  zu  bestimmen,  der  dem  Metro- 
politan Board  of  Works  zufallen  sollte.  Das  Jahr  1855  und 
alle  folgenden  Jahre,  während  welcher  das  Board  bestand, 
sind  Jahre,  in  denen  bewusst  diese  Arbeit  fortgesetzt  wurde. 
Der  Zeitraum,  in  dem  das  Parlament  die  stetig  wachsende 
Wirkungssphäre  des  Board  absteckte,  fallen  demnach  teilweise 
mit  dem  Zeiträume  zusammen,  in  dem  nach  einer  vielrer- 
breiteten  Ansicht  die  Majorität  des  britischen  Parlaments  voll- 
ständig unter  der  Zaubergewalt  der  Lehre  stand,  dass  die 
freie  Thätigkeit  privater  Unternehmungen  die  wirtschafts- 
politische Regel  zu  bilden  habe,  dass  der  Staat  sich  darauf  zu 
beschränken  habe,  Schutz  gegen  fremde  Staaten,  Sicherheit 
der  Person  und  des  Eigentumes  zu  bieten  und  für  gemein- 
nützige Anstalten  zu  sorgen,  die  das  Privatinteresse  wegen 
mangelnder  Kostendeckung  überhaupt  nicht  oder  nur  in  ge- 
ringem Umfange  zu  errichten  vermöge. 

Die  Munizipalreform  des  Jahres  1835  spülte  in  den  von 
ihr  berührten  Städten,  die  mit  einem  eng  restringierten  Bürger- 
rechte verknüpften  ökonomischen  Privilegien  hinweg  ^).  Aehn- 
liches  ereignete  sich  in  der  City  im  Jahre  1856,  in  dem  die 
City  Verwaltung  das  Vorrecht  der  freemen,  Detailhandel  zu 
treiben,   aufhob*).     Das  Gesetz,    durch   das  das  Metropolitan 


^)  5  u.  6  Will.  IV,  c.  76,  eec.  XIV. 
^  George  Norton  a.  a.  0.  S.  196. 
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Board  of  Works  begründet  wurde,  und  ein  grosser  Teil  der 
folgenden,  den  Thätigkeitskreis  dieser  Körperschaft  regelnden 
Gesetze  atmen  den  gleichen  Geist.  Sie  wurden  geschaffen 
durch  Parlamente,  in  denen  der  Gedanke  tief  Wurzel  ge- 
schlagen hatte,  dass  Freiheit  und  nicht  Gebundenheit,  dass  die 
private  und  nicht  die  gemein  wirtschaftliche  Unternehmung 
vorherrschen  sollten.  Die  überwiegende  Fülle  des  auf  dem 
Boden  Londons  sich  abspielenden  wirtschaftlichen  Lebens  sollte 
frei  sein  von  jeglicher  Beschränkung  durch  das  Metropolitan 
Board  of  Works.  Auf  zahlreichen  weitgestreekten  Wirt- 
schaffcsfeldern  stand  dem  Board  keinerlei  Befugnis  zu  irgend- 
welcher Intervention  zu.  Einige  der  ihm  übertragenen  Funk- 
tionen —  ausser  den  bereits  genannten  Funktionen  auf  dem 
Gebiete  des  Kanalisations-  und  Strassenwesens  die  Benennung 
der  Strassen,  die  Numerierung  der  Häuser,  die  Verhütung 
von  üeberschwemmungen  —  liessen  die  Freiheit  der  privaten 
Erwerbsthätigkeit  unangetastet  und  betrafen  Dinge,  die  die 
private  Thätigkeit  gar  nicht  in  Angriff  zu  nehmen  oder  nur 
in  enger  Ausführung  durchzuführen  gewillt  oder  fähig  war. 
Andere  Kompetenzen,  nämlich  die  Organisation  des  Feuerlösch- 
wesens, die  Herstellung  und  Verwaltung  von  Kommunikations- 
mitteln über  die  Themse  (Brücken,  Tunnels,  Fähren),  liessen 
zwar  das  Metropolitan  Board  of  Works  in  Stellen  einrücken, 
die  unmittelbar  vorher  von  Privaten  eingenommen  wurden. 
Bis  zum  Jahre  1866  lag  der  Feuerlöschdienst  zum  Teile  in 
den  Händen  der  Londoner  Feuerversicherungsgesellschaften, 
und  mit  der  Uebertragung  des  Brückenwesens  an  das  Metro- 
politan Board  of  Works  war  die  Uebertragung  einiger  früher 
durch  private  Gesellschaften  erbauten  und  verwalteten  Brücken 
verknüpft.  Aber  die  Feuerversicherungsgesellschaften  gingen, 
soweit  das  ihnen  angegliederte  Löschdepartment  in  Betracht 
kam  9  nicht  nach  rein  privatwirtschaftlichen  Gesichtspunkten 
vor,  da  sie  im  Brandfalle  nicht  nur  bei  ihnen  versicherten, 
sondern  auch  anderem  Eigentum  ihre  Feuerwehr  zu  Hilfe 
schickten.  Ueberdies  war  der  Feuerlöschdienst  eine  Funktion, 
die  auf  Schutz  von  Leben  und  Eigentum  gerichtet  war.  Die 
die  Themseufer  verbindenden  Brücken,  Tunnels  und  Fähren 
sah  man  als  Fortsetzungen  der  Hauptstrassen  an,   damit  als 
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Anstalten,  für  deren  Benützung  gleichfalls  das  Prinzip  der 
ünentgeltlichkeit,  also  ein  Prinzip  platzgreifen  müsse,  das  dem 
Prinzipe  der  privatwirtschaftlichen  Erwerbsthätigkeit  wider- 
sprach. 

Eine   Reihe   anderer  Funktionen,    die   dem  Metropolitan 
Board  of  Works  die  Kontrolle  über  einzelne  Teile  der  priyaten 
Betriebsführung  für  eine  kleine  Zahl  von  Gewerben  Übertrugen, 
lässt  sich  gleichfalls  der  durch  Adam  Smith  aufgestellten  Formel 
unterordnen.     Die  Bekämpfung  ansteckender  Yiehkrankheitea, 
die  Eontrolle  privater  Schlachthäuser,  die  Beaufsichtigung  der 
Aufbewahrung  und  des  Transportes  von  Petroleum  und  anderer 
feuergefährlicher  Oele,  die  Eontrolle  der  Magazinierung,  des 
Transportes  und  der  Fabrikation  Yon  Pulver  und  anderen  Ex- 
plosivstoffen, die  Ueberwachung  der  Molkereien  und  des  Milch- 
verkaufes, die  bauliche  Sicherung  von  Theatern  und  Singspiel- 
hallen   gegen   Feuersgefahr  —  alle   diese  Aufgaben,    die    im 
Laufe  der  Zeit  dem  Metropolitan  Board  of  Works  übertragen 
waren,    können   als  Aufgaben  betrachtet  werden,    bei  deren 
Uebertragung  das  Moment  der  Sicherung  der  Person  oder  des 
Eigentumes   ausschlaggebend  war.     Aehnlich  ist  der  Fall  mit 
der   Infant   Life   Protection  Act    des  Jahres  1872,    die   dem 
Metropolitan  Board   of  Works   die   Ueberwachung  des  Zieh- 
kinderwesens übertrug.     Es  war  der  Schutz  des  Lebens  eines 
Teiles  der  unerwachsenen  Bevölkerung,   um  den  es  sich  hier 
handelte  und  der  ausserhalb  des  natürlichen  Familienverbandes 
stand.     Hinzu  kommt  dies,   dass   das  Qesetz  keineswegs   die 
Gesamtheit  der  Ziehkinder  auf  dem  Gebiete   der  Jurisdiktion 
des   Metropolitan  Board  of  Works   der  ueberwachung  dieser 
Behörde    unterstellte.     Das   Gesetz    bezog   sich    lediglich  auf 
Personen,    die    mehr   als   l   im   ersten   Lebensjahr   stehendes 
Eind  gegen  Entgelt  aufnahmen.   Nur  solchen  Personen  war  die 
Verpflichtung  vorgeschrieben,  alljährlich  um  Eonzessionierung 
einzukommen,  und  nur  diesen  gegenüber  hatte  das  Metropolitan 
Board  of  Works   die  rechtliche   Macht,    durch  Verweigerung 
oder  Rückgängigmachung   der  Eonzession   einzugreifen.     Für 
Pflegereien,   in  denen  nur  1  im  ersten  Lebensjahre  stehendes 
Ziehkind  oder  in  denen  über  1  Jahr  alte  Ziehkinder  ohne  ein 
noch  nicht  einjähriges  Ziehkind   oder  mit  nur  einem  einzigen 
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solchen  Ziehkinde  rorhanden  waren,   galt  das  Gesetz  nicht, 
ebenso  aach  nicht  für  bestimmte  «institutions*^  (Anstalten). 

Jedoch  nicht  alle  Aufgaben  des  Metropolitan  Board  of 
Works  lassen  sich  mit  der  durch  Adam  SmiÜi  aufgestellten 
Maxime  in  Einklang  setzen*  Eine  gewichtige  Veranlassung 
zum  Zweifel  daran,  ob  es  fiberhaupt  jemals  ein  britisches 
Parlament  gegeben  hat,  das  f&r  eine  konsequente  generelle 
DurchfOhrung  des  Prinzipes  des  Laisser  faire  eingetreten  wäre, 
liegt  in  der  Geschichte  der  während  des  Bestehens  des  Metro- 
politan Board  of  Works  in  London  gültigen  Wohnungsgesetz- 
gebung. 

Die  Bestimmungen  dieses  Zweiges  der  Gesetzgebung  zer- 
fallen in  zwei  Klassen.  Zur  ersten  Klasse  gehören  diejenigen 
Bestimmungen,  durch  die  Priyate  bei  der  Befriedigung  des 
Wohnbedür&isses  befatodlicher  Ueberwachung  unterstellt  wer- 
den* Die  Reihe  der  hierhergehörenden  Gesetze  wird  eröffiiet 
durch  die  erste  der  sc^enam^n  Shaftesbury  Acts,  durch  die 
die  privaten  sogenannten  common  lodging  houses  (allgemiein«n 
Logierhäuser)  behördlicher  Kontrolle  unterworfen  wurden. 
Dieses  Gesetz,  die  Common  Lodging  Houses  Act  1851^  war  ein 
Werk  des  unmittelbaren  Vorf^ngers  desjenigen  Parlaments, 
durch  das  das  Metropolitan  Board  of  Works  begründet  wurde. 
Unter  den  neun  folgenden  Parlamenten,  deren  Taguz^en  in  cKe 
Zeit  des  Metropolitan  Board  of  Works  hineinfielen,  gibt  es  mit 
Ausnahme  des  Parlaments,  das  im  Jahre  1857  seine  Sitzungen 
begann  uad  im  Jahre  1859  aufgelöst  wurde,  sowie  des  kurz- 
lebigen Parlaments  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1886  kein 
einziges,  das  nicht  in  die  Freiheit  Privater  bei  der  Befriedi- 
gung des  hauptstädtischen  Wohnungsbedürfeisses  durch  gesetz- 
liche Bestimmungen  eingegriffen  hätte  ^). 

Zwei  Jahre  vor  Begründung  des  Metropolitan  Board  of 
Works  wurde  ein  zweites,  die  Anforderungen  an  die  al^emeinen 
Logi^rfaäuser    verschärfendes    Gesetz,    die    Common    Lodging 

^)  Das  Parlament  1857—1859  schuf  übrigens  die  zahlreiche  woh- 
nongsgesetzliche  Bestimmungen  für  England  ausserhalb  Londons  ent- 
haltende Local  QoTemment  Act  von  1858.  Vgl.  über  sie  R.  Gneist, 
Selfgovemment,  Eommunalverfassung  und  Yerwaltungsgerichte  in  Eng- 
Ind  a.  a.  0.  S.  809,  814. 
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Houfies  Act  Yon  1853,  erlassen.  Von  der  RegeltiDg  der  all-* 
gemeinen  Logierhäuser  schritt  man  nunmehr  auch  zur  Rege- 
lung der  gewöhnlichen,  von  je  mehreren  Familien  bewohnten 
Mietshäuser  (der  «houses  let  in  lodgings*^  und  «tenement 
houses**)  vor.  Dasselbe  Qesetz,  durch  das  das  Metropolitan  Board 
of  Works  geschaffen  wurde,  enthielt  gesetzliche  Bestimmungen 
über  die  an  Kellerwohnungen  zu  stellenden  Anforderungen. 
Im  gleichen  Jahre  wurde  die  Nuisances  Removal  und  Diseases 
Prevention  Act  1855  erlassen.  Ihr  Zweck  ist  unter  anderem, 
die  Beseitigung  bestimmter,  im  Gesetze  benannter  gesund- 
heitsschädlicher, in  bestehenden  Häusern  Torhandener  Woh- 
nungsmissstände zu  erzwingen.  Dasselbe  Qesetz  schuf  einen 
sanitären  Beamtenapparat,  die  Medical  Officers  und  Inspectors 
of  Nuisances  (auch  manchmal  Sanitary  Inspectors  genannt), 
zu  deren  Aufgabe  die  Prüfung  der  Richtigkeit  eingelaufener 
Beschwerden  und  die  direkte  laufende  Eontrolle  darüber,  ob 
keine  unter  das  Gesetz  fallende  Missstände  vorhanden  seien, 
gehören  sollten.  Diese  Beamten  wurden  mit  weitgehenden 
Rechten  hinsichtlich  des  Eintrittes  in  Privatwohnungen  aus- 
gestattet« Gleichfalls  im  Jahre  1855  wurde  eine  Bauordnung 
geschaffen,  deren  grösster  Teil  bis  zur  Auflösung  des  Metro- 
politan Board  of  Works  in  Kraft  blieb.  Durch  das  das 
Metropolitan  Board  of  Works  begründende  Gesetz  wurde  die 
Feststellung  der  Baufluchtlinie  der  privaten  Willkür  entzogen. 
Die  Metropolitan  Buildings  Act  von  1855  enthielt  Vorschriften 
über  Freihaltung  von  Plätzen  gegebener  Minimalausdehnung 
hinter  neuen  Häusern,  die  mit  ihrer  Rückenseite  nicht  an 
Strassen  stiessen,  und  über  die  Minimalhöhe  von  Zimmern  in 
neuen  Häusern. 

Die  frühesten  Wohngesetze  im  folgenden  Jahrzehnt  sind 
Ergänzungen  der  Bauordnung.  Eines  dieser  Gesetze,  die 
Metropolis  Management  Amendment  Act  1862,  enthält  Be- 
stimmungen über  die  minimale  Strassenbreite  und  über  die 
Maximalhöhe  von  Gebäuden.  Die  Sanitary  Act  1866  greift 
wieder  das  Problem  auf,  wie  einzelne  in  bestehenden  Woh- 
nungen vorhandene  Missstände  zu  beseitigen  seien.  Das 
genannte  Gesetz  stärkte  die  öffentliche  Gewalt  durch  Dar- 
reichung einer  neuen  Waffe,    durch   die  Möglichkeit,    analog 
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den  Regulationen  für  allgemeine  Logierhäuser  Hausordnungen 
für  private  Mietshäuser  zu  erlassen.  Yon  den  durch  die 
frühere  Gesetzgebung  gegen  Nuisances  den  Behörden  in  die 
Hand  gegebenen  Mitteln  unterschied  sich  diese  neue  Waffe 
dadurch,  dass  sie  die  Bestrafung  für  die  Nichtbeseitigung  be- 
stehender Nuisances  erleichterte  und  den  Behörden  nicht  nur 
die  Möglichkeit  der  Repression  bestehender,  sondern  auch  der 
Prävention  drohender  Nuisances  verschaffte  ^).  Unter  den 
Punkten ,  bezüglich  welcher  in  solchen  Hausordnungen  Vor- 
schriften auf  Grund  des  genannten  Gesetzes  statthaft  waren, 
seien  hervorgehoben:  Fixierung  der  Mieterzahl  pro  Zimmer, 
Registrierung  der  Mietshäuser,  Ausstattung  mit  Aborten  und 
Reinlichkeit  überhaupt. 

Das  zweite  auf  bestehende  Wohnungen  bezügliche  Gesetz 
der  sechziger  Jahre  ist  die  erste  der  sogenannten  Torrens' 
Acts,  so  genannt  nach  ihrem  Haupturheber,  dem  Staatsmanne 
W.  M.  Torrens,  die  Artizan's  and  Labourer's  Dwellings  Act 
1868.  Sie  unterscheidet  sich  von  der  früheren  Gesetzgebung 
wieder  durch  Fortführung  der  Bindung  der  Hausbesitzer.  In- 
dem die  Torrens'  Act  ein  Einschreiten  gegen  Häuser  ermög- 
lichte, die  für  menschliche  Wohnzwecke  ungeeignet  waren, 
nicht  nur  gegen  einzelne  Missstände  in  einem  Hause,  wurden 
der  behördlichen  Eontrolle  Missstände  unterstellt,  die  durch  die 
frühere  Gesetzgebung  nicht  getroffen  wurden.  Ferner  ordnete 
die  Torrens'  Act  die  Niederreissung  solcher  Häuser  an,  die 
durch  keine  Reparatur  mehr  wohnlich  gemacht  werden  könnten, 
wahrend  früher  die  Gesetzgebung  nur  die  Aufforderung  zur 
Abstellung  von  Wohnungsmissständen  und  die  Bestrafung  von 
Zuwiderhandlungen  gekannt  hatte.  Den  Eigentümern  solcher 
Häuser  wurde  ein  Entschädigungsanspruch  nicht  zugestanden. 

Der  ersten  Torrens'  Act  folgte  als  erste  wichtigere 
wohnungsgesetzliche  Reform  der  siebenziger  Jahre  die  Sani- 
tary  Law  Amendment  Act  1874.  Sie  fügte  zu  den  Punkten, 
bezüglich  welcher  Vorschriften  in  Hausordnungen  auf  Grund 
des  Gesetzes  von  1866  statthaft  waren,  noch  weitere,  darunter 

0  Vgl.  auch:  .First  Report  of  H.  M.  Commissioners  for 
inqniring  iuto  the  housing  of  the  working  classes'  (London 
1889),  S.  49. 
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die  Trennung  der  Qeschlechter  und  die  ZimmerTentilation, 
hinzu.  Die  erste  der  sogenannten  Gross^  Acts,  so  genannt 
nach  einem  anderen  um  die  Wohnungsgesetzgebung  verdienten 
Manne,  dem  Lord  Gross,  die  Artizan's  and  Laboarer's  Dwellings 
Improyement  Act  1875,  stellt  eine  fernere  Ausdehnung  der 
gemeinwirtschaftlichen  Machtsphäre  dar,  da  sie  die  Möglich- 
keit gab,  ganze  Flächen,  die  yon  ungesunden  Gassen,  Häusern 
und  Winkeln  bedeckt  waren,  zu  säubern.  Der  Zweck  dieser 
Gesetzgebung  war  dies,  in  grösserem  Massstabe  zu  ermöglichen, 
was  auf  Grund  der  Torrens^  Acts,  die  auf  ein  Einschreiten 
lediglich  gegen  einzelne  Häuser  oder  kleine  Häuserkomplexe 
abzielte  y  nur  in  engerem  Rahmen  möglich  war.  Zu  diesem 
Behufe  wurden  der  zuständigen  Behörde  Expropriationsrechte 
verliehen.  Die  Bestimmungen  über  die  weitere  Verwendung 
des  von  der  zuständigen  Behörde  erworbenen  Eigentumes  be« 
gründeten  eine  neue  Form  der  Bindung  der  Privatwirtschaft. 
Die  Behörde  sollte  das  von  ihr  erworbene  Eigentum  nur  unter 
der  Bedingung  veräussem,  dass  der  Käufer  oder  Pächter  auf 
der  gesäuberten  Fläche  gesunde  Wohnungen  für  ebensoviele 
Personen  aus  den  unteren  Klassen  errichteten,  wie  durch  die 
Säuberung  der  Fläche  ihrer  Wohnungen  beraubt  würden,  und 
unter  der  weiteren  Bedingung,  dass  die  privaten  Erbauer 
der  neuen  Wohnungen  sich  an  den  von  der  Behörde  fest- 
gestellten Bauplan  hielten. 

Das  Jahr  1878  bringt  wieder  eine  Ergänzung  der  Bau- 
ordnung. Die  Metropolis  Management  and  Building  Acts 
Amendment  Act  1878  gibt  Vorschriften  über  den  Abstand 
neuer  Gebäude  von  der  Strassenmitte  und  über  die  Funda- 
mentierung  neuer  Häuser.  Im  folgenden  Jahre  wird  sowohl 
die  erste  Torrens^  Act  alB  auch  die  erste  Gross'  Act  amen- 
diert.  Die  zweite  Torrens'  Act,  die  Artizan's  and  Labourer's 
(1868)  Amendment  Act  1879,  birgt  einen  geringfügigen  Wider- 
spruch gegen  das  in  der  vorher  angeführten  Gesetzgebung 
konsequent  ausgebildete  Princip  fortschreitender  Ausdehnung 
der  gemeinwirtschaftlichen  Machtsphäre.  In  dem  zuletzt  an- 
geführten Gesetze  wird  nämlich  bestimmt,  dass  ein  Hauseigen- 
tümer, dem  auf  Grund  der  Torrens'  Act  Reparatur  oder 
Demolition  seines  Hauses  aufgegeben  ist,  das  Recht  hat,  voa 
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der  Behörde  den  Ankauf  seines  Hauses  oder  Grundstückes  zu 
verlangen.  Wir  finden  jedoch  eine  Paralysierung  dieses  indi- 
vidualistischen Elements  darin,  dass  sowohl  die  zweite  Torrens' 
Act  als  auch  die  zweite  Gross'  Act,  die  Artizan's  and  La- 
bourer's  Dwellings  Improvement  Act  1879,  bei  der  zwangs- 
weisen Festsetzung  der  Eompensationssumme  die  erwerbende 
Behörde  besser  stellte  als  es  in  der  ersten  Gross'  Act  der 
Fall  war.  Auch  die  zweite  Gross'  Act  enthält  wieder  der 
ersten  Gross'  Act  nachgebildete  Verpflichtungen  für  die  Käufer 
oder  Pächter  der  von  der  zuständigen  Behörde  erworbenen 
Grundstücke  für  den  Fall,  dass  nicht  nachgewiesen  ist,  dass 
die  dislozierten  Angehörigen  der  unteren  Klassen  nicht  ander- 
weitig geeignete  Wohnungen  finden  können. 

Das  Jahr  1882  setzt  die  Reform  der  Torrens'  und  der  Gross' 
Acts  in  der  Artizan's  Dwellings  Act  1882  in  einer  Weise  fort, 
die  eine  fernere  Einengung  der  privatwirtschafblichen  Freiheit 
bedeutet.  Es  wird  darin  bestimmt,  dass  ein  Haus  nicht  selbst 
für  Wohnzwecke  ungeeignet  sein  muss,  soll  das  Recht  vor- 
liegen, auf  Grund  der  Torrens'  Acts  seine  Abreissung  zu  er- 
zwingen; das  betreffende  Haus  braucht  lediglich  als  Ursache 
dafQr  nachgewiesen  zu  sein,  dass  and^e  Häuser  in  einen  für 
Wohnzwecke  ungeeigneten  Zustand  geraten  oder  dass  durch 
es  verhindert  wird,  zur  Beseitigung  der  in  anderen  Häusern 
vorhandenen  Mängel  geeignete  Massregeln  zu  treffen.  Ferner 
enthält  das  Gesetz  eine  neue  Umgestaltung  der  für  die  Fest- 
setzung der  Entschädigungshöhe  massgebenden  Prinzipien^  die 
sow(^I  bei  Ausführung  der  Torrens'  Acts  als  auch  der  Gross' 
Acts  die  Kompensationsansprüche  der  in  Betracht  kommenden 
Privaten  enger  begrenzte.  Ausserdem  verschärft  es  wieder 
die  Verpflichtungen  der  Käufer  oder  Pächter  der  von  den 
Behörden  gesäuberten  Grundstücke,  indem  es  festsetzt,  dass 
mindestens  für  die  Hälfte  der  dislozierten  Arbeiterbevölkerung, 
wenn  nicht  in  der  nächsten  Nähe  ihrer  früheren  Wohnungen 
neue  Wohnungen  gefunden  werden  können,  auf  der  gesäuberten 
Fläche  Wohnungen  beschafft  werden  müssen  und  dass  nur  in 
Ausnahmefällen  davon  abgesehen  werden  darf,  auf  den  be- 
treffenden Grundstückeur  neue  Arbeiterwohnungen  zu  erstellen. 

Im  gleichen  Jahre  wird  die  Bauordnung  reformiert.    Eine 
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Bestimmung  der  Metropolis  Management  and  Building  Acts 
Amendment  Act  1882  betrifft  die  Schaffung  eines  grösseren 
freien  Platzes  hinter  Häusern,  die  mit  ihrer  Rückenseite  nicht 
an  Strassen  angrenzen.  Das  letzte  grössere,  in  die  Zeit  des 
Metropolitan  Board  of  Works  fallende,  mit  auf  London  bezüg- 
liche Wohngesetz  ist  die  Housing  of  the  Working  Glasses  Act 
1885.  Es  bestimmt,  dass  bei  allen  mit  Angehörigen  der  ar- 
beitenden Klassen  abgeschlossenen  Mietsverträgen  als  still- 
schweigende Voraussetzung  die  Eignung  der  betreffenden  Woh- 
nung für  Wohnzwecke  zu  gelten  hat  und  demgemäss  der 
Vermieter  für  Eonsequenzen,  die  aus  dem  Nichtzutreffen  dieser 
Voraussetzung  entstehen,  zivilrechtlich  haftbar  ist.  Durch  das- 
selbe Gesetz  wurde  die  durch  die  zweite  Torrens'  Act  den 
Hauseigentümern  gegebene  Befugnis,  von  der  zuständigen  Be- 
hörde den  Erwerb  des  beanstandeten  Eigentumes  zu  verlangen, 
aufgehoben. 

Keineswegs  beschränkte  sich  die  Wohnungsgesetzgebung 
auf  die  Kontrolle  der  privaten  Thätigkeit.  Zu  der  oben 
skizzierten  ersten  Klasse  von  Bestimmungen,  deren  Zweck 
war,  Private  der  behördlichen  Deber wachung  zu  unterstellen, 
fügte  sie  eine  zweite  Klasse,  die  auf  eine  Ersetzung  der 
privatwirtsehaftlichen  Thätigkeit  abzielte. 

Auch  die  hierher  gehörenden  Bestimmungen  gehören 
teilweise  einer  frühen  Zeit  an.  Bereits  die  zweite  der  Shaftes- 
bury  Acts,  die  Labouring  Glasses  Lodging  Houses  Act  1851, 
die  bis  zum  Jahre  1885  unverändert  bestehen  blieb,  bestimmte, 
dass  gewisse  öffentliche  Organe  aus  öffentlichen  Mitteln  Logier- 
häuser für  die  arbeitenden  Klassen  erbauen,  kaufen,  mieten 
und  verwalten  dürften.  Die  Metropolis  Management  Amende- 
ment Act  1856  schuf  die  gesetzliche  Grundlage  für  die  An- 
lage öffentlicher  Parks  durch  öffentliche  Organe  aus  öffent- 
lichen Mitteln.  Die  Labouring  Glasses  Dwelling  Houses  Act 
1866  ermächtigte,  nicht  nur  Privaten,  sondern  auch  Behörden 
zum  Zwecke  der  Errichtung  von  Häusern  für  die  arbeitenden 
Klassen,  nicht  nur  allgemeine  Logierhäuser,  aus  öffentlichen 
Mitteln  Vorschüsse  zu  gewähren.  Dasselbe  Prinzip  ist  auch 
in  den  beiden  ersten  Torrens'  Acts,  in  der  ersten  Gross' 
Act  und  in   der  Public  Works  Loans  Act  1879   niedergelegt. 
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Seitdem  auf  Grund  der  Torrens'  Acts  der  Erwerb  privater 
Grundstücke  und  Häuser  durch  Behörden  möglich  war,  gaben 
die  Torrens'  Acts  öffentlichen  Organen  die  Möglichkeit,  selbst 
Häuser  f&r  die  unteren  Klassen  zu  erbauen  und  an  sie  zu  ver- 
mieten. Auf  Grund  der  ersten  Cross'  Act  bereits  war  es  Be- 
hörden möglich,  die  erworbenen  Grundstücke  nicht  nur  zu  ver- 
kaufen, sondern  auch  zu  verpachten.  In  dem  dieses  Gesetz 
amendierenden  Gesetze  von  1882  war  die  Bestimmung  einge- 
fügt, dass  die  Behörde  auch  das  B.echt  haben  solle,  im  An- 
schlüsse an  die  auf  Grund  des  Gross'  Acts  vorgenommenen 
Erwerbungen  Häuser  für  die  unteren  Klassen  selbst  zu  er- 
bauen und  an  diese  zu  vermieten.  Das  Wohngesetz  des 
Jahres  1885  brachte  eine  Verbesserung  des  seit  1851  rechts- 
gültigen zweiten  Shaftesburyschen  Gesetzes,  die  zum  Zwecke 
hatte,  die  Durchführung  dieses  Gesetzes  zu  erleichtern. 

So  klar  es  nun  ist,  dass  die  englische  Wohnungsgesetz- 
gebung antündividualistische  Züge  trägt,  so  klar  ist  es  an- 
dererseits, dass  jene  antiindividualistischen  Elemente  einge- 
bettet sind  in  individualistische  Elemente. 

Beispielsweise  gab  die  zweite  cler  beiden  Shaftesbury  Acts 
des  Jahres  1851  den  zuständigen  Behörden  keine  Enteignungs- 
rechte, sondern  verwies  sie  auf  freihändigen  Ankauf  oder  Er- 
pachtung.  Ausserdem  wurden  darin  vorgesehen,  dass,  wenn 
nach  7  Jahren  ein  munizipales  Logierhaus  nicht  mehr  nötig 
erscheine  oder  nicht  rentiere,  es  wieder  veräussert  werden 
könne.  Die  Torrens'  und  Gross'  Acts  waren  keineswegs  der 
Absicht  entsprungen ,  die  Erbauung  und  Vermietung  von 
Wohnhäusern  ganz  in  die  Hände  der  Behörden  zu  spielen, 
sondern  die  munizipales  Hauseigentum  ermöglichenden  Be- 
stimmungen waren  Folgerungen  aus  den  die  behördliche  Kon- 
trolle des  privaten  Hauseigentumes  ermöglichenden  Bestim- 
mungen. Man  fühlte,  dass  die  Durchführung  der  auf  die 
Verbesserung  und  Niederreissung  ungesunder  Häuser  und 
Häuserkomplexe  bezüglichen  Bestimmungen  fQr  sich  allein 
ohne  ergänzende  Bestimmungen  zu  einer  Minderung  des 
Wohnungsangebotes  führen  müsse.  Nicht  weil  man  die  Dar- 
bietung einer  ausreichenden  Zahl  von  Wohnungen  für  eine 
gemeinwirtschaftliche   Aufgabe   hielt,   sondern  weil  man   der 
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Ansicht  war,  es  sei  keine  gemeinwirtschafUiche  Aufgabe, 
durch  Beseitigung  vorhandener  Wohnungen  das  Wohnungs- 
angebot zu  yermindern,  kam  man  zu  dem  Prinzip,  dass  auch 
die  Erstellung  munizipaler  Wohnhäuser  gestattet  sein  solle. 
Nur  im  Zusammenhange  mit  der  Demolition  bestehender 
Häuser  sollte  eventuell  die  Erstellung  munizipaler  Häuser 
stattfinden,  diese  sollten  lediglich  die  durch  die  Abtragung 
privater  Häuser  infolge  behördlicher  Verfügung  gerissenen 
Lücken  ausfüllen.  Und  zwar  sollte  die  privatwirtschaftliche 
Thätigkeit  durchaus  nicht  von  der  Ausfüllung  dieser  Lücken 
ausgeschlossen  werden,  sondern  sie  sollte,  wenn  sie  bestimmten 
Bedingungen  sich  fügte,  vor  der  gemeinwirtschaftlichen  Thätig- 
keit begünstigt  werden,  deren  Eintreten  erst  für  den  Fall  ge- 
dacht war,  dass  die  privatwirtschaftliche  Thätigkeit  versagen 
sollte,  und  die  demgemäss  an  besonders  erschwerende  Bedin- 
gungen geknüpft  war.  Selbst  dann  aber,  wenn  munizipale 
Häuser  errichtet  waren,  sollten  sie  nicht  dauernd  gemeinwirt- 
schaftliches Eigentum  bleiben,  sondern  in  der  Regel  sollten  sie, 
wenn  von  der  zuständigen  Behörde  nicht  anders  entschieden 
würde,  nach  einiger  Zeit,  spätestens  innerhalb  von  10  Jahren, 
wieder  verkauft  werden. 

Trotz  dieser  Milderungen  springt  die  Schärfe  des  Kon- 
trastes der  vorgeführten  Wohnungsgesetzgebnng  zu  dem  Oeiste 
der  individualistischen  Volkswirtschaftslehre  deutlich  in  die 
Augen.  Vergegenwärtigt  man  sich,  dass  starke  Ausprägungen 
des  antiindividualistischen  Charakters  dieser  Gesetzgebung  zu 
stände  kamen  in  einer  Zeit,  die  als  eine  Periode  der  unum- 
schränkten Herrschaft  der  individualistischen  Theorie  be- 
trachtet wird,  so  greift  man  begierig  nach  den  Berichten  über 
die  Parlamentsdebatten,  in  denen  die  Probleme  der  Wohnungs- 
gesetzgebung erörtert  wurden.  Aber  die  Hoffnung,  einem 
erbitterten  Kampfe  zwischen  prinzipiellen  Anhängern  und 
Gegnern  der  gemeinwirtschaftlichen  Intervention  beizuwohnen, 
wird  nicht  erfüllt. 

Zwar  erklingen  in  den  Debatten  einige  Töne  individua- 
listischer Orthodoxie,  und  es  wird  auch  vereinzelt  in  den 
Diskussionen  der  Versuch  gemacht,  die  Wohnungsgesetz- 
gebung als  einen   prinzipiellen  Abfall   von   der  individualisti- 


—  es- 
schen Weltanschauung  zu  bekämpfen.  So  sagt  ein  Redner, 
die  Bestimmung,  dass  die  Strassenreinigung  der  öffentlichen 
Eontrolle  zu  unterstellen  sei,  sei  kontinentaler  Despotismus^). 
Joseph  Hume  spricht  in  den  Debatten  über  einen  von  Shaftes- 
bury  im  Jahre  1851  eingebrachten  Gesetzentwurf  die  Ansicht 
aus,  das  beste  Mittel  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhält- 
nisse sei  die  Weiterführung  der  freihändlerischen  Handels- 
politik'). Ein  anderer  Redner  behauptet,  Torrens  habe  ein 
Blatt  aus  dem  Buche  Louis  Blancs  herausgenommen  und  man 
werde,  wenn  man  das  Prinzip  zugestehe,  dass  öffentliche 
Körperschaften  Häuser  für  die  unteren  Klassen  erbauen  und 
vermieten  dürften,  in  nicht  allzu  langer  Zeit  in  England  bei 
den  Ateliers  nationaux  endigen^). 

Aber  solche  auf  individualistischen  Dogmen  aufstützende 
Aeusserungen  gegen  die  Wohnungsgesetzgebung  waren  selten^). 
Ueber  die  einschneidendsten  Partien  fand  selten  eine  Debatte, 
noch  seltener  eine  namentliche  Abstimmung  statt.  Selbst  der 
stark  manchesterlich  gesinnte  Joseph  Hume  hatte  gegen  die 
Erbauung  kommunaler  Wohnungen  prinzipiell  nichts  einzu- 
wenden, sondern  hielt  sie  nur  für  ein  wenig  wirksames 
Mittel*). 

Das  Metropolitan  Board  of  Works  war  nicht  das  einzige 
zur  Ausführung  der  Wohnungsgesetzgebung  berufene  kom- 
munale Organ.  Neben  ihm  waren  noch  die  Yestries  und  Dis- 
trict  Boards  zur  Ausführung  der  Wohnungsgesetzgebung 
kompetente  Organe.  Jener  bereits  früher  von  uns  bemerkte 
Grundgedanke  der  kommunalen  Dezentralisation  kommt  auch 


')  Uansard^B  Parliamentary  Debates,  vol.  191  (1868),  S.  672. 

^  Ib.  ib.  vol.  115  (1851),  S.  1271. 

»)  Ib.  ib.  vol.  185  (1867),  S.  293. 

^)  Einem  um  jene  Zeit  in  London  lebenden,  später  in  Deutschland 
eine  Rolle  spielenden  deutschen  Manchestermann  blieb  es  vorbehalten, 
den  Satz  aufzustellen,  dass  Private  für  sich  allein  oder  auf  dem  Wege 
freier  Verabredungen  einen  besseren  und  der  Allgemeinheit  mehr  dien- 
lichen Bebautingsplan  für  unbebautes  Terrain  festzustellen  vermöchten 
als  Öffentliche  Organe.  —  Julius  Faucher,  Vergleichende  Eulturhilder 
aus  den  vier  europäischen  Millionenstädten  (Berlin,  Wien,  Paris,  London) 
(Hannover  1877),  S.  856  f. 

»)  Hansard's  Parliamentary  Debates,  voL  115  (1851),  S.  1271  f. 
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in  der  Betrauung  des  Metropolitan  Board  of  Works  einer- 
seits, der  Vestries  und  District  Boards  andererseits  mit  der 
Durchführung  der  Wohnungsgesetzgebung  zum  Ausdrucke. 
Für  lange  Zeit  waren  dem  Metropolitan  Board  of  Works  nur 
relativ  kümmerliche  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungs- 
wesens, die  Ausführung  der  wichtigsten  gesetzlichen  Bestim- 
mungen aber  den  Vestries  und  District  Boards  übertragen.  Und 
zwar  waren  für  lange  Zeit  die  Vestries  und  Distrikt  Boards  bei 
der  Ausführung  dieser  Funktionen  rechtlich  keiner  Eontrolle 
von  Seiten  der  Metropolitan  Board  of  Works  unterstellt. 

Ihnen  allein  fiel  die  Aufgabe  der  Bekämpfung  der  Miss- 
stände ZU;  die  durch  die  Nuisances  B^moval  and  Diseases 
Prevention  Act  1855,  durch  die  Sanitary  Act  1866,  und  durch 
die  Sanitary  Law  Amendment  Act  1874  geregelt  wurde. 
Das  Metropolitan  Board  of  Works  hatte  während  der  ganzen 
Zeit  seines  Bestehens  nichts  mit  der  Organisation  der  Medical 
Officers  und  der  Inspectors  of  Nuisances  zu  thun.  Die  Vestries 
und  District  Boards  waren  seit  1866  bis  zur  Auflösung  des 
Metropolitan  Board  of  Works  die  einzigen  zur  Aufstellung  von 
Hausordnungen  für  Mietshäuser  kompetenten  kommunalen  Or- 
gane. Sie  waren  auch  die  einzigen  kommunalen  Organe  für  die 
Durchführung  der  ersten  Torrens'  Act.  Wie  von  der  Durch- 
führung dieses  Gesetzes  vor  seiner  Reform,  so  war  das  Me- 
tropolitan Board  of  Works  auch  von  der  Durchführung  der 
zweiten,  zur  Errichtung  von  munizipalen  allgemeinen  Logier- 
häusem  ermächtigenden  Shaftesbury  Act,  deren  Durchführung 
als  eine  Angelegenheit  der  Gemeindebezirke  betrachtet  wurde, 
bis  zur  Mitte  der  achtziger  Jahre  ausgeschlossen. 

Die  Wohngesetze  des  Jahres  1855  wiesen  dem  Metropo- 
litan Board  of  Works  lediglich  die  üeberwachung  der  Keller- 
wohnungen, die  Handhabung  der  Bauordnung  und  die  Ver- 
waltung von  Parks,  Gärten  und  freien  Plätzen  zu.  Erst  im 
Jahre  1875  gingen  auf  das  Metropolitan  Board  of  Works  vom 
Standpunkte  der  Wohnungsreform  wichtigere  Befugnisse  über. 
Seit  diesem  Jahre  war  das  Metropolitan  Board  of  Works  die 
zur  Durchführung  des  Gross'  Acts  kompetente  Behörde.  Im 
Jahre  1879  wurde  teilweise  wenigstens  mit  dem  Prinzip  ge- 
brochen ,  dass  die  Vestries  und  District  Boards  wichtige  wob- 
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nungsgesetzliche  Befugnisse  frei  Ton  jeglicher  Ueberwächung 
seitens  des  Metropolitan  Board  of  Works  ausüben  sollten. 
Die  zweite  Torrens^  Act  autorisierte  das  Metropolitan  Board 
of  Works,  bei  dier  Ausübung  des  Torrens'  Acts  säumige 
Yestries  oder  District  Boards  zum  Einschreiten  aufzufordern 
und  eyentuell  selbst  an  Stelle  der  säumigen  ersten  Instanz 
vorzugehen.  Das  Gesetz  von  1885  schliesslich  machte  das 
Metropolitan  Board  of  Works  unter  Ausmerzung  der  Befug- 
nisse der  Gemeindebezirke  auf  Grund  der.  zweiten  Shaftesbury 
Act  von  1851  zu  der  für  die  Errichtung  und  den  Betrieb 
munizipaler  allgemeiner  Logierhäuser  kompetenten  Behörde. 

Mit  den  wohnungsgesetzlichen  Funktionen  des  Metropolitan 
Board  of  Works  stimmt  eine  Reihe  anderer  Funktionen  darin 
überein,  dass  sie  das  Prinzip  des  Laisser-faire  durchbrechen. 
Sie  beziehen  sich  auf  die  Gasversorgung,  das  Trambahnwesen 
und  die  Wasserversorgung.  Sie  werden  in  den  diesen  Wirtr 
Schaftszweigen  gewidmeten  besonderen  Partien  des  vorliegenden 
Bandes  betrachtet  werden,  da  zuerst  die  nähere  Kenntnis  dieser 
Wirtschaftszweige  vermittelt  werden  muss  und  da  die  der 
Londoner  Kommunalverwaltung  auf  den  genannten  drei  Ge- 
bieten überwiesenen  Kompetenzen  nur  schwach  die  Abneigung 
widerspiegebi,  mit  der  auch  hier  das  Parlament  der  konse- 
quenten Befolgung  der  Theorie  des  Adam  Smith  gegenüberstand. 

b)  Der  Auf  gabenkreis  des  Metropolitan  Board  of  Works 
und  die  Klassengliederung. 

Wenn  wir  den  Aufgabenkreis  durchmustern,  den  das  Par- 
lament dem  Metropolitan  Board  of  Works  überwies,  so  tritt 
uns  eine  zahlreiche  Reihe  von  Aufgaben  entgegen,  die  auf  den 
ersten  Blick  als  Ausflüsse  des  Strebeus  kenntlich  sind,  nicht 
Bedürfnisse  einer  einzelnen  Klasse  allein,  sondern  allen  Klassen 
gemeinsame  Bedürfiiisse  zu  befriedigen.  Ohne  weiteres  ist 
dies  offenbar  für  die  dem  Board  bereits  im  Jahre  1855  über- 
wiesene Aufgabe,  in  die  Benennung  und  Numerierung  der 
Strassen  Ordnung  zu  bringen.  Nicht  minder  deutlich  ist  einer 
Reihe  später  überwiesener  Aufgaben  der  gleiche  Stempel  auf- 
geprägt.    Sowohl  die  Verhütung  von  XJeberschwemmungen  als 

Sinzheimer,  Der  Londoner  Grafsohaftsrat.  I.  5 
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auch  die  Aufgaben,  die  sich  auf  Flusskommunikationen ,  das 
Feuerlöschwesen,  Molkereien,  Milchverkauf,  private  Schlacht- 
häuser;  Viehkrankheiten,  Petroleum  und  Explosivstoffe  bezogen, 
—  alle  diese  Aufgaben  sind  einschliesslich  eines  grossen  Teiles 
der  in  den  Bauordnungen  überwiesenen  Aufgaben  Funktionen, 
deren  Natur  schon  den  Gedanken  verscheucht,  das  Parlament 
habe  bei  der  Ueberweisung  dieser  Funktionen  eine  gesonderte 
Förderung  der  oberen  oder  der  unteren  Klassen  und  nicht  aller 
Klassen  beabsichtigt. 

Die  in  diesem  Sinne  gewissermassen  neutrale  Kategorie 
wird  um  zwei  Olieder  vermehrt,  wenn  wir  direkt  danach 
fragen,  welche  Absichten  das  Parlament  bei  der  Ausgestaltung 
des  Aufgabenkreises  des  Board  lenkten.  Auch  bei  der  Ueber- 
weisung der  beiden  Aufgaben,  deren  Lösung  bei  der  Gründung 
des  Board  im  Vordergrunde  stand,  bei  der  Ueberweisung  der 
Reform  des  Kanalisationswesens  und  Strassenwesens ,  war  der 
Wunsch  massgebend,  Einrichtungen  zu  schaffen,  die  allen 
Klassen  gleichmässig  zu  gute  kämen.  Nach  den  Intentionen 
des  Parlaments  sollte  die  neue  Kanalisation  in  ganz  London, 
sowohl  in  reichen  als  auch  in  armen  Distrikten,  durchgeführt 
werden.  Getrieben  von  der  angstvollen  Erinnerung  an  die 
verhängnisvollen  Zustände  der  früheren  Zeit,  dachte  man  ledig- 
lich an  die  Einflüsse  einer  Reform  des  Kanalisationswesens  auf 
die  Gesundheit  und  den  Komfort  der  ganzen  Bevölkerung. 

Nur  in  einer  einzigen  Gruppe  der  in  der  Metropolis  Local 
Management  Act  des  Jahres  1855  enthaltenen  Bestimmungen 
tritt  zu  Tage,  dass  das  Parlament  bestrebt  war,  nicht  allen 
Klassen,  sondern  nur  einem  Teile  der  in  London  vertretenen 
Klassen  zu  nützen,  nämlich  in  den  Bestimmungen,  die  von  den 
Kellerwohnungen  handelten.  Ihnen  ähneln  in  dieser  Hinsicht 
die  wenige  Jahre  früher  zu  stände  gekommenen,  auf  allgemeine 
Logierhäuser  bezüglichen  Gesetze.  In  allen  diesen  gesetzlichen 
Bestimmungen  handelt  es  sich  um  die  Verbesserung  der  Woh- 
nungsverhältnisse der  unteren  Klassen.  Die  common  lodging 
houses,  auf  die  sich  die  drei  Gesetze  aus  den  Jahren  1851  und 
1853  bezogen,  waren  ebenso  wie  die  Kellerwohnungen  nur  den 
unteren  Erlassen  eigentümliche  Wohnformen.  Die  Metropolitan 
Building  Act  von  1855  richtete  sich,  soweit  sie  die  Freihaltung 
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von  Pratzen  hinter  neuen  Hänsem,  die  nur  mit  einer  Seite 
an  eine  Strasse  stiessen,  vorschrieben,  gegen  eine  namentlich 
die  unteren  Klassen  bedrückende  Kalamität^).  Das  Bestreben 
desselben  Gesetzes,  für  die  Erbauung  von  Zimmern  in  neuen 
Häusern  eine  nicht  zu  unterschreitende  Minimalhöhe  festzu- 
setzen, war  gleichfalls  im  Interesse  der  unteren  Klassen  ge- 
meint, da  die  bemittelten  Klassen  genügende  Mittel  besassen, 
sich  Wohnungen  auszusuchen,  deren  Zimmer  nicht  zu  niedrig 
waren.  In  einem  ähnlichen  Sinne  kann  auch  die  Nuisances 
Removal  und  Diseases  Prevention  Act  des  Jahres  1855  ein 
Arbeiterwohnungsgesetz  genannt  werden.  Zwar  richtete  sie 
sich  gegen  Missstände,  die  auch  bei  höheren  Klassen  vorkamen, 
aber  die  Missstände,  gegen  die  sie  sich  richteten,  bedrückten 
vornehmlich  die  unteren  Klassen. 

Auch  einen  Verwaltungszweig,  der  im  Jahre  1856  dem 
Metropolitan  Board  of  Works  überwiesen  wurde,  nämlich  die 
Verwaltung  des  Parkwesens,  müssten  wir  als  einen  dem  Wohle 
speziell  der  unteren  Klassen  dienenden  Verwaltungszweig  be- 
trachten, wenn  wir  den  ausgesprochenen  Intentionen  der  zur 
üeberweisung  dieses  Verwaltungszweigeö  führenden  Strömungen 
folgen  wollten,  die  die  Anlage  und  Erhaltung  aller  offenstehen- 
den Parks,  Gärten  und  freien  Plätze  als  Massnahmen  zu  Gunsten 
der  ärmeren  Klassen  auffassten ').  Man  kann  dieser  Auffassung 
zwar  nicht  in  dem  Sinne  zustimmen,  dass  solche  Einrichtungen 
allein  Angehörigen  der  unteren  Klassen  zu  gute  zu  kommen  be- 
stimmt gewesen  wären.  Jedenfalls  aber  handelte  es  sich  hier  um 
ein  Verwaltungsgebiet,  dessen  Pflege  fUr  Angehörige  der  unteren 
Klassen  in  mancher  Hinsicht  von  höherem  Werte  war  als  für 
Angehörige  höherer  Klassen.  Für  die  in  schlechten  Wohnungen 
hausenden,  in  engen,  lärmerfüllten  Strassen  zusammengepferchten 


^)  Ueber  die  verderblicben  sanitären  Folgen  der  sogenannten  Back- 
to-back  honses,  d.  h.  Röcken  an  Rücken  stehender  Häuser,  vgl.  den  vom 
Local  Government  Board  herausgegebenen ,  von  Dr.  Barry  and 
Mr.  P.  Gordon  Smith  verfassten  Joint  Report  on  Back-to-Back  Houses 
(1888)  und:  E.  Bowmaker,  The  Housing  of  the  Working  Classes  (1895), 
S.  19  ff. 

')  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1868/69.  S.  22. 
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Beyölkerungsschichten  war  die  Möglichkeit,  sich  in  frischer 
Luft  inmitten  der  freien  Natur  auf  einer  Oase  des  städtischen 
Häusermeeres  ergehen  zu  können,  ein  grösserer  Segen  als  für 
diejenigen  Bevölkerungsschichten,  die  in  geräumigen  Wohnungen, 
in  ruhigeren,  breiteren  Strassen  wohnten,  die  selbst  Gärten 
oder  Parks  für  sich  besassen  und  die  Mittel  hatten,  von  Zeit 
zu  Zeit  aus  der  Grossstadt  in  eine  ländliche  Umgebung  zu 
entfliehen.  Hinzu  kommt  dies,  dass  die  Gesetzgebung  die  Mög- 
lichkeit bot,  nicht  nur  reichere,  sondern  auch  ärmere  Distrikte 
mit  Parks  und  ähnlichen  Anlagen  zu  versehen. 

Den  auf  das  Parkwesen  bezüglichen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen steht  derjenige  Teil  der  Metropolis  Management 
Amendment  Act  des  Jahres  1862  nahe,  der  eine  minimale 
Strassenbreite  und  eine  maximale  Gebäudehöhe  vorschreibt. 
Wenn  auch  die  unteren  Klassen  nicht  allein  von  der  Gefahr 
bedroht  wurden,  auch  in  neuen  Stadtteilen  in  engen,  dunklen 
Strassen  wohnen  zu  müssen,  so  war  es  doch  eine  wesentlich 
diese  Klassen  bedrohende  Gefahr.  Die  besonders  wichtige 
Neuerung,  die  die  Sanitary  Act  des  Jahres  1866  brachte  und 
die  durch  die  Sanitary  Law  Amendment  Act  des  Jahres  1874 
verstärkt  wurde,  stellt  eine  besondere  Berücksichtigung  der 
unteren  Klassen  dar.  Zwar  vraren  die  Häuser,  für  die  obrig- 
keitliche Regulationen  auf  Grund  dieser  Gesetze  zuUUisig  waren, 
die  sogenannten  houses  let  in  lodgings  und  tenement  houses 
(Wohnungen  mit  Aftermietem  und  Mehrfamilienmietshäuser), 
Häuser,  die  manchmal  auch  Wohnstätten  ausschliesslich  von 
Personen  wareii,  die  über  den  unteren  Klassen  stehenden  Klassen 
angehörten.  Allein  offenbar  waren  lediglich  Häuser  mit  Schlaf- 
burschen oder  Schlafmädchen,  nicht  mit  höheren  Ständen  an- 
gehörenden Chambregarnisten,  und  Mehrfamilienhäuser,  in  denen 
Arbeiterfamilien  wohnten,  die  Häuser,  die  das  Parlament  im 
Auge  hatte.  Auch  nach  einer  späteren  Interpretation  des 
Ministeriums  entsprach  es  dem  Geiste  der  Gesetzgebung,  nur 
Häuser,  die  von  den  ärmeren  Klassen  bewohnt  waren,  den 
obrigkeitlichen  Regulationen  zu  unterstellen  ^). 


>)  Local  Government  Board,  Model  Byelaws  for  the  use  of 
SaniUry  Authoritiee,  XIII,  1888,  S.  4,  10. 
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Besonders  klar  kommt  die  Verbesserung  der  Wohnungen 
lediglich  der  unteren  Klassen  als  Ziel  in  den  Torrens'  und 
Cross'  Acts  zum  Ausdruck.  In  der  Einleitung  zu  der  ersten 
Torrens'  Act  wird  ausdrücklich  davon  ausgegangen,  dass  es 
sich  um  die  Fürsorge  für  Arbeiter  und  ihre  Familien  handelte. 
Das  Qleiche  ist  in  der  ersten  Gross'  Act  der  Fall  und  in  der 
Housing  of  the  Working  Classes  Act,  1885,  deren  Titel  schon 
gleich  den  offiziellen  Titeln  der  Torrens'  und  Gross'  Acts  an- 
deutet, dass  die  spezielle  Fürsorge  fOr  die  Arbeiterklasse  Gegen* 
stand  der  Gesetzgebung  war. 

Nicht  minder  klar  sind  als  speziell  für  die  unteren  Klassen 
bestimmte  Massregeln  einige  gesetzliche  Bestimmungen  gekenn« 
zeichnet,  die  in  einigen  die  Anlage  von  Hauptstrassen  betreffen- 
den Gesetzen,  zuerst  in  der  Metropolitan  Street  Improvements 
Act  des  Jahres  1872,  auftreten  und  deren  Zweck  war,  zu  ver- 
hindern, dass  die  in  Verbindung  mit  Strassenanlagen  des  Metro- 
politan Board  of  Works  notwendigen  Hausdemolitionen  eine 
Verminderung  von  Arbeiterwohnungen  herbeiführten.  Zu  diesem 
Behufe  wird  dem  Metropolitan  Board  of  Works  die  Aufgabe 
überwiesen,  vor  Inangriffnahme  von  Strassenanlagen,  wenn 
Dislokationen  von  Angehörigen  der  unteren  Klassen  notwendig 
werden,  für  die  Errichtung  neuer  Arbeiterwohnungen  in  ent- 
sprechendem Umfang  oder  für  den  Nachweis  vorhandener  Wohn- 
gelegenheit, die  für  Personen  aus  den  unteren  Klassen  geeignet 
ist,  Sorge  zu  tragen. 

Auf  jeden  Fall  reicht  schon  ein  Teil  der  wohnungsgesetz- 
lichen Bestimmungen  der  fünfziger  Jahre  hin,  um  die  Irrigkeit 
der  Meinung^)  darzuthun,  dass  vor  dem  Jahre  1856  oder  gar 
vor  dem  Jahre  1868  die  Gesetzgebung  nicht  dazu  gelangt  sei, 
die  Wohnungen  der  unteren  Klassen  einer  besonderen,  die 
Wohnungen  der  höheren  Klassen  übergehenden  Regelung  zu 
unterwerfen.  Immerhin  ist  das  Jahr  1867  als  ein  Wendepunkt 
in  der  Geschichte  der  Wohnungsgesetzgebung  zu  betrachten. 
Wenn  wir  nämlich  die  Entwickelung  der  speziell  auf  die 
unteren   Klassen   bezüglichen   Wohnungsgesetzgebung   in    der 


0  Beport  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1888,  S.  29. 
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Periode  vor  und  nach  dem  Jahre  1867  betrachten,  so  finden 
wir   zwar,    dass   einige  der  Bestimmungen,    die   in   der  Zeit 
zwischen  den  Jahren  1867  und  1889  zu  stände  kamen,   nur 
Modifikationen  der  Bestimmungen  sind,   die  vorher  zu  stände 
gekommen  waren.    Dahin  gehören  auch  die  Bestinunungen  der 
Metropolis  Management  and   Building  Acts  Amendment  Act 
des  Jahres  1882,  die  umgemodelte  Vorschriften  über  die  Schaf- 
fung freier  Plätze  hinter  nur  mit  einer  Seite  an  eine  Strasse 
angrenzenden  neuen  Häusern  enthielten.    Dahin  gehört  weiter 
die  Housing   of  the  Working  Classes  Act   des  Jahres   1885, 
insofern  sie  neue  Bestimmungen  über  common  lodging  houses 
brachte.   Aber  andererseits  ist  die  Periode  nach  dem  Jahre  1867 
dadurch  charakterisiert,    dass   ein  grosser  Teil  der  in  ihr  zu 
stände  gekommenen  wohnungsgesetzlichen  Bestimmungen  üebel- 
stände  in  den  Wohnungsverhältnissen  der  unteren  Klassen  ins 
Auge  fasste,  die  vorher  ignoriert  wurden,  und  kräftigere  Mittel 
zur  Bekämpfung  des  Wohnungselendes  dieser  Klassen  formte. 
Es  ist   wichtig,   zu  beachten,   dass   in  diesem  Sinne  das 
Jahr  1867  einen  Einschnitt  in  der  englischen  Wohnungsgesetz- 
gebung bildet.   Das  Jahr  1867  bildet  nicht  nur  einen  Wende- 
punkt in  der  Entwickelung  der  Wohnungsgesetzgebung,   son- 
dern auch  in  der  Entwickelung  des  parlamentarischen  Stimm- 
rechtes.    Die  Parlamentsreform  dieses  Jahres  gab  zahlreichen 
Elementen  der  unteren  Klassen,   die  vorher  von  dem  parla- 
mentarischen Stimmrechte  ausgeschlossen  waren,  das  Recht,  bei 
den  Wahlen  zum  Parlament  sich  zu  beteiligen.   Die  Thatsache, 
dass  das  Problem  einer  Besserung  der  Wohnungsverfaältnisse  der 
unteren  Klassen  bereits  vor  der  Verleihung  des  parlamentarischen 
Stimmrechtes  an  die  Arbeiter  durch  das  Parlament  in  AngnS 
genommen  wurde,   bewahrt  vor  der  falschen  Anschauung,  die 
durch  die  Ausdehnung  des  parlamentarischen  Stimmrechtes  auf 
die  Arbeiter  im  Jahre  1867  hervorgerufene  Verschiebung  der 
politischen  Machtverteilung    sei   die   einzige   Triebfeder   dafür 
gewesen,   dass  das  Parlament  sich  um  die  Wohnungs Verhält- 
nisse der  unteren  Erlassen   kümmerte.     Immerhin  ist  die  zeit- 
liche Koincidenz  der  energischen  Weiterbildung  der  Wohnungs- 
gesetzgebung und  der  Parlamentsreform   des  Jahres  1867   so 
markant,  dass  man  berechtigt  ist,  anzunehmen,  dass  die  Fort- 
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entwickeluDg  der  Wohnungsgesetzgebung  mit  unter  dem  Drucke 
des  Auftauebens  der  Arbeiterklasse  bei  den  Parlamentswahlen 
zu  stände  kam.  Besonders  hervorhebenswert  ist  dies,  dass  der 
wichtigste  Teil  des  wohnungsgesetzlichen  Teiles^des  dem  Metro- 
politan Board  of  Works  überwiesenen  Aufgabenkreises,  die 
yerwaltung  der  Gross'  Acts,  die  Eontrolle  über  die  Durch- 
führung der  Torrens'  Acts  und  die  Errichtung  munizipaler 
Logierhäuser,  geschaffen  wurde  durch  ein  Parlament,  für  dessen 
Zusammensetzung  die  Stinimen'der  Arbeiterschaft  mit  ent- 
scheidend waren. 

Wenn  wir  nun  die  Frage  erheben,  auf  welche  Schichten 
innerhalb  der  unteren  Klassen  die  englische  Wohnungsgesetz-* 
gebung  sich  erstreckte,  so  geht  die  Antwort  dahin,  dass  diese 
Gesetzgebung  sich  nicht  auf  die  höheren  Schichten  des  Arbeiter- 
standes beschnlnkte,  sondern  auch  die  niedrigsten  Schichten 
der  unteren  Klassen  mit  umfasste.  Indem  sie  zu  den  Keller- 
wohnungen hinabstieg,  zog  sie  eine  Schicht  in  ihr  Bereich, 
die  durchschnittlich  aus  ökonomisch  schwächeren  Elementen 
bestand  als  die  in  anderen  Teilen  der  Mietshäuser  wohnende 
Schicht.  Zu  noch  tieferen  Schichten  führen  die  Bestimmungen 
hinab,  die  sich  auf  die  sogenannten  common  lodging  houses, 
die  allgemeinen  Logierhäuser^  bezogen. 

Von  den  Arbeitermietshäusem  unterscheiden  sich  die  all- 
gemeinen Logierhäuser  durch  eine  dreifache  Eigentümlichkeit. 
Während  in  den  Mietshäusern  die  Wohnungen  einzeln  abgelassen 
werden  an  einzelne  Familien  oder  an  Wohngruppen,  die,  wenn 
sie  auch  in  demselben  Hause  wohnen,  keine  gemeinschaft- 
lichen Wohnräume  innehaben,  sind  die  allgemeinen  Logier- 
häuser Häuser,  in  denen  eine  grössere  Anzahl  von  Personen, 
die  nicht  Glieder  einer  Familie  sind,  gemeinsame  Aufhahme- 
räume  vorfinden.  Während  weiter  in  den  Mietshäusern  die 
Wohnungen  in  der  Regel  unmöbliert  vermietet  werden,  finden 
die  Benutzer  der  allgemeinen  Logierhäuser  hier  möblierte 
Wohnungen  vor;  Heizung  und  Beleuchtung  wird  hier  von 
den  Vermietern  gestellt,  ebenso  werden  auch  Vorrichtungen 
zum  Kochen  von  den  Vermietern  für  die  lodgers  —  so  lautet 
einer  der  zahlreichen  Ausdrücke  für  die  Benutzer  der  Logier- 
häuser —  geliefert.     Endlich  ist   der  übliche  Mietstermin   für 
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die  Benutzer  der  allgemeinen  Logierhäuser  kürzer  als  ftlr  die 
Mieter  der  Mietshäuser.  Die  Insassen  der  allgemeinen  Logier- 
häuser können  sich  ihr  Nachtquartier  und  die  sonstigen  hier 
gebotenen  Annehmlichkeiten  jeden  Tag  aufs  neue  erstehen.  Die 
Miete  wird  hier  nicht  pro  Woche,  sondern  für  jeden  einzelnen 
Tag  verlangt;  wöchentliche  Vorausbezahlungen  sind  möglich^ 
aber  nicht  notwendig. 

In  engem  Zusammenhange  mit  diesen  Eigentümlichkeiten 
steht  eine  vierte  Eigentümlichkeit.  Die  allgemeinen  Logier- 
häuser bildeten  die  Wohnstatten  der  untersten  Schichten  des 
Londoner  Proletariats,  der  moralisch  und  ökonomisch  tiefst- 
stehenden  Elemente  dieser  Bevölkerungsgruppe;  Ein  Polizei- 
bericht aus  dem  Ende  der  dreissiger  Jahre  beziffert  die  Zahl 
der  in  allgemeinen  Logierhäusern  wohnenden  Gewohnheits- 
bettler nach  Tausenden^).  Ein  anderer  Polizeibericht,  der  die 
Verhältnisse  um  den  Anfang  der  fünfziger  Jahre  schildert,  er* 
wähnt  als  Insassen  der  allgemeinen  Logierhäuser  Bettler,  Diebe, 
polizeilich  verdächtige  Individuen  ohne  bestimmten  Beruf, 
Prostituierte.  Nach  derselben  Quelle  waren  daneben  folgende 
Berufe  vertreten:  Hausierer,  die  mit  Streichhölzern,  Eisen- 
kurzwaren, Kappen,  Bändern,  Schreibpapier  etc.  handelten  und 
das  Diebsgewerbe  im  Nebenamt  betrieben,  Balladensänger, 
wandernde  Kesselflicker,  Porzellanreparateure,  Schirmflicker  und 
Kartenschreiber').  Die  Insassen  eines  Hauses,  das  die  Firma 
,iThieve's  Lodging  House**  trug,  bezeichneten  sich  einem 
Geistlichen  gegenüber,  der  diese  Häuser  häufig  in  amtlicher 
Eigenschaft  betrat,  als  Strassenkehrer,  Wasserkressenhändler, 
Reklamewagendrücker,  Strassenmusikanten  und  dergleichen^). 
Alles  dies  waren  Berufe,  die  nur  ein  ungewisses  und  im 
günstigsten  Falle  ein  äusserst  dürftiges  Einkommen  abwarfen. 
Nichts  als  sittlich  Verkommene  und  wirtschaftlich  fast  Hilflose 
nehmen  wir  wahr,  wenn  wir  die  allgemeinen  Logierhäuser  an 


^)  Citiert  bei  Henry  Maybew,  London  Labour  and  the  London 
Poor,  vol.  L  S.  454. 

')  Common  Lodging  Eons  es.  Copy  of  Report  made  to  the 
Secretary  of  State  for  the  House  Department  by  Captain  Hay  (1858), 
S.  5,  11,  13. 

»)  Ib.  S.  5. 


-     73     — 

der  Hand  Henry  Mayhews  beiareten,  der  so  viel  zur  Schilderung 
der  Zustände  geleistet  hat,  in  denen  um  die  Mitte  dieses  Jahr«* 
hunderts  die  untersten  Schichten  der  Londoner  Beyölkerung 
lebten.  Neben  den  Einbrechern  sehen  wir  den  Taschendieb^ 
neben  alten  gebrochenen  Leuten,  die  ihren  Unterhalt  sich  er- 
betteln müssen,  junge  Leute,  die  mit  gestohlenen  Esswaren  in 
das  «dossthouse*^  —  so  lautet  ein  anderer  Ausdruck  für  das 
allgemeine  Logierhaus  nach  dem  Strohsack  (doss),  auf  dem 
man  dort  schlaft  —  kommen  und,  offen  sich  ihrer  Beute  rüh- 
mend, sie  an  die  anderen  «dossers'*  verkaufen,  um  das  Geld 
mit  den  Prostituierten  zu  verjubeln,  die  in  denselben  Herbergen 
nächtigen.  Nicht  alle  solche  Häuser  sind  Verbrecher-  und 
Freudenhäuser.  Es  gibt  auch  Häuser,  deren  Insassen  versuchen, 
auf  ehrliche  Weise  ihr  Brot  zu  verdienen.  Wenn  in  dem  Ver- 
gnügungszentrum Londons  das  glanzvolle  Leben  erstorben  ist, 
lenkt  der  Zeitungshändler  seinen  Schritt  in  eines  der  Häuser^ 
die  in  grosser  Zahl  durch  das  düstere  Gässchengewirr  von 
Drury  Lane  zerstreut  sind.  Li  der  Thüre  begegnet  ihm  ein 
Lumpensammler,  der  sich  anschickt,  sein  Tagewerk  zu  be- 
ginnen. In  der  wohlgewärmten,  als  Wohn-,  Ess-  und  Koch- 
raum dienenden  Küche,  in  die  der  Herold  der  neuesten 
Nachrichten  eintritt,  um  sich  sein  Nachtmahl  zu  kochen, 
sitzt  ein  ^mud-lurk'*,  dessen  Beschäftigung  darin  besteht, 
täglich,  wenn  Ebbe  eintritt,  den  Themsesand  abzusuchen,  um 
eventuell  angeschwemmte  brauchbare  Gegenstände  aufzulesen. 
Ihm  erzählt  ein  anderer,  wie  viel  er  mit  seinem  Gewerbe  ver- 
dient hat,  das  darin  besteht,  auf  der  Strasse  den  Hundemist 
zusammenzuscharren  und  zu  verkaufen.  Wenn  sie  ihre  Ge- 
schäftsberichte vollendet  haben,  legen  sie  sich  zur  Eluhe  in 
Betten  nieder,  die  vorher  zwei  Männer  innegehabt  haben,  die 
jetzt  vor  dem  Markte  in  Govent  Garden  darauf  warten,  ob  das 
früh  am  Morgen  dort  beginnende  Geschäftstreiben  ihnen  Ge- 
legenheit geben  wird,  sich  etwas  für  den  anbrechenden  Tag 
zu  verdienen.  Ob  sie  Arbeit  bekommen  werden?  Die  Frage 
beschäftigt  auch  manchen  von  denen,  die  draussen  in  einem 
der  allgemeinen  Logierhäuser  der  den  Docks  benachbarten 
Distrikte,  in  Limehouse  oder  in  Spitalfields,  schlafen.  Ruhelos 
wälzt  sich  einer  der  Logierleute  auf  seinem  Lager.    Es  ist  ein 
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Mann,  der  eine  treffliche  Erziehung  genossen  und  Stufe  für 
Stufe  so  tief  gesunken  ist,  bis  er  die  Nacht  in  der  Gesellschaft 
von  Schuhbendelverkäufem,  arbeitslosen  Maurern  und  manchmal 
Yon  Verbrechern  zubringen  muss.  Nicht  nur  die,  die  einst  zu 
den  höheren  Klassen  zählten,  schaudern  zurück,  wenn  sie  die 
erste  Nacht;  in  einem  solchen  Milieu  zubringen  müssen.  Von 
Entsetzen  gepackt,  verlässt  mancher  ehrliche  Arbeiter,  den  die 
Not  in  eines  der  schlechtesten,  zahlreich  vertretenen  Häuser 
getrieben  hat,  das  Haus,  in  das  ihm  der  letzte  Rest  seiner 
spärlichen  Barschaft  Eingang  verschafift  hat  ^). 

Zu  tiefen  Niederungen  des  Londoner  Lebens  fährt  auch 
das  Gesetz  hinab,  das  dem  Metropolitan  Board  of  Works  im 
Jahre  1872  den  Schutz  der  Ziehkinder  übertrug.  Es  waren 
Elemente,  denen  eine  Entwicklung  winkte,  wie  sie  Alexandre 
in  Zolas  «F^condit^'  nimmt,  die  Entwickelung  vom  Ziehkind 
zum  Verbrecher.  Eines  der  Rekrutierungsgebiete  des  Londoner 
Verbrechertumes ,  der  Klasse  der  ungelernten  Gelegenheits- 
arbeiter, der  chronisch  Arbeitslosen  übertrug  dieses  Gesetz  dem 
Metropolitan  Board  of  Works, 

Die  Metropolitan  Fire  Brigade  Act  des  Jahres  186«5,  die 
dem  Metropolitan  Board  of  Works  das  Feuerlöschwesen  über- 
trug, enthielt  auch  Bestimmungen  über  Unfallentschädigungen, 
Reliktenunterstützung  und  Pensionen.  Da  diese  Bestimmungen 
sich  auf  alle  Mitglieder  des  Feuerwehrcorps  bezogen,  also  auch 
auf  die  niederen  Grade,  so  darf  jenes  Gesetz  teilweise  auch  zu 
den  Gesetzen  gerechnet  werden,  die  zum  Wohle  der  unteren 
Klassen  erlassen  wurden. 

Nicht  zu  diesen  Gesetzen  ist  hingegen  ein  Gesetz  aus  dem 
Jahre  1866  zu  rechnen,  das  Bestimmungen  über  Ruhegehälter 
und  Unterstützungen  im  Invaliditätsfalle  für  eine  Reihe  anderer 
Angestellter  des  Metropolitan  Board  of  Works  enthielt.  Das 
Gesetz  bezog  sich  nur  auf  ,of&cers^,  nicht  auf  „servants'',  d.  h. 
nicht  auf  dem  Arbeiterstande  angehörende  niedrige  Angestellte^). 


»)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  vol.  I,  S.  269  ff.,  453  ff.,  vol.  lU,  S.  322  ff. 

')  Gegen  die  entgegengesetzte  Ansicht  bei  William  Saunders, 
History  of  the  London  County  Council  (1892),  S.  XVII,  spricht  der  Wort- 
laut des  Gesetzes  selbst  (29  Vict.,  c.  31,  sec.  4) ,  das  bei  Saunders  selbst 
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c)  Der  sozialpolitische  Aufgabenkreis  des  Metropolitan 
Board  of  Works  hinsichtlich  seines  staatlich-kommu- 
nalen Charakters, 

Die  Thatsache,  dass  das  englische  Parlament  in  einer  Zeit 
lebhafter  individualistischer  und  arbeiterfeindlicher  Strömungen 
zu  relativ  starken  Einschränkungen  der  privatwirtschaftlichen 
Freiheit  im  Interesse  der  unteren  Klassen  sich  entschloss,  ist 
zum  Teil  auch  daraus  zu  erklären,  dass  fOr  einen  Teil  der 
Parlamentsmitglieder,  nämlich  für  die  Repräsentanten  der  länd- 
lichen Ghrossgrundbesitzer  und  Pächter,  es  sich  dabei  nicht  um 
die  Fesselung  der  von  ihnen  vertretenen  Interessen,  sondern 
um  die  Fesselung  von  Interessen  handelte,  die  als  Feinde  der 
agrarischen  Interessen  betrachtet  wurden.  Die  Wohnungs- 
gesetzgebung trägt  insofern  einen  nicht  rein  staatlichen  Cha- 
rakter, als  zahlreiche  ihrer  Bestimmungen  sich  nicht  auf  das 
ganze  Staatsgebiet  erstreckten,  sondern  die  ländlichen  Bezirke 
unberührt  Hessen.  So  galten  die  für  London  gültigen  Bau- 
ordnungen und  Strassengesetze  nur  für  London.  Der  Geltungs- 
bereich der  Torrens'  Acts  wurde  auf  Städte  oder  städtische 
Sanitätsdistrikte  begrenzt.  Noch  enger  war  ursprünglich  der 
Oeltungsbereich  der  Cross'  Acts,  die  anfänglich  nur  für  städtische 
Sanitätsdistrikte  mit  mehr  als  25  000  Einwohnern  wirksam 
waren  und  dann  gleichfalls  nur  für  städtische  Sanil^tsdistrikte 
galten.  Mit  der  Fabrikgesetzgebung  bildete  die  Wohnungs- 
gesetzgebung ein  Mittel  der  Rache  für  den  Wegfall  der  Eornzölle. 

Eine  weitere  Abschwächung  des  staatlichen  Charakters  der 
Wohnungsgesetzgebung  finden  wir,  wenn  wir  uns  zur  Klarlegung 
der  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  der  staatlichen  Zentral- 
gewalt einerseits,  dem  Metropolitan  Board  of  Works,  den 
Yestries  und  District  Boards  andererseits  wenden.  Ein  diese 
Beziehungen  durchdringender  Grundgedanke  ist  nämlich  das 
Prinzip,  dass  die  Ausfllhrung  der  Wohnungsgesetzgebung  aus- 
schliesslich oder  wenigstens  in  erster  Instanz  kommunalen  Or- 
ganen zu  übertragen   sei.     Sehen  wir  von  den   auf  die  Auf- 


ib.  S.  XYIII  mitgeteilte  Rechtsgutachten  und  die  Scheidung  von  .officers* 
und  „servants*  in  18  &  19  Vict,  c.  120,  sec.  62  u.  202. 
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bringung  finanzieller  Mittel  bezüglichen  Bestimmungen  ab,  so 
ist  unter  den  früher  von  uns  speziell  erwähnten  wohnungs- 
gesetzlichen  Bestimmungen  nur  eine  Ausnahme  von  dieser 
Regel  aufzufinden.  Diese  einzige  Ausnahme  betrifft  die  lieber- 
wachung  privater  allgemeiner  Logierhäuser.  Für  die  Ausfüh- 
rung der  bezüglichen  beiden  Gesetze  aus  dem  Anfange  der 
fünfziger  Jahre  —  der  Common  Lodging  Houses  Act  von  1851 
und  der  Common  Lodging  Houses  Act  von  1853  —  waren  nur 
staatliche  Behörden,  in  erster  Instanz  die  hauptstädtische 
Polizei,  in  zweiter  Instanz  das  ihr  übergeordnete  Ministerium, 
zustöndig  ^). 

Es  ist  klar,  dass  die  hauptstädtische  Polizei  ihre  Be- 
fugnisse zur  Ueberwachung  von  allgemeinen  Logierhäusem 
nicht  deshalb  erhielt,  weil  sie  ein  staatliches  Organ  war.  Die- 
selben Gesetze,  die  ihr  diese  Befugnisse  verliehen,  machten  die 
Stadtverwaltungen  in  den  Provinzen,  die  für  die  Polizeiverwal- 
tung zuständig  waren,  auch  für  die  Ueberwachung  von  all- 
gemeinen Logierhäusem  zustandig.  Es  ergibt  sich  hieraus 
deutlich,  dass  die  hauptstädtische  Polizei  lediglich  deshalb  mit 
der  Ueberwachung  der  allgemeinen  Logierhäuser  betraut  wurde, 
weil  in  London  ausserhalb  der  City  kein  kommunales  Organ 
der  Polizeiverwaltung  vorhanden  war.  Mit  Rücksicht  auf  den 
niedrigen  moralischen  Status  der  in  den  allgemeinen  Logier- 
häusern zusammengedrängten,  häufig  mit  den  Strafgesetzen  in 
Konflikt  kommenden  Elemente  hielt  man  die  Angliederung  der 
Ueberwachung  dieser  Häuser  an  den  sicherheitspolizeilichen 
Apparat  für  nützlich. 

In  allen  denjenigen  Fällen,  in  denen  kommunale  Organe 
für  die  Ausführung  der  Gesetzgebung  herangezogen  wurden, 
handelte  es  sich  entweder  um  eine  staatlich  gebundene  oder  eine 
freie  Thätigkeit  der  kommunalen  Organe.  Dieser  Unterschied 
tritt  zunächst  darin  zu  Tage,  dass  die  den  kommunalen  Organen 
übertragenen  Funktionen  in  zwei  Klassen  zerfallen.  Zur  ersten 
Klasse  gehören  diejenigen  Funktionen,  zu  deren  Ausübung  die 


^)  Nur  unklar  aDgedeutet  bei  W.  Ruprecht,  Die  Wohnungen  der 
arbeitenden  Klassen  in  London  (1884),  S.  12,  29,  31.  —  Vgl.  dazu  14  A 
15  Vict.,  c.  28,  8ec.  III,  1. 
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kommunalen  Organe  rechtlich  verpflichtet  waren.  Zur  zweiten 
Klasse  gehören  diejenigen  Funktionen,  zu  deren  Ausübung  die 
kommunalen  Organe  nicht  verpflichtet  waren.  In  dieser  Hinsicht 
waren  die  gesetzlichen  Bestimmungen  teils  obligatorischer,  teils 
fakultativer  Natur.  Ein  'ähnliches  Doppelsystem  regelte  die  Stel- 
lung der  kommunalen  Organe  zu  staatlichen  Administrativorganen 
bei  der  Ausführung  der  von  den  kommunalen  Organen  ge- 
zwungen oder  freiwillig  übernommenen  Funktionen.  Nur  für 
einen  Teil  ihres  Wirkungskreises  waren  den  kommunalen  Or- 
ganen staatliche  Verwaltungsorgane  übergeordnet.  Weite  Partien 
der  englischen  Wohnungsgesetzgebung  sind  dadurch  gekenn- 
zeichnet, dass  der  Staat  von  ihrer  Durchführung  ausgeschlossen 
war,  dass  seine  Th'ätigkeit  mit  dem  Erlass  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  abgeschlossen  war  oder  in  dem  Prozesse  ihrer 
Durchführung  erst  dann  wieder  einsetzen  durfte,  wenn  die 
kommunalen  Organe  ihre  Einwilligung  zur  Anwendung  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  gegeben  hatten.  Und  es  ist  be- 
merkenswert, dass  gerade  diejenigen  gesetzlichen  Bestimmungen, 
die  sich  nicht  auf  eine  Regulation  der  Privatwirtschaften  be- 
schränkten, sondern  die  Errichtung  munizipaler  Häuser  ermög- 
lichten, hinsichtlich  der  für  die  Durchführung  wichtigsten 
Frage,  nämlich  der  Frage,  ob  jene  gesetzlichen  Bestimmungen 
überhaupt  durchgeführt  werden  sollten,  in  erster  Instanz  dem 
freien  Belieben  der  kommunalen  Organe  überanwortet  wurden. 
Die  Autonomie  der  Yestries  und  District  Boards  zeigte 
sich  zunächst  bezüglich  der  durch  die  Gesetzgebung  von  1855 
eingeführten  Sanitätsbeamten.  Wohl  wurde  den  Yestries  und 
District  Boards  die  Anstellung  gesetzlich  qualifizierter  Medical 
Officers  of  Health  zur  Pflicht  gemacht,  ebenso  die  Anstellung 
von  Inspectors  of  Nuisances  für  den  Fall,  dass  keine  anderen 
Beamten  zur  Wahrnehmung  der  diesen  obliegenden  Pflichten 
vorhanden  wären.  Aber  es  existierten  keine  staatlichen  Vor- 
schriften über  Vorbildung,  Zahl,  ßehaltsverhältnisse,  Anstel- 
lungsdauer und  Entlassung^bedingungen  der  Inspectors  of  Nui- 
sances. Auch  mit  Bezug  auf  die  Medical  Officers  hatten  die 
Vestries  und  District  Boards  ein  unbeschränktes  Entlassungs- 
recht, wie  auch  die  Salarierung  dieser  Beamten  vollständig  im 
Belieben  dieser  Körperschaften  stand.    Die  Bestimmungen  der 
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Gesetzgebung  aus  dem  Jahre  1866  über  die  Festsetzung  von 
Hausordnungen  für  Mietshäuser  waren  fakultativer  Natur.  Es 
wurde  dem  freien  Belieben  der  Yestries  und  District  Boards 
überlassen,  ob  sie  solche  Regulationen  aufstellen  wollten. 
Erst  auf  Antrag  einer  Vestry  oder  eines  District  Board  konnte 
das  Ministerium  erklären,  dass  im  Bezirk  der  antragstellenden 
Behörde  die  Aufstellung  eines  Wohnungsregulativs  statthaft 
sei.  ^Ein  Zwang  zur  Aufstellung  eines  solchen  Regulativs  be- 
stand für  die  antragstellende  Gemeindebehörde  auch  nach  der 
Bekanntgabe  der  ministeriellen  Erklärung  nicht.  Weiter  be- 
stand keinerlei  staatlicher  Zwang  für  die  Gemeindebehörde, 
dafür  zu  sorgen,  dass  ein  eventuell  aufgestelltes  Wohnungs- 
regulativ von  der  Einwohnerschaft  auch  wirklich  beachtet 
wurde.  Eine  schwache  Milderung  der  Freiheit  der  Yestries 
und  District  Boards  brachte  das  Jahr  1874.  Die  Sanitary  Law 
Amendment  Act  dieses  Jahres  liess  zu,  dass  das  Ministerium 
Yestries  und  District  Boards  auch  ohne  ihren  Antrag  ermäch- 
tigen konnte,  Hausordnungen  aufzustellen.  Sonst  blieben  die 
fakultativen  auf  die  Hausordnungen  bezüglichen  Bestimmungen 
ungeändert  bis  zum  Jahre  1885,  in  dem  zwar  bestimmt  wurde, 
dass  die  Yestries  und  District  Boards  nicht  mehr  an  die  vor- 
herige Ermächtigung  des  Ministeriums  zur  Aufstellung  von 
Hausordnungen  gebunden  sein  sollten,  aber  gleichzeitig  be- 
stimmt wurde,  dass  die  Yestries  und  District  Boards  die  Pflicht 
hätten,  von  der  Berechtigung  zur  Aufstellung  von  Hausord- 
nungen sowohl  als  auch  anderer  ihnen  zustehenden  sanitäts- 
polizeilichen Befugnisse  soweit  Gebrauch  zu  machen,  wie  er- 
forderlich sei  zur  Sicherstellung  eines  befriedigenden  sanitären 
Zustandes  der  in  ihrem  Bezirke  vorhandenen  Wohnungen.  Ein 
Zwang  für  die  Yestries  und  District  Boards,  den  seit  dem 
Jahre  1879  zulässigen  Aufforderungen  seitens  des  Metropolitan 
Board  of  Works  zur  Durchführung  der  Torrens'  Acts  Folge 
zu  leisten,  bestand  nicht.  Es  war  auch  vollständig  in  das 
Belieben  der  Yestries  und  District  Boards  gestellt,  auf  Grund 
der  Torrens'  Acts  munizipale  Mietshäuser  zu  errichten  oder 
nicht  zu  errichten.  Ein  weites  Feld  für  lokale  Autonomie  war 
andererseits  in  dem  ersten  Gesetze  eröffnet,  das  nicht  auf  eine 
Ueberwachung,  sondern  auf  eine  Ersetzung  der  privaten  Thätig- 
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keit  abzielte.  Die  zweite  Shaftesbury  Act  von  1851 ,  die  zur 
Errichtung  munizipaler  Logierhäuser  ermächtigte,  legte  die 
Adoptierung  dieses  Gesetzes  durchaus  in  das  Belieben  der  Oe- 
meindebezirke,  machte  es  also  unmöglich,  Qemeindebezirke 
wider  ihren  Willen  zur  Errichtung  munizipaler  Logierhäuser 
zu  zwingen,  während  sie  andererseits  die  thatsächliche  Errich- 
tung munizipaler  Logierhäuser  von  einer  ministeriellen  Geneh- 
migung abhängig  machte. 

Die  Funktionen  in  der  Handhabung  der  Bauordnung  auf 
Grund  der  Gesetzgebung  von  1855,  wie  der  grösste  Teil  der 
späteren  die  Bauordnung  reformierenden  Gesetzgebung  waren 
fQr  das  Metropolitan  Board  of  Works  obligatorischer  Natur. 
Der  staatlichen  Zentralgewalt  stand  das  Recht  des  Vetos  gegen 
die  Entlassung  der  mit  der  Ueberwachung  von  Neubauten  be« 
trauten  Beamten  des  Metropolitan  Board  of  Works,  der  District 
Surveyors,  zu.  Zu  den  Funktionen  dieser  Beamten  gehörte  auch 
auf  Grund  der  Gesetzgebung  von  1855  die  Ueberwachung  von 
Kellerwohnungen,  die  gleichfalls  obligatorisch  war.  Umgekehrt 
war'  die  unmittelbar  darauf  einsetzende  Gesetzgebung  bezüglich 
der  Anlage  von  Parks,  Gärten  und  freien  Plätzen  insofern 
fakultativ  für  das  Metropolitan  Board  of  Works,  als  sie  der 
Staatsgewalt  keine  rechtliche  Handhabe  gewährte,  das  Metro- 
politan Board  of  Works  zur  Vornahme  solcher  Anlagen  zu 
zwingen.  Auch  hatte  es  das  Recht,  von  einer  Reihe  der  in 
den  Bauordnungen  enthaltenen  Vorschriften,  so  von  den  über 
freie  Hinterhöfe  handelnden  Bestimmungen,  zu  dispensieren. 

Die  Gross'  Acts  waren  teilweise  obligatorischer,  teilweise 
fakultativer  Natur,  und  das  Metropolitan  Board  of  Works  war 
als  für  die  Ausführung  dieser  Gesetze  zuständiges  Organ  teil- 
weise der  Aufsicht  des  Ministeriums  unterstellt,  teilweise  nicht. 
Das  Metropolitan  Board  of  Works  war  verpflichtet,  ungesunde 
Häuserkomplexe  zu  beseitigen  und  bei  der  Erstellung  neuer 
Arbeitermietshäuser  thätig  zu  sein,  so  oft  eine  „ offizielle  Ein- 
gabe* an  es  gelangte,  die  Wahrheit  der  darin  behaupteten 
Thatsachen  sich  herausstellte  und  sofern  die  finanziellen  Mittel 
(ies  Metropolitan  Board  of  Works  genügende  waren.  Als 
«offizielle  Eingabe **  galt  die  Eingabe  eines  Medical  Officer  of 
Health  einer  Vestry  oder  eines  District  Board  oder  eines  eigenen 
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Medical  Officer  of  Health,  den  nach  vorjy^ngiger  Genehmigung 
des  Ministeriums  das  Metropolitan  Board  of  Works  zu  ernennen 
befugt  war.  Die  Verpflichtung  des  Metropolitan  Board  of 
Works  zur  Durchführung  der  beiden  ersten  Gross'  Acts  war 
dadurch  gemildert,  dass  eine  Zeitlang  die  Grenzlinien  zwischen 
dem  Anwendungsgebiete  der  Torrens'  und  der  Gross'  Acts  flüssig 
waren  und  es  für  das  Metropolitan  Board  of  Works  zulässig 
war,  ein  Einschreiten  mit  der  Begründung  abzulehnen,  dass  es 
in  dem  betreffenden  Falle  sich  um  einen  unter  die  Torrens' 
Acts  kommenden  Fall  handelte.  Nachdem  eine  Amendierung 
der  Torrens'  und  Gross'  Acts  im  Jahre  1882  dem  Metropolitan 
Board  of  Works  das  Recht  eingeräumt  hatte,  ein  Einschreiten 
in  Fällen  abzulehnen,  in  denen  es  sich  um  Komplexe  mit 
weniger  als  11  Häusern  handelte,  allerdings  ohne  es  dem  Metro- 
politan Board  of  Works  zur  Pflicht  zu  machen,  in  Fällen,  in 
denen  es  sich  um  Komplexe  mit  mehr  als  10  Häusern  handelte« 
die  Gross'  Acts  anzuwenden,  führte  endlich  die  Housing  of  the 
Working  Glasses  Act  1885,  die  die  früheren  Gross'  Acts  ohne 
sonstige  hier  in  Betracht  kommende  Aenderungen  bestehen  liess, 
zur  Schlichtung  von  Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  dem 
Metropolitan  Board  of  Works  einerseits,  den  Vestries  und 
District  Boards  andererseits  im  Anschlüsse  an  die  Torrens'  und 
Gross'  Acts  eine  Ministerialinstanz  ein.  Das  Metropolitan  Board 
of  Works  war  weiter  verpflichtet,  die  von  ihm  aufgestellten 
Pläne  zur  Verbesserung  der  unter  das  Gesetz  fallenden  Oert- 
lichkeiten  dem  Ministerium  zur  Bestätigung  einzureichen  oder 
ihm  die  Gründe  eines  eventuellen  Nichteinschreitens  mitzuteilen. 
Auf  die  Eingabe  von  12  Steuerzahlern  oder  von  2  Friedens- 
richtern hatte  das  Ministerium  das  Recht,  das  Metropolitan 
Board  of  Works,  wenn  es  in  dem  in  der  Eingabe  genannten 
Falle  widerrechtlich  nicht  eingeschritten  war,  zur  Ausführung 
der  Gross'  Acts  anzuhalten.  Auch  mit  Bezug  auf  die  Errich- 
tung von  munizipalen  Häusern  auf  Grund  der  Gross'  Acts  war 
das  Metropolitan  Board  of  Works  an  die  Entschliessungen  des 
Home  Secretary  gebunden.  Nur  dann,  wenn  der  Home  Secre- 
tary  dem  Metropolitan  Board  of  Works  gestattete,  im  Zu- 
sammenhange mit  Demolitionen  auf  Grund  der  Gross'  Acts 
selbst  neue  Häuser  zu  errichten,  konnte  das  Metropolitan  Board 
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of  Works  Ton  einer  Heranziehung  der  privaten  Thätigkeit  ab- 
sehen. Ebenso  musste  das  Metropolitan  Board  of  Works  die 
eyentuell  Yon  ihm  errichteten  Häuser  spätestens  10  Jahre  nach 
ihrer  Erbauung  verkaufen,  wenn  der  Home  Secretary  es  nicht 
ermächtigte,  die  Häuser  länger  in  kommunalem  Eigentum  zu 
behalten.  Hingegen  war  kein  Mittel  vorhanden,  das  Metro- 
politan Board  of  Works  zu  zwingen,  auf  Grund  der  Gross'  Acts 
munizipale  Arbeitermietshäuser  zu  errichten.  Obligatorisch  war 
fflr  das  Metropolitan  Board  of  Works  auch  die  Reihe  von 
Strassengesetzen,  soweit  sie  sich  imt  der  Beschaffung  von 
Wohnungen  für  durch  einzelne  neue  Hauptstrassenanlagen  aus 
ihren  früheren  Wohnungen  vertriebene  Angehörige  der  unteren 
Klassen  beschäftigten;  In  allen  diesen  Strassengesetzen  war 
fflr  das  Metropolitan  Board  of  Works  eine  Verpflichtung  aus*- 
gesprochen,  für  zu  demolierende  Arbeiterwohnungen  Ersatz 
dadurch  zu  beschaffen ,  dass  es  Land  an  Private  gegen  die 
Verpflichtung  hergab,  Arbeiterwohhungen  darauf  zu  errichten. 
Fakultativ  hingegen  waren  die  Bestimmungen,  die  im  Jahre 
1879  das  Metropolitan  Board  of  Works  für  die  Ueberwachung 
und  eventuelle  Ersetzung  der  Vestries  und  District  Boards  bei 
der  Ausfuhrung  der  Torrens'  Acts  zuständig  machten.  Das 
Metropolitan  Board  of  Works  war  berechtigt,  aber  nicht  ver- 
pflichtet, säumige  Vestries  und  District  Boards  zum  Einschreiten 
au&ufordern  und  an  ihrer  Stelle  eventuell  die  Torrens'  Acts 
durchzuführen.  Weitgehende  Aufsichtsrechte  waren  dem  Mini- 
sterium noch  gegenüber  dem  Metropolitan  Board  of  Works  als 
der  kommunalen  Behörde  übertragen,  die  für  die  Durchführung 
der  auf  die  Errichtung  munizipaler  Logierhäuser  bezüglichen 
Bestimmungen  des  Wohnungsgesetzes  von  1885  zuständig  war« 
Indessen  war  die  Staatsgewalt  von  jeglichem  Einflüsse  auf  das 
entscheidende  erste  Stadium  in  der  Durchführung  dieser  Be- 
stimmungen ausgeschlossen.  Aus  der  zweiten  Shaftesbury  Act 
war  in  das  Gesetz  von  1885  das  Prinzip  völliger  kommunaler 
Freiheit  bei  der  primären  Entscheidung  über  die  Frage  über- 
geflossen, ob  munizipale  Logierhäuser  begründet  werden  sollen 
oder  nicht.  Zur  Errichtung  solcher  Häuser  war  das  Metro-- 
politan  Board  of  Works  zwar  berechtigt,  aber  in  keiner  Weise 
gesetzlich  verpflichtet. 

Sinzheimer,  Der  Londoner  Grafschaftsrat.  I.  Q 
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Welche  Erwägungen  führten  nun  aber  zu  dieser  weiten 
Ausdehnung  der  den  kommunalen  Organen  gelassenen  Befug- 
nisse ?  Ist  insbesondere  die  Sympathie,  die  das  Parlament  den 
konununalen  Organen  bei  der  rechtlichen  Festlegung  der  Durch- 
führung der  Wohnungsreform  bekundete,  aus  der  Ansicht  ab- 
zuleiten, kommunale  Organe  seien  besser  als  der  Staat  oder 
besser  allein  als  unter  staatlicher  Aufsicht  im  stände,  die  Woh- 
nungsverhältnisse zu  bessern? 

Man  hat  kein  Recht,  diese  letztere  Frage  ohne  weiteres  zu 
bejahen.  Unabweisbar  drängt  sich  neben  ihr  die  Frage  auf,  ob  denn 
nicht  die  Wurzel  der  geschilderten  Verteilung  der  Kompetenzen 
zwischen  dem  Staate  und  den  kommunalen  Organen  gerade  in 
der  entgegengesetzen  Ansicht  zu  suchen  sei,  durch  die  Ab- 
schwächung  der  zwingenden  Kraft  der  gesetzlichen  Bestim- 
mungen und  durch  die  Einschnürung  der  staatlichen  Befugnisse 
bei  der  Durchführung  dieser  Bestimmungen,  durch  die  Ueber- 
antwortung  grosser  und  wichtiger  Teile  der  Wohnungsgesetz- 
gebung an  die  kommunalen  Organe  lege  man  die  Aufgabe  der 
Wohnungsreform  in  Hände,  die  eher  als  die  staatlichen  Organe 
die  Sicherheit  böten,  dass  man  das  existierende  Wohnungpi- 
elend  ruhig  weiter  existieren  lassen  und  die  mit  der  Fortdauer 
der  schlechten  Wohnverhältnisse  verknüpften  Interessen  von 
Gliedern  der  besitzenden  Klassen  nicht  stören  werde.  Die  Er- 
örterung dieser  Frage  erscheint  um  so  notwendiger,  da  wirklich 
die  Form  der  Verteilung  der  Kompetenzen  zwischen  dem  Staate 
und  den  kommunalen  Organen  als  ein  berechtigter  Einwand 
gegen  die  Behauptung  betrachtet  worden  zu  sein  scheint,  dem 
Parlament  sei  es  mit  der  Bekämpfung  des  Wohnungselends  ernst 
gewesen^).  War  die  Einräumung  so  weitgehender  Befugnisse 
an  die  Kommunen,  die  Beschränkung  der  staatlichen  Befugnisse 
das  Instrument  eines  diabolischen  Macchiavellismus ,  war  sie 
eingegeben  von  dem  Bestreben,  nicht  mehr  als  ein  Schaustück 
zu  schaffen  und  die  Bethätigung  der  vorgegaukelten  Sympathien 
für  die  unter  dem  Wohnungselend  Schmachtenden  dadurch  un- 
möglich zu  machen,  dass  man  die  Bekämpfung  des  Wohnungs- 


^)  Friedrich  Engels,  Zur  Wohnungsfrage.    Separatabdruck  aus 
dem  Yolksstaat  von  1872,  2.  Aufl.  (Hottingen- Zürich),  1887,  S.  47. 
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elendes  Kräften  überwies,  von  denen  man  überzeugt  war,  dass 
sie  nichts  gegen  das  Wohnungselend  unternehmen  würden? 

Ein  Kritiker  der  Richtung,  die  zugleich  staatsfeindlich  und 
gemeindefreundlich  auftrat,  unterschied  bereits  in  den  Tagen, 
in  denen  diese  Richtung  zum  erstenmal  in  artikulierten  Lauten 
sich  vernehmbar  machte,  unter  ihren  Anhängern  romantische 
Vertreter  und  schlaue,  auf  ihren  Vorteil  bedachte  Geschäfts- 
leute*). Ohne  Zweifel  half  die  Ghruppe  derer,  die  für  kom- 
munale Autonomie  zu  kämpfen  vorgaben,  in  Wahrheit  aber  für 
die  Interessen  der  Besitzenden  kämpften,  mit,  das  Verhältnis 
von  Staat  und  Gemeinde  in  der  Wohnungsgesetzgebung  so  zu 
gestalten,  wie  es  thatsächlich  gestaltet  wurde.  Die  Missstände, 
die  das  schrankenlose  Walten  der  Einzelnen  auf  dem  Gebiete 
des  Wohnungswesens  hatte  entstehen  lassen,  konnten  nicht 
geleugnet  werden.  Angesichts  des  Elendes,  das  durch  zahl- 
reiche Zeugnisse  bestätigt  war,  erschien  die  Berufung  auf  die 
wohlthätigen  Folgen  der  Freiheit  der  Einzelnen  und  die  Be- 
kämpfung ihrer  Eindämmung  durch  Deklamationen  über  den 
idealen  Wert  der  individuellen  Unabhängigkeit  wenig  aussichts- 
reich. Eindämmung  der  zwingenden  Gewalt  der  Gesetze  und 
Verleihung  weiter  Befugnisse  an  kommunale  Organe  bei  der 
Ausführung  der  Gesetze  unter  enger  Einschnürung  staatlicher 
Organe  —  das  schienen  dieser  Gruppe  die  richtigen  Mittel  zu 
sein,  um  aus  dem  Dilemma  herauszukommen,  in  das  von  der 
einen  Seite  die  Notwendigkeit,  etwas  zu  thun,  von  der  anderen 
Seite  der  Wunsch,  nichts  geschehen  zu  lassen,  hineintrieben. 
Für  diese  Gruppe  bedeutete  die  Wohnungsgesetzgebung  ledig- 
lich eine  Demonstration.  Für  sie  bildete  die  Nichtanwendung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  das  erstrebte  Ziel.  Allerdings 
war  diese  Gruppe  nicht  frei  von  Zweifeln  daran,  ob  die  kom- 
munalen Organe  sich  wirklich  in  der  von  ihr  gehofFten  Weise 
verhalten  würden,  wie  aus  der  Zustimmung  zu  einigen  Bestim- 
mungen hervorgeht,  die  geeignet  waren,  den  eventuellen  Eifer 
der  Gemeinden  durch  staatliche  Beschränkungen  zu  dämpfen. 


^)  Vgl.  den  Vortrag  von  Tom  Taylor  auf  dem  Kongress  der 
National  Association  for  the  Promotion  of  Social  Science  in  Birmingham, 
Times  vom  17.  Oktober  1857. 
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Dahin  gehören  beispielsweise  die  Bestimmungen,  die  von  einer 
späteren  Phase  des  DurchführungsTerfahrens  ab  bei  der  Er- 
richtung von  munizipalen  Häusern  der  staatlichen  Zentral- 
behörde weitgehende  Befugnisse  gaben. 

Das  dichte  Dunkel,  das  vielfach  demjenigen  entgegenstarrt, 
der  danach  fragt,  aus  welchen  Gründen  das  englische  Parla«- 
ment  sich  für  eine  bestimmte  Verteilung  der  Kompetenzen 
zwischen  Staat  und  Gemeinde  und  für  keine  andere  Ordnung 
der  beiderseitigen  Machtsphäre  entschied,  findet  für  uns  darin 
seine  erste  Erklärung.  Sie  findet  für  uns  eine  weitere  Er- 
klärung, wenn  wir  die  zweite  in  der  Oeffentlichkeit  und  im 
Parlament  vertretene  Gruppe  ins  Auge  fassen.  Von  jener 
ersten  Gruppe  unterscheidet  sich  diese  zweite  Gruppe  dadurch, 
dass  bei  ihr  das  ehrliche  Streben  vorhanden  war,  die  Woh- 
nungsverhältnisse der  unteren  Klassen  zu  bessern.  Beide 
Gruppen  stimmen  darin  aber  überein,  dass  sie  beide  sich  zu 
einer  weitgehenden  staatlich- kommunalen  Dezentralisation  be- 
kannten. Sie  unterscheiden  sich  aber  darin,  dass,  während  die 
erste  Gruppe  sich  wohl  darüber  klar  war,  warum  sie  dem 
Staate  misstrauisch ,  der  Gemeinde  freundlich  gegenüberstand, 
der  zweiten  Gruppe  ihre  Anschauungen  über  das  Verhältnis  des 
Staates  zur  Gemeinde  ein  Dogma  waren,  über  dessen  Wahr- 
heit sie  weder  sich  selbst  noch  anderen  Rechenschaft  gab. 
Man  hat  dieser  orthodoxen  Anschauung  verschiedene  Namen 
gegeben.  Man  hat  sie  ein  gedankenloses  Vorurteil  genannt^). 
Man  hat  von  „der  angeborenen  Liebe  der  Engländer  für  das 
Selfgovemment"  gesprochen.  Es  genügt,  darauf  hinzuweisen, 
dass  im  Parlament  eine  Richtung  vertreten  war,  die,  von  dem 
Willen  beseelt,  die  Wohnungen  der  unteren  Klassen  zu  ver- 
bessern, jedem  Versuche  einer  weiten  Ausmessung  der  staat- 
lichen Machtsphäre  abgeneigt  war,  während  sie  prinzipiell 
gegen  eine  Erweiterung  der  kommunalen  Machtsphäre  gegen- 
über den  Individuen  nichts  einzuwenden  hatte. 

Axiome  wie  solche  Glaubenssätze  gehören  zu  den  That- 
sachen,  mit  denen  die  Staatsmänner  zu  rechnen  haben.  Sie 
helfen  das  Vorgehen  der  dritten  Gruppe  verstehen,  die  für  die 


*)  John  Stuart  Mill,  Autobiography,  IL  ed.  (1873),  S.  193. 
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Ausbildung  der  Wohnungsgesetzgebung  massgebend  war  und 
unter  den  drei  genannten  Gruppen  die  führende  Rolle  spielte. 
Es  ist  die  Gruppe  derer,  die,  nachdem  die  Frage,  ob  das  Parla- 
ment überhaupt  sich  mit  der  Wohnungsgesetzgebung  befassen 
solle,  für  sie.  gelöst  war,  rückhaltslos  in  erster  Linie,  ohne 
durch  allgemeine  Anschauungen  über  die  Verteilung  der  Be* 
fiignisse  zwischen  Staat  und  Gemeinde  geleitet  zu  sein,  bei  der 
Ausgestaltung  der  Wohnungsgesetzgebung  die  Besserung ,  der 
Wohnungsverhältnisse  der  unteren  Klassen  als  Ziel  vor  Augen 
hatten.  In  dieser  Gruppe  haben  wir  die  eigentliche  direkte 
Triebkraft  der  Wohnungsgesetzgebung  *  zu  sehen.  Vielleicht 
sagten  sich  die  direkten  Urheber  der  Wohnungsgesetzgebung, 
dass  es  unmöglich  sei,  das  Parlament  zu  einer  Intervention  in 
die  Wohnungsverhältnisse  zu  bewegen,  wenn  man  die  Aus- 
führung der  gesamten  Gesetze  oder  eines  grösseren  Teiles  der 
Gesetze  den  kommunalen  Organen  zur  Pflicht  machen,  sie  bei 
der  Ausführung  der  Gesetze  auf  Schritt  und  Tritt  der  Kontrolle 
staatlicher  Verwaltungsorgane  unterstellen  würde  oder  gar  staat- 
liche Beamte  allein  für  die  Durchführung  der  Gesetze  zuständig 
machen  würde. 

Es  ist*  eine  merkwürdige  Thatsache,  dass  die  Bestimmungen 
der  Wohnungsgesetzgebung,  auch  soweit  sie  das  Verhältnis 
von  Staat  und  Gemeinde  betrafen,  im  wesentlichen  meistens 
mit  den  Gesetzentwürfen  übereinstimmten,  die  die  Freunde  der 
Wohnungsreform  einbrachten,  und  dass  sie  vielfach  ohne 
Debatte,  oder  in  den  seltenen  Fällen,  in  denen  Differenzen  zu 
Tage  traten,  acceptiert  wurden,  ohne  dass  scharfe  Gegensätze 
zu  Tage  getreten  wären.  Eine  Erklärung  hierfür  könnte  in 
der  geschickten  Art  gefunden  werden,  in  der  die  Freunde  der 
Wohnungsreform  sich  der  Aufgabe  entledigten,  den  Feinden 
der  Wohnungsreform  imd  den  für  kommunale  Autonomie  ein- 
genommenen Freunden  der  Wohnungsreform  nicht  vor  den 
Kopf  zu  stossen.  Allein  in  jener  Harmonie  liegt  nicht  nur  ein 
Triumph  diplomatischer  Geschicklichkeit,  sondern  auch  eine 
Konsequenz  davon  vor,  dass  auch  die  rückhaltslosen  Freunde 
der  Wohnungsreform,  d.  h.  diejenigen,  die  Gesetze  in  der  Ab- 
sicht schufen,  sie  durchführen  zu  lassen,  und  die  nicht  auf  eine 
Schablone  der  staatlich-kommunalen  Beziehungen  eingeschworen 
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waren,  vom  Standpunkte  der  Wohnungsfrage  aus  eine  ähnliche 
Ordnung  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Gemeinde  bei  der 
B^elung  der  Wohnungsyerhältnisse  fOr  richtig  hielten,  wie 
sie  die  verschiedenen  Flügel  der  Verteidiger  weitgehender 
staatlich-kommunaler  Dezentralisation  begehrten.  Unzweifel- 
haft war  im  Parlament  die  Anschauung  vertreten,  auch  ab- 
gesehen von  taktischen  Gründen,  die  durch  die  parlamentarische 
Situation  gegeben  waren,  empfehle  es  sich  schon  im  Interesse 
der  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse,  die  Durchführung 
der  Wohnungsgesetzgebung  in  erster  Linie  zu  einer  Sache  der 
Gemeinden  zu  machen.  Aus  der  Reihe  der  Erwägungen,  die 
hierzu  getrieben  haben  m^en,  sei  ein  Glied  hervorgehoben. 

Offenbar  war  man  sich  im  Parlament  einer  besonderen 
historischen  Eigentümlichkeit  der  englischen  Wohnungsgesetz- 
gebung bewusst.  Nicht  nur  war  diese  Gesetzgebung  für  Eng- 
land etwas  durchaus  Neues,  sie  war  auch  etwas  durchaus 
Neues  in  der  gesamten  Eulturwelt.  Es  war  eine  Pionier- 
arbeit, deren  Erfolg  weder  auf  Ghrund  von  Erfahrungen  des 
eigenen  Landes  noch  auf  Grund  von  Erfahrungen  fremder 
Länder  vorausgesagt  werden  konnte.  Es  ist  unter  diesen  Um- 
ständen begreiflich,  dass  die  Vorkämpfer  dieser  Gesetzgebung 
den  Wunsch  hegten,  für  eine  vorsichtige  Art  der  Durchführung 
der  Gesetzgebung  Sorge  zu  tragen,  die  Möglichkeit  zu  eröffnen, 
die  in  Dunkel  gehüllte  terra  incognita  zu  rekognoszieren,  ohne 
Fehltritte  zu  begehen,  deren  Folgen  sofort  in  dem  ganzen 
Geltungsgebiete  der  Gesetzgebung  gefühlt  werden  mussten.  Die 
Heranziehung  der  kommunalen  Organe  und  die  Verleihung 
weitgehender  Freiheit  an  sie,  die  den  fakultativen  Bestimmungen 
der  Gesetzgebung  eigentümlich  waren,  empfahlen  sich  deshalb, 
weil  sie  die  Gelegenheit  gab,  Experimente  im  kleinen  zu  machen 
imd  das  mit  diesen  Experimenten  verbundene  Risiko  auf  kleine 
Kreise  zu  beschränken. 

Allerdings  war  nun  dem  Charakter  dieser  fakultativen  Be- 
stimmungen entsprechend  keine  Sicherheit  gegeben,  dass  über- 
haupt eine  Eonununalverwaltung  es  für  der  Mühe  wert  halten 
werde,  solche  Experimente  vorzunehmen.  Diese  Sicherheit 
sowohl  als  auch  der  Vorteil,  eine  Konzentrierung  des  vorhan- 
denen Risikos  zu  vermeiden,  wäre  erlangt  worden,  wenn  man 
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sich  entschlossen  hätte,  die  fakultativen  Bestimmungen  für  eine 
einzige  Stadt  allein  oder  für  eine  begrenzte  Zahl  der  Städte, 
auf  die  sich  jene  Bestinunungen  bezogen,  obligatorisch  zu 
machen*  Die  Antwort,  die  auf  die  Fn^e,  warum  man  davon 
absah,  diesen  Plan  durchzuführen,  zu  geben  ist,  geht  dahin, 
dass  man  auf  seine  Ausführung  verzichtete,  weil  diese  eine 
Bevorzugung  der  unter  dem  Wohnungselend  leidenden  Be- 
völkern]^ in  denjenigen  Städten  bedeutet  hätte,  für  die  im 
Gegensätze  zu  anderen  Städten  obligatorische  Bestimmungen 
eingeführt  worden  wären.  Man  fürchtete  die  Klage,  dass  der 
Mangel  obligatorischer  Bestimmungen  in  den  Städten,  für  die 
diese  nicht  gegolten  hätten,  eine  Benachteiligung  der  hier 
wohnenden  Angehörigen  der  unteren  Klassen  bedeute.  Man 
fürchtete  solche  Klagen  um  so  mehr,  weil  man  ohnedies  schon 
hie  und  da  durch  die  besondere  Behandlung  Londons  Grund 
zu  solchen  Klagen  gegeben  hatte. 

Weniger  kompliziert  als  bezüglich  der  wohnungsgesetz- 
lichen Aufgaben  des  Metropolitan  Board  of  Works,  wenn  auch 
noch  dunkler  hinsichtlich  der  Motive,  aus  denen  sie  abzuleiten 
sind,  sind  auf  den  restierenden  Gebieten  des  sozialpolitischen 
Aufgabenkreises  des  Metropolitan  Board  of  Works  die  Be- 
ziehungen zwischen  der  Staatsgewalt  und  dem  Metropolitan 
Board  of  Works.  Was  zunächst  das  Ziehkinderwesen  anlangt, 
so  war  die  Anlegung  und  Evidenzhaltung  eines  Registers  für 
das  Board  obligatorisch.  Das  Board  hatte  das  Recht,  nicht 
die  Pflicht,  Registrationen  über  die  an  registrierte  Pflegereien 
zu  stellenden  Minimalanforderungen  aufzustellen  und  die  Kon- 
zessionierung eventuell  zu  verweigern  oder  rückgängig  zu 
nubchen. 

Völlige  Freiheit  hatte  das  Metropolitan  Board  of  Works 
hinsichtlich  der  Ausgestaltung  des  Pensiens-  und  Unter- 
stützungswesens für  Organe  des  Feuerlöschdienstes  und  ihre 
Angehörigen.  Die  einschlägigen  gesetzlichen  Bestimmungen 
hatten  lediglich  den  Zweck,  dem  Metropolitan  Board  of  Works 
zu  ermöglichen,  Pensionen  und  Unterstützungen  für  diese 
Gruppe  seines  Personales  auszubezahlen.  Die  freie  Entschei- 
dung darüber,  ob  solche  Pensionen  und  Unterstützungsgelder 
auszubezahlen  wären,   ebenso  die  Festsetzung  ihrer  Höhe  und 
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der  Vorbedingungen,  an  die  sie  geknüpft  waren,  lag  bei  dem 
Metropolitan  Board  of  Works. 

Diese  Bestimmungen  waren  nur  konsequente  Folgerungen- 
aus der  Regel,  dass  die  Ordnung  der  VerhUtnisse  der  höheren 
Angestellten  des  Metropolitan  Board  of  Works  mit  nur  wenigen 
Ausnahmen  und  dass  die  Ordnimg  der  Verhältnisse  seiner 
niederen  Angestellten  ausnahmslos  Sache  des  Metropolitan 
Board  of  Works  sein  sollte.  Auf  Grund  des  Gesetzes,  durch 
das  das  Metropolitan  Board  of  Works  begründet  wurde,  war 
das  Metropolitan  Board  of  Works  immer  befugt,  nach  seinem 
freien  Ermessen  d^m  Arbeiterstande  angehörende  Angestellte 
in  sein  Personal  aufzunehmen,  ihre  Pflichten  zu  bestimmen, 
disziplinarische  Anordnungen  zu  treffen,  sie  zu  entlohnen  und 
zu  entlassen^). 

Ein  Gebiet,  auf  dem  das  Metropolitan  Board  of  Works 
gleichfalls  fast  Töllig  ungebunden  war,  war  die  Vergebung  yon 
Lieferungen  und  Arbeiten  an  private  Unternehmer.  Die  auf 
dieses  Gebiet  bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen  machten 
der  Eommunalbehörde  nur  einige  Formalitäten  beim  Abschlüsse 
ihrer  Verträge  zur  Pflicht,  verboten  Mitgliedern  des  Metropolitan 
Board  of  Works,  in  bestimmten  Fällen  mit  abzustimmen,  und 
untersagten  den  Angestellten  des  Metropolitan  Board  of  Works, 
sich  an  Lieferungen  zu  beteiligen  oder  Bestechungen  von  Liefe- 
ranten anzunehmen.  Das  Metropolitan  Board  of  Works  hatte 
denmach  völlig  freie  Hand,  wenn  es  auf  die  Lage  der  indirekt 
durch  es  beschäftigten  Arbeiter  einwirken  wollte'). 

Das  Parlament  dachte  sich  das  Metropolitan  Board  of  Works 
nicht  nur  als  ein  bei  der  Ausführung  der  Gesetzgebung,  son-. 
dem  auch  als  ein  bei  der  Entwickelung  der  Gesetzgebung 
thätiges  Organ.  Hinsichtlich  der  dem  Metropolitan  Board  of 
Works  gegebenen  Möglichkeiten,  den  Kreis  seiner  sozial- 
politischen Kompetenzen  zu  erweitern,  kommt  eine  Reihe  all- 
gemeiner Bestimmungen  in  Betracht,  deren  erste  sich  bereits 
in  dem  das  Metropolitan  Board  of  Works  begründenden  Gesetze 
findet.    Diese  Bestimmimg ')  geht  dahin,  dass  das  Metropolitan 

>)  18  &  19  Vict.,  c.  120,  sec.  62,  202. 
•)  Ib.  sec.  54,  64,  149. 
»)  Ib.  sec.  144. 
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Board  of  Works,  sofern  es  ihm  notwendig  erscheine,  zum 
Zwecke  Yon  Anlagen  fOr  die  Verbesserung  der  Hauptstadt  oder 
fiOr  die  öffentliche  Wohlfahrt  ihrer  Einwohnerschaft  ausser  den 
ihm  übertragenen  Kompetenzen  weitere  zu  erhalten,  das  Recht 
haben  solle,  sich  darum  beim  Parlament  zu  bewerben.  Anfangs 
der  sechsager  Jahre  wurde  dem  Metropolitan  Board  of  Works 
durch  das  Parlament  auch  das  Recht  verliehen,  bei  Verhand- 
lungen parlamentarischer  Komitees  über  sogenannte  ,  Private 
Bills',  die  das  hauptstädtische  Gebiet  berührten,  als  Opponent 
zu  erscheinen.  Da  in  das  Gebiet  der  „Private  Bills **  auch  die 
Erteilung  von  Rechten  und  die  Auflegung  von  Pflichten  an 
parlamentarisch  inkorporierte  ErwerbsgeseUschaften ,  darunter 
Gas-  und  Wasser-,  Eisenbahn-  und  Dockgesellschaften  gehörten, 
so  war  damit  dem  Metropolitan  Board  of  Works  die  Möglich- 
keit gegeben,  auf  die  Ausgestaltung  der  Rechte  und  Pflichten 
solcher  Erwerbsgesellschaften  einzuwirken^). 

d)  Finanzrechtliche  Bestimmungen. 

Das  Gesetz,  durch  das  das  Metropolitan  Board  of  Works 
begründet  wurde,  wies  dieser  Körperschaft  drei  Einnahme- 
quellen zu:  Steuern,  Anleihen  und  kommunales  Grundeigentum. 
Man  kann  die  einscUägigen  Bestimmungen,  die  dieses  Gesetz 
enthält,  und  die  finanzrechtlichen  Bestimmungen,  die  in  späteren 
Gesetzen  niedergelegt  sind,  nicht  verstehen,  wenn  man  sich 
nicht  einige  Grundzüge  der  Grundbesitzverhältnisse  klar  ge- 
macht hat,  die  um  die  Zeit  des  Metropolitan  Board  of  Works 
bestanden. 

Diese  Verhältnisse  entsprechen  im  wesentlichen  den  Ver- 
hältnissen, die  noch  jetzt  in  London  herrschen.  Das  bedeutet, 
dass  auch  zur  Zeit  des  Metropolitan  Board  of  Works  in  dem 
ausserhalb  der  City  gelegenen  Teile  Londons  das  Leasehold- 
system  und  nicht  das  sogenannte  Freeholdsystem  die  fast  aus- 


')  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1862/63,  S.  17.  —  R.  Gneist,  Selfgovernment,  S.  864  ff.  —  Ders.^ 
Das  Englische  Yerwaltungsrecht  der  Gegenwart  (3.  Aufl.,  1884),  Bd.  1^ 
8.  175  ff. 
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nahmslose  Regel  bildete.  Unter  dem  Freeholdsystem ,  das 
ausserhalb  der  City  in  London  kaum,  innerhalb  der  City  nicht 
häufig  vorkam,  versteht  man  ein  System,  bei  dem  der  Eigen- 
tümer des  Bodens  (freeholder)  zugleich  Eigentümer  des  even- 
tuell auf  diesem  Boden  erbauten  Hauses  ist.  Unter  dem  Lease- 
holdsystem  versteht  man  ein  System,  bei  dem  der  Eigentümer 
des  Bodens  sein  Grundstück  zum  Zwecke  der  Bebauung  mit 
Häusern  auf  einen  bestimmten  Termin  verpachtet,  nach  dessen 
Ablauf  das  Eigentum  an  den  betreffenden  Häusern  an  den 
Grundeigentümer  fällt.  Auch  beim  Leaseholdsystem  behält  der 
Grundeigentümer  den  Namen  freeholder  bei,  manchmal  wird 
er  auch  ground  landlord  genannt.  Derjenige,  der  von  ihm 
das  Grundstück  zum  Zwecke  der  Bebauung  erpachtet,  wird 
leaseholder  oder  lessee  genannt.  Die  von  diesen  leaseholders 
oder  lessees  mit  den  Grundeigentümern  abgeschlossenen  Ver- 
träge, die  sogenannten  leases,  werden  auf  verschiedene  Zeit, 
gewöhnlich  auf  99  oder  80  Jahre,  abgeschlossen«  Nach  Ab- 
lauf dieser  Frist  fallen  die  erstellten  Häuser  an  den  Grund- 
eigentümer. Die  erwähnten  leaseholders  stellen  nun  nicht  die 
Gesamtheit  der  leaseholders  dar.  Ausser  den  leaseholders,  die 
vom  Grundeigentümer  Grundstücke  zum  Zwecke  des  Häuser- 
baues erwerben,  gibt  es  auch  leaseholders,  die  bereits  erbaute 
Häuser  für  eine  Reihe  von  Jahren  erpachten.  Ausser  den 
auf  99  oder  80  Jahre  laufenden  Pachtverträgen,  den  sogenann- 
ten fflong  leases'',  kommen  auf  kürzere  Zeit  laufende  leases, 
sogenannte  «short  leases',  vor.  Die  leaseholders,  die  fertig- 
gestellte Häuser  erpachten,  pachten  entweder  für  die  unter  den 
Begriff  der  ^long  leases'  fallenden  oder  für  einen  kürzeren,  bis 
zu  3  Jahren  hinabgehenden  Zeitraum.  Sie  pachten  entweder 
von  einer  Person,  die  selbst  ein  leaseholder  ist,  dann  gewöhnlich 
für  einen  Zeitraum,  der  kürzer  ist  als  der  Zeitraum,  für  den 
der  verpachtende  leaseholder  seine  lease  abgeschlossen  hat. 
Oder  sie  pachten  direkt  vom  freeholder.  Das  ist  die  Regel 
bei  der  Erpachtung  von  Häusern,  die  infolge  Ablaufes  des  mit 
dem  freeholder  abgeschlossenen  Leasevertrages  an  den  free- 
holder gefallen  sind,  bevor  andere  Häuser  auf  demselben 
Wege  an  den  gleichen  freeholder  gefallen  sind,  die  auf  dem 
gleichen  freeholder  gehörenden  Grundstücken  stehen  und  deren 
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Heiin£ftll  diesem  freeholder  die  Möglichkeit  gibt,  mit  den 
die  bereits  heimgefallenen  Häuser  tragenden  Grundstücken 
höhere  Grundrenten  einbringende  Grundstückslose  zu  bilden. 
Diejenigen  leaseholders ,  die  dem  freeholder  die  Grundrenten 
zu  entrichten  haben,  werden  «house  owners*'  genannt.  Mit 
den  »ground  landlords*  zusammen  bilden  sie  die  Gruppe  der 
vowners''  schlechthin.  In  den  vorgeführten  Typen  ist  jedoch 
noch  nicht  die  Fülle  der  unter  dem  Leaseholdsystem  auf- 
tretenden Typen  erschöpft.  Ausser  ihnen  treten  uns  noch  die 
yOccupiers"  entgegen.  Das  sind  die  nutzenden  Inhaber  der 
Häuser.  Soweit  die  freeholders  und  die  leaseholders  Häuser 
zu  Wohnzwecken  oder  gewerblichen  Zwecken  selbst  benützen, 
gehören  sie  gleichzeitig  auch  zur  E^sse  der  «occupiers*. 
Diese  umfasst  aber  auch  Personen,  die  weder  freeholders  noch 
leaseholders  sind,  nämlich  Personen,  die  Wohnungen  für  einen 
Termin  ermieten,  der  kürzer  ist,  als  der  kürzeste  Termin  ist, 
für  den  Leaseverträge  abgeschlossen  werden.  Die  Dauer  dieser 
Mietsverträge  geht  von  1  Jahr  bis  zu  1  Woche  hinab.  Man 
nennt  diesen  Teil  der  .occupiers*'  im  populären  Sprachgebrauche 
die  vtenants**.  Es  ist  hierzu  zu  bemerken,  dass  auf  einem 
einzigen  Grundstücke  sämtliche  oben  erwähnten  Typen  durch 
verschiedene  Trager  vertreten  sein  können,  ja  dass  derselbe 
Typus  durch  verschiedene  Träger  vertreten  sein  kann.  Es  ist 
möglich,  dass  zwischen  dem  freeholder  eines  Grundstückes  und 
den  occupiers  ein  ganzer  Rattenkönig  von  leaseholders  ein- 
geschoben ist* 

Am  geringsten  ist  die  Zahl  derjenigen,  die  freeholders 
sind.  Der  Boden  Londons  gehört  zum  grössten  Teile  einigen 
wenigen  Eigentümern.  Eine  Erhebung  über  die  Verteilung 
des  privaten  Grundeigentumes  in  London  existiert  für  keinen 
Zeitpunkt.  Es  darf  jedoch  als  eine  feststehende  Thatsache 
betrachtet  werden,  dass  ein  grosser  Teil  des  privaten  Grund- 
eigentumes seit  langer  Zeit  bis  auf  den  heutigen  Tag  einigen 
wenigen  Mitgliedern  alter  Adelsgeschlechter  gehört,  dass  aber 
daneben  auch  Bürgerliche  als  freeholders  vorkamen  und  vor- 
kommen. Die  selbständigen  Gewerbe-  und  Handeltreibenden 
und  die  Mitglieder  liberaler  Berufe  sind,  was  die  Befriedigung 
ihrer  Wohnbedürfnisse  und  was  die  Beschaffung  ihrer  Geschäfts- 
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lokalitäten  anlangt,  zumeist  unter  den  leaseholders  und  den 
tenante  zu  suchen.  Die  Standorte  oder  Räumlichkeiten  für 
Fabriken  und  grosse  Magazine  werden  vielfach  auf  Orund  von 
Leaseverträgen ,  sowohl  auf  Grund  langer  als  auch  kurzer 
Leaseverträge  erworben.  Dasselbe  trifft  für  grosse  und  mittlere 
DetaillSrden  zu.  Kleine  Detailläden  werden  vielfach  für  1  Jahr 
ermietet. 

Bei  der  Begründung  des  Metropolitan  Board  of  Works 
war  die  einzige  diesem  überwiesene  Steuer  eine  der  Sewer» 
Rate  entsprechende  Steuer,  die  mit  so  vielen  anderen  eng- 
lischen Eommunalsteuem  die  Eigenschaft  teilte,  auf  der  Basis 
der  Poor  Rate  aufgebaut  zu  sein.  Dem  Grundgedanken  der 
Poor  Rate  entsprechend  waren  die  drei  Steuerobjekte:  Häuser 
und  Wohnungen  sowie  landwirtschaftlich  benützte  Grund- 
stücke, die  beiden  ersteren  nach  Massgabe  ihres  vollen,  die 
letzteren  nach  Massgabe  eines  Teiles  ihres  bei  der  Armen- 
steuer zu  Grunde  gelegten  steuerbaren  Wertes  (rateable  value). 
Der  steuerpflichtige  Wert  war  in  der  Weise  zu  ermitteln,  dass 
von  dem  jährhchen  Bruttowerte,  d.  h.  von  dem  jährlich  für 
das  betreffende  Objekt  voraussichtlich  zu  erlangenden  Pacht- 
oder Mietbetrag  (annual  value),  Steuern  und  Lasten  abge- 
zogen und  von  der  so  erhaltenen  Grösse  (gross  estimated 
rental)  die  Kosten  von  Reparaturen,  Versicherungen  oder  von 
sonst  zur  unversehrten  Erhaltung  des  betreffenden  Besitztumes 
notwendigen  Ausgaben  abgezogen  wurden.  Wie  bei  der  Sewers 
Rate  sollten  für  die  Steuer  des  Metropolitan  Board  of  Works 
nicht  überbaute  Grundstücke,  wie  Wiesen  etc.,  nur  zu  einem 
Viertel  des  für  die  Armensteuer  massgebenden  Wertes  in  An- 
satz kommen^).  Wie  bei  der  Armensteuer  war  steuerpflichtig 
der  occupier,  ausser  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  das  „Com- 
pounding''  zulässig  war.  Unter  ^Compounding''  versteht  man 
die  Beseitigung  einer  Zahl  von  occupiers  aus  der  Reihe  der 
Steuerpflichtigen  dadurch,  dass  ein  owner  das  Recht  erhält, 
gegen  einen  Steuernachlass  an  Stelle  seines  occupier  die 
Steuer  zu  bezahlen.  Diese  Abänderung  der  Steuerpflicht  war 
nur  statthaft  in  Fällen,   in  denen  es  sich  um  kleine,   gering- 


*)  18  &  19  Vict.,  c.  120,  sec.  163. 
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wertige,  auf  kurze  Fristen  ermietete  Wohnungen  handelte^). 
Wie  andererseits  dem  occupier  das  Recht  zustand,  dem 
landlord,  von  dem  er  gepachtet  oder  gemietet  hatte,  bei  der 
Bezahlung  der  Pacht  oder  Miete  den  Betrag  der  Sewers  Rate 
in  Abzug  zu  bringen,  sofern  kein  gegenteiliger  Vertrag  ab- 
geschlossen war'),  so  stand  dem  occupier  auch  das  Recht  zu, 
in  analogen  Fällen  von  seinem  landlord  Vergütung  für  den 
Betrag  der  für  das  Metropolitan  Board  of  Works  gezahlten 
Steuer  zu  verlangen^).  Das  Metropolitan  Board  of  Works 
war  ermächtigt,  alljährlich  den  aufzubringenden  Steuerbetrag 
auf  Grund  der  Schätzung  des  kommenden  Jahresbedarfes  nach 
seinem  Gutdünken  festzusetzen. 

Zu  dieser  Steuer  wurde  im  Jahre  1858  eine  neue  Steuer 
gefügt.  Es  war  die  Metropolis  Main  Drainage  Rate.  Wie 
ihr  Name  andeutet,  war  es  eine  Steuer,  speziell  eingeführt  zu 
dem  Zwecke,  Mittel  zur  Durchführung  der  Hauptkanalisation 
zu  liefern.  Für  diese  Steuer  war  ein  Steuersatz  in  der  Höhe 
Yon  3  d  auf  das  Pfund  Sterling  gesetzlich  festgelegt.  Sonst 
war  diese  Steuer  in  den  berührten  Punkten  gleich  der  vorher 
erwähnten  Steuer. 

Im  Jahre  1862  kamen  zu  den  beiden  genannten  Steuern 
zwei  andere  hinzu,  das  Kohlen-  und  das  Weinoctroi.  Die 
Sätze  der  beiden  Octrois  waren  gesetzlich  fixiert.  Zunächst 
wurde  dem  Board  diese  neue  Einnahmequelle  nur  für  10  Jahre, 
bis  etwa  zur  Mitte  des  Jahres  1872,  überwiesen.  Gleichzeitig 
wurde  bestimmt,  dass  die  Octroierträgnisse  des  Board  für  be- 
stimmte Strassenbauten  zu  verwenden  seien  ^).  Im  folgenden 
Jahre,  im  Jahre  1863,  wurde  der  Endtermin  für  den  Ablauf 
des  Rechtes,  diese  Octroieinnahmen  zu  beziehen,  auf  weitere 
10  Jahre,  bis  etwa  um  die  Mitte  des  Jahres  1882,  hinaus- 
gerückt. Eine  fernere  Prolongation  erfolgte  durch  ein  aus 
dem  Jahre  1868  stammendes  Gesetz,  das  bestimmte,  dass  die 


*)  R.  Gnei8t,  Selfgovemment  a.  a.  0.  S.  147,  578  f.  —  18  &  19  Viot.r 

C.  120,  860.  161. 

')  Edwin  Gannan,  TheHistory  ofLocal  Rates  in  England  (1896), 
8. 118  f. 

»)  18  &  19  Vict,  c.  120,  860.  159  und  174. 
*)  Perey  J.  Edwards  a.  a.  0.  S.  15. 
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beiden  Octrois  bis  Mitte  1889  weiter  bestehen  und  dass  ihre 
Erträgnisse  im  letzten  Jahre  ihres  Bestehens  zur  Ablösung 
der  Brückengelder  ausserhalb  Londons  verwendet  werden 
sollten. 

Mittlerweile  war  das  Steuersystem  des  Board  um  ein 
neues  Glied  vermehrt  worden.  Im  Jahre  1865  wurde  dem 
Board  eine  neue  Steuer  überwiesen,  die  bestimmt  war,  teil- 
weise die  Mittel  zur  Deckung  der  Kosten  des  Feuerlöschwesens 
zu  liefern.  Auch  diese  neue  Steuer  basierte  auf  der  Poor 
Rate.  Sie  sollte  ^jt  d  auf  das  Pfund  Sterling  steuerpflichtigen 
Wertes  nicht  übersteigen. 

Das  Jahr  1869  brachte  eine  Konsolidation  der  drei  auf 
der  Poor  Rate  basierten  Steuern  in  eine  einzige  Steuer,  die 
Metropolitan  Consolidated  Rate  genannt  wurde.  Zu  gleicher 
Zeit  mit  der  Einführung  der  konsolidierten  Steuer^)  erfolgte 
die  Aufhebung  der  Bestimmungen,  die  die  Erträgnisse  aus 
dem  Kohlen-  und  Weinoctroi  für  die  Deckung  der  Straesen- 
baukosten  festlegte. 

Das  Jahr  1869  bezeichnet  auch  einen  Wendepunkt  in  der 
auf  die  Anleihen  des  Board  bezüglichen  Gesetzgebung.  Während 
die  Gesetzgebung  bis  dahin  es  dem  Board  unmöglich  gemacht 
hatte,  zu  niedrigem  Zinsfusse  Darlehen  aufzunehmen  und  die 
Tilgung  der  aufgenommenen  Anleihen  auf  eine  lange  Zeitfrist 
zu  verteilen,  wurde  jetzt  dem  Board  das  Recht  verliehen,  den 
Gesamtbetrag  von  10  Millionen  Pfd.  Sterl.  nicht  übersteigende 
Anleihen  aufzunehmen,  für  die  eine  60jährige  Tilgungsfrist,  vom 
Tage  des  Erlasses  des  einschlägigen  Gesetzes  an  gerechnet, 
festgesetzt  wurde.  Es  wurde  weiter  bestimmt,  dass  die  Er- 
ti^gnisse  aus  dem  Kohlen-  und  Weinoctroi  dem  sogenannten 
Consolidated  Loans  Fund  zugeführt  werden  sollten,  aus  dem 
mit  diesen  Erträgnissen  und  anderen  Einnahmen  die  Tilgung 
und  Verzinsung  der  aufgenommenen  Anleihen  bestritten  werden 
sollten  *).     Im  Jahre   1871    wurde    das  Board   von    der  Ver-^ 


^)  Wenn  im  folgenden  von  den  konsolidierten  Steuern  die  Rede  ist, 
so  sind  damit  die  auf  der  Basis  der  Poor  Rate  aufgebauten  Steuern  so- 
wohl vor  als  auch  nach  der  gesetzlichen  Konsolidation  gemeint. 

'      ')  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1869/70,  S.  48;  do.  for  the  year  1888,  S.  84. 
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pflichtung  befreit,  jährlich  3  d  auf  das  Pfund  Sterling  steuer- 
pflichtigen Wertes  fttr  Tilgung  der  zum  Zwecke  der  Haupt- 
kanalisation aufgenommenen  Anleihen  aufzubringen,  und  statt 
dessen  dem  Board  das  Recht  verliehen,  alljährlich  zum  Zwecke 
der  Tilgung  dieser  Anleihen  andere  Anleihen  aufzunehmen^). 
In  demselben  Jahre  wurden  die  Obligationen  des  Board  ge- 
setzlich als  mündelsicher  erklärt^).  Im  Jahre  1881  erhielt 
das  Board  das  Recht,  neue  Anleihen  aufzunehmen,  für  deren 
Tilgung  als  Endtermin  das  Jahr  1941  festgesetzt  wurde  ^). 

Das  Gesetz,  durch  das  das  Metropolitan  Board  of  Works 
begründet  wurde,  sprach  dem  10  Jahre  vorher  zu  stände  ge- 
kommenen Gesetze,  das  den  Erwerb  von  Grundstücken  durch 
öffentliche  Körperschaften  und  die  weitere  Behandlung  solcher 
Grundstücke  regelte,  der  Lands  Clauses  Gonsolidation  Act  des 
Jahres  1845,  von  einigen  unwesentlichen  Ausnahmen  abgesehen, 
Gültigkeit  auch  für  den  Erwerb,  die  Verpachtung  und  Ver- 
äusserung  von  Grundstücken  durch  das  Metropolitan  Board  of 
Works  bei  der  Herstellung  der  Kanalisationsanlagen  zu.  Auch 
beim  Erwerb  und  bei  der  Verwertung  von  Grundstücken  durch 
das  Board  in  Verbindung  mit  Strassenanlagen  war  der  grösste 
Teil  der  in  der  Lands  Clauses  Gonsolidation  Act  1845  ent- 
haltenen Bestimmungen  massgebend. 

In  einer  späteren  Zeit  trat  eine  Meinungsverschiedenheit  hin- 
sichtlich der  Frage  zu  Tage,  ob  die  unternehmende  Behörde  auf 
Ghrund  dieses  Gesetzes  verpflichtet  war,  sobald  sie  das  freehold 
eines  Grundstückes  erwarb,  bei  Grundstücken,  die  nach  dem 
Leaseholdsystem  verpachtet  waren,  auch  die  leaseholders  und 
die  dort  eventuell  vorhandenen  occupiers,  die  nicht  leaseholders 
waren,  auszukaufen.  In  einer  Zeit,  in  der  das  Metropolitan 
Board  of  Works  bereits  verschwunden  war,  ist  die  Ansicht 
aufgetreten,  dass  nichts  in  der  Lands  Clauses  Act  1845  eine 
kommunale  Behörde  verpflichte,  ausser  dem  Obereigentum  an 
einem  Grundstücke  auch  die  an  dieses  Grundstück  geknüpften 
niedrigeren  Interessen   der  Pächter  und  Mieter  zu   erwerben. 


')  Ib.  for  the  year  1888,  S.  85. 
«)  Ib.  ib.  S.  86. 
»)  Ib.  ib.  ib. 
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also  gleichzeitig  mit  dem  Erwerb  des  freehold  die  mit  dem 
enteigneten  freeholder  abgeschlossenen  Pacht-  und  Mietsver- 
träge  ablaufen  zu  lassen  und  die  expropriierten  Pächter  und 
Mieter  zu  entschädigen^).  Im  Gegensatze  zu  dieser  Ansicht 
steht  eine  andere  Ansicht,  wonach  das  genannte  Gesetz  die 
unternehmende  Behörde  verpflichtet,  mit  dem  Obereigentum 
eines  Gh-undstUckes  zugleich  die  daran  anknüpfenden  Pacht-  und 
Mietsrechte  abzulösen^). 

Aus  dem  Munde  eines  Anhängers  der  ersten  Ansicht 
haben  wir  das  Bekenntnis,  dass  in  der  Zeit,  in  der  die  Lands 
Clauses  Consolidation  Act  1845  zu  stände  kam,  niemand  er- 
wartet habe,  jemals  werde  irgend  einer  durch  das  Gesetz  mit 
Enteignungsbefugnissen  ausgestatteten  Stelle  der  Gedanke 
kommen,  nicht  alle  mit  einem  Grundstücke  verknüpften  In- 
teressen zusammen  abzulösen,  sondern  nur  ein  einziges  damit 
verknüpftes  Interesse  herauszugreifen^).  Zum  Verständnisse 
dieses  Bekenntnisses  dient  eine  andere  Eigentümlichkeit  dieses 
Gesetzes.  Man  dachte  in  jener  Zeit  nicht  an  diese  erst  später 
emportauchende  Eventualität,  weil  eine  primäre  Voraussetzung 
für  die  Anticipation  dieser  Eventualität  nicht  vorhanden  war, 
nämlich  die  Absicht,  die  Enteignung  auch  von  Objekten  zu 
gestatten,  die  nicht  unmittelbar  in  technischer  Beziehung  be- 
nötigt wurden.  Nur  dann  hätten  die  Schöpfer  jenes  Gesetzes 
ein  Weiterlaufen  der  Pacht-  und  Mietsverträge  ins  Auge  fassen 
können,  wenn  ihnen  ein  technisch  unverändertes  Weiter- 
bestehen der  Liegenschaften,  für  die  sie  das  Enteignungsver- 
fahren regelten,  als  möglich  vorgeschwebt  hätte.  Gerade  darin 
aber  besteht  eine  bemerkenswerte  Eigentümlichkeit  der  Lands 
Clauses  Consolidation  Act  1845,  dass  sie  prinzipiell  ein  solches 
Weiterbestehen  ausschloss.  Sie  fusst  auf  der  Voraussetzung, 
dass  alle  die  Liegenschaften,  für  die  sie  das  Enteignungsverfahren 
regelt,  direkt  für  die  Zwecke  der  Anlage,  bei  Strassenanlagen 
für  den  Strassenkörper,  benötigt  werden. 


')   Report  from  the   Select  Committee   of  the  House   of 
Lorda  on  town  improvements  (1894),  qu.  8664  ff. 
«)  Ib.  qu.  8396  ff. 
»)  Ib.  qu.  3670. 
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Wohl  liess  das  Qesetz  die  Enteignung  von  sogenannten 
,8uperfluous  lands'  zu,  d.  h.  Ton  Grundstücken,  die  nicht  direkt 
fOr  die  Zwecke  der  betreffenden  Anlage  benötigt  wurden,  die 
da,  wo  es  sich  um  Strassenanlagen  handelte,  nicht  dazu  bestimmt 
waren,  zur  Bildung  des  Strassenkörpers  verbraucht  zu  werden. 
Allein  unter  den  Begriff  der  „superfluous  lands*  fallen  nur  solche 
Grundstücke,  von  denen  die  unternehmende  Behörde  bei  Ein- 
leitung des  Enteignungsverfahrens  annahm,  dass  sih  unmittel- 
bar f&r  die  Zwecke  der  betreffenden  Anlage  benötigt  wurden 
oder  die  untrennbare  Annexe  der  für  die  betreffende  Anlage 
unmittelbar  notwendigen  Grundstücke  bildeten  oder  die  zeit- 
weilig unmittelbar  zum  Zwecke  der  betreffenden  Strassen- 
anlage  gebraucht  wurden.  Man  kann  die  „superfluous  lands" 
im  Sinne  des  hier  skizzierten  Gesetzes  in  drei  Gruppen  scheiden. 
Einmal  gehören  hierher  Grundstücke,  die  durch  die  unter- 
nehmende Behörde  infolge  irriger  Kalkulationen  der  für  eine 
Anlage  unmittelbar  notwendigen  Grundstücksquantitäten  er- 
worben wurden.  Zur  zweiten  Gruppe  gehören  Grundstücke, 
deren  Erwerb  durch  die  unternehmende  Behörde  ein  aus  der 
Abtretung  eines  technisch  notwendigen  Objektes  Entschädi- 
gungsberechtigter mit  der  Begründung  verlangen  konnte,  dass 
das  technisch  notwendige  Objekt  mit  dem  technisch  nicht  not- 
wendigen Objekt  ein  untrennbares  Ganze  bildete.  Zur  dritten 
Gruppe  gehören  solche  Grundstücke,  die  vorübergehend  zum 
Zwecke  einer  Anlage  —  bei  Strassenanlagen  etwa  als  Schutt- 
ablagemngsplätze  oder  dergleichen  —  benötigt  wurden^). 
Allen  diesen  drei  Gruppen  ist  dies  gemeinschaftlich,  dass  die 
in  Betracht  kommenden  Grundstücke  entweder  thatsächlich  oder 
nach  der  ursprünglichen  Ansicht  der  unternehmenden  Behörde 
in  der  Gestalt  zerstört  wurden,  die  die  Voraussetzung  für  das 
Weiterbestehen  von  Pacht-  oder  Mietverträgen  bildete.  In  alle 
drei  Gruppen  spielt  der  Gedanke  der  technischen  Verwendung 
für  Zwecke  der  Anlage  hinein. 

Die  erwähnte  Lands  Clauses  Consolidation  Act  schliesst 
demnach  sowohl  den  freihändigen  Erwerb  als  auch  den  zwangs- 


')  C.  A.  Gripps,  A  Treatise  on  the  Principles  of  the  Law  of  Com- 
pensation,  III.  ed.  (1892),  S.  311  ff. 

Sinzheimer,  Der  Londoner  Orafsohaftsrat.  I.  7 
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weisen  Erwerb  yon  Grandstücken  zu  anderen  Zwecken  wie  zu 
teclmischen  Zwecken  prinzipiell  ans.  Der  Gedanke,  Grund* 
stflcke  lediglich  als  Einnahmequelle  zuzulassen,  ist  jenem 
Gesetze  fremd.  Die  überragende  Bedeutung,  die  das  Oesetz 
dem  technischen  Verwendungszwecke  einräumt,  kommt  auch 
darin  zum  Ausdruck,  dass  es  die  «superfluous  lands*  keines- 
wegs als  dauernde  oder  längere  Zeit  fliessende  Einnahmequellen 
zulässt  und  dass  es  für  ihre  Wiederabstossung  Sorge  tr'^.  Bs 
bestimmt,  fOr  den  Fall,  dass  Spezialgesetze  keine  entgegen- 
stehenden Bestimmungen  oder  überhaupt  keine  einschlägigen 
Bestimmungen  treffen,  die  Wiederveräusserung  der  »super- 
fluous  lands'  innerhalb  eines  10jährigen  2ieitraumes  von  der 
Vollendung  der  Anlage  an  gerechnet,  in  Verbindung  mit  welcher 
sie  durch  die  unternehmende  Behörde  erworben  wurden^). 

Im  Jahre  1877  erhielt  das  Metrc^litan  Board  of  Works 
zum  erstenmal  ein  neues  Recht,  das  ihm  auf  Grund  der  Lands 
Oauses  Consolidation  Act  1845  nicht  zustand.  Die  Verleihung 
dieses  Rechtes  bildete  die  Fortsetzung  eines  Prozesses,  der  ver- 
mutlich bereits  im  Jahre  1817  begonnen  hatte.  In  diesem 
Jahre  kam  die  sogenannte  ,,  Michael  Angelo  Taylor's  Act'  zu 
Stande.  Es  scheint,  dass  man  für  eine  Reihe  von  Jahren  der 
Ansicht  war,  es  sei  auf  Grund  dieses  Gesetzes  f&r  eine  kom- 
munale Behörde  statthaft,  bei  der  Ausführung  einer  Strassen- 
anlage  auch  Land  zu  erwerben,  das  nicht  unmittelbar  Air  die 
Anlage  benötigt  wird,  das  aber  der  unternehmenden  Behörde 
bei  dem  späteren  Wiederverkauf  einen  Gewinn  in  Aussicht 
stellt.  Erst  geraume  Zeit  nach  dem  Zustandekommen  dieses 
Gesetzes  scheint  es  analog  der  späteren  Lands  Glauses  Con- 
solidation Act  1845  dahin  interpretiert  worden  zu  sein,  dass 
der  Erwerb  von  Grundstücken  in  Verbindung  mit  Strassen- 
anlagen  durch  kommunale  Behörden  auf  die  Strassenfläche  be- 
schränkt sei').  Jedenfalls  aber  ist  dies  sicher,  dass  bereits  in 
den  sechziger  Jahren  die  Verleihung  des  Rechtes,  das  sogenannte 


')  8  &  9  Vict.,  c  18,  sec.  127. 

*)  Report  from  the  Select  Committee  on  town  improve- 
ments  (1894),  qu.  1262.  —  F.  Clifford:  A  History  of  Private  Bill  Legia- 
Lation.  vol.  II  (1887),  S.  550.  -  Percy  J.  Edwards  a.  a.  0.  S.  11. 
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„Recoupment*  anzuwenden,  an  kommunale  Behörden  in  Ver- 
bindung mit  Strassenanlagen  öfters  vorkam^).  Man  verstellt 
unter  dem  Rechte,  das  sogenannte  «Recoupment''  anzuwenden, 
das  Recht,  Grundstücke,  von  denen  angenommen  wird,  dass 
ihr  Wert  infolge  einer  bestimmten  Verbesserungsanlage  steigen 
wird,  lediglich  mit  Rücksicht  auf  die  erwartete  Wertsteigerung 
in  der  Absicht  zwangsweise  zu  erwerben,  aus  dem  Wieder- 
verkaufe der  erworbenen  Grundstücke  einen  Gewinn  zu  beziehen. 
Im  Jahre  1877  wurde  dem  Metropolitan  Board  of  Works  zum 
erstenmal  das  Recht,  das  Recoupment  in  Verbindung  mit 
Strassenanlagen  anzuwenden,  verliehen.  Im  Parlament  that  sich 
namentlich  der  Nationalökonom  Henry  Fawcett,  der  damals 
Parlamentsmitglied  war,  durch  die  energische  Befürwortung  der 
Verleihung  dieses  Rechtes  hervor  ').  Fawcetts  Eifer  blieb  nicht 
unbelohnt.  Durch  die  Metropolitan  Street  Improvements  Act 
1877  erhielt  das  Board  eine  Erweiterung  seiner  Enteignungs- 
befugnisse über  die  durch  die  Lands  Clauses  Gonsolidation  Act 
1845  gesteckten  Grenzen  hinaus.  Es  erhieh  für  einige  Strassen- 
anlagen das  Recht,  nicht  nur  technisch  unmittelbar  für  diese 
Strassenanlagen  notwendige  Grundstücke  und  unter  den  Begriff 
der  ,,superfiuous  lands*  im  Sinne  jenes  Gesetzes  fallendes 
Surplusland  zwangsweise  zu  erwerben,  sondern  auch  Surplus- 
land, das  lediglich  wegen  seiner  Fähigkeit  in  Betracht  kam, 
Einnahmen  zu  liefern. 

Eine  Erweiterung  der  Enteignungsbefugnisse  des  Metro- 
politan Board  of  Works  brachten  auch,  wie  bereits  früher  von 
uns  angedeutet  wurde,  die  Wohngesetze  der  siebziger  und 
achtziger  Jahre,  für  die  das  Board  zuständig  war.  Jene  Gesetze 
fügten  zu  den  für  das  Board  in  Betracht  kommenden  Ent« 
eignungszwecken  in  der  Wohnreform  einen  neuen  Enteignungs- 
zweck. Femer  enthielten  jene  Wohngesetze  im  Bereiche  dieses 
neuen  Enteignungszweckes  beachtenswerte  Bestimmungen  über 
die  Höhe  der  Entschädigung. 


')  F.  Clifford  a.  a.  0.  yol.  II,  S.  551  f. 

*)  Ib.  ib.  S.  553.  —  Report  of  the  Metropolitan  Board  of 
Workg  for  the  year  1877,  S.  84.  —  Report  from  the  Select  Com* 
mittee  on  town  improyements  (1894),  qu.  356,  1167  f.  —  Robert 
Donald,  London  (1898),  S.  695. 
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Die  erste  Gross'  Act,  die  Artizan's  and  Labourer's  Dwellings 
Improvement  Act  1875  brachte  nach  dieser  Richtung  zwei 
Aenderungen.  Sie  enthielt  die  Vorschrift,  dass  bei  der  Be- 
messung der  Entschädigung  ausser  dem  angemessenen  Markt- 
werte nSÜe  Umstände,  die  diesen  Wert  berührten",  in  Betracht 
gezogen  werden  sollten,  eine  Vorschrift,  die  dahin  interpretiert 
wurde,  dass  die  Entschädigung  von  Objekten,  bei  denen  eine 
Wertsteigerung  nach  Eröffnung  des  Enteignungsverfahrens  mög- 
lich war,  dem  zu  erwartenden  späteren  höheren  Werte,  nicht 
dem  Werte  zur  Zeit  der  Eröffnung  des  Enteignungsverfahrens 
zu  entsprechen  hatte.  Die  andere  Abweichung  von  der  Lands 
Clauses  Consolidation  Act  1845  besteht  darin,  dass  die  erste 
Gross'  Act  eine  besondere  Entschädigung  auf  Grund  der  zwangs- 
mässigen  Natur  der  Abtretung  ausdrücklich  verbietet^). 

Diesen  beiden  Aenderungen  fü^n  die  zweite  Gross'  Act, 
die  Artizan's  and  Labourer's  Dwellings  Improvement  Act  1879 
und  die  zweite  Torrens'  Act  des  gleichen  Jahres  zwei  fernere 
Aenderungen  hinzu.  Das  erste  Gesetz  bestimmte,  dass  bei  der 
Erwerbung  ungeeigneter  Häuser  die  Entschädigung  nicht  den 
vollen  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  Jahre  1875  geschätzten 
Wert  betragen  solle,  sondern  nur  den  Wert,  den  sie  haben 
würden,  nachdem  sie  in  einen  befriedigenden  Zustand  versetzt 
worden  wären,  unter  Abzug  der  für  die  Herbeiführung  dieses 
Zustandes  vermutlich  notwendigen  Kosten.  Das  zweite  Gesetz 
brachte  eine  Bestimmung,  die  dem  Gedächtnisse  besonders  ein- 
dringlich eingeprägt  werden  muss,  weil  sie  uns  später  noch 
in  einem  anderen  wichtigen  Zusammenhange  entgegentreten 
wird.  Es  wurde  darin  bestimmt,  dass  in  denjenigen  Fällen, 
in  denen  der  Eigentümer  eines  Enteignungsobjektes  zugleich 
Eigentümer  von  nicht  dem  Enteignungsverfahren  unterworfenen, 
durch  die  kommunale  Verbesserungsanlage  voraussichtlich  im 
Werte  gesteigerten  Wohnungen  war,  bei  der  Bemessung  der 
Entschädigung  ein  diesen  Wertsteigerungen  entsprechender  Ab- 
zug gemacht  werden  sollte  ^).   Das  Wohnungsgesetz  des  Jahres 


*)  88  &  39  Vict.,  0.  36,  sec.  29.  —  First  Report  of  H.  M. 
Commissioners  for  inqairing  into  the  housing  of  theworking 
classes  (1889),  S.  75. 

2)  42  &  43  Vict.,  c.  63,  8ec.  3.  —  42  &  43  Vict,  c.  64,  aec.  7,  2,  b. 
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1882  beseitigte  in  den  unter  die  Gross'  Acts  kommenden  Fällen 
die  Möglichkeit,  die  auf  Qrund  der  ersten  Gross'  Act  bis  dahin 
noch  bestand,  Entschädigungsberechtigte  unter  Rücksichtnahme 
auf  spätere  Eventualitäten  zu  einem  höheren  Wert  als  zu  dem 
Werte  im  Moment  der  Einleitung  des  Enteignungsverfahrens 
zu  entschädigen  ^).  Die  Housing  of  the  Working  Classes  Act 
1885  endlich  enthielt  eine  Vorschrift,  die  darauf  abzielte,  die 
Zahl  der  Appellationen  gegen  die  Festsetzung  yon  Entschädi- 
gungen im  Anschlüsse  an  die  Gross'  Acts  durch  Erschwerung 
der  Berufung  zu  vermindern*). 

Eine  Aenderung,  die  im  Jahre  1884  vorgenommen  wurde, 
führt  uns  wieder  zu  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Surplus- 
ländereien  zurück,  die  in  Verbindung  mit  Strassenanlagen  durch 
das    Metropolitan   Board    of  Works    erworbeii   wurden.      Die 
Metropolitan  Street  Improvements  Act  des  Jahres  1877  wich, 
wie  wir  sahen,  in  einer  bedeutsamen  Beziehung  von  der  Lands 
Glauses  Consolidation  Act  des  Jahres  1845   ab.     In  einer  an- 
deren Beziehung  stimmen  beide  Gesetze  jedoch  überein.    Nicht 
nur  machte  das  Gesetz  des  Jahres  1877  ebenso  wie  die  Lands 
Glauses  Gonsolidation  Act  des  Jahres  1845  dem  Metropolitan 
Board  of  Works  zur  Pflicht,   das  durch  das  Board  erworbene 
Surplusland  später  zu  verkaufen.    Jenes  Gesetz  des  Jahres  1877 
übernahm  aus   dem  Gesetz   das  Jahres  1845  die  Bestimmung, 
dass  die  durch  das  Board  erworbenen  Surplusländereien  inner- 
halb   einer    10jährigen    Zeitraumes    wieder   verkauft    werden 
mussten^).     Ein  6  Jahre  später  rechtskräftig  gewordenes  Ge- 
setz,   die   Metropolitan  Street  Improvements   Act   1888    ent- 
fernte sich   in   den  auf  die  Erwerbung  von  Surplusländereien 
durch  das  Board  bezüglichen  Bestimmungen  etwas  weiter  von 
dem  Modell   der  Lands  Glauses  Gonsolidation  Act   1845.     In 
dem  Gesetze  des  Jahres  1883  wurde    nämlich  bestimmt,   dass 
das  Board  freie  Hand  in  der  Wahl  des  Zeitpunktes   für   den 
Verkauf    der    auf  Grund    des    Gesetzes    erworbenen   Surplus- 
ländereien haben  solle.     Aber  im  Einklänge  mit    den  voran- 
gegangenen Gesetzen  wurde  auch  jetzt  die  Wiederveräusserung 

*)  45  &  46  Vict.,  c.  54,  sec.  4. 

«)  48  Vict.,  c.  72,  860.  5  (3). 

»)  40  &  41  Vict,  c.  235,  sec.  29. 
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dieeer  Surplusländereien  dem  Board  zur  Pflicht  gemacht  ^).  Die 
Neuerung,  die  das  Gesetz  brachte,  war  ohne  praktische  Be- 
deutung, da,  noch  ehe  die  Strassenanlagen,  für  die  das  Gesetz 
des  Jahres  1883  galt,  vollendet  waren,  em  neues  Gesetz  er- 
ging, das  die  durch  das  Gesetz  des  Jahres  1883  gebrachte 
Neuerung  wieder  aufhob  und  sich  wieder  mehr  der  Lands 
Consolidation  Act  1845  näherte.  Dieses  neue  aus  dem  Jahre 
1884  stammende  Gesetz,  das  letzte  während  der  Existenz  der 
Board  ergangene,  auf  die  Verwertung  von  Surplusländereien 
bezügliche  Gesetz,  die  Metropolitan  Board  of  Works  (Money) 
Act  1884  machte  gleichfalls  die  Wiederreräusserung  der 
durch  das  Board  erworbenen  Surplusländereien  für  das  Board 
obligatorisch.  Es  kehrte  femer  wieder  zu  dem  früher  beob* 
achteten  Gedanken  zurück,  eine  bestimmte  Zeitperiode  fest- 
zusetzen, innerhalb  welcher  die  durch  das  Board  erworbenen 
Surplusländereien  unbedingt  wieder  verkauft  sein  mussten.  Ein 
Unterschied  gegen  früher  bestand  nur  darin,  dass  nunmehr 
dem  Metropolitan  Board  of  Works  ermöglicht  wurde,  den  Zeit- 
punkt für  den  Verkauf  seiner  Surplusländereien  länger  hinauszu- 
schieben, als  auf  Grund  der  vorangegangenen  praktisch  wirk- 
samen Gesetzgebung  zulässig  war.  Das  erwähnte  Gesetz  des 
Jahres  1884  bestimmte  nämlich,  dass  Surplusländereien,  die 
auf  Grund  von  aus  der  Zeit  vor  dem  1.  Januar  1881  stam- 
menden Gesetzen  durch  das  Board  erworben  wurden,  spätestens 
am  6.  Oktober  1929  verkauft  sein  müssten.  Für  Surplus- 
ländereien, die  auf  Grund  von  nach  dem  1.  Januar  1881  er- 
gangenen Gesetzen  erworben  worden  waren  oder  noch  erworben 
werden  sollten,  wurde  der  1.  Februar  1941  als  Endtermin  für 
die  Verausserung  festgesetzt.  Die  beiden  Endtermine  für  die 
Veräusserung  der  Surplusländereien  wurden  mit  Bücksicht  dar- 
aui'  gewählt,  dass  sie  die  beiden  Endtermine  für  die  Amorti- 
sation der  durch  das  Board  aufgenommenen  Anleihe  waren. 
Im  Einklänge  hiermit  wurde  bestinmit,  dass  alle  dem  Board 
aus  dem  Wiederverkaufe  von  Surplusländereien  zufliessenden 
Einnahmen  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden  sollten  ^). 


^)  46  &  47  Vict.,  c.  178.  sec.  34. 

')  47  &  48  Vict.,  c.  50,  sec.  23.  —  Percy  J.  Edwards  a.  a.O.  S.  19. 
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Ausser  den  erwähnten  Einnahmen,  die  entweder  Ein» 
nahmen  aus  Steneam  oder  aus  Anleihen  oder  aus  kommunalem 
Orundeigentum  waren,  wurden  dem  Board  in  der  Zeit  zwischen 
dem  Jahre  1855  und  seiner  Auflösung  noch  einige  andere 
Einnahmen  überwiesen.  Mit  Rücksicht  auf  die  zahlreichen 
fiskalischen  Gebäude,  die  in  London  vorhanden  waren,  wurde 
das  Finanzministerium  im  Jahre  1865  verpflichtet,  dem  Metro- 
politan Board  of  Works  alljährlich  für  Feuerlöschzwecke  eine 
SubyM[>tion  von  10000  Pfd.  Sterl.  im  Maximum  auszubezahlen. 
Das  Gesetz ,  das  diese  Verpflichtung  aussprach,  überwies  dem 
Board  gleichfalls  für  Feuerlöschzwecke  eine  Reihe  von  Ein- 
nahmen, die  als  Beiträge  zu  klassifizieren  sind.  Ausgehend 
von  der  Ueberzeugung,  dass  die  Organisation  des  Feuerlösch- 
wesens nicht  nur  von  allgemeinem  Nutzen  sei,  sondern  auch 
besondere  Vorteile  für  die  Feuerversicherungsgesellschaften 
mitbringe,  wurden  die  Londoner  Feuerversicherungsgesell- 
schaften verpflichtet,  jährlich  dem  Board  Beiträge  (contributions) 
im  Betrage  von  35  Pfd.  Sterl.  auf  jede  Million  Pfd.  Sterl. 
der  Brattoversicherungssunmien,  die  Rückversicherungsbeträge 
ausgenommen,  zu  bezahlen  ^).  Eine  andere  Form  von  Beiträgen 
taucht  zum  erstenmal  in  Verbindung  mit  einem  Verwaltungs- 
gebiete auf,  auf  dem  das  Metropolitan  Board  of  Works  die 
zuständige  Behörde  zweiter  Instanz  war.  Das  auch  die  Torrens' 
Acts  verbessernde  Wohngesetz  des  Jahres  1882  bestimmte, 
dass  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  die  Demolition  eines  so- 
genannten «obstructive  buUding''  den  Wert  des  adjazierenden 
Eigentumes  hebe,  die  in  ihrem  Werte  erhöhten  Eigentums- 
stücke mit  Beiträgen  (improvement  rates)  im  Verhältnis  zu 
den  Werterhöhungen  zu  belegen  seien  ^).  Femer  war  das 
Board  f(ir  eine  Reihe  unwesentlicher  Gebühren  und  Strafgelder 
empfangsberechtigt.  Wieder  in  Verbindung  mit  den  wohnungs- 
gesetzlichen Aufgaben  des  Metropolitan  Board  of  Works  steht 
eine  Reibe  von  Bestinamungen,  die  eine  der  Abmilderungen  des 
der  Wohnungsgesetzgebung  anhaftenden  Charakters  staatlich- 
kommunaler  Dezentralisation  bildet.     Die  erste  Gross'  Act  er- 


»)  28  &  29  Vict.,  c.  90,  wo.  13—17. 
*)  45  &  46  Vict.,  c.  54,  sec.  8  (8). 
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mächtigte  die  Public  Works  Loan  Commissioners ,  eine  staat- 
liche Behörde,  aus  staatlichen  Mitteln  dem  Metropolitan  Board 
of  Works  zum  Zwecke  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  Dar- 
lehen zu  gewähren,  die  längstens  innerhalb  50  Jahren  rück- 
zahlbar sein  und  mindestens  mit  S^s  ^/o  verzinst  werden  sollten. 
Im  Jahre  1885  wurde  der  gesetzliche  Minimalzinsfuss  für  solche 
Darlehen  auf  3^8  ^/o  erniedrigt. 

Aus  den  auf  die  Ueberwachung  der  Finanzverwaltung  des 
Board  bezüglichen  Bestimmungen  ist  die  Bestimmung  hervor- 
zuheben, dass  eine  jährliche  Revision  durch  einen  sogenannten 
Auditor  stattfinden  sollte.  Das  Recht  der  Ernennung  des 
Auditor  stand  dem  Ministerium  zu. 

Die  Idee  der  kommunalen  Dezentralisation  tritt  uns  auch 
bei  der  Betrachtung  der  finanzrechtlichen  Bestimmungen  ent- 
gegen. Das  Metropolitan  Board  of  Works  hatte  den  Gesamt- 
betrag der  konsolidierten  Steuern  auf  die  City  und  die  Bezirke 
der  Vestries  und  District  Boards  zu  verteilen.  Die  Veranlagung 
auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  hatte  durch  die  Vermitte- 
lung  der  kommunalen  Teilorgane,  seit  dem  Jahre  1869  mit 
Hilfe  von  alle  5  Jahre  zu  revidierenden  Einschätzungslisten^ 
zu  geschehen.  Die  Einnahmen  aus  den  konsolidierten  Steuern 
flössen  dem  Metropolitan  Board  of  Works  als  Matrikularumlagen 
der  Cityverwaltung,  der  Vestries  und  der  District  Boards  zu. 
Die  Octrois  wurden  nicht  durch  das  Metropolitan  Board  of 
Works,  sondern  durch  die  Cityverwaltung  erhoben. 

Als  Massstab  für  die  Verteilung  der  konsolidierten  Steuern 
auf  die  City,  die  Vestries  und  District  Boards  wurde  der  Ge- 
samtbetrs^  der  steuerpflichtigen  Werte  jedes  Bezirkes  fest- 
gesetzt. Von  dem  Grundsatze  der  Gleichheit  und  Allgemein- 
heit der  Matrikularumlagen  wich  das  Gesetz,  durch  das  das 
Metropolitan  Board  of  Works  begründet  wurde,  nur  in  einer 
Bestimmung  ab,  die  jedoch  nur  wenige  Jahre  gültig  war. 
Bereits  im  Jahre  1862  wurde  diese  Bestimmung,  durch  die 
das  Metropolitan  Board  of  Works  verpflichtet  wurde,  bei  der 
Verteilung  der  zur  Deckung  der  Kosten  von  Eanalisations- 
anlagen  notwendigen  Steuerquoten  den  besonderen  Nutzen  ein- 
zelner Stadtteile  aus  solchen  Anlagen  in  Betracht  zu  ziehen, 
aufgehoben,   da   man  mit  Rücksicht  auf  die  umfassende  Aus- 
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dehnimg  dieser  Anlagen  sie  ftlr  Anlagen  hielt,  die  nicht  ein- 
zelnen Stadtteilen  allein,  sondern  der  ganzen  Hauptstadt  zu 
gute  kamen. 

Hingegen  erhielten  sich  zwei  andere  spätere  Bestimmungen^ 
die  teilweise  eine  Ungleichheit  in  den  auf  die  kommunalen 
Teilorgane  entfallenden  Steuerquoten  ermöglichten,  teilweise 
sich  mit  dem  Prinzipe  der  Allgemeinheit  der  Matrikularumlagen 
im  Widerspruche  befanden.  Ein  Gesetz  aus  dem  Jahre  1862 
ermächtigte  die  Vestries  und  District  Boards,  dem  Metropolitan 
Board  of  Works  für  den  Verkehr  erleichternde  Anlagen,  die 
ihren  Bezirk  durchschnitten,  Zuschüsse  zu  leisten,  die  auf  die-^ 
selbe  Weise  wie  die  konsolidierten  Steuern  aufzubringen  waren  ^). 
Die  erste  Gross'  Act  verwies  in  einer  bis  zur  Auflösung  de» 
Metropolitan  Board  of  Works  rechtsgültigen  Bestimmung  dieses 
hinsichtlich  der  Deckung  der  Kosten  der  Durchführung  der 
Gross'  Acts  lediglich  auf  die  Matrikularumlagen  der  Vestries 
und  District  Boards  unter  Befreiung  der  Gity  von  jeglicher 
Beitragspflicht  für  diese  Zwecke'). 

Eine  der  Spielformen,  in  denen  die  Idee  der  kommunalen 
Dezentralisation  auf  finanzrechtlichem  Gebiete  zu  Tage  tritt, 
ist  das  Prinzip  der  finanziellen  Isolierung  der  kommunalen 
Teilorgane  bei  der  Deckung  der  Kosten,  die  mit  der  Durch- 
führung der  ihnen  überwiesenen  Aufgaben  verknüpft  waren. 
Fast  während  der  ganzen  Zeit,  während  welcher  das  Metro- 
politan Board  of  Works  bestand,  galt  ausnahmslos  die  Regel, 
die  erst  kurz  vor  der  Auflösung  des  Metropolitan  Board  of 
Works  durch  eine  einzige  Ausnahme  durchbrochen  wurde,  dass 
weder  das  Metropolitan  Board  of  Works  verpflichtet  sein  sollte, 
die  Gity  Verwaltung,  eine  Vestry  oder  ein  District  Board  bei 
der  Durchführung  der  diesen  Organen  überwiesenen  Aufgaben 
finanziell  zu  unterstützen,  noch  eines  von  diesen  konmiunalen 
Teilorganen  verpflichtet  sein  sollte,  ein  anderes  finanziell  zu 
unterstützen. 

Dieser  Grundsatz  der  finanziellen  Isolierung  der  Gity,  der 
Vestries  und  der  District  Boards  gegenüber  dem  Metropolitan 


^)  25  &  26  Vict.,  c.  102,  eec.  72. 

«)  38  &  39  Vict,  c.  36,  pt.  ü,  4,  sec.  21. 
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Board  of  Works  und  untereinander,  der  örundaatz,  die  kom- 
munalen Teilorgane  für  die  Deckung  ihres  im  Anschlüsse  an 
die  ihnen  überwiesenen  Aufgaben  entstehenden  finanziellen  Be- 
darfes auf  die  finanzielle  Kraft  des  ihnen  unterstehenden  Be- 
zirkes zu  beschränken,  wurde  etwas  gemildert  durch  eine 
Bestimmung,  die  das  das  Metropolitan  Board  of  Works  be- 
gründende Gesetz  enÜiielt.  Sie  gab  dem  Metropolitan  Board 
of  Works  die  Befugnis,  für  die  Herstellung  von  Strassen  und 
freien  Plätzen  zum  Zwecke  der  Erleichterung  des  Verkehres 
zwischen  verschiedenen  Teilen  der  Hauptstadt  Subrentionen  an 
die  Citj,  die  Vestries  und  District  Boards  zu  gewähren  ^).  Eine 
andere  Milderung  stammt  aus  dem  Jahre  1871.  In  diesem 
Jahre  wurde  das  Metropolitan  Board  of  Works  ermächtigt,  den 
Vestries  und  District  Boards  aus  Anl^hen,  die  das  Metropolitan 
Board  of  Works  selbst  aufgenommen  hatte,  Darlehen  zu  ge- 
währen. Das  Motiv  für  diese  Massregel  ist  darin  zu  suchen, 
dass  man  der  Ansicht  war,  das  Metropolitan  Board  of  Works, 
hinter  dem  die  Steuerkraft  von  ganz  London  stand,  könne  zu 
billigerem  Zinsfusse  und  unter  besseren  Rückzahlungsbedingungen 
Anleihen  aufnehmen,  als  es  die  Vestries  und  District  Boards 
einzeln  zu  thun  vermöchten.  Nur  für  dauernde  Verbesserungs- 
anlagen (j^works  of  permanent  improvement*)  durften  solche 
Darlehen  durch  das  Metropolitan  Board  of  Works  gewährt 
werden  *). 

Es  ist  hervorhebenswert,  dass  in  dem  finanzrechtlichen 
Teile  der  Wohnungsgesetzgebung  jener  Gedanke  der  finanziellen 
Isolierung  der  Vestries  und  District  Boards  ursprünglich  be- 
sonders rein  hervortrat  und  sich  lange  uneingeschränkt  erhielt. 
Von  der  Begründung  des  Metropolitan  Board  of  Works  an  bis 
fast  zum  Ende  seines  Wirkens  waren  die  Vestries  und  District 
Boards  zur  Deckung  der  Kosten  der  Durchführung  der  ihnen 
auf  dem  (Gebiete  der  Wohnungsreform  überwiesenen  Aufgaben 
allein  und  unabhängig  voneinander  verpflichtet,  hatte  das  Metro- 
politan Board  of  Works  kein  Recht,  ihnen  mit  finanziellen 
Unterstützungen  zu  Hilfe  zu  kommen,  die  über  temporäre  Er- 


^)  18  &  19  Vict.,  c.  120,  aec.  144. 
*)  34  &  35  Vict.,  c.  47. 
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leiehterungen  der  Vestries  und  District  Boards  durch  die  Ge- 
währung TOB  Darlehen  hinausgingeu.  Bis  fast  unmittelbar  Tor 
seiner  Auflösung  hatte  das  Metropolitan  Board  of  Works 
kmnerlei  Befugnis,  den  Veetries  und  District  Boards  fUr  Zwecke 
der  Wohnungsreform  Subventionen  zu  gewähren.  Erst  im 
Jakre  1879,  11  Jahre  nach  dem  Erlasse  der  ersten  Torrens' 
Act,  wurde  dem  Metropolitan  Board  of  Works  in  unzweideutiger 
Form  die  Ermächtigung  erteilt,  Yestries  und  District  Boards 
für  die  Erbauung  munizipaler  Häuser  und  den  dafür  notwen- 
digen Landerwerb  auf  Ghrund  der  Torrens'  Acts  Darlehen  zu 
gewähren.  Als  Minimalzinsfuss  wurden  4  ^/o  festgesetzt  Rück* 
zahlbar  sollten  diese  Darlehen  schon  innerhalb  höchstens  7  Jahren 
sein^).  Erst  im  Jahre  1885  tauchen  Subventionen  des  Metro- 
politan Board  of  Works  an  die  Yestries  und  District  Boards 
^uch  in  der  Wohnungsgesetzgebung  auf.  Auf  Grund  des  Woh- 
nungsgesetzes dieses  Jahres  stand  der  Ministerialinstanz ,  die 
Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  dem  Metropolitan  Board  of 
Works  einerseits,  den  Yestries  und  District  Board  andererseits 
im  Anschlüsse  an  die  Torrens'  und  Gross'  Acts  zu  entscheiden 
hatte,  die  Befugnis  zu,  wenn  in  einem  strittigen  Falle  eine 
Yestry  oder  ein  District  Board  als  die  zuständige  Behörde 
erklärt  wurde,  das  Metropolitan  Board  of  Works  zur  Tragung 
eines  Teiles  der  aus  der  Durchführung  der  Torrens'  Acts  in 
dem  fraglichen  Falle  erwachsenden  Kosten  zu  verpflichten^). 
Alle  die  Bestimmungen,  die  von  Subventionen  des  Metro- 
politan Board  of  Works  an  die  Yestries  und  District  Boards 
handeln,  haben  einen  Zug  gemeinsam.  Die  erste  gesetzliche 
Yoraussefczung  für  die  Gewährung  von  Subventionen  durch  das 
Metropolitan  Board  of  Works  war  dies,  dass  die  Anlagen,  für 
die  sie  begehrt  wurden,  mehr  als  einem  einzelnen  Gemeinde- 
bezirke Nutzen  brächten  oder  zu  bringen  versprächen.  Dem 
Parlament  lag  die  Absicht  fem,  in  den  Subventionen  einen 
Apparat  zur  Ausgleichung  der  verschiedenen  finanziellen  Kraft 
der  verschiedenen  Stadtteile  zu  schaffen.  Das  Metropolitan 
Board  of  Works  hatte  keine  Berechtigung,  in  Fällen,  in  denen 


')  42  &  48  Vict,  c.  64,  sec.  22. 
")  48  &  49  Vict,  c.  72.  sec.  5  (2). 
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jene  erste  Voraussetzung  nicht  vorlag,  Subventionen  zu  ge- 
währen. Es  hatte  keinerlei  Verpflichtung,  bei  der  Verteilung 
der  Subventionen  auf  die  finanzielle  Kraft  der  einzelnen  Gb- 
meindebezirke  zu  achten,  etwa  die  weniger  kräftigen  Bezirke 
vor  den  stärkeren  zu  bevorzugen.  Ebensowenig  hatte  die 
Ministerialinstanz,  der  das  Recht  zur  Auflegung  obligatorischer 
Subventionen  zustand,  ein  Recht,  bei  der  Auflegung  solcher 
Subventionen  die  konkrete  finanzielle  Leistungs^igkeit  der  in 
Frage  kommenden  Vestry  oder  des  betreffenden  District  Board 
in  Betracht  zu  ziehen.  Auch  in  den  Bestimmungen,  die  von 
Darlehen  des  Metropolitan  Board  of  Works  an  die  Vestries 
und  District  Boards  handeln,  tritt  das  Prinzip  uniformer  Be- 
handlung der  verschiedenen  kommunalen  Teilorgane  zu  Tage. 
Alle  Vestries  und  District  Boards  hatten  das  gleiche  Recht, 
von  dem  Metropolitan  Board  of  Works  Darlehen  zu  begehren. 


6.  Kapitel. 

Die  Thätigkeit  des  HetropoUtan  Board  of  Works, 

a)  Die  Anteilnahme  der  Wählerschaft  und  die  öffent- 
liche Meinung.  —  Der  Charakter  der  Mitglieder  und 
Beamten  des  Metropolitan  Board  of  Works. 

Ein  bitteres  Epigramm  stellte  die  Behauptung  auf,  die 
hauptstädtische  Bevölkerung  sei  in  dem  Metropolitan  Board  of 
Works  ebensowenig  vertreten  gewesen  wie  in  den  spanischen 
Cortes^).  Wir  sehen  die  Berechtigung  dieses  Spottes  ein,  wenn 
wir  uns  der  Frage  zuwenden,  welchen  thatsächlichen  Einfluss 
die  Londoner  Einwohnerschaft  auf  die  Wirksamkeit  des  Metro- 
politan Board  of  Works  ausübte  und  welcher  gesellschaftlichen 
Schicht  die  Mitglieder  dieser  Körperschaft;  angehörten. 

Stumpfe  Apathie  war  die  Stimmung,  mit  der  weite  Kreise 
der  Bevölkerung  dem  Thun  des  Metropolitan  Board  of  Works 


*)  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  282. 


—     109     - 

zuschauten.  Scharf  ist  dies  zunächst  in  der  Beteiligung  an 
den  Wahlen  zu  den  Vestries  ausgeprägt.  An  der  ersten  Wahl 
beteiligte  sich  ungefähr  die  Hälfte  der  Stimmberechtigten^). 
Bald  aber  schwand  dieses  Interesse.  Häufig  wird  über  die 
Lethargie,  die  bei  den  späteren  Wahlen  zu  Tage  trat,  berichtet. 
Es  kam  einmal  vor,  dass  ein  Mitglied  einer  Yestry  durch  nur 
36,  ein  anderes  Mal  durch  15,  ein  apderes  Mal  durch  nur  13 
Wähler  gewählt  wurde.  Bei  einer  Wahl  für  eine  Vestry 
machte  von  3000  Stimmberechtigten  ein  halbes  Dutzend  vom 
Stimmrechte  Gebrauch.  Im  Jahre  1885  beteiligte  sich  an  den 
Wahlen  in  ganz  London  kaum  V^o  der  Stimmberechtigten^). 
Jene  Indifferenz  zeigte  sich  nicht  nur  an  den  Wahltagen. 
Thatsächlich  waren  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  des  Metro- 
politan Board  of  Works  in  Dunkel  gehüllt.  Die  Presse  schenkte 
dem  Metropolitan  Board  of  Works  nur  geringe  Aufmerksam- 
keit. Das  Metropolitan  Board  of  Works  that  nur  wenig,  über 
•sein  Wirken  Licht  zu  verbreiten.  Ja,  es  that  manches  zu  dem 
Zwecke,  seine  Beratungen  geheim  zu  halten.  So  überwies  es 
yerschiedentlich  Gegenstände,  deren  Charakter  keineswegs  der- 
art war,  dass  über  sie  notwendig  in  geheimen  Sitzungen  hätte 
verhandelt  werden  müssen,  Plenarkomitees ,  die  unter  Aus- 
schluss der  Oeffentlichkeit  tagten,  lediglich  in  der  Absicht,  der 
Eontrolle  der  Oeffentlichkeit  zu  entwischen  ^).  Verschiedentlich 
wurde  auch  Spezialkomitees ,  in  denen  nur  ein  Teil  der  Mit- 
glieder des  Metropolitan  Board  of  Works  sass,  das  Recht  end- 
giltiger  Beschlussfassung  übertragen,  so  dass  diejenigen  Mit- 
glieder,  die  nicht  Mitglieder  der  betreffenden  Spezialkomitees 


*)  R.  Gneist,  Selfgovenunent,  S.  822. 

■)  J.  T.  Dexter,  The  Government  of  London  (London  1875), 
S.  49  f.  —  Joseph  F.  B.  FirtH  a.  a.  0.  S.  302  und  seine  Rede  im 
Parlament,  Hansard's  Parliamentary  Debates  voL  289  (1884),  S.  1972 
und  ib.  7oL  324  (1888),  S.  1750.  —  S.  auch  Ritchies  Rede  ib.  vol.  289 
(1884),  S.  1947,  1954  und  Lord  Algernon  Percys  Rede  ib.  ib.  S.  1958. 
Auch  Sir  Charles  Dilkes  Rede  ib.  vol.  290  (1884),  S.  70  und  C.  Hugo, 
Städteverwaltung  und  Munizipalsozialismus  in  England  (Stuttgart  1897), 
S.  85. 

')  Interim  Report  of  the  Royal  Gommissioners  appointed 
to  inquire  into  certain  matters  connected  with  the  working 
of  the  Metropolitan  Board  of  Works  (London  1888),  S.  88. 
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waren,  im  günstigsten  Falle  erst  dann,  wenn  es  zu  8|^t  war, 
erfuhren,  was  Torging  ^).  Die  meisten  Londoner  wussten  über- 
haupt nicht,  was  das  Metropolitan  Board  of  Works  Üiat  oder 
unterliess.  Noch  weniger  wussten  sie,  was  der  Vertreter  ihres 
Bezirkes  im  Metropolitan  Board  of  Works  leistete.  So  fUhrtea 
die  Mitglieder  des  Metropolitan  Board  of  Works  ein  beschau- 
liches, nur  selten  durch  die  Öffentliche  Kritik  gestörtes  Leben  *). 

Jene  Interesselosigkeit  und  diese  Unkenntnis  reichten  nicht 
nur  tief  in  die  bürgerlichen  Klassen  hinein,  sie  durchdrangen 
auch  die  unteren  Klassen^).  Die  Geschichte  der  Londoner 
Arbeiterbewegung  von  1855 — 1889  weist  keinen  einzigen 
nennenswerten  Versuch  auf,  die  Th&tigkeit  des  Metropolitan. 
Board  of  Works  zu  beeinflussen.  Kein  kräftiges  Wort  der 
Kritik  erscholl  aus  den  Reihen  der  Arbeiter,  kein  lauter  Ruf^ 
der  das  Metropolitan  Board  of  Works  an  die  Beseitigung 
sozialer  Missstände  gemahnt  hätte.  Keine  einzige  Andeutimg 
dafür  liegt  Tor,  dass  Angehörige  dieser  Schichten  in  weiterer 
Ausdehnung  sich  um  die  Gestaltung  der  Londoner  Stadtver- 
waltung gekümmert  hätten. 

Fast  immer,  so  oft  der  Schleier  gelüftet  wird,  der  die 
Eigenschafben  der  Mitglieder  der  Vestries  und  District  Boards 
verhüllt,  sehen  wir  Elemente  vor  uns,  die  den  Interessen  der 
unteren  Klassen  entgegengesetzt  sind.  Einen  Typus  dieser 
Art  zeichnete  der  Bericht  der  zur  Untersuchung  der  Wohnungs- 
Verhältnisse  im  Jahre  1884  berufenen  königlichen  Kommission^). 

Die  Vestrj  von  Glerkenwell  bestand  nach  diesem  Berichte 
aus  72  Mitgliedern,  von  denen  durchschnittlich  25 — SO  an  dea 
Sitzungen  teilnahmen.  Unter  den  Mitgliedern  befanden  sich 
13  oder  14  Personen,  die*  elende  Wohnungen  vermieteten. 
Ausser  ihnen  waren  10  Gastwirte  Mitglieder,  die  mit  Aus- 
nahme von  1  oder  2  im  Rufe  standen,  die  Partei  der  aa 
elendem  Hauseigentume  pekuniär  interessierten  Mitglieder  zu 
unterstützen,   so  dass   diese  Partei  leicht  die  Majorität  untw 


»)  Ib.  ib. 

^)  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  282. 
')  First  Report  of  H.  M.  Commissionere  for  inquiring  into 
the  housing  of  tbe  working  classes  (London  1889),  S.  122. 
*)  Ib.  S.  39. 
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den  an  den  Sitzungen  gewöhnlich  teihiehmenden  Mitgliedern 
erlangen  konnte.  Derselben  Quelle  ist  zu  entnehmen,  dass  in 
verschiedenen  anderen  Teilen  Londons  die  Dinge  ähnlich  lagen. 
In  üebereinstimmung  hiermit  stehen  zahlreiche  andere  Mit- 
teilungen, so  solche  von  Sir  Charles  Dilke,  der  eine  Zeit  lang 
Minister  fOr  Lokalverwaltung  war.  Joseph  Chamberlain  stellte 
die  Behauptung  auf,  die  Vestries  bestünden  grösstenteils  aus 
Leuten,  die  Besitzer  schlechten  Hauseigentumes  seien  ^). 

Solchen  Händen  war  die  Zusammensetzung  des  Metro* 
politan  Board  of  Works  anvertraut.  Sie  entsprach  denn  auch 
dieser  Sachlage.  Während  des  grössten  Teiles  seines  Be* 
Stehens  hatten  die  unteren  Klassen  im  Metropolitan  Board  of 
Works  keinen  einzigen  Vertreter  ihrer  speziellen  Interessen. 
Von  1864—1876  war  William  Newton ,  der  Mitbegründer 
der  Vereinigten  Gesellschaft  der  Maschinenbauer,  Mitglied  des 
Metropolitan  Board  of  Works').  Sonst  gab  es  kein  einziges 
Mitglied,  das  wegen  seiner  Sympathien  für  die  unteren  Klassen 
bekannt  gewesen  wäre  oder  der  Arbeiterklasse  angehört  hätte* 
Sieht  man  von  Newton  ab,  so  figuriert  der  Name  keines  ein- 
zigen einflussreichen  Arbeiterführers  in  der  Liste  der  Mitglieder 
dieser  Köiperschaft.  Auch  Newton  kann  während  der  2ieit,  in 
der  er  Mitglied  des  Metropolitan  Board  of  Works  war,  weder 
als  Arbeiterführer  noch  als  Angehöriger  der  Arbeiterklasse 
mehr  betrachtet  werden,  da  er  sich  damals  bereits  von  der 
Arbeiterbewegung  zurückgezogen  hatte  und  Unternehmer  ge- 
worden war. 

Die  Mitglieder  waren  Angehörige  der  bürgerlichen  Klassen. 
Sie  gehörten  jedoch  fast  durchgängig  nicht  den  höheren  Schich- 
ten der  Bourgeoisie  an.  Im  wesentlichen  waren  die  Mitglieder 
kleinbürgerliche  Elemente^).  Ein  Grund  hierfür  liegt  darin, 
dass   die   höher   stehenden  Elemente   wenig  Lust  empfanden. 


^)  Citiert  bei  W.  Ruprecht,  Die  Wohnungen  der  arbeitenden 
Elasten  in  London  (Qötfcingen  1884),  S.  45  f.  —  S.  auch  Joseph  F.  B. 
Firth  a.  a.  0.  S.  607  sowie  John  Stuart  Hill  in  Hansard's  Parliftr 
mentary  Debates  vol  192  (1868),  S.  1734. 

^  Sidney  and  Beatrice  Webb  a.  a.  0.  S.  189. 

')  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  282  ff.  —  Edwin 
Chadwick,  Evils  of  Disunity,  S.  42. 
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Mitglieder  des  Metropolitan  Board  of  Works  zu  werden.  Dieser 
Widerwille  wurzelte  teilweise  darin,  dass  ein  Sitz  im  Metro- 
politan Board  of  Works  keineswegs  als  ein  einen  Anspruch 
auf  besondere  gesellschaftliche  Achtung  begründender  Ehren- 
posten angesehen  wurde.  Eine  der  Quellen  der  Missachtung, 
mit  der  die  öffentliche  Meinung  die  Mitglieder  des  Metropolitan 
Board  of  Works  betrachtete,  floss  aus  dem  Verdachte,  die 
Mitgliedschaft  im  Metropolitan  Board  of  Works  werde  vielfach 
zur  Erlangung  persönlicher  finanzieller  Vorteile  benützt. 

Der  Verdacht  war  nicht  ohne  Grundlage.  Es  liegt  zwar 
keine  Berechtigung  vor,  anzunehmen,  die  Gesamtheit  oder 
auch  nur  das  Oros  der  Mitglieder  sei  korrumpiert  gewesen. 
Wohl  aber  darf  angenommen  werden,  dass  die  Leitung  der 
Verwaltung  zum  Teil  abhing  von  solchen,  die  ihre  Rechte  als 
Mitglieder  des  Metropolitan  Board  of  Works  lediglich  mit 
Rücksicht  auf  ihre  eigenen  materiellen  Vorteile  ausübten.  Eine 
parlamentarische  Untersuchung,  die  im  Jahre  1864  stattfand, 
stellte  ausser  Zweifel,  dass  verschiedene  Mitglieder  sich  Un- 
regelmässigkeiten hatten  zu  schulden  kommen  lassen  ^).  Es  ist 
sehr  wahrscheinlich,  dass  eine  im  darauffolgenden  Jahre  dem 
Parlamente  vorgelegte  Petition  die  Wahrheit  behauptete,  wenn 
^ie  einem  Mitgliede  vorwarf,  er  habe  die  Ablehnung  einer 
Submissionsofferte  durchgesetzt,  weil  ihm  ein  von  dem  sie  ein- 
reichenden Unternehmer  gefordertes  Douceur  verweigert  worden 
sei.  Auch  macht  die  Haltung  des  Metropolitan  Board  of  Works 
in  dieser  Angelegenheit  nicht  den  Eindruck,  dass  man  dort  von 
dem  ernsten  Willen  beseelt  gewesen  sei,  Klarheit  in  die  Affaire 
zu  bringen^).  Ein  im  Jahre  1888  erschienene^  Bericht  einer 
königlichen  Kommission,  die  eingesetzt  wurde,  um  die  Berech- 
tigung der  immer  lauter  werdenden  Anklagen  gegen  die  Integrität 
des  Metropolitan  Board  of  Works  zu  untersuchen,  konstatierte, 
dass  zwei  andere  einflussreiche  Mitglieder  dieser  Körperschaft, 
der  der  eine  20,  der  andere  25  Jahre  angehörte,  in  zahlreichen 
Fällen  ihre  Stellung  zur.  Füllung  ihrer  Börse  missbraucht  hatten 
und  lediglich  Agenten  sie  bezahlender  Privaten  waren*). 

^)  Interim  Report  a.  a.  0.  S.  36. 

*)  Joseph  F.  B.  Firth  a.  a.  0.  S.  284  ff. 

8)  Interim  Report  a.  a.  0.  S.  22  ff. 


-     113    - 

Aber  nicht  nur  Mitglieder  des  Metropolitan  Board  of 
Works  waren  bestechlich.  Auch  ein  Teil  der  Beamtenschaft 
war  durchaus  korrumpiert.  Eklatant  wurde  dies  im  Jahre  1864 
fQr  das  Ingenieurdepartment  nachgewiesen^).  Die  Enquete 
des  Jahres  1888  konnte  zwar  in  diesem  Department  keine  in 
die  letzten  20  Jahre  seines  Bestehens  fallende  Unregelmässig- 
keit entdecken,  enthüllte  aber  im  Architektendepartment  ein 
jahrelang  bestehendes  System  der  Fälschung  und  Plünderung  *). 
Es  wurde  nachgewiesen,  dass  zwei  seit  den  sechziger  Jahren 
im  Dienste  des  Metropolitan  Board  of  Works  stehende  höhere 
Beamte  dieses  Departments  in  zahlreichen  Fällen  für  sich  oder 
für  Familienangehörige  äusserst  einträgliche  pflichtwidrige 
Handlungen  sich  hatten  zu  schulden  kommen  lassen.  Teils  durch 
Annahme  von  Bestechungen  seitens  solcher,  die  geschäftlich 
mit  dem  Metropolitan  Board  of  Works  zu  thun  hatten,  teils 
durch  eigene  Beteiligung  an  Geschäften  mit  dem  Metropolitan 
Board  of  Works,  über  die  sie  die  entscheidenden  Referate  zu 
erstatten  hatten  und  bei  denen  sie  Strohmänner  vorschoben, 
verdienten  sie  zu  ihrem  hohen  Gehalte  noch  erkleckliche  Zu- 
lagen. Die  üntersuchungskommission  erhob  nicht  den  An- 
spruch, alle  Fälle  aufgedeckt  zu  haben,  in  denen  solche 
Praktiken  ausgeübt  wurden.  Auch  konnte  sie  nicht  in  allen 
aufgedeckten  Fällen  die  Gewinne  beziffern,  die  die  beiden  Be- 
amten einstrichen.  Das  von  der  Kommission  g^ammelte 
Material  zeigt  jedoch,  dass  es  sich  um  grosse  Summen  handelte. 
Im  ganzen  flössen  sicher  nicht  weniger  als  rund  18000  Pfd. 
Sterl.  in  die  Taschen  der  beiden  Beamten. 

Gehorsam  folgten  die  Untergebenen  dem  Beispiele  ihrer 
Vorgesetzten.  Einem  der  Sekretäre  wurde  nachgewiesen,  dass 
er  in  mindestens  16  Fällen  Bestechungen  angenommen  hatte, 
deren  Gesamtbetrag  sich  auf  500—600  Pfd.  Sterl.  belief.  Von 
einem  anderen  Beamten  desselben  Departments  wurde  kon- 
statiert, dass  er  durch  unlautere  Handlungen  in  einem  Falle 
540  Pfd.  Sterl.  gemeinschaftlich  mit  einem  Partner  und  in 
einem  anderen  Falle  500  Pfd.  SterL  allein  verdient*  hatte. 


*)  Ib.  a.  a.  0.  S.  36. 
«)  Ib.  S.  11  ff. 
Sinzheimer,  Der  Londoner  Grafeohaftsrat.  I. 
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b)  Das  Eanalisations-  und  Strassenwesen. 

Wie  das  Metropolitan  Board  of  Works  bei  der  Ausübung 
zahlreicher  kleiner,  im  Interesse  aller  Klassen  ihm  übertragener 
Funktionen  Tüchtiges  leistete^),  so  leistete  es  auch  Tüchtiges 
auf  den  beiden  Verwaltungsgebieten,  die  bei  der  Bildung  seines 
Aufgabenkreises  in  erster  Linie  ins  Auge  gefasst  wurden. 
Ohne  Zweifel  verbesserte  es  die  Eanalisationsyerhaitnisse  be- 
ti^chtlich  ^).  Auch  für  die  Erleichterung  des  Strassenverkehres 
durch  die  Schaffung  breiter  und  direkter  Verkehrswege  that 
es  viel.  Es  stellte  etwa  50  neue  Hauptstrassen  oder  Strassen- 
erweiterungen  fertig  und  nahm  die  Herstellung  von  3  anderen 
grossen  Strassenzügen  in  Angriff,  deren  Vollendung  seinem 
Nachfolger,  dem  Londoner  Grafschaftsrate ,  überlassen  blieb. 
Ausserdem  half  es  bei  der  Herstellung  oder  dem  Umbau  von 
über  800  kleineren  Strassen,  die  durch  die  City,  die  Veetries 
und  District  Boards  angelegt  wurden,  dadurch  mit,  dass  es 
diesen  Körperschaften  Subventionen  gewahrte').  Es  wäre  zu 
viel  gesagt,  wollte  man  dem  Metropolitan  Board  of  Works 
das  Verdienst  beimessen,  für  eine  vollständig  glatte  Abwicke- 
lung des  Strassenverkehres  Sorge  getragen  zu  haben.  Allein 
bei  der  Würdigung  der  Verdienste  des  Board  ist  in  Betracht 
zu  ziehen,  dass  ihm  nicht  nur  die  Aufgabe  gesetzt  war,  jahr- 
hundertelang begangene  Unterlassungssünden  gut  zu  machen, 
sondern  auch  die  Aufgabe,  mit  den  Bedürfnissen  einer  stetig 
wachsenden  Bevölkerung  und   eines   noch   stärker  wachsenden 


')  Vgl.  beispielsweise  den  Ueberblick  über  die  Thfttigkeit  des  Board 
in  der  Herstellung  besserer  Flusskommunikationen,  in  der  Organisation 
des  Feuerlöschwesens,  in  der  Eontrolle  der  Molkereien  und  des  Milch« 
Verkaufes,  der  Schlachthauser,  der  Aufbewahrung  von  Explosivstoffen  etc. 
in  Report  ofthe  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1888,  S.  32  ff.,  46  ff.,  76  ff.  —  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London, 
S.  252,  258. 

^  Ib.  S.  n  ff.  —  Vgl.  auch  das  Lob,  das  Firth  der  Thatigkeit  des 
Board  auf  dem  Gebiete  des  Kanalisationswesens  in  seinem  .Municipal 
London*,  S.  236  f.  spendet 

')  Percy  J.  Edwards,  History  of  London  Street  Improvements 
1855—1897  (1898),  S.  134  ff. 
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Verkehres  Schritt  zu  halten.  Jedenfalls  hat  das  Board  be* 
gründeten  Anspruch  auf  den  Ruhm,  vom  Beginne  seiner 
Thätigkeit  überhaupt  bis  zu  seiner  endgültigen  Auflösung  mit 
grosser  Energie  sich  der  Aufgabe  gewidmet  zu  haben,  genügend 
yiele,  hinreichend  breite,  langgestreckte  und  zweckmässig  ge- 
richtete Eommunikationswege  zur  Verfügung  zu  stellen^). 

Ausser  der  Erleichterung  des  Strassenverkehres  hatten  die 
Strassenanlagen  des  Metropolitan  Board  of  Works  noch  eine 
andere  Wirkung.  Sie  trugen  mächtig  zur  Steigerung  des  Lon- 
doner Grund-  und  Häuserwertes,  zur  Vermehrung  des  Ver* 
mögens  und  Einkommens  von  leaseholders  als  auch  nament- 
lich Ton  freeholders  bei.  In  der  Schafifung  dieser  Anlagen  ist 
zwar  nicht  die  einzige,  aber  eine  wichtige  Erklärung  dafür  zu 
sehen,  dass  während  der  Existenz  des  Metropolitan  Board  of 
Works  der  steuerpflichtige  jährliche  Mietswert  des  Hauseigen- 
tumes in  London  fast  verdreifacht  wurde'). 

Einige  aufs  Geratewohl  herausgegriffene  Beispiele  mögen 
die  Grösse  der  so  ermöglichten  Gewinste  in  einigen  Einzel- 
fällen veranschaulichen.  Ein  Grundstück,  das  vor  Inangriff- 
nahme von  Charing  Gross  Boad  nur  einen  Verkaufspreis  von 
2000—2500  Pfd.  Sterl.  erzielen  konnte,  wurde  nach  Eröffnung 
dieser  Strasse  für  6000  Pfd.  Sterl.  verkauft*).  Die  Verbesserung 
von  Rosebery  Avenue  bewirkte,  dass  der  Wert  eines  Grundstücks 
von  4  d  per  Fuss  auf  mindestens  1  sh  stieg  ^).  In  30  anderen 
Fällen  stieg  der  steuerpflichtige  jährliche  Mietswert  nach  Vor- 
nahme von  Strassenverbesserungen  von  10882  Pfd.  Sterl.  auf 
15974  Pfd.  Sterl.*). 

Der  Behauptung  einiger  Stimmen,  dass  die  Strassenbauten 
des  Metropolitan  Board  of  Works  nicht  nur  zu  Wertsteigerungen, 


')  Ib.  S.  10  f. 

^  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1888,  S.  8  und  85. 

')  Report  from  the  Select  Committee  of  the  House  of 
Lords  on  town  improvements  (betterment);  together  with 
the  proceedings  of  the  Committee,  minutes  of  evidence  etc. 
(1894),  qu.  1520. 

*)  Ib.  qu.  1895  ß. 

*)  W.  H.  Dawson,  The  ünenamed  Increment  (TT.  ed.),  S.  31. 
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solidem  auch  zu  manchen  Wertminderungen  führten,  ist  bei- 
zupflichten, wenn  auch  hierzu  zu  bemerken  ist,  dass  diese 
Stimmen  bei  dem  Versuche ,  ihre  Behauptung  zu  begründen, 
sich  Uebertreibungen  und  Willkürlichkeiten  haben  zu  schulden 
kommen  lassen  und  dass  auch  ihre  Uebertreibungen  weit  davon 
entfe]!nt  sind.  Gewissheit  dafür  zu  geben,  dass  solche  Wert- 
minderungen zahlreich  und  beträchtlich  waren  ^).  Wir  werden 
übrigens  auf  die  Frage  der  Wertminderungen  noch  zurückkommen. 

Andererseits  lehrt  eine  nähere  Betrachtung  der  Richtungen 
und  Formen  der  durch  das  Metropolitan  Board  of  Works  herbei- 
geführten Wertsteigerungen,  dass  die  wertsteigemden  Wirkungen 
des  Metropolitan  Board  of  Works  auf  einen  weit  grösseren 
Kreis  Ton  Objekten  sich  erstreckten,  als  beim  ersten  Blicke 
scheinen  möchte  oder  als  diejenigen  zugeben  wollen,  die  diese 
Bedeutung  des  Metropolitan  Board  of  Works  zu  verkleinem 
bestrebt  sind. 

Der  einfächste  Typus  ist  natürlich  die  Hebung  des  Wertes 
von  Eigentum,  das  direkt  an  neue  Strassen  anstiess.  Einen 
Begriff  von  der  enormen  Grösse  dieser  Werterhöhungen  im 
ganzen  gibt  die  Mitteilung,  dass  die  Gesamtlänge  der  vom 
Metropolitan  Board  of  Works  beigestellten  Strassen  sich  auf 
ungefähr  15^/5  englische  Meilen  belief^).  Doch  wenn  wir  die 
Objekte,  deren  Wert  durch  das  Metropolitan  Board  of  Works 
erhöht  wurde,  mit  Rücksicht  auf  ihre  Lage  betrachten,  so  finden 
wir,  dass  es  ein  Irrtum  wäre,  anzunehmen,  nur  auf  direkt  ad- 
jazierende  Grundstücke  oder  Häuser  habe  das  Metropolitan 
Board  of  Works  das  Füllhorn  seiner  Gaben  ausgeschüttet. 
Deutlich  ergibt  sich  aus  dem  vorliegenden  Material,  dass  die 
Wertsteigerungen  nicht  auf  solches  Eigentum  beschränkt  blieben, 
sondern  wellenförmig  seitwärts  nach  älteren  Nebenstrassen  sich 
fortpflanzten  und  auch  Eigentum  trafen,  das  nicht  unmittelbar 
an  neue  Strassen  angrenzte^). 


^)  Report  from  the  Select  Committee  of  the  House  of 
Lords  on  town  improvements  a.a.O.  qu. 2190,  2340 ff.,  2440,  2444. 
—  Vgl.  dazu  auch  die  Aussage  des  Herrn  W.  H.  Dickinson  ib.  S.  262  ff. 

«)  Percy  J.  Edwards  a.  a.  0.  S.  11. 

')  Report  des  Select  Committee  on  town  improyements 
a.  a.  0.  qu.  1520  ff.,  1527  ff.  und  1882  f. 
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In  manchen  Fallen  wird  der  Einfluss  des  Metropolitan  Board 
of  Works  dadurch  yerhttllt,  dass  Grundstücke  und  Häuser  in  Be« 
tracht  konunen,  an  denen  bauliche  Veränderungen  seitens  Privater 
nach  Vollendung  benachbarter  neuer  Strassen  vorgenommen 
wurden.  Die  Gegner  der  Behauptung,  dass  die  Strassenbauten 
des  Metropolitan  Board  of  Works  in  weitem  Umfange  wert- 
steigernd  wirkten,  wollen  in  solchen  Fällen  eingetretene  Wert- 
erhöhungen aufgefasst  wissen  als  Werterhöhimgen ,  die  nicht 
der  Thätigkeit  der  Stadtverwaltung,  sondern  der  privaten  Thätig* 
keit  geschuldet  seien  ^).  Es  ist  jedoch  nicht  richtig,  diese  Aus- 
scheidung zu  billigen.  Nicht  nur  Grundstücke  und  Häuser, 
die  technisch  unverändert  blieben,  sondern  auch  Ghrundstücke, 
auf  denen  im  Zusammenhange  mit  Strassenbauten  des  Metro- 
politan Board  of  Works  neue  Häuser  errichtet  wurden,  und 
Häuser,  die  im  Anschlüsse  an  solche  Strassenbauten  einem  Um- 
bau unterzogen  wurden,  gehören  zu  der  Kategorie  des  mit 
Hilfe  des  Metropolitan  Board  of  Works  in  seinem  Werte  er^ 
höhten  Eigentumes  deshalb,  weil  hier  die  Strassenanlagen  dieser 
Körperschaft  erst  die  Voraussetzungen  für  die  Rentabilität  der 
privaten  baulichen  Manipulationen  schufen^). 

Auch  in  zeitlicher  Beziehung  bestehen  Verschiedenheiten 
zv^chen  den  durch  das  Metropolitan  Board  of  Works  hervor- 
gerufenen Wertsteigerungen.  In  manchen  Fällen  traten  Wert» 
Steigerungen  unmittelbar  nach  Vornahme  der  Strassenbauten 
ein,  in  anderen  Fällen  traten  Wertsteigerungen  erst  nach 
mehreren  Jahren  ein  ^).  Es  ist  wichtig,  auf  das  Vorhandensein 
dieser  letzten  Gruppe  hinzuweisen,  unter  anderem  deshalb,  weil 
sich  daraus  ergibt,  dass  es  verfehlt  wäre,  lediglich  die  in  die 
Ezistenzperiode  des  Metropolitan  Board  of  Works  fallenden 
Wertßteigerungen  zu  berücksichtigen.  Auch  ein  Teil  der  nach 
der  Aufhebung  des  Metropolitan  Board  of  Works  eingetretenen 
Wertsteigerungen  ist  auf  die  Thätigkeit  dieser  Körperschaft 
zurückzuführen. 

Die  geschilderten  Wirkungen  dieser  Massnahmen  erschöpfen 


0  Ib.  qu.  2360,  2363,  3249  ff. 
')  Ib.  qu.  2852  nnd  2374. 
»)  Ib.  qu.  1055,  1528,  1539. 
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keineswegs  den  vollen  Umfang  der  Eonsequenzen,  die  die  Thätig^ 
keit  des  Metropolitan  Board  of  Works  auf  dem  Gebiete  des  Strassen* 
Wesens  herrorrief.  In  zahlreichen  Fällen  stellen  die  Strassen- 
anlagen  des  Metropolitan  Board  of  Works  Durchbrüche  durch 
Quartiere  dar,  die  mit  Wohnungen  der  unteren  Klassen  stark 
durchsetzt  waren.  Zahlreiche  H&user,  in  denen  diese  Klassen 
wohnten,  riss  man  nieder,  um  ffir  die  neuen  Strassen  Platz  zu 
gewinnen.  Bis  zum  Jahre  1872  machte  man  sich  keine  Oe- 
danken  darüber,  dass  dies  zu  einer  beträchtlichen  Verminderung 
des  Angebotes  an  Wohnungen  für  die  unteren  Klassen  führte 
und  eine  Vermehrung  der  starken  üeberfüllung  nach  sich  zog, 
die  in  der  Nähe  der  yon  neuen  Strassen  durchschnittenen  Lo- 
kalitäten in  den  unberührt  gebliebenen,  den  ärmeren  Schichten 
zur  Verfügung  stehenden  Wohnungen  herrschte.  Es  ist  das 
Verdienst  des  Metropolitan  Board  of  Works,  den  Anstoss  zu 
dem  ersten  Versuche  gegeben  zu  haben,  Demolitionen  zum 
Zwecke  der  Anlage  neuer  Strassen  Torzunehmen,  ohne  eine 
Verminderung  des  Angebotes  von  Wohnungen  für  die  ärmeren 
Klassen  herbeizuführen.  Die  in  der  Metropolitan  Street  Im- 
proyements  Act  1872  enthaltene  Klausel,  durch  die  das  Metro- 
politan Board  of  Works  ermächtigt  wurde,  bei  den  Anlagen 
einer  Anzahl  neuer  Strassen  einen  Teil  der  erworbenen  Grund- 
stücke für  die  Bebauung  mit  Arbeiterwohnhäusem  durch  Pri- 
vate zu  reservieren,  wurde  auf  Veranlassung  des  Metropolitan 
Board  of  Works  in  das  Gesetz  hineingebracht^). 

Die  Zeit  vom  Jahre  1872  bis  zur  Auflösung  des  Metro- 
politan Board  of  Works  ist  keine  Zeit  mehr,  in  der  das  Board 
rücksichtslos  Arbeiterwohnhäuser  niederreisst,  um  über  den 
Boden,  auf  dem  sie  standen,  neue  Strassen  zu  führen,  ohne  für 
die  Erstellung  neuer  Arbeiterwohnhäuser  zu  sorgen.  Auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  Jahre  1872  wurden  durch  die  Intervention 
des  Board  für  2920  Personen,  auf  Grund  dieses  und  der  späteren 
die  Errichtung  von  neuen  Arbeiterwohnungen  im  Anschlüsse 
an  neue  Strassenanlagen  regelnden  Gesetze  wurden  durch  die 
Intervention  des  Board  zusammen  für   10  688  Personen  neue 


*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  ended  Slst  December  1872,  S.  26. 
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Wohnungen  erstellt^).  Allein  diese  Intervention  reichte  weder 
hin,  zu  Terhindem,  dass  die  nach  dem  Jahre  1872  vorgenom- 
menen Strassenanlagen  gleichfalls  ab  Beförderungsmittel  der 
üeberyölkerung  in  den  ärmeren  Quartieren  wirkten,  noch  ist 
diese  Intervention  voUstimdig  Anregungen  des  Board  zuzu- 
schreiben. Die  im  Jahre  1884  zur  Untersuchung  der  Woh- 
nnngsverhältnisse  der  arbeitenden  Klassen  niedergesetzte  könig- 
liche Kommission  fQhrt  die  Vermehrung  der  ohnedies  starken 
üebervölkerung  in  einigen  armen  Distrikten  direkt  auf  die 
Niederreissung  von  Arbeiterhäusem  zurQck,  die  das  Board  zum 
Zwecke  der  Erleichterung  des  Strassenverkehres  vornahm^), 
üeberdies  verstand  sich  das  Board  im  Laufe  der  Zeit  nur 
.nach  heftigem  Widerstand  dazu,  solche  Demolitionen  durch 
diese  Fürsorge  für  die  Errichtung  neuer  Arbeiterhäuser  zu 
ergänzen.  Bald  verschwand  bei  ihm  die  Neigung,  die  Versuche 
.fortzusetzen,  die  es  selbst  im  Jahre  1872  angeregt  hatte.  Es 
war  wohl  gewillt,  für  eine  relativ  so  kleine  Zahl  dislozierter 
Angehöriger  der  unteren  Klassen  zu  sollen,  wie  sie  das  Strassen- 
gesetz  des  Jahres  1872  ins  Auge  fasste.  Aber  das  Board  hatte 
wenig  Lust,  die  Fürsorge  auch  bei  den  späteren  Strassenbauten 
walten  zu  lassen.  So  kam  es,  dass  das  Gesetz  des  Jahres  1877, 
das  dem  Board  die  Verpflichtung  zur  Bereitstellung  von  Grund 
für  neue  Arbeiterhäuser  im  Anschlüsse  an  neue  Strassenanlagen 
in  einem  weit  grösseren  Umfange  auflegte  als  es  das  Strassen- 
gesetz  von  1872  gethan  hatte,  in  seinem  die  Wohnungen  der 
unteren  Klassen  berührenden  Teile  keineswegs  durch  das  Metro- 
politan Board  of  Works,  sondern  durch  die  Regierung  in- 
spiriert war.  Die  Umwandlung  der  ursprünglichen  Sympathien 
des  Metropolitan  Board  of  Works  für  die  Paralysierung  der 
verheerenden  Wirkungen  der  neuen  Strassenanlagen  in  eine 
der  vor  dem  Jahre  1872  herrschenden  Gefühllosigkeit  genau 
entsprechende  Stimmung  bildete  nur  den  ersten  Teil  zu  einer 
gründlichen  Metamorphose.  Bald  ging  das  Board  zu  offener  Op- 
position gegen  das  Ansinnen  über,  die  Lücken,  die  die  Strassen- 

")  Ib.  for  the  year  1888,  S.  32.  —  Peroy  J.  Edwards  a.  a.  0. 
S.  185. 

*)  First  Report  of  H.  M.  CommiBsioners  for  inquiring 
into  the  honaing  of  the  working  classes  (1889),  8.  35. 
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anlagen  in  den  Arbeiterquartieren  rissen,  wieder  auszufüllen.  Es 
weigerte  sich,  neue  Strassenanlagen  durchzuffthren,  wenn  nicht 
die  in  dem  Strassengesetze  des  Jahres  1877  enthaltenen  Bestim- 
mungen über  den  Ersatz  für  demolierte  Arbeiterhäuser  gründ- 
lich modifiziert  würden.  Mit  grosser  Energie  widmete  es  sich 
der  Aufgabe,  eine  solche  Modifikation  zu  ertrotzen.  Jahr  für 
Jahr  bombardierte  es  das  Ministerium  und  das  Parlament  mit 
beweglichen  Klageliedern  darüber,  dass  das  Stocken  in  der 
Weiterentwickelung  des  Strassennetzes  den  lebhaftesten  Un- 
willen der  Ladeninhaber  herrorrufe.  Zuerst  leistete  die  Re- 
gierung dem  Wunsche,  die  Interessen  der  unteren  Klassen  hinter 
die  Interessen  der  Ladeninbaber  zurücktreten  zu  lassen,  ener- 
gischen Widerstand.  Allein  auch  das  Board  verharrte  im  Strike. 
Unter  dem  Drucke  der  Verkehrskalamitäten,  die  der  Strike 
des  Board  zur  Folge  hatte,  entschloss  sich  das  Parlament  end- 
lich im  Jahre  1884,  dem  Board  etwas  entgegenzukommen. 
Immerhin  war  es  nicht  so  arbeiterfeindlich,  den  Wünschen  des 
Board  vollständig  zu  willfahren.  Das  Board  bequemte  sich 
dazu,  nach  dem  partiellen  Triumph,  den  es  gegen  die  Interessen 
der  unteren  Klassen  erstritten  hatte,  die  Arbeit  wieder  aufzu- 
nehmen. Aber  es  versäumte  nicht,  seinen  lebhaften  Unwillen 
darüber  auszusprechen,  dass  das  Parlament  es  mit  einer  äusserst 
lästigen  Aufgabe  bepackt  hatte.  Wenn  das  Parlament  nicht 
fest  geblieben  und  wenn  das  Metropolitan  Board  of  Works  seinen 
Willen  hätte  durchsetzen  können,  dann  wäre  der  schwächliche 
Kampf  gegen  die  Verschlechterung  der  Wohnungsverhältnisse 
der  unteren  Klassen  durch  die  Vornahme  von  Strassenanlagen 
noch  schwächlicher  ausgefallen,   als   er  thatsächlich  ausfiel^). 

c)  Die  Ueberwachung  der  Kellerwohnungen,  die  Für- 
sorge für  freie  Hinterhöfe   und  die  Parksverwaltung. 

Ein  ähnlicher  Geist  wie  in  der  Fürsorge  für  neue  Arbeiter- 
wohnungen im  Anschlüsse  an  neue  Strassenanlagen  tritt  in  der 

^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1877,  S.  85;  do.  for  the  year  1878,  S.  21;  do.  for  the  year  1879, 
S.  21;  do.  for  the  jear  1880,  S.  20;  do.  for  the  year  1881,  S.  25  f.; 
do.  for  the  year  1882,  S.  11,  27,  76;  do.  for  the  year  1888,  8.  9,  22  fP.; 
do.  for  the  year  1886,  S.  110;  do.  for  the  year  1888,  S.  26  f. 
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Verwaltung  eines  Ressorts  zu  Tage,  das  in  dem  gleichen  Jahre 
mit  der  Anlage  neuer  Strassen  dem  Metropolitan  Board  of 
Works  überwiesen  wurde,  nämlich  in  der  üeberwachung  der 
Kellerwohnungen,  So  wenig  wichtig  erschien  dem  Metropolitan 
Board  of  Works  diese  Aufgabe,  dass  in  seinen  Berichten  jeg- 
liche Angabe  über  die  Art  ihrer  Durchführung  fehlt.  Die 
durch  das  Board  geübte  'Schweigsamkeit  erscheint  begreiflich. 
Hätte  das  Board  doch,  wenn  es  überhaupt  sein  Schweigen 
hätte  brechen  wollen,  nur  mitteilen  können,  dass  fast  gar 
nichts  geschah.  Die  District  Surveyors  des  Metropolitan  Board 
of  Works  kamen  den  ihnen  hier  obliegenden  Pflichten  nur 
mangelhaft  nach.  Zahlreiche  Kellerwohnungen,  deren  Be- 
schaffenheit den  gesetzlichen  Anforderungen  Hohn  sprach,  wur- 
den ungehindert  als  Wohnstätten  vermietet^). 

Aber  auch  wenn  diese  Höhlen  sämtlich  geschlossen  worden 
wären  und  eine  entsprechende  Anzahl  anderer  Wohnungen  als 
Ersatz  zur  Verfügung  gestanden  hätte,  wäre  damit  eine  be- 
trächtliche Besserung  nicht  erzielt  worden.  Viele  Kellerwoh- 
nungen, die  auf  Qrund  der  einschlägigen  Gesetzgebung  nicht 
hätten  beanstandet  werden  können,  waren  weit  entfernt  davon, 
auch  nur  bescheidenen  hygienischen  Anforderungen  Genüge  zu 
leisten.  Die  zahmen  gesetzUchen  Bestimmungen  ermöglichten 
zwar  ein  Einschreiten  gegen  die  schlimmsten  Missstände,  waren 
jedoch  so  bescheiden,  dass  selbst  Kellerwohnungen,  die  durch- 
aus ungeeignet  waren,  als  Wohnungen  zu  dienen,  gegen  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  verstiessen  ^).  Das  Metro- 
politan Board  of  Works  versäumte  nicht  nur,  seine  Beamten 
zu  strikter  Befolgung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  anzu- 
halten, es  versäumte  auch,  eine  Aenderung  der  Gesetzgebung 
anzuregen.  Trotzdem  die  gesetzlichen  Bestimmungen  offenbar 
unzureichend  waren,  war  es  vermutlich  durchaus  mit  ihnen 
zufrieden. 

Stumm  blieb  es  auch  gegenüber  einer  anderen  Gruppe  von 
gesetzlichen    Bestimmungen,    die   stark  der  Kritik  ausgesetzt 


')  First  Report  of  H.  M.  Commissioners   for  inquiring^ 
into  the  hoasing  of  the  working  classes  (1889),  S.  21,  54. 
•)  Ib.  S.  21,  53. 
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sind)  nämlich  gegenüber  denjenigen  Bestimmungen,  die  darauf 
abzielten,  durch  die  Unterdrückung  von  Häusern  ohne  freie 
Hinterhöfe  genügende  Ventilation  und  genügendes  natürliches 
Licht  zu  sichern.  Es  ist  nicht  mehr  möglich,  ausfindig  zu 
machen,  ob  auch  hier  das  Metropolitan  Board  of  Works  ver- 
hinderte, dass  das  Gesetz  seinem  vollen  Umfange  nach  zur 
Anwendung  kam.  Die  rechtliche  Möglichkeit  hierzu  war  dem 
Metropolitan  Board  of  Works  gegeben,  da  ihm  bekanntlich  die 
Befugnis  zustand,  nach  seinem  Belieben  von  den  gesetzlichen 
Anforderungen  hinsichtlich  der  Freihaltung  von  Flächen  hinter 
Häusern  in  einzelnen  Fällen  zu  dispensieren.  Das  vorliegende 
Material  reicht  nicht  dafür  aus,  ein  Urteil  darüber  zu  ermög- 
lichen, ob  das  Metropolitan  Board  of  Works  von  dieser  Dis- 
pensationsbefugnis  auch  in  solchen  Fällen  Gebrauch  machte,  in 
denen  die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Anforderungen  nützlich 
gewesen  wäre.  Die  Berichte  des  Metropolitan  Board  of  Works 
geben  lediglich  die  Zahl  der  auf  freie  Hinterhöfe  bezüglichen 
Dispensationsgesuche  und  die  Art  ihrer  Erledigung,  aber  nicht 
die  Entscheidungsgründe  wieder.  Es  ergibt  sich  daraus,  dass 
von  98  solchen  Dispensationsgesuchen  58  zurückgewiesen  und 
40,  also  relativ  nicht  wenige,  genehmigt  wurden^).  Ueber 
die  (Grundsätze,  von  denen  das  Metropolitan  Board  of  Works 
bei  der  Befreiung  von  den  gesetzlich  festgelegten  Anfor- 
derungen sich  leiten  Uess,  liegt  keine  Aeusserung  seitens  dieser 
Körperschaft  vor.  Es  lassen  sich  Fälle  denken,  in  denen  die 
rigorose  Festhaltung  dieser  Anforderungen  ganz  überflüssig 
war.  Klagen  über  die  Handhabung  seiner  Dispensationsbefiig- 
nisse  seitens  des  Metropolitan  Board  of  Works  sind  uns  nirgends 
•entgegengetreten.  Man  ist  deshalb  auch  nicht  berechtigt,  an- 
zunehmen, dass  das  Metropolitan  Board  of  Works  aus  Motiven, 
die  den  Intentionen  der  Gesetzgebung  fremd  waren,  etwa  in 
der  Absicht,  eine  für  die  Eigentümer  möglichst  rentable  Aus- 
nützung der  Baugründe  selbst  auf  Kosten  der  elementarsten 
Luft-  und  Lichtbedürfnisse  der  Bewohner  zu  ermöglichen,  Be- 
freiungen von  den  gesetzlichen  Anforderungen   eintreten  liess. 


^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
jear  1888,  S.  96. 
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Wohl  aber  fehlte  das  Metropolitan  Board  of  Works  darin,  dass 
es  unterUess,  auf  die  Unmöglichkeit  hinzuweisen,  auf  den  von  der 
Gesetzgebung  eingeschlagenen  Wegen  zur  Abstellung  der  Miss- 
stSnde  zu  gelangen,  deren  Beseitigung  die  Gesetzgebung  erstrebte. 
Die  plumpen  älteren  Bestimmungen  aus  den  ftinfisiger  Jahren 
über  freie  Hinterhofe  forderten  ohne  Bücksicht  auf  die  yerschie- 
denen  Dimensionen  der  verschiedenen  Häuser  eine  fOr  alle 
Qrössenkategorien  gleichmässige  Minimalausdehnung  von  nur 
100  Fuss  und  sie  enthielten  keinerlei  Vorschriften  über  die  seit- 
liche Ausdehnung  der  freien  Hinterhöfe,  so  dass  also  nicht  nur 
die  Errichtung  von  Häusern,  deren  Rückenseite  von  viel  zu 
kleinen  Hinterhöfen  flankiert  wurde,  gesetzlich  zulässig  wtur, 
sondern  auch  die  Errichtung  von  Häusern,  die  nur  mit  einem 
Teile  der  Breite  ihrer  Rückenseite  an  Höfe,  mit  einem  anderen 
Teile  direkt  an  andere  Häuser  stiessen.  Die  späteren  gesetz- 
lichen Bestimmungen  aus  dem  Anfange  der  achtziger  Jahre 
brachten  zwar  eine  Verbesserung,  indem  sie  den  Verschieden- 
heiten der  Häuser  in  der  Ausdehnung  der  Frontseite  Rechnung 
trugen,  sie  nahmen  aber  keine  Rücksicht  darauf,  dass  Luft- 
und  Lichterfordemisse  mit  der  Zunahme  der  Höhe  und  Tiefe 
der  Häuser  wachsen.  Femer  bezog  sich  das  Gesetz  nur  auf 
die  Errichtung  neuer  Häuser  auf  neuen  Baugründen,  was  be- 
wirkte, dass  neue  Häuser  auf  Grundeigentum,  das  schon  ein- 
mal zu  Wohnzwecken  benützt  war,  ausgeschlossen  blieben. 
Ueberdies  war  gestattet,  die  freien  Plätze  hinter  den  Häusern 
bis  zur  Decke  der  Parterrewohnungen  vollständig,  in  grösserer 
Höhe  bis  zu  einem  Bmchteile  der  gesetzlichen  Minimaldimen- 
«lionen  zu  bebauen^).  An  der  anfangs  der  achtziger  Jahre 
vollzogenen  Milderung  der  starren  üniformität,  die  die  früheren 
Bestimmungen  kennzeichnete,  hatte  das  Metropolitan  Board  of 
Works  keinen  Anteil.  Ebensowenig  sah  es  sich  veranlasst, 
auf  eine  Verbesserung  der  durchaus  unzulänglichen  gesetzlichen 
Bestimmungen  jüngeren  Datums  hinzuarbeiten. 

Besseres  leistete   das  Board  in   einem  Ressort,   das  ihm 
fast   unmittelbar   nach   seiner   Entstehung  zugewiesen   wurde, 


*)  First  Report  of  H.  M.  CommiBsioners  for  inquiring  into 
the  honaing  of  the  working  claBses  (1889),  S.  54f. 
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nämlich  in  der  Parksverwaltung.  Auch  nach  der  Versicherung 
von  Gegnern  des  Metropolitan  Board  of  Works  wurde  hier 
Ordentliches  zu  stände  gebracht^).  Bei  der  Begründung  des 
Board  waren  Zahl  und  Ausdehnung  der  öffentlichen  Parks  und 
ähnlicher  Anlagen  noch  sehr  beschränkt.  Mit  grossem  Eifer 
widmete  sich  das  Board  der  Aufgabe,  diese  Mängel  zu  be- 
seitigen. Am  Schlüsse  des  Jahres  1888  betrug  die  Ausdehnung 
der  zahlreichen  dem  Board  gehörenden  Parks  2603  ^^  acres^. 
unter  diesen  Anlagen  befinden  sich  3  Parks  mit  einem 
Qesamtflächeninhalte  von  460  ^/s  acres,  die  ursprünglich  auf 
Staatskosten  angelegt  und  längere  Zeit  durch  staatliche  Or- 
gane verwaltet  wurden.  Im. Laufe  der  Zeit  wurden  verschie- 
dentlich im  Parlament  Stimmen  laut,  die  sich  gegen  eine  Be- 
willigung der  hierfür  notwendigen  Mittel  mit  der  Begründung 
erklärten,  die  Londoner  sollten  allein  die  Kosten  ihrer  Parks 
tragen.  Im  Jahre  1886  errangen  diese  Anschauungen,  die  von 
Eifersucht  auf  die  Hauptstadt  eingegeben  waren,  die  Oberhand. 
Die  für  die  erwähnten,  sämtlich  in  Arbeiterquartieren  belegenen 
Parks  notwendigen  Ausgaben  wurden  vom  Parlament  zunächst 
gestrichen  und  erst  dann  noch  ein  letztes  Mal  bewilligt,  als 
die  Regierung  sich  bereit  erklärte,  vom  Jahre  1887  ab  jene 
Anlagen  zu  kommunalisieren.  Im  Jahre  1887  gingen  diese 
denn  auch  in  das  Eigentum  des  Metropolitan  Board  of  Works 
über  und  wurden  von  dem  genannten  Zeitpunkte  ab  aus  Ge- 
meindemitteln unterhalten^)» 

d)  Die  Regulierung  des  Ziehkinderwesens. 

Unstreitig  war  das  Metropolitan  Board  of  Works  bemüht, 
zur  Verminderung  der  Uebelstände  beizutragen,  an  denen  das 
Ziehkinderwesen  krankte.  Wenn  wir  unser  Augenmerk  aller- 
dings lediglich  auf  die  Grösse  des  Eifers  richten,  mit  dem  das 


')  Selbst  Edwin  Chadwick  rühmt  wenigstens  die  grösseren  Parks 
des  Board  in  Evils  of  Disunity,  S.  42. 

^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1888,  S.  39. 

')  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1887,  S.  26;  for  the  year  1888,  S.  36  f. 
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Board  die  ihm  auf  diesem  Gebiete  yerliehenen  Befugnisse  an* 
wandte,  so  scheinen  die  ersten  6  Jahre,  in  denen  das  ein- 
schlägige Gesetz  bestand,  also  die  Jahre  1872 — 1878,  Jahre 
vollständiger  Unthätigkeit  zu  sein.  In  dieser  Zeit  beschränkte 
sich,  soweit  die  Ausführung  des  Gesetzes  in  Betracht  kam, 
das  Metropolitan  Board  of  Works  auf  die  Publikation  der 
gesetzlichen  Bestimmungen,  den  Entscheid  über  eingelaufene 
Begistrationsgesuche  und  die  spärlichen  Denimziationen  seitens 
anderer  Behörden,  deren  Hilfe  das  Metropolitan  Board  of  Works 
erbeten  hatte,  und  die  die  einzigen  schlecht  funktionierenden 
Organe  zur  Eruierung  gesetzwidriger  Pflegereien  waren  ^).  Erst 
vom  Jahre  1878  ab  ging  das  Metropolitan  Board  of  Works 
mit  unverkennbarer  Energie  daran,  seine  Kompetenzen  auszu- 
nützen. Die  üeberwachung  des  Ziehkinderwesens  wurde  dem 
Architektendepartment^  dem  es  früher  ressortierte  und  dem  in 
der  Oeffentlichkeit  die  Schuld  für  die  geringen  Erfolge  der 
Gesetzgebung  beigemessen  wurde,  entzogen  und  einem  be- 
sonderen Inspektor  übertragen ').  Zu  seinen  Obliegenheiten  ge- 
hörte auch  die  Auffindung  registrationspflichtiger  Pflegereien, 
die  sich  der  Registrationspflicht  entzogen.  Von  der  Einführung 
dieser  Aenderungen  ab  gewinnt  man  den  Eindruck,  dass  das 
Metropolitan  Board  of  Works  ernstlich  bestrebt  war,  alles  zu 
thun,   was  auf  Grund  des  bestehenden  Gesetzes  möglich  war. 


^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1872,  S.  50,  95;  1873,  S.  100;  1874,  S.  49;  1875,  S.  57;  1876,  S.  49; 
1877,  S.  65.  —  Joseph  F.  B.  Firth,  Munidpal  London  a.  a.  0.  S.  257. 
—  J.  T.  Dexter  a.  a.  0«  S.  17. 

')  J.  T.  Dexter  ib.  Soweit  die  Dextersche  Kritik  Zweifel  an  dem 
guten  Willen  des  oben  genannten  Departments  einschloss,  war  sie  aller- 
dings nicht  ganz  gerecht.  Die  Sympathien,  die  in  den  Berichten  des 
Vorstandes  dieses  Departments  den  Leiden  der  Ziehkinder  entgegen- 
gebracht werden,  gehören  za  den  Lichtblicken  in  seiner  sonst  an  dunklen 
Flecken  reichen  Wirksamkeit.  Von  ihm  geht  auch  der  Vorschlag  aus, 
kommunale  Häuser  zur  Aufnahme  von  Müttern  mit  ihren  Kindern  fQr 
einige  Monate  nach  der  Geburt  zu  errichten,  Zimmer  zu  billigen  Preisen 
an  sie  abzulassen  und  ihnen  fQr  die  Zeit  ihres  dortigen  Aufenthaltes 
Arbeit  zu  verschaffen,  die  ihnen  ermöglichtei  während  der  fClr  ihre  Kinder 
geflUirlichsten  Lebensperiode  diese  selbst  zu  pflegen.  Vgl.  Report  of 
the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year  1872,  S.  102. 
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In  den  11  Jahren  von  1878 — 1888  nahm  die  Zahl  der  regi- 
strierten Pflegereien,  yerglichen  mit  der  vorangegangenen 
6jährigen  Periode,  etwas  zu.  Während  von  1872-*1878  die 
Zahl  der  registrierten  Pflegereien  zwischen  2  und  15  schwankte, 
schwankte  die  Zahl  der  registrierten  Pflegereien  von  Ende  1878 
bis  Ende  1888  zwischen  15  und  37.  Während  in  den  früheren 
Jahren  die  Pflegereien  nur  je  einmal  vor  Entscheidung  über 
die  Registrationsgesuche  besichtigt  wurden,  fanden  seit  dem 
Jahre  1878  während  des  Jahres  mehrfache  Inspektionen  der 
bereits  registrierten  Pflegereien  statt  ^). 

Weder  liegt  ;in  jener  laxen  Durchführung  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  eine  unentschuldbare  Unterlassung  noch  in  dieser 
energischeren  Handhabung  der  gesetzlichen  Befugnisse  eine  Ver- 
anlassung zu  besonderer  Verherrlichung  des  Metropolitan  Board 
of  Works  vor.  Es  wäre  unbegründet,  dieser  Körperschaft 
nachzurühmen,  sie  habe  eine  beträchtliche  Verminderung  der 
auf  dem  Gebiete  des  Ziehkinderwesens  herrschenden  Missstimde 
herbeigeführt.  Nicht  in  der  Durchführung,  sondern  in  der 
Kritik  der  gesetzlichen  Bestimmungen  besteht  das  hauptsäch- 
liche Verdienst  des  Metropolitan  Board  of  Works.  In  Ueber- 
einstimmung  mit  anderen  ihm  femstehenden  Kreisen^)  wies 
das  Metropolitan  Board  of  Works  nach,  dass  das  Gesetz  des 
Jahres  1872  durchaus  mangelhaft  war.  Die  vom  Metropolitan 
Board  of  Works  seit  1878  alljährlich  veranstalteten  Unter- 
suchungen über  nicht  registrationspflichtige  Pflegereien  stellten 
die  Richtigkeit  der  von  ihm  bereits  kurz  nach  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  geäusserten  Ansicht  ausser  Frage,  dass^  das  Gesetz 
nur  die  Interessen  eines  kleinen  Bruchteiles  der  schutzbedürf- 
tigen Ziehkinder  und  auch  diese  nur  mangelhaft  berücksichtigte. 
Es  wurde  festgestellt,  dass  eine  die  Zahl  der  registrierten 
Pflegereien  um  ein  Beträchtliches  übersteigende  Zahl  von  nicht 
registrationspflichtigen  Pflegereien  vorhanden  war,  in  denen 
die  schlimmsten  Missstände  herrschten,  die  aber  von  jeglicher 
Kontrolle  frei  waren,  weil  in  ihnen  nicht  je  mindestens  2  im 


^)  Ib.  for  the  year  1878  und  folgende  Jahre  sab:  Infant  Life  Pro- 
tection. 

^  Ib.  for  the  year  ended  8l8t  December  1873,  S.  100. 
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ersten  Lebensjahre  stehende  Kinder  vorhanden  waren.  Während 
in  dem  Zeiträume  von  1888—1888  die  Zahl  der  in  registrierten 
Pflegereien  untergebrachten,  im  ersten  Lebensjahre  stehenden 
Kinder  jährlich  im  Minimum  101  und  im  Maximum  nur  164 
betrug,  wurden  in  einer  Anzahl  nicht  registrationspflichtiger 
Pflegereien  mit  je  einem  im  ersten  Lebensjahre  stehenden  Kinde 
allein  oder  mit  einem  solchen  und  älteren  Kindern  zusammen 
während  des  Zeitraumes  von  1878 — 1888  jährlich  zwischen 
207  und  870  Kinder  unter  7  Jahren  und  zwischen  91  und 
154  Kinder,  die  noch  nicht  1  Jahr  alt  waren,  ermittelt^). 
Schon  hieraus  geht  hervor,  dass  nicht  nur  eine  grosse  Zahl 
von  Kindern  überhaupt,  sondern  selbst  eine  beträchtliche  Zahl 
derjenigen  Altersklasse  imgeschützt  blieb,  auf  die  das  Gesetz 
sich  beschränkte.  Zu  bemerken  ist  hierzu  noch,  dass  die  für 
die  nicht  registrationspflichtigen  Pflegereien  gegebenen  Ziffern 
aus  einem  doppelten  Grunde  weit  niedriger  sind,  als  die 
Zahl  der  wirklich  vorhandenen  Ziehkinder  der  betreffenden 
Altersklassen  war,  teilweise  weil  dem  Metropolitan  Board  of 
Works  die  Möglichkeit  fehlte,  sämtliche  nicht  registrations- 
pflichtige  Pflegereien  zu  ermitteln,  teilweise  deswegen,  weil  die 
mitgeteilten  Ziffern  sich  nur  auf  einen  Teil  der  ermittelten 
nicht  registrationspflichtigen  Pflegereien  beziehen.  Zu  dieser 
immerhin  wertvollen  fragmentarischen  Orientierung  fügte  das 
Metropolitan  Board  of  Works  auch  noch  die  Aufdeckung  einiger 
anderer  von  der  Gesetzgebung  ignorierter  Uebelstände  und 
Methoden,  trotz  bestehender  ßegistrationspflicht  der  R^stration 
zu  entgehen.  Es  lenkte  die  Aufmerksamkeit  auf  die  fbr  das 
Wohlergehen  der  Ziehkinder  ungemein  schädliche  Gewohnheit, 
Kinder  gegen  eine  niedrige  Pauschalsumme  Fremden  in  Pflege 
zu  geben  und  sich  dann  nicht  mehr  um  sie  zu  kümmern, 
weiter  auf  den  Zwischenhandel  in  Ziehkindern,  der  darin  be- 
stand, dass  Personen,  denen  Kinder  in  Pflege  gegeben  wurden, 
diese  unter  Zurückbehaltung  eines  Teiles  des  empfangenen 
Pflegegeldes   zu   anderen   in  Pflege   gaben.     Femer  enthüllte 


^)  Ib.  for  the  year  1872  und  folgende  Jahre  sub:  Infant  Life  Pro- 
tection. —  London  County  Council,  Annual  Report  for  the  year 
ended  3l8t  March  1896,  S.  93. 
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das  Metropolitan  Board  of  Works,  dass  in  verschiedenen  unter 
der  Flagge  gemeinnütziger  Bestrebungen  segelnden  Institutionen, 
die  von  der  Registrationspfiicht  gesetzlich  ausgeschlossen  waren, 
scheussliche  Zustände  herrschten.  Schliesslich  wies  es  darauf 
hin,  dass  die  für  Angehörige  von  Ziehkindern  stipulierte  Be- 
freiung von  der  Registrationspfiicht  häufig  solchen  zu  gute  kam, 
die  zu  den  bei  ihnen  untergebrachten  Kindern  weder  in  ver- 
wandtschaftlichem noch  in  vormundschaftlichem  Verhältnisse 
standen. 

Diese  Unzulänglichkeit  der  Gesetzgebung  liefert  eine  an- 
nehmbare Erklärung  für  den  Mangel  an  Regsamkeit,  den  das 
Metropolitan  Board  of  Works  während  der  ersten  6  Jahre 
des  Bestehens  des  einschlägigen  Gesetzes  in  der  AusfQhrung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  an  den  Tag  legte.  Zur  weiteren 
Entlastung  des  Metropolitan  Board  of  Works  führt  die  That- 
sache,  dass  es  sich  nicht  auf  eine  Kritik  des  Gesetzes  be- 
schränkte, sondern  mit  Nachdruck,  und  zwar  sofort  von  dem 
Moment  an,  in  dem  das  lückenhafte  Gesetz  Rechtskraft  erlangte, 
auf  eine  Aenderung  des  Gesetzes  hinarbeitete.  Schon  im  Jahre 
1873  wurde  durch  das  Metropolitan  Board  of  Works  der  Ver- 
such gemachj:,  das  Ministerium  zur  Einbringung  eines  neuen, 
das  Ziehkinderwesen  regelnden  Gesetzes  im  Parlament  zu  ver- 
anlassen. In  den  folgenden  Jahren  wurde  dieses  Bemühen  ver- 
schiedentlich fortgesetzt.  Die  Reformbestrebungen  des  Board 
gingen  iü  erster  Linie  darauf  hinaus,  die  Befugnis  zur  KontroUe 
aller  Pfiegereien,  in  denen  Kinder  im  ersten  Lebensjahre  unter- 
gebracht waren,  also  auch  solcher,  in  denen  nur  je  1  Kind 
dieser  Altersklasse  untergebracht  war,  zu  erhalten.  Weiter 
erstrebte  das  Metropolitan  Board  of  Works  die  Ausdehnung 
des  Gesetzes  auf  Ziehkinder  höherer  Altersklassen,  ursprüng- 
lich auf  sämtliche  Ziehkinder  unter  7  Jahren,  später  unter 
5  Jahren.  Von  den  sonstigen  Verbesserungsvorschlägen  ist 
hervorzuheben  der  Vorschlag,  die  Auszahlung  des  Pfiegegeldes 
in  Gestalt  eines  Pauschquantums  zu  verbieten,  sowie  der  Vor- 
schlag, auch  die  eximierten  Institutionen,  Verwandten  und 
Vormünder  der  Registrationspfiicht  zu  unterwerfen. 

Jahr  für  Jahr  wies  das  Metropolitan  Board  of  Works  auf 
die  Reformbedürftigkeit  der   gesetzlichen   Bestimmungen   hin. 


—     129    — 

Aber  das  von  ihm  formttlierte  Refonuprogramm,  so  gesund  es 
war,  fand  weder  im  Ministerium  noch  im  Parhunent  Beachtung. 
Trotz  der  lebhafben  Opposition  des  Metropolitan  Board  of  Works 
blieb  das  unvollkommene  Gesetz  des  Jahres  1872  ungeändert 
bestehen. 

e)  Die  Durchführung  der  Cross^  Acts. 

Das  erste  der  Gesetze,  die  der  Niederlegung  schlechter 
Wohnstätten  der  unteren  Klassen  mit  Rücksicht  auf  die  un- 
zulängliche Qualii»Lt  dieser  Wohnstätten  und  im  Anschlüsse 
hieran  der  Erbauung  verbesserter  Arbeiterwohnungen  zustrebten, 
die  erste  Torrens'  Act,  kam  gegen  den  Willen  des  Metro« 
politan  Board  of  Works  zu  stände  ^).  Aus  der  gegen  den 
Torrensschen  Gesetzentwurf  sich  richtenden  Petition,  die  es 
im  Jahre  1867  im  Parlament  einreichte,  geht  deutlich  hervor, 
dass  es  dem  Board  am  liebsten  gewesen  wäre,  wenn  man  sich 
damit  zufrieden  gegeben  hätte,  alles  beim  alten  zu  lassen  oder 
höchstens  eine  leise  Aenderung  der  bestehenden  Gesetzgebung 
vorzunehmen. 

Mit  m^  Sympathie  begrüsste  das  Board  den  zweiten 
Schritt  auf  der  trotzdem  beschrittenen  Bahn,  das  erste  an  den 
Namen  Sir  Richard  Gross's  anknüpfende  Gesetz,  das  im  Jahre  1875 
zu  stände  kam  ^).  Die  praktische  Tragweite  dieses  theoretischen 
Feuereifers  erhellt  aus  der  folgenden  Uebersicht ').  In  dem 
Zeiträume  zwischen  dem  Jahre  1875,  dem  Jahre,  in  dem  die 
erste  Gross'  Act  rechtskräftig  wurde,  und  dem  Ende  des 
Jahres  1888  wurden  vom  Metropolitan  Board  of  Works  auf 
Grund  der  Gross'  Acts  22  Yerbesserungsptene  ausgeführt  oder 
in  Angriff  genommen,  die  zusammen  eine  Fläche  von  59  acres 
bedeckten.  Die  Zahl  der  Mietswohnungen  in  den  nieder- 
gerissenen Häusern  betrug  7403  mit  12043  Zimmern.  Die 
Zahl  der  auf  den  gesäuberten  Flächen  in  neuerbauten  Häusern 
untergebrachten  Personen  betrug  27543. 


^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1866—1867,  S.  30. 

«)  Ib.  for  the  year  1874,  S.  49. 
')  Do.  for  ihe  year  1888,  S.  31  f. 
Sinzheimer,  Der  Londoner  OraCBohafterat  I.  9 
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Die  erste  Frage,  die  bei  der  Beurteilung  dieser  Mass-t 
nahmen  auftaucht,  ist  die  Frage  danach,  in  welchem  Verhält- 
nis die  Ausdehnung  der  oben  bezifferten  Niederreissungen  zur 
Ausdehnung  der  thatsächlich  yorhandenen,  unter  die  Gross' 
Acts  fallenden  Uebel  stand.  Eine  Statistik,  die  über  den  Um- 
fang dieser  Missstände  Auskunft  böte,  existiert  nun  nicht.  Wir 
verfligen  jedoch  über  einen  anderen  Massstab,  der  wenigstens 
annähernd  die  relative  Bedeutung  der  repressiven  Thätigkeit 
des  Metropolitan  Board  of  Works  klarzustellen  gestattet.  Es 
ist  nämlich  möglich,  die  Zahl  der  Fälle,  in  denen  das  Metro- 
politan Board  of  Works  einschritt,  zu  vergleichen  mit  der  Zahl 
der  Fälle,  in  denen  das  Metropolitan  Board  of  Works  um  ein 
Einschreiten  ersucht  wurde.  Das  Resultat  dieses  Vergleiches 
ist  die  Erkenntnis,  dass  das  Metropolitan  Board  of  Works 
zahlreiche  Missstände,  deren  Beseitigung  auf  Ghrund  der  Gross' 
Acts  hätte  herbeigeführt  werden  können,  trotzdem  sie  ihm 
bekannt  geworden  waren,  unangetastet  liess.  Die  Gesamtzahl 
der  an  das  Metropolitan  Board  of  Works  gelangten  offiziellen 
Eingaben  um  Anwendung  der  Cross'  Acts  belief  sich  auf  43. 
Nur  2  von  diesen  Eingaben  bezogen  sich  auf  die  gleiche  Oert- 
lichkeit.  Ein  grosser  Teil  der  anderen  betraf  je  mehr  als  einen 
Häuserkomplex.  Ungefähr  20  von  ihnen,  darunter  viele,  die 
sich  auf  je  mehrere  voneinander  getrennte  Häuserkomplexe 
bezogen,  wurden  durch  das  Metropolitan  Board  of  Works  ab- 
schlägig beschieden,  trotzdem  auch  das  Board  nicht  zu  leugnen 
wagte,  dass  die  Majorität  dieser  Eingaben  Missstände  zur 
Sprache  brachte,  die  unter  die  Gross'  Acts  fielen.  Von  den 
restierenden  erfolgreichen  Eingaben  wurden  verschiedene  nur 
teilweise  genehmigt^). 

Es  ist  noch  hervorzuheben,  dass  die  eingelaufenen  Ein- 
gaben sämtlich  durch  Vermittelung  der  Medical  Officers  der 
Vestries  und  District  Boards  an  das  Metropolitan  Board  of 
Works  gelangten.  Die  nach  dem  Erlasse  der  ersten  Gross'  Act 
geäusserte  Hof&iung,  •  dass  ein  eigener  Sanitätsbeamter  des 
Metropolitan  Board  of  Works  in  Wirksamkeit  treten  und  die 


^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1875  und  folgende  Jahre  sab  Artizans'  and  Labourers*  Dwellings. 
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Informationen  der  den  Vestries  und  District  Boards  nnter-^ 
stehenden  Sanitätsbeamten  vervollständigen  werde  ^),  erftühe 
sich  nicht.  Keine  einzige  Eingabe  ist  aufzufinden,  die  yon 
einem  eigenen  Sanitätsbeamten  des  Metropolitan  Board  of  Works 
hergerührt  Idtte.  Wir  werden  bald  sehen,  dass  die  Beamten, 
auf  die  sich  das  Metropolitan  Board  of  Works  yerUess,  keines- 
wegs geeignet  waren,  über  den  vollen  Umfang  der  bestehen- 
den Missstände  zu  orientieren.  Man  muss  annehmen,  dass  der 
grelle  Kontrast  zwischen  dem,  was  das  Metropolitan  Board  of 
Works  that,  und  dem,  was  zu  thun  erforderlich  war,  in  Wirk- 
lichkeit noch  schärfer  war,  als  aus  einem  wesentlich  auf  den 
Angaben  unzureichender  Informationsorgane  aufgebauten  Material 
hervorgeht 

Während  man  also  einerseits  zahlreiche  Missstände  weiter 
bestehen  liess,  schuf  man  andererseits  bei  der  Durchftlhrung 
der  Gross'  Acts  neue  Missstände.  Wie  die  Demolitionen,  die 
das  Board  zum  Zwecke  der  Anlage  neuer  Strassen  vornahm, 
so  trugen  auch  die  Demolitionen,  die  das  Board  auf  Grund 
der  Gross'  Acts  vornahm,  zur  Vermehrung  der  Ueberfüllung 
in  armen  Quartieren  bei.  Die  bereits  erwähnte  königliche 
Kommission,  deren  Aufgabe  die  Untersuchung  der  Wohnungs- 
verhältnisse der  unteren  Klassen  bildete,  macht  für  die  Zu- 
nahme der  Uebervölkerung  und  die  Steigerung  der  Mietspreise 
in  einigen  von  den  unteren  Klassen,  bewohnten  Distrikten 
Demolitionen  haftbar,  die  auf  Grund  der  Gross'  Acts  vor- 
genommen wurden*). 

Ein  abschliessendes  Urteil  über  die  Haltung  des  Metro- 
politan Board  of  Works  bei  der  Durchführung  der  Gross'  Acts 
soll  jedoch  nicht  gefällt  werden,  ohne  dass  eine  Reihe  von 
Momenten  beachtet  wurde,  die  scheinbar  geeignet  sind,  die 
Schuld  für  die  Dürftigkeit  der  getroffenen  Massnahmen  ausser- 
halb des  Metropolitan  Board  of  Works  zu  verlegen  oder  diese 
Dürftigkeit  sogar  als  berechtigt  zu  erweisen.  Es  wird  sich 
dann  auch  Gelegenheit  bieten,  zu  sehen,   ob  das  Metropolitan 


>)  Joseph  F.  B.  Firtb,  Municipal  London,  8.  264. 
^  First  Report  of  H.  M.  Commisaioners  for  inquiring  into 
the  housing  of  the  working  classes  a«  a.  0.  S.  34. 
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Board  of  Works  eine  Schuld  daf&r  trifft,  dass  entgegen  den 
Intentionen  der  Gesetzgeber  die  Anwendung  der  Gross'  Acts 
zu  einer  stärkeren  Zusammendrängung  der  Bevölkerung  in  den 
Wohnungen  der  unteren  SQassen  führte. 

Vor  allem  verdient  das  Berücksichtigung,  was  das  Metro- 
politan Board  of  Works  selbst  zu  seiner  Entlastung  anführte. 
Wenn  man  ihm  Glauben  schenken  dürfte,  so  wäre  die  Un» 
zulänglichkeit  und  Schädlichkeit  der  auf  Grund  der  Gross' 
Acts  getroffenen  Massnahmen  in  erster  Linie  Mängeln  der 
Gesetzgebung  zuzuschreiben«  Zwei  Mängel  warf  es  den  Gross' 
Acts  vor.  Es  behauptete,  die  Durchführung  dieser  Gesetze 
sei  sehr  kostspielig  und  die  in  ihnen  enthaltenen  Bestimmungen 
gestalteten  das  Durchführungsverfahren  zu  einem  sehr  um- 
ständlichen. Weiter  behauptete  es,  verschiedene  Unterlassungen 
und  Verzögerungen  seien  mit  Rücksicht  auf  die  Interessen  der 
unteren  Klassen  erfolgt;  wären  in  diesen  Fällen  die  Gross' 
Acts  überhaupt  oder  ohne  Venug  angewandt  worden,  so  hätte 
dies  zu  einer  für  diese  Klassen  schädlichen  beträchtlichen  Ver- 
minderung von  Arbeiterwohnungen  geführt  ^). 

Was  zunächst  die  von  dem  Metropolitan  Board  of  Works 
an  der  Gesetzgebung  geübte  Kritik  anlangt,  so  ist  zuzugeben, 
dass  sie  nicht  ganz  unberechtigt  ist.  Das  Urteil,  das  das 
Metropolitan  Board  of  Works  fällte,  deckt  sich  teilweise  mit 
dem  Urteile  solcher,  die  den  unteren  Klassen  wohlwollend 
gegenüberstanden  und  die  gleichfalls  an  den  Gross'  Acts 
tadelten,  dass  ihre  Durchführung  über  Gebühr  verteuert  sei 
und  dass  die  Beachtung  der  zahlreichen  gesetzlichen  Modali- 
täten zu  24eitverlusten  führen  müsse').  Es  muss  auch  ausser- 
dem erwähnt  werden,  dass  verschiedentlich  das  Metropolitan 
Board  of  Works  gesetzliche  Aenderungen  anregte,  die  geeignet 
waren,  die  Kosten  der  Durchführung  des  Gesetzes  zu  vermindern. 
Es  wandte  sich  gegen  die  expropriationsrechtlichen  Bestim- 
mungen der  ersten  Gross'  Act  und  schlug  vor,  in  einer  Novelle 


*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1877,  S.  23;  do.  for  the  year  1878,  S.  23;  do.  for  the  year  1880,  S.  26 
und  102;  do.  for  the  year  1881,  S.  25  und  27. 

»)  W.  Ruprecht  a.  a.  0.  S.  78,  80  ff.  —  P.  F.  Aschrott,  Die 
Arbeiterwohnungsfrage  in  England  (1886),  S.  121. 
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dazu  zu  bestiiiuneii,  dass  die  Eigentümer  ungeeigneter  Häuser 
nicht  im  Verhältnisse  zu  dem  von  ihnen  aus  der  Vermietung 
bezogenen  Gewinne,  sondern .  gemäss  dem  Werte  entschädigt 
werden  sollten,  der  jenen  Häusern  als  für  Wohnzwecke  unge- 
eigneten Plätzen  beizumessen  wäre.     Zur  Begründung  seines 
Vorschlages  führte  das  Board  an,  dass  Entschädigungen  auf 
der  Basis  der  thatsächlich  durch  die  Vermieter  bezogenen  Ge- 
winne Ungerechtigkeiten  gegen  die  Steuerzahler  darstellten  und 
dass  durch  solche  Entschädigungen  die  Mietsherren  der  ärmeren 
Klassen  angetrieben  würden,  die  Häuser  in  einen  elenden  Zu- 
stand geraten  zu  lassen^).     Auch  die  Anregung  dazu,  die  ur- 
sprüngliche Bestimmung  aufzuheben,  dass  fQr  alle  dislozierten 
Personen  in  derselben  Gegend,   in  der  sie  vorher  wohnten, 
neue  Wohnungen  zu  erstellen  seien,  und  an  ihre  Stelle  die 
Bestinmiung  zu  setzen,  dass  unter  umständen  es  zulässig  sei, 
Häuser  entfernt  yon  den  Demolitionsstätten  zu  errichten^  ging 
Yom  Metropolitan  Board  of  Works  aus  ').   Man  gab  der  Hoff- 
ni^ng  Ausdruck,    nach  der  Annahme    dieses  Vorschlages    die 
Möglichkeit  zu  erhalten,   einen  Teil  der  gesäuberten  Flächen 
zu  höheren  Preisen   verkaufen  zu  können,    da  dann  die  Be- 
bauung dieses  Teiles  mit  Häusern,  die  zu  gewerblichen  Zwecken 
dienen  sollten,  oder  mit  Häusern,  über  deren  Zweckbestimmung 
und  Bauart  das  Metropolitan  Board  of  Works  als  Grundstück- 
Verkäufer  keine  bindenden  Verpflichtungen  auflegte,   statthaft 
wäre,  damit  die  Nachfrage  nach  diesem  Teile  der  gesäuberten 
Fläche  gesteigert,   seine  Brauchbarkeit  erhöht  werde  und  vor 
fjlem  die  Käufer  dieses  Tedles  kein  Entgelt  für  die  Minderung 
ihrer  Verfügungsfreiheit  über  die  Ausnützung  der  von  ihnen 
erstandenen  Grundstücke  in   der  Form  niedrigerer  Kaufpreise 
fordern  könnten*). 

Keineswegs  blieben  diese  Vorschläge  fromme  Wünsche. 
Dieses  Resultat  führt  zunächst  zu  einer  Einschränkung  des 
Zugeständnisses,   dass  die  vom  Metropolitan  Board  of  Works 


')  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1879,  S.  84. 
»)  Ib.  ib. 
»)  Ib.  ib. 
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an  den  Gross'  Acts  geübte  Kritik  begründet  war.  Es  warnt 
auch  vor  einer  Ueberschätzung  der  Verdienste,  die  das  Metro- 
politan Board  of  Works  mit  seinen  Reformvorschlägen  sich 
erwarb.  Die  verschiedenen  Gross'  Acts  unterscheiden  sich 
scharf  voneinandet  hinsichtlich  der  für  die  Ausgestaltung  der 
Kosten  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen.  Viel  weniger 
als  gegen  die  erste  Gross'  Act  kann  gegen  die  folgenden 
Novellen,  durch  die  die  Wünsche  des  Metropolitan  Board  of 
Works  im  wesentlichen  erfüllt  wurden,  der  Vorwurf  erhoben 
werden,  sie  hätten  das  Durchführungsverfahren  übermässig 
verteuert.  Man  hätte  wohl  erwarten  dürfen,  dass  wenigstens 
die  Zeit  nach  diesen  Reformen  eine  Zeit  grösserer  Energie  in 
der  Anwendung  der  Gross'  Acts  sein  werde.  Die  Thatsachen 
widersprechen  jedoch  dieser  Erwartung.  Die  überwiegende 
Mehrzahl  der  aus  der  Zeit  des  Metropolitan  Board  of  Works 
stammenden  Verbesserungsanlagen,  14  von  22,  wurde  in  der 
vor  den  gesetzlichen  Reformen  liegenden  Zeit,  nämlich  in  den 
4  Jahren  von  1875 — 1878  in  Angriff  genommen^).  Wäre  es 
dem  Board  mit  seiner  Behauptung  ernst  gewesen,  die  Durch- 
führung der  gesetzlichen  Bestimmungen  werde  durch  inhärente 
Mängel  der  letzteren  unmöglich  gemacht,  so  hätte  die  Zeit, 
in  der  die  verbesserten  Gesetze  Rechtskraft  hatten,  eine  Zeit 
grösserer  Rührigkeit  sein  müssen  als  die  Zeit,  die  den  gesetz- 
lichen Reformen  voranging. 

Damit  soll  nicht  gesagt  werden,  dass  die  Gross'  Acts 
jemals  in  irgend  einem  Stadium  ihrer  Entwicklung  klassischen 
Gharakter  gehabt  hätten.  Doch  das  Eingeständnis,  dass  die 
Gross'  Acts  nicht  vollkommen  waren,  nötigt  nicht  dazu,  die 
Brücke  zu  passieren,  auf  die  die  Berichte  des  Metropolitan  Board 
of  Works,  ohne  von  anderen  Stimmen  unterstützt  zu  werden  *), 
zu  locken  versuchen.  Unsere  später  folgende  Betrachtung  des 
Finanzhaushaltes  des  Metropolitan  Board  of  Works  wird  die 
Frage  beantworten,  ob  die  von  ihm  für  die  Durchführung  der 


1)  Do.  for  tbe  year  1878,  S.  23. 

*)  First  Report  of  H.  M.  CominisBioners  for  inquiring  into 
the  housing  of  the  working  classes  (1889),  S.  60.  —  W.  Ruprecht 
a.  a.  0.  S.  79.  —  P.  F.  Aschrott  a.  a.  0.  S.  145. 
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Gross'  Acts  gemachten  finanziellen  Aufwendungen  so  hoch 
waren,  dass  eine  Steigerung  derselben  mit  Rücksicht  auf  seine 
finanzielle  Leistungsfähigkeit  unmöglich  gewesen  wäre.  Hier 
soll  darauf  aufinerksani  gemacht  werden,  dass  innerhalb  des 
Anwendungsgebietes  der  Gross'  Acts  die  finanziellen  Interessen 
des  Board  vermutlich  kaum  so  nachdrücklich  gewahrt  wurden, 
wie  die  Gesetzgebung  zuliess.  Es  ist  hier  zu  erwähnen,  dass 
niemals  von  dem  gesetzlich  dem  Metropolitan  Board  of  Works 
zustehenden  Rechte  Gebrauch  gemacht  wurde,  die  erworbenen 
Grundstücke  im  Eigentum  des  Board  zu.  behalten,  auf  ihnen 
neue,  munizipale  Häuser  zu  errichten  und  zu  verwalten.  Hätte 
man  diese  Unterlassung  nicht  begangen,  so  wären  die  Verluste 
vermieden  worden,  die  daraus  flössen,  dass  die  mit  den  Ver- 
äusserungen  solcher  Grundstücke  verknüpften  Vertragsklauseln 
bezüglich  der  Verwendung  der  Grundstücke  ihren  Preis  senkten. 
Auch  infolge  der  Unehrlichkeit  eines  Teiles  seiner  Beamten  dürfte 
das  Board  Verluste  erlitten  haben.  Die  Verwaltung  der  Gross' 
Acts,  die  den  freihändigen  Erwerb  privater  Grundstücke  und 
die  Veräusserung  von  Grundstücken  des  Board  an  Private  ein- 
schloss,  gehörte  zum  Ressort  des  Architektendepartments, 
dessen  bestechliche  Organe  dabei  vermutlich  fast  schalten  und 
walten  konnten,  wie  es  ihnen  beliebte.  Es  besteht  hohe 
Wahrscheinlichkeit  dafür,  dass  die  mit  der  Durchführung  der 
Gross'  Acts  verbundenen  Ausgaben  niedriger,  die  damit  ver- 
bundenen Einnahmen  aber  höher  ausgefallen  wären,  wenn  die 
Durchführung  jener  Gesetze  in  den  Händen  ehrlicher  Organe 
gelegen  hätte  ^). 

Aehnlich  wie  mit  der  Kostspieligkeit  verhielt  sich^s  mit 
der  Umständlichkeit.  Bereits  in  den  ersten  Stadien  seiner 
Aktionen,  in  den  Entscheiden  über  die  eingelaufenen  Eingaben, 
schlich  das  Metropolitan  Board  of  Works  in  langsamem 
Schneckentempo  vorwärts,  und  fast  meint  man,  das  Board  habe 
die   an   es   gelangten   Eingaben   für   Weine   gehalten,    deren 


^)  Vgl.  die TraDsaktionen  zwischen  Etobertson  und  HartnoU:  Interim 
Report  of  the  Royal  CommisBioners  appointed  to  inqnire  into 
certain  matters  connected  with  the  Metropolitan  Board  of 
Works  (1888),  S.  16  f. 
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Qualität  durch  eine  lange  Ablagerung  zu  verbessern  sei.  Ein- 
mal liess  es  eine  Reihe  von  Eingaben  unerledigt  in  seinem 
geräumigen  Keller  verschwinden  mit  der  Zusicherung,  sie  im 
nächsten  Jahre  wieder  herauszuholen.  Aber  dieses  Versprechen 
blieb  unerfüllt^).  Häufig  dauerte  es  mehrere  Jahre ,  bis  das 
Metropolitan  Board  of  Works  zu  einer  Entscheidung  darüber 
gelangte,  ob  eine  Eingabe  anzunehmen  oder  abzulehnen  war. 
Nach  einer  Aufstellung  aus  dem  Jahre  1879  war  bis  zu  diesem 
Jahre  ein  ganzes  Schock  von  Eingaben  unerledigt,  die  2,  8  und 
4  Jahre  alt  waren').  Ein  Teil  dieser  Eingaben  wurde  erst 
im  Jahre  1883  erledigt  Unter  den  Eingaben,  über  die  sich 
das  Board  in  dem  zuletzt  genannten  Jahre  schlüssig  machte, 
befanden  sich  Eingaben,  die  im  Jahre  1875,  1877,  1878  und 
1879  an  das  Board  gelangt  waren').  Nirgends  findet  sich 
eine  gesetzliche  Bestimmung,  die  dem  Board  diese  träge  Gang- 
art au%ezwungen  hätte.  Ebensowenig  sind  die  Verzögerungen, 
die  in  einem  der  Endstadien  des  DurdifÜhrungsverfahrens  vor- 
kamen, als  notwendige  Resultate  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
aufzufassen.  Vielfach  kam  es  vor,  dass  die  Intervalle,  die 
zwischen  der  Säuberui^  der  Flächen  und  ihrer  Neubebauung 
verstrichen,  sich  auf  mehrere  Jahre  ausdehnten^).  Die  un- 
mittelbaren Ursachen  dieses  Brachliegens  der  baureif  gemachten 
Grundstücke  sind  darin  zu  suchen,  dass  das  Metropolitan  Board 
of  Works  entweder  keine  Kaufliebhaber  gefunden  hatte  oder 
dass  die  ihm  gemachten  Eaufgebote  ihm  (oder  wohl  besser: 
seinen  mit  solchen  Transaktionen  betrauten  Beamten)  nicht 
annehmbar  erschienen.  Eine  der  mittelbaren  Ursachen  ist 
allerdings  in  denjenigen  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  suchen, 
die  den  Verkauf  der  gesäuberten  Flächen  betrafen  und,  wie 
bereits  erwähnt,  infolge  der  Beschränkung  der  Verwendungs- 
zwecke zu   einer  Minderung   der  Eaufliebhaber  und  zu  einer 


^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1877,  S.  27;  do.  for  the  year  1878,  S.  25. 

«)  Do.  for  the  year  1879,  S.  25. 

•)  Do.  for  the  year  1888,  S.  18  f. 

*)  W.  Ruprecht  a.  a.  0.  S.  78,  96  f.  —  P.  P.  Aachrott  a.  a.  0. 
S.  118. 
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Niedrighaltimg  der  Eaufgebote  anregten.  Aber  anch  hier 
muss  nachdrücklich  betont  werden,  dass  diese  gesetzlichen  Be- 
stimmungen nnr  einen  Teil  der  gesetzUchen  Bestimmimgen 
darstellten,  die  mit  der  Verwendung  der  gesäuberten  Flachen 
sich  befassten,  und  dass  diejenigen  gesetzlichen  Bestimmungen, 
die  das  Metropolitan  Board  of  Works  ermächtigten,  die  ge- 
säuberten Flächen  in  seinem  Eigentume  zu  b^alten  und  selbst 
zu  bebauen,  niemals  angewandt  wurden.  Wäre  dieser  Teil 
der  Gross'  Acts  angewandt  worden,  so  hätte  das  MeiaropoUtan 
Board  of  Works  nicht  erst  lange  auf  Reflektanten  und  zu- 
sagende Eaufofferten  zu  warten  brauchen. 

In  Verzögerungen,  fdr  die  allein  das  Metropolitan  Boaard 
of  Works  die  Schuld  trifft,  haben  wir  die  hauptsächlichen 
Ursachen  dafür  zu  sehen,  dass  die  Durchführung  der  Gross' 
Acts  von  einer  Mehrung  der  Wohnungsübenrölkerung  begleitet 
war.  Wäre  die  Wiederbebauung  der  gesäuberten  Flächen 
rascher  7or  sich  gegangen,  so  wäre  auch  die  Möglichkeit  ge- 
geben gewesen,  das  Gesetz  in  einem  räumlich  grösseren  Um- 
fange anzuwenden,  ohne  dass  der  Schatten  einer  Begründung 
für  die  Furcht  vorlag,  man  werde  dadurch  zu  einer  beträcht- 
lichen UeberfüUung  der  weiterbestehenden  Arbeiterwohnungen 
gelangen.  Dadurch,  dass  man  ein  entgegengesetztes  Verhalten 
beobachtete,  engte  man  künstlich  den  Spielraum  für  die  An- 
wendung der  Gross'  Acts  ein. 

Es  wurde  bereits  angedeutet,  dass  das  Metropolitan  Bord 
of  Works  yerschiedene  bei  ihnen  eingelaufene  Eingaben  mit 
der  Begründung  abwies,  sie  beträfen  Häuserkomplexe,  die  nicht 
unter  die  Gross'  Acts  fielen.  Gewöhnlich  fusste  diese  Be- 
gründung auf  der  Behauptung,  die  betreffenden  Häuserkomplexe 
seien  zu  klein  für  die  Anwendung  der  Gross'  Acts.  Wir  haben 
hier  teilweise  eine  Bestätigung  eines  kritischen  Einwandes  vor 
uns,  der  von  unbefangenen  Stimmen  mit  Recht  gegen  die 
beiden  ersten  Gross'  Acts  erhoben  wurde.  Unleugbar  bildete 
es  ein  Hindernis  für  die  Durchführung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, dass  bis  zum  Jahre  1882  die  Grenzlinie  zwischen 
den  Gross'  Acts,  die  auf  grössere  Häuserkomplexe  an- 
wendbar sein  sollten,  und  den  Torrens'  Acts,  die  für  kleinere 
Häuserkomplexe  anwendbar   sein  sollten,   nicht   scharf  genug 
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gesetzlich  fixiert  war.  Aus  den  Mitteilungen  des  Metro- 
politan Board  of  Works  geht  deutlich  hervor,  dass  unter  dem 
Schutze  dieser  Unklarheit  von  Seiten  einiger  V estries  und  District 
Boards  versucht  wurde,  dem  Metropolitan  Board  of  Works  die 
Demolition  und  den  Wiederaufbau  verschiedener  Häuserkom- 
plexe auf  Grund  der  Gross'  Acts  zuzuschieben,  die  offenbar 
nach  den  Intentionen  des  Gesetzes  auf  Grund  der  Torrens' 
Acts  hätten  behandelt  werden  sollen.  Andererseits  aber  er- 
gibt sich  mit  Deutlichkeit  aus  diesen  Mitteilungen,  dass  auch 
das  Metropolitan  Board  of  Works  sich  bemühte,  aus  der  Un- 
klarheit der  gesetzlichen  Bestimmungen  Vorteile  zu  ziehen, 
und  dass  es  verschiedentlich  offenbar  gegen  die  Intentionen 
des  Gesetzes  Häuserkomplexe  als  zu  klein  für  die  Anwendung 
der  Gross'  Acts  bezeichnete.  Wenn  das  Metropolitan  Board 
of  Works  es  ablehnte,  gegen  Häuserkomplexe,  die  nur  6  Häuser 
umfassten,  auf  Grund  der  Gross'  Acts  vorzugehen  ^),  so  war  es 
unstreitig  gesetzlich  im  Recht.  Wenn  es  aber  auch  gegen  Häuser- 
komplexe mit  je  25  bis  zu  60  Häusern  auf  Grund  der  Gross' 
Acts  vorzugehen  sich  weigerte^),  so  macht  dies  den  Eindruck, 
dass  das  Metropolitan  Board  of  Works  die  Elastizität  der  Ge- 
setzgebung dazu  benutzte,  sich  von  den  ihm  obliegenden 
Pflichten  zu  drücken.  Erschwerend  fällt  noch  ins  Gewicht, 
dass  im  Jahre  1879  das  Metropolitan  Board  of  Works  sich 
gegen  eine  gesetzliche  Reform  aussprach,  die  am  besten  ge- 
eignet gewesen  wäre,  die  Kollisionen  zwischen  den  Gross'  Acts 
und  Torrens'  Acts  zu  beseitigen.  Es  ist  mit  dem  Wider- 
spruche des  Metropolitan  Board  of  Works  zuzuschreiben,  dass 
der  ursprünglich  gehegte  Plan,  die  Durchführung  der  Torrens' 
Acts  den  Vestries  und  District  Boards  zu  entziehen  und  der 
für  die  Durchführung  der  Gross'  Acts  zuständigen  kommu- 
nalen Behörde,  dem  Metropolitan  Board  of  Works,  zu  über- 
tragen, nicht  verwirklicht  wurde®). 

Das  Metropolitan  Board  of  Works  war  zwar  sehr  rührig 


*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1876,  S.  64. 

«)  Ib.  for  the  year  1876,  S.  27  und  55;  do.  for  the  year  1877,  S.  27; 
do.  for  the  year  1880,  S.  24  f. 

»)  Do.  for  the  year  1879,  S.  35. 


—    139    — 

in  der  Diskreditierung  des  Wertes  der  Gross'  Acts,  aber  wir 
finden  in  seinen  Berichten  keinen  einzigen  Versuch,  die  bei 
der  Durchführung  dieser  Gesetze  beteiligten  Organe  der  Staats- 
verwaltung für  die  Lücken  und  Verfehlungen,  an  denen  die 
Anwendung  dieser  Gesetze  reich  war,  haftbar  zu  machen. 
Trotzdem  ist  einer  unparteiischen  Kritik  noch  die  Beantwor- 
tung der  Frage  zu  überweisen,  ob  nicht  die  zur  Mitwirkung 
bei  der  Durchführung  dieser  Gesetze  zustandigen  staatlichen 
Administrativorgane  es  den  Metropolitan  Board  of  Works  un- 
möglich machten,  auf  Grund  der  Gross'  Acts  mehr  für  die 
Wohlfahrt  der  unteren  Klassen  zu  thun,  als  gethan  wurde. 

Auf  den  Buhm,  alles  gethan  zu  haben,  was  auf  Grund 
der  Gross'  Acts  ihnen  möglich  gewesen  wäre,  haben  auch  die 
in  Betracht  kommenden  staatlichen  Administrativorgane  keinen 
Anspruch.  Mit  Recht  darf  dem  Ministerium  vorgeworfen  wer- 
den, dass  es  häufig  zur  Beschlussfassung  über  die  Vorlage  des 
Metropolitan  Board  of  Works  übermässig  lange  Zeit  in  An- 
spruch nahm.  Eine  Reihe  von  Verfehlungen  des  Ministeriums 
liegt  femer  darin,  dass  es  in  zahlreichen  Fällen,  in  denen  das 
Metropolitan  Board  of  Works  sich  für  die  Abweisung  ein- 
gelaufener Eingaben  aussprach,  gegen  die  Entscheidungen  des 
Metropolitan  Board  of  Works  nichts  einzuwenden  hatte,  trotz- 
dem die  Ghiinde,  mit  denen  dieses  sein  Verhalten  motivierte, 
offenbar  nicht  stichhaltig  waren. 

Aber  andererseits  versagte  das  Ministerium  niemals  der 
Annahme  einer  Eingabe  durch  das  Metropolitan  Board  of 
Works  seine  Genehmigung.  Nur  ein  einziges  Mal  wies  das 
Ministerium  einen  vom  Metropolitan  Board  of  Works  vorge- 
legten Entwurf  fUr  die  Verbesserung  eines  bestimmten  Häuser- 
komplexes ab,  offenbar  mit  der  Begründung,  dass  die  der  Ge- 
nehmigung unterbreiteten  Verbesserungsmassregeln  unzuläng- 
lich seien.  Einem  modifizierten,  auf  denselben  Häuserkomplex 
sich  beziehenden  Entwürfe  stimmte  es  zu^).  Das  Fehlen  eines 
Sanitätsbeamten   des  Metropolitan   Board  of  Works  ist  nicht 


^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1876,  S.  50;  do.  for  the  year  1878,  S.  23;  do.  for  the  year  1886, 
S.  110;  do.  for  the  year  1887,  S.  117. 
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dem  Mmisterium,  sondern  dem  Metropolitan  Board  of  Works 
znr  Last  zu  legen,  das  niemals  daran  dachte,  Ton  der  ihm  za* 
stehenden  Befugnis,  mit  Zustunmung  des  Ministeriums  einen 
solchen  Beamten  zu  ernennen,  (^brauch  zu  machen.  Die 
Nichtanwendung  der  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  das  Metio^ 
politan  Board  of  Works  erm&chtigten,  die  gesäuberten  FUdiMi 
in  seinem  Eigentume  zu  behalten  und  auf  ihm  munizipale 
Mietshäuser  zu  errichten,  ist  nicht  dem  Ministerium  zur  Last 
zu  legen.  Wie  das  Parlament  war  auch  das  Ministeriiui  ge- 
neigt, den  Bau  munizipaler  Mietshäuser  zusulassen  ^).  Die 
Schuld  ftr  jene  Unterlassung  liegt  vielmehr  beim  Metropditaa 
Board  of  Works  allein,  das  auf  einem  munizipalem  Hauseigen- 
tum  prinzipiell  feindlichen  Standpunkte  stand  und  niemals  an 
das  Ministerium  eine  Eingabe  richtete,  in  dem  dieses  um  seine 
Genehmigung  munizipaler  Häuser  durch  das  Metropolitan  Boacd 
of  Works  gebeten  worden  wäre'). 

Endlich  sind  noch  einige  positive  Verdienste  des  Mini- 
steriums hervorzuheben,  die  zeigen,  dass  dieses  nicht  ein  die 
Fürsorge  des  Metropolitan  Board  of  Works  hemmendes,  son- 
dern ein  sie  stimulierendes  Organ  war.  Im  Jahre  1888  rich- 
tete das  Ministerium  an  die  Yestries  und  District  Boards  die 
Aufforderung,  ihre  Medical  Officers  anzuweisen,  die  Bericht^ 
erstattung  über  Missstände,  die  unter  die  Gross'  Acts  fielen, 
an  das  Metropolitan  Board  of  Works  fleissiger  als  bisher  zu 
betreiben^)  —  eine  Aufforderung,  die,  wie  beiläufig   bemerkt 


^)  So  konnte  die  Londoner  Citj  am  Anfange  der  achtziger  Jahre 
munizipale  Mietshänfler  auf  Gmnd  der  Gross*  Acts  errichten  (W.  Rup- 
recht a.  a.  0.  8.  78.  —  C.  Hugo  a.  a.  0.  S.  94).  —  Die  Huddersfielder 
kommunalen  Arbeitermietshäoser  stammen  ans  dem  Jahre  1882  (Robert 
Donald,  The  Monicipal  Year-Book  of  the  United  Eingdom  for  1897, 
S.  871).  —  Bereits  vor  dem  Jahre  1888  wurden  sowohl  in  Glasgow  als 
auch  in  Wexford  konjmunale  Arbeitermietshäuser  gebaut  (Sir  James 
Bell  and  James  Paton,  Glasgow.  Its  munidpal  Organisation  and 
administration,  1896,  S.  226.  —  R.  Donald  a.a.O.  S.  374). 

')  Nach  den  eigenen  Worten  des  Metropolitan  Board  of  Works  war 
die  Errichtung  munizipaler  Häuser  ,a  course  to  which  the  Board  has 
always  been  much  opposed*  (Report  of  the  Metropolitan  Board 
of  Works  for  the  yeai  1885,  S.  24). 

»)  Vgl.  W.  Ruprecht  a.  a.  0.  S.  78. 
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sein  soll,  einen  der  Belege  für  die  EUchtigkeit  der  vorher  von 
uns  aufgestellten  Behauptung  bildet ,  dass  die  Berichte  der 
Sanitätsbeamten  der  Vestries  und  District  Boards  nur  eine 
firagmentarische  Schilderung  der  fragliehen  Hissstände  gaben. 
Weiter  zwang  das  Ministerium  in  zwei  Fällen  das  Metropolitan 
Board  of  Works,  in  denen  dieses  ein  Einschreiten  abgelehnt 
hatte,  nachträglich  zur  Anwendung  der  Gross'  Acts^).  Es  ist 
sicher,  dass  diö  beiden  davon  betroffenen  Häuserkomplexe  unan- 
getastet geblieben  wären,  wenn  es  nach  dem  Willen  des  Metro- 
]K)litan  Board  of  Works  gegangen  wäre,  und  es  ist  nicht  un- 
wahrscheinlieh,  dass  der  Umfang  der  vom  Metropolitan  Board 
of  Works  auf  Grund  der  Gross'  Acts  getroffenen  Massregeln 
ihoch  weit  geringer  gewesen  wäre,  als  es  nach  Abzug  dieser 
beiden  wider  seinen  Willen  erzwungenen  Massnahmen  war, 
hätte  es  nicht  auf  die  ihm  übergeordnete  Staatsbehörde  einige 
Bftcksicht  nehmen  müssen. 

Ein  Bückblick  auf  das  Gesagte  ergibt,  dass  das  Urteil 
über  die  Haltung  des  Metropolitan  Board  of  Works  bei  der 
Verwaltung  der  Gross'  Acts  zu  Ungunsten  des  Metropolitan 
Board  of  Works  ausfallen  muss.  Wir  verstehen  es,  dass  noch 
bei  seinen  Lebzeiten  ihm  der  Vorwurf  entg^entönte,  diese 
Gesetze  lässig  und  gleichgültig  durchgeführt  zu  habend).  In 
der  Lethargie  des  Metropolitan  Board  of  Works  ist  eine 
wesentliche  Erklärung  dafür  zu  finden^  dass  jene  Gesetze  nicht 
weiteren  Kreisen  zu  gute  kamen  und  nicht  weniger  schlimme 
Folgen  nach  sieh  zogen.  Hätte  das  Metropolitan  Board  of 
Works  ein  stärkeres  Interesse  für  das  Wohl  der  unteren 
Klassen  gehegt,  so  wäre  es  durchaus  möglich  gewesen,  weit 
mebi  Gutes  und  viel  weniger  Schädliches  zu  wirken. 


')  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1884,  S.  16  f.;  do.  for  the  year  1886,  S.  17. 

*)  First  Report  of  EL  IL  Commissioners  for  inqniring  into 
the  honsing  of  the  working  classes  (1889),  B.  59  f.  —  W.  Ruprecht 
a.  a.  0.  S.  79  und  P.  F.  Aschrott  a.  a.  0.  S.  118. 
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f)  Die  Durchführung  der  Torrens'  Acts. 

Die  Gross'  Acts  wurden  immerhin  wenigstens  teilweise 
durchgeführt.  Nicht  das  Gleiche  kann  von  einer  anderen 
wohnungsgesetzlichen  Kompetenz  des  Metropolitan  Board  of 
Works  gesagt  werden.  Von  dem  ihm  seit  dem  Jahre  1879 
zustehenden  Rechte,  die  zustandigen  Organe  erster  Instanz  zur 
Durchführung  der  Torrens'  Acts  aufzufordern  und  an  Stella 
einer  säumigen  Vestry  oder  eines  fruchtlos  gemahnten  District 
Board  selbst  die  Torrens'  Acts  durchzuführen,  wurde  niemals 
Gebrauch  gemacht^). 

Der  Mangel  jeglicher  Aktion  auf  diesem  Gebiete,  f&r  den 
irgend  einen  Verteidigungsgrund  vorzubringen  das  Board  üb- 
rigens für  völlig  überflüssig  ansah,  wäre  nur  unter  einer 
Voraussetzung  zu  rechtfertigen,  dann  nämlich,  wenn  die  An- 
nahme zuträfe,  die  Yestries  und  District  Boards  hätten  selbst 
ihre  Schuldigkeit  bei  der  Anwendung  der  Torrens'  Acts  ge- 
than.  Die  wirkliche  Haltung  der  Yestries  und  District  Boards 
steht  jedoch  in  schneidendem  Widerspruche  zu  dieser  opti- 
mistischen Annahme.  In  Wahrheit  waren  diese  Körperschaften 
fast  völlig  indifferent  gegenüber  dem  Wohnungselende  der  unteren 
Klassen. 

Nur  matt  und  sporadisch  wurden  die  Kompetenzen  aus- 
genützt, die  den  Yestries  und  District  Boards  zur  Bekäm- 
pfung der  unter  dem  Sammelnamen  der  nuisances  zusammen- 
gefassten  Wohnungsmissstände  überwiesen  waren*).  Beson- 
ders tritt  die  Abneigung  dagegen,  zu  einer  Milderung  des 
Wohnungselendes  beizutragen,  in  der  Haltung  hervor,  die  mit 
Bezug  auf  die  Aufstellung  von  Hausordnungen  für  Mietshäuser,. 


')  First  Report  of  H.  M.  Oommissioners  for  inquiring  into 
the  housing  of  the  working  classes  a.  a,  0.  S.  11,  38  und  58.  — 
P.  F.  Aschrott  a.  a.  0.  S.  114.  —  Report  of  the  Metropolitan 
Board  of  Works  for  the  year  1879  und  folgende  Jahre. 

*)  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London  a.  a.  0.  S.  815.  — 
First  Report  of  H.  M.  Gommissioners  for  inquiring  into  the 
hoasing  of  the  working  classes  a.  a.  0.  S.  17,  19  ff.  —  W«  Ruprecht 
a.  a.  0.  S.  46.  —  F,  H.  Millington  a.  a.  0,  S.  10. 


^     143    — 

die  bis  1885  fakultativ  war,  eingenommen  wurde  ^).  Bis  zum 
Jahre  1884  hatte  nur  eine  Minderzahl  der  Vestries  und  District 
Boards  Hausordnungen  aufgestellt  und  von  den  wenigen,  die 
dies  gethan  hatten,  kontrollierten  nur  die  wenigsten  die  Durch- 
führung der  aufgestellten  Hausordnungen,  die  meisten  vergassen 
sie  ganz. 

Ein  weiteres  Symptom  für  die  Abneigung  des  Vestries  und 
District  Boards  gegen  die  Wohnungsreform  ist  die  Ausgestal- 
tung des  lokalen  Beamtenapparats,  dem  die  Gesetzgebung  wich- 
tige Funktionen  bei  der  Eontrolle  der  nuisances,  bei  der  üeber- 
wachung  der  Befolgung  der  Hausordnungen,  bei  der  Durch- 
führung dei^  Torrens'  und  Gross'  Acts  zugedacht  hatte  *).  Die  . 
Medical  Officers  waren  häufig  schlecht  bezahlt  und  vielfach 
mit  Verpflichtungen  bepackt,  die  ausserhalb  der  Wohnungs- 
gesetzgebung lagen.  Es  war  ihnen  gestattet,  eine  arztliche 
Privatpraxis  nebenbei  zu  betreiben,  eine  Erlaubnis,  die  zur 
Zersplitterung  ihrer  Kräfte  und  zur  Nachsicht  gegen  die  Be- 
sitzer schlechten  Hauseigentums  führen  musste,  sofern  diese 
zu  ihrer  Privatklientel  gehörten.  Als  Konkurrenten  der  Privat- 
ärzte mussten  die  Medical  Officers  auf  manche  wertvolle  Hilfe 
verzichten,  zu  der  die  anderen  Privatärzte  befähigt  waren  und 
gewillt  gewesen  wären,  hätten  sie  in  den  Medical  Officers  nicht 
Rivalen  sehen  müssen.  Die  Sanitätsinspektoren  waren  gleich- 
falls sehr  niedrig  entlohnt  und  schlecht  oder  gar  nicht  für  ihr 
Amt  vorgebildet.  Ihre  Zahl  war  häufig  durchaus  unzureichend. 
Beide  Beamtenkategorien  waren  meist  nur  temporär  angestellt 
und  konnten  sofort  entlassen  werden.  Sie  waren  deshalb  voll- 
ständig in  den  Händen  der  Gemeinderäte  oder  waren  der  als- 
baldigen Verabschiedung  sicher,  sobald  sie  den  Wünschen  der  in 
den  Gemeinderäten  herrschenden  Hauseigentümer  und  ihres  An- 
hanges zuwiderzuhandeln  wagten.  Die  Sanitätsbeamten,  die  ihre 
gesetzliche  Pflicht  .thaten,  wurden  einfach  ihres  Amtes  entsetzt  ^). 


*)  First  Report  a.  a.  0.  S.  38,  39,  47,  53.  —  W.  Ruprecht  a.  a.  0. 
S.  46  f. 

2)  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London  a.  a.  0.  S.  307  f.,  312  f. 
—  First  Report  a.  a.  0.  S.  39,  56  if.  —  W.  Ruprecht  a.a.O.  S.  48, 
51,  53,  55  f. 

»)  First  Report  a.  a.  0.  S.  57. 
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Andere  verzichteten  darauf,  ihre  gesetzlichen  Obliegenheiten 
auszuführen,  und  drückten  aus  Furcht  vor  Entlassung  selbst 
grellen  Missständen  gegenüber  die  Augen  zu.  Andere  gingen 
in  sklavischer  Gesinnung  so  weit,  vor  ihren  Arbeitgebern  zu 
kriechen  und  ihre  Unthätigkeit  zu  preisen.  So  schloss  einmal 
ein  Sanitätsbeamter  seinen  Jahresbericht,  in  dem  die  Beseiti- 
gung einer  kümmerlichen  Reihe  unbedeutender  Missstande  ver- 
zeichnet war,  mit  dem  Satze,  die  Vestry  habe  nunmehr  den 
Bezirk  um  eine  Stufe  höher  in  der  Zivilisation  gehoben,  der 
Name  dieser  erlaucht^i  Körperschaft  könne  vergehen,  die  Er- 
innerung an  ihre  That  aber  werde  nimmer  verschwinden^). 

Es  wäre  angesichts  dieses  die  Gemeinderäte  der  Unter- 
bezirke samt  ihren  Beamten  durchdringenden  Geistes  wunder- 
bar gewesen,  wenn  sie  ein  in  die  Wohnungsverhältnisse  ziem- 
lich tief  eingreifendes  Gesetz  wirklich  durchgeführt  hätten. 
Von  Männern,  die  der  Sache  der  Wohnungsreform  so  feind- 
lich gegenüberstanden  wie  viele  Mitglieder  der  Vestries  und 
District  Boards ^  von  Beamten,  die  so  wenig  frei  waren  wie 
die  Medical  Of&cers  und  Sanitätsin^ektoren ,  intellektuell  so 
tief  standen  wie  die  Majorität  der  letzten  Beamtengruppe,  von 
Organen,  von  denen  die  Bekämpfung  der  UeberfüUung  von 
Arbeiterwohnungen  mit  der  Begründung  abgelehnt  wurde,  die 
Häuser  der  Reichen  im  Westend  seien  zur  Zeit  der  Ballsaison 
auch  überfüllt^)  —  von  solchen  Organen  war  die  Durchfüh- 
rung der  Torrens'  Acts  in  einem  den  vorhandenen  Missständen 
adäquaten  Umfange  nicht  zu  erwarten.  In  der  That  steht  fest, 
dass  sowohl  vor  als  auch  nach  Einführung  der  Eontrollbefug- 
nisse  des  Metropolitan  Board  of  Works  die  Vestries  und  District 
Boards  auch  auf  dem  Gebiete  der  Torrens'  Acts  eine  nur  laue 
Thätigkeit  entfalteten,  die  durchaus  unzureichend  war^). 


^)  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London  a.  a.  0.  S.  309. 

2)  Ib.  ib.  S.  315. 

*)  First  Report  a.  a.  0.  S.  58.  —  Report  of  the  Metropolitan 
Board  of  Works  for  the  year  1888,  S.  29.  —  Joseph  F.  B.  Firth, 
Municipal  London,  S.  334  —  W.  Ruprecht  a.  a.  0.  S.  68  f.,  73,  74 f.  — 
P.  F.  Aschrott  a.  a.  0.  S.  113.  —  Hansard's  Parliamentary  De- 
bates  vol.  847  (1890),  S.  859. 
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g)  Die  Erstellung  kommunaler  allgemeiner 
Logierhäuser. 

Genau  wie  mit  der  Befugnis,  in  die  Handhabung  der 
Torrens'  Acts  einzugreifen,  ging  es  mit  der  im  Jahre  1885 
auf  das  Metropolitan  Board  of  Works  übergegangenen  Befugnis, 
allgemeine  Logierhäuser  zu  errichten  und  zu  verwalten.  Wie 
die  zweite  Shaftesbury  Act  zur  Zeit,  als  die  Ausführung  dieses 
Gesetzes  noch  nicht  dem  Metropolitan  Board  of  Works  zustand, 
nicht  angewandt  wurde  ^),  so  wurde  sie  auch  nicht  angewandt, 
nachdem  sie  in  verbesserter  Form  ein  Bestandteil  des  Gesetzes 
von  1885  geworden  war*).  Ein  Verteidiger  des  Metropolitan 
Board  of  Works  könnte  aber  die  Behauptung  aufstellen,  wenig- 
stens dies  sei  zu  rechtfertigen,  dass  das  Metropolitan  Board 
of  Works  davon  absah,  eigene  allgemeine  Logierhäuser  zu  er- 
richten. Er  könnte  einwenden,  neben  dem  Metropolitan  Board 
of  Works  sei  ja  die  hauptstädtische  Polizei  zur  Reform  der 
allgemeinen  Logierhäuser  berufen  gewesen  und  vielleicht  habe 
die  Polizeiverwaltung  die  privaten  allgemeinen  Logierhäuser  so 
wirksam  kontrolliert,  dass  die  Errichtung  guter  munizipaler 
Häuser  dieser  Art  nicht  notwendig  gewesen  sei. 

Auch  wir  sind  der  Ansicht,  dass  die  Polizei  in  der  Ueber- 
wachung  privater  allgemeiner  Logierhäuser  Anerkennenswertes 
geleistet  hat.  Unmittelbar  nach  der  Publikation  des  ersten 
hierauf  bezüglichen  Gesetzes  veröffentlichte  die  Polizeiverwaltung 
ein  Regulativ,  das  von  genauer  Kenntnis  der  damals  in  diesen 
Häusern  herrschenden  furchtbaren  Uebelstände  zeugt').  Die 
betreffende  Polizeiverordnung  lässt  keine  der  damals  herr- 
schenden schlimmsten  Uebel,  wie  die  Zusammenpferchung 
Erwachsener  beiderlei  Geschlechtes  mit  Kindern  und  Halb- 
erwachsenen beiderlei  Geschlechtes,  den  Mangel  an  Luftraum, 


>)  Firat  Report  a.  a.  0.  S.  10,  67. 

*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1885  und  folgende  Jahre. 

')  Common  Lodging  House  Act.  —  Copy  of  Report  made  to 
the  Secretarj  of  State  for  the  House  Department,  bj  Captain  Hay,  one 
of  the  Commissioners  of  Metropolitan  Police  etc.  (1858),  S.  16  ff. 
Sinzheimer,  Der  Londoner  Orafschaftsrat.  I.  IQ 


—     146    — 

greulichen  Schmutz,  Mangel  an  V entilationsvorrichtungen ,  an 
Waschyorrichtungen  etc.  unberücksichtigt  ^).  Unzweifelhaft  ging 
auch  die  Polizei  mit  Eifer  daran,  ihren  Vorschriften  Achtung 
zu  verschaffen,  die  privaten  allgemeinen  Logierhäuser  aus  Brut- 
stätten des  Lasters  und  aus  Krankheitsherden  zu  einigermassen 
menschenwürdigen  Wohnstätten  umzubilden,  die  Quellen  der 
Demoralisation,  die  in  ihnen  flössen,  zu  verstopfen.  Der  erste 
Bericht  über  die  Wirksamkeit  dieser  Massnahmen  konnte  eine 
stattliche  Reihe  guter  Erfolge  nach  dieser  Richtung  hin  fest- 
stellen *).  Trotzdem  solche  Berichte  für  die  folgenden  Jahre 
fehlen,  können  wir  uns  der  neuerdings  geäusserten  Ansicht 
nicht  anschliessen,  die  Polizei  habe  bald  in  ihrem  Eifer  nach- 
gelassen und  habe  schliesslich  gar  nichts  mehr  gethan^).  Es 
ist  nicht  richtig,  Lord  Shaftesburys  Autorität  zur  Begründung 
der  Behauptung  anzuführen,  die  Polizei  habe  die  für  sie  auf 
diesem  Gebiete  in  Betracht  kommenden  Gesetze  am  Anfange 
der  achtziger  Jahre  ganz  vergessen  gehabt^).  Im  Gegenteile 
rühmte  um  diese  Zeit  Lord  Shaftesbury  der  Polizeiverwaltung 
nach,  sie  habe  es  durchgesetzt,  dass  das  sittliche  Niveau  in 
diesen  Häusern  sich  gehoben  habe,  dass  Schmutz  und  ansteckende 
Krankheiten  in  ihnen  abgenommen  hätten^).  Auf  die  ihr 
gebührende  Anerkennung  hat  übrigens  die  Polizeiverwaltung 
keineswegs   als   sicherheitspolizeiliches   Organ  Anspruch.     Bei 


')  Ergreifende,  yermatlich  anf  die  Zeit  unmittelbar  vor  der  ersten 
Shaftesbury  Act  bezügliche  Schilderungen  des  in  den  allgemeinen  Logier- 
häusem  aufgehäuften  sittlichen  und  sanitären  Elends  sind  zu  finden  bei 
Henry  Majhew,  London  Labour  and  the  London  Poor,  yol.  I,  S.  269  ff.» 
452  ff.;  voLm,  S.  322  ff. 

')  Vgl.  den  Bericht  Captain  Hays  a.  a.  0.  S.  3. 

')  Dr.  Ernst  C ahn,  Bas  Schlafstellen wesen  in  den  deutschen  Gross- 
Städten  und  seine  Reform  etc.  (Stuttgart  1898),  S.  65. 

*)  Edward  Bowmaker,  The  housing  of  the  working  classes 
(London  1895),  S.  28.  Bowmaker  irrt  darin,  dass  er  das,  was  Lord 
Shaftesbury  über  die  Labouring  Classes  Lodging  Houses  Act  (14  &  15  Vict, 
c.  34)  sagte,  auch  über  die  Common  Lodging  Houses  Act  (14  &  15  Vict, 
c.  28)  sagen  lässt.  Vgl.  First  Report  of  H.  M.  Commissioners 
for  inquiringinto  the  housing  ofthe  working  classes  a.  a.  0, 
S.  67.    Nur  für  das  letztgenannte  Gresetz  war  die  Polizei  zuständig. 

*)  Citiert  bei  W.  Ruprecht  a.  a,  0.  S.  49. 
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der  Schaffang  der  auf  die  allgemeinen  Logierhäuser  bezüglichen 
Gesetze  war  das  Parlament  von  dem  trefflichen,  die  englische 
Wohnungsgesetzgebung  seit  früher  Zeit  durchdringenden  Ge- 
danken abgewichen,  dass  die  Wohnungsreform  nicht  Sache  der 
Sicherheitspolizei  ist.  Was  das  Parlament  in  dieser  Hinsicht 
versäumt  hatte,  holte  in  richtiger  Selbsterkenntnis  das  zuständige 
Exekutivorgan  nach.  Bald  nachdem  die  beiden  Shaftesbury  Acts 
rechtsgültig  geworden  waren,  nahm  das  Polizeidirektorium  die 
Organisation  eines  besonderen,  von  anderen  sicherheitspolizei- 
lichen Obliegenheiten  befreiten  Departments  in  Angriff,  das 
zwar  gemäss  den  gesetzlichen  Bestimmungen  dem  Polizei- 
direktorium ressortierte,  aber  sich  lediglich  mit  der  Ueber- 
wachung  der  Logierhäuser  zu  befassen  hatte  ^).  Als  !Beweise 
für  das  spezifische  Talent  sicherheitspolizeilicher  Organe,  die 
Wohnungsfrage  zu  lösen,  können  deshalb  die  Verbesserungen, 
die  hinsichtlich  dieser  Häuser  erzielt  wurden,  nicht  betrachtet 
werden. 

Aber  keineswegs  wurden  ausreichende  Verbesserungen  durch- 
gesetzt. Schon  die  gesetzlichen  Bestimmungen  wie  die  polizei- 
lichen Vorschriften  trafen  nur  die  gröbsten  üebelstände  sittlicher 
und  sanitärer  Art,  und  manche  unter  den  obrigkeitlichen  Bestim- 
mungen blieben  trotz  der  Bemühungen  der  Polizei  wirkungs- 
los. In  einer  aus  dem  Ende  der  achtziger  Jahre  stammenden 
Schilderung,  die  wohl  auch  für  die  Zeit  von  1885 — 1888  zu- 
trifft *),  wird  beispielsweise  von  häufigen  Umgehungen  der  gegen 
Ueberfbllung  gerichteten  Bestimmungen  berichtet.  Vor  dem 
Besuche  des  Polizeiinspektors  wurden  nicht  mehr  Logierleute 
eingelassen  als  polizeilich  erlaubt  war,  sobald  aber  der  Polizei- 
inspektor nach  geschehener  Visitation  das  Haus  verliess,  kehrte 
man  sich  an  die  polizeiliche  Maximalzahl  nicht  mehr.  Auch  die 
Bestimmungen  hinsichtlich  der  Ausstellung  von  Gertifikaten,  die 
erst  zum  Betrieb  eines  allgemeinen  Logierhauses  berechtigen 
sollten  und   erst  nach  dem  Nachweis  bestimmter  moralischer 


^)  Common  Lo4giiig  House  Act.  —  Copy  of  a  Report  made 
to  the  Secretary  of  State  for  the  Home  Department  by  Captain  Hay 
(1853),  S.  2. 

')  R.  A.  Valpy,  Common  Lodging  Hoases  (in  Charles  Booth, 
Life  and  Labour  of  the  People  in  London,  vol.  I,  1892),  S.  214. 
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Qualifikationen  erteilt  wurden,  hatten  kein  besonders  bedeutsames 
Resultat.  Es  gelang  auch  sehr  fragwürdigen  Existenzen,  ein 
solches  Certifikat  zu  erhalten.  Ueberdies  bedurften  nur  die 
Eigentümer,  nicht  die  sogenannten  deputies,  die  Verwalter  der 
allgemeinen  Logierl^user,  eines  Certifikates.  Ueber  diese  Ver- 
walter enthielten  weder  die  gesetzlichen  Bestimmungen  noch  die 
polizeilichen  Verordnungen  irgendwelche  Bestimmungen.  Und 
doch  bildet  gerade  der  Verwalter  dann^  wenn,  was  damals  die 
Regel  war^  der  Eigentümer  sich  nicht  persönlich  um  die  Ver- 
waltung seiner  Häuser  kümmert,  die  eigentliche  Sede  des  Be- 
triebes! Es  wird  berichtet,  dass  diese  Vertreter  der  Eigentümer 
in  der  Mehrzahl  der  Fälle  rohe,  brutale  Naturen  waren,  die  ent* 
gegen  den  Bemühungen  der  Polizei  danach  strebten,  in  den 
Logierhäusem  Roheit  und  Oewaltthätigkeit  zu  konservieren.  Sie 
waren  schlecht  bezahlt  und  infolgedessen  leicht  dafür  zu  haben, 
zu  Umgehungen  der  bestehenden  obrigkeitlichen  Vorschriften 
die  Hand  zu  bieten.  Nur  eine  Qruppe  unter  den  gesetzlichen 
Vorschriften  war  der  Unterstützung  der  Verwalter  sicher,  näm- 
lich diejenige  Gruppe,  die  darauf  abzielte,  die  Verbreitung  an- 
steckender Krankheiten  zu  verhindern^).  Wenn  in  einem  all- 
gemeinen Logierhause  eine  ansteckende  Krankheit  ausbrach, 
so  schloss  die  Polizei  mit  unnachsichtlicher  Strenge  das  Logier- 
haus. Für  den  Verwalter  bedeutete  dies  den  Verlust  seiner  Stel- 
lung. Roh  und  gefühllos,  wie  die  Verwalter  waren,  wiesen  sie 
deshalb  jeden,  an  dem  auch  nur  das  geringste  Zeichen  irgend 
eines  Unwohlseins  zu  entdecken  war,  von  der  Schwelle,  auch 
wenn  das  Unwohlsein  keineswegs  infektiöser  Natur  war.  So 
kam  es,  dass  manche,  von  Schmerzen  gepeinigt,  obdachlos 
umherirren  mussten  oder,  wenn  sie  Einlass  in  ein  Logierhaus 
gefunden  hatten,  ihre  Schmerzen  verbergen  mussten,  nur  um 
nicht  ausgewiesen  zu  werden.  Einer  der  Erfolge,  die  Lord 
Shaftesbury  pries,  hatte  demnach  auch  Schattenseiten. 

Dass  der  polizeilichen  Thätigkeit  nur  innerhalb  bestimmter 
Grenzen  wohlthätige  Folgen  vindiziert  werden  dürfen,  ergibt 
sich   uns  auch,   wenn  wir  versuchen,   uns   ein  Bild  davon  zu 


')  Vgl.  T.  Sparrow,  In  a  woman's  doss  hou8e  (,The  New  Review", 
August  1894),  S.  181. 
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machen,  wie  die  Logierhäoser  ungefähr  in  dem  Tiexjäfarigen 
Zeiiaranme  aussahen,  in  dem  dem  Metropolitan  Board  of  Works 
die  Befugnis  zur  Errichtung  allgemeiner  Logierhäuser  zustand. 
Als  das  beste  Londoner  common  lodging  house  wird  in  emer 
Schrift  aus  dem  Jahre  1891  ein  Haus  bezeichnet,  das  der 
, Society  for  ImproTing  the  Gondition  of  the  Labouring  Classes' 
gehörte  und  im  Jahre  1890  eröffiaet  wurde  ^).  Es  befindet  sich 
in  Wild  Court  bei  Drury  Laue.  Ln  Mai  des  Jahres  1895  suchte 
ich  dieses  Haus  auf,  dem  der  Ruhm  zugestanden  wurde,  den 
Gipfelpunkt  in  der  Entwickelung  der  allgemeinen  Logierhäuser 
in  den  letzten  Jahren  des  Metropolitan  Board  of  Works  ge* 
bildet  zu  haben.  Unzweifelhaft  unterschied  es  sich  in  manchen 
Punkten  vorteilhaft  von  dem  Ghros  der  allgemeinen  Logierhäuser 
der  damaligen  Zeit.  Der  Verwalter  machte  nicht  den  Eindruck, 
als  wenn  er  zu  der  Klasse  der  Raufbolde  und  Tyrannen  ge- 
hörte, die  damals  in  zahlreichen  anderen  Logierhäusem  regierten. 
Das  Lesezimmer,  das  ich  dort  vorfand,  kontrastierte  wohUhuend 
zu  den  Berichten  über  den  rohen  Ton,  der  in  anderen  Häusern 
damals  herrschte.  Aber  wie  elend  sah  es  auch  in  diesem  Hause 
aus!  Abgesehen  von  der  im  Souterrain  gelegenen  grossen  Küche, 
erweckte  das  Gbbäude  die  Meinung,  man  befände  sich  in  einer 
ftbr  mehrere  getrennt  voneinander  wohnende  Familien  bestimm'*- 
ten  Mietskaserne,  nicht  in  einem  common  lodging  house.  Schon 
die  bauliche  Anlage  des  Hauses  verhinderte  deshalb,  dass  es 
qualitativ  sehr  hoch  über  andere  Log^erhäuser  emporragen 
konnte.  Li  üebereinstimmung  mit  den  polizeihchen  Vor- 
schriften war  zwar  für  die  Logierleute  Waschgelegenheit  vor- 
handen, aber  das  zum  Waschen  bestimmte  Zimmer  war  selbst 
in  den  Vormittagsstunden  eines  sonst  hellen  Tages  so  dunkel, 
dass  man  die  Hand  nicht  vor  den  Augen  sehen  konnte.  Die 
inneren  Wände  der  Schlafzimmer  waren  aus  Holz  hergestellt 
und  wimmelten  nach  den  Versicherungen  des  uns  führenden 
Verwalters  von  Ungeziefer,  eine  notwendige  Folge  der  Anwendung 
des  Materials,  aus  dem  diese  Wände  bestanden.  Die  65  Per- 
sonen, die  neben  dem  Hauspersonal  die  menschliche  Bevölke- 
rung des  Hauses  darstellten,  schliefen  in  13  Zimmern,  die  mit 


')  F.  H.  Millington,  The  Houdng  of  the  Poor,  1891,  S.  75. 
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je  2 — 8  Personeo  belegt  wurden.  Auch  diese  feinste  Blüte 
des  Logierhauswesens  in  den  letzten  Jahren  des  Metropolitan 
Board  of  Works  war  demnach  durch  dieselbe  Eigentttmlichkeit 
gekennzeichnet,  die  alle  Logierhäuser  vor  der  Begründung  des 
Grafschaftsrates  aufwiesen.  Es  ist  bezeichnend,  dass  eine  Ende 
der  achtziger  Jahre  erschienene  Studie  über  die  allgemeinen 
Logierhäuser  Londons  als  einen  der  integrierenden  Bestandteile 
des  Begriffes  eines  common  lodging  house  das  gleichzeitige 
Schlafen  von  je  3  oder  mehr  Personen  in  einem  gemeinsamen 
Baum  betrachtet^),  lieber  die  primitive  Methode,  die  Logier- 
leute  gruppenweise  in  gemeinschaftlichen  Schlafräumen  unter- 
zubringen, war  man  vor  der  Begründung  des  Grafschaftsrates 
noch  nicht  hinausgekommen.  So  sah's  am  grünen  Holze  aus. 
Wie  musste  es  erst  am  dürren  Holze  aussehen!  Ein  aus  der 
ersten  Hälfte  des  Jahres  1890  stammender  Bericht  resümiert 
die  Verfassung  einer  Eleihe  in  verschiedenen  Stadtteilen  ge- 
legener allgemeiner  Logierhäuser  dahin,  dass  die  besten  unter 
ihnen  nicht  gänzlich  zufriedenstellend,  die  meisten  aber  eine 
Schande  für  die  Hauptstadt  seien'). 

Diese  Mitteilungen  stehen  nicht  im  Widerspruch  zu  dem 
vorher  von  uns  über  die  Thätigkeit  der  Polizeiverwaltung  ge- 
fällten relativ  günstigen  Urteile.  Vergleicht  man  den  Zustand, 
der  in  den  letzten  Jahren  des  Metropolitan  Board  of  Works 
herrschte,  mit  dem  Zustande,  der  herrschte,  bevor  die  Polizei 
überhaupt  in  Thätigkeit  trat,  so  ist  ein  Fortschritt  unverkenn- 
bar. Dieser  Massstab  schwebte  auch  Lord  Shafbesbury  vor, 
als  er  die  erzielten  Resultate  feierte.  Anders  lautet  jedoch  das 
urteil,  wenn  man  fragt,  ob  die  Polizeiverwaltung  mehr  als 
die  allerelementarsten  Anforderungen  durchgesetzt  habe.  Man- 
ches war  gebessert,  vieles  blieb  zu  thun  übrig.  Für  das 
Metropolitan  Board  of  Works  war  kein  Anlass  vorhanden,  auf 
den  Lorbeeren  der  Polizeiverwaltung  auszuruhen. 


')  R.  A.  Valpy  a.  a.  0.  S.  205. 

*)  Minutes  of  Proceedinge  of  the  London  Gounty  Council, 
1890,  S.  314. 
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h)  Das  Pensions-  und  Unterstützungswesen. 

Die  Fürsorge  ftlr  inaktive  Angestellte  und  für  die  An- 
gehörigen von  Angestellten  des  Metropolitan  Board  of  Works 
bildet  das  einzige  Gebiet,  für  das  bekannt  ist,  dass  das  Board 
für  Angehörige  der  unteren  Klassen  als  Arbeitgeber  mehr  als 
das  mit  jedem  gewöhnlichen  Arbeitsverträge  Verknüpfte  leistete. 
Zwar  kamen  nicht  alle  Verzweigungen  der  Fürsorge  des  Board 
für  ehemalige  Angestellte  und  für  Angehörige  verstorbener 
Angestellter  auch  seinen  zu  dem  Arbeiterstande  zählenden  nie- 
deren Angestellten  zu  gute.  Dem  Metropolitan  Board  of  Works 
gebührt  das  Verdienst,  die  Veranlassung  dazu  gegeben  zu 
haben,  dass  ihm  im  Jahre  1866  das  Recht  verliehen  wurde, 
für  Angestellte  zahlreicher  Ressorts  nach  Verlassen  ihres 
Dienstes  etwas  zu  thun  ^).  Allein  die  auf  Erlangung  dieses 
Rechtes  hinzielenden  Bemühungen  des  Board  weisen  dieselbe 
Lücke  auf,  die  das  einschlägige  Gesetz  des  Jahres  1866  auf- 
weist. Das  Board  begehrte  diese  Befugnis  nur,  soweit  höhere 
Angestellte  in  Betracht  kamen.  Es  dachte  nicht  daran,  das 
Recht  zu  erhalten,  auch  seinen  niederen  Angestellten  Pensionen 
und  Unterstützungen  zufliessen  zu  lassen. 

Hingegen  liess  das  Board  seit  der  Uebemahme  des  Feuer- 
löschwesens auch  niedere  Grade  des  Feuerwehrcorps  mit  ihren 
Familien  zum  Genüsse  finanzieller  Bezüge  nach  Quittierung  des 
Dienstes  oder  nach  dem  Tode  des  Ernährers  zu.  Dass  dem 
in  den  ersten  12  Jahren  herrschenden  Systeme  Mängel  an- 
hafteten, ergibt  sich  daraus,  dass  das  Metropolitan  Board  of 
Works  im  Jahre  1876  die  Notwendigkeit  einer  Verbesserung 
einsah.  Den  ursprünglichen  Reformentwurf,  der  aus  den  Be- 
ratungen des  Board  hervorging,  betrachtete  das  Board  später 
selbst  als  ungenügend.  Getrieben  durch  den  Widerspruch  des 
Feuerwehrcorps  und  vielleicht  nicht  ohne  einen  sanfken  Druck 
seitens  zweier  Parlamentskommissionen,  die  sich  mit  der  Rege- 
lung  des    Pensionswesens    für    das   Londoner   Feuerwehrcorps 


^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1865/66,  S.  39. 
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befasdten,  entschloss  sich  das  Metropolitan  Board  of  Works  im 
Jahre  1877  zu  einer  Neuordnung,  die  eine  neue  Skala  von 
Pensionen  und  Unterstützungen  brachte.  Als  Glanzpunkt  der 
Beform  bezeichnete  das  Board  eine  Bestimmung,  auf  Grund 
welcher  jeder  Feuerwehrmann  das  Recht  hatte,  nach  erreichtem 
55.  Lebensjahre  sich  gegen  ein  Ruhegehalt  vom  Dienste  zurück- 
zuziehen, das  für  Leute  mit  30j&hriger  Dienstzeit  zwei  Drittel 
des  Dienstgehaltes  betragen  sollte^). 

i)  Der  Finanzhaushalt, 
a.  Zeitliclie  Bewes^uig  und  sadiUeke  Gliederung  der  Ausgaben. 

Der  erste  heryorstechende  Grundzug  in  der  Entwickelung 
des  Finanzhaushaltes  des  Metropolitan  Board  of  Works  wird 
gebildet  durch  ein  Wachstum  der  jährlichen  Ausgaben.  Zwar 
ist  die  Steigerung  der  Ausgaben  keine  regelmässige.  Hie  und 
da  geht  im  Laufe  der  Zeit  die  Grösse  der  Ausgaben  etwas 
zurück.  Aber  unverkennbar  bricht  sich  die  Tendenz  zu  einer 
Zunahme  der  Ausgaben,  trotzdem  sie  in  einzelnen  Jahren  auf- 
gehalten wird,  siegreich  Bahn. 

In  den  ersten  4  Rechnungsjahren  sanken,  wie  die  neben- 
stehende Tabelle  (siehe  Seite  153)  zeigt,  die  jährlichen  Aus- 
gaben unter  100000  Pfd.  SterL  und  sie  stiegen,  trotzdem  in 
dieser  Periode  ein  fast  15  Monate  umfassendes  Rechnungsjahr 
sich  befand,  niemals  über  600000  Pfd.  SterL  In  keinem  der 
folgenden  Jahre,  mit  Ausnahme  des  Rechnungsjahres  vom 
26.  März  bis  31.  Dezember,  das  aber  nur  9  Monate  umfasste, 
sanken  die  jährlichen  Ausgaben  unter  1  Million  Pfd.  Sterl.  Nur 
in  10  von  29  Jahren,  die  dem  Rechnungsjahre  1859/60  folgten, 
betrugen  die  Ausgaben  weniger  als  2  Millionen  Pfd.  SterL 
Diese  10  Jahre  gehören  sämtlich  der  Zeit  vor  1876  an.  Seit 
dem  Jahre  1878  sanken  die  Ausgaben  niemals  mehr  unter 
3  Millionen  Pfd.  Sterl.  Während  in  der  früheren  Zeit  die 
jährlichen  Ausgaben  mit  nicht  ganz  3^/s  Millionen  Pfd.  SterL 
ihren  Gipfelpunkt  erreichten,   bildete  für  die  Zeit  nach  1878 

0  Jb.  for  the  year  1876,  S.  34;  do.  for  the  year*  1877,  S.  44. 
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Tabelle  h 
Die  Ivsfftlkeii  des  Metropolitan  Board  of  Workt« 


Ausgaben  *) 
absolut 

Steuerpflich- 
tigerwert 

Bevölke- 
rung*) 

Ausgaben  relativ 

Jelir>) 

in  7o  des 
steuer- 

pro  Kopf 
der  Bevöl- 

in Pfd.  Sterl. 

in  Pfd.  Sterl.») 

pfliehtig. 

kerung  in 

Wertes 

Pfd.  Sterl. 

1856/57 

174  366,00 

11283  668 

1,6 

1867/58 

92  587,00 

11290  869 

-. 

0,8 



1858/59 

260951,90 

12  031161 

— 

2,2 

— 

1859/60 

594828,70 

12045  476 

— 

4,9 

— 

1860/61 

1018582,60 

12057  456 

2  808862 

8,4 

0,86 

1861/62 

1097  070,20 

12460416 

— 

8.8 



1862/68 

1293  950,85 

12  614053 

— 

10.3 

— 

1868/64 

1566935,00 

12  569  969 

.^ 

12,4 

.» 

1864/65 

1773464,80 

12  688  661 

— 

14.1 

— 

1865/66 

2148  226,15 

14419828 

— 

14,9 

— 

1866/67 

3  090045,65 

14624642 

— 

21.8 

.— 

1867/68 

2  388  928,00 

16  261 999 

— . 

15,6 



1868/69 

2  568  807,80 

16  196  647 

— 

15,8 

— 

1869/70 

3322  984,50 

16257  643 

— 

20,4 

.- 

1870y71 

1449  689,65 

18  719  237 

3  266  987 

7.7 

0,44 

1871 

832  356,40 

18  683  288 

— 

4,4 

1872 

1228298,00 

19971281 

— 

6,1 

— 

1873 

1801088,66 

20  287  709 

— 

8,9 



1874 

2  538  268,60 

20  549  011 

— 

12,3 



1875 

1724  704,70 

20886  946 

— 

8,2 



1876 

2  557  841,25 

23111313 

— 

11,1 



1877 

2  314  281,00 

23136  819 

— 

10,0 



1878 

8  088  689,05 

28469  970 

— 

12,9 



1879 

8  341  562,00 

23960109 

— 

13,9 



1880 

3  841  267,70 

24501410 

— 

15,7 



1881 

4  001261,85 

27  405  488 

8884194 

14,6 

1,04 

1882 

3  996  307,80 

27  386  086 

— 

14,6 

1888 

4  374446,10 

27  883  078 

— 

15,9 

— 

1884 

5  373169,85 

28  415  764 

— 

18,9 

— 

1885 

5  643  181,05 

28  920537 

— 

19,2 

— 

1886 

4  619  473,35 

30  637188 

— 

16,1 

— 

1887 

3  678446.46; 

30458005 

— 

12,1 

-^ 

1888 

3  587  661,40 

30  768  796 

— 

11,7 

— 

Samnift 

81  218  107,40 

654  534302 

— 

12,4 

— 

1)  Dm  Reohiiiuigsjahr  i8ft«|67  beginnt  mit  dem  1.  Januar  1856  imd  endigt  mit  dem 
85.  März  1857.  die  ttbrigen  Bedmnngsjalire  von  1857 158  bis  1870|71  inkl.  beginnen  immer 
Bit  dem  26.  März  und  reichen  bis  zum  95.  März,  das  Jabr  1871  unfasst  die  Zeit  vom 
36.  März  bis  Sl.  Dezember  1871.  Vom  Jahre  1879  ab  fällt  das  Bechnnngsjahr  immer 
mit  dem  Kalendeijabre  Zusammen.  —  ^  Kach  den  Jahresberichten  des  HetropoUtan 
Beard  of  Works,  nir  das  Jabr  1867168  nach  Joseph  F.  B.  Firth,  Monidnal  London 
a.  a.  O.  S.  966.  Ss  war  nicht  mdglich,  zu  ermittem,  ob  in  den  Ausgaben  rar  die  Zeit 
von  1866J57  bis  1867 168  inkl.  die  Üebertragnngen  nnter  den  versohiedenen  Kontis  mit 
eingeschlossen  sind.  In  den  Ausgaben  für  die  Zeit  von  1868(69  bis  1888  inkl.  sind  diese 
üebertngungen  („transactions**  oder  „transfers  between  vanons  aocounts  of  the  Board") 
nicht  eingesehlossen.  —  s)  Beport  of  the  Metropolitan  Board  oi  Works  for  the  year  1888, 
S.  85.  —  «)  London  Gounty  Council,  London  Statistics  vol.  YII,  1898,  8.  X. 
Tab.  Spalte  4. 
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eine  3^/s  Millionen  Pfd.  Sterl.  übersteigende  Ziffer  das  Minimum. 
In  den  achtziger  Jahren  sanken  die  Ausgaben  niemals  mehr 
unter  S^ji  Millionen  Pfd.  Sterl.,  sie  stiegen  aber  verschiedentlich 
über  4  und  5,  einmal  sogar  über  b^jt  Millionen  Pfd.  Sterl. 

Wenn  der  ganze  durchwanderte  Zeitraum  in  zwei  ungefähr 
gleich  lange  Perioden  zerlegt  wird,  deren  erste  vom  1.  Januar 
1856  bis  zum  31.  Dezember  1872i  deren  zweite  vom  1.  Januar 
1873  bis  zum  31.  Dezember  1888  reicht,  so  ergibt  sich,  dass 
von  den  17  zur  ersten  Periode  gehörenden  Rechnungsjahren 
14  Jahre,  von  den  16  zur  zweiten  Periode  gehörenden  Jahren 
aber  nur  3  Jahre,  die  alle  drei  vor  dem  Jahre  1878  liegen,  Aus- 
gaben aufweisen,  die  niedriger  sind  als  die  durchschnittliche 
jährliche  Ausgabe  (2461154,77  Pfd.  Sterl.).  Die  Minimal- 
ausgabe in  der  ersten  Periode  ist  um  2368567,77  Pfd.  Sterl., 
die  Minimalausgabe  der  zweiten  Periode  aber  nur  um  736  450,07 
niedriger  als  die  durchschnittliche  jährliche  Ausgabe,  Hin- 
gegen ist  die  Maximalausgabe  der  ersten  Periode  nur  um 
861779,73  Pfd.  Sterl.,  die  Maximalausgabe  der  zweiten  Periode 
aber  um  3082026,28  Pfd.  Sterl.  höher  als  der  Durchschnitt. 
Die  Ausgaben  der  ersten,  17  Kalenderjahre  umschliessenden 
Periode  belaufen  sich  zusammen  auf  nur  24886967,60  Pfd. 
Sterl.  =  30,6 **/o  der  Summe  aller  Ausgaben,  während  die 
Ausgaben  während  der  zweiten  Periode,  trotzdem  diese  nur 
16  Kalenderjahre  umfasst,  56331139,80  Pfd.  Sterl.  =  69,4  > 
aller  Ausgaben,  also  mehr  als  das  Doppelte  der  Ausgaben 
der  ersten  Periode  und  mehr  als  ^/s  sämtlicher  Ausgaben  aus- 
machen. 

Auch  wenn  wir  kleinere  Zeitabschnitte  bilden,  nehmen 
wir  das  Wachstum  der  Ausgaben  wahr.  Der  ganze  von  uns 
betrachtete  Zeitraum  mag  statt  in  zwei  in  vier  annähernd  gleich 
lange  Perioden  zerlegt  werden.  Die  erste  Periode  beginnt  mit 
dem  1.  Januar  1856  und  reicht  bis  zum  25.  März  1865,  um- 
fasst also  fast  9^/4  Jahre.  Die  zweite  Periode  reicht  vom 
26.  März  1865  bis  zum  31.  Dezember  1873,  umfasst  also  ungefähr 
8'/*  Jahre.  Die  dritte  Periode  reicht  vom  1.  Januar  1874 
bis  zum  31.  Dezember  1881,  umfasst  also  8  Kalenderjahre. 
Die  vierte  Periode  endlich  reicht  vom  1.  Januar  1882  bis  zum 
Sl.    Dezember    1888,    umfasst    also    7    Jahre.     Aus    unserer 
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Tabelle    1    lässt   sich   leicht   berechnen,    dass    die   Ausgaben 
betrugen : 

in  der  ersten  Periode    7862686,45  Pfd.  Sterl.  =    9,7  7o  aller  Ausgaben 
,     ,    zweiten    ,        18825869,80    ,        ,     =28,2<>/o     , 
,     ,    dritten     ,        23357866,15    ,        ,     =28,7>     , 
,     ,    vierten     ,        31172685,00    ,        ,     =38,47o     , 

Mit  abnehmendem  Alter  und  abnehmendem  Umfange  der 
einzelnen  Perioden  geht  demnach  hier  ein  bestandiges  Wachstum 
der  auf  sie  entfallenden  Ausgaben  parallel. 

So  stark  war  das  Wachstum  der  Ausgaben,  dass  es 
auch  dann  zu  Tage  tritt,  wenn  diese  in  Beziehung  zu  einer 
selbst  stark  wachsenden  Grösse,  in  Beziehung  zum  steuer- 
pflichtigen Werte,  betrachtet  werden.  Während  der  steuer- 
pflichtige Wert  am  Ende  des  Ton  uns  geschilderten  Zeitraumes 
nicht  ganz  das  Dreifache  des  steuerpflichtigen  Wertes  am 
Anfange  dieses  Zeitraumes  betrug,  beliefen  sich  die  Aus- 
gaben im  Jahre  1888  auf  etwas  mehr  als  das  Zwanzigfache 
der  auf  das  Jahr  1856/57  entfallenden  Ausgaben.  Während  die 
Maximalziffer  des  steuerpflichtigen  Wertes  nicht  ganz  das  Drei- 
fache der  Minimalziffer  des  steuerpflichtigen  Wertes  betrug, 
beliefen  sich  die  Ausgaben  im  Maximum  auf  fast  das  Sechzig- 
fache der  Minimalausgaben.  Die  Prozentualziffer,  die  das 
Verhältnis  der  Summe  der  Ausgaben  überhaupt  zur  Summe 
des  steuerpflichtigen  Wertes  überhaupt  ausdrückt  (12,4®/o),  vrird 
nur  in  6  von  17  zu  der  Periode  vom  1.  Januar  1856  bis  zum 
31.  Dezember  1872  gehörenden  Rechnungsjahren  überschritten, 
während  unter  den  16  zur  Periode  vom  1.  Januar  1873  bis 
zum  31.  Dezember  1888  gehörenden  Jahren  9  Jahre  sich  vor- 
finden, die  die  durchschnittliche  Prozentziffer  von  12,4®/o  über- 
treffen. Die  höchste  Prozentziffer  in  der  ersten  Periode  ist, 
allerdings  um  8,9  ^/o,  die  höchste  Prozeutziffer  in  der  zweiten 
Periode  nur  um  6,8  ®/o  höher  als  die  durchschnittliche  Prozent- 
ziffer. Aber  andererseits  ist  die  niedrigste  Prozentziffer  in  der 
ersten  Periode  um  ll,6"/o,  die  niedrigste  Prozentziffer  in  der 
zweiten  Periode  um  nur  4,2  ^/o  niedriger  als  die  durchschnitt- 
liche Prozentziffer.  Gliedern  wir  wieder  den  ganzen  Zeitraum 
in  4  Perioden,  deren  erste  vom  1.  Januar  1856  bis  zum 
25.   März   1865,   deren  zweite  vom   26.  März   1865  bis  zum 
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31.  Dezember  1873,  deren  dritte  vom  1.  Januar  1874  bis  zum 
31.  Dezember  1881,  deren  vierte  vom  1.  Januar  1882  bis  zum 
31.  Dezember  1888  reicht,  und  berechnen  wir  auf  Orund  unserer 
Tabelle  1  das  prozentuelle  Verhältnis  der  auf  jede  einzelne 
Periode  entfallenden  Summe  der  Ausgaben  zur  Summe  des  ent- 
sprechenden steuerpflichtigen  Wertes,  so  finden  wir,  dass  die 
Ausgaben  betrugen: 

in  der  ersten  Periode  .  .  7,2^0  des  steuerpflichtigen  Wertes 

,  ,    zweiten    ,  .  .  12,2  7©  ,                 ,                    , 

,  ,    dritten      ,  .  .  12,6  >  ,                 ,                    , 

,  ,    vierten     ,  .  .  14,5>  ,.                .                    • 

Auch  der  Steigerung  der  Bevölkerung  eilte  die  Steigerung 
der  Ausgaben  voraus.  Aus  unserer  Tabelle  1  ist  leicht  er- 
sichtlich, dass  in  den  beiden  letzten  der  3  Jahre,  fOr  die 
sichere  Angaben  über  die  Bevölkerung  vorliegen,  da  sie  Yolks- 
zählungsjahre  sind,  die  Ausgaben,  verglichen  mit  den  frühesten 
in  den  betrachteten  Zeitraum  hereinfallenden  Yolkszählungs- 
Jahren  höher  sind  als  der  Bevölkerungsvermehrung  entspricht, 
und  dass  auch  die  Ausgaben  des  letzten  Yolkszählungsjahres 
weit  höher  über  den  Ausgaben  des  vorletzten  Yolkszählungs- 
jahres standen  als  die  Bevölkerungszahl  Londons  im  Jahre  1881 
über  der  vom  Jahre  1871  stand.  Während  die  Bevölkerungs- 
zahl im  Jahre  1871  um  1C,3>,  im  Jahre  1881  um  36,5<^/o 
höher  war  als  im  Jahre  1861,  waren  die  Ausgaben  des  Jahres 
1870/71  um  42,2>,  die  Ausgaben  des  Jahre  1881  um  292,8 > 
höher  als  im  Jahre  1860/61.  Demgemäss  betrug  die  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  fallende  Ausgabequote  im  Jahre  1870/71 
um  22,2 >,  im  Jahre  1881  um  188,8<>/o  mehr  als  im  Jahre 
1860/61. 

Im  folgenden  sollen  nunmehr  die  Ausgaben  gegliedert 
nach  den  Zwecken,  denen  sie  dienten,  betrachtet  werden.  Die 
Ausgaben  für  die  Yerzinsung  und  Tilgung  der  durch  das 
Metropolitan  Board  of  Works  aufgenommenen  Anleihen  beliefen 
sich  auf  23116286,20  Pfd.  Sterl.i).    Ziehen  wir  diesen  Betrag 


^)  Für  die  Jahre  1856/57  bis  1868/69  inklusive  wurden  die  Verzinsungs- 
und  Tilgungsausgaben  zusammen  aus  den  jeweiligen  Jahresberichten  des 
Metropolitan  Board   of  Works  entnommen,   mit  Ausnahme  des  Jahres 
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Yon  dem  Totalbetrage  aller  Ausgaben  ab,  so  bleibt  ein  Betrag 
wn  58101821,20  Pfd.  Sterl.  übrig.  Er  repräsentiert  die 
Summe  der  vom  Metropolitan  Board  of  Works  für  andere 
Zwecke  als  die  Verzinsung  und  Tilgung  seiner  Anleihen  ge* 
maohten  Ausgaben.  Wir  haben  zunächst  zu  untersuchen,  wie 
Tiel  Yon  diesem  Betrage  durch  die  Fürsorge  für  die  unteren 
Klassen  in  Anspruch  genommen  wurde. 

Die  Berichte  des  Metropolitan  Board  of  Works  gestatten 
nur,  für  drei  hierhergehörende  Bessorts  die  einschlägigen  Aus- 
gaben genau  zu  beziffern.  Für  Parks  und  freie  Plätze  wurden 
in^esamt  897329,25  Pfd.  Sterl.  yerausgabt  ^).  Für  die  üeber- 
wachung  des  Ziehkinderwesens  wurden  insgesamt  2183,25  Pfd. 
SterL  ausgegeben').  Die  Ausgaben  für  die  Durchführung  der 
Gross'  Acts  beliefen  sich  insgesamt  auf  1562  720,24  Pfd.  Sterl.'). 

Wie  viel  das  Metropolitan  Board  of  Works  für  Pensionen 
und  Unterstützungen   an  Mitglieder   der  Feuerwehr   niederen 


1859/60,  für  das  uns  die  betreffenden  Angaben  nicht  vorlagen  und  f&r 
das  angenommen  wurde,  die  betrefiEenden  Ausgaben  seien  ebenso  hoch 
gewesen  (259589,00  Pfd.  Sterl.)  wie  in  dem  zunächst  folgenden  Jahre 
1860/61,  und  mit  der  ferneren  Ausnahme  des  Jahres  1867/68,  für  das  uns 
gleichfalls  die  betreffenden  Angaben  fehlten  und  fQr  das  angenommen  wurde, 
die  fraglichen  Ausgaben  seien  ebenso  hoch  gewesen  (649  912,00  Pfd.  Sterl.) 
wie  in  dem  unmittelbar  folgenden  Jahre  1868/69.  Die  im  Text  oben 
genannte  Gesamtziffer  der  fraglichen  Ausgaben  dürfte  infolge  dieser 
beiden  vermutlich  etwas  zu  hoch  greifenden  Schätzungen  um  ein  Geringes 
zu  hoch  sein.  Für  die  Jahre  1869/70  bis  1888  inklusive  wurden  die  Aus- 
gaben für  Verzinsung  aus  den  einzelnen  Jahresberichten,  die  Ausgaben 
für  Tilinmg  aus  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for 
the  year  1869/70,  S.  113,  do.  for  the  year  1887,  S.  127,  180  und  do.  for 
the  year  1888,  S.  185,  berechnet. 

')  Die  Anlageausgaben  wurden  berechnet  auf  Grund  von  Report 
of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year  1887,  S.  127  und 
do.  for  the  year  1888,  S.  153,  169,  177;  die  Betriebsausgaben  wurden 
berechnet  auf  Grund  der  Mitteilungen  in  den  jeweiligen  Jahresberichten 
vom  Report  for  the  year  1869/70  ab. 

*)  Berechnet  aus  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works 
for  the  year  1872  und  folgende  sub  Account  showing  the  Total  Receipts 
and  Payments,  Infant  Life  Protection. 

^)  Berechnet  aus  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works 
for  the  year  1887,  S.  127  und  do.  for  fhe  year  1888,  8.  169,  175.  VgU 
auch  ib.  S.  32. 
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Ranges  und  ihre  Angehörigen  ausgab,  ist  nicht  zu  ermitteln, 
da  die  Berichte  des  Board  keine  besonderen  Aufstellungen  für 
die  Feuerwehrleute  niederen  Ranges  enthalten.  Wir  besitzen 
nur  Mitteilungen,  die  sich  auf  die  höheren  und  niederen  örade 
des  Feuerwehrcorps  zusammen  beziehen  und  eine  Ausscheidung 
der  niederen  Grade  nicht  gestatten.  Fttr  sämtliche  Jahre,  in 
denen  das  Metropolitan  Board  of  Works  für  das  Feuerlösch-* 
wesen  zuständig  war,  liegen  uns  solche  Angaben  Tor,  mit  Aus- 
nahme des  Rechnungsjahres  1867/68.  Wenn  wir  annehmen, 
die  hierher  gehörenden  Ausgaben  des  letztgenannten  Jahres 
seien  den  Ausgaben  des  nächstfolgenden  Jahres  gleich  gewesen, 
was  dem  Jahre  1867/68  vielleicht  eine  höhere  und  sicherlich 
keine  beträchtlich  niedrigere  Ausgabe  zuweist,  als  es  thatsäch- 
lich  hatte,  so  finden  wir,  dass  das  Metropolitan  Board  of  Works 
im  ganzen  für  Pensionen  und  Unterstützungen  an  alle  Grade 
der  Feuerwehr  und  ihre  Angehörige  rund  46126  Pfd.  Sterl. 
verausgabte  0- 

Ueber  Ausgaben  für  die  Durchführung  der  ältesten  sozial- 
politischen Funktionen  des  Metropolitan  Board  of  Works, 
nämlich  die  Eontrolle  der  Kellerwohnungen,  und  für  die  Eon- 
trolle der  Befolgung  einiger  anderer  baupolizeilicher  Vorschriften 
wird  nichts  berichtet.  Wir  gehen  wohl  nicht  fehl,  wenn  wir 
annehmen,  dass  die  Durchführung  dieser  Funktionen  das 
Metropolitan  Board  of  Works  zu  einem  irgendwie  nennens- 
werten finanziellen  Aufwand  nicht  nötigte.  Die  ünthätigkeit 
gegenüber  den  Missständen  der  Eellerwohnungen  bedeutet  in 
finanzieller  Hinsicht  dies,  dass  das  Metropolitan  Board  of 
Works  für  ihre  Ueberwachung  nichts  ausgab.  Für  die  Beamten 
des  Metropolitan  Board  of  Works  bildete  die  Durchsetzung  der 
sozialpolitischen  Partien  der  Bauordnung  nur  einen  winzigen 
Appendix  ihrer  sonstigen  Obliegenheiten ;  für  das  Metropolitan 


^)  Berechnet  nach  Report  of  the  Metropolitan  Board  of 
Works  for  the  year  1866/67  und  folgende  sub  Accounts,  Fire  Brigade, 
Fire  Brigade  Working  AccouDt,  Firemen^s  Savings  Fund.  —  Für  das  Jahr 
1868/69  werden  die  betreffenden  Aasgaben  auf  zusammen  881  Pfd.  Sterl. 
6  sh  9  d  angegeben.  In  jedem  der  12  Rechnungsjahre,  in  der  die  neue 
Pensionsordnung  des  Jahres  1877  noch  nicht  wirksam  war  und  für  die 
Angaben  vorliegen,  betrugen  die  Ausgaben  weniger  als  950  Pfd.  Sterl. 
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Board  of  Works  wäre  wohl  keine  Möglichkeit  vorhanden  ge- 
wesen, sein  Beamtenpersonal  zu  verringern  oder  betrachtlich 
zu  verringern,  wenn  die  Bauordnung  jene  sozialpolitischen 
Partien  nicht  enthalten  hätte*  üeberdies  wurden  die  vornehm- 
lich hier  in  Betracht  kommenden  Beamten,  die  District  Sur- 
veyors,  nicht  durch  das  Metropolitan  Board  of  Works  besoldet, 
ihre  Bezahlung  bestand  vielmehr  in  dem  Ertrage  von  Gebühren, 
die  den  District  Surveyors  überwiesen  waren  und  die  direkt 
von  Privaten  diesen  Beamten  zu  bezahlen  waren.  Man  irrt 
deshalb  wohl  nicht,  wenn  man  annimmt,  dass  die  Ausgaben 
des  Metropolitan  Board  of  Works  für  diesen  Zweig  seiner 
Thätigkeit  nicht  ins  Gewicht  fallen. 

Es  ist  nicht  möglich,  auf  Grund  des  die  Ausgaben  des 
Metropolitan  Board  of  Works  beleuchtenden  Materials  zu  be-« 
rechnen,  wie  gross  die  Ausgaben  für  die  Unterbringung  der- 
jenigen Angehörigen  der  unteren  Klassen  waren,  die  durch  die 
Strassenbauten  des  Metropolitan  Board  of  Works  aus  ihren 
früheren  Wohnungen  vertrieben  wurden  und  für  deren  Unter- 
bringung in  neuen  Wohnungen  diese  Körperschaft  sorgte.  Ge- 
wöhnlich sind  die  Ausgaben  für  diese  Thätigkeit  zusammen  mit 
den  Ausgaben  für  Strassenbauten  überhaupt  nachgewiesen. 
Glücklicherweise  ist  man  jedoch  in  der  Lage,  wenigstens  einen 
Annäherungswert  für  jene  Ausgaben  auf  dem  Wege  der  Schätzung 
zu  ermitteln.  In  4  Fällen  nämlich  liegen  Angaben  über  die 
Ausgaben  vor,  die  das  Metropolitan  Board  of  Works  bei  dem 
Erwerb  von  Grundstücken  machte,  auf  denen  Wohnungen  für  die 
durch  Strassenbauten  dislozierten  Personen  errichtet  wurden  oder 
errichtet  werden  sollten,  und  zugleich  Angaben  über  die  Zahl 
der  Personen,  die  in  den  neuen  Wohnungen  Unterkunft  finden 
sollten.  Im  ersten  Falle  werden  die  Ausgaben  auf  20  000  Pfd. 
Sterl.  und  die  Zahl  der  neu  unterzubringenden  Personen  auf 
1100  angegeben^).  Im  zweiten  Falle  betrugen  die  Ausgaben 
19113  Pfd.  Sterl.,  die  Zahl  der  Personen  belief  sich  nach  einer 
Mitteilung  auf  600,  nach  einer  anderen  Mitteilung  auf  800^). 

')  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1880,  S.  23  und  Percy  J.  Edwards  a.  a.  0.  S.  185. 

^  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1880,  S.  97  und  Percy  J.  Edwards  a.  a.  0.  S.  97. 
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Im  dritten  Falle  steht  einem  Aasgabebetrag  von  65070  Pfd. 
Sterl.  eine  Personenzahl  Yon  2000  Köpfen  gegenüber^).  Im 
vierten  Falle  ist  der  Betrag  der  Ausgaben  auf  10971,10  Pfd. 
Sterl.  zu  berechnen,  während  die  Zahl  der  Personen  auf 
240  Köpfe  angegeben  wird  ^).  Durchschnittlich  also  wurden 
fOr  1  Person  verausgabt:  im  ersten  Falle  18,2  Pfd.  SterL, 
im  zweiten  Falle  31,8  Pfd.  Sterl.  bezw.  23,8  Pfd.  Sterl.,  im 
dritten  Falle  32,5  Pfd.  Sterl.  und  im  vierten  Falle  45,7  Pfd.  Sterl. 
Es  ist  unsere  Absicht,  bei  der  Schätzung  der  Ausgaben,  die 
das  Metropolitan  Board  of  Works  für  die  Unterbringung  dis- 
lozierter Personen  im  Anschlüsse  an  Strassenbauten  überhaupt, 
also  nicht  nur  in  den  erwähnten  Fällen,  sondern  in  allen 
Fällen  zusammen  machte,  eher  zu  hoch  als  zu  niedrig  zu  greifen. 

Wir  nehmen  deshalb  an,  dass  die  höchste  eben  gefundene 
durchschnittliche  Ausgabeziffer  ^eich  sei  dem  Durchschnitte 
aller  Fälle,  in  denen  das  Metropolitan  Board  of  Works  im 
Anschlüsse  an  Strassenbauten  für  dislozierte  Personen  neue  Unter- 
kunft besorgte.  Da  die  Gesamtzahl  der  Personen,  für  deren 
Unterbringung  das  Metropolitan  Board  of  Works  im  Anschlüsse 
an  Strassenbauten  sorgte,  sich  auf  10  688  Köpfe  belief,  so  sind 
demgemäss  die  Ausgaben,  die  dem  Metropolitan  Board  of  Works 
aus  seiner  Fürsorge  für  dislozierte  Angehörige  der  unteren 
Klassen  im  Anschlüsse  an  Strassenbauten  erwuchsen,  insgesamt 
auf  10688  X  45,7  Pfd.  Sterl.  =  488441,6  Pfd.  Sterl.  zu 
schätzen.  Man  darf  annehmen,  dass  damit  diese  Ausgaben 
nicht  zu  niedrig  beziffert  wurden. 

Addieren  wir  nun  die  Ausgaben  für  Parks  und  freie  Plätze, 
für  die  Ueberwachung  des  Ziehkinderwesens,  fttr  die  Durch- 
führung der  Gross'  Acts,  für  Pensionen  und  Unterstützungen 
an  Mitglieder  der  Feuerwehr  und  ihre  Angehörigen  und  für  die 


*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1882,  S.  11,  105;  do.  for  the  year  1883,  S.  9  und  do.  for  the  year 
1885,  8.  11. 

')  Der  Betrag  der  Ausgaben  warde  gefanden  durch  Subtraktion  der 
in  do.  for  the  year  1886,  S.  12  und  112  mitgeteilten  Eompensationsaus- 
gaben  von  den  Ausgaben  fQr  «compensation  and  pnrchaae  of  property* 
•nb  «Hampstead  Improvements''  ib.  S.  161.  Ueber  die  Personenzahl  Tgl. 
ib.  S.  12. 
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Unterbringung  dislozierter  Personen  im  Anschluss  an  Strassen- 
anlagen,  so  repräsentiert  die  hieraus  sich  ergebende  Summe, 
die  sich  auf  2996800  Pfd.  Sterl.  beläuft,  reichlich  die  Summe 
der  Ausgaben,  die  das  Metropolitan  Board  of  Works  speziell 
oder  vornehmlich  im  Interesse  der  unteren  Klassen  auf  sich 
nahm.  Die  Dürftigkeit  der  sozialpolitischen  Fürsorge  des  Board 
kommt  klar  in  dem  umstände  zum  Ausdruck,  dass  diese  Summe 
nur  rund  5,1 7o  der  Summe  aller  Ausgaben  überhaupt,  aus- 
43chlies8lich  der  Ausgaben  für  Verzinsung  und  Tilgung  der  An- 
leihen darstellt. 

Wie  stattlich  nehmen  sich  dagegen  die  Ausgaben  für 
Strassenbauten  aus,  die  ohne  die  Ausgaben  für  die  Unter- 
"bringung  dislozierter  Personen  aus  den  unteren  Klassen  sich 
auf  16217491  Pfd.  Sterl.  beliefen  i)!  Selbst  wenn  wir  Ton 
-diesem  Betrage  auch  noch  den  Wert  des  nicht  für  den  Strassen- 
körper  benötigten  Surpluslandes  in  Abzug  bringen  (5189782 
Pfd.  Sterl.*),  so  bleiben  uns  immer  noch  11027  709  Pfd.  Sterl. 
als  Summe  der  für  Strassenbauten  aufgewandten  Nettoausgaben 
^brig. 

ß.  Die  Steüereinnakmen  und  die  Anleihen. 

Wenn  wir  in  der  umstehenden  Uebersicht  über  die  drei 
hauptsächlichsten  Einnahmequellen  des  Board  (vgl.  Tab.  2 
-auf  S.  162)  diejenigen  Spalten  ins  Auge  fassen,  die  sich  auf 
die  konsolidierten  Steuern  beziehen,  so  finden  wir  im  Ein- 
klänge mit  den  von  uns  bei  der  Betrachtung  der  Ausgaben  ge- 
machten Wahrnehmungen,  dass  von  der  Begründung  des 
Board  an  bis  zum  Jahre  1869  einschliesslich  die  Einnahmen  aus 
den  konsolidierten  Steuern  sowohl  absolut  als  auch  im  Ver- 
hältnis zum  steuerpflichtigen  Werte  fast  regelmässig  zunahmen. 
Vom  Jahre  1870  ab  bietet  eine  Reihe  aufeinander  folgender 
Jahre  ein  anderes  Bild  dar.  Sie  sind  charakterisiert  durch 
-eine  Verminderung  des  absoluten  Betrages  der  Einnahmen  aus 
den  konsolidierten  Steuern  und  infolge  der  in  diesen  Jahren 


^)  Percy  J.  Edwards  a.  a.  0.  S.  139,  Tab.  3,  Spalte  3  und  Sum- 
«lary  Spalte  4. 

*)  Ib.  Sammary  Spalte  5. 
Sinzheimer,  Der  Londoner  Orafsohaftsrat.  I.  H 
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Tabelle  2. 
Die  Einnahmen  des  Metropolitan  Board  of  Works  ans  Stenern  nnd  Anleihen» 


eas^s 

Einnahmen  relativ  pro 

Einnahmen  absolut 

in  Pfd.  Sterl.  aus   1 1  Pfd.  Sterl.  steuerpflichtigen 

Jahr') 

Wertes')  aus 

konsoli- 

konsoli- 

dierten 

OctroiS) 

Anleibeae) 

dierten 

Octroi 

Anleiken 

StenemS) 

Steuern 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl. 

d 

d 

d 

1856 

98  262 

. 

2,09 

1857 

87  504 

— 

1,86 

— 

1858 

106  776 

— 

2,13 

— 

1859 

215  815 

— 

4.30 

— 

1860 

270  288 

— 

5,38 

— 

1861 

275  984 

37  622*) 

5,32 

0,73 

1862 

271 138 

381 492*) 

10107  425 

5,20 

7,32 

14,3$ 

1863 

289  688 

175  869 

5,53 

3,36 

1864 

821011 

182  755 

6,12 

3,48 

1865 

318  681 

195  677 

5,22 

3.24 

1866 

882  480 

197  002 

6,32 

3,24 

1867 

444505 

207113 

6.99 

3,25 

1868 

411846 

191  258 

6,09 

2,83 

1869 

409  375 

193  855 

2  079  9151 

6.04 

2,86 

30,7h 

1870 

399  307 

217  640 

720560 

5,10 

2,79 

9,24 

1871 

260  862 

160  020 

648  000 

3,31 

2,05 

8,32 

1872 

228  252 

232  928 

252000 

2,68 

2,80 

3,03 

1873 

232  562 

223  602 

1556  000 

2,74 

2,64 

18,41 

1874 

379  174 

219  774 

2605  000 

4,42 

2,56 

25,85 

1875 

458481 

237  393 

96  000 

5,26 

2,77 

1,10 

1876 

446  079 

246  807 

1349814 

4,60 

2,61 

14,01 

1877 

464  945 

244  501 

1  251  989 

4,82 

2,54 

12,99 

1878 

477  835 

250  926 

2114000 

27  607  728 

4,88 

2,56 

21,62 

13.6^ 

1879 

581197 

277  817 

2  317  853 

5,82 

2,78 

23.22 

1880 

645  500 

280  554 

1779  251 

6,32 

2,75 

17,43 

1881 

671839 

285  498 

2412  672 

5,89 

2,50 

21,13 

1882 

715822 

294  743 

1793  653 

6.24 

2,58 

15.72 

1888 

728  257 

298  566 

1 197  892 

6,23 

2,53 

10,31 

1884 

772 169 

300  700 

1  908  536 

6,50 

2,54 

16,12 

1885 

889  985 

825  702 

1  692  542 

7,34 

2,70 

14,05 

1886 

882  328 

333  876 

1234  293 

6,88 

2,62 

9,71 

1887 

964280 

320  974 

400  317 

7,55 

2,53 

3.15 

1888 

1075  551 

284014 

197  941^        1 

8,39 

2.22 

1.54^ 

Sa. 

15  167  173 

6  798  673 

37  715  153 

5,56 

2,49 

13,83 

1)  Für  die  Einnahmen  ans  konsolidierten  Stenern  Kalendeijahr;  ffir  die  Octroi- 
einnahmen:  Ton  1861—1870  inkl.  de,  fttr  1871  vom  i.  Jannar  bis  SO.  September  1871  (also  nur 
9  Monate),  von  da  ab  bis  1886  inkl.  Rechnungsjahr  vom  l.  Oktober  bis  30.  September,  fttr  ]  887  nnd 
1888  Kalendeijahr;  für  Einnahmen  ans  Anleihen:  vom  1.  Jannar  1866  bis  SA.  Miiz  1869,  für  die 
beiden  Jahre  1869  nnd  1870  Bechnnngsjahr  vom  26.  Mäiz  bis  26.  M&rz,  für  1871  vom  S6.  März  bi» 
31.  Dezember  1871  (also  nni  nngefähr  9  Monate),  von  da  ab  immer  Kalendeijahr  nnd  Periode 
vom  S6.  März  1869  bis  81.  Dezember  1888.  ~  3)  Beport  of  the  Metr.  Board  of  Works  for  th» 

Jear  1887,  S.  181  Table  YII  nnd  do.  for  the  year  1888,  S.  86.  ->  »)  Do.  for  the  year  1886,  S.  131  f.;. 
0.  for  the  year  1887,  S.  166  nnd  do.  for  the  year  1888,  8. 189.  —  <)  Nnr  Wein  octroi,  empfingen 
dnrch  das  Metr.  Board  of  Works  in  1861 ,  enthaltend  auch  Erlös  daraus  in  1869  nnd  1860.  — 
ft)  Mit  Balance  of  the  London  Bridge  Approaches  Fand  im  Betrage  von  137993  Pfd.  Sterl.  — 
«;  Report  eto.  1868|69,  S.  44  nnd  folgende  Reports.  —  f)  Vgl.  Sp.  3  in  Tab.  1  S.  163. 
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vor  sich  gehenden  Hebung  des  steuerpflichtigen  Wertes  natür- 
lich durch  eine  Erleichterung  der  Belastung,  die  die  konsoli- 
dierten Steuern  mit  sich  brachten. 

Die  Zunahme  der  Ausgaben  in  diesen  Jahren  (vgl.  Tab.  1 
auf  S.  153)  verscheucht  die  Vermutung,  v^ir  hätten  hier  ein 
Symptom  für  die  Einschrumpfung  der  Thätigkeit  des  Metro- 
politan Boar4  of  Works  vor  uns.  Aber  auch  die  scheinbar 
fester  gegründete  Vermutung  muss  schwinden,  das  Board  habe 
durch  die  Entfaltung  besonderer  Tüchtigkeit  in  jenen  Jahren 
es  verstanden,  mit  geringeren  Mitteln  mehr  zu  leisten  und 
den  Steuerzahlern  für  weniger  Geld  mehr  zu  bieten.  Selbst 
das  Metropolitan  Board  of  Works  lehnte  ein  solches  Lob  ab  ^). 
Die  Minderung  des  Druckes  der  konsolidierten  Steuern  in  der 
ersten  Hälfte  der  siebziger  Jahre  ist  vielmehr  darin  zu  suchen, 
dass  in  ihr  die  in  die  Jahre  1869  und  1871  fallenden  finanz- 
gesetzlichen  Aenderungen  wirksam  zu  werden  begannen,  die 
dem  Board  ermöglichten ,  Anleihen  in  grösserem  Umfange, 
unter  besseren  Tilgungsbedingungen  und  zu  günstigeren  Kursen 
aufzunehmen.  Die  Periode  von  1856 — 1869  inklusive  ist  des- 
halb mit  .der  Periode  von  1870  ab  bis  1888  inklusive  nur  ver- 
gleichbar mit  dem  Vorbehalte,  dass  die  Einnahmen  aus  konsoli- 
dierten Steuern  in  der  ersten  Periode  höher  gewesen  wären  als 
die  in  unserer  Tabelle  verzeichneten  Beträge,  wenn  auch  in  der 
ersten  Periode  die  in  der  zweiten  Periode  bestehenden  finanz- 
gesetzlichen Bestimmungen  gegolten  hätten,  oder  umgekehrt 
mit  dem  Vorbehalte,  dass  in  der  zweiten  Periode  die  Einnahmen 
aus  konsolidierten  Steuern  hätten  höher  sein  müssen  als  die  in 
unserer  Tabelle  gebuchten  Einnahmen,  wenn  auch  in  der  zweiten 
Periode  die  in  der  ersten  Periode  geltenden  finanzgesetzlichen 
Bestimmungen  gegolten  hätten. 

Wir  sehen  deshalb  auch,  dass  innerhalb  der  hinsichtlich  der 
wesentlichen  finanzgesetzlichen  Bestimmungen  mit  der  Periode 
von  1870— 1874  inklusive  übereinstimmenden  Periode,  die  vom 
Jahre  1875 — 1888  inklusive  reicht,  die  Einnahmen  aus  kon- 
solidierten Steuern  fast  stetig,   verglichen  mit  dem  Zeiträume 

^)  Report  of  tfae  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1888,  S.  85. 
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1870—1874  inklusive,  wuchsen.  Nicht  nur  waren  die  Einnahmen 
sämtlich  höher  als  in  der  Periode  vor  dem  Jahre  1869.  In  den 
Jahren  1886,  1887  und  1888  waren  auch  die  relativen  Ein- 
nahmen höher  als  das  in  der  Periode  1856—1868  inklusive 
erreichte  Maximum. 

Was  nun  die  Octroi einnahmen  anlangt,  so  flössen  sie 
zum  überwiegenden  Teile  aus  dem  Eohlenoctroi.  Das  Wein- 
octroi  lieferte  nur  geringfügige  Ergebnisse  ^).  Die  Octroi- 
einnahmen  stellen  demnach  im  wesentlichen  nicht  die  Belastung 
eines  Luxusartikels,  sondern  eines  notwendigen,  auch  von  den 
unteren  Klassen  benötigten  Bedarfsartikels  dar.  Nach  einer 
Schätzung  des  Finanzministeriums  aus  dem  Jahre  1883  machte 
das  Octroi  mindestens  7^/o  des  Londoner  Eohlenpreises  aus'). 

Wir  haben  in  der  vorangegangenen  Tabelle  2  die  Octroi- 
einnahmen  auf  denselben  steuerpflichtigen  Wert  bezogen,  im 
Verhältnis  zu  welchem  auch  die  Einnahmen  aus  konsolidierten 
Steuern  bezogen  wurden.  Diese  Relationen  sind  zunächst 
wertvoll  deshalb,  weil  sie  klar  veranschaulichen,  in  welchem 
Verhältnisse  zu  den  Einnahmen  aus  konsolidierten  Steuern  die 
Octroieinnahmen  standen.  Wenn  wir  die  beiden  Jahre  1861 
und  1862  ausscheiden,  von  denen  das  erste  Jahr  mit  den  fol- 
genden Jahren  nicht  vergleichbar  ist,  weil  in  ihm  nur  ein 
Teil  der  Octrois  dem  Metropolitan  Board  of  Works  zufloss, 
die  von  ihm  später  ganz  eingenommen  wurden,  während  das 
zweite  Jahr  übermässige  Octroieinnahmen  deshalb  aufweist, 
weil  dem  Metropolitan  Board  of  Works  ein  aus  den  Octroi- 
erträgnissen  mehrerer  Jahre  gebildeter  Fonds  auf  einmal  zuge- 
führt wurde )  so  finden  wir,  dass  einmal  (im  Jahre  1872)  die 
Octroieinnahmen  mehr  betrugen  als  die  Einnahmen  aus  kon- 
solidierten Steuern,  dass  sie  in  zahlreichen  Jahren  mehr  als  die 
Hälfte  oder  nahezu  die  Hälfte  der  Einnahmen  aus  konsolidierten 
Steuern  ausmachten,  dass  sie  in  jedem  Jahre  mehr  als  ^ji  dieser 
Einnahmen  betrugen  und  dass  ihr  Gesamtbetrag  in  sämtlichen 
Jahren  sich  auf  nahezu  die  Hälfte,  nämlich  auf  ^/ii,  der  ge- 
samten Einnahmen  aus  konsolidierten  Steuern  belief. 


')  Ib.  for  the  year  1883,  S.  134. 
^  Ib.  ib. 
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Doch  nicht  nur  den  Finanzhaushalt  des  Metropolitan  Board 
of  Works  allein  beleuchten  diese  Ziffern.  Sie  erhellen  auch 
die  Entwickelung  des  Finanzhaushaltes  in  der  Periode,  die 
der  Auflösung  des  Board  folgte.  Wir  sahen,  dass  die  Octroi- 
einnahmen  einen  ansehnlichen  Teil  der  Einnahmen  der  Metro- 
politan Board  of  Works  bildeten.  Es  ward  uns  klar,  dass  die 
noch  bei  Lebzeiten  des  Metropolitan  Board  of  Works  vom 
Parlament  beschlossene  Aufhebung  des  Octrois  vom  Jahre  1889 
ab  für  die  Nachfolger  des  Metropolitan  Board  of  Works  eine 
Einnahmequelle  verstopfte,  aus  der  dieser  Körperschaft  be- 
trächtliche Mittel  zuflössen.  Das  Metropolitan  Board  of  Works 
hat  deshalb  auch  in  einer  Zeit,  in  der  es  noch  nicht  ahnte,  dass 
eine  neue  kommunale  Behörde  an  die  Stelle  des  Board  treten 
werde,  die  fUr  die  Beurteilung  der  späteren  Finanzgeschichte 
wichtige  Erklärung  abgegeben,  dass  es  nach  dem  Fortfalle  der 
Octrois  zu  einer  beträchtlichen  Vermehrung  der  konsolidierten 
Steuern  werde  greifen  müssen  ^). 

Die  Lückenhaftigkeit  des  vorliegenden  Materials  gestattet 
nicht,  die  zeitlichen  Schwankungen  der  Einnahmen  aus  An- 
leihen so  eingehend  darzustellen,  wie  es  für  die  Einnahmen 
aus  konsolidierten  Steuern  und  für  die  Octroieinnahmen  möglich 
war.  Wenn  wir  den  betrachteten  Zeitraum  derjenigen  Gliederung 
unterziehen,  zu  der  nicht  nur  die  Natur  des  zu  Gebote  stehen- 
den Materials,  sondern  auch  die  Erwägung  anregt,  dass  die 
Aufnahme  von  Anleihen  nach  Abschluss  der  ersten  nur  sum- 
marisch zu  behandelnden  Periode  von  1856  bis  zum  25.  März 
1869  gesetzlich  erleichtert  war,  und  wenn  wir  demgemäss  einen 
Vergleich  zwischen  dieser  und  der  folgenden  Periode  anstellen, 
so  finden  wir  in  der  That,  dass  die  Beanspruchung  des  Anleihe- 
kredits in  der  früheren  Periode,  soweit  die  absoluten  Beträge 
in  Betracht  kommen,  nicht  so  stark  war  wie  in  der  späteren 
Periode.  Schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  Spalte  4  unserer  Ta- 
belle 2  lehrt  dies.  Während  die  Länge  der  Periode  vom 
1.  Januar  1856  bis  zum  2S.  März  1869  mit  ihren  13  Jahren  und 
etwa  3  Monaten  etwas  mehr  als  die  Hälfte  des  von  der  zweiten 
Periode  umspannten  Zeitraumes  (19  Jahre  und  etwa  9  Monate) 


^)  Ib.  for  the  year  1872,  8.  108. 


—     166     — 

betrug,  betragen  die  absoluten  Einnahmen  aus  Anleihen  in  der 
ersten  Periode  nur  wenig  mehr  als  V^  der  auf  die  zweite 
Periode  entfallenden  Einnahmen  aus  Anleihen.  Gliedern  wir  die 
zweite  Periode  in  zwei  etwa  gleich  lange  Hälften,  die  sich  am 
Ende  des  Jahres  1878  berühren,  so  finden  wir,  dass  auf  die 
direkt  jener  ersten  Periode  folgende  Hälfte  (vom  25.  März 
1869  bis  31.  Dezember  1878),  die  nur  9^/i  Jahre  umspannt 
und  in  der  die  Einnahmen  aus  Anleihen  zusammen  12673278  Pfd. 
Sterl.  betrugen,  weit  mehr  als  auf  die  vorangegangene,  etwa 
13  Jahre  umfassende  Periode  entfallt.  Die  zweite  Hälfte 
(1.  Januar  1879  bis  31.  Dezember  1888)  steht  mit  ihren 
14934450  Pfd.  Sterl.  Einnahmen  aus  Anleihen  noch  höher  über 
der  Periode,  die  vom  1.  Januar  1856  bis  zum  25.  März  1869 
reicht. 

Auf  den  steuerpflichtigen  Wert  bezogen,  sind  allerdings 
die  Einnahmen  aus  Anleihen  in  dieser  Periode  um  ein  Ge- 
ringes höher  als  in  der  folgenden  bis  Ende  1888  reichenden 
Periode.  Aus  der  Betrachtung  der  Relativzahlen  nach  1869 
ergibt  sich  leicht  die  Erkenntnis,  dass  dies  vornehmlich  dem 
verhältnismässigen  Niedergange  der  Einnahmen  aus  Anleihen 
in  den  achtziger  Jahren  geschuldet  ist. 

Natürlich  sagen  die  Schwankungen  in  den  jährlichen  Ein- 
nahmen aus  Anleihen  nichts  aus  über  die  Höhe  der  Schulden- 
last in  den  einzelnen  Jahren  oder  Jahresgruppen.  Mit  der 
Bewegung  der  Einnahmen  aus  Anleihen  kreuzten  sich  die  Aus- 
gaben für  die  Tilgung  von  Anleihen,  und  den  Schuldverbind- 
lichkeiten des  Board  standen  sein  Vermögen  und  seine  Gut- 
haben gegenüber.  Es  liegt  deshalb  das  Bedürfnis  vor,  die 
Beanspruchung  des  Anleihekredits  durch  das  Metropolitan 
Board  of  Works  unter  Berücksichtigung  dieser  den  für  die 
Tilgung  der  Anleihen  haftbaren  steuerpflichtigen  Wert  ent- 
lastenden Posten  zu  betrachten.  In  der  umstehenden  Tabelle  3 
(auf  S.  167)  ist  die  aus  der  Aufnahme  von  Anleihen  sich 
ergebende  Schuldenlast  des  Metropolitan  Board  of  Works 
am  Beginne  seiner  Thätigkeit,  am  Ende  der  in  seine  Exi- 
stenzperiode fallenden  fünfjährigen  oder  ungefähr  fünfjährigen 
Intervalle  und  am  Ende  des  Jahres  1888  zunächst  unter  Be- 
rücksichtigung   der  jeweils    vorangegangenen    Amortisationen 
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Tabelle  8. 
l>le  Scksldenlftst  des  Metrepelltan  Board  of  Works  ans  Anleihen. 


AKo/v1»l-n 

Relativ  pro 

1  Pfd.  Sterl. 

J^tifaVAlAV     / 

steuerpflichtigen  Wertes*) 

Datum 

Bratto- 

Netto-     1 

Brutto- 

Netto- 

schulden 

schulden') 

schulden 

schulden 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl. 

sh 

d 

sh 

d 

1.  Janaar  1856    . 

428689») 

288222») 

9,12 

^ 

6,13 

^5.  März  1861  .    .      2177812 

-*) 

3 

7,35 

— 

— 

^5.  März  1866  .     .   '   3169200 

-*) 

4 

4,75 

— 

— 

^5.  März  1871  .    . 

8650517 

6137465 

9 

2,91 

6 

6,69 

31.  Dezember  1876 

12564180 

9141824 

10 

10,47 

7 

10,98 

31.  Dezember  1881 

20660327 

13860925 

16 

0,93 

10 

1,38 

31.  Dezember  1886 

27494992 

17220449 

18 

0,09 

11 

3,34 

^1.  Dezember  1888 

28043926 

17213000   1 

1 

18 

2,82 

11 

2,31 

und  dann  unter  fernerer  Berücksichtigufig  der  entsprechenden 
Vermögensbestände  und  Guthaben  des  Board  beziffert.  Es  er- 
gibt sich  daraus,'  dass  diese  Körperschaft  den  steuerpflichtigen 
Wert  mit  einer  fast  fortgesetzt  zunehmenden  Schuldenlast 
beschwerte.  An  allen  in  der  Tabelle  verzeichneten  Terminen 
nach  dem  Jahre  1856  und  vor  dem  Jahre  1888  war  die 
Schuldenlast  beträchtlich  höher  als  am  Beginne  der  Thätig- 
keit  des  Board  oder  an  den  anderen  ihnen  jeweils  voran- 
gegangenen   Terminen.      Diese    Steigerung    tritt    nicht    nur 


^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1868/69,  S.  43;  do.  for  the  year  1860/61,  S.  10;  do.  for  the  year  1865/66, 
8.  49  f.;  do.  for  the  year  1870/71,  S.  58;  do.  for  the  year  1876,  S.  102; 
do.  for  the  year  1881,  8.  109;  do.  for  the  year  1886,  S.  119;  do.  for  the 
year  1888,  S.  87,  165,  192. 

')  Bruttoschulden  minus  Aktiva  (surplus-land  and  property,  loans 
«dyanced  by  the  Board  to  other  bodies  and  credit  balances  of  Consolidated 
Loans  Fund). 

')  Uebemommen  von  Metropolitan  Commissioners  of  Sewers. 

^)  Angaben  fehlend. 

*)  Vgl.  Sp.  8  in  Tabelle  1  auf  S.  158. 
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plastisch  bei  dem  Vergleiche  der  absoluten  Zahlen  hervor,  sie 
ist  auch  scharf  markiert  im  Verhältnisse  zu  den  selbst  stetig 
erhöhten  steuerpflichtigen  Werten.  Nur  die  Nettoschulden  am, 
Ende  des  Jahres  1888  waren  um  einen  unbedeutenden  Betrag 
absolut  und  relativ  geringer  als  an  dem  direkt  vorhergehenden 
Termin,  während  die  Bruttoschulden  an  dem  letzten  Termin^ 
über  den  unsere  Tabelle  Auskunft  gibt,  absolut  und  relativ 
höher  waren  als  Ende  1886  und  während  auch  die  Nettoschulden 
am  Ende  1888  beträchtlich  höher  waren  als  an  allen  anderen 
vor  dem  Jahre  1886  liegenden  Terminen.  Das  gewaltige  Wachs- 
tum der  Schuldenlast,  das  dem  Metropolitan  Board  of  Work» 
zuzuschreiben  ist,  kommt  darin  zum  Ausdrucke,  dass  am  Ende- 
der  Laufbahn  des  Board  die  Bruttoschulden  absolut  mehr  al» 
das  Fünfundsechzigfache  und  im  Verhältnisse  zum  steuerpflich- 
tigen Werte  mehr  als  das  Dreiundzwanzigfache,  die  Netto* 
schulden  absolut  mehr  als  das  NeunundfQnfzigfache  und  im 
Verhältnisse  zum  steuerpflichtigen  Werte  mehr  als  das  Einund- 
zwanzigfache der  entsprechenden  Beträge  am  Beginne  seiner 
Laufbahn  ausmachten« 

f.  Die  Kosten  der  Durchführung  der  Gross'  Acts. 

Im  vorangegangenen  wurde  ein  Ausgabeposten  erwähnt,, 
der  an  die  Erfüllung  eines  früher  von  uns  gegebenen  Ver- 
sprechens mahnt.  Wir  wiesen  der  Betrachtung  des  Finanz- 
haushaltes die  Beantwortung  der  Frage  zu,  ob  das  Metro- 
politan Board  of  Works  bei  der  Durchführung  der  Gross*  Acts 
an  den  Grenzen  seiner  finanziellen  Leistungsfähigkeit  ange- 
langt sei.  In  der  umstehenden  Tabelle  4  (^gl.  S.  169)  ist  der 
Nachweis  dafQr  erbracht,  dass  es  falsch  wäre,  anzunehmen^ 
das  Metropolitan  Board  of  Works  hätte  nicht  weiter  gehen 
können,  wenn  es  nicht  schwer  drückende  finanzielle  Lasten 
hätte  auf  sich  nehmen  wollen. 

Schon  bei  der  Betrachtung  der  Spalten  3  und  4,  die  Aus- 
kunft geben  über  die  Beträge,  die  das  Metropolitan  Board  of 
Works  für  den  Erwerb  von  Liegenschaften,  für  die  Demoli- 
tion  von  Häusern  und  für  die  Bereitstellung  der  gesäuberten 
Flächen  zum  Verkauf  aufwandte,    fällt  uns  bei   den  meisten 
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Jahren  die  Geringfügigkeit  der  uns  entgegentretenden  Ziffern 
auf.  In  keinem  einzigen  Jahre  erreichte  der  absolute  Betrag 
dieser  Ausgaben  die  Höhe  von  ^'s  Million  Pfd.  Sterl. .  In  11  von 
14  Jahren  betrugen  sie  weniger  als  l^/o  des  steuerpflichtigen 
Wertes,  nur  in  einem  einzigen  Jahre  tritt  uns  eine  2^/o,  und 
zwar  nur  schwach,  überragende  Relativzahl  entgegen.  Zu  diesen 
Relativzahlen ,  wie  auch  zu  den  anderen  Relativzahlen  unserer 
Tabelle  ist  übrigens  zu  bemerken,  dass  sie  mit  Ausnahme  der 
auf  die  Jahre  1876,  1881  und  1886  bezüglichen  Relativzahlen 
vermutlich  etwas  zu  hoch  sind,  da  für  die  anderen  Jahre  die 
steuerpflichtigen  Werte,  auf  die  die  betreffenden  Relativzahlen 
bezogen  sind,  vermutlich  etwas  zu  niedrig  angesetzt  wurden. 
Deif  in  Abzug  gebrachte  steuerpflichtige  Wert  der  City  (vgl. 
Anm.  1  zu  Tab.  4)  betrug  in  den  Jahren  1876,  1881,  1886  und 
1891  in  stetig  wachsendem  Masse  mehr  als  im  Jahre  1871. 
Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  dass  auch  in  denjenigen  Jahren, 
für  die  Mitteilungen  über  den  steuerpflichtigen  Wert  der  City 
nicht  bekannt  sind,  dieser  steuerpflichtige  Wert  niedriger  war 
als  in  den  jeweilig  folgenden  Jahren,  dass  also  die  Annahme, 
in  denjenigen  Jahren,  für  die  solche  Mitteilungen  nicht  vor- 
liegen, sei  der  steuerpflichtige  Wert  der  City  gleich  dem  Werte 
in  dem  zunächst  stehenden  späteren  Jahre,  für  das  solche  Mit- 
teilungen vorliegen,  gewesen,  die  Steuerkraft  des  für  die  Durch- 
führung der  Cross'  Acts  durch  das  Metropolitan  Board  of  Works 
haftbaren  Gebietes  etwas  geringer  erscheinen  lässt  als  sie  that- 
sächlich  war.  Wir  dürfen  deshalb  auch  wohl  annehmen,  dass 
wir  die  relative  Bedeutung  der  Summe  aller  für  die  Cross'  Acts 
gemachten  Ausgaben  im  Verhältnis  zur  Summe  des  entsprechen- 
den steuerpflichtigen  Wertes  sämtlicher  Jahre  mit  6^/oo  etwas 
zu  hoch  beziffern. 

Die  Betrachtung  der  zeitlichen  Schwankungen  der  einzelnen 
Jahresausgaben  führt  noch  zu  einer  Bestätigung  der  früher 
von  uns  geäusserten  Ansicht,  die  Reformierung  der  Cross'  Acts 
in  den  Jahren  1879  und  1882  habe  keineswegs  das  Metro- 
politan Board  of  Works  zu  einer  umfangreicheren  Anwendung 
dieser  Gesetze  angespornt.  Zwar  fallen  die  drei  höchsten  Aus- 
gaben in  die  Jahre  1879,  1880  und  1881,  also  in  eine  Periode, 
in  der  die  Reform  des  Jahres  1879  bereits  Gesetzeskraft  hatte. 
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Aber  die  Jahresausgaben  dieser  3  Jahre  sind  hauptsächlich 
deshalb  so  hoch,  weil  in  ihnen  durch  das  Metropolitan  Board 
of  Works  Arbeiten  durchgeführt  wurden,  die  bereits  vor  1879 
beschlossen  waren.  Ueberdies  ist  die  Zeit  nach  Inkrafttreten 
der  gesetzlichen  Beform  des  Jahres  1882  durch  niedrige  Aus- 
gaben charakterisiert.  In  keinem  einzigen  der  in  die  Periode 
von  1882-— 1888  inklusive  fallenden  Jahre  waren  die  Ausgaben 
so  hoch  wie  im  Jahre  1878.  In  6  von  7  zu  jener  Periode 
gehörenden  Jahren  betrugen  die  Ausgaben  nicht  ganz  ^/s,  in 
4  Jahren  nicht  ganz  die  Hälfte,  in  1  Jahre  sogar  nicht  ganz 
V>  der  auf  das  Jahr  1878  fallenden  Ausgaben.  Noch  beträcht- 
licher sind  die  Abstände  der  zu  dieser  Periode  gehörenden 
Jahresausgaben  von  den  Ausgaben  in  den  8  Jahren  von  1879 
bis  1881. 

Es  wäre  jedoch  falsch,  unser  Urteil  über  den  Zusammen- 
hang der  Thätigkeit  des  Metropolitan  Board  of  Works  mit 
seiner  finanziellen  Leistungsfähigkeit  auf  die  Betrachtung  seiner 
Ausgaben  allein  zu  gründen.  Selbst  die  niedrigen  Ziffern,  die 
uns  hier  entgegentraten,  lassen  seine  Thätigkeit  in  finanzieller 
Hinsicht  noch  als  viel  zu  ausgedehnt  erscheinen.  Es  ist  zu- 
nächst zu  bedenken,  dass  bei  der  Durchführung  der  Gross'  Acts- 
dem  Metropolitan  Board  of  Works  auch  Einnahmen  aus  den 
von  ihm  erworbenen  Liegenschaften  zuflössen,  nämlich  die 
Erlöse  aus  der  Vermietung  von  Hauseigentum,  das  es  ange- 
kauft hatte,  aber  einstweilen  noch  nicht  niederriss,  vor  allem 
aber  die  Erlöse  aus  dem  Verkaufe  und  der  Verpachtung  frei- 
gelegter Gnmdstücke.  Femer  figurieren  unter  den  Ausgaben 
Posten,  die  nach  einiger  Zeit  wieder  als  Einnahmen  in  die 
Kasse  der  Metropolitan  Board  of  Works  zurückflössen,  näm- 
lich die  Kautionen,  die  dieses  vor  dem  Ankauf  von  Liegen- 
schaften zu  hinterlegen  hatte  und  mit  den  aufgelaufenen  Kau- 
tionszinsen nach  einiger  Zeit  wieder  zurückempfing.  In  den 
Spalten  6  und  7  sind  diese  Einnahmen  gegen  die  Ausgaben 
aufgerechnet.  Als  Facit  dieser  Berechnung  resultiert  ein  nicht 
unbeträchtliches  Einschrumpfen  des  vom  Metropolitan  Board 
of  Works  gemachten  Aufwandes  und  der  Beanspruchung  seiner 
finanziellen  Leistungsfähigkeit,  die  sich  ergeben,  wenn  man 
durch  das  Vergrösserungsglas  der  Ausgaben  allein  blickt.     In 
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2  Jahren  war  ein  Einnahmeüberschuss  vorhanden,  und  zwar 
gehören  beide  Jahre  zu  der  der  gesetzlichen  Reform  des 
Jahres  1882  folgenden  Periode.  Der  höchste  Ausgabettber- 
schuss  eines  Jahres  übersteigt  400000  Pfd.  Sterl.  nur  knapp 
und  beträgt  weniger  als  2  ^/o  des  steuerpflichtigen  Wertes.  Be- 
merkenswert ist  das  starke  Abfallen  der  AusgabeQberschüsse 
in  der  mit  dem  Jahre  1882  beginnenden  Periode,  das  nicht 
nur  in  schroffem  Gegensatze  zu  dem  in  den  3  Jahren  von 
1879 — 1881  uns  entgegentretenden  Bilde  steht.  Ausser  den 
beiden  Jahren  mit  Einnahmeüberschüssen  umfasst  die  Periode 
von  1882—1888  inklusive  auch  2  Jahre,  in  denen  die  Aus- 
gabenüberschüsse sogar  geringer  waren  als  in  sämtlichen  Jahren, 
die  vor  der  gesetzlichen  Reform  von  1879  liegen,  mit  Aus- 
nahme des  Jahres  1875.  Im  ganzen  betrug  die  Summe  der 
Ausgabeüberschüsse  minus  der  Summe  der  Einnahmeüber- 
schüsse höchstens  einen  recht  geringfügigen  Bruchteil  und 
wahrscheinlich  etwas  weniger  als  4,4  ^/oo  der  Summe  des 
steuerpflichtigen  Wertes. 

Auch  diese  kleinen  Zahlen  lassen  den  umfang  der  Thätig- 
keit  des  Metropolitan  Board  of  Works  zu  gross,  den  Spielraum^ 
für  eine  Steigerung  seines  Aufwandes  zu  eng  erscheinen.  Die 
Mittel  für  die  Durchführung  der  Gross'  Acts  wurden,  soweit 
sie  nicht  aus  den  eben  erwähnten  Einnahmen  aufzubringen 
waren,  auf  dem  Wege  der  Anleihen  beschafiFt,  deren  Verzinsung 
und  Tilgung  aus  dem  Erlöse  der  konsolidierten  Steuern  be- 
stritten wurde.  Nicht  nur  die  Sunune  des  steuerpflichtigen 
Wertes  von  1875—1888,  sondern  auch  der  steuerpflichtige 
Wert  der  nach  der  Auflösung  des  Metropolitan  Board  of 
Works  folgende  Periode  hatte  demnach  die  Mittel  für  die 
Durchführung  der  Gross'  Acts  aufzubringen.  Andererseits 
geben  erst  die  Kosten  der  Verzinsung  und  Tilgung  der  An- 
leihen in  den  einzelnen  Jahren  die  Stärke  des  finanziellen  jähr- 
lichen Druckes  an,  mit  denen  die  Steuerzahler  zur  Durchführung 
der  Gross'  Acts  wirklich  belastet  wurden.  In  Spalte  8  und  9 
ist  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Thätigkeit  des  Metropolitan 
Board  of  Works  an  dem  allein  entscheidenden  finanziellen 
Prüfstein  zu  prüfen  und  die  Basis  für  die  Ermessung  der 
finanziellen  Eonsequenzen  zu  gewinnen,  die  eingetreten  wären. 
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hätte  das  Metropolitan  Board  of  Works  sich  zu  einer  regeren 
Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Gross'  Acts  veranlasst  ge- 
sehen. Die  finanzielle  Möglichkeit  einer  weit  umfangreicheren 
Tl^tigkeit  und  die  enge  Einschränkung  der  Leistungen  des 
Metropolitan  Board  of  Works  geht  klar  daraus  hervor,  dass 
in  keinem  einzigen  Jahre  die  Kosten  der  Verzinsung  und 
Tilgung  der  fQr  die  Durchführung  der  Gross'  Acts  aufge- 
nommenen Anleihen  79000  Pfd.  Sterl.  überschritt,  dass  in  den 
Jahren  1875,  1876  und  1877  die  jährlichen  Ausgaben  fQr 
die  Deckung  dieser  Kosten  gleich  null  waren,  während  sie 
in  den  folgenden  11  Jahren  im  Minimum  nur  V'  ^/oo  im 
Maximum  nur  ^/s  ^/o  des  entsprechenden  steuerpflichtigen 
Wertes  betrugen,  und  dass  die  Summe  dieser  Ausgaben  in 
allen  Jahren  sich  auf  nur  wenig  mehr  als  V^  ^/o  stellte.  Oder 
um  ein  konkretes  Beispiel  zu  nehmen:  Ein  Haus,  das  einen 
steuerpflichtigen  jährlichen  Mietswert  von  500  Pfd.  Sterl.  hatte, 
hatte  für  die  DurchfQhrung  der  Gross'  Acts  in  den  3  Jahren 
von  1875—1878  inklusive  gar  keine  Steuer,  von  1878—1888 
inklusive  pro  Jahr  mindestens  nur  3  sh  oder  wahrscheinlich 
noch  etwas  weniger  und  höchstens  nur  1  Pfd.  Sterl.  13  sh, 
durchschnittlich  aber  etwa  nur  1  Pfd.  Sterl.  1  sh  Steuer  auf- 
zubringen. 

Allerdings  hätte  auch  mit  solchen  Sätzen  mehr  geleistet 
werden  können,  wenn  jene  gesetzliche  Bestimmung  nicht 
existiert  hätte,  durch  die  die  Gity  von  der  Pflicht  befreit 
wurde,  die  aus  der  Durchfahrung  der  Gross'  Acts  durch  das 
Board  erwachsenden  Lasten  mitzutragen.  In  den  Jahren  1876, 
1881  und  1886  betrug  der  fQr  die  konsolidierten  Steuern  Pflich- 
tige Wert  der  Gity  bezw.  3010600  Pfd.  Sterl.,  8535494  Pfd. 
Sterl,  3753957  Pfd.  Sterl.,  d.  h.  zwischen  14  und  15  »/o  des 
steuerpflichtigen  Wertes  desjenigen  Gebietes,  das  für  die  Kosten 
der  Durchführung  der  Gross'  Acts  durch  das  Board  anzu- 
kommen hatte.  Aehnlich  dürfte  das  Prozentverhältnis  in  den 
anderen  zur  Periode  1875 — 1888  gehörenden  Jahren  gewesen 
sein.  Die  finanzielle  Kraft  des  Metropolitan  Board  of  Works 
wurde  demnach  durch  die  Exemtion  der  Gity  beträchtlich  ge- 
schwächt. Wenn  auch  die  Behauptung  sicher  begründet  ist, 
dass  den   dem  Metropolitan  Board   of  Works  zur  Verfügung 
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stehenden  Quellen  leicht  mehr  hätte  entnommen  werden  können 
als  ihnen  thatsächlich  entnommen  wurde,  so  muss  andererseits 
zugegeben  werden,  dass  das  Parlament  durch  die  Exemtion 
eines  sehr  steuerkräfügen  Bezirkes  von  Beitragspfiichten  teil* 
weise  mit  die  Geringfügigkeit  der  für  die  Durchführung  der 
Gross'  Acts  durch  das  Metropolitan  Board  of  Works  aufge- 
wandten Mittel  verschuldete. 

Staatliche  Darlehen,  die  dem  Metropolitan  Board  of  Works 
auf  Grund  der  gesetzlichen  Bestimmungen  für  Zwecke  der 
Gross'  Acts  hätten  gewährt  werden  können,  flössen  diesem  nicht 
zu.  Die  Abneigung  des  Metropolitan  Board  of  Works  dagegen, 
sich  behufs  der  Erlangung  solcher  Darlehen  an  die  zuständigen 
Public  Works  Loan  Gommissioners  zu  wenden,  erklärt  sich, 
namentlich  für  die  Periode  1879 — 1888,  daraus,  dass  es  für 
das  Metropolitan  Board  of  Works  möglich  war,  bei  Privaten 
Anleihen  zu  besseren  Bedingungen  aufzunehmen.  So  war  der 
Zinsfuss  der  Anleihen,  die  das  Board  1881 — 1888  aufnahm, 
da  er  sich  auf  3®/o  stellte  Oi  «m  V*  bezw.  ^js^jo  niedriger  als 
der  für  jene  staatlichen  Darlehen  durch  Gesetz  festgesetzte 
Minimalzinsfuss ,  während  die  gesetzlichen  Tilgungsfristen  für 
die  durch  das  Board  bei  Privaten  aufgenommenen  Anleihen 
sämtlich  um  3 — 7  Jahre  länger  waren  als  die  gesetzlichen 
maximalen,  auf  50  Jahre  festgesetzten  Tilgungsfristen  für  staat- 
liche Darlehen.  Hinzukommt  dies,  dass  im  Jahre  1879  durch 
Verfügung  des  Finanzministeriums  als  minimaler  Zinsfuss  für 
staatliche  Darlehen  ein  Satz  von  8  Vs  ^/o  mit  einer  maximalen 
Tilgungsfrist  von  20  Jahren  festgesetzt  und  die  gesetzliche 
maximale  Tilgungsfrist  von  50  Jahren  nur  bei  einem  Zinsfusse 
von.  4^/4^/0  zugelassen  wurde.  Die  Abneigung  des  Board  da- 
gegen, aus  staatlichen  Fonds  zu  schöpfen,  stand  übrigens  im 
Einklänge  mit  den  Intentionen  des  Finanzministeriums.  Als 
eine  der  Absichten,  die  das  Finanzministerium  bei  dem  Erlasse 
jener  Verfügung  aus  dem  Jahre  1879  verfolgte,  wird  oflfen  die 
Absicht  bezeichnet,  das  Metropolitan  Board  of  Works  und 
andere    unter   günstigen  Bedingungen    bei   Privaten   Anleihen 


*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1888,  S.  86. 
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aufnehmende  kommunale  Körperschaften  ausserhalb  Londons 
Yon  der  Beanspruchung  des  Staatskredites  abzuhalten^).  Zum 
Verständnisse  dieser  Absicht  ist  es  notwendig,  zu  bemerken, 
dass  die  den  Public  Works  Loan  Gommissioners  zur  Gewährung 
Yon  Darlehen  zur  Verfügung  stehenden  Fonds  beschränkt  waren. 
Die  Beseitigung  der  Nachfrage  seitens  kräftiger  Kommunen 
war  unter  diesen  Verhältnissen  die  unbedingte  Voraussetzung 
für  eine  umfassendere  Unterstützung  ärmerer  Kommunen.  Die 
Nichtgewährung  von  staatlichen  Darlehen  an  das  Metropolitan 
Board  of  Works  ist  deshalb  auch  nicht  als  ein  durch  ein  ein- 
sichtsloses staatliches  Organ  aufgerichtetes  Hemmnis  gegen  die 
Durchführung  der  Wohnungsreform,  vielmehr  als  ein  Mittel 
aufzufassen,  das  in  den  Stand  setzen  sollte,  schwächeren  Kom- 
munen, für  welche  die  für  das  Board  ungünstigen  Bedin- 
gungen Erleichterungen  gegenüber  den  Ansprüchen  des  Privat- 
kredites  bedeutete,   besser  unter  die  Arme  greifen  zu  können. 


d.  Reformbestrebniigeii  anf  dem  Gebiete  des  Stenerwesens. 

Wir  sahen,  dass  die  absolute  Höhe  der  Steuereinnahmen 
des  Board  im  ganzen  eine  gewaltige  war.  Die  vorher  auf- 
geführten enormen  Beträge,  die  das  Board  für  Strassenbauten 
verausgabte,  haben  einen  Begri£f  davon  gegeben,  wie  beträcht- 
lich seine  Ausgaben  für  Anlagen  waren,  die  in  ausgedehntem 
Masse  Steigerangen  des  Londoner  Grund-  und  Hauswertes 
hervorriefen.  Es  bleibt  nun  noch  die  Frage  zu  untersuchen, 
welcher  Teil  der  so  durch  das  Board  geschaflfenen  Wert- 
steigerungen dem  Board  wieder  in  der  Gestalt  von  Steuerein- 
nahmen zufloss  und  in  welchem  Masse  diejenigen  Privaten, 
denen  solche  Wertmehrungen  beschert  wurden,  zu  den  Kosten 
der  wertsteigernden  Anlagen  des  Board  beitrugen. 

Bei  den  Octroieinnahmen  brauchen  wir  uns  nicht  lange 
aufzuhalten.  Es  sei  nur  erwähnt,  dass  die  Einnahmen  aus 
diesen  Steuern,   die  im  wesentlichen  Einnahmen  aus  der  Be- 


')  First  Report  of  H.  M.  CoinmiBBioners  for  inquiring 
into  the  housing  of  the  working  classes  (1889),  S.  62. 
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Steuerung  eines  allgemein  benötigten  Bedarfsartikels  waren, 
dessen  Verbrauch  ebensowenig  wie  der  Verbrauch  des  minimal 
belasteten  Luxusartikels  in  irgend  einem  Zusammenhange  mit 
der  Bewegung  des  Grund-  und  Hauswertes  steht,  bis  zu  einem 
Betrage  yon  mindestens  3244577  Pfd.  Sterl.  =  mindestens 
20,1  ^/o  der  Bruttoausgaben  für  Strassenbauten  verwandt  wur- 
den und  dass  die  Länge  der  aus  diesen  Mitteln  errichteten 
Strassen  auf  etwa  3  Meilen  =  fast  ^/s  der  Länge  sämtlicher 
durch  das  Board  hergestellten  Strassen  sich  belief  ^). 

Komplizierter  liegen  die  Dinge  bezüglich  der  für  das  Board 
ergiebigsten,  an  Häuser,  Wohnungen  und  Grundstücke  an- 
knüpfenden Steuerart,  bezüglich  der  konsolidierten  Steuern, 
zu  denen  erhöhte  steuerpflichtige  Werte  höher  einzuschätzen 
waren  und  die  mit  Rücksicht  hierauf  als  geeignet  erscheinen 
könnten,  Wertmehrungen,  wie  sie  die  Thätigkeit  des  Board 
schuf,  von  Privaten  weg-  und  der  Kommune  zuzuführen  ').  Es 
ist  jedoch  leicht,  einzusehen,  dass  die  konsolidierten  Steuern 
nur  geringfügige  Bruchteile  solcher  Wertmehrungen  dem  Board 
zurückbrachten.  Eng  verbunden  mit  dieser  Einsicht  ist  die 
Erkenntnis,  inwieweit  die  aus  konsolidierten  Steuern  gedeckten 
Strassenanlagen  des  Board  als  Anlagen  aufzufassen  sind,  die 
durch  finanzielle  Aufwendungen  der  privaten  Empfanger  solcher 
Wertraehrungen  geschaffen  wurden. 

Freilich  kommt  eine  Eigentümlichkeit,  die  vom  Stand- 
punkte der  Theorie  aus  den  konsolidierten  Steuern  zugesprochen 
werden  muss,  bei  der  Erforschung  der  Rolle,  die  diese  Steuern 
zur  Zeit  des  Metropolitan  Board  of  Works  spielten,  nicht  in 
Betracht.  Die  konsolidierten  Steuern  waren  Repartitionssteuern« 
Da  die  Steuersumme  jeweilig  durch  das  Metropolitan  Board  of 
Works    festzusetzen    war,    funktionierte    der    steuerpflichtige 


^)  Berechnet  nach  Report  of  the  Metropolitan  Board  of 
Works  for  the  year  1886,  S.  132  f.  und  Percy  J.  Edwards  a.  a.  0. 
S.  134  f.,  139  f.  —  Vgl.  auch  vorher  S.  116  und  S.  161. 

')  Vgl.  Report  from  the  Select  Committee  of  the  House 
of  Lords  on  town  impro  vements  (betterment)  (1894),  qu.375ff.» 
S.  308  und  S.  322  f.  --  London  Countj  Council,  Minntes  of  Pro- 
ceedings  1893,  S.  885. 
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Wert  nur  als  ein  Massstab  für  die  Verteilung  der  Steuer- 
summe auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen,  während  der 
Steuerfuss  in  erster  Linie  von  der  Steuersumme,  in  zweiter 
Linie  von  dem  steuerpflichtigen  Werte  im  individuellen  Falle 
abhängig  war,  also  trotz  einer  Steigerung  des  steuerpflichtigen 
Wertes  sinken  konnte.  Wohl  wurde  in  einem  Jahre  durch 
die  konsolidierten  Steuern  ein  Steuerobjekt  von  einem  gewissen 
Werte  mit  einem  höheren  Steuerbetrage  belastet  als  ein  anderes 
von  einem  niedrigeren  Werte.  Aber  keineswegs  war  es  ein 
integrierender  Bestandteil  der  konsolidierten  Steuern,  ein  Ob- 
jekt, dessen  steuerpflichtiger  Wert  gestiegen  war,  in  einer  Zeit, 
in  der  es  einen  höheren  steuerpflichtigen  Wert  hatte,  mit  einem 
höheren  Steuerbetrage  zu  belasten  als  vorher.  Wenn  wir  die 
Tabellen  zur  Hand  nehmen,  auf  denen  die  jährlichen  Steuer- 
einnahmen und  ,die  steuerpflichtigen  Werte  für  die  einzelnen 
Jahre  verzeichnet  sind  (vgl.  Tab.  1  auf  S.  153  und  Tab.  2  auf 
S.  162),  so  finden  wir,  dass  in  einigen  Jahren  diese  Zugehörig- 
keit der  konsolidierten  Steuern  zur  Klasse  der  Repartitions- 
steuern  in  einigen  Jahren  durchschimmert.  In  manchen  Jahren 
war  der  Steuersatz  niedriger  als  in  anderen  Jahren,  in  denen 
die  steuerpflichtigen  Werte  höher  waren.  Es  war  schon  des- 
halb wohl  möglich,  dass  jemand,  dessen  Eigentum  im  Werte 
gehoben  war,  in  manchen  Jahren  nicht  nur  im  Verhältnis  zu 
dem  steuerpflichtigen  Werte,  zu  dem  er  eingeschätzt  wart 
sondern  auch  absolut  weniger  an  konsolidierten  Steuern  be- 
zahlte, als  in  Jahren  für  dasselbe  Steuerobjekt  bezahlt  wurde, 
in  denen  es  zu  einem  niedrigeren  Werte  eingeschätzt  wurde. 
Solche  Fälle  erscheinen  jedoch  als  Ausnahmen,  wenn  man  den 
ganzen  Zeitraum  überblickt,  in  dem  das  Board  existierte. 

Also  die  Tbatsache,  dass  die  konsolidierten  Steuern  Re- 
partitionssteuern  waren,  fällt  angesichts  des  üeberwiegens  der 
Tendenz  eines  Wachstumes  der  Steuersätze  nicht  ins  Gewicht. 
Hingegen  fällt  die  Tbatsache  ins  Gewicht,  dass  als  steuer- 
pflichtiger Wert  der  jeweilige  geschätzte  Jahresertrag  anzu- 
sehen war.  Hierin  liegt  auch  eine  Ursache  dafür,  dass  selbst 
im  günstigsten  Falle  es  dem  Board  nur  möglich  war,  winzige 
Fragmente  der  durch  es  hervorgerufenen  Mehrungen  des 
Grundstückwertes  auf  dem  Wege  der  konsolidierten  Steuern 

Sinzheimer,  Der  Londoner  Grafscbaftsrat.  I.  12 
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zu  erfassen.  Der  Verkaufswert  eines  Grundstückes  wird  nicht 
durch  den  wirklichen  Ertrag,  den  es  in  einem  gegebenen 
Augenblicke  abwirft,  bestimmt,  sondern  durch  den  Ertrag,  der 
durchschnittlich  innerhalb  eines  längeren  Zeitraumes  daraus 
gezogen  werden  kann.  Deshalb  ist  in  zahlreichen  Fällen  der 
Verkaufswert  eines  Grundstückes  höher  als  der  kapitalisierte 
Ertragswert  eines  Jahres.  Und  zwar  müssen  wir  hier  zwei 
Grundstückskategorien  unterscheiden:  nicht  überbaute  und  über- 
baute Grundstücke.  Die  ersteren  können  für  einige  Zeit  gar 
keinen  oder  nur  einen  geringen  Ertrag  abwerfen,  während  sie 
einen  hohen  Verkaufswert  deshalb  haben,  weil  sie  als  Bau- 
plätze geeignet  sind.  Gegenüber  den  überbauten  Grundstücken 
kommt  in  Betracht,  dass  ihr  Verkaufswert  in  zahlreichen  Fällen 
höher  sein  kann  als  die  kapitalisierten  Pacht-  oder  Mietserträge 
sind.  Es  ist  möglich,  dass  ein  Grundstück  im  Werte  steigt, 
während  der  Wert  des  auf  ihm  errichteten  Hauses  gleich 
bleibt  oder  sich  senkt.  Es  ist  möglich,  daJss  der  Verkaufswert 
eines  Grundstückes  sich  stärker  hebt  als  der  Wert  eines  dar- 
auf errichteten,  im  Werte  steigenden  Hauses.  In  allen  solchen 
Fällen  hätte  das  Board,  das  durch  seine  Strassenbauten  zahl- 
reiche Baustellen  ins  Leben  rief,  diese  aber,  wenn  sie  land- 
wirtschaftlich benützt  waren,  nur  zu  einem  Bruchteile  ihres 
landwirtschaftlichen  Ertrages  heranziehen  konnte  oder,  wenn 
sie  völlig  unbenutzt  waren,  ignorieren  musste,  das  zahlreiche 
•bebaute  Grundstücke  zur  Bebauung  mit  wertvolleren  Häusern 
reif  machte,  diese  Grundstücke  aber  höchstens  nur  durch  das 
Medium  der  darauf  errichteten  geringeren  Häuser  treffen 
konnte,  selbst  bei  völliger  üeberwälzung  der  konsolidierten 
Steuern  den  Grundstückseigentümern  immer  einen  grösseren 
Bruchteil  der  hervorgerufenen  Wertsteigerungen,  als  dem 
Steuersatze  entsprach,  überlassen  oder  sogar  diese  Wertsteige- 
rungen unverkürzt  überlassen  müssen. 

So  scharf  betont  werden  muss,  dass  die  wertsteigemden 
Wirkungen  der  Strassenbauten  des  Board  über  die  Adjacenteu 
hinausgriffen,  so  eindringlich  muss  andererseits  betont  werden, 
dass  keine  Strassenanlage  des  Board  den  gesamten  Grund-  und 
Hauswert  Londons  hob  und  dass  solche  Wertmehrungen  zwar 
nicht  auf  die  unmittelbare,   aber  auf  die  mittelbare  Nachbar- 
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Schaft  der  Strassenaulagen  beschränkt  blieben.  Auch  die  Strassen- 
bauten  im  ganzen  hoben  nicht  sämtliche  Grund-  und  Haus- 
werte. Viele  Wertsteigerungen  kamen  vor,  die  nicht  in 
Strassenbanten  des  Board  ihre  Ursache  hatten.  Manche  Werte 
blieben  gleich  oder  sanken.  Diesen  Verschiedenheiten  in  der 
Wertbewegung  gesellten  sich  Verschiedenheiten  in  den  Aus- 
gaben für  die  einzelnen  Strassenanlagen  zu.  Die  Ausgaben 
des  Metropolitan  Board  of  Works  schwankten  bei  den  durch 
es  allein  hergestellten  Strassenanlagen  zwischen  8074  Pfd.  Sterl. 
und  1 558 129  Pfd.  Sterl.  pro  Strassenanlage  ^).  Demgegenüber 
kommt  in  Betracht,  dass  die  konsolidierten  Steuern  für  ganz 
London  oder  für  ganz  London  ausserhalb  der  City  allgemein 
waren,  dass  der  Steuerfuss  eines  Jahres  innerhalb  dieser  Ge- 
biete für  alle  steuerpflichtigen  Werte  gleich  war,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  welche  Rolle  bei  der  Bildung  dieser  Werte  An- 
lagen des  Board  spielten,  dass  auch  gehobene  steuerpflichtige 
Werte,  die  nicht  durch  das  Board  gesteigert  waren,  und  steuer- 
pflichtige Werte,  die  gleich  blieben  oder  gesunken  waren,  zu 
den  konsolidierten  Steuern  herangezogen  wurden,  dass  ferner, 
soweit  in  konsolidierten  Steuern  Deckung  gesucht  wurde,  die 
jährlichen  Ausgaben  für  Strassenbanten  nicht  nach  den  ein- 
zelnen Strassenanlagen  gesondert,  sondern  zusammen  gedeckt 
wurden.  Es  ergibt  sich  hieraus,  dass  die  Gesamtsumme  der 
konsolidierten  Steuern  nicht  als  eine  Summe  betrachtet  werden 
darf,  die  allein  von  solchen  aufgebracht  worden  wäre,  die  in- 
folge der  Anlagen  des  Board  Wertsteigerungen  empflngen. 
Es  ergibt  sich  weiter  hieraus,  dass  diejenigen,  die  solche  Wert- 
steigerungen empfingen  und  konsolidierte  Steuern  bezahlten, 
hierbei  nicht  im  Verhältnis  zu  den  Kosten  derjenigen  Anlagen 
bezahlten,  die  ihnen  die  Wertsteigerungen  verschafPb  hatten, 
und  relativ  nicht  mehr  bezahlten  als  diejenigen,  denen  solche 
Anlagen  keine  Wertmehrungen  brachten. 

Zu  ähnlichen  Schlüssen  gelangen  wir,  wenn  wir  uns  zu 
den  Besonderheiten  der  Strassenanlagen  wenden,  für  die  das 
Metropolitan  Board  of  Works  Subventionen  au  die  City,  die 
Vestries  und  District  Boards  zur  Ausführung  dieser  Anlagen 


*)  Percy  J.  Edwards' a.  a.  0.  S.  134  ff. 
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überwies  oder  für  deren  Herstellung  es  Zuschüsse  einzelner 
Yestries  und  District  Boards  empfing.  Wir  werden  hier  zu  ähn- 
lichen Resultaten  geführt,  obwohl  in  diesen  Fällen  eine  Spezia- 
lisierung der  Kosten  der  einzelnen  Strassenanlagen  zum  Teil 
wenigstens  stattfand  und  obwohl  die  Aufbringung  eines  Teiles 
der  Kosten  einem  Stadtteile  aUein  oblag,  der  von  der  wert- 
steigernden  Anlage  durchschnitten  wurde.  Zunächst  ist  zu 
bemerken,  dass  die  Ergänzungen,  durch  die  die  kommunalen 
Teilorgane  die  Subventionen  des  Metropolitan  Board  of  Works 
supplementierten,  nur  minimal  waren.  Diese  Ergänzungen 
stellten  sich  auf  etwa  nur  1444165  Pfd.  Sterl.  =  bloss  etwa 
9  ^/o  der  Ausgaben,  die  das  Metropolitan  Board  of  Works  für 
Strassenbauten  machte.  Ganz  dürftig  war  der  Betrag  der 
Zuschüsse,  die  von  Seiten  der  kommunalen  Teilorgane  dem 
Metropolitan  Board  of  Works  zugingen.  Er  stellte  sich  im 
ganzen  auf  137770  Pfd.  Sterl.  =  0,8  ^/o  der  Ausgaben  des 
Metropolitan  Board  of  Works  für  Strassenbauten.  Nur  4  Yestries 
und  1  District  Board  von  39  bezw.  40  Yestries  und  District 
Boards  gewährten  Zuschüsse  ^).  Weder  jene  Ergänzungen  zu 
den  Subventionen  des  Metropolitan  Board  of  Works  noch  diese 
Zuschüsse  können  als  Spezialsteuern  derjenigen  betrachtet 
werden,  die  Wertmehrungen  infolge  der  betreffenden  Anlagen 
empfingen.  Die  Grenzen  der  Wertsteigerungszonen  fielen 
keineswegs  mit  den  Grenzen  der  Gemeindebezirke  zusammen. 
Yon  den  Gemeindebezirken  hatte  jeder  eine  so  grosse  Aus- 
dehnung, dass  die  Wertsteigerungszone  einer  bestimmten 
Strassenanlage  in  einem  einzigen  Gemeindebezirke  liegen  konnte, 
ohne  dass  der  Gemeindebezirk  seiner  ganzen  Ausdehnung  nach 
in  der  Wertsteigerungszone  zu  liegen  brauchte.  Keineswegs 
musste  jede  Wertsteigerungszone  in  einem  einzigen  Bezirke 
liegen.  Namentlich  bei  den  an  den  Grenzen  der  einzelnen 
Gemeindebezirke  liegenden  Strassenanlagen  kam  es  vor,  dass 
die  Wertsteigerungszone  ein  Terrain  umfasste,  das  zu  mehreren 
Gemeindebezirken  gehörte,  die  jedoch  nur  je  zu  einem  Teile 
innerhalb  der  betreffenden  Wertsteigerungszone  lagen.  Nur 
soweit  die  fraglichen  Ergänzungen  und  Zuschüsse  Teile  trafen, 


')  Berechnet  nach  Percy  J.  Edwards  a.  a.  0.  S.  137,  145. 
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io  denen  solche  Wertmehmngen  vorkamen,  könnten  sie  als 
Spezialsteuern  derjenigen  betrachtet,  die  Wertmehrungen  em- 
pfingen. Da  jedoch  diese  Ergänzungen  und  Zuschüsse  immer 
nur  durch  je  einen  Oemeindebezirk  und  zwar  innerhalb  des 
Gemeindebezirkes  nach  dem  Prinzipe  der  gleichen  Belastung 
aller  für  die  konsolidierten  Steuern  Steuerpflichtigen  des  Ge- 
meindebezirkes aufgebracht  wurden,  ist  es  klar,  dass  nicht 
alle,  die  infolge  der  betreffenden  Strassenanlage  Wertmehrungen 
empfingen,  und  nicht  nur  solche,  die  Wertmehrungen  dieser 
Art  empfingen,  zu  den  Ergänzungen  und  Zuschüssen  beitrugen. 
Vollständig  frei  von  den  Ergänzungen  und  Zuschüssen  mussten 
diejenigen  Teile  bleiben,  die  innerhalb  einer  Wertsteigerungs- 
zone, aber  ausserhalb  des  Gemeindebezirkes  lagen,  aus  dem 
die  Ergänzung  oder  der  Zuschuss  geleistet  wurde.  Hingegen 
wurden  durch  die  Ergänzungen  und  Zuschüsse  auch  solche 
Teile  belastet,  die  innerhalb  eines  eine  Ergänzung  oder  einen 
Zuschuss  liefernden  Gemeindebezirkes,  aber  ausserhalb  der 
Wertsteigerungszone  lagen  ^). 

Es  wurde  bereits  angedeutet,  dass  in  die  hier  behandelte 
Frage  das  Problem  der  Ueberwälznng  der  konsolidierten  Steuern 
hineinspielt.  Der  Versuch,  dieses  Problem  zu  klären,  bildet 
einen  Bestandteil  der  Arbeit  des  Londoner  Grafschaftsrates. 
Wir  würden  der  Schilderung  der  Thätigkeit  dieser  Körper- 
schaft vorgreifen,  wollten  wir  hier  die  Frage  ausführlich  be- 
handeln, wer  die  Steuerträger  bei  den  in  die  Zeit  des  Graf- 
schaftsrates hineinragenden  konsolidierten  Steuern  waren.  Es 
sei  hier  nur  so  weit  auf  die  Ueberwälzungsfrage  eingegangen, 
wie  es  zum  Verständnis  der  Thätigkeit  des  Metropolitan  Board 
of  Works  notwendig  ist. 

Wir  wissen,  dass  die  Gesetzgeber  den  nutzenden  Inhaber 
(occupier)  steuerpflichtig  machten,  ausser  in  denjenigen  Fällen, 
in  denen  das  Compoundingsystem  in  Wirksamkeit  war,  in  denen 
also  ein  Eigentümer  das  Recht  erhalten  hatte,  an  Stelle  seiner 
Mieter  die  Steuer  zu  entrichten.  Wir  wissen  femer,  dass  dem 
nutzenden  Inhaber  das  Recht  zustand,  dem  landlord,  von  dem 


^)  Vgl.  Report  from  the  Select  Committee  of  the  Honse 
of  Lords  on  town  improvementB  (1894),  qu.  1262  ff. 
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er  gepachtet  oder  gemietet  hatte,  den  Betrag  der  konsolidierten 
Steuern  bei  der  Bezahlung  der  Pacht  oder  Miete  in  Abzug  zu 
bringen,  sofern  kein  gegenteiliger  Vertrag  abgeschlossen  wurde. 
Qemäss  den  gesetzlichen  Bestimmungen  blieb  das  Gompounding- 
system  im  wesentlichen  auf  Fälle  beschränkt,  in  denen  es  sich 
um  Angehörige  der  unteren  Klassen  handelte.  Innerhalb  dieses 
Rahmens  aber  gewann  es  eine  solche  Verbreitung,  dass  das 
Gompoundingsystem  für  die  Zeit,  in  der  das  Metropolitan  Board 
of  Works  existierte,  als  das  System  zu  bezeichnen  ist,  nach 
.dem  die  auf  die  unteren  Klassen  entfallenden  Steuern  bezahlt 
wurden.  Die  Ordnung,  die  ausserhalb  des  Gompoundingsystems, 
also  für  Grundstücksbenützer,  die  über  den  unteren  Klassen 
standen,  aufkam,  war  in  schroffem  Gegensatz  zu  den  Träumen, 
die  das  Parlament  geträumt  hatte.  Bereits  vor  der  Zeit  des 
Metropolitan  Board  of  Works  war  es  allgemein  üblich,  dass  diese 
Grundstücksbenützer  sich  verpflichteten,  die  Kommunalsteuern 
selbst  zu  tragen  und  keine  Rückvergütung  dafür  zu  verlangen^). 
Aehnliches  war  der  Fall  während  der  Zeit  des  Metropolitan 
Board  of  Works.  Das  Recht  der  Grundstücksbenützer,  von 
ihren  landlords  Ersatz  für  die  durch  sie  bezahlten  konsolidierten 
Steuern  zu  verlangen,  war  völlig  illusorisch.  Ausserhalb  des 
Gompoundingsystems  galt  fast  ausnahmslos  die  Regel,  dass  die 
Grundstücksbenützer  in  den  von  ihnen  abgeschlossenen  Pacht- 
oder Mietsverträgen  sich  verpflichteten,  die  konsolidierten 
Steuern  zu  bezahlen  und  keinerlei  Ersatzansprüche  hierfür 
gegenüber  den  Eigentümern  geltend  zu  machen^). 

Damit  war  eine  Lage  geschaffen,  in  der  notwendig  min- 
destens jeder  Ueberschuss  des  thatsächlichen  Steuersatzes  über 
den  Steuersatz,  den  der  so  gebundene  Grundstücksbenützer  bei 
Abschluss  seines  Pacht-  oder  Mietsvertrages  in  der  Zukunffc 
erwartete,  durch  den  Grundstücksbenützer  während  der  Dauer 
seines  Vertrages  zu  tragen  war  und  von  den  Grundstücksbenützern 
nicht   auf  die   Grundeigentümer    überwälzt  werden   konnte®). 


1)  E.  Cannan,  The  History  of  Local  Rates  in  England  (1896),  S.  114. 

•)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1866/67,  S.  24;  do.  for  the  year  1888,  S.  89. 

')  George  J.  Goschen,  Reports  and  Speeches  on  Local  Taxation 
(1872),  S.  164,  167  f.,  201. 
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Es  ist  uns  bekannt,  dass  der  Steuersatz  der  konsolidierten 
Steuern  fast  stetig  stieg.  Wir  müssen  aber  weiter  bedenken, 
dass  die  gewaltige  Zunahme  der  Kommunalsteuern  im  19.  Jahr- 
hundert über  die  davon  BetrofiPenen  wie  eine  ungeahnte 
Ueberraschung  kam.  Auch  in  London  war  dies  der  Fall 
und  hier  speziell  wieder  im  Anschluss  an  die  Thätigkeit 
des  Metropolitan  Board  of  Works.  Während  der  Existenz 
des  Metropolitan  Board  of  Works  waren  zahlreiche  Verträge 
in  Kraft,  die  zu  einer  Zeit  abgeschlossen  worden  waren,  in 
der  niemand  daran  dachte,  dass  jemals  eine  solche  Körper- 
schaft ins  Leben  gerufen  werden  würde.  Eine  grosse  Zahl 
anderer,  späterer  Verträge  wurde  abgeschlossen  in  einer 
Zeit,  in  der  man  vielfach  noch  zu  der  Ansicht  neigte,  dass 
das  Metropolitan  Board  of  Works  nach  Durchführung  der 
Kanalisation  und  nach  der  Herstellung  eines  neuen  Strassen- 
netzes  wieder  verschwinden  werde.  Viele  glaubten,  nachdem 
die  kostspieligen  Kanalisationsanlagen  vollendet  waren,  werde 
ein  mächtiger  Grund  für  die  Steigerung  der  Steuern  in  den 
fünfziger  Jahren  und  während  des  grösseren  Teiles  der  sech- 
ziger Jahre  fortfallen  und  damit  ein  Stillstand  in  der  Steuer- 
bewegung oder  gar  eine  Minderung  der  Steuern  eintreten. 
Viele  ahnten  wohl  auch  kaum,  dass  die  Reform  des  Strassen* 
netzes  eine  so  gigantische  Aufgabe  war,  wie  es  sich  allmäh- 
lich herausstellte.  Schon  deshalb  darf  angenommen  werden, 
dass  für  einige  Jahre  nach  der  Ende  der  sechziger  Jahre  er- 
folgten Vollendung  der  Kanalisationsanlagen  in  London  die 
Anschauung  weit  verbreitet  war,  die  bis  dahin  aufgetretene 
Tendenz  zur  Steigerung  der  konsolidierten  Steuern  werde  zum 
Stillstand  kommen.  Diese  Stimmung  darf  um  so  eher  voraus- 
gesetzt werden,  da,  wie  wir  sahen,  in  der  That  die  konsoli- 
dierten Steuern  um  diese  Zeit  sanken.  Sie  sanken  nur,  um 
wieder  zu  steigen.  Enttäuscht  erkannten  diejenigen,  die  in 
der  Zeit  des  vorübergehenden  Niederganges  der  Steuern  Verträge 
eingegangen  und  sich  dabei  in  dem  Traume  gewiegt  hatten, 
die  Reduktion  der  Steuern  werde  permanent  sein,  dass  sie 
sich  geirrt  hatten.  Aber  auch  die  Zeit  des  neuerlichen  An- 
wachsens der  Steuern  war  eine  Zeit,  in  der  auf  Seiten  der 
'  Grundstücksbenützer  keineswegs  die  Ahnung  der  thatsächlich 


—     184     - 

eingetretenen  Steuererhöhungen  yorausgesetzt  werden  darf. 
Sicher  dürfte  niemand  bis  fast  ans  Ende  des  Metropolitan  Board 
of  Works  vorausgesehen  haben,  dass  die  Steuern  die  Höhe 
erreichen  würden,  die  sie  schliesslich  erreichten.  Aber  auch 
dies  ist  fraglich,  ob  irgend  jemand  yon  den  Pächtern  oder 
Mietern,  die  in  jener  Periode  Verträge  abschlössen,  hierbei  von 
der  Ansicht  beeinflasst  war,  dass  überhaupt  eine  Steigerung 
der  Steuern  und  nicht  eine  bedeutende  Reduktion  zu  erwarten 
sei.  Wir  werden  später  sehen,  dass  die  Zeit  von  der  Mitte 
der  siebziger  Jahre  bis  gegen  das  Ende  des  Metropolitan  Board 
of  Works  nicht  nur  eine  Periode  der  Steuersteigerungen,  son- 
dern auch  eine  Periode  war,  in  der  eine  mächtige  Bewegung 
zu  Gunsten  der  Erschliessung  neuer  Einnahmequellen  für  die  Ge- 
meinde vorhanden  war  und  vielfach  die  sichere  Aussicht  zu 
bestehen  schien,  durch  die  Eröffnung  dieser  Einnahmequellen 
den  Druck  der  konsolidierten  Steuern  zu  lindem.  In  die 
Periode  jener  Steuersteigerungen  fällt  zugleich  ein  zunehmendes 
Misstrauen  hinsichtlich  der  finanziellen  Integrität  des  Metro- 
politan Board  of  Works.  Eine  der  Folgen  dieses  Misstrauens 
war  die  Ansicht,  dass,  wenn  das  Board  durch  eine  neue,  spar-- 
samere  und  nicht  korrumpierte  Körperschaft  ersetzt  wäre,  be- 
trächtliche Steuerreduktionen  eintreten  würden.  Je  mehr  aber 
die  konsolidierten  Steuern  anschwollen,  um  so  näher  rückte 
die  Aussicht,  das  Metropolitan  Board  of  Works  durch  ein  neue» 
kommunales  Organ  verdrängt  zu  sehen.  Wir  werden  noch 
später  des  näheren  zu  schildern  haben,  dass  mit  den  Steuer- 
steigerungen des  Metropolitan  Board  of  Works  seit  der  Mitte 
der  siebziger  Jahre  eine  kräftige  Bewegung  parallel  lief,  die 
auf  eine  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung  abzielte  und 
überdies  als  eine  der  wichtigsten  Vorzüge  der  geforderten 
Neuordnung  die  Aussicht  pries,  auch  ohne  eine  Umwandlung 
des  zur  Zeit  des  Metropolitan  Board  of  Works  bestehenden 
Steuersystems  zu  einer  namhaften  Verminderung  der  konsoli- 
dierten Steuern  zu  gelangen. 

Die  vorgeführten  Betrachtungen  können  nicht  den  Anspruch 
erheben,  eine  eingehende  und  umfassende  Beschreibung  der 
Verschanzungen  gegeben  zu  haben,  hinter  denen  die  durch  das 
Board    geschafiFenen   Wertmehrungen    wohl    geborgen    waren. 
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Trotzdem  dürfte  die  Tbatsache  klar  sein,  dass  durch  die  kon- 
solidierten Steuern  nicht  alle  solche  Wertsteigerangen  getroffen 
und  dass  diejenigen  Wertmehrungen,  die  durch  diese  Steuern 
getroffen  wurden,  nur  um  einen  geringen  Bruchteil  zu  Gunsten 
der  kommunalen  Finanzen  verkürzt  wurden.  Schon  die  Be- 
trachtung der  Höhe  der  konsolidierten  Steuern  in  den  einzelnen 
Jahren  ergibt,  dass  von  den  durch  die  konsolidierten  Steuern 
erfassten  Wertsteigerungen  der  weitaus  überwiegende  Teil 
Privaten  verblieb.  Das  Maximum  des  Steuersatzes  belief  sich, 
wie  wir  sahen ,  auf  8,89  d  per  1  Pfd.  Sterl.  steuerpflichtigen 
Wertes,  d.  h.  von  jedem  Pfund  Sterling  einer  durch  Ver- 
besserungen des  Metropolitan  Board  of  Works  hervorgerufenen 
Wertsteigerung  verblieben  während  der  Existenz  des  Board 
mindestens  1  Pfd.  Sterl.  11  sh  3,61  d  in  den  Händen  Privater. 
Es  ist  uns  klar  geworden,  dass  der  wirkliche  Betrag  des 
Privaten  zufallenden  Löwenanteils  noch  höher  war.  Wir  sahen 
ferner,  dass  jene  Wertmehrungeu  nicht  als  Erträge  aus  Ank- 
lagen betrachtet  werden  dürfen,  zu  denen  die  Empfänger  dieser 
Wertmehrungen  alle,  allein  oder  zum  überwiegenden  Teile  dem 
Board  die  Mittel  geliefert  hätten. 

Solchen  Verhältnissen  gegenüber  blieb  auch  das  Metro- 
politan Board  of  Works  nicht  ruhig.  Es  bekannte  ausdrück- 
lich in  der  zweiten  Hälfte  der  sechziger  Jahre,  dass  die  neu- 
geschaffenen kommunalen  Verbesserungsanlagen  den  Wert 
zahlreicher  Grundstücke  beträchtlich  gehoben  hätten  und  dass 
eventuelle  spätere,  noch  nicht  in  Angriff  genommene  Anlagen 
eine  weitere  Steigerung  vieler  Grundstückswerte  nach  sich 
ziehen  müssten.  Andererseits  war  es  sich  darüber  klar,  dass 
die  Grundstückseigentümer  in  den  meisten  Fällen  nichts  zu 
den  Kosten  beigetragen  hatten  und  dass  dies  auch  in  Zukunft 
so  sein  werde,  wenn  das  Steuersystem  des  Board  nicht  re- 
formiert würde.  Aus  dieser  Erkenntnis  heraus  schlug  das 
Metropolitan  Board  of  Works  im  Jahre  1865  der  Regierung 
vor,  ihm  in  einer  neuen,  «improvement  rate"  genannten  Steuer 
eine  neue  Einnahmequelle  zu  eröffnen.  Als  Zweck  der  neuen 
Steuer  wurde  die  Heranziehung  der  Grundeigentümer  zu  den 
Kosten  permanenter  Verbesserungsanlagen  bezeichnet.  Die 
»improvement  rate**,  deren  Maximum  4  d  auf  das  Pfund  Ster- 
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ling  betragen  sollte,  sollte  von  den  nutzenden  Inhabern  er- 
hoben werden,  diese  sollten  aber  das  Recht  erhalten,  die 
Hälfte  der  Steuer  bei  der  Bezahlung  des  Pacht-  oder  Mietzinses 
in  Abzug  zu  bringen.  Gegenteilige  Privatabmachungen  sollten 
ungültig  sein^).  . 

Ein  Verteidiger  der  vorgeschlagenen  Steuer  pries  an  ihr 
dies,  dass  sie  ihre  Spitze  gegen  die  freeholders  kehrte,  und 
in  einem  Nekrologe  auf  das  gescheiterte  Projekt  sagte  diesem 
der  kundige  Minister  Qoschen  nach,  seine  Verwirklichung  hätte 
zwar  nichts  den  Leuten  mit  wöchentlichen  und  vierteljähr- 
lichen Mieten  genützt,  wohl  aber  würde  es  die  Lasten  der 
leaseholders  erleichtert  haben  ^).  Die  Aktion  des  Metropolitan 
Board  of  Works  muss  als  ein  Ausfluss  des  Gegensatzes  be- 
trachtet werden,  der  zwischen  den  Grundeigentümern  und  den- 
jenigen Angehörigen  der  bürgerlichen  Klassen  bestand,  die 
bemittelt  genug  waren,  sich  Wohnungen  und  Geschäftslokali- 
täten auf  dem  Wege  der  Leaseverträge  für  längere  Zeit  zu 
sichern.  So  scharf  war  der  Gegensatz  allerdings  nicht,  dass 
man  darauf  ausgegangen  wäre,  den  freeholders  grosse  Bruch- 
teile der  ihnen  durch  das  Board  überlieferten  Eonjunkturen- 
gewinne  abzunehmen.  Das,  worauf  es  dem  Board  ankam,  war 
in  erster  Linie  eine  Erleichterung  der  leaseholders,  eine  etwas 
andere  Verteilung  der  Besteuerung  zwischen  ihnen  und  den 
freeholders ;  keine  herzhaften  Eingriffe  in  die  Vermögensver- 
teilung, wie  ja  auch  schon  die  geringe  Höhe  des  vorgeschlagenen 
maximalen  Steuerfusses  zeigt.  Eine  Absorbierung  oder  be- 
trächtliche Verkürzung  der  durch  das  Board  geschaffenen  Kon- 
junkturengewinne wäre  aber  auch  bei  einem  höheren  Steuer- 
fusse  nicht  möglich  gewesen,  da  in  der  durch  das  Board  vor- 
geschlagenen Steuer  nur  eine  einzige  Besonderheit  fehlte,  die 
die  konsolidierten  Steuern  unfähig  machte,  die  Wertmehrungen 
kräftig  zu  treffen.  Mit  Ausnahme  der  Beseitigung  des  Rechtes, 
private   Abmachungen   über   Rückvergütung   der   Steuern    zu 


*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  tlie 
year  1865/66,  S.  27;  do.  for  the  year  1866/67,  S.  23  f.,  57;  do.  for  the 
year  1888,  S.  88  f. 

2)  Hansard's  Parliamentary  Debates,  vol.  189  (1867),  S.  1534.  — 
Ib.  vol.  190  (1868),  S.  1025. 
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treffen,  stimmte  die  neue  Steuer  in  allen  wesentlichen  Punkten 
mit  den  konsolidierten  Steuern  überein  und  wäre  deshalb,  auch 
wenn  sie  bewilligt  worden  wäre,  gleich  dieser  ungeeignet  ge- 
wesen, als  Steuer  auf  Wertsteigerungen  in  genauer  Relation 
zu  Wertmehrungen  und  Kosten  zu  wirken. 

Einige  der  Lücken,  die  die  durch  das  Board  vorgeschlagene 
Steuer  enthielt,  sind  in  zwei  anderen  Reformprojekten  aus- 
gefüllt, die  noch  während  der  Zeit  des  Metropolitan  Board  of 
Works  auftauchten.  Nachdem  einige  während  der  ersten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  gemachte  Versuche  einer  beson- 
deren Besteuerung  von  Baustellen^)  für  mehrere  Jahrzehnte 
keine  Nachfolger  gefunden  hatten,  trat  in  den  achtziger  Jahren 
die  zur  Untersuchung  der  Wohnungsverhältnisse  der  unteren 
Klassen  eingesetzte  königliche  Kommission  in  ihrer  Mehrheit 
mit  dem  Vorschlage  vor  die  Oeffentlichkeit,  Baustellen  nach 
ihrem  Verkaufswerte  zu  besteuern  ^).  Ebensowenig  wie  diesem 
Vorschlage  schenkte  das  Board  einem  gleichzeitig  hervortreten- 
den anderen  Vorschlage  Beachtung,  der  darauf  hinausging, 
eine  sogenannte  Bettermentsteuer  einzuführen,  d.  h.  eine  Spezial- 
steuer  auf  Eigentum,  das  durch  eine  kommunale  Verbesserungs- 
anlage in  seinem  Werte  gehoben  wird. 

Auch  unter  den  Mitgliedern  der  erwähnten  königlichen 
Kommission  fand  der  Gedanke  der  Bettermentsteuer  teilweise 
begeisterte  Aufnahme.  Unter  den  Mitgliedern,  die  dafür  ein- 
traten, sind  der  damals  liberale,  später  unionistische  Staats- 
mann Jesse  Gollings  und  der  bekannte  Gewerkvereinsführer 
Henry  Broadhurst  zu  nennen.  Die  Anhänger  der  Betterment- 
steuer verwiesen  bei  der  Rechtfertigung  dieser  Steuer  auf 
erfolgreiche  amerikanische  Vorbilder.  Aber  sie  empfahlen  diese 
Steuer  auch  mit  der  Begründung,  dass  die  Bettermentsteuer 
in  unentwickelten  Anfangen  in  England  bereits  vorhanden  sei. 
Man  behauptete,  die  Bettermentsteuer  sei  nichts  anderes  als 
die  Fortbildung  eines  Grundsatzes,  der  bereits  in  der  früheren 


^)  R.  Hallgarten,  Die  kommunale  Besteuerung  des  unverdienten 
Wertzuwachses  in  England  (1899),  S.  59. 

^  First  Report  of  H.  M.  Commissioners  for  inquiring 
into  the  housing  of  the  working  classes  (1889),  S.  69f.,  99,  106. 
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Wohnungsgesetzgebung  enthalten  sei.  Wir  erinnern  uns,  dass 
die  zweite  Torrens^  Act  des  Jahres  1879  eine  Bestimmung 
enthielt,  wonach  bei  der  Expropriation  eines  Eigentümers, 
der  durch  die  betrefiPende  Yerbesserungsanlage  voraussichtlich 
im  Werte  gesteigertes  Eigentum  besass,  diesem  der  Betrag 
dieser  Wertsteigerung  in  Abzug  zu  bringen  war.  Bereits 
früher  trat  uns  auch  eine  aus  dem  Jahre  1882  stammende 
Bestimmung  entgegen,  auf  Grund  welcher  im  Anschlüsse  an 
die  Durchführung  der  Torrens'  Acts  die  Auflegung  von  Bei- 
trägen im  Verhältnis  zu  durch  kommunale  Anlagen  verursachten 
Werterhöhungen  statthaft  war.  Nunmehr  treten  uns  diese  Be- 
stimmungen wieder  als  Vorläufer  der  Bettermentsteuer  ent- 
gegen. Die  Anhänger  der  Bettermentsteuer  wünschten,  dass, 
was  hier  für  Anlagen  auf  Orund  der  Wohnungsgesetzgebung 
möglich  war,  auf  alle  wertsteigernden  kommunalen  Verbesse- 
rungsanlagen ausgedehnt  werden  sollte  ^). 

e.  Das  Reconpment 

Es  wurde  bereits  mitgeteilt,  dass  im  Jahre  1877  das 
Parlament  dem  Metropolitan  Board  of  Works  zum  ersten- 
mal das  Recht  verlieh,  das  Recoupment  anzuwenden,  d.  h. 
das  Recht,  ausser  den  technisch  ganz  oder  teilweise  für  den 
Strassenkörper  notwendigen  Grundstücken  Grundstücke ,  die 
den  neu  anzulegenden  Strassen  benachbart  waren  und  für 
den  Strassenkörper  nicht  benötigt  wurden,  vor  Inangriff- 
nahme der  betreffenden  Strassenanlagen  zu  dem  Zwecke  zu 
erwerben,  aus  ihrem  Verkauf  nach  Vollendung  der  Strassen- 
anlagen Gewinne  zu  erzielen.  Die  Verleihung  dieses  Rechtes 
ist  in  erster  Linie  auf  die  Initiative  des  Metropolitan  Board 
of  Works  zurückzuführen.  Der  Plan,  die  Grundeigentümer 
vermittelst  der  „improvement  rate'  zu  den  Kosten  der  Strassen- 
anlagen heranzuziehen,  war  gescheitert.  Kurze  Zeit  nach  dem 
Fiasko  dieses  Projektes  wies  der  Zufall  darauf  hin ,  dass  das 
erstrebte  Ziel,  die  Erleichterung  des  durch  die  konsolidierten 
Steuern  auf  die  Grundstücksbenützer  geworfenen  Druckes,  viel- 


')  Ib.  S.  78  f.,  123,  130. 
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leicht  auf  emem  anderen  Wege  als  auf  dem  einer  Steuer- 
reform erreicht  werden  könne.  Es  war  nämlich  möglich,  eine 
im  Jahre  1872  sanktionierte  Strassenanlage  (Northumberland 
Ayenue)  ohne  irgendwelche  Belastung  der  Steuerzahler  und 
sogar  unter  Einheimsung  eines  die  Kosten  dieser  Anlage  über- 
treffenden, dem  Board  zufiiessenden  Gewinnes  durchzuführen. 
Die  Ursache  hierfür  lag  darin,  dass  die  nicht  für  den  Strassen- 
körper  benötigten  Teile  des  durch  das  Board  vor  Inangriff- 
nahme jener  Strassenanlage  erworbenen  Qrundstückkomplexes 
später  durch  das  Board  zu  so  hohen  Preisen  wieder  veräussert 
werden  konnten,  dass  der  Erlös  höher  war  als  die  Kosten  der 
genannten  Strassenanlagen  waren.  Als  das  Board  im  Jahre  1877 
wiederum  vor  der  Frage  der  Errichtung  neuer  Strassen  stand, 
war  es  sich  klar  darüber,  dass  die  Erbauung  neuer  Strassen 
zu  neuen  Werterhöhungen  Anlass  geben  werde.  Es  wa#  aber 
auch  entschlossen,  nicht  allein  aus  den  Steuern,  sondern  auch 
aus  diesen  bevorstehenden  Werterhöhungen  die  Mittel  zur 
Durchführung  der  .  neuen  Strassenbauten  zu  entnehmen.  In 
dieser  Absicht  bewarb  es  sich  beim  Parlament  um  das  Recht, 
Yor  dem  Beginne  der  neuen  Strassenbauten  eine  Reihe  yon 
Grundstücken  zu  erwerben,  von  denen  es  annahm,  dass  ihr 
Wert  durch  die  neuen  Strassenbauten  gehoben  werden  würde  ^). 
«Indem  die  Legislatur  im  Jahre  1877  Recoupment  sank- 
tionierte,** —  so  lesen  wir  bei  einem  Verehrer  des  Recoup- 
mentprinzips  —  »begründete  sie  das  Prinzip,  dass  die  Ge- 
meinde bei  der  Ausführung  einer  Strassenverbesserung  auf 
öffentliche  Kosten  berechtigt  ist,  nicht  50  ^/o,  nicht  70  ^/o,  son- 
dern das  Ghmze  des  Profits  der  Transaktion  zu  nehmen,  vor- 
ausgesetzt, dass  sie  gewillt  ist,  auch  das  Risiko  des  Verlustes 
zu  tragen^  ^).  In  diesem  Versuche,  die  Bedeutung  des  Re- 
coupmentprinzips  zu  formulieren,  ist  der  richtige  Gedanke  ent- 
halten, dass  das  Parlament  dem  Board  das  Recht  verlieh,  die 
Wertsteigerungen  der  vom  Recoupment  erfassten  Grundstücke 


^)  Report  of  the  Metropolitan  ßoard  of  Works  for  the 
year  1877,  S.  84.  —  Report  from  the  Select  Committee  on  town 
improvements  (1894),  qu.  356,  1167  ff.,  1262. 

^Arthur  A.  Baumann,  Betterment,  Worsement  and  Recoupment 
(1894),  S.  22  f. 
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vollständig  der  Gemeinde  zuzuführen  und  jegliche  Beteiligung 
Privater  an  diesen  Wertsteigefrungen  zu  verhindern.  Anderer- 
seits ist  auch  der  Gedanke  richtig,  dass  das  Recoupment- 
prinzip  an  sich  dem  Board  nicht  die  Gewissheit  bot,  aus  der 
Anwendung  dieses  Prinzips  Gewinne  zu  beziehen,  dass  viel- 
mehr nur  dann  Gewinne  bezogen  werden  konnten,  wenn  die 
vom  Becoupment  erfassten  Grundstücke  wirklich  im  Werte 
stiegen,  und  dass  mit  Sicherheit  Verluste  eintreten  mussten, 
wenn  die  durch  das  Board  auf  dem  Wege  des  Recoupment- 
Verfahrens  erworbenen  Grandstücke  entgegen  der  Erwartung, 
die  zu  ihrem  Ankauf  veranlasste,  nach  Vollendung  der  be- 
tre£Fenden  Strassenanlage  in  ihrem  Werte  sanken.  Weit 
dringender  als  bei  der  Betrachtung  des  Steuersystems  meldet 
sich  demgemäss  angesichts  des  Recoupment  zunächst  die  Frage, 
ob  denn  nicht  ein  grosser  Teil  des  durch  Strassenanlagen  des 
Board  geschaffenen  Wertzuwachses  anstatt  durch  Private  durch 
das  Board  selbst  geerntet  worden  sei. 

Ebensowenig  jedoch,  wie  die  Steuern  des  Board  namhafte 
Teile  der  durch  Strassenanlagen  des  Board  geschaffenen  Wert- 
steigerungen in  seine  Kassen  zurückzuleiten  vermochten,  ge- 
lang es  dem  Board,  auf  dem  Wege  des  Recoupmentverfahrens 
die  Bereicherung  Privater  in  Verbindung  mit  Strassenanlagen 
zu  hindern.  Wie  bei  der  Besteuerung  blieben  auch  beim  Re- 
coupmentverfahren  zahlreiche  Privaten  zu  gute  kommende 
Wertsteigerungen  völlig  unberührt.  Schon  dies  ist  zweifelhaft, 
ob  das  Board  bei  allen  nach  dem  Jahre  1877  sanktionierten 
Strassenanlagen  das  Recoupmentverfahren  anwandte^).  Sicher 
ist  aber  dies,  dass  das  Board  da,  wo  es  sich  zur  Anwendung 
dieses  Verfahrens  entschloss,  sich  eine  mit  dem  Recoupment- 
prinzip  durchaus  verträgliche  Beschränkung  auferlegte.  Wohl 
gibt  das  Recoupmentprinzip  die  Möglichkeit,  den  gesamten 
Wertzuwachs  derjenigen  Grundstücke,  die  dem  Recoupment- 
verfahren unterworfen  werden,  der  Kommune  zuzuführen.  Die 
Unterwerfung   aller  Grundstücke,   die  voraussichtlich  infolg« 


^)  Report  from  the  Select  Committee  on  town  improve- 
ments  a.  a.  0.  (1894),  qu.  1168  f.,  1262.  —  Percy  J.  Edwards  a.  a.  0. 
S.  17. 
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einer  Strassenanlage  im  Werte  steigen  werden,  bildet  jedoch 
keinen  integrierenden  Bestandteil  jenes  Prinzips.  Allerdings 
erwarb  das  Board  einige  Grundstücke,  von  denen  es  annahm, 
dass  eine  geplante  Strassenanlage  ihren  Wert  heben  werde. 
Aber  niemals  schritt  es  zum  Erwerb  aller  derjenigen  Grund- 
stücke, deren  Wertsteigerung  als  Folge  einer  geplanten  Strassen- 
anlage in  Aussicht  stand.  Im  Widerspruche  zu  der  Thatsache, 
dass  infolge  von  Strassenanlagen  nicht  nur  unmittelbar  adja- 
cierendes  Eigentum,  sondern  auch  Eigentum  in  benachbarten 
Strassen  in  seinem  Werte  gehoben  wurde,  begnügte  sich  das 
Board  damit,  lediglich  Grundstücke  zu  erwerben,  die  direkt 
an  die  geplanten  neuen  Strassen  stiessen  oder  mit  einem 
solchen  Frontgrundstück  zu  einem  einheitlichen  Grundstück 
zusammengelegt  werden  konnten^). 

Bei  der  Beschränkung,  die  das  Board  sich  auferlegte, 
spielten  vermutlich  die  kläglichen  finanziellen  Resultate,  die 
man  mit  dem  Becoupment  erzielte,  eine  einflussreiche  Rolle. 
Die  HoflFnung,  durch  den  Wiederverkauf  der  durch  das  Board 
erworbenen  Grundstücke  für  den  ganzen  Betrag  oder  wenigstens 
für  den  grössten  Teil  der  Strassenbaukosten  Deckung  zu  finden 
oder  gar  einen  Ueberschuss  über  die  Strassenbaukosten  zu  er- 
zielen, wurde  nicht  erfüllt.  Während  die  gesamten  Ausgaben 
für  die  im  Jahre  1877  und  später  sanktionierten,  durch  das 
Board  ausgeführten  Strassenanlagen  5138579  Pfd.  Sterl.  be- 
trugen, betrug  der  Erlös  aus  dem  Wiederverkauf  des  in  Ver- 
bindung mit  diesen  Anlagen  erworbenen  Surpluslandes  und 
der  geschätzte  Wert  der  noch  nicht  wieder  verkauften  Teile 
des  in  Verbindung  mit  diesen  Strassenanlagen  erworbenen 
Surpluslandes  nach  Vollendung  der  betreffenden  Strassenan- 
lagen nur  1284400  Pfd.  Sterl.  Bei  keiner  einzigen  dieser 
27  Strassenanlagen  betrug  der  Erlös  aus  dem  Wiederverkauf 
oder  der  geschätzte  Wert  oder  der  Erlös  aus  dem  Wieder- 
verkauf und  der  geschätzte  Wert  des  noch  nicht  verkauften  Sur- 
pluslandes zusammen  mehr,  als  die  Ausgaben  für  die  betreffen- 
den Strassenanlagen  betrugen  %   Für  23  von  diesen  Strassen- 

*)  Report  from  the  Select  Committee  on  town  improve- 
ments  (1894),  qu.  1384,  1843,  1868. 

»)  Percy  J.  Edwards  a.  a.  0.  S.  18,  134  fF. 
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anlagen  ist  nicht  einmal  nachgewiesen,  dass  das  in  Verbindung 
mit  ihnen  erworbene  Surplusland  nach  Vollendung  der  Strassen- 
anlage  nicht  zu  einem  niedrigeren  Preise  durch  das  Board 
verkauft;  werden  musste  oder  nicht  zu  einem  niedrigeren  Ver- 
kaufswerte eingeschätzt  werden  musste,  als  der  Preis  war, 
den  das  Board  beim  Ankauf  bezahlen  musste.  Umgekehrt  ist 
für  die  4  restierenden  Strassenanlagen ,  für  die  ein  solcher 
Vergleich  angestellt  wurde,  dargethan,  dass  das  Board  fbr  den 
Ankauf  der  zum  Zwecke  des  Recoupment  erworbenen  Grund- 
stücke und  Häuser  mehr  ausgab,  als  es  bei  dem  späteren 
Wiederverkauf  einnahm  oder  einzunehmen  hoflfen  durfte.  In 
4  Fällen  (Gray^s  Inn  Boad,  Gharing  Gross  Road,  Shaftesbury 
Avenue  und  Marshalsea  Road)  betrugen  diese  Verluste 
86292  Pfd.  Sterl.  (rund  62,5  >  der  durch  das  Board  bezahlten 
Ankaufspreise),  87261  Pfd.  Sterl.,  1431  Pfd.  Sterl.  und 
20890  Pfd.  Sterl.  1).  Weit  entfernt  davon,  die  Strassenbau- 
kosten  zu  mindern,  mehrte  das  Recoupmentverfahren  die 
Strassenbaukosten  dadurch,  dass  seine  Anwendung  besondere, 
endgültig  auf  die  konsolidierten  Steuern  fallende  Extrakosten 
erheischte.  Weit  entfernt  davon,  das  Einkommen  des  Board 
durch  Privaten  vorweggenommene  Wertsteigerungen  zu  mehren, 
belastete  die  Anwendung  der  Recoupmentverfahrens  das  Board 
mit  Verlusten. 

Die  Berücksichtigung  der  Schranken,  innerhalb  welcher 
das  Recoupment  angewandt  wurde,  und  der  Ergebnisse,  die 
innerhalb  seines  Anwendungsgebietes  erzielt  wurden,  thut  dar, 
dass  von  einer  Aufsaugung  der  mit  Strassenanlagen  verknüpften 
Wertsteigerungen  durch  das  Board  mit  Hilfe  des  Recoupment- 
verfahrens in  weitem  Umfange  und  vielleicht  überhaupt  nicht 
die  Rede  sein  kann.  Gerade  deshalb  liegt  die  Versuchung  nahe,*, 
an  der  Richtigkeit  des  Satzes  zu  zweifeln,  dass  die  Strassen- 
anlagen des  Board  in  weitem  Umfange  wertsteigernd  gewirkt 
hätten.  Man  könnte  behaupten,  die  Ursache  des  Scheiterns 
des  Recoupmentverfahrens  müsse  darin  gesucht  werden,   dass 


')  Nach  Report  fr  cm  the  SelectOommittee  oftheHouse 
of  Lords  on  town  improvements  (1894),  qu.  1390,  Robert  Donald, 
London  1893,  S.  293  und  R.  Hallgarten  a.  a.  0.  S.  145. 
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die  Strassenanlagen ,  bei  denen  das  Becoupmentverfahren  an- 
gewandt wurde,  thatsächlich  nicht  Wertmehrungen,  sondern 
Wertminderungen  heryorgerufen  hätten.  Man  könnte  sagen, 
dass  das  Anwendungsgebiet  des  Becoupment  zwar  begrenzt 
gewesen  sei,  dass  aber  die  Recoupmentstrassen ,  die  in  der 
That  zahlreiche  auch  anderen  Strassen  anhaftende  Züge  trugen, 
an  sich  nichts  Exzeptionelles  gehabt  hätten  und  dass  des- 
halb aus  den  Verlusten,  die  das  Board  bei  der  Anwendung 
des  Recoupmentverfahrens  erlitt,  auf  das  häufige  Vorkommen 
von  beträchtlichen  Wertminderungen  bei  Strassenanlagen  zu 
schliessen  sei,  bei  denen  das  Recoupmentverfahren  nicht  an- 
gewandt wurde,  d.  h.  bei  Strassen,  bei  denen  die  durch  die 
Strassenanlagen  verursachten  Wertyerluste  nicht  das  Board, 
sondern  Private  trafen.  Nach  diesem  Baisonnement,  das 
übrigens  die  Auffassung  einschliesst,  das  Becoupmentverfahren 
habe  innerhalb  seines  Anwendungsgebietes  Private  unter  Auf- 
wendung kommunaler  Mittel  vor  drohenden  Verlusten  bewahrt, 
leitete  zwar  das  Becoupmentverfahren  keine  Wertsteigerungen 
in  die  Kassen  des  Board  über,  stellte  aber  klar,  dass  infolge 
der  von  ihm  vorgenommenen  Strassenanlagen  häufige  und  ver- 
lustreiche Wertminderungen  privaten  Eigentumes  eintraten. 

Wir  hegen  eine  andere  Ansicht  sowohl  hinsichtlich  der 
Ursachen  als  auch  hinsichtlich  der  Tragweite  der  Verluste  des 
Board.  Nicht  darin  sind  die  Ursachen  ffir  das  Scheitern  des 
Recoupmentverfahrens  zu  suchen,  dass  die  durch  das  Board 
erworbenen  Liegenschaften  wirklich  Wertminderungen  erlitten 
hätten.  Damit  föUt  auch  die  Berechtigung  dahin,  aus  dem 
Scheitern  des  Becoupmentverfahrens  umfangreiche  Wertmin- 
derungen privaten  Eigentumes  abzulesen.  Erst  dann  wäre 
es  gestattet,  von  den  Verlusten  des  Board  einen  Bückschluss 
auf  die  Wertbewegung  des  vom  Becoupmentverfahren  nicht 
ergriffenen  privaten  Eigentumes  zu  ziehen,  wenn  die  Be- 
dingungen, unter  denen  das  Board  arbeitete,  den  Bedingungen 
analog  gewesen  wären,  die  für  den  Liegenschaftsverkehr  unter 
Privaten  galten.  Diese  primäre  Voraussetzung  des  Bechtes, 
die  Ergebnisse  des  Becoupmentverfahrens  als  Spiegelbilder 
der  Vorgänge  ausserhalb  seines  Anwendungsgebietes  anzusehen, 
fehlt  jedoch.    Im  Gegensatze  zu  jener  Voraussetzung  gehören 

Sinzheimer,  Der  Londoner  Graftichaftsrat.  I.  13 
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zu  den  Ursachen  des  Scheiterns  des  Recoupmentprinzips  gerade 
Momente,  die  bewirkten,  dass  das  Board  unter  anderen  Be- 
dingungen  als  unter  den  normalen  Bedingungen  des  Verkehres 
unter  Privaten  arbeitete. 

Wir  haben  zunächst  die  Ankaufspreise,  die  das  Board  zu 
zahlen  hatte,  zu  analysieren.  Das  Board  hatte  viele  Grundstücke 
gegen  zwangsweise  festgesetzte  Entschädigungen  zu  erwerben* 
Natürlich  wurde  auch  die  Bildung  der  Preise  für  freihändig 
erworbene  Liegenschaften  durch  Rücksichten  der  Verkäufer  auf 
die  Höhe  der  Entschädigungen  beeinäusst,  die  zu  zahlen  waren^ 
wenn  keine  freiwillige  Einigung  zu  stände  kam.  Obwohl  die 
expropriationsrechtlichen  Bestimmungen  eine  spezielle  Ent- 
schädigung für  die  Zwangsnatur  der  Abtretung  nicht  aus- 
drücklich vorschrieben,  billigten  die  die  Entschädigung  fest- 
stellenden Behörden  dem  Enteigneten  gewöhnlich  einen  Anspruch 
auf  10  ^/o  Zuschlag  zu  dem  Werte  des  Enteigungsobjektes  als 
Kompensation  für  die  unfreiwillige  Hingabe  dieses  Objektes^ 
zu^).  Dem  Board  war  damit  eine  Last  aufgelegt,  von  der 
Private  beim  Ankauf  von  Grundstücken  frei  waren.  Sie  wurde 
verstärkt  dadurch,  dass  das  Board  Eaufpflichten  hatte,  die  da, 
wo  es  sich  um  private  Käufer  handelt,  fehlen.  Mag  es  auch 
unklar  sein,  ob  die  unternehmende  Behörde  berechtigt  war, 
nur  das  Eigentum  an  einem  Grundstücke  zu  erwerben,  sa 
wurde  doch  in  der  Praxis  von  der  Anschauung  ausgegangen, 
dass  die  Enteigung  eines  Grundstückes  mit  der  Ablösung  aller 
auf  ihm  vertretenen  Pacht-  und  Mietsinteressen  verknüpft  sein 
müsse ^).  Das  Board  war  demgemäss  ausser  stände,  analog 
privaten  Grundstückserwerbern  die  auf  einem  Eigentume  lasten* 
den  Pacht-  und  Mietsverträge  einfach  ablaufen  zu  lassen  und 
so  einer  Entschädigung  der  Mieter  aus  dem  Wege  zu  gehen. 

Einen  starken  Bruchteil  der  Kompensationssummen  nehmen 
die  Entschädigungen   für  gewerbliche  Interessen  in  Anspruch. 


*)  Report  from  tbe  Comniittee  of  the  House  of  Lord» 
on  town  improvements,  qu.  1877  f.,  3232  f.,  3388  f.  —  Percy 
J.  Edwards  a.  a.  0.  S.  17.  —  C.  A.  Gripps,  A  treatise  on  tbe  principles 
of  the  law  of  compensation  (1892),  S.  121. 

^  Report  from  the  Gommittee  of  the  House  of  Lords 
on  town  improvements  (1894),  qu.  3228,  3396  ff.,  3670. 
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Diese  Entschädigungen  sind  wie  Ausgaben  für  den  Ankauf 
der  in  Betracht  kommenden  Gewerbebetriebe  zu  betrachten, 
d.  h.  wie  Ausgaben  für  den  Erwerb  von  Objekten,  die  das 
Board  weder  selbst  direkt  produktiv  verwenden  noch  veräussern 
konnte.  Das  Board  befand  sich  nicht  in  der  Lage,  in  der  sich 
vielfach  Private  befinden,  die  ein  bestehendes  Geschäft  erwerben, 
um  dieses  weiterzuführen,  da  das  Board  weder  rechtlich  noch 
faktisch  die  Möglichkeit  hatte,  die  Geschäfte  der  enteigneten 
Gewerbetreibenden  weiterzubetreiben.  Andererseits  war  auch 
das  Board  nicht  in  der  Lage,  die  abgelösten  gewerblichen 
Interessen  wieder  zu  veräussern.  Bei  der  Aufmachung  der 
Bilanzen  des  Board  waren  deshalb  diese  Entschädigungen  als 
Ausgaben  zu  buchen ,  die  nur  durch  den  Erlös  aus  der  Ver- 
wertung anderer  abgelöster  Interessen  gedeckt  werden  konnten^). 

Der  üebereinanderschichtung  einer  grossen  Zahl  von  Eigen- 
tums-, Pacht-  und  Mietsinteressen  auf  demselben  Grundstücke 
war  die  weite  Verbreitung  des  Leasesystems  in  London  sehr 
günstig.  Zum  Schaden  für  die  Finanzen  des  Board  waren 
auch  alle  die  Strassenbauten,  die  mit  einer  verlustbringenden 
Anwendung  des  Recoupmentprinzips  verbunden  waren,  nicht 
Strassenbauten  auf  unbebautem  Gelände,  sondern  in  bereits 
dicht  bewohnten  und  mit  entschädigungsberectitigten  Gewerbe- 
betrieben stark  besetzten  Distrikten.  Mit  Recht  werden  jene 
Pflichten  der  Entschädigung  aller  Eigentums-,  Pacht-  und 
Mietsinteressen,  namentlich  der  gewerblichen  Interessen  einer- 
seits, diese  Eigentümlichkeit  der  von  den  neuen  Strassenbauten 
durchschnittenen  Lokalitäten  andererseits  als  Erklärungsgründe 
für  das  durch  das  Board  erzielte  Minus  angeführt^). 

Eine  andere  Ursache  der  ungünstigen  Resultate  des  Re- 
coupmentverfahrens  liegt  darin,  dass  das  Board  bei  dem  irei- 
händigen  Erwerb  von  Liegenschaften  sowohl  als  auch  bei  der 
Wiederveräusserung  seiner  Liegenschaften  sich  durch  seine 
Beamten  und  durch  einige  seiner  Mitglieder  betrügen  liess^). 


')  Ib.  S.  4,  qu.  347  ff.,  1383  ff.,  1877  ff.,  3834,  3416,  3573  ff., 
3629  ff.,  S.  324. 

2)  Ib.  qu.  347,  1383  ff.,  1875  ff.,  2757,  3228,  3334,  3386,  3396  ff., 
3414  ff.,  3578  ff.  und  S.  324.  —  Percy  J.  Edwards  a.  a.  0.  S.  17. 

')  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
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Die  Details  des  Geschäftsganges,  der  für  den  freihändigen 
Erwerb  von  Liegenschaften  sowie  für  die  Yeräasserung  yon 
Surplusländereien  in  Verbindung  mit  Strassenanlagen  üblich 
war  und  der  vermutlich  auch  bei  den  mit  der  Durchführung 
der  Gross'  Acts  verknüpften  Grundstücksumsätzen  beobachtet 
wurde,  sind  noch  jetzt  festzustellen.  Als  Kern  des  dabei  be- 
folgten modus  procedendi  lässt  sich  dies  bezeichnen,  dass  den 
korrumpierten  Elementen  des  Architektendepartments  in  den 
für  die  Rentabilität  entscheidenden  Phasen  des  freihändigen 
Ankaufes  privater  Liegenschaften  ein  souveräner  Einfluss  ein- 
geräumt wurde,  dass  weiter  dieselben  Elemente  für  einen  Teil 
der  durch  das  Board  bethätigten  Verkäufe  die  Festsetzung  des 
Verkaufspreises  völlig  in  ihren  Händen  hatten,  für  einen 
anderen  Teil  die  Möglichkeit  hatten,  auf  eine  für  das  Board 
ungünstige  Gestaltung  der  Verkaufspreise  hinzuwirken.  Formell 
war  dem  Architektendepartment  ein  lediglich  aus  Mitgliedern 
des  Board  bestehendes  Komitee,  das  „Works  and  General 
Purposes  Committee*,  übergeordnet,  das,  soweit  es  aus  ehr- 
lichen Mitgliedern  bestand,  von  unbegrenztem  Vertrauen  in 
die  Lauterkeit  und  Weisheit  des  Architektendepartments  be- 
herrscht gewesen  zu  sein  scheint  und  sich  zumeist  damit  be- 
gnügt haben  dürfte,  die  Taxationen  und  Abschlüsse  des  Archi- 
tektendepartments gutzuheissen.  Ueberdies  gehörten  zu  den 
Mitgliedern  dieses  Komitees,  das  ein  Plenarkomitee  war,  alle 
Mitglieder  des  Board,  demnach  auch  diejenigen  Mitglieder, 
die  bereit  waren,  ihre  Stimmen  gegen  genügende  Remunera- 
tionen an  Private  zu  verkaufen. 

Die  zahlreichen  Chancen,  die  somit  unlauteren  Manipula- 
tionen gegeben  waren,  wurden  offenbar  weidlich  ausgenützt. 
Die    mehrfach    erwähnte   königliche  Kommission    stellte   fest, 


year  1879,  S.  93;  do.  for  the  year  1880,  S.  97  f.;  do.  for  the  year  1881, 
S.  94;  do.  for  the  year  1886,  S.  107 f.;  do.  for  the  year  1887,  S.  118; 
do.  for  the  year  1888,  S.  186.  —  Interim  Report  of  the  Royal 
Commissioners  appointed  to  inquire  into  certain  matters 
connected  with  the  working  of  the  Metropolitan  Board  of 
Works  (1888),  S.  7  f.,  10,  13  f.,  18,  33  f.,  87.  —  Report  from  the 
Select  Committee  of  the  House  of  Lords  on  town  improve- 
ments  (1894),  S.  XI,  qu.  1390,  2668  flf.,  2699  ff.,  3461  ff. 
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dass  im  Architektendepartment  freibändig  erworbene  Liegen- 
schaften bewnsst  zu  hoch  taxiert  und  zu  diesen  exzessiven 
Taxwerten  thatsäehlich  auch  durch  das  Board  erstanden  wurden. 
Sie  stellte  weiter  fest,  dass  Beamte  des  Architektendepartments 
Geld  für  die  Empfehlung  privater  Eaufofferten  annahmen,  die 
schliesslich  durch  das  Board  acceptiert  wurden  und  offenbar 
dem  Board  weniger  einbrachten ,  als  *  nach  der  wirklichen 
üeberzeugung  der  Beamten  hätte  erlöst  werden  können.  Die 
Kommission  stellte  femer  fest,  dass  unerlaubte  Beziehungen 
zwischen  dem  Architektendepartment  und  Auktionatoren  be- 
standen. Sie  stellte  schliesslich  fest,  dass  einige  Mitglieder 
des  Board  für  ihre  Zustimmung  zu  der  Genehmigung  privater 
Eaufofferten  Geld  annahmen.  In  einem  durch  die  erwähnte 
Kommission  untersuchten  FaUe  wurden  ein  paar  Häuser,  die 
kurz  vor  Inangriflhahme  einer  ihren  Erwerb  durch  das  Board 
in  Aussicht  atellenden  Strassenanlage  für  460  Pfd.  Sterl.  durch 
einen  Beamten  des  Board  gemeinschaftlich  mit  einer  anderen 
Person  heimlich  angekauft  wurden,  durch  denselben  Beamten 
in  amtlicher  Eigenschaft  zu  einem  Werte  von  660  Pfd.  Sterl., 
durch  einen  anderen,  den  wahren  Sachverhalt  vermutlich 
kennenden  Beamten. gar  zu  einem  Werte  von  700  Pfd.  Sterl. 
eingeschätzt  und  zu  diesem  Preise  auch  freihändig  durch  das 
Board  erworben.  In  einem  anderen  Falle  aus  dem  Jahre  1884 
wurde  Eigentum,  an  dessen  Ankauf  zu  1375  Pfd.  Sterl.  gleich- 
falls ein  Beamter  des  Architekteudepartments  beteiligt  war, 
unter  dem  Einflüsse  einer  bewusst  viel  zu  hohen  Taxation 
durch  das  Architektendepartment  um  3000  Pfd.  Sterl.  dem 
Board  in  die  Hände  gespielt.  In  einem  anderen  Falle, 
der  sich  auf  eine  mit  Sicherheit  als  eine  Recoupmentstrasse 
zu  bezeichnende  Strasse  (Shaftesburj  Avenue)  bezieht  und  in 
dem  eine  ganze  Kett«  von  Unredlichkeiten  auf  seiten  des 
Architektendepartments  enthüllt  wurde,  bezifferte  die  könig- 
liche Kommission  den  Betrag,  den  das  Board  bei  der  Yer- 
äusserung  eines  seiner  Grundstücke  mehr  hätte  erlösen  können, 
auf  mindestens  20000  Pfd.  Sterl.  In  einem  anderen,  aus  der 
Zeit  der  Anwendung  des  Becoupmentverfahrens  stammenden 
Falle  betrug  das  auf  2000  Pfd.  Sterl.  sich  belaufende  Douceur, 
das  ein  Käufer  eines  dem  Board  gehörenden  Grundstückes  dem 
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Architektendepartment  zusteckte,  */5  des  auf  2500  Pfd.  Sterl. 
sich  belaufenden  Betrages,  den  im  Hinblicke  auf  dieses  Dou- 
ceur  das  Archibektendepartment  bei  der  Begutachtung  der  ein- 
gelaufenen Eaufofferte  als  den  Wert  des  Grundstückes  be- 
zeichnet hatte  und  zu  dem  das  Board  anstandslos  das 
Grundstück  abliess.  In  einem  anderen,  vermutlich  aus  der 
Mitte  der  achtziger  Jahre  stammenden  Falle  erstand  ein 
gegenüber  dem  Architektendepartment  sehr  freigebiger  Bau- 
meister ein  dem  Board  gehörendes  Grundstock  um  1500  Pfd. 
Sterl.  und  verkaufte  es  noch  in  demselben  Jahre  für  3000  Pfd. 
Sterl.  Derselbe  Baumeister,  der  seine  Pappenheimer  gut  ge- 
kannt zu  haben  scheint,  sicherte  sich  für  ein  durch  das  Board 
offenbar  in  Verbindung  mit  einer  Recoupmentstrasse  (Shaftes- 
bury  Avenue)  erworbenes  Grundstück,  das  er  dem  Board  ab- 
zukaufen gedachte,  einen  Käufer  zu  einem  Gewinn  von  nahezu 
2000  Pfd.  Sterl.,  bevor  noch  das  betreffende  Grundstück  aus 
dem  Eigentume  des  Board  in  das  Eigentum  des  Baumeisters 
übergegangen  war. 

Darüber,  dass  Unredlichkeiten  vorkamen,  existieren  keine 
Meinungsverschiedenheiten.  Nur  darin  weichen  die  Aeusse- 
rungen  derjenigen,  die  an  der  Klarstellung  der  mit  dem  Be- 
coupmentverfahren  erzielten  Ergebnisse  sich  beteiligten,  ab, 
ob  diese  Unredlichkeiten  einen  grossen  oder  geringen  Einfluss 
auf  die  erzielten  Bresultate  ausübten.  Aus  taktischen  Gründen, 
deren  Verständnis  die  Kenntnis  der  zur  Zeit  des  Londoner 
Grafschaftsrates  ventilierten  Steuerreformpläne  voraussetzt; 
haben  sich  manche,  die  sonst  eine  umfangreiche  und  tief- 
gewurzelte  Korruption  als  ein  unauslöschlisches  Merkmal  des 
Metropolitan  Board  of  Works  und  seiner  Organe  betrachten, 
zu  der  Behauptung  verleiten  lassen,  es  sei  nicht  anzunehmen, 
dass  ausser  den  von  der  königlichen  Kommission  festgestellten 
Verlusten  bei  den  Verkäufen  der  Grundstücke  des  Board  Ver- 
luste vorgekommen  seien. 

Wir  haben  den  Eindruck,  dass  man  die  Folgen  dieser 
Unredlichkeiten  für  die  finanziellen  Resultate  des  Becoupment- 
verfahrens  nicht  übertreibt,  wenn  man  annimmt,  dass  diese 
Unredlichkeiten  doch  einen  grösseren  Umfang  erreichten, 
wie   sich   ziffemmässig  belegen  lässt.     Wie  aber  auch  immer 
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Jene  Meinungsverschiedenheiten  geschlichtet  werden  mögen, 
jedenfalls  ist  dies  klar,  dass  die  Verluste  des  Board  zum  Teil 
auf  unlautere  Praktiken  einiger  seiner  Beamtenorgane  und 
einiger  seiner  Mitglieder  zurückgeführt  werden  müssen,  dass 
es  Verluste  erlitt  durch  die  Notwendigkeit,  grössere  Ausgaben 
zu  machen  und  mit  niedrigeren  Einnahmen  sich  zu  begnügen, 
als  für  solche  Private  notwendig  gewesen  wären,  die  selbst 
ein-  oder  verkauften  und  nicht  auf  die  Mitwirkung  unehr- 
licher Organe  angewiesen  waren. 

Wir  machen  die  Probe  auf  die  Richtigkeit  der  vorher 
entwickelten  Ansicht  über  die  wirklichen  Ursachen  der  mit 
<lem  Becoupmentprinzip  erzielten  Misserfolge,  wenn  wir  da- 
nach forschen,  welche  Ghründe  bewirkten,  dass  in  dem  einzigen 
Falle,  in  dem  der  Erlös  aus  dem  Verkaufe  von  Surpluslände- 
reien  mehr  einbrachte  als  die  gesamten  Kosten  der  betreffenden 
Strassenanlage  betrugen,  ein  finanzieller  Erfolg  für  das  Board 
erreicht  wurde.  Die  Durchführung  dieser  Untersuchung  stellt 
die  Anschauung  ausser  allen  Zweifel,  dass  die  Gründe  jener 
Misserfolge  in  dem  Ursachenkomplex  liegen,  aus  dem  wir  das 
Scheitern  des  Recoupmentprinzips  ableiteten.  In  dem  Falle, 
der  die  einzige  Ausnahme  zu  der  allgemeinen  Regel  bildet, 
fehlen  nämlich  fast  alle  diejenigen  Voraussetzungen,  die  in  allen 
anderen,  in  Verlusten  endigenden  Fälle  vorhanden  waren.  Zum 
grössten  Teile  handelte  es  sich  in  diesem  exzeptionellen  Falle 
um  Liegenschaften,  die  durch  das  Board  nicht  zwangsweise, 
«londem  freihändig  unter  dem  Marktwerte  erworben  wurden, 
da  der  Eigentümer  der  betreffenden  Ghrundstücke ,  die  dem 
Duke  of  Norfolk  gehörten  und  sein  jahrhundertealtes  Lon- 
doner Stammschloss  trugen,  bei  seinen  Forderungen  an  das 
Board  sich  nicht  von  rein  geschäftlichen  Erwägungen  leiten 
liess.  Auf  den  wenigen  Grundstücken,  die  auf  dem  Wege  des 
Enteignungsverfahrens  erworben  wurden,  befanden  sich  aber 
nur  wenige  entschädiguugsberechtigte  Gewerbebetriebe  %  Auch 
in  diesem  Falle  machte  das  Board  nicht  den  vollen  Gewinn, 
der  zu  machen  möglich  war.     Wenigstens  konnte  ein  Privat- 


^)  Report  from  the  Gommittee  of  the  House  of  Lords  on 
town  improvementß,  qu.  346.  —  Percy  J.  Edwards  a.  a.  0.  S.  17,  185. 
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Spekulant,  unmittelbar  nachdem  er  ein  Grundstück  des  Board 
erstanden  hatte,  einen  Profit  von  53000  Pfd.  Sterl.  durch 
Wiederverkauf  machen.  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  das» 
die  350  Pfd.  Sterl. ,  die  hiervon  einem  Beamten  des  Board 
geschenkt  wurden,  der  Lohn  für  treue  Dienste  waren,  die  dem 
Privatspekulanten  bei  der  Festsetzung  des  von  ihm  zu  zahlen* 
den  Ankaufspreises  geleistet  wurden^). 

Wir  können  nunmehr  an  die  Stelle  der  Behauptung,  die 
Anwendung  des  Recoupmentprinzips  habe  Werte,  die  das 
Board  produzierte,  sämtlich  ihrem  vollen  Umfange  nach  dem 
Board  vorbehalten,  die  Behauptung  setzen,  dass  die  Strassen- 
anlagen,  in  Verbindung  mit  welchen  das  Recoupmentprinzip 
angewandt  wurde,  gleichfalls  in  ihrem  weitaus  überwiegenden 
Teile  Veranstaltungen  waren,  durch  die  Angehörige  der  be- 
sitzenden Klassen  bereichert  wurden.  Die  Ursache  der  Miss- 
erfolge, zu  denen  die  Anwendung  jenes  Prinzips  führte,  deuten 
zugleich  auf  die  Ursachen  hin,  die  eine  solche  Stärkung  der 
ökonomischen  Kraft  von  Angehörigen  der  besitzenden  Klassen 
bewirkten,  und  auf  diejenigen  Personen,  die  aus  der  Anwenr 
düng  des  Recoupmentprinzips  Vorteile  zogen.  Ein  Teil  der  im 
Zusammenhange  mit  den  betreffenden  Strassenanlagen  stehen- 
den Wertsteigerungen  wurde  bereits  vor  Beginn  der  Strassen- 
bauten  durch  das  Board  an  Privateigentümer  in  Gestalt  von 
Kompensationssummeu,  die  den  Wert  der  erworbenen  Liegen- 
schaften überstiegen,  hinausbezahlt,  während  andererseits  dem 
Board  nach  Vollendung  der  Strassenbauten  nur  ein  Teil  des 
Wertes  der  angekauften  Grundstücke  zurückbezahlt  wurde. 
Die  Verluste  des  Board  waren  Vorteile  derjenigen  Personen^ 
die  eine  besondere  Entschädigung  für  die  zwangsweise  Ab- 
tretung erhielten,  ferner  derjenigen  Gewerbetreibenden,  die 
hochbemessene  Entschädigungen  für  die  fiktive  Abtretung  von 
Objekten  erhielten,  die  in  ihrem  Besitze  blieben.  In  den  Kassen 
des  Board  war  von  einer  Wertzunahme  der  durch  seine  Hände 
gegangenen  Grundstücke  nichts  zu  spüren,  wohl  aber  strichen 
diejenigen  Privaten,  denen  das  Board  unter  dem  Einflüsse  be- 
stochener Mitglieder  und  Beamten  Grundstücke  zu  übermässig 


*)  Interim  Report  a.  a.  0.  S.  17  f. 
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hohen  Preisen  abnahm  oder  überliess,  und  diejenigen,  die  jenen 
Eigentümern  hilfreiche  Hand  geleistet  hatten  bei  ihren  Be- 
strebungen, ihre  Grundstücke  sehr  teuer  zu  verkaufen  oder 
übermässig  billige  Grundstücke  zu  erwerben,  bedeutende  Ge* 
winne  ein. 

Wir  dürfen  von  der  Betrachtung  der  Resultate,  die  mit 
dem  Recoupmentprinzip  durch  das  Board  erzielt  wurden,  nicht 
Abschied  nehmen,  ohne  zu  bemerken,  dass  die  hierbei  ge- 
sammelten Erfahrungen  keineswegs  ein  absolutes  Yerdam- 
mnngsurteil  über  den  Plan  einschliessen,  Strassenbaukosten 
durch  die  Verwirklichung  eines  dem  Recoupmentprinzip  ver- 
wandten Gedankens  aufzubringen  oder  auf  ähnliche  Weise  die 
Gemeinwirtschaft  in  den  Besitz  gemeinwirtschaftlich  produ- 
zierter Werte  zu  setzen.  Das  Fehlschlagen  des  Recoupment- 
prinzips  in  den  von  uns  betrachteten  Fällen  lehrt  vielmehr 
nur,  dass  seiner  erfolgreichen  Anwendung  Schranken  gesetzt 
sind.  Die  von  uns  erwähnten  Misserfolge  sind  nur  Misserfolge 
unter  bestimmten  umständen*  Gerade  der  Umstand,  dass  in 
Deutschland  weder  das  Leasesystem,  in  dem  eine  Hauptquelle 
der  exorbitanten  Verteuerung  der  Grundstückskäufe  des  Board 
zu  erblicken  ist,  noch  eine  ihm  ähnliche  Form  vorherrscht, 
gibt  berechtigten  Grund  zur  Hoffiiung,  die  Rezeption  des 
Recoupmentprinzips  werde  in  Deutschland  von  besseren  Resul- 
taten gefolgt  sein.  Die  Misserfolge,  die  uns  entgegentraten, 
sind  aber  teilweise  auch  nur  Produkte  bestimmt  gearteter 
Menschen,  sie  sind  geschuldet  dem  Umstände,  dass  die  zur 
Anwendung  jenes  Prinzips  berufenen  Organe  ihr  persönliches 
Interesse  über  das  ihnen  anvertraute  Interesse  der  Gemein- 
schaft stellten.  Ausserhalb  dieser  besonders  gearteten  Ver- 
hältnisse darf  man  nicht  die  Möglichkeit  bestreiten,  mit  Hilfe 
des  Recoupmentprinzips  zu  anderen  Resultaten  zu  gelangen. 
Das  gestehen  auch  diejenigen  zu,  die  sich  besonders  um  die 
scharfe  Kritik  der  Anwendung  des  Recoupmentprinzips  in  der 
Zeit  der  Metropolitan  Board  of  Works  Verdienste  erworben 
haben.  Selbst  nach  der  Ansicht  dieser  Kritiker  ist  das  Re- 
coupmentprinzip —  natürlich  unter  Voraussetzung  völliger 
Integrität  der  mit  seiner  Durchführung  betrauten  Organe  — 
überall  da  ein  den  Gemeindefinanzen  zuträgliches  Prinzip,  wo 
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man   es   mit   unbebauten,   wenig  dicht  bewohnten,   Yor  allem 
an  Gewerbebetrieben  armen  Distrikten  zu  thun  hat*). 

C.  Die  SabYentionen  and  Darlehen  des  Metropolitan  Board  of  Works. 

Es  bleibt  noch  übrig,  darzulegen,  was  das  Metropolitan 
Board  of  Works  als  kommunales  Zentralorgan  der  Finanz- 
verwaltung  leistete.  Die  hierher  gehörenden  Thaten,  soweit 
die  Wohnungsfrage  direkt  in  Betracht  kommt,  sind  rasch 
erzählt.  Niemals  wurde  es  in  die  Zwangslage  yersetzt,  die 
seit  dem  Jahre  1885  für  es  eintreten  konnte,  einen  Teil  der 
Kosten  der  Durchführung  der  Torrens'  Acts  durch  Subventio- 
nierung der  Yestries  und  District  Boards  auf  sich  zu  nehmen« 
Niemals  wurde  die  Bestimmung  des  Jahres  1879  angewandt, 
der  zufolge  das  Metropolitan  Board  of  Works  die  Befugnis 
hatte,  den  Vestries  und  District  Boards  die  Mittel  für  die  Er- 
bauung munizipaler  Häuser  und  für  den  Erwerb  Yon  Ländereien 
auf  Grund  der  Torrens'  Acts  leihweise  vorzustrecken.  Immer- 
hin verdienen  die  Ueberweisungen  des  Metropolitan  Board  of 
Works,  sowohl  die  Subventionen  als  auch  die  Darlehen,  die 
es  gewährte,  näher  betrachtet  zu  werden,  wenn  sie  auch  nicht 
unmittelbar  dazu  bestimmt  waren,  Mittel  für  die  Verbesserung 
der  Wohnungsverhältnisse  zu  liefern.  Eine  Erleichterung  der 
kommunalen  Teilorgane  bei  der  Aufbringung  der  Mittel  für 
ausserhalb  der  Wohnungsfrage  liegenden  Zwecke  wäre  wenig- 
stens mittelbar  als  eine  finanzielle  Stärkung  der  kommunalen 
Teilorgane  für  Zwecke  der  Wohnungsreform  anzusehen. 

Für  die  Ermessung  dieser  indirekten  Wirkungen  der  Ueber- 
weisungen des  Metropolitan  Board  of  Works  ist  es  natürlich 
wenig  belangreich,  sie  im  Rahmen  des  Finanzhaushaltes  dieser 
Körperschaft  zu  betrachten.  Ueber  das  Mass  der  finanziellen 
Erleichterung,  die  das  Board  für  die  kommunalen  Teilorgane 
schuf,  würden  wir  nur  ein  dürftiges  Licht  verbreiten,  wenn 
wir  jene  Ueberweisungen  lediglich  als  Ausgaben  der  über- 


')  Report  from  the  Committee  of  the  House  of  Lords  on 
town  improvements,  qa.  1056,  1132.  Vgl.  auch  die  Rede  des  Herrn 
Costelloe,  j,Times'  vom  2.  Juli  1891. 
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weisenden  Behörde  behandeln  wollten.  Ein  Bild  von  grösserer 
Klarheit  erhalten  wir,  wenn  wir  die  betreflFenden  Zuwendungen 
im  Rahmen  des  Finanzhaushaltes  der  kommunalen  Teilorgane 
als  Einnahmen  dieser  Körperschaften  im  Verhältnis  zu  den 
Einnahmequellen  betrachten,  die  beim  Ausbleiben  jener  Zu- 
wendungen hätten  angegriffen  werden  müssen. 

Der  umstehenden  Tabelle  5  (vgl.  S.  204  u.  205),  die 
Yon  diesem  Gesichtspunkte  aus  jene  Zuwendungen  für  die  6 
in  die  Existenz  des  Metropolitan  Board  of  Works  hinein- 
fallenden Jahre  der  in  fünfjährigen  Intervallen  vorgenommenen 
Neueinschätzung  zu  den  konsolidierten  Steuern  charakterisiert, 
muss  vorausgeschickt  werden,  dass  es  nicht  möglich  war, 
den  Bezirk  jeder  einzelnen  Yestry  oder  jedes  einzelnen  District 
Board  gesondert  darzustellen.  Die  Bezirke,  die  in  der  er- 
wähnten Tabelle  auftreten,  sind  Bezirke  der  Armenverwaltung. 
In  der  Mehrzahl  der  Fälle  sind  jedoch  diese  Bezirke  identisch 
mit  den  Bezirken  der  Yestries  und  District  Boards,  wie  auch 
das  Gebiet  der  City  dasselbe  ist  für  Zwecke  der  Armenver- 
waltung und  andere  Zweige  der  Kommunalverwaltung,  für  die 
das  Metropolitan  Board  of  Works  Subventionen  zu  gewähren 
berechtigt  war.  In  den  wenigen  restierenden  Fällen,  in  denen 
die  Bezirke  der  Armenverwaltung  andere  sind  wie  die  Bezirke 
der  Yestries  und  District  Boards,  umfasst  je  ein  Armenbezirk 
zwei  oder  mehrere  Bezirke  von  Yestries  und  District  Boards 
völlig.  Würde  auch  eine  gesonderte  Berücksichtigung  dieser 
letzteren  Gruppe  von  Yestries  und  District  Boards  einige  in 
der  Tabelle  auftretende  Ziffern  etwas  geändert  haben,  so  wäre 
doch  keineswegs  eine  Abänderung  der  später  zu  formulieren- 
den Grundzüge  unserer  Tabelle  die  Folge  gewesen. 

Weiter  ist  vorweg  zu  bemerken,  dass  zwar  nicht  die 
Beträge  der  Subventionen,  aber  die  aus  dem  Empfang  von 
Anleihen  aus  den  Händen  des  Metropolitan  Board  of  Works 
für  die  kommunalen  Teilorgane  erwachsenden  Yorteile  auf 
dem  Wege  der  Schätzung  beziffert  werden  mussten  und  dass 
von  uns  hierbei  folgende  Methode  angewandt  wurde.  Wir 
gingen  von  der  Thatsache  aus,  dass  der  Gewinn  der  Yestries 
und  District  Boards  aus  jenen  Anleihen  bestand  in  der  Dif- 
ferenz zwischen  den  Zinsen,   die   diese  Körperschaften  hätten 
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Tabelle  5. 
Die  SnbTentionen  und  Darlehen  des  Metropolitan  Board  of  Works  an 


im  Yerh&ltnis 

Bezirke 
(ParisheB  oder  UnionB) 

Steuexpfliohtiger  Wert  in  Pfd.  Sterl.i)  im  Jahre 

1860 

1866 

1871 

1876 

1881 

1866 

Sp.  1. 

Sp.  2. 

Sp.  8. 

Sp.4. 

Sp.  5. 

Sp.6. 

Sp.7. 

130  820 

192  116 

270  624 

816  946 

367  664 

398  907 

Camberwell  .    . 

260  000 

260  000 

477  368 

660  808 

803  418 

986  664 

Ghelsea     .    .    . 

284  248 
104  166 

299  868 
147  624 

341749 
268  916 

370  121 
836  498 

466  363 
417  283 

669  864 

Hampstead    .    . 

660  293 

IsUngton  .    .    . 

648  672 

777  682 

984  041 

1  168  468 

1  446  226 

1  600  866 

Kentington   .    . 

810  924 

601  132 

936  720 

1  271  286 

1  648  187 

1  834  606 

Lambeth    .    .    . 

687  000 

687  000 

019  016 

1  086  946 

1  264  662 

1  461  640 

Müe  End  Old  Town  . 

162  888 

191  066 

268  042 

297  061 

886  844 

363  867 

Paddington    .... 

626  420 

768  344 

038  696 

1  078  700 

1  180  864 

1  272  40S 

St.  George-in-the-East 

170  274 

196  917 

184  176 

189  188 

199  287 

186  940 

StGileaandStOeorge 

261  696 

277  412 

307  192 

332  602 

366  418 

362  220 

St.  Maiyleboiie  .    .    . 

976  820 

1  068  748 

1  168  979 

1  804  898 

1  388  967 

1  424  162 

St.  Pancras   .    . 

800  640 

926  872 

1  149  817 

1  299  913 

1  470  627 

1  681  823 

Shoreditch     .    . 

266  772 

886  044 

440  689 

491361 

676  782 

646  767 

Fulham  Union  . 

188  720 

171  876 

280  703 

361  166 

646  864 

616  663 

Oreenwich  Union 

242  970 

274  976 

401  469 

462  268 

617  262 

722  706 

HakBney  Union 

294  440  - 

870  616 

678  804 

709  473 

942  240 

1  090  564 

Lewisham  Union 

147  200 

266  220 

380  981 

469  629 

641  306 

629  377 

Poplar  Union    . 

272  604 

344  820 

447  662 

668  486 

670  476 

712  364 

St.  George's  Union    . 

1  219  616 

1  417  388 

1  862  046 

2  038  777 

2  277  029 

2  426  148 

St.  Olave'8  Union 

388  220 

344  200 

676  308 

640  806 

776  380 

799  224 

St.  Saviour*8  Union  . 

660  000 

660  000 

724  346 

837  994 

989  863 

1  086  621 

Stepney  Union  .    .    . 

178  049 

234  608 

266  163 

287  608 

818  469 

309  614 

Strand  Union    .    .    . 

436  406 

466  917 

663  066 

689  062 

700  441 

818  080 

Wandsworth  Union   . 

861400 

861  400 

694  816 

876  689 

1  188  278 

1  607  659 

Westminster  Union  . 

622  148 

622  148 

638  041 

678  866 

786  466 

814  782 

Whitechapel  Union    . 

262  177 

276  680 

314  346 

346  667 

369  824 

376  955 

Woolwieh  Union   .    . 

149  630 

194  240 

211  972 

267  063 

279  847 

327  222 

Holbom  Union  .    .    . 

696  961 

666  706 

763  076 

821  616 

986  446 

1  011  819 

City  of  London      .    . 

1  866  880 

2  142  801 

2  638  627 

3  010  600 

8  686  494 

3  763  967 

Znsamn 

den 

12  416  128 

16  208  967 

10  842  861 

28  197  766 

27  866  976 

80  466  036 

1)  Report  flrom  the  Seleot  Committee  of  the  Honse  of  Lorda  on  to^ni  improvements  (1894),  S.  SIS  f. 
—  2)  Percy  J.  Edwards  a.  a.  0.  S.  140  ff.  —  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
from  30  Jone  to  31  December  1871.  S.  83;  do.  for  the  year  1878,  S^.  108;  do.  for  the  year  1874,  S.  loi; 
do.  for  the  year  1876,  S.  118:  do.  for  the  year  1878,  S.  177;  do.  for  the  year  1880,  S.  126;  do.  for  the 
year  1881,  S.  125;  do.  for  the  year  1882,  S.  ISS;  do.  for  the  year  1886,  S.  163.  —  3)  Die  yermnüich 
anrichtige  Sammenzahl  bei  Edwards  a.  a.  0.  S.  160  beträgt  nur  rond  81 026  Pfd.  Sterl.  —  *)  Ge- 
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Tabelle  5. 
die  Testries,  Dlstrict  Boards  nnd  die  Gltj  in  einselnen  Jahren  und 
snr  Stenerkraft. 


Sabventionen  in  Pfd. 
im  Jahre 

Sterl.a) 

Ziiiseraptmifl  in 

Pfd.  Stell.*) 

im  Jahre 

Subventionen  nnd  Zinsenpaniis  in 
im  Jahre 

1860 

1866 

1871 

1876 

1881 

1886 

1876 

1881 

1886 

1860 

1866 

1871 

1876 

1881 

1886 

Sp.8. 

Sp.  9. 

Sp.  10. 

8p.ll. 

Sp.l8. 

Sp.13: 

Spl4. 

Sp.l6. 

Sp.l6. 

Sp.l7. 

Sp.l8. 

8p.i9. 

Sp.80. 

Sp.81. 

Sp.2a. 

— 

— 

— 

— 

698 

- 

— 

786 

1889 

— 

— 

— 

0,41 

0,86 

— 

— 

1000 

- 

176 

- 

178 

821 

787 

— 

0,81 

0,03 

0,18 

0,07 

— 

100 

1984 

— 

680 

— 

640 

1560 

1896 

— 

0,08 

0,69 

0,16 

0,47 

0,84 

— 

100 

— 

876 

— 

100 

1060 

1736 

— 

- 

0,04 

0,03 

0,86 

0,81 

— 

600 

— 

88 

208 

1376 

- 

1680 

1610 

— 

0,06 

- 

0,008 

0,18 

0,18 

— 

— 

1000 

700 

— 

4418 

1   87 

1940 

8768 

— 

— 

0,11 

0,06 

0,12 

0,89 

— 

— 

— 

— 

- 

2188 

1 

117 

684 

^ 

- 

— 

0,01 

0,19 

— 

- 

— 

— 

860 

— 

436 

706 

676 

— 

— 

— 

0,16 

».a. 

0,16 

— 

"" 

— 

8110 

— 

— 

1  - 

76 

676 

- 

— 

— 

0,80 

0,01 

0,06 

— 

— 

- 

- 

- 

36 

82 

20 

- 

— 

— 

0,08 

0,02 

0,01 

— 

800 

- 

- 

1186 

260 

;  — 

261 

436 

— 

0,07 

— 

— 

0,39 

0,18 

— 

2000 

— 

18600 

— 

— 

1  2614 

1682 

1326 

— 

0,19 

— 

1,15 

0.12 

0,09 

— 

— 

1075 

1600 

— 

4480 

186 

1876 

663 

— 

— 

0,09 

0,18 

0,09 

0,88 

- 

- 

1000 

- 

— 

189 

8096 

1466 

- 

— 

0,88 

0,03 

0,64 

0.88 

- 

— 

— 

— 

1694 

1800 

589 

917 

1618 

— 

— 

— 

0,17 

0,48 

0,41 

— 

— 

- 

- 

886 

— 

,  107 

370 

986 

— 

— 

— 

0,08 

0,11 

0,18 

— 

- 

— 

166 

— 

2631 

894 

468 

449 

- 

— 

— 

0,06 

0,06 

0,87 

— 

— 

— 

— 

- 

— 

370 

369 

987 

_ 

— 

— 

0,08 

0,07 

0,16 

— 

— 

— 

1108 

1187 

— 

411 

1973 

968 

— 

— 

— 

0,87 

0,86 

0,18 

— 

800 

- 

160 

8383 

— 

— 

688 

1800 

— 

0,02 

— 

0,07 

0,18 

0,06 

«7 

728 

8686 

1188 

8482 

270 

1  114 

916 

1089 

0,08 

0,21 

0,46 

0,80 

0,48 

0,17 

— 

160 

- 

680 

200 

176 

67 

616 

486 

— 

0,08 

— 

0,07 

0,09 

0,06 

— 

616 

8686 

8060 

— 

— 

936 

600 

466 

— 

0,86 

1,03 

3,18 

0,19 

0,16 

— 

— 

8 

- 

-- 

- 

— 

. 

871 

— 

- 

0,0008 

— 

— 

0,06 

— 

88 

176 

160 

642 

6666 

40 

829 

733 

— 

0,01 

0,08 

0,08 

0,07 

0,48 

88 

- 

— 

— 

- 

- 

1  - 

"^ 

889 

0,01 

— 

— 

— 

— 

0.08 

— 

— 

- 

— 

- 

620 

689 

486 

— 

— 

— 

0,16 

0,16 

0,11 

— 

434 

- 

— 

260 

- 

'   26 

301 

601 

- 

0,88 

— 

0,01 

0,20 

0,18 

— 

800 

860 

176 

17690 

- 

41 

4471 

8763 

— 

0,08 

0,08 

0,03 

2,88 

0,87 

1400 

7497 

88898 

69899 

89967 

80000 

-  ' 

_ 

- 

0,01 

0,36 

1,61 

1,99 

0,86 

0,80 

1600 

12768 

608893) 

88298«) 

61088 

68988 

7683 

26782 

89348 

0,01 

0,08 

0,867) 

0,418) 

0,32 

0,87 

Mhätst  anf  Grand  von  R«port  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year  1876,  S.  118  f. :  do.  for 
the  year  1881,  S.  185  f. ;  do.  Ibr  the  year  1886,  8. 148.  —  &)  In  den  Jahren  1860, 1885  und  1871.  in  denen 
das  Metropolitan  Board  of  Works  an  die  bezeichneten  Körpersohaften  Darlehen  noch  nicht  gewährte, 
Subventionen  allein,  in  den  anderen  Jahren  Subventionen  plus  Zinserspamis.  >-  «)  Die  vennut- 
lieh  unrichtige  Summenzahl  bei  Edwards  a  a.  0.  8. 180  beträgt  rund  89619  Pfd.  Sterl.  —  ^)  Bei 
Berücksichtigung  der  Edwards  sehen  Summenzahl  (vgl.  Anm.  3):  0,16.  —  8)  do.  (vgl.  Anm.  6):  0.48. 
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zahlen  müssen,  wenn  sie  jene  Anleihen  bei  Privaten,  nicht 
beim  Metropolitan  Board  of  Works  aufgenommen  hätten,  und 
den  Zinsen,  die  sie  thatsächlich  dem  Metropolitan  Board  of 
Works  bezahlten.  Dass  die  kommunalen  Teilorgane  hinsicht- 
lich der  Rückzahlungsbedingungen  günstiger  gestellt  gewesen 
wären,  ist  Yon  keiner  Seite  behauptet  worden,  und  es  liegt  auch 
kein  Grund  für  eine  solche  Annahme  vor.  Für  die  Abschätzung 
jener  Zinsdifferenz  liefert  den  ersten  brauchbaren  Anhaltspunkt 
die  Mitteilung,  dass  vor  dem  Jahre  1871  die  Yestries  und  District 
Boards  für  ihre  bei  Privaten  aufgenommenen  Anleihen  zwischen 
4  und  5  ^/o  Zinsen  zu  zahlen  hatten  ^).  Weiter  ist  aus  den  jähr- 
lichen Rechnungsnachweisen  des  Metropolitan  Board  of  Works 
die  absolute  Höhe  der  jährlichen  Zinszahlungen  jeder  einzelnen 
Vestry  und  jedes  einzelnen  District  Board  an  das  Metropolitan 
Board  of  Works  ersichtlich.  Ferner  ist  bekannt,  dass  der 
Zinsfuss  der  vom  Metropolitan  Board  of  Works  gewährten 
Darlehen  gleich  dem  Zinsfuss  war,  den  das  Metropolitan  Board 
of  Works  selbst  für  seine  eigenen  Anleihen  zu  entrichten 
hatte,  plus  einem  Zuschlage  für  die  mit  der  Verwaltung  der 
Darlehen  für  das  Board  verknüpften  Administrationsunkosten  ^). 
Wir  wissen  schliesslich,  dass  das  Metropolitan  Board  of  Works 
selbst  für  seine  eigenen  während  des  Zeitraumes  zwischen  den 
Jahren  1869  und  1880  aufgenommenen  Anleihen  SV«  ^/o,  für 
seine  seit  1880  aufgenommenen  Anleihen  3^/o  Zinsen  zu  be- 
zahlen hatte  ^).  Unsere  Schätzungen  beruhen  nun  auf  der 
Annahme,  dass  die  Yestries  und  District  Boards  im  Jahre  1872 
und  in  den  späteren  Jahren  für  Anleihen  von  Privaten  5*^/o 
hätten  zahlen  müssen  und  dass  ihre  Zinszahlungen  an  das 
Metropolitan  Board  of  Works  3^/o  der  von  ihnen  dieser 
Körperschaft  geschuldeten  Kapitalien  betragen  hätten,  dass  mit- 
hin ihre  Zinsersparnis  ^/s  ihrer  Zinszahlungen  an  das  Metro- 
politan of  Works  ausgemacht  hätte.  Die  auf  Grund  dieser 
Annahme  geschätzten  Zinsersparnisse  der  Yestries  und  District 


^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1888,  S.  90. 
»)  Ib.  ib. 
')  Ib.  S.  86. 


—     207     — 

Boards  sind  höher  als  die  ihatsächlich  erzielten  Zinserspar- 
nisse; denn  einerseits  wurden  Yon  uns  die  Minuenden,  die 
Zinserfordernisse  für  eyentuelle  Anleihen  von  Privaten,  zu  hoch, 
andererseits  die  Subtrahenden,  die  thatsächlichen  Zinszahlungen 
an  das  Metropolitan  Board  of  Works,  im  Verhältnis  zu  den 
an  es  geschuldeten  Kapitalien,  zu  niedrig  beziffert.  Die 
Minuenden  müssen  als  zu  hoch  bezeichnet  werden,  da  nicht 
nur  die  Wahrscheinlichkeit,  nach  dem  Jahre  1871  für  die 
Yestries  und  District  Boards  von  Privaten  Geld  zu  einem 
niedrigeren  Zinsfnsse  als  zu  5  ^/o  zu  erhalten,  ausser  Acht  ge- 
lassen wurde,  sondern  auch  die  Thatsache  ignoriert  wurde, 
dass  faktisch  vor  dem  Jahre  1872  bereits  die  Yestries  und 
District  Boards  bei  Privaten  manchmal  Geld  zu  einem  nied- 
rigeren Zinsfusse  als  zu  5  ^/o  erhalten  konnten.  Die  Subtra- 
henden aber  müssen  im  Verhältnis  zu  den  geschuldeten 
Kapitalien  als  zu  niedrig  bezeichnet  werden,  da  ja  der  unseren 
Schätzungen  zu  Grunde  gelegte  Zinsfuss  niedriger  ist,  als  der 
Zinsfoss  verschiedener  durch  das  Metropolitan  Board  of  Works 
aufgenommener  und  an  die  kommunalen  Teilorgane  weiter- 
gegebener Anleihen  war,  für  die,  wie  erwähnt  wurde,  das 
Metropolitan  Board  of  Works  selbst  3  ^J2  ^/o  Zinsen  zu  zahlen 
hatte,  und  da  ferner  die  thatsächlichen  Zinszahlungen  der 
Vestries  und  der  District  Boards  an  das  Metropolitan  Board 
of  Works  nicht  nur  Rückvergütungen  von  Zinsen,  die  das 
Metropolitan  Board  of  Works  selbst  zu  zahlen  hatte,  sondern 
auch  Entschädigungen  für  Verwaltungskosten  des  Metropolitan 
Board  of  Works  einschlössen. 

Um  so  fester  ist  der  Schluss  gegründet,  der  aus  unserer 
Tabelle  gezogen  werden  muss,  durch  die  übrigens  auch  die 
beträchtlichen  Unterschiede  in  der  Steuerkraft  der  einzelnen 
Bezirke  klar  zur  Anschauung  gebracht  wird.  In  scharfer  Deut- 
lichkeit geht  aus  ihr  hervor,  dass  die  finanzielle  Unterstützung 
der  kommunalen  Teilorgane  durch  das  Metropolitan  Board  of 
Works  nur  unbeträchtlich  war.  Von  30  Bezirken  bezogen 
27  Bezirke  im  Jahre  1860,  18  Bezirke  im  Jahre  1865,  18  Be- 
zirke im  Jahre  1871,  5  Bezirke  im  Jahre  1876  und  2  Bezirke  im 
Jahre  1881  weder  in  der  Form  von  Subventionen  noch  in  der 
Form  von  Ziusersparnissen  durch  die  Vermittlung  des  Board 
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of  Works  irgendwelchen  Gewinn.  In  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Fälle,  in  denen  solche  Gewinne  bezogen  wurden, 
stellen  diese  Gewinne  nur  einen  winzigen  Bruchteil  des  steuer- 
pflichtigen Wertes  dar.  Von  den  100  Fällen,  in  denen  ein 
Bezirk  durch  das  Metropolitan  Board  of  Works  mehr  als  nichts 
erhielt,  sind  nur  6  solche  Fälle,  in  denen  die  Zuwendungen  des 
Metropolitan  Board  of  Works  mehr  als  1  ^/o  des  steuerpflich- 
tigen Wertes  betrugen,  und  nur  ein  einziges  Mal  betrug  der 
Gewinn  eines  Bezirks  mehr  als  3^/o;  von  den  restierenden 
94  Fällen  sind  nur  4  solche  Fälle,  in  denen  der  Gewinn  mehr 
als  ^/2  ^/o  betrug,  während  in  43  F&llen  der  Gewinn  weniger 
als  1  ^/oo  betrug  und  zwischen  0,9  ®/oo  im  Maximum  und 
0,002^/00   im  Minimum   schwankte. 


IL  Abschnitt. 


GFescMclite  einzelner  &ewerbszweige 

bis  Tun  die  Zeit  der  Begründung  des  Londoner 

Crrafscliaftsrates. 


1.  Kapitel. 

Die  Wasseryersorgmig. 

Die  Einengung  des  karitativen  Wirtschaftssystemes  durch 
die  Ausbreitung  anderer  Wirtschaftsformen  ist  nicht  nur  ein 
moderner  Prozess  und  nicht  nur  ein  der  zukünftigen  Ent- 
wickelung  gestecktes  Ziel.  Früh  bereits  tritt  der  vergängliche 
Charakter  der  Wohlthätigkeit  hervor,  und  diejenigen,  deren 
Streben,  das  der  Philanthropie  noch  überlassene  Feld  zu  ver- 
kleinem, mit  der  Schwierigkeit  zu  kämpfen  hat,  sich  vorzu- 
stellen, dass  die  jetzt  der  Mildthätigkeit  anvertraute  Befriedi- 
gung bestimmter  Bedürfhisse  anderen  Kräften  anvertraut  wird, 
können  darauf  hinweisen,  dass  die  Wohlthätigkeit  einst  Ge- 
biete occupierte,  die  ihr  zu  überantworten  jetzt  fast  unnatür- 
lich erscheinen  würde.  So  wurden  in  London  vom  13.  bis  zum 
Ende  des  16.  Jahrhunderts  seitens  reicher  Privater  zahlreiche 
Stiftungen  zum  Zwecke  der  Strassenkanalisation,  der  Reinigung 
von  Gräben,  der  Erbauung  und  Ausbesserung  von  Brücken, 
der  Anlage  und  Reparatur  von  Strassen  und  der  Beköstigung 
von  Gefangenen  gemacht  ^).   Auch  die  erste  Londoner  Wasser- 

0  Alice  Stopford  Green,  Town  Life  in  the  Fifteenth  Century 
(1894),  vol.  I,  8.  19  f.  —  H.  T.  Biley,  Memorials  of  London  and  London 
Sinzheimer,  Dar  Londoner  Ortfichaftsrat.  I.  X4 
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leitung,  die  im  18.  Jahrhundert  errichtet  wurde,  ebenso  zahl- 
reiche andere  im  13.  Jahrhundert  und  später  bis  gegen  Ende 
des  16.  Jahrhunderts  erbaute  Leitungen  waren  Geschenke 
reicher  Bürger  an  die  Londoner  Stadtverwaltung.  Für  den 
Betrieb  dieser  und  der  wenigen  in  der  genannten  Periode  auf 
Kosten  der  Gitykorporation  angelegten  Leitungen,  der  in  den 
Händen  der  Gityyerwaltung  lag,  scheint  dos  Prinzip,  die  Kon- 
sumenten unentgeltlich  mit  Wasser  zu  versorgen ,  bis  gegen 
das  Ende  des  17.  Jahrhunderts  die  Regel  gebildet  zu  haben. 
Vereinzelte  Wassergebühren  trafen  nur  wenige  besondere  Ge- 
werbszweige mit  starkem  Wasserkonsum  oder  sie  wurden  nur 
in  Verbindung  mit  einer  einzigen  Wasserleitung  und  vielleicht 
nur  für  kurze  Zeit  aufgelegt*). 

Im  Jahre  1582  beginnt  die  Periode,  in  der  London  gegen- 
wärtig noch  steht,  die  Periode,  in  der  die  Wasserversorgung 
nach  höchstmöglichem  Gewinn  strebenden  Privaten  anvertraut 
ist.  Dem  allgemeinen  Charakter  der  englischen  Volkswirtschaft 
jener  Zeit,  der  Beeinflussung  durch  holländische  Vorbilder,  ent- 
sprechend ist  auch  die  Umbildung  des  Londoner  Wasser- 
leitungswesens auf  holländische  Initiative  zurückzuführen.  Ein 
Holländer,  Peter  Morrys,  war  es,  der  im  Jahre  1582  in  London 


Life  in  the  XHIth,  XIVth  and  XVth  Centuries  (1868),  S.  384  f.  — 
Royal  Commission  on  Historical  Manuscripts,  Ninth  Report, 
Appendix  (1883),  S.  46,  N.  7,  13  und  16;  S.  47,  N.  43,  47  und  50;  S.  57, 
N.  2045.  —  W.  H.  und  H.  C.  Overall,  Analytical  Index  to  the  Series 
of  Records  known  as  the  Remembrancia  (1878),  S.  35.  —  Reginald 
R.  Sharp e,  Galendar  of  Wille  proved  and  enroUed  in  the  Court  of 
Hustings,  A.  D.  1258—1688  (1889/90),  pt.  U,  S.  IV,  XVI  ff.  und  XXVI  f.  — 
Charles  M.  Glode,  The  early  history  of  the  Guild  of  Merchant  Taylors 
(1888),  pt.  I,  S.  155.  —  F.  J.  Furnivall,  The  fifty  earliest  English  wills 
in  the  Court  of  Probate,  London.  —  A.  D.  1387—1439  (1882),  S.  3,  15, 
77  ff.,  85  und  104  ff. 

*)  John  Stow,  A  Survey  of  London  (ed.  by  Henry  Morley) 
(1890),  S.  47  ff,  134,  135,  139,  151,  171,  176,  187,  275,  276,  288,  321, 
331,  355,  360,  362.  —  W.  J.  Loftie,  A  History  of  London  (1883), 
vol.  I,  S.  357  f.;  vol.  II,  S.  198,  220  f.,  227,  230,  243.  —  Charles  Capper. 
The  Port  and  Trade  of  London  (1862),  S.  43.  87.  —  W.  H.  and  H.  C. 
Overall  a.a.O.  S. 553, 559,  560.  —  RoyalCommission  andHistorical 
ManuBcripts  a.  a.  0.  S.  47,  Nr.  43.  —  H.  Th.  Riley  a.  ä.  0.  S.  78, 
107,  148  f.,  264  f.,  521. 
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die  erste  iu  priyatem  Eigentume  und  Betriebe  stehende,  nach 
geschäftlichen  Prinzipien  verwaltete  Wasserleitung  begründete. 

Im  Einklänge  mit  dem  Grundzuge  der  späteren  ökonomi- 
schen Entwickelung  Englands,  der  Befreiung  von  holländischer 
Führung,  wurde  bald  darauf  durch  englische  Thatkraft  und 
mit  englischem  Kapital  eine  neue,  weit  grossartigere  Wasser- 
leitung errichtet.  Ungefähr  ein  Vierteljahrhundert  nach  Er- 
öffnung der  von  Peter  Morrys  erbauten  London  Bridge  Water- 
works wurden  die  .durch  den  Engländer  Sir  Hugh  Middleton 
erbauten  Werke  dem  Betriebe  übergeben.  Die  London  Bridge 
Waterworks  blieben  zwar  bestehen,  gingen  aber  am  Anfange 
des  18.  Jahrhunderts  in  englischen  Besitz  über.  Gleichzeitig 
wurden  sie  in  eine  Aktiengesellschaft  umgewandelt.  Sie  nahmen 
damit  auch  die  ünternehmungsform  an,  die  der  Schöpfung 
Hugh  Middletons  von  Anfang  und  ebenso  wie  ihr  englischer 
Charakter  allen  anderen  später  gegründeten  Londoner  Wasser- 
leitungsuntemehmungen  eigen  war^). 

Die  Londoner  Wasserwerke  gehören  zu  den  frühesten 
englischen  Grossbetrieben.  Der  Ankaufspreis  der  London 
Bridge  Waterworks  bei  dem  erwähnten  Besitzwechsel  betrug 
38000  Pfd.  Sterl.,  das  Kapital  der  Aktiengesellschaft,  die  sie 
übernahm,  belief  sich  auf  150000  Pfd.  Sterl.  >).  Die  Gesamt- 
kosten des  Baues  der  Hugh  Middletons  Gesellschaft,  der  New 
River  Company,  gehörenden  Werke  bis  zu  ihrer  Eröffnung 
werden  auf  150000  Pfd.  Sterl.  geschätzt.  Darunter  sollen  sich 
62400  Pfd.  Sterl.  allein  für  Arbeitslöhne  befunden  haben,  die 
Zahl  der  beim  Bau  beschäftigten  Arbeiter  soll  manchmal  600 
erreicht  haben'). 

Die  spätere  Entwickelung  der  Wasserwerke  trägt  die 
technischen  Grundzüge  der  grossindustriellen  Entwickelung 
überhaupt.     Im    vorletzten    Jahrzehnt    des    18.    Jahrhunderts 


^)  Sir  F.  Bolton,  London  Water  Sapply  (New  edition,  1888), 
S.  58  f.,  63,  64  f.  und  pt.  II,  S.  80.  -  John  Stow  a.  a.  0.  S.  49.  — 
W.H.  and  H.C.Overall  a.a.O.  S.  3,  551,  553,  555.  —  P.G.H  Price, 
A  handbook  of  London  bankers  (enlarg.  ed*  1890/91),  S.  119. 

^  F.  Bolton  a.  a.  0.  pt.  II,  S.  53. 

*)  The  Times  on  Sanitary  Misrale  (1851),  S.  19  und  F.  Bolton 
a.  a.  0.  S.  64  f. 
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begann  für  die  horizontale  und  vertikale  Bewegung  der 
Wassermengen  Dampfkraft  verwendet  zu  werden.  Nicht  lange 
Zeit  nachher  setzte  die  Verdrängung  hölzerner  Leitungs- 
röhren, die  einen  grossen  Raum  einnahmen,  hohe  Reparatur- 
kosten verursachten,  leicht  schadhaft  wurden  und  dann  grosse 
Wasserverluste  verursachten,  durch  eiserne  Röhren  von  ge- 
ringerem Volumen  und  grösserer  Dauerhaftigkeit  ein^). 

Auch  im  Zeitalter  der  grossen  Fabriken  ragen  die  Lon- 
doner Wasserwerke  durch  die  Grösse  der  in  ihnen  investierten 
Kapitalien  hervor.  Die  Steigerung  ihres  ümfangs  blieb  hinter 
der  stürmischen  grossindustriellen  Entwickelung  auf  anderen 
gewerblichen  Gebieten  nicht  zürQck.  Ungefähr  um  die  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts,  im  Jahre  1849,  belief  sich  das  Total- 
kapital sämtlicher  Londoner  Wassergesellschaften  auf  rund 
4825000  Pfd.  Sterl.,  die  kleinste  dieser  Gesellschaften  ar- 
beitete mit  einem  Kapital  von  121231  Pfd.  3terl.,  die  grösste 
mit  einem  Kapital  von  rund  1421717  Pfd.  Sterl.  Im  Jahre 
1871/72  betrug  das  Totalkapital  sämtlicher  Gesellschaften 
schon  rund  10,1  Millionen  Pfd.  Sterl.,  das  auf  eine  Gesell- 
schaft entfallende  Kapital  im  Minimum  rund  552  000  Pfd.  Sterl., 
im  Maximum  2652000  Pfd.  Sterl.  Ungefähr  um  die  Zeit 
der  Begründung  des  Grafschaftsrates,  am  Ende  des  Jahres 
1889,  stellte  sich  die  Gesamtziffer  auf  14707910  Pfd.  Sterl., 
die  Minimalziffer  pro  eine  Gesellschaft  auf  887  686  Pfd.  Sterl., 
die  Maximalziffer  auf  3556695  Pfd.  Sterl.  Im  Jahre  1888 
beschäftigten  die  Londoner  Wasserwerke  175  Dampfmaschinen 
mit  einer  Gesamtstärke  von  20701  Pferdekräften,  bei  den 
einzelnen  Werken  schwankte  die  Stärke  der  angewendeten 
Dampfmaschinen  zwischen  1497  und  8331  Pferdekräften'). 

Die  Informationen  über  die  Zahl  der  in  diesen  Biesen- 
betrieben  beschäftigten   Menschenkräfte   sind  mager.     Trotz- 


>)  The  Times  a.  a  0.  S.  16,  23  ff. 

^  J.  L.  Tabberner,  Water  Sappiy  for  London,  under  Public Gontrol 
(1851),  S.  19.  —  London  County  Council,  Statistical  Department, 
Londoa  Statistics  1896—1897,  vol.  VII  (1898),  S.  LXXVL  —  Local  Go- 
vernment Board,  XIX.  Annual  Report  1889—1890  (1890),  S.  268.  — 
F.  Boltott  a.  a.  0.  Tab.  IX  zu  S.  50. 
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iem  ist  es  klar,  dass  die  Arbeiterschaft  der  Londoner  Wasser- 
leitungsanstalten  nicht  sehr  zahlreich  war.  Der  Gensus  von 
1891,  der  der  Begründung  des  Grafschaftsrates  zunächst  steht, 
ermöglicht  keine  Bemessung  ihrer  Grösse,  da  er  das  Personal 
der  Wasserwerke  nicht  geschlossen  darstellt,  sondern  in  ver- 
schiedenen Sektionen  gemeinsam  mit  Angehörigen  anderer 
Berufe  nachweist  und  eine  Ausscheidung  des  Personals  der 
Wasserwerke  nicht  zulässt.  Hingegen  liegt  eine  auf  das  Jahr 
1886  bezügliche  Erhebung  vor,  die  gestattet,  dem  Gensus 
wenigstens  eine  approximative  Antwort  zu  entlocken.  Aus 
jener  Erhebung  geht  nämlich  hervor,  dass  in  sieben  in  London 
und  in  der  nächsten  Umgebung  bestehenden  Wasserwerken 
diejenigen  Arbeiterkategorien,  die  mit  Kanalisationsarbeitern 
(flushers  of  sewers)  zusammen  vom  Gensus  nachgewiesen  und 
mit  jenem  nicht  zu  den  Wasserwerken  gehörenden  Annex  zu- 
sammen auf  1204  Köpfe  beziffert  werden,  nämlich  die  Wassei:- 
röhrenwärter  (turncocks)  und  die  ßeservoirwärter  (reservoir 
keepers),  20^/9  ^/o  der  gesamten  von  jenen  Wasserwerken  be- 
schäftigten Arbeiterzahl  bildeten  und  dass  in  einem  Teile 
Londons  mindestens  178  sewermen  beschäftigt  waren.  Da  der 
Ausschnitt  Londons,  för  den  in  der  Erhebung  des  Jahres  1886 
Angaben  bezüglich  der  Anzahl  der  Kanalisationsarbeiter  vor- 
liegen, weniger  als  die  Hälfte  der  Fläche  und  der  Bevölke- 
rung des  gesamten  vom  Gensus  des  Jahres  1891  umfassten 
Londoner  Zählungsbezirkes  (Registration  Gounty  of  London) 
einschliesst,  überdies  die  Bevölkerung  Londons  vom  Jahre  1886 
bis  1891  wuchs  und  damit  wohl  auch  die  Zahl  der  sewermen 
wuchs,  so  greift  man  wahrscheinlich  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch, 
wenn  man  annimmt,  beim  Gensus  von  1891  seien  etwa  354 
sewermen  gezählt  worden.  Es  würden  dann  850  turncocks 
und  reservoir  keepers  übrig  bleiben,  was  ergeben  würde,  dass 
die  gesamte  Zahl  der  von  den  Londoner  Wasserwerken  be- 
schäftigten Arbeiter  etwa  850  X  5  =  4250  betrug  ^). 


^)  Arthur  Baxter  in  Charles  Booth,  Life  and  Labour  of  the 
People  in  London,  voL  VIII,  S.  26,  43.  —  Board  of  Trade,  Retum  of 
rates  of  wages  paid  by  local  authoriti^s  and  private  companies  to  police, 
and  to  workpeople  employed  on  roads  etc.,  and  at  gas  and  water  works 
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Zu  der  zuletzt  genannten  Zahl  muss  allerdings  bemerkt 
werden,  dass  sie  zwar  wahrscheinlich  höher  ist  als  die  Zahl 
der  durch  den  Census  von  1891  wirklich  ermittelten  Wasser- 
werksarbeiter, dass  aber  die  Volks-  und  Berufszählung  dieses 
Jahres  den  Stand  der  Dinge  im  Winter  und  damit  in  einer 
Jahreszeit  schildert,  in  denen  die  Wasserwerke  nicht  ihren 
stärksten  Betrieb  haben.  Es  ist  nicht  möglich,  die  Brcsultante 
dieser  beiden  sich  kreuzenden  Einflüsse  zu  finden.  Trotzdem 
die  Vermutung  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  die  Zahl  der 
Wasserwerksarbeiter  nicht  nur  in  der  Zeit  schwächsten,  sondern 
auch  in  der  Zeit  stärksten  Betriebes  im  Jahre  1891  niedriger 
als  4250  war,  wollen  wir  annehmen,  die  Zahl  4250  bezeichne 
das  Minimum  der  im  Jahre  1891  beschäftigten  Arbeiter.  Da 
aus  der  Erhebung  des  Board  of  Trade  aus  dem  Jahre  1886  zu 
entnehmen  ist,  dass  die  darin  behandelten  sieben  Wasserwerke  zur 
Zeit  ihres  stärksten  Betriebes  ungefähr  ^s  mehr  Arbeiter  be- 
schäftigten als  zur  Zeit  schwächsten  Betriebes^),  so  schätzen 
wir  unter  Festhaltung  der  unbewiesenen  Hypothese,  dass  die 
Minimalzahl  der  im  Jahre  1891  von  sämtlichen  Londoner  Wasser- 
gesellschaften beschäftigten  Arbeiter  nicht  niedriger  gewesen 
sei  als  4250,  die  in  dem  gleichen  Jahre  von  diesen  Gesell- 
schaften in  der  Zeit  lebhaftesten  Geschäftsganges  beschäftigte 
Arbeiterzahl  auf  5100. 

Einen  anderen  Anhaltspunkt  für  die  Ermittelung  des  von 
den  Wassergesellschaften  beschäftigten  Arbeiterpersonals  liefert 
die  Angabe,  dass  die  Londoner  Wassergesellschaften  im  Jahre 
1890  zusammen  276000  Pfd.  Sterl.  für  Dienstleistungen  (,ser- 
vices*)  verausgabten^).  Ausserdem  ist  bekannt,  dass  in  den 
-sieben  von  der  Erhebung  des  Board  of  Trade  erfassten  Wasser- 
werken der  Durchschnittslohn,  d.  h.  der  Lohn,  der  gefunden 
wurde  durch  die  Division  der  gesamten  im  Jahre  1885  gezahlten 
Lohnsumme  durch  die  Zahl  der  am  1.  Oktober  1886  beschäf- 


(1892),  S.  XXXIII,  40  f.,  98  f.  —  London  County  Council,  Statisti- 
cal Department  a.  a.  0.  S.  CIX  und  CXVIII. 

^)  Arthur  Baxter  a.  a.  0.  S.  43. 

')  Royal  Commission  on  Labour,  Minutes  of  Evidence  taken 
before  the  R.  C.  on  Lab.  (sitting  as  a  whole)  (1893),  qu.  7752. 
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tigten  Arbeiter,  sich  auf  78  Pfd.  Sterl.  belief  ^).  Bevor  wir 
an  die  Verwertung  dieser  Daten  gehen;  muss  bemerkt  werden, 
dass  in  den  oben  mitgeteilten  Angaben  f&r  Dienstleistungen 
im  Jahre  1890  nicht  nur  die  an  die  Arbeiter  bezahlten 
Löhne,  sondern  auch  die  Qehälter  der  kaufmännischen  und 
technischen  Angestellten  stecken.  Andererseits  bezieht  sich  der 
vom  Board  of  Trade  ermittelte  Durchschnittslohn  nur  auf  Arbeits- 
löhne, nicht  auf  die  Gehälter  der  kaufmännischen  Angestellten 
und  Techniker.  Wir  greifen  demnach  zu  hoch,  wenn  wir 
die  Zahl  des  am  1.  Oktober  1890  yon  sämtlichen  Londoner 
Wasserwerken  beschäftigten  Personals,  d.  h.  der  Arbeiter, 
der   kaufmännischen    und   tehnischen   Angestellten   zusammen 

auf  — =^ —  =  3538  Personen  schätzen.     Trotzdem  bei   der 

Berechnung  dieser  Ziffer  offenbar  ein  zu  niedriger  Divisor  be- 
nützt wurde,  trotzdem  sie  sich  auf  eine  Zeit  normalen,  nicht 
besonders  stillen  Geschäftsganges  bezieht,  da  sie  den  Stand 
am  1.  Oktober  betrifft,  der  keineswegs  für  die  Wasserwerke 
den  Tag  grösster  Ruhe  bedeutet,  soll  angenommen  werden, 
dass  damit  das  Minimum  des  Personalbestandes  im  Jahre  1890 
beziffert  sei,  und  unter  Nichtbeachtung  der  Thatsache,  dass 
die  periodischen  Schwankungen  innerhalb  eines  Jahres  nur  für 
den  Arbeiterbestand,  nicht  aber  für  das  oben  mit  einge- 
schlossene kaufmännische  und  höhere  technische  Personal  kon- 
statiert wurden,  soll  angenommen  werden,  der  Maximalbestand 
im  Jahre  1890  sei  um  V&  grösser  gewesen  als  der  gesamte 
Personalbestand  in  dem  die  geringste  Personenzahl  aufweisen- 
den Jahresabschnitte.  Wir  kämen  dann  zu  einem  mit  ziem- 
licher Gewissheit  als  zu  hoch  zu  bezeichnenden  Maximalbestand 
von  rund  4250  Köpfen,  was  auch  die  oben  bei  der  Anwendung 
der  anderen  Schätzungsmethode  angedeutete  Vermutung  be- 
stätigt, dass  die  Zahl  der  Wasserwerksarbeiter  weniger  als 
5000  betragen  habe.  Jedenfalls  führen  beide  Methoden  zu 
dem  Schlüsse,  dass  die  Londoner  Wasserwerke  hinsichtlich  der 
numerischen  Stärke  ihrer  Arbeiterschaft  hinter  zahlreichen 
anderen  Londoner  Industrien  zurückstehen. 


»)  Board  of  Trade  a.  a.  0.  S.  XLIII. 
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Hierin  mag  eine  der  Ursachen  liegen,  die  bewirkten,  dass 
für  eine  lange  Periode  nichts  über  die  Lage  der  Wasser- 
werksarbeiter bekannt  ist.  Die  Erhebung,  die  das  Board  of 
Trade  im  Jahre  1886  veranstaltete,  bildet  den  ersten  Versuch, 
über  die  Arbeitsbedingungen  dieser  Arbeiterkategorie  einiges 
Licht  zu  verbreiten. 

Die  Ergebnisse  dieser  Erhebung  lassen  sich  dahin  zu- 
sammenfassen, dass  in  den  vom  Board  of  Trade  behandelten 
sieben  Wasserwerken  grelle  Missstände  nicht  zu  Tage  gefordert 
wurden.  Die  ermittelten  Löhne  bieten  kein  unbefriedigendes  Bild 
dar.  Ein  Teil  der  Arbeiter  erhielt  ausser  den  Geldlohnen  noch 
freie  Wohnung  und  freie  Uniform.  Auch  die  Länge  der  täglichen 
Arbeitszeit  ist  nicht  übermässig  gross.  Das  bezifferte  Maxi- 
mum betrug  zwischen  10  und  12  Stunden  inklusive  Pausen. 
Die  Arbeiter,  für  die  es  gilt,  stellen  nur  einen  kleinen  Teil 
der  gesamten  Arbeiterschaft  dar.  Die  Mehrheit  der  Arbeiter 
soll  eine  sechstägige  Arbeitswoche  von  54 — 60  Stunden,  ein 
kleiner  Teil  eine  solche  von  45 — 48  Stunden  effektive  Arbeits- 
zeit gehabt  haben. 

Hingegen  besteht  keine  Gewissheit  darüber,  dass  ein  den 
Wasserleitungswerken  eigentümliches  soziales  Problem  von  den 
Londoner  Wasserwerken  in  befriedigender  Weise  gelöst  wurde. 
Die  Natur  des  Wasserbedarfes  bringt  es  mit  sich,  dass  Wasser- 
werke ohne  Sonntagsarbeit  nicht  auszukommen  vermögen. 
Aus  der  Erhebung  des  Board  of  Trade  geht  keineswegs  mit 
Sicherheit  hervor,  dass  die  Angehörigen  derjenigen  Arbeiter- 
klassen, für  die  Sonntagsarbeit  bestand,  eine  genügende  Zahl 
freier  Tage  hatten.  Es  liegt  sogar  Veranlassung  vor,  zu  ver- 
muten, dass  ein  Teil  derjenigen  Arbeiterklassen,  die  auch  an 
Sonntagen  zu  arbeiten  hatten  und  die  einen  nicht  unbeträcht- 
lichen Teil  der  gesamten  Arbeiterschaft  bildeten,  an  Sonntagen 
zwar  weniger  lang  zu  arbeiten  hatte  als  an  Werktagen,  an 
Werktagen  aber  manchmal  einen  Arbeitstag  hatte,  der  die 
mitgeteilte  Maximallänge  von  12  Stunden  Überschritt. 

Eine  andere,  gleichfalls  durch  technische  Gründe  gegebene 
Besonderheit  des  Wasserleitungswesens,  nämlich  die  ungleiche 
Grösse  des  Arbeiterpersonals  in  verschiedenen  Jahreszeiten, 
wurde  vorher  schon  berührt.     Es   muss  denn  beigefügt  wer- 
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den,  dass  diese  Fluktuation  des  Arbeiterbestandes  nicht  die 
qualifizierten  permanent  beschäftigten  Arbeiterklassen,  sondern 
lediglich  die  Ti^elöhner  traf,  die  allerdings  einen  starken,  in 
einer  Zeit  mittleren  Geschäftsganges  etwa  ^js  betragenden 
Bruchteil  der  gesamten  Arbeiterschaft  der  Londoner  Wasser- 
werke bildeten^). 

Die  technische  Grossartigkeit  der  Londoner  Wasserwerke 
tritt  wieder  hervor,  wenn  wir  uns  der  Gestaltung  ihres  Ab- 
satzes zuwenden.  Ungefähr  um  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts, 
im  Jahre  1856,  betrug  die  durchschnittliche  tägliche  Wasser- 
lieferung sämtlicher  Gesellschaften  zuammen  bereits  73418860 
gallons,  die  der  Gesellschaft  mit  kleinstem  Absatz  2  722000 
gallons,  die  der  Gesellschaft  mit  grösstem  Absatz  23396400 
gallons.  Am  Ende  der  achtziger  Jahre,  im  Jahre  1889  bezw. 
im  Rechnungsjahre  1888|89,  betrug  die  Wasserlieferung  aller 
GeseUschaften  pro  Tag  zusammen  164845886  gallons,  die  der 
Gesellschaft  mit  kleinstem  Absatz  9278675  gallons,  die  der 
Gesellschaft  mit  grösstem  Absatz  40970697  gallons.  Der 
grOsste  Teil  dieser  gewaltigen  Wassermengen  wurde  für  häus- 
liche Zwecke  (Trinken,  Kochen,  Waschen)  verwandt.  Auf 
die  anderen  Zwecke  (gewerbliche  Zwecke,  Strassenbewässe- 
rung  etc.)  entfiel  ein  zwar  relativ  geringer,  aber  absolut  immer 
noch  ^ehr  beträchtlicher  Bruchteil.  Im  Jahre  1889  wurden 
für  häusliche  Zwecke  insgesamt  rund  ^jb  des  gelieferten 
Wassers  gebraucht*). 

Das  Absatzgebiet  griff  teilweise  über  London  hinaus. 
Die  London  versorgenden  Wasserwerke  versorgten  nicht  nur 
Londoner  Distrikte,  sondern  auch  ausserhalb  Londons  gelegene 
Gebiete.  Das  der  Jurisdiktion  des  Metropolitan  Board  of  Works 
unterstehende  Gebiet  bildete  immer  nur  einen  Teil,  im  Jahre 
1888  weniger  als  ^jb  des  von  sämtlichen  London  versorgenden 
Wassergesellschaften  bedienten  Areals.  Andererseits  muss 
allerdings  betont  werden,    dass  dieses  um   die  Zeit  der  Be- 


')  Board  of  Trade  a.  a.  0.  S.  XXXIII,  99.  —  Arthur  Baxter 
a.  a.  0.  S.  48. 

")  London  County  Gonncil,  Statistical  Department 
a.  a.  0.  S.  41,  47  ff.  —  Local  Government  Board  a.  a.  0.  S.  285» 
250  und  253. 
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gründung  des  Grafschaftsrates  mit  etwa  620  englischen  Quadrat- 
meilen  seine  grösste  Ausdehnung  erreichende  Areal  dieser 
Wassergesellschaften  nur  einen  kleinen  Ausschnitt  aus  dem 
gesamten,  bekanntlich  mehr  als  50000  englische  Quadratmeilen 
betragenden  Flächeninhalte  Englands  überhaupt  umschloss.  Die 
äusseren  Zonen  jenes  Areals  sind  zum  Teil  mit  Plätzen  durch- 
setzt, die  seit  längerer  Zeit  als  Vororte  Londons  anzusehen 
sind  1). 

Nach  einer  kurzen  Periode  der  Konkurrenz  zwischen  den 
beiden  ersten  privaten  Wasserwerken  im  17.  Jahrhundert*)  war 
hinsichtlich  des  Verhältnisses  der  Wassergesellschaf  ken  unterein- 
ander der  Zustand  erreicht,  der  am  Anfange  des  19.  Jahr- 
hunderts herrschte.  Er  wird  durch  die  unbestrittene  Supre- 
matie der  von  Hugh  Middleton  begründeten  Gesellschaft 
gekennzeichnet.  Die  von  Petei*  Morrys  begründeten  Wasser- 
werke und  einige  andere  während  des  18.  Jahrhunderts  be- 
gründeten Wasserwerke  fristeten  eine  mehr  oder  weniger  arm- 
selige Existenz.  Sie  versorgen  Absatzgebiete,  die  die  ihnen 
an  Eapitalkraffc  und  technischer  Ausstattung  weit  über- 
legene New  River  Company  verschmähte.  Von  einer  Kon- 
kurrenz mit  dieser  und  von  einer  Konkurrenz  unter  den 
kleineren  Gesellschafken  war  nicht  die  Rede. 

Doch  bereits  im  Jahre  1805  begann  die  energische  Be- 
kämpfung der  Vorherrschaft  der  mächtigsten  Gesellschaft.  In 
rascher  Folge  entstanden  drei  neue  mit  grossem  Kapital  aus- 
gerüstete Gesellschaften,  die  in  das  für  lange  Zeit  geheiligte 
Absatzgebiet  der  New  River  Company  einbrechen.  Eine  Zeit 
wütender  Konkurrenz  hob  an.  Mit  allen  Mitteln  suchten 
die  Wassergesellschaften  einander  die  Kunden  abzujagen.  In 
zahlreichen  Strassen  wurde  das  Pflaster  aufgerissen,  um  die 
Röhren  der  rivalisierenden  Gesellschaften  aufzunehmen.  Strassen, 
die  früher  von  einer  einzigen  Gesellschaft  versorgt  wurden, 
wurden    nun    von    mehreren    Gesellschaften    versorgt.     Wenn 


>)  J.F.B.Firth,  Municipal  London,  Karte  vor  S.  381  und  S.  401  f. 
—  London  County  Council,  Statistical  Department  a.  a.  0.  S. LXXL 
Ib.  1895—1896,  vol.  VI  (1897),  S.  LVIU  und  Karte  nach  S.  202.  —  Robert 
Donald,  The  London  Manual  1896/97,  S.  23. 

«)  The  Times  a.  a.  0.  S.  17,  21,  23. 
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nur  ein  einziger  Kunde  in  einer  Strasse  erobert  werden  konnte, 
begann  man,  eine  Röhre  in  diese  Strasse  zu  führen.  Ein  fort- 
gesetztes Wiederaufbrechen  der  Strassen  erfolgte,  um  neue 
Kunden  anzuschliessen,  die  nach  kurzer  Zeit  an  eine  andere 
Wassergesellschaft  abfielen  und  so  zur  Wiederholung  desselben 
Spieles  trieben.  Häufig  kam  es  zu  förmlichen  Schlachten 
zwischen  den  Arbeitern  verschiedener  Gesellschaften.  Die 
Wassergebühren  sanken  rapid.  Um  nicht  Kunden  zu  verlieren, 
wagte  man  es  nicht,  auf  pünktliche  Erlegung  der  Wasser- 
gebühren zu  dringen.  Häufig  willigte  man  in  Stundungen,  ja 
man  verzichtete  manchmal  überhaupt  auf  Bezahlung,  nur  um 
den  rivalisierenden  Qesellschaften  nicht  das  Vergnügen  zu 
machen,  einen  abgefallenen  Kunden  zu  bekommen^). 

Von  diesem  Zustande  hatte  das  Publikum  einige  Vorteile. 
Das  Wasser  kostete  so  wenig  wie  noch  nie.  Aber  die  Hem- 
mungen des  Verkehrs  wurden  unleidlich.  Ueberdies  sah  man, 
dass  die  Preissenkungen  auf  ungesunder  wirtschaftlicher  Grund- 
lage ruhten,  die  auf  die  Dauer  die  niedrigen  Preise  nicht  zu 
tragen  vermochte,  dass  die  Ausgaben  für  Strassenarbeiten 
und  Anschlüsse  stiegen,  ein  grösseres  Personal  als  früher  für 
die  Einsammlung  der  Wassergelder  besoldet  werden  musste, 
dass  die  sichere  Aussicht  bestand,  für  alle  diese  Vergeudungen 
die  Wassergesellschaften  später  durch  die  Bezahlung  exorbi- 
tanter Wassergelder  schadlos  halten  zu  müssen.  Das  Publikum 
selbst  hegte  den  lebhaften  Wunsch,  dass  diese  unleidlichen 
Zustände  beseitigt  werden  möchten. 

Natürlich  erlitten  auch  die  Gesellschaften  die  empfind- 
lichsten Nachteile.  Die  Dividenden  sanken  rapid,  manchmal 
bis  zum  Nullpunkt.  Für  die  Einführung  vorteilhafter  tech- 
nischer Neuerungen,  wie  Ersatz  der  hölzernen  Leitungsröhren 
durch  eiserne,  war  kein  Geld  verfügbar. 

Ungefähr  um  das  Jahr  1820  endigten  diese  Kämpfe.  Ein 
Teil  der  Werke  war  erschöpft  und  konnte  nicht  mehr  weiter 


')  A  Saccinct  Statement  of  the  Question  respecting  the 
Water  Gompanies  of  London  (1819),  S.  11,  U.  —  The  Times 
a.a.O.  S.  23,  24  ff.  —  Sir  William  Clay,  Remarks  on  the  Water 
Supply  of  London  (II.  ed.,  London  1849),  S.  6,  65  f.  —  J.  L-  Tabberner 
a.  a.  0.  S.  11. 
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bestehen.  Die  geschwächten  Rivalen  wurden  durch  die  stärkeren 
Werke  angekauft.  Zum  Teil  in  Erscheinungen  dieser  Periode, 
zum  Teil  in  den  Verhältnissen  einer  späteren  Zeit  liegt  ein 
Charakteristikum  der  um  die  Zeit  der  Auflösung  des  Metro- 
politan Board  of  Works  bestehenden  Wasserwerke  begründet. 
Sie  waren  zum  Teil  Amalgamationen  verschiedener  Werke, 
die  früher  gesondert  bestanden.  In  den  8  Wassergesellschaf- 
ten, die  Ende  der  achtziger  Jahre  vorhanden  waren,  waren 
16  Wassergesellschaften  absorbiert,  die  früher  ein  selbständiges 
Leben  führten. 

Das  zweite  Resultat  des  Konkurrenzkampfes,  den  wir 
schilderten,  war  die  Bildung  eines  Kartells  unter  den  über- 
lebenden Wasserwerken.  Ungefähr  im  Jahre  1820  traf  man 
eine  Vereinbarung,  die  jedem  Wasserwerk  ein  besonderes  Ab- 
satzgebiet überwies  und  die  Wassergesellschaften  verpflich- 
teten, nur  in  dem  ihnen  zugewiesenen  Rayon  Wasser  zu 
liefern  *). 

Die  Erwartung,  die  Wassergesellschaften  würden  von  den 
Konsumenten  nach  Abchluss  ihrer  Kämpfe  eine  hohe  Zeche 
verlangen,  wurde  erfüllt.  Kurz  nach  Zustandekommen  des 
Kartells  wurden  die  Preise  beträchtlich  gesteigert,  um  25 ^/o 
und  mehr,  in  manchen  Fällen  um  200  ^/o.  Frei  von  jeglicher 
Konkurrenz  konnten  die  Gesellschaften  nun  auch  bald  wieder 
beträchtliche  Dividenden  bezahlen^).  Da  griff  in  die  Ent- 
wickelung  des  Londoner  Wasserleitungswesens  eine  Kraft  ein, 
die  bisher  die  Dinge  ungehemmt  ihren  Lauf  hatte  nehmen 
lassen. 

Die  Entfesselang  der  Konkurrenz  unter  den  WassergeseU- 


»)  F.  Bolton  a.  a.  0.  S.  121  und  pt.  U,  JS.  53—137  paasim.  — 
Adress  to  the  Public  by  the  Gommittee  of  the  Metropolis  Pare  Soft  Spring 
Water  Company  (1885),  S.  5.  —  A  Succinet  Statement  a.  a.  0.  (1819), 
S.U.  —  The  Times  a.  a.  0.  S.  26.  —  J.  L.  Tabberner  a.  a,  0.  S.  12  f. 
-  Sir  William  Clay  a.  a.  0.  S.  7,  10,  65  ff.  —  Hansard's  Parlia- 
mentary  Debates,  N.  S.,  vol.  4  (1821),  S.  423,  Freemantles  Rede,  und 
Petition  an  das  House  of  Gommons  ib.  ib.  vol.  17  (1827),  S.  1026.  — 
Local  Qovernment  Board  a.  a.  0.  8.  227. 

»)  Adresß  to  the  Public  a.  a.  0.  (1835),  S.  7.  —  A  Succinet 
Statement  a.  a.  0.  (1819),  8.  17  f.  —  Freemantles  Bede  a.  a.  0.  S.  423. 
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Schäften  war  in  ihren  Anfangsstadien  durchaus  im  Einklänge 
mit  den  Intentionen  des  Parlaments.  Es  trat  in  das  neunzehnte 
Jahrhundert  ein  durchdrungen  von  dem  Gedanken,  dass  das 
Vorhandensein  mehrerer  miteinander  konkurrierender  Wasser- 
gesellschaften in  London  die  im  Interesse  der  Allgemein- 
heit wünschenswerte  Lage  schaffen  werde  ^).  Aus  dieser  An» 
schauung  heraus  schuf  es  die  Voraussetzung  für  die  Kon- 
kurrenzkämpfe der  Wassergesellschaften,  indem  es,  von  dem 
früher  geübten  Brauche  abweichend,  den  im  ersten  Dezennium 
dieses  Jahrhunderts  konzessionierten  Wassergesellschaften  kein 
bestimmtes  Verdorgungsgebiet  zuwies.  (Gleichzeitig  hielt  das 
Parlament  an  dem  in  den  vorangegangenen  Jahrhunderten  ge- 
übten Grundsatze  fest,  dass  die  Geschäftsführung  der  Privat- 
gesellschafben in  weitem  umfange  frei  von  jeglicher  gesetz- 
lichen Intervention  sein  solle. 

Jene  konkurrenzfreundliche  Stimmung  hielt  nur  wenige 
Jahre  vor,  und  auch  dieser  aus  der  alten  Tradition  unbewusst 
rezipierte  Grundsatz,  der  selbst  einer  trägen  Indifferenz  und 
einer  Unterschätzung  der  Wichtigkeit  des  Wasserkonsums, 
nicht  einer  bewussten  Verwerfung  der  gesetzlichen  Eontrolle 
entsprungen  war,  war  bestimmt,  bald  zu  verschwinden.  Auf 
das  kurze  individualistische  Intermezzo  folgte  eine  Periode, 
die  gleichfalls  klar  darthut,  dass  das  englische  Parlament 
selbst  in  einer  Zeit,  in  der  individualistische  Doktrinen  ihre 
glänzendsten  Triumphe  feierten,  weit  davon  entfernt  war,  dem 
Prinzip  des  Laisser-faire  auf  allen  Wirtschaftsgebieten  Berech- 
tigung zuzugestehen. 

Die  Vorgänge,  die  der  gesetzlichen  Freigabe  der  Absatz- 
gebiete folgten,  rotteten  rasch  im  Parlament  die  konkurrenz- 
freundliche Stimmung  aus.  Vom  Beginne  des  dritten  Dezen- 
niums dieses  Jahrhunderts  an  war  das  Parlament  von  der 
Auffassung  beherrscht,  dass  eine  Konkurrenz  zwischen  den 
einzelnen  Londoner  Wassergesellschaften  weder  wünschenswert 
noch  dauernd  möglich  sei.     Joseph  fiume  war  der   einzige. 


^)  J.  R.  Mo.  Ca  11  och,  A  Dictionary^  Practical,  Theoretical  and 
Historical  of  Commerce  and  Commercial  Navigation  (New  edition,  1859), 
8. 1389. 
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der  während  dieser  Periode  versuchte,  der  entgegengesetzten 
Meinung  wieder  Anhänger  zu  gewinnen^).  Der  parlamen- 
tarischen Geschichte  der  Londoner  Wasserleitung  etwa  Yom 
Jahre  1820  ab  kann  als  Motto  die  Behauptung  Sir  George 
Greys  vorangesetzt  werden,  dass  auf  dem  Gebiete  der  Wasser- 
versorgung das  Prinzip  der  Konkurrenz  kein  Vertrauen  ver- 
diene^). Zwar  war  das  Resultat  dieser  Stimmung  nicht  ganz 
genau  dasselbe  wie  das  Resultat  der  Vereinbarungen  der 
Wassergesellschaften  selbst.  Die  gesetzliche  Verteilung  des 
Absatzgebietes,  die  nach  dem  Jahre  1820  zu  Recht  bestand, 
weicht  etwas  ab  von  der  thateächlichen  durch  das  Kartell  der 
Wassergesellschaften  vorgenommenen  Aufteilung.  Während 
die  WassergeseUschaften  ihr  gesamtes  Absatzgebiet  so  aufteilten, 
dass  das  Absatzgebiet  einer  Wassergesellschaft  immer  allen 
anderen  Gesellschaften  verschlossen  war,  wurde  bei  der  gesetz- 
lichen Verteilung  dieses  Prinzip  nicht  ohne  einige  Ausnahmen 
durchgeführt.  Für  ein  paar  Bruchstücke  des  gesamten  Ab- 
satzgebietes stand  nicht  einer  Gesellschaft,  sondern  mehreren 
Gesellschaften  gesetzlich  das  Recht  der  Wasserlieferung  zu. 
Auch  begab  sich  das  Parlament  niemals  des  Rechtes,  neue 
Gesellschaften  dazu  zu  autorisieren,  Gebiete,  die  einer  Ge- 
sellschaft oder  mehreren  Gesellschaften  zugewiesen  waren, 
gleichfalls  mit  Wasser  zu  versorgen,  und  es  ist  eine  richtige 
Interpretation  der  Gesetzgebung,  zu  sagen,  dass  die  Londoner 
Wassergesellschaften  in  keinem  einzigen  Distrikt  juristisch  ein 
Monopol  der  Wasserlieferung  gehabt  hätten  ^).  Aber  die  Teile, 
für  die  gesetzlich  mehrere  Gesellschaften  lieferungsberechtigt 
waren,  bildeten  nur  einen  Bruchteil  des  gesamten  Absatz- 
gebietes; für  einen  beträchtlichen  Teil  des  gesamten  Areals 
war  auch  gesetzlich  immer  niur  je  eine  Gesellschaft  lieferungs- 
berechtigt. Nie  versuchte  das  Parlament,  die  Vereinbarungen 
der  Gesellschaften  zu  durchkreuzen,  und  vermutlich  niemals, 
sicher  höchstens  nur  einmal  machte  es  von  seinem  Rechte 
Gebrauch,   neue  Gesellschaften  zuzulassen.     Zum  Teil  ist  die 


^)  Hansard's  Parliamentary  Debates,  3.  S.,  voL  116  (1851),  S.  J 

2)  Ib.  ib.  S.  310. 

')  H.  L.  Gripps  a.  a.  0.  S.  1  und  Map  Nr.  1. 
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letztere  Thatsache  allerdings  darauf  zurückzuführen,  dass  das 
Parlament  nur  selten  um  Ausübung  des  Rechtes,  neue  Gesell- 
schaften zuzulassen,  angegangen  wurde.  Die  gigantische  öko- 
nomische Macht  der  bestehenden  Wassergesellschaften  und  die 
bekannte  konkurrenzfeindliche  Stimmung  des  Parlaments  Hessen 
wenig  Raum  für  die  Hoffnung,  dass  die  Begründung  einer 
neuen  Gesellschaft  möglich  sei.  Nur  zwei-  oder  dreimal  wurde 
von  Privaten  der  Versuch  gemacht,  eine  neue  Gesellschaft  zu 
begründen.  Von  dem  ersten  dieser  Versuche  ist  nicht  bekannt 
geworden,  ob  er  überhaupt  über  die  ersten  Präliminarien  hin- 
aus gedieh.  Im  zweiten  Falle  wurde  die  Verwirklichung  des 
Projekts  dadurch  unmöglich  gemacht,  dass  das  Parlament  den 
Petenten  die  Erlaubnis  zur  Gründung  einer  neuen  Gesellschaft 
versagte.  Im  dritten  Falle  ist  es  nicht  klar,  ob  es  sich  um 
eine  neue  Gesellschaft  oder  um  Expansionsbedürfnisse  bestehen- 
der Gesellschaften  handelte.  Jedenfalls  kam  keine  neue  Gesell- 
schaft zu  stände^). 

Die  bestehenden  Gesellschaften  wurden  früh  weitgehenden 
Restriktionen,  zunächst  hinsichtlich  der  Wasserpreise,  unter- 
worfen. Die  Gesetzgebung  hatte  den  Gesellschaften  das  für 
diese  sehr  lukrative  Recht  zugestanden,  das  Wassergeld  pro- 
portional dem  jährlichen  Mietswerte  eines  Hauses  (annual  value) 
ohne  Rücksicht  auf  die  Menge  des  jeweils  konsumierten  Wassers 
festzusetzen.  Dafür  mussten  sich  die  Gesellschaften  gefallen 
lassen,  durch  gesetzlich  fixierte  Maximalpreise  gebunden  zu 
werden.  Bereits  12  Jahre  nach  dem  Falle  des  Elisabetheischen 
Lehrlingsgesetzes,  im  Jahre  1826,  wurden  für  eine  Wasser- 
gesellschaft Maximalpreise  festgesetzt.  Eine  zweite  Gesellschaft 
wurde  der  gleichen  Beschränkung  im  Jahre  1829  unterstellt. 
Dasselbe  Schicksal  erlitten  drei  andere  Gesellschaften  in  den 
Jahren  1834  und  1848.   Dem  Rest  der  Gesellschaften  wurden 


')  Ueber  die  Metropolis  Pare  Soft  Spring  Water  Company  vgl.: 
Adress  to  the  Public  a.  a.  0.  (1835).  —  üeber  das  Projekt»  Seewasser, 
also  nicht  Trinkwasser  nach  London  zu  bringen,  vgl.:  Report  of  the 
Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year  1880,  S.  36.  —  üeber 
die  im  Jahre  1883  geplante  South  Western  Spring  Water  Company  vgl. : 
Special  Report  from  the  Select  Committee  on  the  London 
Water  Commission  Bill  etc.  (1891),  S.  423. 
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im  Jabre  1852  Maximalpreise  vorgeschrieben,  mit  Ausnahme 
einer  einzigen  Gesellschaft,  der  aber  im  Jahre  1864  Grenzen 
hinsichtlich  der  Preishöhe  gezc^en  wurden.  Während  die 
Preisskalen  der  zwanziger,  dreissiger  und  vierziger  Jahre  sich 
nur  auf  häusliche  Eonsumtionszwecke  bezogen,  betrafen  die 
Preisskalen  der  ffin&iger  Jahre  daneben  auch  Wasser  für  an- 
dere Zwecke^). 

Seit  den  zwanziger  Jahren  wandte  das  Parlament  seine 
Aufme)rksamkeit  auch  der  Qualität  des  gelieferten  Wassers  zu. 
Da  die  Wassergesellschaften  aus  Furcht  vor  drohenden  radi- 
kalen Eingriffen  des  Parlaments  freiwill^  einige  Massnahmen 
trafen,  die  ihnen  gestatteten,  etwas  besseres  Wasser  zu  liefern, 
zog  sich  die  gesetzliche  Regelung  dieser  Seite  der  Wasserfirage 
in  die  Länge,  bis  die  verheerenden  Wirkungen  der  Gholera- 
epidemie,  durch  die  London  im  Jahre  1849  heimgesucht  wurde 
und  deren  enge  Verknüpfung  mit  der  Beschaffenheit  des  Lon- 
doner Wassers  klar  nachgewiesen  wurde,  das  Parlament  daran 
mahnte,  etwas  zu  thun.  Die  Metropolis  Water  Act  1852  war 
die  Frucht  dieser  grausten  Erfahrung.  Sie  enthält  u.  a.  eine 
Beihe  von  Bestimmungen,  die  sämtlich  auf  eine  Verbesserung 
der  Qualität  abzielten.  Um  zu  verhindern,  dass  die  Gesell- 
schaften ihr  Wasser  aus  stark  verunreinigten  Flussläufen 
schöpften,  wurde  den  Gesellschaften  untersagt,  Wasser  aus 
denjenigen  Teilen  der  Themse  oder  ihrer  Nebenflüsse  zu  ent- 
nehmen, die  innerhalb  des  Bereiches  der  Flut  lagen.  Femer 
wurde  den  Gesellschaften  aufgegeben,  fär  die  Bedeckung  aller 
innerhalb  des  hauptstädtischen  Weichbildes  gelegenen  Reser- 
voire und  Aquädukte  Sorge  zu  tragen.  Schliesslich  schrieb 
das  Gesetz  auch  die  Filtration  des  für  die  häusliche  Konsum- 
tion bestimmten  Wassers  den  Gesellschaften  vor. 

Teilweise  dem  Bestreben,  Qualitätsverbesserungen  herbei- 
zuführen, ist  eine  andere  Reihe  von  Bestimmungen  desselben 
Gesetzes  zuzuschreiben.  Noch  in  den  vierziger  Jahren  lieferten 
die  Londoner  Wassergesellschaften  ihr  Wasser  ihren  Kunden 
nicht  nach  dem  konstanten,   sondern  ausschliesslich  nach  dem 


^)  London  County  Council,  Statistical  Department  a.  a.  0. 
vol  Vir,  S.  43  flF. 
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intermittierenden  System,  an  Sonntagen  überhaupt  nicht  oder 
manchmal  nur  für  wenige  Minuten,  an  Werktagen  nur  für 
wenige  Stunden  und  keineswegs  immer  an  allen  Werktagen  ^). 
Die  Konsumenten  waren  infolgedessen  gezwungen,  Wasser  in 
Behältern  aufzubewahren.  Da  die  zur  Aufnahme  des  Wassers 
-dienenden  Qefasse,  Zisternen  etc.  vielfach  offen  waren  und  nur 
«elten  gesäubert  wurden,  war  das  darin  aufbewahrte  Wasser 
43tarken  Verunreinigungen  ausgesetzt^.  In  der  Absicht,  die 
Möglichkeit  zu  gewähren,  diese  Missstände  zu  beseitigen,  be- 
stimmte das  Gesetz  des  Jahres  1852,  dass  auf  Antrag  von  ^/s 
<[er  Einwohnerschaft  eines  Distrikts  die  Gesellschaften  ver- 
pflichtet sein  sollten,  für  den  betreffenden  Distrikt  eine  kon- 
stante Wasserzufuhr  zu  liefern. 

Ein  etwa  20  Jahre  später  erlassenes  Gesetz,  die  Metro- 
polis Water  Act  1871,  ging  einige  Schritte  weiter.  Es 
wurde  darin  dem  Handelsministerium  das  Recht  verliehen, 
einen  Wasserprüfer  zu  ernennen,  der  periodisch  das  gelieferte 
Wasser  auf  seine  Keinheit  hin  zu  untersuchen  hatte.  Ferner 
wurden  die  Gesellschaften  verpflichtet,  auch  an  Sonntagen 
Wasser  zu  liefern.  Schliesslich  wurde  dem  Metropolitan  Board 
of  Works  und  der  Cityverwaltung  innerhalb  des  ihnen  unter- 
stehenden Verwaltungsgebietes  sowie  dem  Handelsministerium 
als  übergeordneter  Beschwerdeinstanz  das  Recht  verliehen,  die 
Gesellschaften  zur  Organisation  einer  konstanten  Wasserzufnhr 
aufzufordern. 

Einer  der  Unterschiede  zwischen  der  intermittierenden 
tind  konstanten  Wasserzufuhr  besteht  darin,  dass  unter  sonst 
gleichen    Verhältnissen    die    Gefahr    der    Wasservergeudung 


')  Sir  W.  Clay  a.  a.  0.  S.  12.  —  Dass  an  Sonntagen  Wasser  manch- 
mal nur  für  5  Minuten  geliefert  wurde,  ergibt  sich  aus:  First  Report 
of  the  Gommissioners  for  inquiring  into  the  State  of  Large 
Towns  and  PopulousDistricts;  with  Minutes  of  Evidence  etc.  (1844), 
qo.  6055.  —  Ueber  Fälle,  in  denen  Wasser  nur  an  je  8  Werktagen  und 
nur  von  V«  Stunde  bis  1  Stunde  geliefert  wurde,  vgl.  ib.  qu.  4885, 
5173,  6055. 

')  The  Metropolitan  Working  Classes'  Association  for 
Improving  the  Public  Health,  Water  Supply;  especially  for  the 
Working  Classes  (1850),  S.  12  ff. 

Sinzheimer,  Der  Londoner  Orafschaftsrat.  I.  15 
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durch  die  Konsumenten  bei  diesem  System  grösser  ist  als  bei 
jenem  und  dass  deshalb  die  Einführung  des  konstanten 
Systems  eine  schärfere  Eontrolle  der  Konsumenten  not- 
wendig macht.  Mit  Rücksicht  hierauf  hatte  bereits  das  Ge- 
setz des  Jahres  1852  den  nach  dem  konstanten  System  ver- 
sorgten Konsumenten  die  Verpflichtung  auferlegt,  Angestellten 
der  Wassergesellschaften  zum  Zwecke  der  Inspektion  den  Ein- 
tritt in  ihre  Häuser  jeden  Tag  zwischen  9  Uhr  vormittags  und 
4  Uhr. nachmittags  zu  gestatten.  Das  Qesetz  des  Jahres  1871 
▼erpflichtete  die  Wassergesellschaften,  binnen  einer  gegebenen 
Frist  Regulationen  zu  entwerfen,  die  bestimmt  waren,  Wasser- 
yergeudungen  durch  die  Konsumenten  zu  verhindern,  und  Vor- 
schriften über  die  Art  der  bei  konstanter  Wasserzufuhr  von 
den  Konsumenten  zu  benützenden  Apparate  enthielten.  Die 
Regulationen  bedurften  der  Bestätigung  durch  das  Handels- 
ministerium. Den  Gesellschaften  wurde  das  Recht  verliehen,. 
Aenderungen  reparaturbedürftiger  Wasserhähne  von  den  Kon- 
sumenten zu  verlangen  und  im  Weigerungsfalle  selbst  durch- 
zuführen. Den  Beamten  der  Gesellschaften  wurde  die  Befugnis 
erteilt,  zum  Zwecke  der  Kontrolle  zu  jeder  vernünftigen  Zeit 
die  Wohnungen  der  Konsumenten  zu  betreten.  Zuwider- 
handlungen gegen  die  hiermit  für  die  Konsumenten  liegende 
Verpflichtung  wurden  mit  Geldstrafe  bis  zu  5  Pfd.  Sterl. 
bedroht. 

Das  vielmaschige  Netz  gesetzlicher  Bestimmungen,  da» 
die  Wassergesellschaften  um  die  Zeit  der  Begründung  des 
Grafschaffcsrates  umschloss,  war  grösstenteils  in  der  Periode 
von  1820 — 1852  geflochten  und  im  Jahre  1871  nahezu  voll- 
endet. Die  siebziger  Jahre  brachten  keine  weiteren  gesetzlichen 
Bestimmungen  restringierenden  Charakters.  Die  Water  Rate 
Definition  Act  1885  ist  das  erste  Gesetz  der  achtziger  Jahre. 
Es  hat  zum  Inhalt  lediglich  eine  schärfere  Formulierung  der 
Basis,  auf  der  die  früheren  Maximalpreise  aufgebaut  waren. 
Es  beseitigte  den  zweideutigen  Ausdruck  «annual  value^,  der 
in  den  früheren  preisregulierenden  Gesetzen  vorkam,  und  setzte 
an  seine  Stelle  den  klaren  Ausdruck  ^rateable  value',  eine 
Aenderung,  die  die  Gesellschaften  zwang,  von  dem  früher  häufig 
geübten  Brauche,   das  Wassergeld   nach  dem  Bruttowert  der 
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Häuser  und  Wohnungeu  zu  bemessen,  abzulassen  und  von  nun 
ab  den  Nettowert  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  Water  Gompanies  (Regulation  of  Powers)  Act  1887 
verbot  in  bestimmten  Fällen  der  Nichtbezahlung  von  Wasser- 
geldern, die  Wasserzufuhr  abzuschneiden.  Drei  Privatakte  des 
Jahres  1886  fallen,  wie  wir  gleich  später  sehen  werden,  ausser- 
halb dieses  Zusammenhanges,  da  in  ihnen  die  Thatsache  sich 
spiegelt,  dass  das  Parlament  sich  eine  Aufgabe  gestellt  hatte, 
die  höher  war  als  die  Aufgabe,  private  Betriebe  zu  kon- 
trollieren. 

Während  in  London  die  Wasserversorgung  in  den  Händen 
privater  Gesellschaften  verblieb,  die  einer  staatlichen  und  kom- 
munalen Eontrolle  unterstanden,  entwickelte  sich  in  zahlreichen 
anderen  Städten  des  Vereinigten  Königreiches  die  Wasserver- 
sorgung in  anderer  Weise.  In  zwei  Städten,  in  Plymouth  und 
in  Oxford,  blieb  die  Wasserleitung  ununterbrochen  seit  einem 
frühen  Zeitpunkte,  in  Plymouth  seit  dem  Jahre  1585,  in  Ox- 
ford seit  dem  Jahre  1610,  durch  das  ganze  19.  Jahrhundert 
hindurch  im  Eigentume  und  Betriebe  der  Stadtverwaltung. 
Aehnlich  war  es  in  Southampton,  wo  bereits  im  Jahre  1421 
die  Wasserleitung  vollständig  kommunal  war  und  immer  im 
Eigentume  der  Stadt  und,  von  einem  vorübergehenden  Inter- 
vall der  Verpachtung  abgesehen,  auch  immer  vom  Stadtrate 
betrieben  wurde.  In  den  dreissiger  Jahren  des  19.  Jahrhun- 
derts wurde  die  Wasserleitung  in  Aberavon,  Barnsley  und 
Macclesfield  munizipalisiert.  Bis  in  die  vierziger  Jahre  reicht 
die  Munizipalisation  in  Bolton,  Burnley,  Liverpool,  Manchester 
und  St.  Helens  zurück.  Die  fünfziger  Jahre  sahen  die  Ent- 
stehung von  noch  mehr  munizipalen  Wasserwerken,  entweder 
auf  dem  Wege  des  Ankaufes  privater  Wasserwerke  oder  der 
Errichtung  völlig  neuer  Wasserwerke  durch  die  Stadtverwal- 
tungen, so  in  Bradford,  Chelmsford,  Darlington,  Glasgow, 
Gloucester,  Hereford,  Leeds,  Oldham,  Preston  und  Worcester. 
Zahlreich  sind  auch  die  Munizipalisationen  in  den  sechziger 
Jahren.  In  dieser  Dekade  erstehen  munizipale  Werke  in  Aber- 
deen,  Barrow-in-Furness,  Batley,  Dundee,  Edinburgh,  Greenock, 
Hertford,  Port  Glasgow,  Reading,  Swansea  und  Wolver- 
hampton.     Reichhaltig  ist  auch  die  Liste  der  Städte,  in  denen 
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während  der  siebziger  Jahre  die  Wasserleitung  kommunalisiert 
wurde.  Die  Liste  umfasst  Bangor,  Birmingham,  Blackburn, 
Bnry,  Cardiff,  Gheltenham,  Ghester,  Glitheroe,  Dewsbury,  Exeter, 
Ukestone,  Leicester,  Lincoln,  Nottingham,  Ossett,  Peterborough, 
Bichmond,  Scarborough,  Welshpool  und  Teoyil.  Die  Städte, 
Ton  denen  bekannt  ist,  dass  sie  in  den  achtziger  Jahren  den 
in  ihnen  bestehenden  Wassergesellschaften  ihre  Betriebe  ab- 
kauften, sind:  Golne,  Gonway,  Lanark,  Lanceston,  Newport, 
Botherham,  Sheffield  und  Windsor.  Bei  5  von  den  8  zuletzt 
genannten  Städten  fiel  die  Munizipalisation  in  die  Jahre  1880, 
1881  und  18821). 

Aus  dem  Gegensatze  Londons  zu  diesen  Städten  darf  nicht 
geschlossen  werden,  der  Wunsch,  auch  die  Londoner  Wasser- 
gesellschaften vollständig  dem  privaten  Eigentume  und  Betriebe 
zu  entziehen,  sei  nicht  vorhanden  gewesen.  Schon  im  Jahre  1819 
sprach  die  Yestry  von  Marylebone,  einem  der  reichsten  Di- 
strikte Londons,  sich  für  die  Errichtung  einer  eigenen  Vestry- 
wasserleitung  aus  ^).  Schon  in  den  vierziger  Jahren  wurde  die 
Forderung  nach  Munizipalisation  sämtlicher  Londoner  Wasser- 
werke durch  eine  hohe  fachmännische  Autorität  unterstützt  ^).  Am 
Anfange  der  fünfziger  Jahre  mahnte  Lord  Grosvenor  im  Parla- 
ment, die  Londoner  Wasserversorgung  nicht  Privatgesellschafben 
zu  überlassen,  und  ungefähr  um  dieselbe  Zeit  entwickelte  an 
der  gleichen  Stelle  der  Viscount  Ebrington  (späterer  Earl  For- 
tescue)  den  Satz,  dass  der  gemeinwirtschaftliche  Betrieb  der 
Londoner  Wasserwerke  mit  einer  Erniedrigung  der  Produk- 
tionskosten verknüpft  sein  werde  ^).  Aehnlich  äusserte  sich 
damals  wiederholt  das  staatliche  Board  of  Health^). 


1)  Robert  Donald,  The  Munidpai  Tear  Book  a.  a.  0.  S.  84,  133 
und  301  ff.  —  A.  S.  Green  a.  a.  0.  vol.  I,  S.  19.  —  F.  Dolpian,  Muni- 
cipalitiea  at  work  (1895),  S.  49  und  86.  —  Albert  Shaw,  Municipal 
Government  in  Great  Britain  (1895),  S.  197.  —  C.  Hugo  a.  a.  0.  S.  148, 157. 

*)  A  Succinct  Statement  a.  a.  0.  (1819),  S.  5. 

»)  Sir  W.  Clay  a.  a.  0.  (1849),  S.  74.  Der  Verfasser  der  dtierten 
Flugschrift  war  der  Vorsitzende  zweier  der  grössten  Londoner  Wasserwerke. 

*)  Hansard's  Parliamentary  Debates,  8.  S.,  vol.  111  (1850),  S.  18 
und  vol.  116  (1851),  S.  328  ff. 

*)  H.  L.  Gripps,  The  Position  of  the  London  Water  Companies. 
Considered  from  a  Parliamentary  and  Legal  Point  of  View  (1892),  S.  12, 14. 
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Ihm  schloss  sich  eine  im  Jahre  1867  niedergesetzte  könig- 
liche Untersnchungskommission  an.  Nach  zweijähriger  Arbeit 
kam  sie  zu  dem  Beschlüsse,  die  üebertragung  der  Londoner 
Wasserversorgung  an  eine  verantwortliche  öffentliche  Körper- 
schaft zu  empfehlen.  Unter  denen,  die  dieser  Empfehlung 
sofort  zustimmten,  befand  sich  auch  das  Metropolitan  Board  of 
Works  ^).  Vom  Jahre  1869  ab  wirkte  es  fortgesetzt  für  die 
Eommunalisierung  der  Londoner  Wasserleitung. 

Rascher  als  man  ursprünglich  annahm,  schien  dieses  Ziel 
erreicht  werden  zu  sollen.  Im  Jahre  1871,  einem  Jahre  liberaler 
Herrschaft,  brachte  die  Regierung  einen  Gesetzentwurf  ein, 
der  u.  a.  die  Bestimmung  enthielt,  dass  das  Metropolitan  Board 
of  Works  die  Befugnis  erhalten  solle,  das  Eigentum  der  Lon- 
doner Wassergesellschaften  entweder  freihändig  oder  zwangs- 
weise zu  erwerben.  Doch  die  Regierung  zog  diesen  Gesetz- 
entwurf wieder  zurück  und  brachte  an  seiner  Stelle  eine  an- 
dere Vorlage  ein,  die  sich  von  dem  ursprünglichen  Entwurf 
auch  darin  unterschied,  dass  die  erwähnte,  die  sogenannten 
Eaufklauseln  enthaltende  Bestimmung  fortfiel.  Die  Schwenkung 
der  Regierung  wurde  vom  Metropolitan  Board  of  Works  nicht 
mitgemacht.  Seinem  ursprünglichen  Standpunkt  entsprechend, 
wehrte  es  sich,  allerdings  ohne  Erfolg,  gegen  die  Amputation, 
die  die  Regierung  vorgenommen  hatte  ^). 

Ein  Beweis  dafür,  dass  man  auch  in  Parlamentskreisen 
nicht  durchweg  mit  dem  Rückzuge  der  Regierung  zufrieden 
war,  wurde  im  Jahre  1875  erbracht.  In  diesem  Jahre  ge- 
langte eine  Bill  an  das  Parlament,  die  die  Eaufklauseln  des 
ursprünglichen  Gesetzentwurfes  von  1871  wieder  aufriahm, 
allerdings  mit  dem  Unterschiede,  dass  sie  die  Üebertragung  des 
Eigentumes  der  Wassergesellschaften  an  eine  besondere,  neu 
zu  bildende  Behörde  vorsah.  Die  Bill  gelangte  nur  bis  zur 
ersten  Lesung.  Zu  denen,  die  ihr  feindlich  gegenüberstanden, 
gehörte  auch  das  Metropolitan  Board  of  Works,  das  daran 
Anstoss  nahm,  dass  die  Bill  die  Wasserleitung  nicht  ihm  selbst. 


*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1869/70,  S.  42  f.;  do.  for  the  year  1888,  S.  62. 
^  Ib.  for  the  year  1870/71,  S.  29. 
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sondern  einer  nicht  auf  Wahlen  beruhenden  Kommission  über- 
tragen wollte  ^).  Eine  Preisgabe  seiner  ursprünglichen  Haltung 
schloss  dies  nicht  ein.  Unerschüttert  hielt  das  Board  an  dem 
Gedanken  der  Kommunalisierung  der  Wasserwerke  fest,  der 
schon  damals  einen  weiten  Anhängerkreis  hatte.  Sogar  die 
,  Edinburgh  Review *"  trat  warm  für  diesen  Gedanken  ein '). 

Sie  fand  bald  einen  Bundesgenossen  in  einem  parlamen- 
tarischen Untersuchungsausschusse,  der  im  Jahre  1876  ernannt 
wurde  und  in  seinem  Berichte  vom  darauffolgenden  Jahre  sich 
dafür  aussprach,  sämtliche  Londoner  Wasserwerke  einer  öffent- 
lichen Behörde  zu  übertragen.  Unter  denen,  die  diese  For- 
derung nachdrücklich  unterstützten,  befand  sich  wieder  das 
Metropolitan  Board  of  Works.  Schulter  an  Schulter  mit  ihm 
focht  nunmehr  eine  andere  kommunale  Behörde,  die  bis  dahin 
unter  den  Freunden  der  Kommunalisierung  der  Wasserwerke 
nicht  zu  entdecken  war.  Im  Jahre  1876  sprach  sich  auch  ein 
Komitee  der  Gityverwaltung  für  die  Munizipalisation  der  Lon- 
doner Wasserwerke  aus^). 

Während  die  Cityverwaltung  offenbar  noch  zögerte,  ener- 
gisch in  dieser  Frage  vorzugehen,  beabsichtigte  das  Metropolitan 
Board  of  Works  diesmal  nicht,  mit  einer  theoretischen  Zustim- 
mung sich  zu  begnügen.  Im  Jahre  1877  beschloss  es,  im  Parla- 
ment zwei  Gesetzentwürfe  einzubringen,  die  darauf  abzielten, 
die  Londoner  Wasserleitung  vollständig  oder  wenigstens  teil- 
weise zu  kommunalisieren.  Die  beiden  Gesetzentwürfe  gelangten 
auch  im  Jahre  1878  ans  Parlament.  Der  erste  Gesetzentwurf 
sollte  das  Metropolitan  Board  of  Works  ermächtigen,  sämtliche 
Londoner  Wasserwerke  zu  erwerben.  Der  zweite  Gesetzent- 
wurf sollte  dem  Metropolitan  Board  of  Works  die  Vollmacht 
erteilen,  eine  neue  ergänzende  Wasserleitung  zu  erbauen.  Am 
meisten  Glück  hatte  das  Board  mit  dem  zweiten  Gesetzent- 
wurfe. Er  passierte  die  erste  und  zweite  Lesung  ohne  Oppo- 
sition und  wurde  sofort  einer  Kommission  zu  Beratung  über- 


')  Do.  for  the  year  1875,  S.  29. 

»)  The  Edinburgh  Review,  vol.  X LH  (1875),  S.  569,  578,  580. 
*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1877,  S.  44  f.,  50  f. 
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wiesen.  Weniger  glücklich  war  das  Board  mit  dem  ersten 
Oesetzentwurfe.  Er  passierte  zwar  die  erste  Lesung,  aber  das 
Ende  der  Session  war  in  nächster  Nähe,  ohne  dass  es  znr 
zweiten  Lesung  gekommen  wäre.  Das  war  um  so  schlimmer, 
da  der  erste  Gesetzentwurf  mit  dem  zweiten  in  einem  orga* 
nischen  Zusammenhange  stand.  Eine  Eommissionsberatung 
über  den  zweiten  Gesetzentwurf  hätte  unfehlbar  zu  einer  Ver- 
werfung desselben  geführt,  wenn  er  ohne  Erledigung  der  Frage 
des  Ankaufs  der  privaten  Wasserwerke  hätte  behandelt  werden 
müssen.  Der  Gedanke,  dass  eine  Konkurrenz  verschiedener 
Wasserleitungen  verderblich  sei,  war  so  festgewurzelt  im  eng- 
lischen Parlament,  dass  zu  erwarten  war,  das  Board  werde 
nicht  die  Erlaubnis  zur  Erbauung  und  zum  Betriebe  einer  be- 
sonderen Wasserleitung  erhalten,  wenn  es  noch  fraglich  war, 
ob  auch  die  privaten  Wasserwerke  in  seinen  Besitz  übergingen. 
Es  lag  deshalb  im  Interesse  des  Board,  die  Beratung  des  ersten 
Gesetzentwurfes  vor  den  Eommissionsberatungen  des  zweiten 
Gesetzentwurfes  zum  Abschluss  zu  bringen,  mindestens  aber 
den  ersten  Gesetzentwurf  derselben  Kommission  zu  überweisen, 
der  der  zweite  Gesetzentwurf  zur  Beratung  überwiesen  war, 
was  nur  nach  vorausgegangener  zweiter  Lesung  des  ersten 
Gesetzentwurfes  möglich  gewesen  wäre.  Da  aber  die  günstigste 
Chance  für  den  ersten  Gesetzentwurf  seine  Durchpeitschung 
am  Ende  der  Session  war  und  damit  seine  Ablehnung  infolge 
irgend  eines  Zufalles  zu  befürchten  war,  zog  das  Board  die 
beiden  Gesetzentwürfe  zurück^). 

Die  Notwendigkeit,  die  beiden  Gesetzentwürfe  zurück- 
zuziehen, war  nicht  der  einzige  Misserfolg,  den  das  Board  bei 
diesem  Feldzuge  erfuhr.  Bei  der  üblichen  jährlichen  Rech- 
nungskontrolle durch  den  Rechnungsrevisor,  dem  gesetzlich  die 
Aufgabe  der  Prüfung  der  Legitimität  der  Ausgaben  des  Metro- 
politan Board  of  Works  überwiesen  war,  erhoben,  wohl  auf 
Veranlassung  der  Wassergesellschaften ,  einige  Steuerzahler 
gegen  die  vom  Board  bei  dem  Entwurf  und  der  Einbringung 
Jener  bei  den  Bills  gemachten  Ausgaben  mit  der  Begründung 
Einspruch,    dass    das   Board   seine   gesetzlichen   Kompetenzen 


»)  Ib.  for  the  year  1878,  S.  29  f.,  43  f. 
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überschritten  habe.  Dem  Board  widerfahr  das  Missgeschick^ 
dass  der  ßechnungsrevisor  diesen  Einspruch  ab  berechtig^  an* 
erkannte.  Es  war  für  das  Board  notwendig,  nachträglich  beim 
Parlament  um  Indemnität  nachzusuchen,  die  ihm  auch  gewährt 
wurde  ^).  Der  Entscheid  des  Rechnungsreyisors  hatte  insofern 
lähmende  Bedeutung,  als  von  nun  ab  das  Board  mit  der  That-* 
Sache  zu  rechnen  hatte,  dass  es  als  eine  ungesetzliche  Eom- 
petenzüberschreitung  betrachtet  werden  würde,  wenn  es  selbst 
wieder  einen  Gesetzentwurf  bezüglich  der  Munizipalisation  der 
Wasserwerke  einbrächte. 

Doch  jene  beiden  verunglückten  Gesetzentwürfe  waren 
nicht  ganz  vergeblich  eingebracht  worden.  Sie  bewirkten,  das» 
die  ö£Pentliche  Meinung  stärker  noch  als  bisher  sich  für  die- 
Frage  der  Munizipalisation  der  Wasserwerke  interessierte  und 
dass  die  Sympathien  für  die  Munizipalisation  zunahmen'). 
Auch  im  Parlament  fand  diese  Stimmung  einen  Wieder- 
hall. Im  Jahre  1879  brachte  Henry  Farwett,  der  bekannt» 
Nationalökonom,  der  damals  Parlamentsmitglied  war,  die 
Angelegenheit  zur  Sprache  und  bekannte  sich  nachdrück- 
lich zu  dem  Satze,  dass  die  Wasserversorgung  Londons 
nicht  länger  mehr  privaten  Gesellschaften  überlassen  werden 
dürfe»). 

Das  war  auch  das  Grundprinzip  eines  Gesetzentwurfes^ 
den  im  Jahre  1880  die  konservative  Regierung  dem  Parlament 
vorlegte  und  der  darauf  abzielte,  einer  neuen,  Metropolitan 
Water  Trust  genannten  Behörde  das  Recht  zu  verleihen,  da» 
Eigentum  der  privaten  Wassergesellschafben  zu  erwerben  und 
an  ihrer  Stelle  den  Betrieb  zu  übernehmen.  Doch  weder  das 
Publikum  noch  der  Herold  der  Munizipalisation  stand  der  BiU 
freundlich  gegenüber.  Dass  diese  Hdtung  nicht  Feindschaft 
gegen  die  Munizipalisation  impliziert,  ergibt  sich  aus  den 
Gründen,  die  das  Board  fttr  seine  Opposition  anführte  und  die 
stichhaltig  sind.  Anstoss  erregte  hier  zunächst  die  projektierte 
Zusammensetzung  der  neuen  Behörde,    die  durch  die  Bill  der 

»)  Do.  for  the  year  1878,  S.  118;  do.  for  the  year  1879,  S.  32  f. 
*)  Do.  for  the  year  1879,  S.  49. 

»)  Hanaard's  Parliamentary  Debates,  8.  S.,  vol.  249  (1879),  S.  924 f.,. 
926,  928  f. 
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Regierung  yorgeschlagen  wurde  und  die  nur  zum  Teile  aus 
Wahlen,  zum  anderen  Teile  aus  staatlicher  Ernennung,  Koop- 
tation, potenziert  indirekter  Wahl  etc.  hervorgehen  sollte. 
Am  meisten  Anstoss  aber  erregte  die  enorme  Höhe  der  Kom- 
pensationen, auf  die  nach  dem  Gesetzentwurf  die  Wassergesell- 
schaften Anspruch  haben  sollten  und  deren  Verlautbarung 
sofort  zu  einer  kolossalen  Hausse  in  Aktien  der  Londoner 
Wassergesellschaften  Anlass  gab^). 

Infolge  der  Auflösung  des  Parlaments  im  Jahre  1880  fiel 
dieser  Gesetzentwurf  unter  den  Tisch.  Auch  ein  in  demselben 
Jahr  nach  der  Eröffnung  des  neuen  liberalen  Parlaments  ein- 
gesetzter Untersuchungsausschuss  kam  zu  dem  Schlüsse,  dass 
die  konservative  Bill  einen  gesunden  Gedanken  mit  unbefrie- 
digenden Mitteln  habe  verwirklichen  wollen.  Auch  die  Stim- 
mung dieses  Ausschusses  war  der  konservativen  Bill  zwar 
feindlich,  der  Munizipalisationsidee  aber  freundlich.  Er  sprach 
sich  gleichfalls  dahin  aus,  dass  die  Wasserversorgung  unter 
der  Kontrolle  einer  die  Konsumenten  repräsentierenden  öffent- 
lichen Behörde  stehen  solle,  der  das  Recht  zustehen  solle,  die 
bestehenden  Wasserwerke  zu  erwerben  und  die  Wasserversor- 
gung selbst  zu  betreiben^). 

Da  die  liberale  Regierung  zwar  das  Versprechen  gab, 
einen  auf  der  Basis  dieser  Vorschläge  aufgebauten  Gesetz- 
entwurf einzubringen,  aber  zur  Ausführung  dieser  Absicht 
nicht  kam,  traf  das  Metropolitan  Board  of  Works  Anstalten, 
für  die  Einbringung  einer  neuen  eignen  Munizipalisationsbill 
die  Bahn  frei  zu  machen.  Dreimal,  in  den  Jahren  1883,  1884 
und  1886,  beantragte  es  beim  Parlament,  es  solle  ihm  die  Er- 
mächtigung gegeben  werden,  die  für  die  Vorbereitung  und 
Einbringung  einer  solchen  Bill  notwendigen  Ausgaben  zu 
machen.  Es  drang  jedoch  mit  diesen  Anträgen  nicht  durch. 
Durchaus  erfolgreich  war  es  hingegen  mit  seinen  Bemühungen, 
eine  Vergrösserung  des  Kapitals  der  Wassergesellschaften  zu 
verhindern,  die  eine  Erhöhung  der  ihnen  bei  eventueller  späterer 


*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1880,  S.  46  ff. 
«)  Ib.  ib.  S,  48  f. 
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MunizipalisatioQ  za  zahlenden  Kompensationen  mit  sich  gebracht 
hätte.  Als  im  Jahre  1885  zwei  Londoner  Wassergesellschaften 
sich  um  das  Recht  bewarben,  ihr  Kapital  zu  vermehren,  schlug 
das  Board  vor,  diese  KapitaWermehrnng  nur  unter  der  aus- 
drücklichen Bestimmung  zu  gestatten,  dass  bei  einem  even- 
tuellen späteren  Erwerb  durch  eine  öffentliche  Behörde  die 
Gesellschaften  kein  Recht  auf  Kompensation  für  zusätzliches 
Kapital  haben  sollten.  Das  Ziel,  das  das  Board  erstrebte, 
wurde  wenigstens  indirekt  erreicht.  Die  eine  Wassergesell- 
schaft zog  ihren  Autrag  auf  Kapital  Vermehrung  zurück.  Der 
Antrag  der  zweiten  Gesellschaft  wurde  bereits  im  Stadium  der 
Kommissionsberatung  verworfen  ^). 

Eine  ähnliche  Taktik  schlug  das  Board  im  folgenden 
Jahre  ein,  als  wieder  drei  Wassergesellschaften  das  Parlament 
um  das  Recht  angingen,  ihr  Kapital  vermehren  zu  dürfen. 
Das  Board  wurde  nachdrücklich  unterstützt  von  der  Gityver- 
waltung.  Sowohl  die  die  Anträge  beratende  Kommission  als 
auch  das  Parlament  schloss  sich  den  Vorstellungen  des  Board 
und  der  Cityverwaltung  an.  Das  Gesetz,  das  den  drei  Ge- 
sellschaften neues  Kapital  aufzunehmen  gestattete,  legte  ihnen 
gleichzeitig  die  Verpflichtung  auf,  die  neuen  Aktien  zur  öffent- 
lichen Subskription  aufzulegen  und  den  Gewinn  aus  eventueller 
Emission  über  den  Nominalwert  zur  Vergrösserung  und  Ver- 
besserung ihrer  Werke  oder  zur  Schuldentilgung  zu  verwenden. 
Nach  dem  Gesetze  ist  jener  Gewinn  nicht  als  dividenden- 
berechtigtes Kapital  zu  betrachten.  Ferner  wurde  den  Ge- 
sellschaften die  Bildung  eines  zur  Amortisation  ihres  Aktien- 
kapitals bestimmten  und  von  dem  Citjkämmerer  zu  verwal- 
tenden Tilgungsfonds  aufgelegt^.  Da  die  ausgesprochene 
Absicht  dieser  Bestimmungen  dahin  ging,  eine  Erniedrigung 
der  Kompensationsansprüche  der  betroffenen  Gesellschaften  im 
Falle  einer  eventuellen  Kommunalisierung  der  Wasserwerke 
herbeizuführen,  so  geht  aus  dieser  Episode  nicht  nur  klar 
hervor,  dass  neben  dem  Metropolitan  Board  of  Works  auch 
die  Cityverwaltung  an  dem  früher  bereits  eingenommenen,  der 


')  Do.  for  the  year  1885,  S.  39  f. 

«)  Do.  for  the  year  1886,  S.  41  f.  und  do. 


for  the  year  1888,  S.  66. 
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Eommunalisierung  der  Wasserwerke  freundlichen  Standpunkte 
festhielt,  sondern  es  zeigt  sich  auch,  dass  im  Parlament  der 
Munizipalisationsgedanke  Wurzel  geschlagen  hatte. 

Eine  völlig  reife  Frucht  wurde  allerdings  nicht  gezeitigt. 
Wenn  auch  ausser  allem  Zweifel  steht,  dass  der  Gedanke,  die 
Londoner  Wasserversorgung  zu  munizipalisieren,  jahrzehnte- 
lang lebte  und  zahlreiche  Anhänger  hatte,  so  ist  andererseits 
nicht  abzuleugnen,  dass  dieser  Gedanke  nicht  verwirklicht  wurde. 
Ein  Rückblick  auf  die  Geschichte  dieses  Gedankens  scheint 
zu  dem  Schlüsse  zu  nötigen,  dass  zwar  in  den  Kreisen  der 
Londoner  Bevölkerung  ein  lebhafter  Wunsch  bestand,  ihn  zu 
verwirklichen,  dass  er  auch  von  der  Londoner  Stadtverwaltung 
energisch  vertreten  wurde,  dass  aber  die  Mehrheit  des  Parla- 
ments ihm  feindlich  gegenüberstand.  Zwar  wurde  er  auch 
im  Parlament  laut.  Zwar  wurde  verschiedentlich  versucht,  die 
Munizipalisation  der  Wasserwerke  durchzuführen,  nicht  nur 
von  Liberalen,  sondern  auch  von  Konservativen,  nicht  nur  von 
privaten  Parlamentsmitgliedern,  sondern  auch  von  der  Regie- 
rung. Aber  alle  diese  Versuche  schlugen  fehl.  Die  Versuchung 
liegt  deshalb  nahe,  anzunehmen,  die  Majorität  des  Parlaments 
sei  immer  von  der  Erkenntnis  durchdrungen  gewesen,  der 
private  Betrieb  der  Wasserleitung  sei  dem  kommunalen  Be- 
trieb prinzipiell  vorzuziehen. 

Wir  werden  davor  bewahrt,  eine  solche  Annahme  fClr 
richtig  zu  halten,  wenn  wir  die  Stellung  des  Parlaments  zur 
Wasserversorgung  in  anderen  Teilen  des  vereinigten  König- 
reichs ins  Auge  fassen.  Es  sei  nur  erwähnt,  dass  dasselbe 
konservative  Parlament,  das  im  Jahre  1875  nicht  dafür  zu 
haben  war,  einer  ö£Pentlichen  Behörde  das  Recht  des  Ankaufs 
der  Londoner  Wasserwerke  zuzugestehen,  die  Public  Health 
Act  von  1875  schuf.  Aus  ihrer  Vorläuferin,  der  Public  Health 
Act  von  1848,  die  in  einem  liberalen  Parlament  zu  stände 
gekonmien  war,  übernahm  sie  auch  die  Bestimmung;  dass 
ausserhalb  der  Hauptstadt  gelegene  Sanitätsdistrikte  das  Recht 
haben  sollten,  private  Wasserwerke  anzukaufen  oder  eigene 
Wasserwerke  zu  errichten^). 


*)  11  &  12  Vict.,  c.  68,  860.  75.  —  38  &  39  Vict.,  c.  55,  sec.  51. 
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Auch  die  Vermutang,  die  Majorität  des  Parlaments  habe 
wenigstens  für  Londoner  Verhältnisse  den  privaten  Betrieb  aus 
prinzipiellen  Gründen  für  besser  gehalten  als  den  munizipalen 
Betrieb,  triflpt  nicht  zu.  Es  gibt  in  der  ganzen  von  uns  be- 
trachteten Periode  keinen  einzigen  der  Munizipalisation  un- 
günstigen Beschluss,  der  als  eine  Kraftprobe  prinzipieller 
Gegner  der  Londoner  Werke  einerseits  und  der  Anhänger 
der  Munizipalisation  andererseits  zu  betrachten  wäre.  Selbst 
die  Londoner  Wassergesellschaften  waren  keineswegs  unbe- 
dingte Gegner  der  Munizipalisation.  Sie  waren  bereit,  dem 
munizipalen  Betrieb  zuzustimmen,  sobald  die  Eompensations- 
bedingungen  den  Gesellschaften  einen  genügend  hohen  Profit 
verhiessen.  Aus  diesem  Grunde  waren  die  Wassergesellschaften 
mit  dem  Gesetzentwurfe  einverstanden,  den  die  Regierung  im 
Jahre  1880  einbrachte,  während  sie  alle  Hebel  in  Bewegung 
setzten,  um  die  Regierung  im  Jahre  1871  zu  bewegen,  in 
ihrem  ersten  Gesetzent würfe,  der  für  die  Gesellschaften  weit 
ungünstigere  Kompensationsbedingungen  enthielt,  die  Kauf- 
klauseln zu  streichen. 

Die  Taktik  der  Gegner  der  Munizipalisation  war  zwar 
erfolgreich,  aber  sie  zeugt  von  wenig  Siegesbewusstsein.  Das 
tritt  bereits  in  dem  zuletzt  erwähnten  Jahre  zu  Tage.  Aus 
der  Thatsache,  dass  die  Wassergesellschaften  ihre  Anstren- 
gungen darauf  konzentrierten,  die  Regierung  zur  Ausmerzung 
der  Kauf  klausein  noch  vor  den  Beratungen  über  den  ominösen 
Gesetzentwurf  zu  bewegen,  spricht  deutlich  die  Ungewissheit 
darüber,  ob  das  Parlament  nicht  doch  für  eine  Munizipalisation 
zu  haben  wäre.  Denselben  Eindruck  gewinnt  man  aus  späteren 
Schachzügen  der  Wassergesellschaften  und  ihrer  Freunde.  Die 
Beanstandung  der  Gesetzmässigkeit  der  durch  das  Metropolitan 
Board  of  Works  im  Jahre  1878  gemachten  Ausgaben,  die 
Obstruktion,  die  man  den  Gesetzentwürfen  des  Board  in  den 
Jahren  1885  und  1886  machte  —  alle  diese  Tricks  sind  zwar 
Muster  juristischer  Findigkeit  und  parlamentarischer  Gewandt- 
heit, sie  haben  aber  ihre  gemeinsame  Wurzel  in  der  Furcht, 
das  Parlament  werde  vielleicht  doch  in  seiner  Mehrheit  für  die 
Munizipalisation  der  Londoner  Wasserwerke  sich  aussprechen. 

Ein  anderer  Grund,  der  erklärt,  dass  dies  nicht  geschah. 
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liegt  darin,  dass  unter  denen,  die  in  den  Jahren  1875,  1878 
und  1880  das  Fiasko  der  Munizipalisations vorlagen  mit  ver- 
schuldeten,  zahlreiche  Parlamentsmitglieder  sich  befanden,  die 
prinzipielle  Anhänger  der  Munizipalisation  der  Londoner  Wasser- 
werke waren.  Die  Stellung,  die  das  Metropolitan  Board  of 
Works  zu  dem  im  Jahre  1875  im  Parlament  gemachten  Ver- 
suche, die  Londoner  Wasserwerke  den  Privatgesellschaften  zu 
entziehen,  einnahm,  ebenso  die  Haltung,  die  das  Board  und 
auch  der  parlamentarische  Untersuchungsausschuss  des  Jahres 
1880  gegen  die  konservative  Regierungsvorlage  des  zuletzt 
genannten  Jahres  beobachtete,  hat  uns  bereits  gezeigt,  dass 
die  beiden  Gesetzesvoriagen  auch  bei  Freunden  der  Munizi- 
palisation auf  Widerspruch  stiessen.  Der  Widerstand  gegen 
die  Konstitution  der  neuen  Behörde,  die  beide  Vorlagen  schaffen 
wollten,  musste  im  Parlament  noch  grosser  sein  als  bei  einer 
Körperschaft,  die  selbst  aus  indirekten  Wahlen  hervorging. 
Nicht  minder  lebhaft  als  unter  anderen  Freunden  der  Munizi- 
palisation waren  unter  den  der  Munizipalisation  an  sich 
sympathisch  gegenüberstehenden  Mitgliedern  des  Parlaments 
die  Antipathie  gegen  die  extravaganten  Korapensationssummen, 
die  die  konservative  Regierung  den  Wassergesellschaften  in 
den  Schoss  schütten  wollte. 

Durch  die  Kritik,  die  die  beiden  Regierungsvorlagen  fan- 
deu;  schimmert  die  Thatsache  hindurch,  dass  die  Munizipali- 
sation der  Londoner  Wasserwerke  nicht  nur  die  Frage  ein- 
schloss,  unter  welchen  Bedingungen  das  Eigentum  der 
Wassergesellschaften  erworben  werden  solle,  sondern  auch  die 
Frage,  welcher  öffentlichen  Körperschaft  das  Eigentum  und 
der  Betrieb  der  Wasserwerke  zu  überantworten  sei.  Zu  einer 
Spaltung  der  Anhänger  der  Munizipalisation  führte  dies  zu- 
nächst im  Anschluss  an  die  Gestaltung  des  Absatzgebietes  der 
Wassergesellschaften.  Da,  wie  wir  sehen,  dieses  Gebiet  grösser 
war  als  das  Gebiet  des  Metropolitan  Board  of  Works  und 
über  die  Grenzen  Londons  weit  hinausgriff,  so  hätte  die  An- 
nahme dieser  beiden  Gesetzentwürfe  des  Metropolitan  Board 
of  Works  aus  dem  Jahre  1878,  die  das  Metropolitan  Board  of 
Works  zum  Nachfolger  der  Wassergesellschaften  machen  wollten, 
dazu  geführt,  dass  die  ausserhalb  Londons  gelegenen  Teile  des 
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Absatzgebietes  der  Londoner  Wassergesellschaften  ihr  Wasser 
von  einer  Körperschaft  hätten  beziehen  müssen,  auf  deren  Zn- 
sammensetzung und  Geschäftsführung  sie  ebensowenig  Ein- 
fluss  hatten  wie  auf  die  Geschäftsführung  der  privaten  Wasser- 
gesellschaften. In  dieser  Eigentümlichkeit  ist  eine  der  Schwie- 
rigkeiten zu  suchen,  die  zur  Zurückziehung  jener  beiden 
Gesetzentwürfe  nötigten,  und  vielleicht  hat  dasselbe  Moment 
im  Jahre  1871  den  Entschluss  der  Regierung  mit  hervorrufen 
helfen,  ihren  ersten  Gesetzentwurf,  der  gleichfalls  das  Metro^ 
politan  Board  of  Works  an  die  Stelle  der  privaten  Wasser- 
gesellschaften setzen  wollte,  zu  ändern. 

Doch  auch  wenn  das  Absatzgebiet  der  Wassergesell- 
schaften nicht  grösser  gewesen  wäre  als  das  Gebiet  des 
Metropolitan  Board  of  Works,  wären  unzweifelhaft  zahl- 
reiche Anhänger  der  Munizipalisation  nicht  dafür  zu  haben 
gewesen,  die  Wasserversorgung  dem  Board  anzuvertrauen. 
Wir  kommen  damit  zu  dem  Moment,  das  vielleicht  als  die 
mächtigste  Ursache  der  Konservierung  der  Privatgesellschaften 
zu  betrachten  ist.  In  einer  im  Jahre  1884  gehaltenen  Parla- 
mentsrede bezeichnete  Gladstone  die  Unvollkommenheit  der 
Londoner  Stadtverfassung  als  den  Grund,  aus  dem  die  Thatsache 
abzuleiten  sei,  dass  die  Wasserleitung  in  London  sich  noch  in 
privaten  Händen  befinde^).  Dieselbe  Stadtverfassung,  von  der 
Gladstone  hier  sprach,  bildete  den  Hintergrund  zu  den  parla- 
mentarischen Misserfolgen  des  Munizipalisationsgedankens,  von 
denen  vorher  erzählt  wurde.  Bereits  vor  dem  Auftauchen  der 
ersten  Regierungsvorlage  im  Jahre  1871  mit  ihren  Kauf- 
klauseln waren  im  Parlament  Versuche  gemacht  worden,  die 
Londoner  Stadtverfassung  zu  ändern  und  namentlich  das 
Metropolitan  Board  of  Works  zu  beseitigen.  In  demselben 
Jahre,  in  dem  die  zweite  Munizipalisationsbill  eingebracht 
wurde,  im  Jahre  1875,  wurde  der  Ansturm  auf  die  Londoner 
Stadtverfassung  erneuert  und  eine  Wiederholung  für  das 
folgende  Jahr  in  Aussicht  gestellt.  Die  beiden  Gesetzentwürfe 
des  Metropolitan  Board  of  Works  aus  dem  Jahre  1878  be- 
gehrten ein  Vertrauensvotum  für  es  von  einem  Parlament,  in 


')  Hansard's  Parliamentary  Debates,  3.  S.,  vol.  290,  S.  550. 
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dem  zahlreiche  Mitglieder  vorhanden  waren,  die  zwar  An- 
hänger der  Munizipalisation  der  Londoner  Wasserwerke,  aber 
Gegner  des  Metropolitan  Board  of  Works  waren  ^).  Noch 
grösser  war  die  Antipathie  gegen  es  in  den  Jahren  1883, 
1884  und  1886.  Wenn  es  die  von  ihm  in  diesen  Jahren  er- 
betene Kompetenzer weitemng  nicht  erhielt,  so  ist  dies  mit 
darauf  zurückzuführen.  Ueberdies  war  in  diesen  Jahren  be- 
reits ziemliche  Sicherheit  darüber  vorhanden,  dass  die  Tage 
des  Board  gezählt  waren.  Es  ist  begreiflich,  dass  wenig  Lust 
vorhanden  war,  einer  Körperschaft,  die  augenscheinlich  in  den 
letzten  Zügen  lag,  neue  Befugnisse  zuzugestehen. 

Das  Bedürfnis  nach  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung 
erklärt  auch  einige  andere  Züge  in  der  parlamentarischen  Ge- 
schichte des  Londoner  Wasserproblems,  die  ausser  dem  Scheitern 
der  eingebrachten  Munizipalisationsbills  darauf  hinzudeuten 
scheinen,  dass  die  Majorität  des  Parlaments  für  den  Privat- 
betrieb eingenommen  war.  Wenn  wir  bei  der  Regierung 
in  verschiedenen  Phasen  eine  kräftige  und  prompte  Initia- 
tive vermissen,  so  dass  es  fast  scheint,  als  sei  das  Metro- 
politan Board  of  Works  in  der  Munizipalisationsfrage  das 
die  Regierung  vorwärtstreibende  Element  gewesen,  so  liegt 
hierin  kein  Beweis  dafür,  dass  die  Regierung  gefürchtet  habe, 
vor  ein  Parlament  zu  treten,  von  dem  sie  angenommen  habe, 
es  sei  im  Gegensatze  zur  Mehrheit  im  Metropolitan  Board  of 
Works  einer  Elimination  der  Privatbetriebe  abhold  gewesen. 
Selbst  das  Metropolitan  Board  of  Works  erklärte  sich  das 
Zögern  der  Regierung,  beispielsweise  nach  dem  Erscheinen 
der  im  Jahre  1867  eingesetzten  Kommission,  damit,  dass  man 
in  Regierungskreisen  der  Ansicht  gewesen  sei,  eine  Neurege- 
lung der  Londoner  Stadtverfassung  müsse  der  Lösung  des 
Wasserproblems  vorangehen.  Auch  die  Nichteinlösung  der  im 
Jahre  1882  durch  den  Mund  des  liberalen  Ministers  gegebenen 
Zusage,  eine  Munizipalisationsbill  vorzulegen ,  wird  in  den  Be- 
richten des  Board  teilweise  der  Ansicht  zugeschrieben,  dass 
erst  nach    einer    Reform    der    Londoner    Stadtverfassung    die 


')  Vgl.  auch  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  699. 
Der 8.,  Reform  of  London  Government^  S.  79. 
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Munizipalisation  der  Wasserleitung  durchgeführt  werden  könne  ^). 
Nicht  in  einer  verschiedenen  Wertung  des  Privatbetriebes, 
sondern  in  einer  Differenz  der  Auffassung  über  die  Notwendig- 
keit einer  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung  ist  eine  Ur- 
sache des  Unterschiedes  in  dem  äusseren  Verhalten  des  Par- 
laments einerseits,  des  Metropolitan  Board  of  Works  anderer- 
seits zu  suchen. 

Sowohl  die  Misserfolge  der  eingebrachten  Munizipalisations- 
bills  als  auch  diese  Verzögerungen  sind  zum  Teil  noch  einem 
anderen  Umstände  zuzuschreiben.  Die  Frage  der  Londoner 
Wasserversorgung  hatte  im  Parlament  die  Konkurrenz  anderer, 
eine  weit  grössere  Zahl  von  Personen  berührender,  wichtigerer 
Fragen  zu  bestehen.  Die  Wassergesellschaften  verdankten  ihre 
Rettung  nicht  zuletzt  dem  Umstände,  dass  es  dem  Parlament 
häufig  an  Zeit  mangelte,  sich  mit  der  Frage  der  Londoner 
Wasserversorgung  zu  beschäftigen.  Fast  alle  eingebrachten 
Munizipalisationsbills  scheiterten  mit  an  dieser  Klippe.  Das 
war,  wie  bereits  erwähnt,  mit  den  beiden  Gesetzentwürfen  des 
Jahres  1878  der  Fall.  Mangel  an  Zeit  war  auch  der  Örund 
dafür,  dass  die  beiden  Bills  des  Board  im  Jahre  1884  und 
1885  nicht  zur  entscheidenden  Beratung  kamen.  Das  lange 
Intervall  zwischen  der  ersten  und  zweiten,  eine  Beseitigung 
der  Privatgesellschaften  ermöglichenden  Regierungsvorlage  ist 
wohl  auch  teilweise  dem  Umstände  zuzuschreiben,  dass  die 
Regierung  neben  dem  Problem  der  Londoner  Wasserversorgung 
noch  andere  Probleme  zu  erledigen  hatte.  Unter  den  Gründen, 
die  das  Metropolitan  Board  of  Works  dafür  anführt,  dass  die 
Regierung  nicht  sofort  dazu  schritt,  im  Jahre  1881  eine  Muni- 
zipalisationsvorlage  einzubringen,  wird  auch  dies  angeführt, 
dass  in  diesem  Jahre  die  irische  Frage  fast  die  ganze  Zeit  des 
Parlaments  in  Anspruch  nahm^). 

Das  sind  die  Gründe,  die  bewirkten,  dass  die  Londoner 
Wasserversorgung  in  privaten  Händen  belassen  wurde.  Wir 
haben  nunmehr  noch  die  Argumente  anzuführen,  die  zur  Be- 


*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1869/70,  S.  43;  do.  for  the  year  1882,  S.  43;  do.  for  the  year  1883,  S.  40. 

t\    T^f^     fnr  fViA  vAftr   IRftl.    S.  Aö. 


^  Do.  for  the  year  1881,  S.  49. 
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gründung  des  Postulats  beigebracht  wurden,  die  Londoner 
Wasserwerke  jenen  Händen  zu  entziehen. 

Durch  alle  Plaidoyers  zu  Gunsten  der  Munizipalisation 
zieht  sich  der  Grundgedanke,  dass  die  Wasserlieferung  ein 
Gewerbe  mit  besonderen  Eigentümlichkeiten  sei.  Zunächst 
fand  man  diese  Besonderheit  in  den  an  die  Betriebsleitung  ge- 
stellten Anforderungen.  Sir  William  Clay,  der  sachkundige 
Praktiker,  der  die  Munizipalisationsidee  mit  Eifer  verfocht, 
schildert  die  Wasserlieferung  als  ein  Gewerbe,  das  keine  kauf- 
männische Gewandtheit  erfordere,  kein  beständiges  Auslugen 
nach  den  besten  Einkaufs-  und  Verkaufsgelegenheiten,  keine 
angespannte  Beobachtung  zahlreicher  Märkte  mit  unvermuteten, 
rasch  auszunützenden  Wechselfällen,  die,  wenn  man  selbst 
versäumt,  aus  ihnen  Gewinn  zu  ziehen,  von  einem  geschäft- 
lichen Rivalen  exploitiert  werden.  Als  eine  Besonderheit  dieses 
Gewerbes  wurde  auch  dies  bezeichnet,  dass  selbst  bei  einer 
eventuellen  Konkurrenz  der  Wettkampf  hier  verschiedenartig 
sein  müsse  von  Konkurrenzkämpfen  in  anderen  Gewerbszweigen. 
Während  nämlich  in  anderen  Gewerbszweigen  ein  Fabrikant 
vielfach  einem  Konkurrenten  einen  Kunden  wegnehmen  könne 
dadurch,  dass  er  ihm  ein  Produkt  von  anderer  Qualität  biete, 
könne  nie  eine  grosse  qualitative  Differenz  zwischen  den  Pro- 
dukten bestehen,  die  einzelne  vielleicht  miteinander  konkur- 
rierende Wasserwerke  lieferten,  üeberdies  glaubte  man  in 
London  die  Erfahrung  gemacht  zu  haben,  dass  bei  Konkurrenz- 
kämpfen zwischen  Wassergesellschaften  die  Verschiedenheit  in 
der  Qualität  des  Wassers  den  Absatz  der  konkurrierenden 
Gesellschaften  nicht  beeinflusst  hätte.  Das  war  ein  Grund  mehr, 
die  Leitung  der  Betriebe  sich  als  wenig  kompliziert  vorzu- 
stellen, andererseits  anzunehmen,  dass  bei  privaten  Wasser- 
gesellschaften, selbst  wenn  sie  miteinander  konkurrierten,  kein 
Stimulus  vorhanden  sei,  die  Qualität  des  von  ihnen  gelieferten 
Wassers  zu  verbessern^). 

In  Zeiten,  in  denen  die  Londoner  Wasserwerke  miteinander 
konkurrierten,  mochte  der  Umstand,  dass  es  unmöglich  war,  auf 
qualitativem  Gebiete   zu  rivalisieren,   zur  Rechtfertigung    des 


>)  Sir  W.  Clay  a.  a.  0.  S.  68,  75. 
Sinzheimer,  Der  Londoner  Grafschaftsr&t.  I.  iß 
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privaten  Betriebes  benützt  werden.  Wenn  es  nicht  möglich 
ist,  den  Eonkurrenten  durch  Darbietung  einer  anderen  Quali- 
tät zu  verdrängen,  so  ist  die  Hauptwaffe  im  Konkurrenzkampf 
die  Lieferung  zu  billigeren  Preisen.  Man  konnte  auch  dar- 
auf hinweisen,  dass  die  Konkurrenzkämpfe  der  Londoner 
Wassergesellschaften  von  bedeutenden  Preisemiedrigungen  be- 
gleitet waren.  Doch  jene  Zeiten  waren  vorbei.  Immer  und 
immer  wieder  machten  die  Anhänger  der  Munizipalisation 
darauf  aufmerksam,  dass  zwischen  den  einzelnen  Wassergesell- 
schaften keine  Konkurrenz  bestehe,  dass  es  in  London  keinen 
Menschen  gebe,  der,  wenn  ihn  eine  Wassergesellschaft  nicht 
zufriedenstelle,  sein  Wasser  sich  von  einer  anderen  Qe- 
sellschaft  liefern  lassen  könne.  Immer  und  immer  wieder 
frischte  man  die  Erinnerung  an  die  Zeiten  jener  Kämpfe 
zwischen  den  Wassergesellschaften  auf,  um  daran  zu  zeigen, 
dass  die  Entfesselung  der  Konkurrenz,  selbst  wenn  sie  im 
Widerspruch  zu  den  Lehren  der  Vergangenheit  von  Dauer 
sein  werde,  nicht  wünschenswert  sei. 

Die  Lehre,  die  die  Gesetzgebung  aus  den  Erscheinungen 
jener  Zeit  gezogen  hatte,  wurde  die  Basis  eines  neuen  Argu- 
ments gegen  die  privaten  Gesellschaften.  In  den  Augen  der 
Anhänger  der  Munizipalisation  waren  die  privaten  Gesell- 
schaften nicht  monopolistische  Unternehmungen,  die  ihre  Position 
der  geschäftlichen  Tüchtigkeit  ihrer  Leiter  oder  sonstigen  öko- 
nomischen Machtfaktoren  verdankten,  sie  waren  nach  ihrer 
Auffassung  vielmehr  monopolistische  Unternehmungen^  deren 
monopolistische  Stellung  durch  die  Gesetzgebung  geschützt 
wurde.  Zwar  war  die  Thatsache,  dass  das  Parlament  nicht 
sämtliche  Distrikte  des  Londoner  Wasserareals  nur  je  einer 
Gesellschaft  zugewiesen  hatte,  im  Anfange  des  Feldzuges 
gegen  die  Wassergesellschaften  nicht  unbekannt  ^).  Aber  man 
gewinnt  doch  aus  den  meisten  Aeusserungen  der  Freunde 
der  Munizipalisation  den  Eindruck,  dass  sie  der  Ansicht 
lebten,  den  Wassergesellschaften  seien  die  ihnen  gesetzlich 
zugewiesenen  Distrikte  zu  ausschliesslicher  Versorgung  über- 
wiesen   worden.    Beispielsweise    stützte    die  Anschauung   des 


»)  J.  L.  Tabberner  a.  a.  0.  S.  9. 
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Metropolitan  Board  of  Works,  dass  die  beiden  von  ihm  im 
Jahre  1878  eingebrachten  Gesetzentwürfe  zusammengehörten, 
anf  der  Ansicht,  das  Parlament  werde  in  eine  Verkleinerung 
des  Absatzgebietes  der  Wassergesellschaften  nicht  willigen, 
ohne  diesen  eine  Kompensation  zuzugestehen. 

Ausser  diesen  Eigentümlichkeiten  wurden  von  den  Freun- 
den der  Munizipalisation  einige  andere  Eigentümlichkeiten  des 
Wassers  betont.  Man  wies  darauf  hin,  dass  es  einem  elemen- 
taren Lebensbedürfnisse  diene,  dass  es  nicht  durch  ein  anderes 
Gut  ersetzt  werden  könne,  dass  sein  Konsum  von  Einfluss  auf 
die  Gesundheit  und  Moral  weiter  Bevölkerungskreise  sei,  dass 
beispielsweise  die  Trunksuchtsfrage  in  innigem  Zusammenhange 
mit  der  Frage  der  Wasserversorgung  stehe,  und  dass  die 
Lieferung  eines  solch  wichtigen  Bedarfsartikels  nicht  privaten 
Unternehmungen,  die  lediglich  hohen  Profit  erstrebten,  über- 
lassen bleiben  könne.  Es  war  diese  Seite  der  Wasserfrage, 
die  namentlich  Henry  Fawcett  im  Parlament  in  den  Vorder- 
grund stellte. 

Andere  Befürworter  der  Munizipalisation  accentuierten 
besonders  eindringlich  die  eigenartige  Stellung  der  Wasser- 
gesellschaften, die  mit  der  Einführung  der  konstanten  an 
Stelle  der  intermittierenden  W-asserzufuhr  verknüpft  war.  Bei 
der  intermittierenden  Wasserzufuhr  war  die  Stellung  der  Wasser- 
gesellschaften zum  Publikum  analog  der  gewöhnlichen  Stellung 
der  Verkäufer  zu  den  Käufern.  Die  zeitliche  Begrenzung  der 
Wasserlieferung,  die  dieses  System  charakterisiert,  findet  ihre 
Parallele  darin,  dass  auch  bei  anderen  wirtschaftlichen  Transak- 
tiouen  der  Käufer  nicht  darauf  rechnen  darf,  die  von  ihm  be- 
gehrte Ware  in  dem  ihm  am  besten  passenden  Zeitpunkt  und 
immer  in  der  gerade  gewünschten  Quantität  zur  Verfügung 
zu  haben,  und  dass  er  deshalb  gezwungen  ist,  solche  Quanti- 
täten, die  für  eine  längere  Frist  ausreichen,  einzutauschen  und 
aufzubewahren.  Anders  ist  es  bei  der  konstanten  Wasser- 
zufuhr. Zwar  ist  bei  ihr  die  Stellung  des  Konsumenten  gegen- 
über dem  Verkäufer  gestärkt,  sowohl  verglichen  mit  der  inter- 
mittierenden Wasserzufuhr  als  auch  verglichen  mit  anderen 
Gewerbszweigen,  insofern  als  bei  konstanter  Wasserzufnhr  dem 
Konsumenten  jederzeit  Wasser  in  beliebiger  Menge  zur  Ver- 
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fügUDg  steht.  Aber  gerade  dieses  Moment  nötigt  dazu,  hier 
dem  Verkäufer  wiederum  Befugnisse  zuzugestehen,  die  den 
Verkäufern  auf  anderen  Gebieten  fehlen.  Soll  die  konstante 
Wasserzufuhr  nicht  zu  enormen  Wasservergeudungen  führen, 
so  ist  es  nötig,  dass  die  Apparate  zur  Entnahme  des  Wassers 
in  den  Häusern  der  Konsumenten  nach  bestimmten  Mustern 
angefertigt  sind  und  periodisch  kontrolliert  werden,  namentlich 
ist  dies  da  nötig,  wo,  wie  es  in  London  der  Fall  war,  Wasser- 
messer nicht  eingeführt  sind  und  bei  den  Konsumenten  kein 
Interesse  besteht,  mit  Rücksicht  auf  die  Zunahme  des  zu 
zahlenden  Wassergeldes  bei  steigendem  Konsum  Wasserver- 
geudungen  zu  vermeiden.  Indem  die  Gesetzgebung  die  Fest- 
setzung der  auf  die  konstante  Wasserzufuhr  bezüglichen  Re- 
gulationen nicht  dem  freien  Belieben  der  Wassergesellschaften 
überliess,  gewährte  sie  zwar  die  Möglichkeit,  das  Publikum 
gegen  den  Zwang,  zu  kostspielige  Apparate  anzuschaffen  und 
allzu  drückenden  Kontrollbedingungen  sich  zu  unterwerfen,  zu 
schützen.  Aber  notwendig  musste  das  Recht  der  Kontrolle 
der  in  den  Häusern  der  Konsumenten  befindlichen  Apparate 
den  Wassergesellschaften  zugestanden  und  ihnen  das  Recht 
des  Eintritts  in  die  Häuser  der  Konsumenten  gewährt  werden. 
Natürlich  hätte,  beiläufig  bemerkt,  die  Einführung  des  Wasser- 
metersystems zur  Verleihung  ähnlicher,  vielleicht  noch  lästigerer 
Kontrollbefugnisse  führen  müssen. 

An  diese  Sachlage  knüpfen  zahlreiche  Aeusserungen  an, 
die  in  die  Forderung  mündeten,  die  Londoner  Wasserwerke  zu 
munizipalisieren.  So  forderte  bereits  Sir  William  Clay  die 
Beseitigung  der  Privatgesellschaften  mit  deshalb,  weil  Privat- 
gesellschaften keine  polizeilichen  Befugnisse  zugestanden 
werden  dürften.  Der  erste  parlamentarische  üntersuchungs- 
ausschuss,  der  sich  für  eine  Munizipalisation  der  Londoner 
Wasserleitung  aussprach,  that  dies  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
die  Einftlhrung  der  konstanten  Wasserzufuhr  notwendig  mit 
der  Kontrolle  der  Konsumenten  verbunden  sein  müsse,  dass 
aber  eine  solche  Beeinträchtigung  der  Freiheit  der  Konsumenten 
besser  einer  öffentlichen  Behörde  als  Privatgesellschaften  an- 
zuvertrauen sei.  Derselbe  Grund  spielt  eine  Hauptrolle  unter 
den  Gründen,    die  in  zäher   Wiederholung  das  Metropolitan 
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Board  of  Works  za  Qunsten  der  Munizipalisation  der  Wasser- 
werke geltend  machte. 

Keineswegs  waren  diese  Stimmen  das  Echo  einer  weit- 
verbreiteten Rebellion  gegen  thatsächliche,  im  Anschlüsse  an 
die  umfassende  EinfQhnmg  der  konstanten  Wasserznfuhr  vor- 
gekommene Belästigungen  des  Publikums  durch  die  Wasser- 
gesellschafben, sie  sind  vielmehr  nur  Ausdrücke  der  innerhalb 
des  Londoner  Publikums  bestehenden  Abneigung,  den  Wasser- 
gesellschaften die  Bedrückungsmittel  auszuliefern,  die  ihnen 
fbr  den  Fall  einer  weitgreifenden  Einführung  der  konstanten 
Wasserzufuhr  zu  Gebote  gestanden  hätten.  Die  Einführung 
der  konstanten  Wasserzufuhr  machte  nur  minimale  Fortschritte. 
Der  grösste  Teil  Londons  wurde  im  Jahre  1888  noch  nach 
dem  intermittierenden  System  versorgt.  Man  darf  hierin  nicht 
einen  Beweis  von  Lässigkeit  auf  Seiten  des  Metropolitan  Board 
of  Works  sehen.  Der  Qrund,  der  es  bewog,  vollständig  da- 
von abzusehen,  die  ihm  bezüglich  der  konstanten  Wasserzufuhr 
zustehenden  gesetzlichen  Befugnisse  auszunützen  und  die 
Wassergesellschaften  zu  einer  Ausdehnung  des  nach  diesem 
System  bedienten  Gebietes  anzuhalten,  liegt  vielmehr  in  der 
oben  geschilderten  Anschauung,  dass  es  den  Neigungen  des 
Publikums  widersprach,  den  Kontrolleuren  privater  Gesell- 
schafben in  Privathäuser  Einlass  zu  gewähren.  Es  ist  nicht 
daran  zu  zweifeln,  dass  das  Board,  wäre  die  Wasserversorgung 
in  seine  Hände  gelangt,  alsbald  zur  umfassenden  Organisation 
einer  konstanten  Wasserzufuhr  geschritten  wäre. 

Immerhin  ist  die  geringe  Ausbreitung  der  konstanten 
Wasserzufuhr  wohl  zu  beachten.  In  ihr  wurzeln  einige 
weitere  Argumente  gegen  das  Fortbestehen  der  Privatgesell- 
schaften. Nachdrücklich  wies  man  darauf  hin,  dass  der  Mangel 
einer  konstanten  Wasserzufuhr  von  äusserst  schlimmen  Wir- 
kungen begleitet  sei  und  dass  diese  Wirkungen  schwinden 
müssten,  sobald  die  Wasserversorgung  privaten  Händen  ent- 
zogen sei.  Nicht  nur  wies  man  darauf  hin,  dass  das  inter- 
mittierende System  für  die  häusliche  Konsumtion  Wasser  nur 
in  unzureichender  Menge  zur  Verfügung  stelle  und  zu  Quali- 
tätsverschlechterungen führe,  da  die  zur  Aufbewahrung  des 
entnommenen  Wassers  in  den  einzelnen  Wohnungen  dienenden 
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Gefasse  häufig  von  unzulänglicher  Beschaffenheit  seien,  selten 
gereinigt  würden,  und,  weil  vielfach  offen,  auch  äussere  Ver- 
unreinigungen des  Wassers  ermöglichten.  Man  bezeichnete 
die  Wassergesellschaften  auch  als  Hindernisse  gegen  die  völlige 
Ausnützung  der  Reform  des  Eanalisationswesens.  Es  wurde 
ausgeführt,  das  intermittierende  System  gestatte  keine  ge- 
nügende Spülung  der  Kanalisationsröhren,  erschwere  damit 
einerseits  die  Arbeit  in  diesen  Bohren  und  bewirke  anderer- 
seits, dass  zahlreiche  Rückstände  in  dem  Röhrennetz  zurück- 
blieben, was  zum  Entweichen  schädlicher  Gase  in  die  an- 
grenzenden Häuser  und  zur  Verunreinigung  der  Themse  fähre. 
Noch  mehr  als  dieser  Verwendungszweck  des  Wassers 
erheischte  ein  anderer  Verwendungszweck  die  ständige  Bereit- 
haltung grosser  Wassermassen.  Wir  kommen  damit  zu  einer 
Seite  der  Londoner  Wasserfrage,  auf  die  die  Freunde  der 
Munizipalisation  mit  besonderem  Nachdrucke  aufmerksam 
machten.  Es  ist  der  Zusammenhang  zwischen  Wasserleitung 
und  Feuerlöschwesen,  Die  privaten  Wassergesellschaften 
leisteten  nach  dieser  Richtung  nur  Unzureichendes.  Im  zweiten 
Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  kam  es  vor,  dass  es  manchmal 
über  zwei  Stunden  nach  Eintreffen  der  Feuerwehr  dauerte, 
bis  der  Angestellte  der  Wasserleitung,  der  diese  zu  öffiien 
hatte,  auf  der  Brandstätte  eintraf,  was  recht  viel  bedeutet, 
wenn  man  bedenkt,  in  wie  langsamem  Tempo  in  jenen  Tagen 
die  Feuerwehr  selbst  sich  entschloss,  nach  Ausbruch  eines 
Feuers  zu  erscheinen.  Die  Verhältnisse  besserten  sich,  aber 
selbst  zur  Zeit  des  Metropolitan  Board  of  Works  kam  es 
vor,  dass  die  Feuerwehr  lange  zu  warten  hatte,  bis  ihr 
Wasser  zur  Verfügung  stand.  Die  tüchtige  Arbeit,  die  das 
Metropolitan  Board  of  Works  auf  dem  Gebiete  der  Organi- 
sation des  Feuerlöschdienstes  geleistet  hatte,  wurde  durch  die 
Lässigkeit  der  Wassergesellschafben  paralysiert,  und  zahlreiche 
verheerende  Brände  während  seines  Bestehens  wurden  dadurch 
verschuldet,  dass  die  Wasserbescbaffung  privaten  Händen  an- 
vertraut war^).   Früh  bereits  wurde  denn  auch  mit  Rücksicht 

*)  A  Succinct  Statement  a.  a.  0.  S.  4.  —  Report  of  the 
Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year  1865/66,  S.  45  und  ff. 
Reports  sab  Fire  Brigade  and  Water  Supply. 
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auf  den  mangelhaften  Zustand  des  Feuerlöschdienstes  die 
Munizipalisation  der  Wasserleitung  verlangt.  Das  erste  Auf- 
treten des  Munizipalisationsgedankens  in  London,  der  Beschluss 
der  Vestry  von  St.  Marylebone  im  Jahre  1819,  wurde  teil- 
weise durch  die  hohen  Wasserpreise,  die  nach  dem  Zustande- 
kommen des  Kartells  der  Wasserwerke  gefordert  wurden, 
teilweise  durch  die  bei  Bränden  gemachten  Erfahrungen  ver- 
anlasst. Die  parlamentarische  Untersuchungskommission  von 
1867  sprach  sich  für  eine  Munizipalisation  der  Wasserleitung 
lediglich  deshalb  aus,  weil  beim  Weiterbestehen  der  Privat- 
gesellschaften das  Schwinden  der  Unsicherheit  gegenüber 
Feuersgefahr  und  eine  Minderung  der  Brandschäden  nicht  zu 
erwarten  sei.  Von  seinem  ersten  Eintreten  für  die  Munizi- 
palisation der  Wassergesellschaften  ab  wiederholte  das  Metro- 
politan Board  of  Works  immer  und  immer  wieder  den  Satz, 
dass  eine  erfolgreiche  Sicherung  gegen  Feuersgefahr  nur  mög- 
lich sei,  wenn  die  Wasserleitung  in  die  Hände  derjenigen 
Behörde  gelegt  sei,  der  die  Organisation  des  Feuerlöschdienstes 
obliege. 

Vom  Standpunkte  des  Feuerlöschwesens  aus  betrachtet, 
erschienen  die  privaten  Wassergesellschaften  nicht  nur  des- 
halb schädlich,  weil  sie  nicht  rechtzeitig  genügende  Wasser- 
mengen lieferten,  sondern  auch  deshalb,  weil  die  von  ihnen 
gelieferten  Wassermengen  nur  unter  geringem  Drucke  geliefert 
wurden.  In  dem  zuletzt  genannten  Mangel  liegt  auch  die 
Grundlage  für  das  erste  finanzwirtschaftliche  Argument  vor, 
das  zu  Ghinsten  des  munizipalen  Betriebes  der  Wasserleitung 
angeführt  wurde.  Die  Kompensation  für  zu  niedrigen  Druck 
des  Wassers  in  den  Wasserleitungsröhren  bildete  die  Ein- 
stellung von  Feuerspritzen,  die  gestatteten,  Wasserstrahlen 
über  die  Höhe  hinauszuwerfen,  die  durch  den  von  den  Wasser- 
pumpstationen gelieferten  Druck  als  äusserste  Grenze  gegeben 
war.  Man  machte  geltend,  dass  die  Ausgaben  für  Feuer- 
spritzen bei  Erhöhung  des  Druckes  über  das  von  den  Privat- 
gesellschafben gewährte  Mass  hinaus  vermindert  werden 
könnten. 

Ein  ferneres  finanzwirtschaftliches  Argument  ging  von 
anderen  Verwendungszwecken  des  Wassers  aus.   Nicht  nur  für 
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Eanalisations-  und  Feuerlöschzwecke ,  sondern  auch  für  zahl- 
reiche andere  Zwecke,  so  namenUich  für  Zwecke  der  Strasseu- 
reinigung,  waren  kommanale  Organe  selbst  Wasserkonsamenten. 
Man  machte  geltend,  dass  von  einer  Munizipalisation  der 
Wasserleitung  eine  Erniedrigung  der  aus  kommunalen  Mitteln 
hierfür  zu  bezahlenden  Wassergebühren  zu  erwarten  sei.  Na- 
mentlich den  Vestries  und  District  Boards,  zu  deren  Aufgaben 
die  Strossenreinigung  gehörte,  wurde  diese  Aussicht  als  Lock- 
mittel Ton  den  Freunden  der  Munizipalisation  entgegen- 
gehalten. So  rühmte  auch  das  Metropolitan  Board  of  Works 
dem  einen  seiner  Gesetzentwürfe  des  Jahres  1878  nach,  seine 
Annahme  werde  für  die  Vestries  und  District  Boards  eine 
jährliche  Ersparnis  von  ungefähr  70000  Pfd.  Sterl.  durch 
Erniedrigung  der  für  Strassenreinigungszwecke  zu  erlegenden 
Gebühren  bringen. 

Noch  in  anderen  Beziehungen  basierten  die  Freunde  der 
Munizipalisation  der  Wasserwerke  ihre  Forderung  auf  Postu- 
late  der  Kanalisations-  und  Strassenverwaltung.  Die  Zeit  des 
Chaos  war  zwar  vorbei,  zu  dem  die  Konkurrenzkämpfe  der 
Wassergesellschaften  Anlass  gegeben  hatten.  Aber  auch  nach 
dieser  Zeit  führte  der  Mangel  an  Fühlung  zwischen  den  Wasser- 
gesellschaften und  den  für  die  Eanalisations-  und  Strassen- 
verwaltung zuständigen  kommunalen  Organen  zu  XJnzuträg- 
lichkeiten.  Bei  der  Ausübung  des  ihnen  zustehenden  Rechtes, 
eine  Strasse  aufzubrechen,  sobald  sie  es  für  notwendig  hielten, 
gingen  die  Wassergesellschaften  ohne  Rücksicht  darauf  vor, 
wie  die  für  das  Eanalisations-  und  Strassenwesen  zuständigen, 
als  solche  gleichfalls  zum  Aufbrechen  der  Strassen  berechtigten 
kommunalen  Organe  das  ihnen  zustehende  Recht  anwendeten. 
So  kam  es  häufig  vor,  dass  im  Zeitraum  eines  Jahres  eine 
und  dieselbe  Strasse  überflüssigerweise  mehreremal  aufgebrochen 
und  wieder  geschlossen  wurde  ^).  Ein  solcher  Zustand  führte 
zu  einer  doppelten  Gruppe  von  Missständen.  Einmal  war  er 
mit  vermeidbaren  Hemmungen  des  Verkehres  verknüpft.  Weiter 
belastete  er  die  Eonsumenten  oder  die  Steuerzahler  mit  un- 
nötigen Ausgaben  für  Instandhaltung  des  Strassenkörpers.   Die 


^)  Joseph  F.  B.  Firth,  Reform  of  London  Qovemment,  S.  48  f. 
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Freunde  der  Mnnizipalisation  der  Wasserwerke  erklärten  sich 
für  diese  nicht  zuletzt  deshalb,  weil  sie  der  Ansicht  waren ^ 
die  Vereinigung  von  Wasserleitung,  Kanalisations-  und  Strassen- 
verwaltung  in  einer  Hand  werde  sowohl  Verkehrshemmungen 
mindern  als  auch  die  Ausgaben  fQr  die  Unterhaltung  des 
Strassenkdrpers  verringern. 

Doch  nicht  nur  als  ein  Mittel  zur  Verringerung  der  kom- 
munalen Ausgaben,  sondern  auch  als  ein  Weg  zur  Erschlies- 
sung neuer  Einnahmequellen  für  den  Stadthaushalt  wurde  die 
Mnnizipalisation  der  Wasserwerke  empfohlen.  Der  Widerstand 
gegen  die  konservative  Regierungsvorlage  des  Jahres  1880 
floss  nur  zum  Teil  aus  der  Abneigung,  den  Aktionären  aus 
städtischen  Mitteln  ein  überreiches  Douceur  zu  gewähren.  Zum 
Teil  wurzelte  er  in  der  Erwägung,  dass  eine  hohe  Kompen- 
sation den  munizipalen  Betrieb  unföhig  machen  werde,  Ueber- 
schüsse  abzuwerfen.  Es  ist  charakteristisch,  dass  das  erste 
Zeichen,  das  verrät,  dass  das  Metropolitan  Board  of  Works 
dem  Gedanken,  selbst  gewerbliche  Unternehmungen  zu  be- 
treiben, nicht  prinzipiell  feindlich  gegenüberstand,  in  Ver- 
bindung mit  der  Erörterung  der  Frage  auftaucht,  aus  welchen 
Einnahmequellen  die  Mittel  zur  Deckung  des  steigenden 
finanziellen  Bedarfes  geschöpft  werden  iliönnten^). 

Dass  aber  der  munizipale  Betrieb  der  Londoner  Wasser- 
versorgung finanziell  remunerativ  sein  werde,  nahm  man  um 
so  eher  an ,  da  man  die  Wasserversorgung  fQr  ein  Qebiet 
hielt,  auf  dem  der  gemeinwirtschaftliche  Betrieb  sparsamer  zu 
wirtschaften  vermöge  als  der  Privatbetrieb.  Zunächst  wurzelte 
diese  Auffassung  in  der  Erwägung,  dass  die  Zersplitterung 
der  Londoner  Wassenrerke  mit  Kosten  verknüpft  sei,  die  bei 
einer  Konsolidation  der  Werke  vermieden  werden  könnten. 
Zwar  waren  die  Londoner  Werke  zum  Teil  Fusionen  von 
Werken,  die  früher  selbständig  bestanden  hatten.  Aber  zu 
einer  Verschmelzung  sämtlicher  Londoner  Wasserwerke  in  ein 
einziges  Unternehmen  war  man  noch  nicht  gekommen.  Man 
war   der  Ansiebt,    dass   eine  mit  der  Aufsaugung  sämtlicher 


')  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  yeor 
1864,  S.  50. 
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Einzelwerke  in  einem  einzigen  munizipalen  Betrieb  verknüpfte 
Munizipalisation  zu  einer  Minderung  mancher  Ausgabeposten 
und  zur  Einführung  technischer  kostenersparender  Yerbesse* 
rungeu  Gelegenheit  gebe,  die  von  den  Londoner  Wasserwerken 
infolge  ihrer  Zersplitterung  noch  nicht  hätten  eingeführt  werden 
können.  Aber  auch  einem  einzigen  konsolidierten  privaten 
Riesenbetrieb  gegenüber  hielt  man  einen  gleich  umfangreichen 
munizipalen  Betrieb  für  überlegen.  Einerseits  wies  man  darauf 
hin,  dass  das  Metropolitan  Board  of  Works  zu  einem  niedrigeren 
Zinsfusse  Kapital  entleihen  könne  als  die  privaten  Wasser- 
werke, andererseits  behauptete  man,  dass  der  munizipale  Be- 
trieb weniger  für  manche  Betriebsausgaben  aufwenden  müsse 
als  die  Privatgesellschaften,  weil  diese  spezialisierte,  lediglich 
mit  der  Wasserversorgung  sich  beschäftigende  Unternehmungen 
seien,  während  es  möglich  sei,  den  Betrieb  der  Wasserleitung 
einem  kommunalen  Organe  zu  übertragen,  das  neben  der 
Wasserversorgung  andere,  die  Produktionskosten  der  Wasser- 
versorgung erniedrigende  Funktionen  ausübe.  Auch  in  diesem 
Zusammenhange  treten  uns  wieder  die  Kanalisation  und  die 
Strassenverwaltung  entgegen.  Verschiedentlich  wurde  behauptet, 
es  sei  möglich,  durch  Verbindung  der  Strassenbauarbeiten  mit 
den  Wasserleitungsarbeiten  auch  Ersparnisse  für  das  Wasser- 
leitungsdepartment zu  erzielen.  Es  wurde  die  Behauptung 
aufgestellt,  durch  Verbindung  von  Wasserleitung  und  Kanali- 
sation könne  ein  Achtel  der  Kosten  der  Erdarbeiten  für  die 
Wasserleitung  erspart  werden.  Auch  auf  die  Möglichkeit 
einer  Verminderung  des  Personals  rechnete  man,  da  es  nach 
Munizipalisation  der  Wasserleitung  möglich  sei,  die  Wasser- 
gebühren durch  die  Beamten  einsammeln  zu  lassen,  denen  die 
Erhebung  der  städtischen  Steuern  oblag. 

Aus  diesem  Gedankenkreise  ging  die  Forderung  hervor, 
dem  Prinzipe,  das  in  der  ersten  Periode  der  Geschichte  der 
Londoner  Wasserleitung  auf  karitativer  Basis  ruhte  und  in  ihrer 
zweiten  Periode  die  private  Wirtschaftsform  umrankte,  auch 
in  London  zu  völliger  Herrschaft  zu  verhelfen  und  eine  neue 
Periode,  die  gemeinwirtschaftliche  Periode,  heraufzuführen. 
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2.  Kapitel. 
Die  GasTersorgnng. 

Das  Problem,  aus  Steinkohlen  Oas  zu  fabrizieren,  wurde 
gelöst  in  einer  Zeit,  in  der  die  Steinkohle  bereits  zu  einer 
Voraussetzung  der  industriellen  Herrschaft  eines  Landes  ge- 
worden war,  und  in  demjenigen  Lande,  dessen  Reichtum  an 
Steinkohle  einen  wesentlichen  Faktor  seiner  wirtschaftlichen 
Qrösse  bildet.  In  dem  englischen  Ursprünge  jener  Erfindung 
ist  wohl  mit  ein  Erklärungsgrund  dafür  zu  finden,  dass  die 
Qasfabrikation  Englands  überhaupt  und  Londons  im  speziellen 
immer  eine  englische  Industrie  war,  dass  auch  die  Gasver- 
sorgung zahlreicher  kontinentaler  Gebiete  Engländern   zufiel. 

Der  Triumph  englischer  Gasuntemehmungen  auf  dem 
Festlande  ist  nicht  lediglich  technischer  üeberlegenheit  zu- 
zuschreiben. Sie  siegten  manchmal  sogar  über  Gegner,  die 
technisch  weit  höher  standen^).  Dieselbe  Eigentümlichkeit, 
die  Thatsache,  dass  naturwissenschaftliche  Errungenschaften 
erst  dann  wirtschaftlich  wirksam  werden  können,  wenn  die 
Fähigkeit,  die  Materie  zu  meistern,  ergänzt  wird  durch  die 
Gabe,  menschliche  Gegenströmungen  zu  überwinden,  tritt  auch 
in  den  Anfangsstadien  der  Londoner  Gasversorgung  zu  Tage. 
Wie  in  der  Baumwollindustrie  so  waren  auch  in  der  Gas- 
fabrikation die  Grundbedingungen  der  Anwendung  technischer 
Erfindungen  nicht  in  einem  Geiste  vereinigt.  Die  Stellung, 
die  dort  Hargreaves  einnahm,  nahm  hier  Murdoch  ein,  der 
der  eigentliche  Erfinder  der  Gasfabrikation  genannt  werden 
muss.  Eine  stille  Forschernatur,  fand  er  seinen  Arkwright  in 
Winsor,  dessen  praktischer  Energie  und  eminentem  geschäft- 
lichen Talent  es  zu  danken  ist,  dass  Murdochs  Erfindung 
lebendig  wurde  ^). 


*)  J.  H.  Gray,  Die  Stellung  der  privaten  Beleachtungsgesellschaften 
zu  Stadt  und  Staat  (1893),  S.  10. 

*)  Adolf  Held,  Zwei  Bücher  zur  sozialen  Geschichte  Englands 
(1881),  S.  691  flF.  und  679.  —  S.  Clegg  jun.,  A  practical  Treatise  on  the 
Manufacture  and  Distribution  of  Goal  Gas  (V.  ed.,  1868),  S.  15. 
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Die  Eigenschaften,  mit  denen  Winsor  ausgerüstet  war, 
wurden  auf  eine  harte  Probe  gestellt.  Innerhalb  der  öffent- 
lichen Meinung  hielt  man  die  Durchführung  der  Murdochschen 
Erfindung  für  unmöglich  und  gefährlich.  Mit  Mühe  und  Not 
gelang  es  Winsor,  auf  dem  Wege  der  Subskription  20  000  Pfd. 
Sterl.  zusammenzubringen.  Die  Hauptschwierigkeit  war  aber 
damit  nicht  überwunden.  Das  Parlament,  das  in  der  Oas- 
beleuchtung ein  die  öffentliche  Sicherheit  gefährdendes  unter- 
nehmen sah,  wollte  unter  keinen  umständen  die  Konstitution 
einer  die  Gasfabrikation  betreibenden  Aktiengesellschaft  zulassen. 
Jahrelang  hatte  Winsor  dafür  zu  kämpfen,  das  Parlament 
umzustimmen.  Endlich  im  Jahre  1812  konnte  die  Yon  Winsor 
geleitete  erste  Londoner  Gasgesellschaft,  die  Gas  Light  and 
Coke  Company,  ausgestattet  mit  einem  Kapital  von  200000  Pfd. 
Sterl.,  ihre  Thätigkeit  beginnen^). 

In  grellem  Gegensatz  zu  der  anfanglich  im  Parlament 
herrschenden  Abneigung  steht  die  Haltung,  die  es  nunmehr 
bezüglich  der  Sicherung  des  Absatzes  der  Gasproduzenten  ein- 
nahm. Während  das  Parlament  Torher  dem  Aufkommen  der 
Gasfabrikation  hartnäckig  widerstanden  hatte,  war  es  vom 
Jahre  1810  ab  für  mehrere  Jahrzehnte  der  Ansicht,  dass  die 
Zahl  der  Gesellschaften  so  yiel  wie  möglich  zu  vermehren  und 
die  Konkurrenz  der  rerschiedenen  Gesellschaften  untereinander 
zu  begünstigen  sei^). 

Die  Folge  hiervon  war  dies,  dass  die  Gas  Light  and 
Coke  Company  nicht  lange  allein  das  Feld  behauptete  und 
dass  zahlreiche  andere  Gasgesellschaften  in  London  gegründet 
wurden.  Im  Jahre  1855  gab  es  mehr  als  20  Gasgesellschaften 
in  London.  Nicht  nur  hatte  sich  die  Zahl  der  Betriebe  ver- 
grössert,  es  waren  auch  Fabriken  entstanden,  die  den  ur- 
sprünglichen Umfang  der  ersten  Londoner  Gasgesellschaft  weit 


*)  S.  Cleggjun.  a.a.O.  S.  14  ff.  und  389  ff.  —  S.  Samuel  Hughes 
and  William  Richards,  Gas  Works,  their  Gonstmction  and  Arrange- 
ment, and  the  Manufactore  and  Distribution  of  Goal  Gas  (1892).  S.  21  ff. 
—  The  London  Gas  Gompanies  and  the  Legislature  in  1867.  By  a  Director 
of  the  Imperial  Gas  Gompany,  8.  7  ff. 

«)  S.  S.  Hughes  and  W.  Richards  a.a.O.  8.  23.  —  C.  Hugo 
a.  a.  0.  S.  176. 
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überragten.  Das  Gesamtkapital  der  im  Jahre  1861  bestehenden 
13  Londoner  Oasgesellschaften  wird  auf  5602900  Pfd.  Sterl. 
angegeben,  die  grösste  dieser  Gesellschaften  beschäftigte  ein 
Kapital  von  1579755  Pfd.  Sterl.,  die  kleinste  ein  Kapital  Ton 
99097  Pfd.  Sterl.!). 

Die  Entwickelnng  der  Gasversorgung  verlief  zunächst  in 
der  vom  Parlament  gewünschten  Richtung.  Die  einzelnen 
Gasgesellschaften  konkurrierten  aufs  lebhafteste  miteinander. 
Es  kam  vor,  dass  in  einzelnen  Strassen  nicht  weniger  als 
12  Röhren  verschiedener  Gesellschaften  lagen.  Gewaltige 
Preisstürze  traten  ein.  Im  Jahre  182(9  wurde  Gas  in  London 
fQr  15  sh  pro  1000  Kubikfuss  verkauft.  Im  Jahre  1849  war 
der  Preis  auf  6  sh  oder  7  sh  bei  allen  Gesellschaften  reduziert, 
und  als  in  dem  zuletzt  genannten  Jahre  eine  neue  Gesellschaft 
auftauchte,  sanken  die  Preise  auf  4  sh  herab.  Bei  der  Ver- 
gebung der  Beleuchtung  eines  westlichen  Stadtbezirkes  in  den 
dreissiger  Jahren  unterbot  eine  Gesellschaft  eine  andere  um 
15 ^/o,  was  diese  Gesellschaft  damit  erwiderte,  dass  sie  noch 
unter  dieses  Angebot  hinabging.  In  einem  anderen  Stadtteile 
verlangte  eine  Gesellschaft  3  Pfd.  Sterl.  10  sh  für  die  Be- 
leuchtung pro  Strassenlampe,  wo  früher  einer  anderen  Gesell- 
schaft 5  Pfd.  Sterl.  5  sh  bezahlt  worden  war.  In  einem 
weiteren  Stadtteile  nahm  unter  dem  Drucke  der  Konkurrenz 
eine  Gesellschaft  mit  einer  Verminderung  der  früher  ihr  be- 
zahlten Preise  um  25®/o  vorlieb.  In  der  City  ging  eine  Ge- 
sellschaft, um  eine  andere  Gesellschaft  auszustechen,  im 
Jahre  1833  um  20  ^/o  unter  die  ursprüngliche  Forderung  hinab. 
Die  Konsequenz  aller  dieser  Preiserniedrigungen  war  dies,  dass 
manche  Gesellschaften  jahrelang  ohne  Dividenden  arbeiteten  '). 

*)  S.  S.  Hughes  and  W.  Richards  a.  a.  0.  S.  28,  25,  27,  28.  — 
S.  Haghes,  Gas  Legislation  (1861),  S.  1  ff.  —  Ders.,  London  and  its 
Gas  Companies  (1863),  S.  4.  —  Report  of  the  Metropolitan  Board 
of  Works  for  the  year  1888,  S.  53.  —  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal 
London,  S.  842  ff. 

*)  8.  Hughes  and  W.  Richards  a.  a.  0.  8.  28  f.  —  8.  Hughes, 
Metropolis  Gas  Reports  (1859),  8.  9  f.  —  Der s..  Gas  Legislation  (1861), 
8.  2,  6.  —  S.Cleggjun.  a.a.O.  S.  20.  —  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal 
London,  8.  343  ff.,  357.  —  Report  of  the  Metropolitan  Board  of 
Works  for  the  year  1888,  S.  53.  -  J.  H.  Gray  a.  a.  0.  8.  134. 
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Ans  den  Kreisen  der  Gesellschaften  gingen  denn  anch 
die  ersten  Versuche  hervor,  die  ruinöse  Konkurrenz  zu  be- 
seitigen. Aber  erst  im  Jahre  1851  begann  dieser  Gedanke 
sich  zu  verwirklichen.  In  dem  genannten  Jahre  kam  ein 
Kartell  zwischen  den  im  Süden  Londons  gelegenen  Gaswerken 
zu  stände,  dessen  Mitglieder  das  Absatzgebiet  unter  sich  so  ver- 
teilten, dass  jeder  Gesellschaft  ein  besonderer  Abschnitt  dieses 
Gebietes  zugewiesen  wurde.  Die  Gesellschaften  verpflichteten 
sich,  jenseits  der  Grenzen  ihres  Distrikts  kein  Gas  zu  liefern. 
Im  Jahre  1857  folgten  die  nördlichen  Gesellschaften  ihrem 
Beispiele,  üeberall  war  eine  Erhöhung  der  Preise  die  un- 
mittelbare Folge  dieser  Vereinbarungen^).  Andererseits  hielt 
das  Parlament  noch  immer  an  dem  Grundsatze  fest,  dass  die 
Konkurrenz  unter  den  einzelnen  Gesellschaften  wachzuhalten 
sei.  Noch  in  den  fünfziger  Jahren  lehnte  das  Parlament  es  ab, 
die  zwischen  den  Gaswerken  geschlossenen  Vereinbarungen  zu 
sanktionieren. 

Das  Jahr  1860  brachte  einen  grundsätzlichen  Umschwung. 
Die  Metropolis  Gas  Act  dieses  Jahres  ratifizierte  zunächst  die 
zwischen  den  Gasgesellschaften  getroffenen  Verabredungen. 
Das  Gesetz  umschrieb  genau  die  Distrikte,  die  jede  Gasgesell- 
schaft  versorgen  sollte,  und  verbot  die  Lieferung  von  Gas 
durch   einen    anderen   als   den  für   den   betreffenden  Distrikt 


^)  Es  ist  eine  interessante  Thatsache,  dass  die  Eisenbahngesellschaften 
für  das  ihnen  von  den  Gasgesellschaften  gelieferte  Gas  bedeutend  nied- 
rigere Preise  zu  zahlen  hatten  als  die  Übrigen  Konsumenten,  was  vermat- 
lich  darin  seinen  Grand  hat,  dass  die  Gasgesellschaften  fürchteten,  bei 
höheren  Preisen  würden  die  Eisenbahngesellschaften  eigene  Gaswerke  zur 
Deckung  ihres  Gasbedarfes  errichten  (S.  Hughes,  Metropolis  Gas  Reports^ 
1859,  S.  5).  Wir  haben  hier  einen  Beleg  für  die  Richtigkeit  des  von  mir 
aufgestellten  Satzes:  Die  Gefahr,  dass  diejenigen  Werke,  die  Kunden 
eines  Kartells  sind,  dazu  übergehen,  selbst  die  bisher  von  dem  Kartell 
bezogenen  Artikel  herzustellen,  ist  geeignet,  Kartelle  vor  Ausschreitungen 
abzuhalten  (vgl.  mein  Buch:  üeber  die  Grenzen  der  Weiterbildung  des 
fabrikmässigen  Grossbetriebes  in  Deutschland,  1893,  S.  168  f.).  —  üeber 
die  Entstehungsgeschichte  der  Vereinbarungen  zwischen  den  Gasgesell- 
schaften und  die  folgenden  Preiserhöhungen  vgl.  S.  Hughes,  Metropolis 
Gas  Reports  (1859),  S.  14 f.  —  Der s.,  Gas  Legislation  (1861),  S.  6,  7.  — 
Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year  1888, 
S.  53.  —  Joseph  F.  B.  Firth,  Manicipal  London,  S.  345  ff. 
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Berechtigten.  Das  gesamte  Absatzgebiet  wiirde  gesetzlich 
so  verteilt,  dass  für  jeden  Distrikt  immer  nur  eine  Qesell- 
schaft  lieferungsberechtigt  war.  Die  Gasgesellschaften  wurden 
also  innerhalb  der  ihnen  zugewiesenen  Teildistrikte  mit  einem 
rechtlichen  Monopol  ausgestattet.  Gemildert  wurde  dies  nur 
etwas  dadurch,  dass  die  Bestimmung  in  das  Gesetz  aufge- 
nommen wurde,  die  Gesellschaften  besassen  ein  ausschliess- 
liches Lieferungsrecht,  ,es  sei  denn,  dass  das  Parlament  eine 
andere  Gesellschaft  zur  Lieferung  ber echtige''.  Der  Home 
Secretary  wurde  ermächtigt,  die  Grenzen  der  Distrikte  in 
dreijährigen  Perioden  zu  ändern,  entweder  auf  den  Antrag 
der  Gasgesellschaften  selbst  oder  einer  Yestry  oder  eines 
District  Board  oder  auf  den  Antrag  von  20  in  dem  betreffen- 
den Distrikt  wohnenden  Konsumenten.  In  den  beiden  letzteren 
Fällen  war  der  Nachweis  notwendig,  dass  die  in  Frage  kom- 
mende berechtigte  Gesellschaft  unfähig  sei  oder  versäume,  den 
Anforderungen  des  Gesetzes  nachzukommen.  Nach  Lieferung 
dieses  Nachweises  stand  dem  Home  Secretary  das  Recht  zu, 
eine  andere  Gesellschaft  zu  ermächtigen,  den  fraglichen  Distrikt 
mit  Gas  zu  versorgen. 

Während  des  grössten  Teiles  der  vorangegangenen  Zeit 
war  der  Zustand  der  Londoner  Gasversorgung  ein  Zustand  der 
Konkurrenz,  aber  kein  Zustand  rechtlich  freier  Konkurrenz. 
Bereits  die  Konstitutionsakte  der  ersten  Londoner  Gasgesell- 
schaft aus  dem  Jahre  1810  beschränkte  für  diese  Gesellschaft 
die  Freiheit  der  Preisbildung  durch  die  Bestimmung,  dass  die 
Preise  des  Gases  zur  Strassenbeleuchtung  nicht  höher  sein 
dürften  als  die  Kosten  einer  Strassenbeleuchtung  durch  Oel 
sein  würden.  Am  Anfange  der  vierziger  Jahre  begann  das 
Parlament,  Maximaldividenden  festzusetzen  und  die  Verwendung 
überschüssiger  Gewinne  zur  Erniedrigung  der  Gaspreise  vor- 
zuschreiben. Zuerst  geschah  dies  in  einigen  auf  einzelne 
Gasgesellschaften  bezüglichen  Privatgesetzen.  Die  Gas  Works 
Glauses  Act  1847  verallgemeinerte  diese  Regulationen  für  alle 
Gasgesellschaften,  die  eventuell  nach  dem  Jahre  1847  gegründet 
würden.  Da  die  Mehrzahl  der  Londoner  Gasgesellschaften 
gegründet  wurden,  bevor  jene  Praxis  in  den  Privatgesetzen 
und  dem  allgemeinen  Gesetze  aufkam,  so  blieben  die  meisten 
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Gesellschaften  von  den  gesetzlichen  Preisrestriktionen  direkt 
unberührt^).  Indirekt  waren  allerdings  diese  Restriktionen 
bestimmt,  auch  den  formell  von  ihnen  nicht  getroffenen  Ge- 
sellschaften Zügel  anzulegen,  da  die  gebundenen  Unterneh- 
mungen als  Konkurrentinnen  der  freien  Unternehmungen  gedacht 
waren. 

In  der  Zeit  lebhafter  Konkurrenz  unter  den  Oasgesell- 
schafben,  die  bei  keiner  Gesellschaft  die  Erreichung  der  gesetz- 
lichen Maximaldividende  zuliess,  waren  diese  Preisregulationen 
ohne  praktische  Bedeutung.  Sie  sind  für  uns  beachtenswert 
nur  deshalb,  weil  sie  darthun,  dass  das  Parlament  selbst  in 
derjenigen  Periode,  in  der  es  die  Konkurrenz  der  Gesell- 
schaften für  erspriesslich  hielt,  es  für  notwendig  erachtete,  die 
Freiheit  der  Gasproduzenten  einzuschränken.  Auch  in  der 
Periode,  die  diesem  Zeitabschnitte  folgte,  hielt  das  Parlament 
es  für  geboten,  in  die  Gestaltung  der  Gaspreise  einzugreifen, 
und  zwar  mit  schärferen  Mitteln  als  vorher. 

Doch  nicht  nur  als  ein  Reflex  der  Stimmung  des  Parla- 
ments ist  die  Fortfuhrung  jener  Aufgabe  wichtig.  Noch  ein 
anderer  Reiz  umkleidet  die  Versuche,  die  das  Parlament 
in  der  Periode  des  gesetzlichen  Ausschlusses  der  Konkurrenz 
aus  der  Londoner  Gasversorgung  auf  dem  Gebiete  der  Preis- 
gestaltung machte.  Vom  Jahre  1860  ab  sind  die  Bemühungen 
des  Parlaments,  auf  die  Entwickelimg  der  Londoner  Gaspreise 
einzuwirken,  lehrreich,  weil  sie  Versuche  darstellen,  das  auf 
zahlreichen  anderen  Wirtschaftsgebieten  aktuelle  Problem  zu 
lösen,  welche  Mittel  dem  Staate  zu  Gebote  stehen,  um  die 
Abnehmer  der  Erzeugnisse  kartellierter  Unternehmungen  vor 
Ausbeutung  zu  schützen. 

Das  Mittel,  das  das  Parlament  im  Jahre  1860  anwandte, 
ist  ähnlich  dem  bereits  in  früheren  Jahren  angewandten  Mittel. 
Das  Gesetz  des  Jahres  1860  bestimmte,  dass  die  Dividenden 
in  keinem  Jahre  mehr  als  10  ^/o  des  einbezahlten  Kapitals 
betragen  sollten.  Einen  etwaigen  Ueberschuss  des  Jahres- 
gewinnes über  den  zur  Ausschüttung  dieser  Maximaldividenden 
ausreichenden  Betrag  durften  die  Gesellschaften  zunächst  dazu 


0  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London  a.  a.  0.  S.  347,  351  ff. 
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benützen,  den  Aktionären  für  eine  Reihe  vorangegangener 
Jahre,  in  denen  der  Gewinn  weniger  als  die  Maximaldividende 
betrug,  die  Differenz  zwischen  der  Maximaldividende  und  der 
thatsächlich  ausbezahlten  Dividende  nachträglich  auszubezahlen. 
Femer  wurde  bestimmt,  dass  ein  Bruchteil  des  Ueberschusses 
des  Jahresgewinnes  über  die  Maximaldividende  zur  Bildung 
eines  Reservefonds  zu  benützen  sei.  War  der  Jahresgewinn 
höher  als  die  Maximaldividende  nebst  den  zur  Ergänzung 
früherer  geringerer  Dividenden  und  zur  Dotierung  des  Reserve- 
fonds erforderlichen  Beträgen,  so  sollte  eine  der  Grösse  dieses 
Ueberschusses,  d.  h.  des  Ueberschusses  des  Jahresgewinnes 
über  die  Maximaldividende,  die  rückständigen  Dividenden  und 
die  Eontributionen  zum  Reservefonds  zusammen^  angepasste 
Reduktion  der  Gaspreise  erfolgen.  Weiter  wurde  bestimmt, 
dass  die  Gasgesellschaften  die  Ghuipreise  nicht  über  4  sh  6  d 
pro  1000  Eubikfuss  sollten  erhöhen  dürfen.  Für  den  Fall 
des  Eintretens  unvorhergesehener,  diese  Preise  für  die  Gas- 
gesellschaften unrentabel  machender  Umstände  sollte  eine 
staatliche  Behörde  auf  Antrag  der  Gasgesellschaften  und  nach 
Prüfung  der  Frage,  ob  die  Gasgesellschaften  bei  der  An- 
wendung gehöriger  Sorgfalt  nicht  die  gesetzliche  Maximal- 
dividende trotz  jener  Umstände  verdienen  könnten,  das  Recht 
haben,  eine  zeitweilige  Erhöhung  der  Preise  bis  zu  5  sh  6  d 
zuzulassen. 

Die  hauptsächlichen  Aenderungen,  die  das  Gesetz  des 
Jahres  1860,  soweit  es  auf  eine  Regelung  der  Preise  abzielte, 
brachte,  waren  die  folgenden.  Die  Möglichkeit,  eine  Preis- 
erniedrigung durchzusetzen,  wurde  etwas  näher  gerückt. 
Während  nämlich  die  früheren  gesetzlichen  Bestimmungen 
den  Gasgesellschaften  das  Recht  verliehen,  den  Jahresgewinn 
zur  Ergänzung  der  hinter  dem  Maximum  zurückbleibenden 
Dividenden  aller  vorangegangenen  Jahre  zu  verwenden,  be- 
schränkte das  Gesetz  des  Jahres  1860  dieses  Recht  auf  nur 
sechs  der  Erzielung  des  betreffenden  Jahresgewinnes  unmittel- 
bar vorangegangene  Jahre.  Femer  wurden  durch  dieses 
Gesetz  auch  diejenigen  Gasgesellschaften,  die  vorher  hinsicht- 
lich der  Preisstellung  gesetzlich  unbehindert  waren,  Preis- 
restriktionen unterworfen. 

Sinzheimer,  Der  Londoner  Grafscbaftsrat.  I.  17 
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Ein  Teil  der  Londoner  Oasgesellschaffcen  wenigstens  wurde 
8  Jahre  später  noch  schärferen  Preisrestriktionen  unterstellt. 
Die  City  of  London  Gas  Act  1868  setzte  fQr  diejenigen  Ge- 
sellschaften, die  die  City  mit  Gas  versorgten,  einen  Maximal- 
preis von  8  sh  6  d  pro  1000  Eubikfnss  fest.  Aber  auch 
dieser  Maximalpreis  sollte  elastisch  sein.  Es  wurde  bestimmt, 
dass  dieser  Preis  auf  Antrag  beim  Handelsministerium  erhöht 
werden  könne.  Nach  Einlauf  eines  solchen  Antrages  war  das 
Handelsministerium  befugt,  Kommissäre  zu  ernennen,  denen 
das  Recht  zustand,  einen  Preis  festzusetzen,  der  ihnen  geeignet 
erschien,  bei  passender  Verwaltung  der  Gasuntemehmungen 
eine  Dividende  yon  10  ^/o  im  Maximum  zuzulassen.  Gleichen 
Bestimmungen  wurden  im  Jahre  1869  zwei  andere  Gasgesell- 
schaften unterworfen,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  für  eine 
dieser  Gesellschaften  der  Maximalpreis  auf  3  sh  6  d  festgesetzt 
wurde. 

Die  neue  Ordnung  der  Dinge  erwies  sich  als  äusserst 
vorteilhaft  für  die  Gasgesellschaften.  Während  im  Jahre  1859 
keine  Gesellschaft  im  stände  war,  10 ^o  Dividenden  zu  be- 
zahlen, wird  mitgeteilt,  dass  im  Jahre  1866  alle  Gesellschaften 
10  ^/o  oder  nahezu  10  ^/o  Dividende  verteilten.  Ein  Bericht 
aus  dem  Jahre  1867  konstatiert,  dass  die  Auszahlung  der 
gesetzlichen  Maximaldividende  die  Regel  geworden  sei,  und 
ein  Bericht  aus  dem  Jahre  1874  erzählt,  dass  fast  alle  Gesell- 
schaften seit  einer  längeren  Reihe  von  Jahren  die  gesetzliche 
Maximaldividende  verteilt  hätten.  Li  den  sechziger  Jahren 
wurden  ausserdem  grosse  Beträge  zur  Ergänzung  rückständiger 
Dividenden  verwandt.  Es  wird  berichtet,  dass  im  Jahre  1864 
eine  Gesellschaft  ihren  Aktionären  ausser  der  laufenden  Di- 
vidende 40  ^/o  als  Entschädigung  f&r  die  Geringfügigkeit  der 
Dividenden  früherer  Jahre  überwies.  In  der  Zeit  von  1861 
bis  1866  bezahlten  mehrere  Gesellschaften  für  denselben  Zweck 
neben  einer  laufenden  Dividende  von  10  ®/o  noch  rückständige 
Dividenden  von  20  und  24®/o.  Auch  in  dem  Kursstand  der 
Aktien  spiegelt  sich  die  Yorteilhaftigkeit  der  neuen  Gesetz- 
gebung für  die  Gasgesellschaften.  Bei  vier  Gesellschaften 
standen  die  Aktien,  die  einen  Nominalwert  von  bezw.  25,  40, 
50  und  60  Pfd.  Sterl.  hatten,   im  Jahre  1859  auf  bezw.  27, 
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50,  30  und  63  Pfd.  Sterl.,  während  sie  im  Jahre  1865  auf 
bezw.  42,  70,  80  und  85  Pfd.  Sterl.  standen.  Die  Aktien 
einer  anderen  Gesellschaft,  die  einen  Nominalwert  von  10  Pfd. 
Sterl.  hatten;  standen  im  Jahre  1872  auf  16  und  17  Pfd.  Sterl.  ^). 

Weniger  gut  fuhren  die  Konsumenten.  Die  Preise,  die 
sie  während  der  sechziger  Jahre  zu  bezahlen  hatten,  waren 
entweder  die  gesetzlichen  Maximalpreise  oder  Preise,  die  nur 
um  ein  Geringes  niedriger  waren  als  die  gesetzlichen  Maximal- 
preise. Der  niedrigste  Preis,  der  überhaupt  in  der  Periode 
von  1860 — 1875  gezahlt  wurde,  betrug  3  sh  2  d  bei  der 
South  Metropolitan  Gas  Company,  um  4  d  weniger  als  der  fttr 
diese  Gesellschaft  im  Jahre  1869  festgesetzte  Maximalpreis,  der 
wiederum  um  1  sh  niedriger  war  als  der  gesetzliche  Maximal- 
preis, durch  den  die  Mehrzahl  der  anderen  Gesellschaften  ge- 
bunden war^). 

In  den  sechziger  Jahren  hatte  keine  der  Gasgesellschaften 
von  dem  ihnen  zustehenden  Rechte  Gebrauch  gemacht,  eine 
zeitweilige  Erhöhung  dieser  Maximalpreise  zu  erbitten.  Die 
allgemeine  wirtschaftliche  Blüte  in  der  ersten  Hälfte  der 
siebziger  Jahre  führte  zu  einer  bedeutenden  Steigerung  der 
Eisen-  und  Eohlenpreise.  Einige  Gesellschaften  nahmen  dies 
zum  Anlass,  beim  Handelsministerium  um  eine  Erhöhung  der 
Maximalpreise  vorstellig  zu  werden.  Das  Ersuchen  der  Gas- 
gesellschaft wurde  auch  gewährt.  Die  vom  Handelsministerium 
eingesetzten  Kommissäre  ordneten  an,  dass  im  Jahre  1873  der 
Gaspreis  pro  1000  Kubikfuss  4  sh  4  d  und  im  Jahre  1874 
5  sh  und  4  sh  8  d  betragen  solle. 

In  einer  Beziehung  nützte  allerdings  die  Gesetzgebung 
den  Konsumenten.  Einen  Vorteil  bii^  allerdings  die  vom 
Parlament  angewandte  Art  der  Regpilation  der  Preise  kartel- 
lierter Unternehmungen  in  sich.  Ohne  die  Gesetze  der 
Jahre  1860,  1868  und  1869,  ohne  die  Intervention  staatb'cher 


')  Joseph  F.  B.  Pirth,  Municipal  London,  S.  355  ff.  —  Report 
of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year  1866/67,  8.89; 
ilo.  for  the  year  1872,  S.  31;  do.  for  the  year  1874,  S.  37. 

")  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1866/67,  S  39,  41;  do.  for  the  year  1874,  S.  37.  —  London  County 
Council,  London  Gas  Snpply,  Report  by  the  GonnciFs  Chemist  (1894),  S.  1. 
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Organe  in  den  siebziger  Jahren  wäre  keine  Sicherheit  dafür 
gegeben  gewesen,  dass  die  Gaspreise  nicht  weit  höher  gewesen 
wären  als  sie  thatsächlich  waren.  Zwar  sind  auch  einem  ge- 
setzlich nicht  kontrollierten  Kartell  Grenzen  für  die  Erhöhung 
seiner  Verkaufspreise  gezogen.  Aber  immerhin  ist  es  bei 
der  gesetzlichen  Fixierung  einer  Maximalgrenze  möglich,  die 
obere  Grenze  niedriger  zu  halten  als  die  Grenzen  sind,  die 
durch  ökonomische  Faktoren  gegeben  werden.  Den  geschilderten 
Regulationen  der  Gaspreise  darf  ein  gewisser  Wert  vom  Stand- 
punkte der  Konsumenten  aus  deshalb  beigemessen  werden,  weil 
dadurch  der  Spielraum  für  eine  Steigerung  der  Preise  ver- 
mutlich enger  gehalten  wurde  als  er  gewesen  wäre,  wenn 
lediglich  wirtschaftliche  Kräfte  seine  Ausdehnung  bestimmt 
hätten. 

Diesem  Vorteile  stand  jedoch  ein  schwerwiegender  Nachteil 
gegenüber.  Der  vom  Parlament  beliebte  Modus  hat  eine  be- 
deutungsvolle Lücke.  Ein  Preis  wird  nicht  nur  durch  seinen 
absoluten  Betrag,  sondern  auch  durch  sein  Verhältnis  zu  den 
Produktionskosten  zu  einem  hohen  oder  niedrigen  gestempelt, 
und  zwar  sowohl  durch  sein  Verhältnis  zu  den  thatsächlichen 
Produktionskosten  als  auch  durch  sein  Verhältnis  zu  den  er- 
reichbaren niedrigsten  Produktionskosten.  Da  die  Gaspreis- 
taxen teilweise  auf  dem  Prinzip  aufgebaut  waren,  dass  beim 
Ueberschreiten  einer  gewissen  Gewinngrenze  die  Preise  er- 
niedrigt werden  sollten,  boten  sie  die  Möglichkeit,  bei  sinken- 
den thatsächlichen  Produktionskosten  eine  Erniedrigung  der 
Preise  unter  die  absoluten  Maximalpreise  zu  erzielen.  Hin- 
gegen fehlte  jede  Möglichkeit,  gesetzlich  die  Gaspreise  mit 
denjenigen  Produktionskosten  in  Einklang  zu  bringen,  zu  denen 
Gas  hätte  geliefert  werden  können,  hätten  die  Ghisgesellschaften 
alle  die  kostenmindernden  Einrichtungen  getroffen,  deren  Ein- 
führung vom  Jahre  1860  ab  möglich  war. 

Doch  ein  charakteristisches  Merkmal  dieser  Form  einer 
Rechtsordnung  für  koalierte  Unternehmungen  besteht  nicht 
nur  darin,  dass  man  es  versäumte,  auf  eine  Erniedrigung  der 
thatsächlichen  Produktionskosten  hinzuarbeiten,  sondern  auch 
darin,  dass  man  eine  Erniedrigung  der  thatsächlichen  Pro- 
duktionskosten   auf   dem    Wege    der   Gesetzgebung   hinderte. 
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Der  Verkäufer  hat  an  der  absoluten  Höhe  seiner  Verkaufs- 
preise keinerlei  Interesse,  ihn  interessiert  vielmebr  lediglich 
die  Orösse  des  üeberschusses  seiner  Verkaufspreise  über  die 
Produktionskosten.  Die  Erlangung  eines  möglichst  grossen 
Üeberschusses  über  die  Produktionskosten  ist  das  Prinzip,  das 
auch  die  Auswahl  der  Produktionsmethoden  bestimmt.  Jenes 
Interesse  und  dieses  Prinzip  sind  sowohl  in  isolierten  als  auch 
in  kartellierten  Unternehmungen  vorhanden.  Sobald  eine 
Bindung  des  Gewinnes  nach  oben  stattfindet,  ist  eine  Bindung 
des  zu  erwartenden  Üeberschusses  der  Verkaufspreise  über  die 
Produktionskosten  und  damit  auch  die  Festlegung  der  Pro- 
duktionskosten nach  unten  hin  gegeben,  da  kein  Vorteil  mehr 
daraus  zu  erwarten  ist,  dass  die  Produktionskosten  über  jenes 
Minimum  hinaus  erniedrigt  werden.  Die  Folge  der  Festlegung 
von  Maximalgewinnen  in  den  Qaspreisskalen  war  dies,  dass 
der  Anreiz  für  die  Gasgesellschaften  fortfiel,  Einrichtungen  zu 
treffen,  die  einen  den  gesetzlichen  Maximalgewinn  übersteigen- 
den Gewinn  yersprochen  hätten.  Ihr  Streben  war  darauf  ge- 
richtet, die  gesetzlichen  Maximaldividenden,  die  Ergänzungen 
früherer  kleinerer  Dividenden  und  die  Eontributionen  zu  dem 
Reservefonds  zu  verdienen.  Der  üeberschuss  über  diese  Be- 
träge kam  nicht  ihnen,  sondern  den  Konsumenten  allein  zu 
gute.  Die  Einführung  von  Massnahmen,  die  einen  solchen 
Üeberschuss  ermöglicht  hätten,  wäre  für  die  Gasgesellschaften 
eine  durchaus  unwirtschaftliche  Manipulation  gewesen  ^). 

Es  war  demnach  geglückt.  Gefahren  abzuwehren,  die  aus 
dem  Fortfall  der  Konkurrenz  drohten.  Nicht  aber  war  es 
geglückt,  die  neue  Rechtsordnung  so  einzurichten,  dass  die 
wohlthätigen  Impulse  des  Konkurrenzkampfes  und  die  Ten- 
denzen, die  gesetzlich  hinsichtlich  ihrer  Preisstellung  nicht 
gehemmte  Kartelle  mit  vollständig  freien  im  Konkurrenzkampfe 
stehenden  Unternehmungen  gemeinsam  haben  können,  erhalten 
worden  wären. 

Angesichts  dieser  Sachlage  gab  man  es  auf,  den  in  der 
Gesetzgebung  von  1860,  1868  und  1869  enthaltenen  Präcedenz- 


*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1866/67,  S.  89;  do.  for  the  year  1875,  S.  39, 
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fallen  zu  folgen  und  Reformen  auf  dem  Boden  des  Prinzips 
festgelegter  Mazimalpreise  und  stabiler  Maximalgewinne  zu 
versuchen.  Man  war  der  Ansicht,  dass  man  neue  Wege  be- 
schreiten müsse.  Es  scheint,  dass  man  die  Frage  erwog,  durch 
staatlich  ernannte  Beamte  den  Gasgesellschaften  Vorschriften 
über  die  technische  Gestaltung  ihres  Betriebes  zu  machen  und 
die  Gesellschaften  zur  Einführung  kostenersparender  Produk- 
tionsmethoden zu  nötigen.  Man  kam  jedoch  von  diesem  Plane 
ab.  Ein  anderer  Plan  ging  dahin,  durch  indirekten  Zwang 
die  Gasgesellschaften  zur  Stellung  eines  bestimmten  niedrigen 
Preises  zu  veranlassen.  Das  Prinzip  der  Festlegung  eines  ab- 
soluten Maximalpreises  gab  man  auf,  während  man  daran  fest- 
hielt, dass  die  Dividenden  eine  bestimmte  Höhe,  nämlich  10  ^/o, 
nicht  überschreiten  sollten.  Im  Gegensatze  zu  der  früheren 
Yorgangsweise  aber  sollte  die  gesetzlich  zulässige  Dividende 
elastisch  sein.  Sie  sollte,  sobald  der  Preis  über  den  gesetzlich 
festgelegten  Normalpreis,  d.  h.  den  Preis,  der  eine  Dividende 
von  10  ^/o  abzuwerfen  versprach,  stieg,  im  Verhältnis  sinken. 
Als  Normalpreis  wurde  auf  Grund  der  Erwägung,  dass  ein 
Preis  von  3  sh  9  d  pro  1000  Kubikfuss  in  früheren  Jahren 
ermöglicht  hatte,  10  ^/o  Dividende  zu  verteilen,  3  sh  9  d  fest- 
gesetzt. 

Die  Reform,  die  schliesslich  zu  stände  kam,  acceptierte 
und  ergänzte  diesen  Plan.  Sie  liess  nicht  nur  den  absoluten 
Maximalpreis  fortfallen,  sondern  sah  auch  davon  ab,  eine  be- 
stimmte stabile  obere  Höhe  der  Dividende  zu  fixieren.  Das 
Prinzip,  dass  die  Dividende  umgekehrt  wie  der  Preis  sich  än- 
dern solle,  wurde  nicht  nur  für  den  Fall  einer  Preissteigerung, 
sondern  auch  für  den  Fall  einer  Preissenkung  anerkannt,  wo- 
bei vermutlich  das  Argument  eine  grosse  Bolle  spielte,  es  sei 
ungerecht  gegenüber  den  Gasgesellschaften,  bei  Preissteige- 
rungen eine  Verminderung  der  Dividende,  nicht  aber  bei 
Preisreduktionen  eine  Steigerung  der  Dividende  zuzulassen. 
Zum  erstenmal  taucht  dieses  Prinzip  der  sliding  scale  in 
einem  Gesetze  aus  dem  Jahre  1875  auf  und  wurde  suc- 
cessiv  auf  sämtliche  hauptstädtischen  Gasgesellschaften  aus- 
gedehnt. Vom  Jahre  1883  ab  unterstanden  sie  sämtlich  der 
Bestimmung,  dass  ihre  Verkaufspreise  und  ihre  Gewinne  sich 
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in  umgekehrter  Richtung  bewegen  sollten.  Als  Grundlage 
der  Bemessung  diente  ein  nach  den  Ergebnissen  der  voran- 
gegangenen Jahre  berechneter  Standardpreis,  yon  dem  man  an- 
nahm, dass  er  einen  Gewinn  von  10  ^/o  abzuwerfen  vermöge. 
Bei  einer  Gesellschaft  betrug  der  Standardpreis  3  sh  6  d,  bei 
den  anderen  Gesellschaften  3  sh  9  d  pro  1000  Eubikfuss. 
Bei  jeder  Steigerung  des  Preises  um  1  d  pro  Kubikfuss  über 
den  Standardpreis  sank,  bei  jeder  Reduktion  um  denselben 
Betrag  stieg  die  gesetzlich  zulässige  Dividende  um  V^  ^/o 
unter  bezw.  über  10®/o  Dividende^). 

In  den  siebziger  Jahren  wurde  auch  die  Bekämpfung  der 
Manipulationen  in  Angriff  genommen,  die  früher  den  Gas- 
gesellschaften ermöglicht  hatten,  formell  im  Rahmen  des 
Gesetzes  zu  bleiben,  thatsächlich  aber  über  die  gesetzliche 
Gewinngrenze  hinauszugehen.  Als  im  Jahre  1873  eine  Ge- 
sellschaft sich  um  die  Erlaubnis  bewarb,  ihr  Kapital  zu  ver- 
mehren, wurde  ihr  dies  nur  unter  der  Bedingung  gestattet, 
dass  sie  für  die  auf  dem  Wege  des  Darlehens  erhobenen  Be- 
träge keinen  höheren  Zinsfuss  als  7  ^/o  bezahlen  solle.  Im 
Jahre  1876  wurde  zum  erstenmal  der  Versuch  gemacht,  den 
Anreiz  für  die  Aktionäre,  ein  übermässig  grosses  Kapital  zu 
beschäftigen,  zu  beseitigen  und  zu  verhindern,  dass  ein 
Teil  der  gemachten  Gewinne  den  Aktionären  in  der  Gestalt 
grosser  Differenzen  zwischen  dem  thatsächlichen  Kurs  neuer 
Aktien  und  dem  Parikurs  zufloss.  Von  diesem  Jahre  ab  da- 
tiert die  Praxis,  den  Gasgesellschaften  eine  Vermehrung  ihres 
Kapitals  nur  unter  der  Bedingung  zu  gestatten,  dass  die  neuen 
Aktien  nicht  mehr  den  alten  Aktionären  al  pari  überlassen, 
sondern  meistbietend  öffentlich  verkauft  würden  und  dass  die 
üeberschüsse  der  einbezahlten  Beträge  über  den  Nominalwert 
nicht  als  dividendenberechtigtes  Kapital,  sondern  als  Gewinn 
der  GeseUsohaften  zu  betrachten  wären.  Bei  allen  folgenden 
Kapitalvermehrungen  hatten  sich  die  Gasgesellschaften  Be- 
dingungen zu  unterwerfen,  die  mit  den  im  Jahre  1873  und 
im  Jahre  1876  gegebenen  Muster  übereinstimmten. 

*)  Ib.  for  the  year  1875,  S.  89  ff.;  do.  for  the  year  1876,  S.  27,  86; 
do.  for  the  year  1877,  S.  38.  48;  do.  for  the  year  1880,  S.  43  f.;  do.  for 
the  year  1884,  S.  37. 
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Die  Einführung  der  gleitenden  Skalen  war  von  einer 
Steigerung  der  Gewinne  der  Oasgesellschaften  begleitet.  Bei 
allen  Gesellschaften  nahmen  die  Dividenden  seit  der  Zeit,  seit 
der  sie  unter  die  Herrschaft  der  neuen  Preisregulationen  ge- 
kommen waren,  über  10  ^/o  hinaus  zu.  Im  Jahre  1888  betrugen 
sie  im  Minimum  13  ^/o  ^).  Umgekehrt  sanken  die  Gaspreise 
sowohl  im  Vergleich  zu  den  abnormen  Preisen  der  in  die  Zeit 
des  allgemeinen  wirtschaftlichen  Aufschwungs  fallenden  sieb- 
ziger Jahre  als  auch  im  Vergleich  zu  den  Preisen,  die  in  den 
sechziger  Jahren  und  dem  mit  den  sechziger  Jahren  hinsicht- 
lich der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Lage  übereinstimmenden 
Teile  der  siebziger  Jahre  bestanden.  Die  Gesellschaften,  die  vor 
Einführung  der  gleitenden  Skalen  unter  der  Herrschaft  der 
früheren  Preisregulationen  von  den  Konsumenten  über  4  sh  bis 
zu  5  sh  verlangt  hatten,  ermässigten  nunmehr  ihre  Preise  stetig, 
so  dass  im  Jahre  1887  die  Gaspreise  der  verschiedenen  Ge- 
sellschaften nur  bezw.  2  *sh  9  d,  2  sh  6  d  und  2  sh  5  d  be- 
trugen *). 

Jene  von  Herbert  Spencer  mit  Recht  hervorgehobene 
Schwierigkeit,  die  so  oft  die  exakte  Feststellung  der  von  einer 
bestimmten  Ursache  ausgehenden  Wirkungen  auf  dem  Gebiete 
des  Wirtschaftslebens  zu  einer  domenreichen  Aufgabe  macht, 
die  Thatsache,  dass  vielfach  wirtschaftliche  Erscheinungen 
hinsichtlich  ihrer  Verursachung  äusserst  kompliziert  sind,  dass 
häufig  wirtschaftliche  Thatsachen  nicht  das  Produkt  einer 
Ursache,  sondern  mehrerer  Ursachen  sind,  wird  auch  bei 
dem  Versuche  in  Erinnerung  gerufen,  diese  letzte  Phase  in 
der  Bewegung  der  Londoner  Gaspreise  zu  erklären.  Mit  der 
Einführung  der  gleitenden  Skalen  kreuzten  sich  Einflüsse,  denen 
die  Tendenz  innewohnte,  die  Gaspreise  zu  senken.  Der 
wunderbaren  wirtschaftlichen  Blüte  folgten  Jahre  allgemeinen 
Niederganges  in  allen  Kulturländern  und  damit  auch  beträcht- 
liche Reduktionen  in  den  Kohlen-  und  Eisenpreisen.  Es  wird 
femer  behauptet,  dass  zur  Zeit  des  Bestehens  der  gleitenden 
Skalen  die  Verwertung  der  Abfallprodukte  der  Londoner  Gas- 


^)  Ib.  for  the  year  1888,  S.  57. 
2)  Do.  for  the  year  1887,  S.  44. 
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fabrikation  immer  mehr  rentabel  geworden  sei.  Trotzdem  ist 
es  sicher,  dass  der  entscheidende  Einfluss  bei  der  Senkung 
der  Preise  das  Bestehen  der  sliding  scales  war,  dass  die  Ent- 
wickelang der  Londoner  Oaspreise  die  Möglichkeit  erhärtet, 
kartellierte  Unternehmungen  zu  einer  für  ihre  Konsumenten 
günstigen  Preisgestaltung  zu  veranlassen  und  ihnen  einen 
Stachel  einzupflanzen,  ähnlich  dem  Stimulus,  der  im  Wett- 
bewerb stehende  Einzeluntemehmungen  und  freie  Verbände 
antreibt. 

Während  nämlich  bei  den  früheren  Preisregulationen  die 
Preisbewegung  lediglich  vom  Gewinne  abhing,  machte  man 
jetzt  den  Gewinn  vom  Preise  abhängig  und  zwar  derart,  dass 
es  nicht  nur  gegen  das  Interesse  der  Gesellschaften  ging,  den 
Preis  über  den  Standardpreis  zu  erhöhen,  sondern  dass  es  im 
Interesse  der  Gesellschaften  lag,  unter  dem  Standardpreis  zu 
bleiben.  Damit  war  schon  ein  Anreiz  gegeben,  auf  eine  Er- 
niedrigung der  Produktionskosten  zu  sinnen,  der  vorher  fehlte. 
Sowohl  vorher  als  nachher  mussten  die  Gasgesellschaften  da- 
nach streben,  ihre  Produktionskosten  unter  den  Preisen  zu 
halten.  Während  aber  vorher  mehrere  verschieden  hohe 
Preise  den  Gasgesellschaften  dieselbe  Gewinnchance  boten, 
wenn  sie  nur  denselben  Abstand  von  den  Produktionskosten 
hatten,  war  jetzt  ein  Preis,  der  niedriger  war  als  die  ur- 
sprünglichen Produktionskosten,  vorteilhafter  als  ein  Preis,  der 
höher  als  die  ursprünglichen  Produktionskosten  war,  da  er 
gesetzlich  einen  höheren  Gewinn  zuliess,  womit  ein  Anstoss 
gegeben  war,  nach  einer  Herabsetzung  der  Produktionskosten 
zu  trachten.  Weiter  aber  war  mit  dem  Fortfall  der  Begren- 
zung der  Gewinne  jenes  Moment  beseitigt,  das  unter  den 
früheren  Verhältnissen  eine  weitere  Reduktion  der  Produk- 
tionskosten über  eine  bestimmte  Grenze  hinaus  vereiteln 
musste.  Je  mehr  die  Produktionskosten  vermindert  wurden, 
um  so  niedriger  konnten  die  Preise  angesetzt  werden,  und 
um  so  höher  war  der  Gewinn,  der  gesetzlich  zagelassen 
wurde.  Früher  war  die  gesetzliche  Reduktion  der  Preise  ab- 
hängig davon,  dass  die  Gesellschaften  so  billig  produzierten, 
dass  der  gesetzliche  Maximalgewinn  überschritten  wurde. 
Nunmehr  war  die  billigere  Produktion  die  Voraussetzung  da- 
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für,  dass  die  Gesellschaften  einen  höheren  Gewinn  einstreichen 
durften.  Früher  nahm  die  Gesetzgebung  die  Frucht  billigerer 
Produktionskosten  von  einem  bestimmten  Punkt  ab  vollständig 
für  die  Konsumenten  in  Anspruch.  Jetzt  yerhiess  die  Gesetz- 
gebung den  Produzenten  bei  stetig  sinkenden  Produktions- 
kosten einen  stetig  sich  mehrenden  Gewinn. 

Allerdings  war  auch  die  Reduktion  der  Kohlen-  und  Eisen- 
preise eine  der  Erniedrigung  der  Produktionskosten  günstige 
Voraussetzung.  Mit  einem  Sinken  der  Rohmaterialienpreise  ist 
jedoch  ein  Sinken  der  Produktionskosten  nur  dann  verknüpft, 
wenn  für  die  gleiche  Produktenmenge  zur  Zeit  niedrigerer 
Preislage  der  Rohmaterialien  kein  grösseres  Quantum  Roh- 
material verbraucht  wird  als  vorher  in  der  Zeit,  in  der  die 
Preise  der  Rohmaterialien  höher  standen.  Sinkende  Preise 
für  Rohmaterialien  haben  femer  keineswegs  die  Tendenz,  die 
Abnehmer  dieser  Rohmaterialien  dazu  anzuregen,  den  Ver- 
brauch von  Rohmaterialien  pro  Produkteneinheit  konstant  zu 
halten  oder  gar  zu  mindern.  Im  Gegenteil  begünstigen  wei^ 
chende  Preise  der  Rohmaterialien  vielfach  die  Neigung,  mit 
den  Rohmaterialien  bei  ihrer  Verarbeitung  weniger  sparsam 
umzugehen.  Anders  verlief  die  Entwickelung  der  Gasfabrika- 
tion in  der  mit  der  Herrschaft  der  sliding  scales  zusammen- 
fallenden Periode  des  Preissturzes  der  Steinkohle.  Der  Kohlen- 
verbrauch der  Gasfabriken  minderte  sich  beträchtlich.  Während 
man  im  Jahre  1865  aus  1  Tonne  Kohlen  8000—10000  Kubik- 
fuss  Gas  machte,  betrug  im  Jahre  1888  die  Ausbeute  aus 
1  Tonne  Kohlen  10354  Kubikfuss  Gas  ^).  Auf  die  Minde- 
rung der  Kohlenpreise  können  diese  Fortschritte  nicht  zurück- 
geführt werden.  Wir  müssen  sie  uns  vielmehr  daraus  er- 
klären, dass  an  Stelle  der  früheren  Lethargie  durch  die  Ein- 
führung der  sliding  scales  das  lebhafte  Streben  gesetzt  wurde, 
die  Produktionskosten  zu  erniedrigen.  In  dieser  Aenderung 
ist  ein  Schlüssel  für  die  Mmderung  des  finanziellen  Aufwandes 
zu  suchen,  den  die  Gasgesellschaften  für  die  Beschaffung  ihres 
Kohlenbedarfes  zu  machen  hatten. 


*)ZerahColburn,  The  Gas  Works  of  London  (1865),  S.  1.  — 
Board  of  Trade,  Accounts  of  the  Metropolitan  Gas  Gompanies  for 
the  year  1888  (1889),  S.  7,  18,  16,  19,  22,  25. 
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Leider  ist  die  Entwickelung  der  Verwertung  der  Abfall- 
produkte in  den  Londoner  Gasanstalten  in  so  dichtes  Dunkel 
eingehüllt,  dass  wir  nicht  zu  entscheiden  yermögen,  ob  nicht 
auch  der  Aufschwung  in  diesen  FlQgeldepartements  der  Lon- 
doner Gaswerke  eine  Folge  der  Einführung  der  gleitenden 
Skalen  war,  ob  nicht,  was  durchaus  möglich  erscheint,  auch 
die  stärkere  Poussierung  des  Geschäftes  in  Residualerzeug- 
nissen auf  Seiten  der  Gasgesellschaften  auf  das  neuerwachte 
Interesse  zurückzuführen  ist,  die  Gaspreise  niedrig  zu  halten. 
Sicher  ist  nur  dies,  dass  die  erhöhte  Vorteilhaftigkeit  der 
Verwertung  der  bei  der  Gasproduktion  sich  ergebenden  Rück- 
stände die  Torgekommenen  Senkungen  der  Gaspreise  nur  zum 
kleinsten  Teile  erklärt.  Mochte  auch  gegen  die  Zeit  vor 
der  Einführung  der  gleitenden  Skalen  der  Markt  für  Neben- 
produkte beträchtlich  umfangreicher  und  lohnender  geworden 
sein,  so  war  er  doch  weder  so  ausgedehnt  noch  so  lukrativ 
geworden,  dass  ein  vollständiger  Fortfall  dieser  Absatzgelegen- 
heit in  irgend  einem  Zeitpunkte  der  Wirksamkeit  der  gleiten- 
den Skalen  den  Gaspreis  beträchtlich  hätte  heben  müssen. 
Beispielsweise  betrug  im  Jahre  1886  der  für  Beiprodukte  er- 
zielte Bruttoerlös  bei  allen  Gesellschaffcen  ungefähr  ^/4  der 
Roheinnahmen  aus  dem  Verkauf  von  Gas^).  Nehmen  wir 
an,  die  Gewinnsteigerung  aus  dem  Verkaufe  der  Nebenpro- 
dukte, verglichen  mit  den  letzten  Jahren  des  Bestehens  der 
früheren  Gaspreisrestriktionen,  habe  gleichfalls  ^ji  der  Roh- 
einnahmen aus  dem  Gasverkauf  im  Jahre  1886  betragen,  wo- 
bei wir  jene  Gewinnsteigerung  natürlich  zu  hoch  beziffern,  da 
einmal  die  Produktionskosten  der  Nebenprodukte  im  Jahre  1886 
selbstverständlich  nicht  gleich  null  waren  und  weiter  vielleicht 
auch  am  Ende  der  Periode  der  früheren  Preisrestriktionen  die 
Verwertung  der  Nebenprodukte  einen  Gewinn  abwarf,  so 
kommen  wir  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Gasgesellschaften  für 
einen  eventuellen  vollständigen  Verzicht  auf  den  Gewinn  aus 
der  Verwertung  von  Nebenprodukten  in  einer  Erhöhung  der 
Preise  um  höchstens  V^  Ersatz  hätten  finden  können.  Da  die 
Gaspreise   der  in  Betracht  kommenden  Gasgesellschaften  am 


*)  J.  B.  Firth,  Reform  of  London  Government,  8. 145. 
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Ausgange  der  Periode  der  früheren  Preisrestriktionen  über 
4  sh  bis  zu  5  sh,  im  Jahre  1886  aber  thatsächlich  bezw.  3  sh 
und  2  sh  6  d  betrugen  ^),  also  beim  Forfcfall  des  Gewinnes  aus 
Nebenprodukten  im  Jahre  1886  höchstens  nicht  mehr  als  3  sh 
9  d  pro  1000  Kubikfuss  hätten  betragen  müssen,  so  ergibt 
sich,  dass,  selbst  wenn  man  dem  Element  der  Steigerung  des 
Gewinnes  aus  Nebenprodukten  eine  stärkere  Wirkung  zuge- 
stehen wollte  als  es  thatsächlich  ausübte,  jenem  Element  die 
thatsächliche  Senkung  der  Oaspreise  nur  zum  kleinen  Teile 
zugeschrieben  werden  könnte. 

Aus  allem  geht  deutlich  hervor,  dass  die  Preiserniedri- 
gungen nach  Einführung  der  sliding  scales  in  erster  Linie 
diesen  Skalen  zu  danken  ist.  Ein  interessantes  Merkmal  der 
ökonomischen  Kräfte,  die  durch  diesen  Mechanismus  ausgelöst 
wurden,  ist  ihre  weitgehende  üebereinstimmung  mit  den 
Kräften,  die  dem  System  der  freien  Konkurrenz  als  allein 
eigen  zugesprochen  werden.  Zwar  führte  die  Einführung  der 
gleitenden  Skalen  im  Vergleiche  zu  den  früheren  Preisregula- 
tionen zu  einer  verstärkten  Bindung  der  Produzenten,  insofern 
als  damit  die  Gesetzgebung  in  ein  vorher  geheiligtes  Gebiet, 
in  die  Gestaltung  des  Produktionsprozesses  eingrijff.  Sie  that 
dies  aber  nicht  dadurch,  dass  sie  spezielle  Anordnungen  dar- 
über gegeben  hätte,  wie  produziert  werden  sollte.  Die  glei- 
tenden Skalen  enthielten  nichts,  was  den  Produzenten  die 
Möglichkeit  genommen  hätte,  deren  sich  die  Produzenten  im 
System  der  freien  Konkurrenz  erfreuen,  den  Betrieb  nach 
eigenem  Gutdünken  zu  gestalten.  Wie  im  System  der  freien 
Konkurrenz,  so  war  es  auch  unter  der  Herrschaft  der  gleiten- 
den Skalen  ein  indirekter  ökonomischer  Druck,  der  die  Ge- 
schäftsführung bestimmte.  Die  Mittel,  durch  die  die  gleiten- 
den Skalen  die  Geschäftsführung  beeinflussten,  waren  dieselben, 
mit  denen  im  freien  Verkehre  die  Art  der  Produktion  beein- 
flusst  wird,  nämlich  die  Gestaltung  der  Preise  und  der  Ge- 
winne. Während  die  früheren  Preisregulationen  sich  um  die 
Preisbewegung     unter    dem     festgesetzten     absoluten     Preis- 


^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1886,  S.  39. 
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mazimum  und  unter  dem  festgesetzten  Gewinnmazimum 
nicht  kümmerten,  waren  die  gleitenden  Skalen  fähig,  einer 
Preisbewegung  bis  zum  Nullpunkt  nach  abwärts  und  in  un- 
beschränkter Ausdehnung  nach  oben  hin  zu  folgen  im  Ein- 
klänge mit  dem  System  der  freien  Konkurrenz,  das  gleichfalls 
nicht  an  eine  bestimmte  Höhe  der  in  seinen  Bereich  fallenden 
Preise  geknüpft  ist.  Nicht  aber  nur  in  den  Mitteln,  sondern 
auch  in  der  Wirksamkeit  der  angewandten  Mittel  sind  Pa- 
rallelismen zwischen  dem  System  der  freien  Konkurrenz  und 
den  gleitenden  Skalen  zu  entdecken.  Die  Anhänger  des 
Satzes,  dass  die  freie  Konkurrenz  die  Tendenz  habe,  die  Preise 
zu  erniedrigen,  rühmen  diesem  Wirtschaftssystem  einen  Vor- 
zug nach,  der,  wie  wir  sahen,  auch  die  gleitenden  Skalen  aus- 
zeichnete. Auf  der  Grundlage  jenes  Satzes  hat  man  mit  die 
Behauptung  aufgebaut,  dass  das  System  der  freien  Konkurrenz 
die  Interessen  der  Produzenten  und  der  Konsumenten  harmo- 
nisch vereinige.  Die  gleiche  Wirkung  wurde  den  gleitenden 
Skalen  nachgesagt.  Ihre  Einführung  wurde  als  ein  Zeitpunkt 
bezeichnet,  von  dem  ab  zum  erstenmal  die  Gasgesellschaften 
das  Interesse  gehabt  hätten,  das,  was  die  Konsumenten  be- 
gehrten, niedrigere  Preise,  zu  gewähren,  unter  den  früheren 
Preisregulationen  hätten  —  so  sagte  man  —  die  Konsumenten 
Preissteigerungen  allein  zu  tragen  gehabt,  während  die  Gas- 
gesellschafken kein  Interesse  gehabt  hätten,  den  Gasverbrauch 
zu  verbilligen.  Nunmehr  würden  Preissteigerungen  sowohl  die 
Konsumenten  als  auch  die  Produzenten  schädigen,  während 
umgekehrt  Preiserniedrigungen  sowohl  Konsumenten  als  auch 
Produzenten  nützen  würden.  Ein  neuer  Partner  sei  unter  die 
Mitglieder  der  Londoner  Gasgesellschaften  aufgenommen  wor- 
den, die  Armee  der  Londoner  Gaskonsumenten  ^). 

Von  den  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen  über  den  Zins- 
fuss  der  Obligationen  und  über  den  Modus  der  Emission  junger 
Aktien  kann  sogar  gesagt  werden,  dass  sie  dem  freien  Ver- 
kehre ein  weiteres  Feld  eröffneten  als  das  früher  nach  dieser 
Richtung  hin  beobachtete  Prinzip  des  Laisser-faire  eröffnen 
konnte.    Die  Einführung  des  Maximalzinsfusses  fQr  neue  Obli- 


*)  Ib.  for  the  year  1875,  S.  39. 
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gationen  war  ein  Versuch,  die  Feststellung  des  Zinsfusses  der 
Höhe  des  Zinsfusses  anzunähern,  zu  dem  angesichts  der  Lage 
des  Kapitalmarktes  Geld  aufgenommen  werden  konnte.  Das 
Verbot,  junge  Aktien  an  die  alten  Aktionäre  al  pari  abzu- 
geben, beseitigte  in  der  Emission  der  jungen  Aktien  eine 
Zwischenstufe,  auf  der  der  Preis  der  Aktien  nicht  durch  den 
freien  Verkehr,  sondern  durch  spezielle  persönliche  Verhält- 
nisse bestimmt  wurde,  und  liess  eine  unbeschränkte  Nach- 
frage nach  Aktien  in  einem  Stadium  zu,  in  dem  vorher  nur 
eine  beschränkte  Nachfrage  zugelassen  war. 

In  einer  Beziehung  bestand  jedoch  noch  ein  Unterschied 
zwischen  den  Wirkungen  der  neuen  Rechtsordnung  und  den 
Funktionen  der  ungehemmten  Konkurrenz.  Unter  gewissen 
Voraussetzungen  ist  bei  freiem  Verkehre  die  dauernde  Ueber- 
schreitung  einer  bestimmten  Gewinnhöhe  nicht  möglich.  In- 
sofern als  die  früheren  Preisregulationen  eine  Mazimalgrenze 
fdr  den  Gewinn  der  Gasgesellschaften  fixierten,  war  in  dieser 
Hinsicht  in  ihnen  allerdings  ein  Prinzip  der  freien  Kon- 
kurrenz niedergelegt.  Die  Gesetzgebung  übernahm  hier  die 
Funktionen,  die  bei  freier  Konkurrenz  das  Aufkommen 
neuer  Unternehmungen  in  exzeptionell  lukrativen  Geschäfts- 
zweigen auszuüben  vermag.  Anders  war  es  bei  den  gleiten- 
den Skalen.  Sie  banden  die  Gewinnhöhe  lediglich  durch  die 
Preishöhe  und  enthielten  deshalb  ausser  der  Preishöhe  keine 
Gewinngrenze,  so  dass  mit  sinkenden  Preisen  der  Gewinn 
stetig  bis  zu  einer  enormen  Höhe  wachsen  und  sich  dort 
dauernd  halten  konnte.  Damit  wird  auch  eine  Korrektur  an 
der  thatsächlich  innerhalb  eines  gewissen  Rahmens  vorhan- 
denen Interessenharmonie  zwischen  den  Gasgesellschaften  und 
den  Gaskonsumenten  vorgenommen.  Die  vorgekommenen 
Preissenkungen  bedeuteten  nur  Senkungen  der  Preise  hinsicht- 
lich ihrer  absoluten  Höhe.  Sie  ruhten  allerdings  auf  einem 
Sinken  der  thatsächlichen  Produktionskosten  und  diese  selbst 
hielten  sich  in  der  Nahe  der  möglichen  niedrigsten  Produk- 
tionskosten. Aber  mit  dem  Sinken  der  Preise  war  ein  stetig 
zunehmender  Abstand  zwischen  den  Preisen  und  den  Produk- 
tionskosten verknüpft.  Die  gleitenden  Skalen  bewirkten  nicht, 
dass  die  Preise  im  Verhältnis  zu  den  Produktionskosten  sanken. 


—    271     — 

vielmehr  bewirkten  sie,  dass  die  Preise  im  Verhältnis  zu  den 
Produktionskosten  stiegen. 

Diese  Schattenseite  ist  jeder  konkreten  Form  einer  den 
oben  geschilderten  Skalen  nachgebildeten  Preisskala  eigen,  sie 
ist  aber  nicht  untrennbar  mit  dem  System  gleitender  Skalen 
verknüpft.  An  das  Vorhandensein  jenes  Uebelstandes  und  an 
die  Möglichkeit,  ihn  auf  dem  Boden  der  gleichen  Methode  der 
Preisregulation  in  engen  Grenzen  zu  halten,  knüpft  ein  Vor- 
schlag an,  der  bald  nach  der  Einführung  der  gleitenden  Skalen 
gemacht  wurde.  Er  basiert  auf  dem  Gedanken,  die  Preise  im 
Einklänge  mit  den  Produktionskosten  auf  dem  Wege  einer 
Veränderung  der  Standarddividende  zu  halten.  Es  wurde  vor- 
geschlagen, zu  bestimmen,  dass  ein  Preis  von  3  sh  6  d  pro 
1000  Eubikfuss  Gas  die  Gesellschaften  nur  zu  einer  Dividende 
berechtigen  solle,  die  niedriger  sei  als  10  ^/o.  Die  übrigen 
Bestimmungen  der  gleitenden  Skalen  sollten  dieselben  bleiben^). 
Der  Vorschlag  drang  jedoch  nicht  durch.  Die  gleitenden 
Skalen  waren  in  ihrer  ursprünglichen  Form  noch  in  Kraft, 
als  der  Londoner  Grafschaftsrat  seine  Thätigkeit  begann. 

Auch  auf  die  Sicherung  einer  guten  Qualität  des  ge- 
lieferten Gases  richtete  das  Parlament  sein  Augenmerk.  Es 
würde  zu  weit  führen,  wollten  wir  hier  die  Entwickelung  der 
einschlagigen  Gesetzgebung  und  die  Resultate,  die  damit  er- 
zielt wurden,  im  Detail  schildern.  Es  soll  nur  hervorgehoben 
werden,  dass  die  gesetzlichen  Ansprüche,  die  die  Gesellschaften 
hinsichtlich  der  Qualität  zu  erfüllen  hatten,  im  Laufe  der  Zeit 
gesteigert  wurden.  Die  Vorschriften,  die  am  Ausgange  des 
Metropolitan  Board  of  Works  in  Kraft  standen,  waren  die 
folgenden.  Die  Leuchtkraft  des  Gases  sollte  16  Kerzen  be- 
tragen bei  einer  Konsumtion  von  5  Kubikfuss  pro  Stunde. 
Mit  Bezug  auf  die  Reinheit  des  Gases  war  völlige  Freiheit 
von  Schwefelwasserstoff  vorgeschrieben.  Ammoniak  war  nur 
im  Höchstbetrag  von  4  grains  in  100  Kubikfuss  Gas,  Schwefel 
nur  im  Höchstbetrag  von  17  grains  von  April  bis  Oktober 
und  von  22  grains  von  Oktober  bis  April  pro  100  Kubikfuss 


')  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Workg  for  the 
year  1881,  S.  47, 
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zugelassen.  Auf  Grund  der  gesetzlichen  Bestimmungen  wurden 
einige  Verbesserungen  in  qualitativer  Hinsicht  erzielt.  Allein 
infolge  der  Lückenhaftigkeit  der  Gesetzgebung  war  es  den 
Oasgesellschaften  vielfach  möglich,  diese  Vorschriften  zu  um- 
gehen und  bedeutend  schlechteres  Gas  zu  liefern  ^).  Seit  dem 
Jahre  1875  war  das  Metropolitan  Board  of  Works  die  untere 
Instanz  für  die  Kontrolle  der  Durchführung  der  auf  die  Be- 
schaffenheit des  gelieferten  Gases  bezüglichen  Gesetzgebung. 
Als  obere  Instanz  funktionierte  der  durch  das  Handelsmini- 
sterium ernannte  Chief  Gas  Examiner,  der  auch  andere,  Gas 
Referees  genannte  Organe  mit  der  Verpflichtung  nominierte, 
Detailvorschriften  über  die  Ausführung  der  einschlägigen  Ge- 
setzgebung zu  erlassen.  Seit  dem  Jahre  1861  war  das  Metro- 
politan Board  of  Works  ferner  für  die  Ernennung  von  Inspek- 
toren zum  Zwecke  der  Eontrolle  der  Gasometer  zuständig. 

Mittlerweile  waren  bedeutende  Wandlungen  im  Umfange 
der  einzelnen  Gasgesellschaften  vor  sich  gegangen.  Der  Peri- 
ode der  Eartellierung  früher  miteinander  konkurrierender 
Betriebe  folgte  die  Periode  der  Fusionierung  einzelner  Gesell- 
schaften. Bei  enorm  steigender  Gesamtproduktion  schmolz 
die  Zahl  der  Gesellschaften  von  13  im  Jahre  1859  auf 
3  im  Jahre  1888  zusammen.  Das  Kapital  dieser  3  Gesell- 
schaften betrug  im  Jahre  1888  zusammen  13646890  Pfd.  Sterl. 
Die  kleinste  von  ihnen,  die  Commercial  Gas  Company,  be- 
schäftigte ein  Kapital  von  809890  Pfd.  Sterl.  Die  zweit- 
grösste  Gesellschaft,  die  South  Metropolitan  Gas  Company, 
arbeitete  mit  einem  Kapital  von  2548000  Pfd.  Sterl.,  während 
die  grösste  Londoner  Gasgesellschaft,  die  alte  Gas  Light  and 
Coke  Company,  die  ihre  Laufbahn  mit  nur  200000  Pfd.  Sterl. 
Kapital  begonnen  hatte,  über  ein  Kapital  von  10289  000  Pfd. 
Sterl.  verfügte,  eine  Riesensumme,  die  wohl  von  keiner  Aktien- 
gesellschaft der  Welt  damals  erreicht  wurde  ^). 


»)  Ib.  for  the  year  1888,  S.  58  f. 

*)  S,  Hughes,  London  and  its  Gaa  Companiea  (1863),  S.  4.  — 
Board  of  Trade  a.  a.  0.  S.  9,  17,  23.  —  London  County  Council, 
London  Gas  Snpply.  Reports  by  the  Councirs  Ghemist  on  prices  enrich- 
ment  and  testing  (1894),  S.  1.  —  Report  of  the  Metropolitan 
Board  of  Works  for  the  year  1888,  S.  57. 
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Verschiedentlich  trat  auf  seiten  der  Gasgesellschaften  aach 
das  Bestreben  auf,  der  Gasproduktion  und  der  Verarbeitung 
von  Abfällen  Prozesse  anzugliedern,  die  der  Gasproduktion 
zeitlich  vorangehen.  Zweimal  wurde  von  einzelnen  Gesell- 
schaften das  Parlament  um  die  Erlaubnis  angegangen,  Kohlen- 
gruben erwerben  zu  dürfen.  Einmal  suchte  eine  Gesellschaft 
auch  um  das  Recht  nach,  selbst  Eohlenschiffe  zu  erwerben. 
Das  letztere  Ersuchen  wurde  genehmigt.  Hingegen  wurde 
den  Gesellschaften  die  nachgesuchte  Erlaubnis  für  den  Erwerb 
eigener  Kohlengruben  nicht  erteilt,  vermutlich  deshalb,  weil 
man  in  dem  ersten  Falle  argwöhnte,  die  petitionierende  Ge- 
sellschaft wolle  Kohlengruben  lediglich  auf  Spekulation  er- 
werben und  bei  einem  ungünstigen  Ausgange  der  Spekulation 
werde  der  Verlust  auf  die  Gaspreise  abgewälzt  werden,  wäh- 
rend man  in  dem  zweiten  Falle  zwar  nicht  an  der  Absicht 
zweifelte,  Kohlengruben  für  die  Zwecke  der  Gasproduktion 
zu  erwerben,  aber  befürchtete,  bei  sinkenden  Kohlenpreisen 
würden  die  Gaspreise  zur  Deckung  der  Gewinnreduktion  bei 
den  Kohlengruben  herangezogen  werden,  und  weil  man  in 
beiden  Fällen  wohl  die  Befürchtung  hegte,  dass  die  in  Aus- 
sicht genommenen  Betriebserweiterungen  die  Möglichkeit  zur 
Umgehung  der  Gaspreisregulationen  bieten  würden^). 

Fast  so  lange,  wie  in  London  überhaupt  Gas  gebrannt 
wurde,  forderte  man,  dass  die  Gasversorgung  in  London  nicht 
durch  Private,  sondern  durch  eine  öffentliche  Körperschaft 
betrieben  werden  solle.  Kaum  ein  Dezennium  war  seit  der 
Eröffnung  der  ersten  Londoner  Gasanstalt  verflossen,  als  der 
Earl  of  Landerdale  im  Oberhause  die  kommunale  Gasversor- 
gung als  die  beste  Methode  der  Gasversorgung  bezeichnete*). 
Kurz  nach  der  Vollendung  des  Kartells  der  nördlichen  Gas- 
gesellschaften rief  ein  hervorragender  Gastechniker  die  Vestries 
und  District  Boards  auf,  sich  zur  Errichtung  eigener  Gaswerke 
zu  vereinigen^). 


^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1868/69,  S.  41;  do.  for  the  year  1878,  S.  30  f.  —  Joseph  F.  B. 
Firth,  Municipal  London,  S.  371,  685  f. 

«)  Hansard's  Parliamentary  Debates,  N.  S.,  vol.  11  (1823),  S.  790. 

')  8.  Hughes,  Metropolis  Management  (1858),  S.  8. 
Sinzbeimer,  Der  Londoner  Grafschaftsrat.  I.  18 
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Bis  dahin  hatten  sich  nur  einige  kleine  Wölkchen  über 
den  Häuptern  der  Londoner  Gesellschaften  zusammengezogen. 
In  dem  nächsten  Jahrzehnt  bereits  schien  der  Privatbetrieb 
ernstlich  bedroht.  Zunächst  zeigte  es  sich,  dass  Sympathien 
fttr  den  munizipalen  Betrieb  bereits  in  die  Londoner  Stadt- 
verwaltung eingedrungen  waren.  Im  Jahre  1866  brachte  die 
City  im  Parlament  einen  Gesetzentwurf  ein,  der  sie  ermäch- 
tigen sollte,  eigene  Gaswerke  zu  errichten  und  die  innerhalb 
ihres  Verwaltungsgebietes  wohnende  Bevölkerung  mit  Gas  zu 
versorgen.  Ein  zweiter,  noch  weitergehender  Ansturm  auf  das 
Parlament  wurde  in  demselben  Jahre  durch  einige  Parlaments- 
mitglieder versucht.  Das  Ziel  der  von  ihnen  eingebrachten 
Bill  war  dies,  diem  Metropolitan  Board  of  Works  oder  den 
kombinierten  Vestries  und  District  Boards  oder  der  City  das 
Recht  zu  verleihen,  eine  Gesellschaft  oder  mehrere  oder  alle 
Gasgesellschaften  anzukaufen.  Zu  einem  verwandten  Ergebnis 
kam  in  dem  gleichen  Jahre  eine  parlamentarische  Unter- 
suchungskommission. Sie  sprach  sich  dafür  aus,  dass  das 
Parlament  irgend  einer  die  Konsumenten  repräsentierenden 
öffentlichen  Körperschaft  jede  Erleichterung  gewähren  solle 
für  den  Erwerb  des  Eigentumes  der  Gasgesellschaften  entweder 
zu  frei  vereinbarten  oder  vom  Parlament  auferlegten  Be- 
dingungen ^). 

Noch  bedenklicher  für  die  Gasgesellschaften  liess  sich  das 
Jahr  1867  an.  In  diesem  Jahre  brachte  die  konservative  Re- 
gierung einen  Gesetzentwurf  ein,  der  die  Bestimmung  enthielt, 
dass  das  Metropolitan  Board  of  Works  und  die  City  Verwaltung 
das  Recht  haben  sollten,  das  Eigentum  der  Gasgesellschaften 
an  sich  zu  bringen  ^).  Der  Gesetzentwurf  zog  der  Regierung 
zahlreiche  Vorwürfe  zu.  Er  wurde  eine  Eigentumskonfiskation 
genannt,  die  von  Bedeutung  für  das  Eigentum  überhaupt  sein 
werde.  Der  Regierung  wurde  vorgehalten,  ihr  Muster  sei  die 
französische  Revolution,  deren  erstes  Ergebnis  die  Konfiskation 


^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1865/66,  S.  53  f.  —  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  857  ff. 

')  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1866/67,  S.  42. 
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des  Grundbesitzes  der  Adeligen  gewesen  sei.  In  düsteren  Farben 
malte  man  die  Wirkungen  aus,  die  nach  Annahme  des  Gesetz- 
entwurfes eintreten  müssten:  Aufhebung  des  privaten  Orund- 
eigentnmes,  Expropriation  aller  anderen  Aktiengesellschaften^). 

Die  Bill  der  Regierung  drang  nicht  durch.  Nachdem  sie 
die  zweite  Lesung  passiert  hatte,  wurde  sie  einer  Kommission 
überwiesen,  die  die  erwähnte,  der  Munizipalisation  die  Wege 
ebnende  Bestimmung  strich.  Eine  völlige  Niederlage  der 
Munizipalisationsidee  bedeutete  dies  jedoch  nicht.  Die  Kom- 
mission erklärte  sich  dafür,  dass,  wenn  die  Gasgesellschaften 
sich  notwendigen  gesetzlichen  Restriktionen  nicht  fügen  wollten, 
kommunalen  Organen  das  Recht  verliehen  werden  solle,  selbst 
die  Gasversorgung  in  die  Hand  zu  nehmen^). 

Bereits  im  nächsten  Jahre,  im  Jahre  1868,  war  die  City 
wieder  mit  einem  Gesetzentwurf  zur  Stelle,  der  diese  Even- 
tualität verwirklichen  sollte.  Obwohl  wie  die  City  auch  das 
Metropolitan  Board  of  Works  einen  Wink  erhalten  hatte, 
der  andeutete,  dass  man  der  Errichtung  kommunaler  Gas- 
anstalten nicht  feindlich  gegenüberstand,  zeigte  das  Board  keine 
Neigung,  sich  um  die  Erlaubnis  zur  Errichtung  eigener  Gas- 
werke zu  bewerben.  Aber  seine  Haltung  entsprach  durchaus 
nicht  der  in  London  herrschenden  Stimmung.  Zahlreiche  De- 
putationen suchten  es  zu  einer  Aenderung  zu  bewegen,  aber 
vergebens  ^). 

Sie  fanden  einen  Vertreter  ihrer  Wünsche  in  dem  liberalen 
Parlamentsmitgliede  James  Beal.  Er  brachte  im  Jahre  1868 
im  Auftrage  zahlreicher  Londoner  Vestries  und  District  Boards 
im  Parlament  eine  Bill  ein,  die  dem  Metropolitan  Board  of 
Works  und  der  Cityverwaltung  als  Alternative  zu  einer  Ver- 
schärfung der  Aufsicht  über  die  Gasgesellschaften  das  Recht 
verleihen  sollte,  das  Eigentum  dieser  zu  erwerben  und  selbst 
die  Gaslieferung  zu  betreiben^). 


*)  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  360  f. 

')  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1866/67,  S.  42  f.;  do.  for  the  year  1874,  S.  88. 

3)  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  868. 

*)  Ib.  S.  864f.  und  Report  of  the  Metropolitan  Board  of 
Works  for  the  year  1888,  S.  55. 
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Der  munizipalisationsfreuDdliche  Kern  der  von  der  City 
eingebrachten  Bill  wurde  teilweise  verwirklicht.  Die  City  of 
London  Oas  Act  1868  gab  der  Citykorporation  das  Recht, 
das  Eigentum  der  die  City  mit  Oas  versorgenden  Gesellschaften 
zu  erwerben.  Jedoch  wurde  ihr  dieses  Recht  nur  mit  einer 
doppelten  Einschränkung  verliehen.  Es  konnte  nur  für  die  dem 
Erlasse  des  Gesetzes  folgenden  3  Jahre  ausgeübt  werden.  Femer 
war  die  Ausübung  des  Rechts  an  die  Zustimmung  der  anderen 
Londoner  Gasgesellschaften  geknüpft;  für  den  Fall,  dass  diese 
Zustimmung  nicht  gegeben  würde,  war  die  Voraussetzung  des 
Ankaufes  der  die  City  versorgenden  Werke  der  Ankauf  sämt- 
licher anderen  Londoner  Gasgesellschaften  durch  die  City- 
korporation. Die  Citykorporation  machte  auch  wirklich  den 
Versuch,  die  Werke  einer  Gesellschaft  anzukaufen.  Da  die 
betreffende  Gesellschaft  sich  weigerte,  die  ihr  gestellte  Offerte 
anzunehmen,  Enteignungsrechte  nicht  gegeben  waren,  blieb  es 
jedoch  beim  alten  ^). 

Die  Unzufriedenheit  mit  der  Erhöhung  der  Gaspreise  zu 
Beginn  der  siebziger  Jahre  machte  sich  nicht  nur  in  der 
Forderung  Luft,  die  Gasgesellschaften  schärferen  Restriktionen 
zu  unterwerfen.  Mit  vermehrter  Stärke  ertönte  nunmehr 
wieder  der  Ruf  nach  Eommunalisierung.  In  jener  Zeit  war 
permanenter  Sekretär  des  Handelsministeriums  Henry  Thomas 
Farrer,  der  spätere  Lord  Farrer.  Deutlich  liess  er  in  einem 
ah  den  alten  Vorkämpfer  der  Munizipalisation ,  James  Beal, 
gerichteten  Briefe  aus  dem  Jahre  1873  durchblicken,  dass  man 
im  Handelsministerium  vor  der  Ermächtigung  der  Stadtverwal- 
tung zum  Ankaufe  der  bestehenden  Gaswerke  nicht  zurück- 
schrecken werde*).  Auf  einen  ähnlichen  Standpunkt  stellte 
sich  die  „Edinburgh  Review'^,  die  die  Munizipalisation  der 
Gaswerke  als  den  allein  richtigen  Weg  bezeichnete  *).  Wieder 
erschien  die  Cityverwaltung  auf  dem  Plane  mit  der  Forderung, 
die  Gaswerke  in  das  Eigentum  und  den  Betrieb  der  Stadt 
überzuführen.     Ein  neuer  Bundesgenosse  erschien  jetzt  an  der 


>)  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  866  f. 

»)  Ib.  S.  873  f. 

»)  The  Edinburgh  Review,  vol.  XLII  (1875),  S.  570  und  581. 
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Seite  der  Citykorporation:  das  Metropolitan  Board  of  Works. 
Beide  kommunale  Behörden  brachten  im  Jahre  1874  gemein- 
sam drei  auf  die  Londoner  Gasversorgung  bezügliche  Gesetz- 
entwürfe ein,  von  denen  zwei  die  Eommunalisierung  der 
privaten  Gaswerke  zum  Zwecke  hatten.  Der  erste  dieser 
beiden  Gesetzentwürfe  sollte  das  Board  und  die  Citykorpora- 
tion  gemeinschaftlich  ermächtigen,  die  privaten  Gasanstalten 
sämtlich  anzukaufen.  In  der  Absicht,  die  Gasgesellschaften 
zu  einem  Verkauf  leichter  geneigt  zu  machen  und  sie  von 
exorbitanten  Eompensationsforderungen  abzuhalten,  wurde  der 
zweite  Gesetzentwurf  eingebracht,  der  den  ersten  ergänzen 
und  beiden  Behörden  die  Befugnis  erwirken  sollte,  selbst  neue 
Gaswerke  anzulegen  und  zu  betreiben.  Beide  Bills  wurden 
zurückgezogen.  Sie  führten  zu  einem  interessanten  Ergeb- 
nisse. Sie  brachten  nämlich  die  Thatsache  ans  Tageslicht, 
dass  die  GasgeseUschafben  keineswegs  einmütig  gegen  eine 
Kommunalisierung  sich  sträubten.  Im  Jahre  1874  erklärten  sich 
verschiedene  Gasgesellschafben  bereit,  ihre  Werke  der  Stadt- 
verwaltung abzutreten.  Eine  Gesellschaft  brachte  im  Jahre  1875 
selbst  eine  Bill  im  Oberhause  ein,  die  sie  ermächtigen  sollte, 
ihr  Unternehmen  der  Stadtverwaltung  zu  verkaufen.  Indes 
kam  es  infolge  eines  Verstosses  gegen  die  Geschäftsordnung 
nicht  zu  einer  Beratung  über  diese  BilP). 

Von  diesem  Jahre  ab  hörte  man  für  eine  Reihe  von 
Jahren  nur  wenig  von  Versuchen,  das  Parlament  zur  Eom- 
munalisierung  der  Gaswerke  zu  veranlassen.  Wenn  auch  ge- 
schwächt, war  aber  die  Munizipalisationsidee  in  diesen  Jahren 
keineswegs  völlig  tot.  Beispielsweise  rechnete  offenbar  noch 
in  den  achtziger  Jahren  das  Metropolitan  Board  of  Works  mit 
der  Möglichkeit,  früher  oder  später  die  Gasgesellschaften  zu 
munizipalisieren  ^). 

Die  Verleihung  von  Kaufrechten  an  die  Citykorporation 
im  Jahre  1868  zeigt  schon  klar,  dass  im  Parlament  keine 
prinzipielle  Abneigung  gegen  die  Kommunalisierung  der  Lon- 


*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1874,  S.  39;  do.  for  the  year  1875,  S.  38  and  41. 
')  Do.  for  the  year  1883,  S.  137. 
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doner  Gaswerke  bestand,  and  es  ist  deshalb  nicht  nötig,  näher 
auf  die  Gründe  des  Scheiterns  der  verschiedenen  vorher  er- 
wähnten Munizipalisationsbills  einzugehen,  das  übrigens  ähn- 
lichen Gründen  wie  das  Scheitern  der  auf  die  Londoner 
Wasserversorgung  bezüglichen  Munizipalisationsbills  zuzu- 
schreiben ist.  Um  so  weniger  ist  dies  nötig,  da  die  Ent- 
wickelung  der  Gasversorgung  ausserhalb  Londons  deutlich 
zeigt,  dass  man  weithin  im  Lande  der  Munizipalisation  von 
Gaswerken  günstig  gestimmt  war. 

Der  Ursprung  zahlreicher  kommunaler  Gasanstalten  im 
vereinigten  Königreiche  reicht  in  die  Zeit  vor  1868  zurück, 
und  zahlreiche  andere  kommunale  Gasanstalten  wurden  in  den 
diesem  Zeitpunkte  folgenden  zwei  Jahrzehnten  gegründet. 
Im  Jahre  1824  erhielt  der  kommunale  Polizeiausschuss  von 
Manchester,  der  schon  seit  dem  Jahre  1807  auf  Grund  der 
ihm  Ende  des  18.  Jahrhunderts  verliehenen  Ermächtigung,  die 
Strassen  von  Manchester  zu  beleuchten,  die  Gaserzeugung  für 
Zwecke  der  Strassenbeleuchtung  selbst  betrieb,  die  Erlaubnis, 
auch  GFas  an  Private  zu  liefern,  die  im  Jahre  1843  auf  den 
Stadtrat  überging.  Gleichfalls  in  den  zwanziger  Jahren  wurde 
in  Eeighley  die  Gasversorgung  munizipalisiert.  In  den  dreissiger 
Jahren  übernahmen  die  Stadträte  von  Greenock  und  Port  Glasgow 
die  Gasversorgung.  Während  der  fünfziger  Jahre  kamen  städti- 
sche Betriebe  auf:  in  Birkenhead,  Bumlej,  Bury,  Darlington 
und  Oldham.  Bis  zu  den  sechziger  Jahren  reicht  die  kom- 
munale Gasversorgung  zurück:  in  Aberavon,  Barrow-in-Fumess, 
Dundee,  Glasgow  und  Macclesfield.  Auch  in  den  siebziger 
Jahren  kamen  zahlreiche  Munizipalisationen  von  privaten  (Gas- 
werken vor  (in  Bangor,  Batley,  Birmingham,  Blackbum,  Bolton, 
Bradford,  Burton -on-Trent,  Clitheroe,  Colne,  Huddersfield, 
Ukeston,  Leeds,  Neath,  Rotherham,  St.  Helens,  Walsall,  Widnes 
und  Workington).  Die  siebziger  Jahre  sind  bemerkenswert 
auch  deshalb,  weil  in  sie  die  Schaffung  der  Public  Health  Act 
1875  fällt,  die  generell  die  städtischen  Sanitätsbehörden  er- 
mächtigte, private  Gasanstalten  anzukaufen  oder  da,  wo  keine 
privaten  Werke  vorhanden  waren,  selbst  Gaswerke  zu  errichten. 
In  den  achtziger  Jahren  entstanden  munizipale  Betriebe  in 
Conway,  Coventry,  Edinburgh,  Lincoln,  Mossley  und  Stalybridge. 
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Im  ganzen  gab  es  im  Jahre  1883  bereits  148  munizipale  Gas- 
untemehmmigen  ^). 

Den  Schreckgespenstern  gegenüber,  die  die  Gegner  der 
Regierungsbill  des  Jahres  1867  auftauchen  liessen,  bemerkte 
Sir  Stafford  Northcote,  der  damalige  Handelsminister,  aus- 
drücklich, es  handle  sich  bei  dieser  Bill  lediglich  um  Oas- 
gesellschaften, nicht  um  andere  industrielle  Unternehmungen  '). 
Der  gleiche  Oedanke,  die  Ansicht,  dass  die  Londoner  Oas- 
gesellschaften um  spezieller  ihnen  allein  anhaftender,  sie  von 
anderen  Oewerbszweigen  scheidender  Kriterien  willen  privaten 
Händen  zu  entziehen  seien,  klingt  in  sämtlichen  ftUr  eine 
Munizipalisation  der  Londoner  Ghisversorgung  sich  aussprechen- 
den Aeusserungen  an.  Weil  man  die  Londoner  Oasversorgung 
für  ein  exceptionell  geartetes  gewerbliches  Oebiet  hielt,  auf 
dem  die  sonst  dem  Privatbetrieb  innewohnenden  Vorzüge  nicht 
zu  Tage  treten  könnten,  —  deshalb  sprach  man  sich  für  den 
gemeindewirtschafÜichen  Betrieb  aus. 

In  den  Ausführungen  der  Freunde  der  Munizipalisation  in 
London  erscheint  die  Gkisversorgung  zunächst  wegen  des  eigen- 
artigen Charakters  des  von  ihr  gelieferten  Hauptprodukts  als 
eine  durch  besondere  Merkmale  gekennzeichnete  Industrie. 
Ein  energischer  Befürworter  der  Munizipalisation  führte  aus, 
zwischen  den  Londoner  Oasgesellschaften  und  anderen  Aktien- 
gesellschaften bestehe  ein  bedeutender  Unterschied.  „Oas  ist 
jetzt*  —  so  wird  von  ihm  auögeführt  —  „ein  Lebensbedürf- 
nis, und  wir  müssen  es  haben.  Oas  ist  einer  derjenigen 
notwendigen  Bedarfsartikel,  die  an  die  Bürger  zu  liefern 
offenbar  innerhalb  des  Rahmens  der  Thätigkeit  einer  Stadt- 
verwaltung liegt.''  Unter  den  Oründen,  die  das  Vorgehen 
des  Metropolitan  Board  of  Works  und  der  Gitykorporation  im 
Jahre  1874   rechtfertigen  sollten,   figuriert  auch   der  Hinweis 


*)  Robert  Donald»  Hantcipal  Year  Book  of  the  United  Eingdom 
for  1897,  S.  823  ff.  —  A.  Shaw,  Municipal  Goyemment  in  Great  Britain, 
S.  164 f.  —  F.  Dolman  a.  a.  0.  S.  154  f.  —  C.  Hugo  a.  a.  0.  S.  184 
und  186.  —  W.H.  Michael  und  J.  Shiress  Will,  The  Law  relating 
to  Gas  and  Water  (1884),  S.  XL. 

")  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  861. 
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darauf,   dass  Oas  ein  allgemeiner  Konsumtionsartikel  gewor- 
den sei^). 

Die  Thatsacbe,  dass  in  den  sechziger  Jahren  die  Munizi- 
palisation  weit  energischer  als  früher  gefordert  wurde,  hing 
damit  zusammen,  dass  von  dieser  Zeit  ab  die  Anhänger  der 
Munizipalisation  ausser  jener  ersten  Eigentümlichkeit  noch 
zwei  andere  Besonderheiten  für  sich  ins  Feld  führen  konnten. 
Von  jener  Zeit  ab  war  es  klar,  dass  die  Londoner  Ghisver- 
sorgung  von  anderen  Industrien  sich  durch  die  Schädlichkeit 
und  die  Vergänglichkeit  der  Konkurrenz  unterschied.  Mit  dem 
Abschluss  der  Kartelle  unter  den  einzelnen  Gesellschaften  war 
die  Londoner  Gasversorgung  in  das  Stadium  der  Konkurrenz- 
losigkeit  übergegangen«  Der  Ausschluss  jeglicher  Konkurrenz 
an  sich  war  zwar  den  Freunden  der  Munizipalisation  nicht 
unerwünscht.  Auch  unterschied  sich  nach  dem  Zustande- 
kommen des  Gesetzes  von  1860  das  Monopol  der  Gasgesell- 
schaften von  anderen  Monopolien  dadurch,  dass  die  Gesetzgebung 
die  Bewegungsfreiheit  der  Monopolinhaber  hemmte.  Aber  dieser 
Lichtseite  der  Gesetzgebung  hielten  die  Freunde  der  Kom- 
munalisierung eine  Schattenseite  entgegen.  Die  Gesetzgebung 
beschränkte  zwar  die  Monopolinhaber,  sie  schützte  diese  aber 
auch.  Diese  letzte  Bedeutung  der  Gesetzgebung  und  ihre 
Folge,  die  Herausbildung  eines  Monopoles,  das  von  anderen 
gewerblichen  Machtstellungen  sich  dadurch  unterschied,  dass  es 
nicht  auf  ökonomischen,  sondern  auf  gesetzlichen  Stützen  ruhte, 
wurde  in  der  Propaganda  für  die  Kommunalisierung  scharf 
betont^).  Noch  grösser  war  diese  Differenz  gegenüber  den- 
jenigen Unternehmern,    die  nicht  im  Besitze  einer  Monopol- 


')  Ib.  S.  670.  —  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Work& 
for  the  year  1888,  S.  56. 

')  ,The  natural  price  of  a  consumable  article  we  know  to  depend 
first  on  the  demand,  nezt  on  the  supply;  on  grounds  of  public  policy,. 
the  supply  of  gas  cannot  be  left  to  that  natural  action,  and  the  Legis- 
latare  has  created  a  monopoly  in  its  favour'  (Report  of  the  Metro- 
politan Board  of  Works  for  the  year  1866/67,  S.  89).  Aehnlich  ib.  for 
the  year  1874,  S.  38.  —  „The  ratification  by  Parliament  of  the  districting 
System  was  an  immense  boon  to  the  Companies.  It  amounted  to  a  practical 
gaarantee  of  a  monopoly"  (Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London^ 
S.  353). 
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Stellung  waren,  sondern  im  Konkurrenzkampfe  standen,  und 
zwar  wurde  diese  Differenz  nach  der  Anschauung  einiger  Freunde 
der  Munizipalisation  auch  nach  der  Einführung  der  sliding  scales 
in  den  siebziger  Jahren  keineswegs  beseitigt.  Der  Schluss- 
bericht des  Metropolitan  Board  of  Works  wies  auf  den  Kon- 
trast zwischen  den  Gewinnen  der  Qasgesellschaften ,  die  die 
Gesetzgebung  der  siebziger  Jahre  in  den  Stand  setze,  13 ^/o 
Dividende  zu  bezahlen,  und  anderen  Aktiengesellschaften  hin,  die 
oft  zufrieden  seien,  wenn  sie  einen  Gewinn  von  5  ^/o  machten  ^). 

Hinzu  kam  dies,  dass  die  Gesetzgebung  der  Jahre  1860, 
1868  und  1869  keineswegs  zu  einer  Minderung  der  Preise 
führte,  während  die  von  den  Freunden  der  Munizipalisation  mit 
den  Londoner  Gasgesellschaften  verglichenen  auswärtigen  kom- 
munalen Gasanstalten  ihre  Preise  weit  unter  das  Niveau  der 
Londoner  Preise  erniedrigten  *).  Anders  verlief,  wie  wir  bereits 
erwähnten,  die  Preisbildung  nach  Einführung  der  sliding  scales. 
Hierin  haben  wir  auch  eine  Erklärung  dafür  zu  sehen,  dass 
die  Propaganda  für  die  Munizipalisation  der  Gaswerke  nach 
1875  nachliess. 

Eine  weitere  zu  Gunsten  der  Munizipalisation  sprechende 
Eigentümlichkeit  war  nach  der  Auffassung  der  Freunde  dieser 
Massregel  die  Thatsache,  dass  die  Kommune  selbst  Gaskonsu- 
mentin  war.  Sie  konsumierte  allerdings  auch  andere  Artikel. 
Wenn  man  die  Gaslieferung  als  ein  passendes  Objekt  der 
Munizipalisation  aus  dem  Kreise  der  die  Kommune  versorgen- 
den Gewerbszweige  herausgriff,  so  rechtfertigte  man  dies  da- 
mit, dass  bei  der  Versorgung  mit  Gas  die  Kommune  als 
Konsumentin  in  einer  anderen  Lage  war  wie  sonst  als  Kon- 
sumentin. Die  Mehrzahl  der  anderen  Lieferungen  konnte  auf 
dem  Wege  der  Submission  dem  am  wenigsten  fordernden 
Unternehmer  übertragen  werden.  Bei  dem  Bezug  von  Gas 
war  die  Kommune  gezwungen,  ihren  Bedarf  bei  einer  be- 
stimmten Unternehmung,  die  gegen  jede  Konkurrenz  gesichert 
war,  zu  decken^). 

^)  Report  of  the  Metropolitan  fioard  of  Works  for  the  year 
1888,  S.  57. 

»)  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  672  fF. 

^)  Ib.  S.  685.    Darin,  dass  die  Citykorporation,  die  Vestries  und 


—    282    — 

Mit  dem  Sinken  der  Preise  seit  der  letzten  Hälfte  der 
siebziger  Jahre  Terlor  auch  dieses  Argument  etwas  von  seiner 
Wirkung.  Einen  ähnlichen  Effekt  hatte  die  schwache  Ver- 
besserung der  Qualität  des  Ghtses,  die  ungefähr  von  demselben 
Zeitpunkte  ab  eintrat.  Das  Argument,  dass  der  munizipale 
Betrieb  besseres  Gas  zu  liefern  verspreche  als  der  privatwirt- 
schaftliche Betrieb,  verlor  damit  nicht  vollständig  seine  An- 
ziehungskraft. Immerhin  büsste  dadurch  die  Bewegung  zu 
Gunsten  der  Munizipalisation  an  Stärke  ein. 

Die  Anhänger. der  Munizipalisation  hatten  noch  eine  Reihe 
von  anderen  Argumenten,  die  den  gemeinwirtschaftlichen  Betrieb 
auch  unter  solchen  Verhältnissen  als  empfehlenswert  hinstellten. 
Dahin  gehört  zunächst  die  Behauptung,  dass  mit  dem  Fort- 
bestehen des  Privatbetriebes  unnötige  Strassenaufreissungen  und 
daraus  folgende  vermeidbare  Verkehrshemmungen  und  Beschädi- 
gungen des  Strassenpflasters  verknüpft  seien.  Mit  der  Beendi- 
gung der  Konkurrenz  unter  den  Gesellschaften  hatten  sich 
zwar  die  Dinge  gebessert.  Aber  auch  nach  der  Verteilung 
ihres  Absatzgebietes  kam  es  vor,  dass  eine  Gasgesellschaft 
ältere  Strassen  aufnss  und  schloss,  kurz  bevor  sie  wieder  fQr 
andere  Zwecke  aufgebrochen  wurden,  oder  dass  sie,  kurz 
nachdem  eine  neue  Strasse  dem  Verkehre  übergeben  war,  das 
Pflaster  der  ganzen  Strassenlänge  nach  aufriss  und  für  längere 
Zeit  empfindliche  Verkehrsstockungen  hervorrief.  In  der  Muni- 
zipalisierung der  Gtisversorgung  sah  man  ein  Heilmittel  gegen 
solche  Missstände  deshalb,  weil  bereits  verschiedene,  Eingriffe 
in  den  Strassenkörper  notwendig  machende  Funktionen  teil- 
weise zu  dem  Aufgabenkreise  kommunaler  Organe  gehörten 
(wie  die  Kanalisation  und  das  Strassen wesen) ,  teilweise  in 
Zukunft  kommunalisiert  zu  werden  versprachen  (Wasserver- 
sorgung) und  weil  man  annahm,  dass  fUr  die  Gasleitung  er- 
forderliche Erdarbeiten  nach  der  Munizipalisation  der  Gaswerke 


District  Boards  f&r  die  StrasBenbeleuchtung,  den  finanziell  bedeuteamsten 
Zweig  der  kommunalen  Gaskonsumtion,  zuständig  waren,  ist  wohl  einer 
der  Gründe  zu  sehen,  die  erklären,  dass  jene  kommunalen  Organe  vor 
dem  Metropolitan  Board  of  Works  fär  die  Munizipalisation  der  Gaswerke 
wirkten. 
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zusammen  mit  anderen  Erdarbeiten  würden  vorgenommen  wer- 
den können^). 

Die  Preisemiedrigungen,  die  die  öesellschaften  eintreten 
liessen,  konnten  auch  deshalb  den  Ruf  nach  Abschaffung  des 
Privatbetriebes  nicht  ersticken,  weil  die  Idee  der  Munizipali- 
sation  der  (Gaswerke  teilweise  auf  der  Anschauung  ruhte,  die 
privaten  Gesellschaften  könnten  nie  so  billige  Preise  stellen 
wie  eine  kommunale  Gasuntemehmung,  selbst  der  billigste 
Preis,  den  jene  zu  stellen  vermöchten,  sei  immer  höher  als  der 
Preis,  zu  dem  diese  zu  liefern  vermöchte.  Man  ging  von  der 
Ansicht  aus,  für  den  munizipalen  Betrieb  seien  die  Kosten 
niedriger  zunächst  deshalb,  weil  die  Londoner  Gasversorgung 
in  den  Händen  mehrerer  Gesellschaften  ruhe,  während  die 
Munizipalisation  sämtliche  Werke  zu  einem  einzigen  Betriebe 
vereinigen  werde,  der  geringere  Kosten  für  die  Produktion  und 
Verteilung  aufzuwenden  habe  und  die  Abfallprodukte  der  Gas* 
fabrikation  besser  abzusetzen  vermöge.  Die  wirtschaftliche 
Möglichkeit  zur  Vereinigung  der  verschiedenen  Privatgesell- 
schaften unter  privater  Direktion  bestritt  man  nicht.  Man 
widersetzte  sich  aber  der  völligen  Verschmelzung  der  verschie- 
denen Werke  in  einen  einzigen  Privatbetrieb,  weil  man  in  dem 
Nebeneinanderbestehen  mehrerer  Gesellschaften  immerhin  einen 
gewissen  Schutz  für  die  Konsumenten  sah  und  befürchtete,  die 
völlige  Konzentration  der  Londoner  Ghisversorgung  in  den 
Händen  einer  einzigen  Privatgesellschaft  werde  eine  Organi- 
sation von  bedrohlicher  Macht  schaffen^). 

Zu  Gunsten  des  munizipalen  Betriebes  wurde  weiter  an- 
geführt,  es  werde  für  die  Kommune  möglich  sein,  Anleihen 


*)  Joaeph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  681  f.  —  Ders., 
Reform  of  London  Government  and  of  City  Guilds,  S.  49  f.  —  Die  That- 
eache,  dass  die  CitTverwaltung,  die  Vestries  und  District  Boards  sowohl 
für  die  Anlage  neuer  kleinerer  Strassen  als  auch  für  die  Strassenpflaste- 
rung  die  kompetenten  Behörden  waren,  hilft  mit  erklären,  dass  sie  früher 
als  das  Metropolitan  Board  of  Works  fUr  die  Munizipalisation  der  Gas- 
werke eintraten. 

^  S.  Hughes,  London  and  its  Gas  Companies  (1863),  S.  19.  — 
Joseph  F.  B,  Firth,  Municipal  London,  S.  874.  —  Report  of  the 
Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year  1888,  S.  57  f. 
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zu  einem  billigeren  Zinsfusse  aufzunehmen  als  die  Privatgesell- 
schaften, da  die  von  diesen  gebotene  Sicherheit,  so  gross  sie 
auch  sei,  immer  doch  kleiner  sein  müsse  als  die  Sicherheit,  die 
in  der  Steuerkraft  ganz  Londons  gegeben  sei  ^).  Femer  wurde 
darauf  hingewiesen,  dass  ein  munizipaler  Betrieb  die  Möglich- 
keit habe,  durch  den  Erwerb  eigener  Kohlengruben  die  Kosten 
des  bei  der  Gasfabrikation  hauptsächlich  in  Betracht  kommen- 
den Rohmaterials,  der  Kohle,  beträchtlich  herunterzuschrauben. 
Keineswegs  war  dies  ein  Weg,  an  den  die  Gasgesellschaften 
selbst  niemals  gedacht  hätten  oder  den  zu  beschreiten  ihnen 
unbedingt  unmöglich  gewesen  wäre.  Bei  den  Freunden  der 
Munizipalisation  der  Londoner  Gaiswerke  war  man  mit  der 
Abneigung  des  Parlamentes,  den  GeseUschaften  zu  gestatten, 
Kohlengruben  zu  erwerben,  einverstanden.  Andererseits  machte 
man  geltend,  dass  die  Gründe,  die  dagegen  sprächen,  den  Gas- 
gesellschafteu  den  Erwerb  eigener  Kohlengruben  zu  gestatten, 
für  den  munizipalen  Betrieb  nicht  mehr  zuträfen^). 

Auch  wenn  die  privaten  Gasgesellschaften  den  Preis  des 
Gases  auf  das  Niveau  der  von  einer  eventuellen  Munizipali- 
sation erhofften  niedrigeren  Produktionskosten  erniedrigt  hätten, 
wären  die  Anhänger  der  kommunalen  Gasversorgung  nicht 
zufriedengestellt  gewesen.  Eine  Erniedrigung  der  Gaspreise 
nützte  den  Konsumenten  und  auch  der  Kommune  als  Konsu- 
mentin. Für  die  Kommune  bedeutete  dies  lediglich  eine  Ver- 
ringerung ihrer  Ausgaben.  Die  Munizipalisation  der  Gaswerke 
strebte  jedoch  noch  einem  anderen  finanzwirtschaftlichen  Effekt 
zu,  nämlich  der  Eröffnung  einer  neuen  Einnahmequelle  für 
den  Stadthaushalt.  Die  Thatsache,  dass  in  Städten,  in  denen 
die  Gasversorgung  in  den  Händen  der  Kommune  lag,  die  Ein- 
nahmen aus  dem  Betriebe  der  Gaswerke  nicht  nur  eine  be- 
deutende Erniedrigung  der  Gaspreise  zuliessen,  sondern  auch 
beträchtliche  Mittel  für  die  Deckung  der  Kosten  anderer  Ver- 
waltungszweige lieferten,  erschien  den  Anhängern  der  Muni- 
zipalisation der  Londoner  Gaswerke  besonders  bemerkenswert. 


^)  Joseph   F.  B.  Firth   ib.  S.  681.  —  W.  H.  Michael  und 
J.  Shiress  Will  a.a.O.  S.  XLIL 

2)  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  685  f. 


—    285     — 

Namentlich  beim  Metropolitan  Board  of  Works  und  bei  der 
Cityverwaltung  scheint  die  hierdurch  erwiesene  Fähigkeit 
munizipaler  Gaswerke,  der  Stadtkasse  für  allgemeine  Zwecke 
yerfQgbare  Ueberschüsse  zuzuführen,  eine  ausschlaggebende 
Rolle  gespielt  zu  haben.  Es  ist  bezeichnend,  dass  das  erste 
Eintreten  des  Metropolitan  Board  of  Works  für  die  Kom- 
munalisierung der  Gaswerke  in  ein  Jahr  fällt,  in  dem  wieder 
eine  ziemlich  bedeutende  Steigerung  der  konsolidierten  Steuern 
vorkam  und  der  Kredit  des  Board  besonders  stark  in  Anspruch 
genommen  wurde.  In  der  That  war  in  dem  vom  Board  und  der 
Cityverwaltung  im  Jahre  1874  eii%ebrachten  Gesetzentwurfe 
vorgesehen,  dass  ein  Teil  des  Gewinnes  aus  dem  munizipalen 
Betriebe  der  Gasversorgung  zur  Verzinsung  imd  Tilgung  der 
allgemeinen  Schuld  des  Board  verwandt  werden  solle  ^). 

Das  waren  die  Erwägungen,  die  die  Forderung  der  Kom- 
munalisierung der  Londoner  Gasversorgung  trugen.  Sie  alle 
haben  ein  gemeinsames  Merkmal.  Ihr  negatives  Kriterium 
besteht  darin,  dass  sie  sämtlich  eine  Seite  der  Londoner  Gas- 
versorgung unberücksichtigt  liessen.  Mit  keinem  einzigen 
Worte  kamen  die  Anhänger  auf  die  Arbeiterschaft  der  Gas- 
werke zu  sprechen.  Es  soll  nunmehr  versucht  werden,  diese 
Lücke  auszufallen,  über  die  Zahl  der  Londoner  Gasarbeiter 
und  ihre  Lage,  soweit  dies  möglich  ist,  Aufschluss  zu  geben. 

Gleich  der  Versuch,  die  numerische  Stärke  dieser  Arbeiter- 
kategorie zu  beziffern,  führt  zur  Aufdeckung  einer  die  Gasver- 
sorgung ungünstig  charakterisierenden  Eigentümlichkeit,  des 
Mangels  dauernder  Arbeitsgelegenheit.  Der  Census  von  1891, 
der  5869  Personen  als  Gasarbeiter  bezeichnet,  gibt  weder  die 
volle  numerische  Stärke  der  Gasarbeiter  an,  da  er  verschiedene 
in  Gaswerken  beschäftigte  Arbeiterklassen  nicht  unter  diesen 
Begriff  subsumiert,  noch  lässt  er  die  Schwankungen  im  Ar- 
beiterbestande der  Gaswerke  erkennen,  da  seine  Angaben  sich 
auf  einen  einzigen  Tag  beziehen  *).    Wir  besitzen  jedoch  einige 


*)  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  672  ff.  —  W.  H. 
Michael  und  J.  Shiress  Will  a.a.O.  S.  XLII.  —  Report  of  the 
Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year  1874,  S.  39. 

')  Jesse  Argyle,  Goal  Porters  and  Gasworkers  (in  Charles  Booth, 
Life  and  Labour  of  the  People  in  London,  vol.  VII,  S.  449  und  456  f.). 
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andere  Angaben,  die  sowohl  die  numerische  Stärke  des  Ar- 
beiterbestandes der  Londoner  Gaswerke  besser  veranschaulichen 
als  auch  die  periodischen  Schwankungen  im  Arbeiterbestande 
der  Londoner  Gaswerke  klar  darstellen.  Die  Arbeiterschaft  in 
den  zwei  grössten  Londoner  (Gaswerken  zusammen  wird  für  das 
Jahr  1891  bezw.  1892  auf  7940  zur  Zeit  des  geringsten  Arbeiter- 
bestandes und  auf  13  641  Köpfe  zur  Zeit  des  höchsten  Arbeiter- 
bestandes angegeben.  Es  geht  daraus  deutlich  hervor,  dass  ein 
grosser  Bruchteil  der  Gkisarbeiterschaft  auf  dauernde  Beschäfti- 
gung nicht  rechnen  durfte,  vielmehr  nur  für  die  Zeit  lebhaften 
Geschäftsganges,  die  bei  den  Gaswerken  naturgemäss  in  die 
Wintermonate  fällt,  angenommen  und  in  der  wärmeren  Jahres- 
zeit wieder  entlassen  wurde  ^).  Kommen  diese  Ziffern,  was  die 
Bemessung  der  numerischen  Stärke  der  Gasarbeiter  anlangt,  der 
Wahrheit  auch  etwas  näher  als  die  Ziffern  des  Census,  so  geben 
sie  doch  nicht  die  volle  Wirklichkeit  wieder,  da  sie  sich  nicht 
auf  sämtliche,  sondern  nur  auf  zwei  (Gesellschaften  beziehen. 
Da  jedoch  diese  beiden  Gesellschaften  den  weitaus  grössten 
Teil  Londons  mit  Gas  versorgten,  so  darf  wohl  angenommen 
werden,  dass  die  für  sie  mitgeteilten  Ziffern  das  Gros  der  Lon- 
doner Gasarbeiter  überhaupt  repräsentieren,  und  es  darf  des- 
halb die  Gesamtzahl  der  um  die  Zeit  der  Begründung  des  Graf- 
schaftsrates beschäftigten  Gasarbeiter  auf  weniger  ab  das 
Doppelte  der  in  den  beiden  grössten  Betrieben  beschäftigten 
Arbeiter,  d.  i.  zwischen  7940  und  15880  zur  Zeit  schwachen 
Geschäftsganges  und  zwischen  13641  und  27282  zur  Zeit 
lebhaften  Geschäftsganges  geschätzt  werden. 

Man  kann  diese  Gkisarbeiter  in  zwei  grosse  Hauptgruppen 
scheiden:  in  solche,  die  bei  der  Erzeugung  des  Gases  und  seiner 
Abfallprodukte  beschäftigt  wurden,  und  in  solche,  die  bei  der 
Verteilung  des  Gases  beschäftigt  wurden.  Die  erste  Hauptgruppe 
zerfällt  wieder  in  zwei  Untergruppen:  in  solche,  die  direkt  bei 
der  Erzeugung  des  Gases  beschäftigt  wurden,  und  in  solche, 
die  bei  der  Erzeugung  des  Gases  nicht  direkt  beteiligt  waren, 
sondern   entweder  bei  der  Gaserzeugung  nur  Hilfsoperationen 


')  Royal  Gommission  onLabour,  Minutes  of  Evidence  taken 
before  Group  C,  vol.  III  (1893),  qu.  26430  und  26695. 
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ausführten  oder  bei  der  Fabrikation  der  Residualerzeugnisse 
Verwendung  fanden.  Das  Gros  der  direkten  Gasarbeiter,  d.  h. 
der  unmittelbar  bei  der  Fabrikation  des  (Jases  wirksamen  Ar- 
beiter, wird  durch  die  Feuerarbeiter  gebildet,  d.  h.  diejenigen 
Arbeiter,  die  bei  der  Verbrennung  der  Kohle  beteiligt  waren 
und  durchschnittlich  ^/s ,  zur  Zeit  lebhaften  Geschäftsganges 
etwa  die  Hälfte  der  gesamten  von  den  Gasgesellschaften  be- 
schäftigten Arbeiterzahl  ausmachten  ^). 

Die  oben  unterschiedenen  Gruppen  vereinigen  eine  bunte 
Fülle  verschiedener  Unterarten.  Zu  den  früher  hervorgehobenen 
grossindustriellen  Merkmalen  der  Londoner  (Gasversorgung  tritt 
ab  ein  weiteres  grossindustrielles  Merkmal  die  weitgehende  An* 
Wendung  der  Arbeitsteilung  ^).  Keineswegs  führte  diese  jedoch 
zur  Austilgung  des  Bedürfnisses  nach  qualifizierter  Arbeit.  Zu 
der  Zeit,  in  der  die  Londoner  Gasversorgung  bereits  einen  der 
höchsten  Gipfelpunkte  kapitalistischer  Konzentration  erklommen 
hatte,  waren  immer  noch  zahlreiche  hochgelemte  Arbeiter  in 
den  Londoner  Gasanstalten  beschäftigt,  wie  Schreiner,  Maurer, 
Maschinenschlosser,  Installateure,  Schmiede.  Bei  einer  grösseren 
Zahl  von  Gasgesellschaften  ausserhalb  Londons  betrug  die  Zahl 
dieser  „mechanics*  ungefähr  fast  10  ^/o  der  gesamten  Arbeiter- 
schaft dieser  Gasgesellschaften  ^).  Es  ist  andererseits  aber  eine 
Hyperbel,  mit  einem  sozialistischen  Arbeiterführer  zu  sagen, 
in  den  Londoner  Gaswerken  habe  es  keine  ungelernten  Arbeiter 
gegeben^).  Neben  jenen  hochgelernten  Arbeitern  gab  es 
allerdings  auch  halbgelemte  Arbeiter  wie    die   Feuerarbeiter, 


>)  Ib.  ib.  qu.  25829,  S.  218*.  —  Jesse  Argyle  a.  a.  0.  S.  456  f. 
—  Board  of  Trade,  Report  by  Mr,  D.  F.  Schloss  on  ProlSt- Sharing 
(1894).  S.  85. 

')  Jesse  Argyle  (a.  a.  0.  S.  456)  zählt  mehr  als  17  verschiedene 
Arbeiterkategorien  auf.  Ein  schärfer  spezialisierender  Bericht  des  Handels- 
ministeriums führt  mehr  als  25  verschiedene  Teilarbeiterkategorien  auf 
(Board  of  Trade,  Retnrn  of  rates  of  wagea  etc.,  1892,  S.  70  ff.). 

^)  Royal  Commission  on  Labour  a.  a.  0.  qu.  23596  ff.  —  Jesse 
Argyle  a.  a.  0.  S.  457. 

*)  Royal  Commissian  on  Labour  a.  a.  0.  qu.  24967  (Aussage 
des  Herrn  William  Thome,  eines  der  wenigen  englischen  Anhänger  von 
Karl  Marx). 
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deren  Einschulung  höchstens  14  Tage  erheischte  ^).  Aber  auch 
eine  grosse  Zahl  von  ungelernten  Arbeitern  war  Torhanden, 
deren  Funktionen  Ton  jedem  völlig  unerfahrenen  Arbeiter  so- 
fort ohne  vorherige  Ausbildung  ausgeführt  werden  konnten. 
Die  Zahl  der  Typen  dieser  Arbeiterkategorie,  der  sogenannten 
general  labourers,  darf  auf  ungefähr  20  ^/o  des  durchschnittlichen 
gesamten  Ghusarbeiterpersonales  veranschlagt  werden'). 

Auch  insofern  war  die  Arbeiterschaft  der  Gaswerke  keine 
einheitliche  Masse,  als  die  Gefahr  der  Entlassung  für  die  ein- 
zelnen Arbeiterkategorien  verschieden  gross  war.  Die  mit  dem 
Wechsel  der  Jahreszeiten  zusammenhängenden  Schwankungen 
der  Gaskonsumtion  lassen  einen  Teil  der  Arbeitszweige  der 
Gasversorgung  unberührt,  hingegen  vermindern  sie  stark  den 
Bedarf  an  Feuerarbeitern.  Man  darf  annehmen,  dass  von  den 
Londoner  Gasgesellschaften  in  der  heissen  Jahreszeit  nur  ^(s 
der  in  der  kalten  Jahreszeit  beschäftigten  Feuerarbeiter  als 
solche  beschäftigt  wurden.  Die  Gasgesellschaften  sollen  die 
Gepflogenheit  gehabt  haben,  die  überflüssig  gewordenen  Feuer- 
arbeiter im  Sommer  in  anderen  Departments  zu  verwenden. 
Natürlich  war  für  diese  ein  Aufsteigen  in  die  hochgelernten 
Posten  nicht  möglich,  sie  wurden  deshalb,  soweit  wie  mög- 
lich, bei  der  Ausführung  der  ungelernten  Arbeitern  obliegen- 
den Arbeiten  beschäftigt.  Etwas  Raum  wurde  für  die  Feuer- 
arbeiter dadurch  geschafiPen,  dass  der  Sommer  für  die  Vor- 
nahme solcher  Arbeiten  (wie  Reparatur  in  den  Gaswerken, 
Reparatur  der  Leitungen  etc.)  geeignet  war.  Indes  war  die  hier- 
durch erzielte  Vermehrung  des  Bedarfes  so  gering,  dass  nur  ein 
Teil  der  Feuerarbeiter  ohne  Verdrängung  der  bei  solchen  Ar- 
beiten beschäftigten  ungelernten  Arbeiter  Platz  finden  konnte. 
Wenn  behauptet  wird,  die  Gasgesellschaften  hätten  zahlreichen 
Feuerarbeitem  während  der  stillen  Zeit  auf  diese  Weise  Be- 
schäftigung gegeben,  so  ist  dies  zunächst  als  eine  Uebertreibung 
zu  bezeichnen,  da  die  Zahl  der  in  der  lebhaften  Zeit  beschäf- 
tigten Feuerarbeiter  die  Zahl  der  bei  ungelernten  Arbeiten  be- 
schäftigten Maximalzahl  um   ein  Beträchtliches  übertraf.     Es 


')  Royal  CommiBsion  on  Labour  a.  a.  0.  qu.  26  702. 

«)  Ib.  ib.  qu.  26697-26700.  —  Jesse  Argyle  a.  a.  0.  S.  456. 
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darf  mit  Sicherheit  angenommen  werden,  dass  mindestens  ^js 
der  Feuerarbeiter  seine  Beschäftigung  bei  den  Gasanstalten 
jedes  Jahr  wieder  verlor.  Dass  aber  die  restierenden  ^/s  weiter 
beschäftigt  wurden,  ist  eine  Annahme,  die  notwendig  zu  dem 
Schlüsse  drängt,  dass  die  Gesellschaften  zu  Gunsten  der  Feuer- 
arbeiter ungelernte  Arbeiter  entliessen.  Auf  jeden  Fall  mün- 
deten die  periodischen  Schwankungen  der  Gaskonsumtion  darin, 
dass  der  Arbeiterbestand  zeitweilig  beträchtlich  vermindert 
wurde  0* 

Fflr  eines  der  Gaswerke  besitzen  wir  eine  bis  zum  Ende 
der  dreissiger  Jahre  zurückreichende  fragmentarische  Lohn- 
statistik^.  Danach  wurden  die  Platzarbeiter  (yard 
labourers)  im  Jahre  1838  sämtUch  mit  2  sh  6  d  pro  Tag 
bezahlt.  Im  Jahre  1860  stellten  sich  die  täglichen  Lohnsätze 
für  52  ^/o  von  ihnen  auf  8  sh,  für  den  Rest  auf  3  sh  3  d  und 
3  sh  6  d.  Im  Jahre  1872  wurden  23<>/o  von  ihnen  mit  3  sh 
6  d,  die  übrigen  mit  3  sh  9  d,  4  sh,  4  sh  3  d  und  4  sh  6  d 
pro  Tag  bezahlt.  Im  Jahre  1880  waren  die  täglichen  Lohn- 
sätze: 3  sh  9  d,  4  sh,  4  sh  3  d  und  4  sh  6  d.  Den  niedrig- 
sten Lohnsatz  verdienten  4^/o,  den  zweitniedrigsten  Lohnsatz 
45®/o.  Im  Jahre  1889  wurden  von  den  Platzarbeitem  6®/o 
mit  3  sh  9  d,  24  ^/o  mit  4  sh,  die  übrigen  mit  4  sh  3  d,  4  sh 
6  d  und  4  sh  9  d  bezahlt.  Die  täglichen  Lohnsätze  für 
Installateure  und  Mechaniker  (fitters  und  mechanics) 
betrugen  im  Jahre  1838:  4  sh  und  4  sh  6  d,  im  Jahre  1860: 

5  sh,  5  sh  6  d  und  6  sh,   im  Jahre  1872:  5  sh,   5  sh  6  d, 

6  sh  und  6  sh  6  d,  im  Jahre  1880:  5  sh  6  d,  6  sh,  6  sh 
6  d  und  7  sh,  im  Jahre  1889  dasselbe.  Die  tägUchen  Lohn- 
sätze für  Feuerarbeiter  (stokers)  betrugen  im  Jahre  1838: 
3  sh  8V«  d,  im  Jahre  1860:  4  sh  S^ji  d,  im  Jahre  18  66: 
5  sh,  im  Jahre  1  8  7  2 :  5  sh  2  d  und  6  sh  8  d.  Die  Lohn- 
sätze des  letztgenannten  Jahres  blieben  bis  zum  Jahre  1889 
ungeändert  bestehen. 

Noch  dürftiger  sind  die  lohnstatistischen  Angaben  über  die 


^)  Royal  Commission  on  Labour  a.a.  0.  qu.  26435,  26702  if. 
—  Jesse  Argyle  a.  a.  0.  S.  457. 

')  Royal  Gommisaion  on  Labour  a.  a.  0.  S.  219. 
Sinzheimeri  Der  Londoner  Grafschaftsrat.  I.  19 
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beiden  anderen  Londoner  Gasgesellschaften.  Von  der  Gas  Light 
and  Goke  Company  wissen  wir,  soweit  die  Zeit  vor  1890  in 
Betracht  kommt,  nur,  dass  ihre  gesamten  Ausgaben  für  Löhne 
im  Jahre  1888  sich  auf  646654  Pfd.  Sterl.  beliefen  und  dass 
im  Jahre  1887  die  Lohnsätze  für  Feuerarbeiter  (stokers)  5  sh 
4^/2  d  und  5  sh  6^/s  d  pro  Tag  betrugen^).  Bezüglich  der 
Commercial  Gas  Company  sind  wir  ohne  jegliche  Information« 

Was  die  Arbeitszeit  anlangt,  so  geht  aus  dem  darüber 
Auskunft  gebenden  Material  hervor,  dass  sie  an  gewöhnlichen 
Werktagen  für  keine  Arbeiterkategorie,  die  Eohlenträger  aus- 
genommen, weniger  als  10  Stunden  pro  Tag  betrug.  Nicht 
mehr  als  10  Stunden  scheint  die  Arbeitszeit  der  Taglöhner  und 
der  hochgelemten  Arbeiter  betragen  zu  haben.  Ein  Teil  dieser 
Arbeiterkategorien  scheint  an  Samstagen  eine  kürzere  Arbeits- 
zeit als  an  anderen  Werktagen  gehabt  zu  haben.  Für  einen 
Teil  dieser  in  der  South  Metropolitan  Gas  Company  beschäftigten 
Arbeiterkategorien  betrug  die  Arbeitszeit  an  Samstagen  im  Jahre 
1838:  9^2  Stunden,  im  Jahre  1860:  8^2  Stunden,  vom  Jahre 
1 862  ab  bis  zur  Begründung  des  Grafschaftsrates:  6^/s  Stunden. 
Hingegen  war  von  altersher  für  die  Feuerarbeiter  die  Zwölf* 
Stundenschicht  die  Regel'). 

Während  die  beiden  erstgenannten  Arbeiterkategorien  von 
Sonntagsarbeit  befreit  waren,  hatten  die  Feuerarbeiter  auch 
Sonntags  zu  arbeiten.  Bei  der  South  Metropolitan  Gas  Com- 
pany lässt  sich  das  regelmässige  Vorkommen  der  Sonntags- 
arbeit bis  zum  Jahre  1838  zurück  verfolgen.  Erst  im  Jahre  1872 
entschlossen  sich  die  Gasgesellschaften,  den  Betrieb  an  Sonn- 
tagen für  12  Stunden  einzustellen  und  nur  in  Not&Uen  zu 
arbeiten.  Später  kam  als  Linderungsmittel  der  Arbeit  innerhalb 
dieser  12  Stunden  noch  die  Bestimmung  hinzu,  dass  für  Sonn- 
tagsarbeit das  Anderthalbfache  des  für  Werktage  gültigen  Lohn- 
satzes bezahlt  werden  sollte.  Der  im  Jahre  1872  gefasste  Ent- 
schluss  wurde  aber  nicht  durchgeführt.  Es  kam  häufig  nach 
dem  Jahre  1872  vor,  dass  sämtliche  Feuerarbeiter  an  Sonntagen 
zu  arbeiten  hatten.   Ueberdies  bezog  sich  jener  Entschluss  nur 


*)  Ib.  ib.  S.  593  Appendix  XLVII  und  qu.  28288. 

«)  Ib.  ib.  qu.  23953  ff.,  25  425  ff.,  26297.  26  706  ff.,  28280. 
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auf  die  Zeit  Ton  6  Uhr  vormittags  bis  6  Uhr  abends.  Nach 
dieser  Tageszeit  wurde  regelmässig,  auch  von  der  South  Metro- 
politan Company,  die  wenigstens  jenen  Entschluss  nicht  ganz 
vergass,  während  die  anderen  Gesellschaften  ihn  überhaupt 
ignorierten,  der  volle  Betrieb  zu  den  gewöhnlichen  Lohnsätzen 
wieder  aufgenommen^). 

Die  Feuerarbeiter  waren  nun  allerdings  nicht  während  der 
ganzen  Zwölfstundenschicht  in  voller  Thätigkeit.  Ihre  Arbeit 
war  vielmehr  stossweise.  Vom  luftdichten  Abschluss  der  Be- 
torten an  bis  zur  Verkokung  der  eingeführten  Chargen  war 
keine  menschliche  Arbeit  nötig  ^).  Aber  welch  furchtbare  An- 
strengungen hatten  die  Feuerarbeiter  in  den  Zeitspannen  zu 
bestehen,  in  denen  sie  wirklich  thätig  waren!  Zwei  Momente 
machten  ihre  Arbeit  zu  einer  ungemein  aufreibenden  Beschäf- 
tigung. Das  eine  Moment  war  die  Schwere  der  zu  bewältigen- 
den Lasten.  Die  für  die  Einführung  der  Kohlen  in  die  Retorten 
dienenden  eisernen  Schaufeln  (die  sogenannten  scoops),  die  von 
je  drei  Leuten  (den  sogenannten  scoopdrivers)  getragen  wurden, 
wogen  je  60 — 70  Pfund  und  wurden  jedesmal  mit  je  1  Zentner 
Kohlen  gefüllt  ^).  Diese  Last  musste  von  den  scoopdrivers  i^uf 
eine  eiserne  Stange  mit  einer  in  der  Mitte  befindlichen  Ein- 
senkung  gehoben  werden,  die  von  je  zwei  anderen  Leuten  ge- 
halten und  dazu  benützt  wurde,  die  gefüllte  Schaufel  in  das 
Innere  der  Retorte  zu  heben.  Einem  der  drei  scoopdrivers  fiel 
dann  die  eine  kolossale  Anstrengung  erfordernde  Aufgabe  zu, 
die  im  Bauche  der  Retorte  befindliche  Schaufel  herumzudrehen, 
um  die  Kohlen  auf  den  Boden  der  Retorte  auszuschütten.  Da 
für  jede  Chargierung  2,  manchmal  3  Schaufelchargen  notwendig 
waren,  auf  jede  Gruppe  von  scoopdrivers  aber  täglich  84,  90 
und  101  Retortenfüllungen  kamen  ^),  so  hatten  je  drei  von  ihnen 
täglich  zwischen  269  und  515  Zentner  zu  bewegen. 

Schon  bei  normaler  Temperatur  wäre  das  ein  gigantisches 


0  Ib.  ib.  qu.  23  721  f.,  23725  f.,  23792,  23801,  23805  ff.,  23809  f., 
24066,  25099,  25478,  25  714  ff.,  26304,  S.  219,  qu.  26  732  ff. 

«)  Ib.  ib.  qu.  25199  ff.,  26297,  26709  und  26730. 

3)  Ib.  ib.  qu.  26729. 

*)  Ib.  ib.  qu.  23953  ff.,  24994,  25435,  25  436  f.,  25477,  28291  ff. 
und  28338. 
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Stück  Arbeit  zu  nennen.  Mit  den  anderen  in  den  Betorten- 
häusern  beschäftigten  Arbeiterkategorien  hatten  die  genannten 
Arbeitergruppen  aber  noch  dies  gemeinsam,  dass  sie  bei  ihrer 
Arbeit  eine  furchtbare  Hitze  auszustehen  hatten.  Ein  Gasdirektor 
selbst  gab  zu,  dass  die  Temperatur  in  den  Retortenhäusem 
100  Grad  Fahrenheit  und  manchmal  mehr  erreicht  habe^).  Am 
grössten  war  die  Hitze  in  der  Nähe  der  Retorten  und  nach 
Einführung  der  Chargen.  Deshalb  steigerte  sich  namentlich 
die  Arbeit  der  sogenannten  stokers,  derjenigen  Arbeiter,  die 
die  Verteilung  der  frisch  eingeführten  Kohlen  in  den  Retorten 
und  die  Entleerung  der  Retorten  zu  besorgen  hatten,  zu  furcht- 
baren Qualen.  Da  der  höchste  Hitzegrad  in  der  Mitte  des 
Retorteninneren  erreicht  wird,  und  Kohlen,  die  am  Rande  des 
Retortenbodens  liegen  bleiben,  nur  schwach  yerkokt  werden, 
ist  es  nötig,  die  Kohlen  so  aufzurechen,  dass  sie  alle  in  der 
Mitte  des  Retortenbodens  aufgestapelt  werden.  Bei  vorwiegen* 
der  Handarbeit  fJÜlt  den  stokers  die  Aufgabe  zu,  diese  Ver- 
teilung der  Kohlen  im  Innern  der  Retorten  vorzunehmen.  Da 
in  den  Londoner  Gaswerken  maschinelle  Vorrichtungen  zur 
Verteilung  der  Kohlen  während  des  Verbrennungsprozesses 
nicht  verwandt  wurden,  so  hatten  die  stokers,  in  unmittelbarer 
Nähe  der  glühend  heissen  Retorten  stehend,  die  Kohlen  hin 
und  her  zu  schüren^).  Es  ist  kein  Wunder,  dass  vielfach  die 
Arbeiter  die  Gluthitze  nicht  auszuhalten  vermochten  und  wie 
auf  der  Flucht  begriffen  aus  den  Retortenhäusem  herausstürzten, 
um  in  der  frischen  Luft  erschöpft  zusammenzubrechen'). 

Verschiedentlich  versuchten  die  Arbeiter,  eine  Besserung 
ihres  Loses  durchzusetzen.  Der  erste  Gasarbeiterstrike ,  von 
dem  berichtet  wird,  fand  im  Jahre  1884  statt.  Die  Ausstän- 
digen verlangten  eine  Erhöhung  der  Löhne.  Für  einige  Zeit 
war  ein  Teil  Londons  zur  Nachtzeit  in  Dunkel  gehüllt.  Die 
Gasgesellschaften  wandten  sich  an  die  Regierung  mit  der  Bitte, 
zur  Niederschlagung  des  Strikes  die  Hilfe  der  Staatsgewalt  zur 
Verfügung  zu   stellen.     Francis   Places   kluger  Taktik  gelang 


»)  Ib.  ib.  qu.  26644  ff. 

2)  Ib.  ib.  qu.  26729  und  26969. 

»)  Ib.  ib.  qu.  25197. 
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es,  die  Erfüllung  dieser  Bitte  zu  hindern.  Es  liegt  kein  Be- 
richt darüber  vor,  ob  die  Forderungen  der  Strikenden  durch- 
gingen 1). 

Ein  ähnliches  Dunkel  liegt  über  einem  Strike,  der  in  den 
fünfziger  Jahren  stattfand,  und  über  einem  anderen  Strike,  der 
im  Jahre  1864  ausbrach').  Bei  dem  in  die  fünfziger  Jahre 
fallenden  Strike  sind  ebensowenig  wie  für  den  Strike  des  Jahres 
1864  die  Postulate  der  Strikenden  bekannt.  Während  über 
den  Ausgang  des  Kampfes  in  den  fünfziger  Jahren  keinerlei 
Informationen  vorliegen,  wird  mitgeteilt,  dass  der  Strike  des 
Jahres  1864  in  einer  Niederlage  der  Arbeiter  endigte.  Die 
Gasgesellschaften  waren  in  der  Lage,  die  Plätze  der  Ausstän- 
digen mit  anderen  Arbeitskräften  zu  besetzen. 

Erfolglos  für  die  Arbeiter  verlief  auch  der  nächste  Strike 
des  Jahres  1872,  durch  den  die  Gasarbeiter  eine  Erhöhung 
ihrer  Löhne  erringen  wollten.  Auch  hier  gelang  es  den  Ge- 
sellschaften, für  die  strikenden  Arbeiter  bald  Ersatz  zu  finden. 
Noch  ein  anderer,  diesen  Strike  für  längere  Zeit  in  den  Vorder- 
grund des  öffentlichen  Interesses  rückender  Schlag  traf  damals 
die  ausständigen  Arbeiter.  Auf  Betreiben  einer  Gasgesellschaft 
wurden  50  von  ihnen  zu  Gefängnisstrafen  von  14  Tagen  bis 
zu  6  Wochen  verurteilt,  6  Strikende  wurden  wegen  »Ver- 
schwörung**  zu  je  1  Jahr  Geföngnis  verurteilt.  Eine  lebhafte 
Bewegung  zu  Gunsten  der  Befreiung  der  verurteilten  Arbeiter 
setzte  alsbald  ein.  Das  urteil,  das  6  Gasarbeiter  für  ein  ganzes 
Jahr  hinter  Eerkermauem  verwies,  wurde  das  Signal  für  den 
Beginn  einer  nachhaltigen  Agitation,  deren  Ziel  die  Beseitigung 
aller  besonderen  strafrechtlichen  Bestimmungen  bezüglich  Ar- 
beitsstreitigkeiten war^). 

Für  den  Rest  der  siebziger  Jahre  gab  es  keinen  Strike 
mehr.  Auch  in  demjenigen  Teile  der  achtziger  Jahre,  der  vor 
der  Begründung  des  Londoner  Qrafschaftsrates  liegt,  scheinen 
keine  Strikes  vorgekommen  zu  sein.     Die   in  diesen  Zeitraum 


^)  Graham  Wallas,  The  Life  of  Francis  Place,  S.  857  f.  — 
S.  and  B.  Webb,  The  Higtory  of  Trade  Unionism,  8.  123. 

^)  Royal  Commission  on  Labour  a.  a.  0.  qu.  25806  nnd  26868. 

»)  Ib.  ib.  qu.  25806,  26 368, .26 530,  26534,  26709,  26759.  —  8.  and 
B.  Webb  a.a.O.  S.  268  f. 
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faUenden  Differenzen  (1881,  1882  und  1882—1886)  scheinen 
nicht  bis  zum  Strikestadium  gediehen  und  teilweise  so  bei- 
gelegt worden  zu  sein,  dass  für  die  Arbeiter  ein  winziger  Vor- 
teil abfiel.  Im  Jahre  1882  verlangten  die  Feuerarbeiter  einer 
Gesellschaft  eine  Reduktion  des  ihnen  zugemessenen  Arbeits- 
quantums, das  sich  damals  auf  90  Retorten  stellte.  Die  be- 
treffende Gesellschaft  versprach  eine  Reduktion  auf  80  Retorten 
und  drückte  sich  zwar  um  die  Erfüllung  dieses  Versprechens, 
verstand  sich  aber  dazu,  das  Arbeitsquantum  auf  84  Retorten 
zu  ermässigen  ^). 

Die  Verschiedenheiten  der  technischen  Qualifikation  und 
Stetigkeit  der  Beschäftigung  innerhalb  der  Gasarbeiterschaft 
sind  reflektiert  in  der  Entwickelung  der  Organisation  der  Lon- 
doner Gasarbeiter.  Für  diejenigen  hochgelemten  Arbeiterklassen, 
denen  in  den  Gaswerken  auch  ausserhalb  der  Gasindustrie  aus- 
geübte Funktionen  zufielen  und  deren  numerische  Störke  keinen 
saisonmässigen  Schwankungen  unterlag,  d.  h.  für  die  Maschinen- 
bauer, Schlosser,  Schreiner,  Zimmerleute  etc.,  bestanden  seit 
langer  Zeit  starke  Organisationen.  Viele  Mitglieder  jener  Ar- 
beiterkategorien, die  von  Gasgesellschaften  beschäftigt  wurden, 
gehörten  denn  auch  diesen  über  die  Gasindustrie  weit  hinaus- 
greifenden Organisationen  an  ^).  Diejenigen  Arbeiterkategorien^ 
für  die  eine  besondere  technische  Qualifikation  nicht  erforder- 
lich war  oder  deren  numerische  Stärke  mit  dem  Wechsel  der 
Jahreszeiten  stark  schwankte  und  die  regelmässig  für  einen 
grossen  Teü  des  Jahres  der  Majorität  nach  ausserhalb  der  Ghts- 
industrie  in  ungelernten  Berufsarten  Beschäftigung  suchen 
mussten,  also  die  Tagelöhner  und  die  Feuerarbeiter,  waren, 
von  vereinzelten  ephemeren  Momenten  abgesehen,  immer  un- 
organisiert. Die  Erzählungen  über  den  Strike  des  Jahres  1834 
sprachen  zwar  von  einer  Organisation  der  Gasarbeiter  ^).  Auch 
im  Jahre  1872  soll  ein  Gewerkverein  der  Gasarbeiter  bestanden 
haben,  von  dem  berichtet  wird,  er  sei  so  stark  gewesen,  dass 


')  Royal  Commission  on  Labour  a.  a.  0.   qu.  28279,   28282, 

[. 

»)  Ib.  ib.  S.  177*  und  qu.  26782  ft 

»)  S.  and  B.  Webb  a.  a.  0.  S.  123. 
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man  sagen  könnte,  jeder  in  der  hauptstädtischen  Glasindustrie 
beschäftigte  Mann  sei  damals  ein  Gewerkvereinsmitglied  ge- 
wesen^). Aber  eigentliche  Organisationen  waren  diese  Bil- 
dungen nicht.  Sie  kamen  kurz  vor  Ausbruch  eines  Strikes  zu 
stände  und  verschwanden  noch  rascher  als  sie  gekommen 
waren.  Sie  waren  flüchtige  Verabredungen,  deren  Mitglieder 
in  einem  gegebenen  Zeitpunkte  bereit  waren,  gemeinsam  die 
Arbeit  niederzulegen,  nicht  kontinuierlich  bestehende  Vereini- 
gungen«). 

Die  Atomisierung  der  Arbeiterschaft  wird  teilweise  auch 
erklärt  durch  die  Haltung,  die  die  Leiter  der  Gasgesellschaften 
den  Arbeitern  gegenüber  einnahmen.  Die  Brutalität,  die  die 
Gasdirektoren  bei  Strikes  an  den  Tag  legten,  war  nicht  die 
einzige  Waffe,  die  sie  benützten.  In  der  einen  Hand  hielten  sie 
eine  Peitsche,  in  der  anderen  ein  Zuckerbrot.  Krankenkassen, 
Pensionskassen,  Beerdigungskassen,  Kassen  zur  Unterstützung 
von  Witwen  und  Waisen  wurden  Ton  den  Gesellschaften  ins  Leben 
gerufen  und  teilweise  durch  sie,  teilweise  durch  manchmal  obli- 
gatorische Beiträge  der  Arbeiter  selbst  finanziert^).  Kurze 
Zeit  nachdem  im  Jahre  1872  die  Gefahr  einer  starken  Ar- 
beiterorganisation aufgetaucht  war,  regte  sich  in  den  leitenden 
Kreisen  einer  Gesellschaft,  der  South  Metropolitan  Gas  Com- 
pany, die  Neigung,  im  Anschluss  an  die  neu  eingeführten 
preisregulierenden  sliding  scales  eine  Gewinnbeteiligung  sämt- 
licher Beamten  und  Arbeiter  einzuführen.  Die  Gefahr  eines 
erneuten  Zusammenschlusses  der  Arbeiter  war  aber  jahrelang 
so  wenig  ernst,  dass  der  Gewinnbeteiligungsplan  in  Vergessen- 
heit geriet.  Ein  Stück  davon  wurde  im  Jahre  1886  durch- 
geführt. In  diesem  Jahre  erhielten  die  Beamten  und  Werk- 
führer der  genannten  Gesellschafk  zum  erstenmal  einen  Anteil 
am  Gewinne.  Auf  die  Arbeiter  war  vor  Beginn  des  Grafschafts- 
rates die  Gewinnbeteiligung  noch  nicht  ausgedehnt^). 

Im  Jahre  1887  traten  die  ersten  Ansätze  zu  einer  Neu- 


')  Royal  Gommission  on  Labour  a.  a.  0.  qu.  26530  und  28832. 
')  Vgl.  auch  ib.  ib.  qu.  26615  und  26781. 

»)  Ib.  ib.  qu.  26  449  ff.,  S.  219,  qu.  26  711  ff.,  S.  593,  Appendix  XLVII. 
*)  Ib.  ib.  qu.  26929.  —  Board  of  Trade,  Report  by  Mr.  D.  F. 
Schlosa  on  Profit-sharing  (1894),  S.  83. 
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formatioD  der  Gasarbeiterschaft  zu  Tage.  Langsam  und  leise 
regten  sich  die  Kräfte,  die  die  Gasarbeiter  zu  gemeinsamem 
Handehi  zusammenschliessen  wollten,  üeber  das  Stadium  der 
Propaganda  unter  den  Arbeitern  kam  man  jedoch  vorläufig 
nicht  hinaus  ^).  Die  Begründung  eines  neuen  Gewerkyereines 
der  Gasarbeiter  und  die  Ausreifung  des  keimhaft  vorhandenen 
Fabrikfeudalismus  gehören  der  Zeit  nach  der  Begründung  des 
Gbrafschaftsrates  an. 


3.  Kapitel. 

Die  Docks. 

Die  Geschichte  der  Londoner  Docks  beginnt  gegen  das 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts.  Vorher  wurde  die  Entladung 
und  Beladung  der  Schiffe  ausschliesslich  in  der  Weise  besorgt, 
dass  die  Schiffe  während  ihrer  Löschung  oder  Füllung  in  der 
Themse  selbst  liegen  bleiben  mussten.  Ausser  dem  natür- 
lichen Flussbett  und  dem  Boden  der  Werften  und  Quais  mit 
den  für  die  Landungen  notwendigen  Vorrichtungen  existierten 
keinerlei  Anlagen  für  die  Aufnahme  der  Schiffe.  Magazine  zur 
Lagerung  der  ausgeladenen  oder  zur  Verschiffung  bestimmten 
Güter  kamen  erst  mit  dem  Anfange  des  18.  Jahrhunderts  auf, 
waren  aber  so  wenig  zahlreich  und  so  wenig  geräumig,  dass 
noch  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  die  Aufstapelung  der 
Waren  im  Freien  die  Regel  bildete.  Doch  diese  Einrichtungen 
konnten  dem  aufblühenden  Handel  nicht  genügen.  Im  Ver- 
hältnisse zu  dem  mächtig  anwachsenden  Verkehre  war  sowohl 
die  Zahl  als  auch  die  Ausdehnung  der  Werften  und  Quais 
zu  gering.  In  dichten  unbeweglichen  Reihen  stauten  sich  vor 
ihnen  die  Schiffe.  Sie  hatten  vielfach  lange  zu  warten,  bis 
sie  überhaupt  zum  Landen  kamen.  Auch  die  Ladearbeiten 
waren  mit  bedeutenden  Zeitverlusten  verknüpft.  Die  allen  Ein- 
flüssen der  Witterung  preisgegebenen  Güter,  die  auf  dem  Lande 


^)  Royal  Gommission  on  Labour  a.  a.  0.  S.  177*i  qu.  23715.  — 
S.  and  B.  Webb  a.  a.  0.  S.  389. 
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in  einem  fast  unentwirrbaren  Chaos  aufgeschichtet  wurden, 
waren  empfindlichen  Qualitätsverschlechterungen  ausgesetzt. 
Die  offene,  die  Eontrolle  ungemein  erschwerende  Lagerung  der 
Waren  bot  reichliche  Gelegenheit  zu  Diebstählen  ^). 

Im  letzten  Dezennium  des  vorigen  Jahrhunderts  begann 
unter  den  Londoner  Kauf leuten  eine  lebhafte  Agitation ,  die 
auf  eine  Aenderung  dieser  Zustände  abzielte.  Während  man 
früher  in  einer  Vermehrung  der  Werften  und  Quais  das  Heil* 
mittel  gesehen  hatte,  sprach  man  sich  jetzt  dagegen  aus,  sich 
mit  dem  natürlichen  Flussbett  zu  begnügen,  und  man  verlangte 
die  Schaffung  künstlicher  Wasserbassins,  die  der  Aufnahme  der 
einlaufenden  und  neue  Ladung  empfangenden  Schiffe  dienen 
sollten.  Ausserdem  bezeichnete  man  es  als  ein  dringendes  Be- 
dürfnis, neue  umfangreiche  Warenhäuser  zur  Bergung  der  ein- 
gebrachten und  der  zum  Export  bestimmten  Güter  zu  errichten. 
Die  letztere  Forderung  entsprang  teilweise  auch  dem  Expan- 
sionsbedürfnis des  in  London  immer  mächtiger  sich  entfalten- 
den Transithandels.  Bei  den  primitiven  Lagerungsmethoden, 
die  damals  üblich  waren,  war  die  zolltechnische  Voraussetzung 
für  die  Anwendung  eines  kräftigen  Beförderungsmittels  des 
Durchfuhrhandels  nicht  gegeben.  Es  war  damals  keine  Bürg- 
schaft dafür  gegeben,  dass  die  temporäre  Zollbefreiung  von 
Waren  bis  zur  Entscheidung  darüber,  ob  sie  in  den  heimischen 
Verbrauch  überfährt  oder  wieder  exportiert  würden,  nicht  zur 
zollfreien  Einfuhr  gesetzlich  zollpflichtiger  Artikel  benützt 
werden  würde.  Durch  eine  Reform  des  Magazinierungssystems 
hoffte  man,  die  Voraussetzung  für  die  gesetzliche  Zulassung 
zollfreier  Transitlager  zu  schaffen. 

Diese  Bewegung  zu  Gunsten  der  Errichtung  von  Docks 
führte  auch  die  Forderung  einer  Ausweitung  der  gemeinwirt- 
schaftlichen Sphäre  auf  dem  Gebiete  der  Hafenadministration 
mit  sich.  Eine  im  Jahre  1793  erschienene  Flugschrift  verlangte^ 
dass  die  Verwaltung  der  neuen  Docks   nicht  Privatpersonen, 


^)  Charles  Capper,  The  Port  and  Trade  of  London  (1862),  S.  139  ff» 
und  S.  160.  —  Henry  Mayhew,  London  Labour  and  the  London  Poor, 
voL  III,  S.  821.  —  L.  Freiherr  von  Vincke,  Darstellung  der  inneren 
Verwaltung  Grossbritanniens  (1815),  S.  134  f. 
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sondern  einer  öfFentlichen  Körperschaft  übertragen  werden 
solle  ^).  Bald  darauf  bekannte  sich  auch  die  Cityverwaltung 
zu  dem  darin  enthaltenen  Orundgedanken.  Als  im  Jahre  1796 
eine  Privatgesellschaft  beim  Parlament  sich  um  die  Erlaubnis 
bewarb,  Docks  errichten  und  betreiben  zu  dürfen^  petitionierte 
jene  Körperschaft  gleichfalls  um  das  Recht,  selbst  Docks  er- 
bauen und  verwalten  zu  dürfen.  Das  Resultat  des  Kampfes 
der  City  gegen  diese  und  eine  zweite  das  gleiche  Recht  für 
Private  begehrende  Petition  war  ein  Kompromiss  in  den  Jahren 
1799 — 1800.  Den  privaten  Petenten  wurde  das  Recht  erteilt, 
sich  unter  dem  Namen  West  India  Dock  Company  zu  kon- 
stituieren sowie  Docks  zu  erbauen  und  zu  betreiben.  Die  City 
erhielt  das  Recht,  Kanäle,  die  für  den  Betrieb  der  neuen  Docks 
notwendig  waren,  zu  erbauen  und  zu  verwalten,  um  dieselbe 
Zeit  sprach  sich  die  Citykorporation  nochmals  gegen  private 
Docks  aus  und  erklärte,  für  den  Fall,  dass  neue  Docks  not- 
wendig werden  sollten,  wolle  sie  selbst  solche  bauen.  Indes 
entsprachen  die  Thaten  der  City  später  nicht  ihren  Worten. 
Der  Bau  der  ihr  zugesprochenen  Kanäle  wurde  von  ihr  in 
Angriff  genommen,  aber  unvollendet  gelassen.  Im  Jahre  1829 
gingen  auch  diese  in  das  Eigentum  der  West  India  Company 
über «). 

Das  ursprüngliche  Projekt  der  Citykorporation  unterschied 
sich  von  den  privaten  Projekten  auch  in  örtlicher  Beziehung. 
Während  die  privaten  Petenten  die  neuen  Docks  entfernt  von 
den  bisherigen  Hafenanlagen  erbauen  wollten,  wollte  die  City- 
verwaltung Docks  in  nächster  Nähe  der  bisherigen  Quais  und 
Werften  anlegen.  Hier  liegt  auch  der  erste  Grund  verborgen, 
der  die  City  zu   dem  Plane  bestimmte,   munizipale  Docks  zu 


')  On  Wet  Docks,  Quays  and  Warehouses  for  the  port  of 
London  (1793),  S.  18.  (Part  I  von:  Collection  of  Tracts  on  Wet  Docks 
for  the  port  of  London  with  hints  on  trade  and  commerce,  1797.) 

')  Journals  of  the  House  of  Commons,  vol.  LH  (1796/97), 
S.  269  f.;  vol.  LV  (1799/1800),  S.  252  f.,  544,  560,  791.  —  Ch.  Capper 
a.  a.  0.  S.  147  f.  —  Frederick  Clifford,  A  History  of  Private  Bill 
Legislation,  vol.  II  (1887),  S.  632  f.,  640,  642,  646  f.,  650  und  654.  — 
Charles  Harrison,  The  River  Thames:  its  Port  and  Conservancy  (in: 
London,  herausgeg.  von  Robert  Donald,  1895,  S.  1021). 
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errichten.  Sie  befürchtete  von  der  Anlegung  von  Docks  ent- 
fernt von  den  bisherigen  Ladeplätzen  eine  Schädigung  der 
Interessen  der  bisherigen  Hafengegend.  Als  Vertreterin  der  in 
den  alten  Werften  und  Quais  angelegten  Kapitalien,  als  Ver- 
treterin der  in  diesen  Distrikten  vorhandenen  Grundbesitzer- 
interessen sprach  sich  die  Gitykorporation  für  die  Anlage  muni- 
zipaler Docks  aus^).  Ausdrücklich  sprach  die  Gityverwaltung 
aus,  dass  sie  ausserdem  mit  Rücksicht  auf  die  Interessen  der 
Londoner  Kaufmannschaft  überhaupt  für  munizipale  Docks  ein- 
trete. Sie  behauptete,  es  sei  zu  befürchten,  dass  private  Ge- 
sellschaften die  Gebühren  sehr  hoch  halten  würden.  Sie  selbst 
versprach  aus  dem  Betriebe  eigener  Docks  keinen  Gewinn 
ziehen  zu  wollen^).  Als  ein  ferneres  Argument  zu  Gunsten 
munizipaler  Docks  führte  sie  an,  dass  von  der  Zulassung  von 
Aktiengesellschaften  Konflikte  zwischen  dem  Betriebe  der  Docks 
und  der  Plusspolizei  zu  erwarten  seien,  während,  da  die  City- 
korporation Organ  der  Flusspolizei  sei,  bei  üebertragung  des 
Dockwesens  an  die  Citykorporation  eine  harmonische  Anpassung 
des  Dockbetriebes  an  die  flusspolizeilichen  Interessen  in  Aus- 
sicht stehe*). 

Erst  wenige  Jahre  waren  die  ersten  Londoner  Docks  alt, 
da  stand  vor  ihnen  voll  Bewunderung  ein  Deutscher,  der  nach 
England  hinübergezogen  war,  um  dort  zu  lernen,  auf  welchen 
Wegen  sein  doppelt  geknechtetes  Volk  zur  Freiheit  aufsteigen 
könne.  Das  Staunen  des  Fremdlings  galt  nicht  nur  der  tech- 
nischen Kunst,  die  für  ein  tausendgliedriges  Mastenheer 
bequem  Raum  geschaffen  hatte,  nicht  nur  der  Leichtigkeit,  mit 
der  die  aus  allen  Weltteilen  zuströmenden  Schätze  auf  eng- 
lische Erde  gebracht  wurden,  nicht  nur  den  neuerstandenen 
ungeheuren,  wohlverwahrten  und  wohlgeordneten  Speichern, 
die  die  Ufer  umsäumten.  Was  Ludwig  v.  Vincke  an  den 
Londoner  Docks  besonders  bewunderte,  war  dasselbe,  was  er 
am  englischen  Staatswesen  der  damaligen  Zeit  überhaupt  be- 
wunderte, der  Gegensatz  zu  dem  von  den  Ideen  der  Pridericia- 


>)  Charles  Capper  a.  a.  0.  S.  147.  —  F.  Clifford  a.  a.  0.  S.  632  f. 
')  Journals  a,  a.  0.  vol.  LI  (1795/96),  S.  481  und  vol.  LV,  S.  252. 
»)  F.  Clifford  a.  a.  0.  a  646.  —  Ch.  Capper  a.  a.  0.  S.  147. 
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nischen  Wirtschaftspolitik  beherrscliten  Preussen,  der  Gegen- 
satz zu  dem  Grundsatze:  die  Itegierung  müsse  alles  für  das 
Volk  thun,  nichts  dürfe  durch  das  Volk  geschehen  und  jede 
freie  Wirksamkeit  der  Unterthanen  sei  als  ein  Eingriff  in  die 
regierende  Gewalt  zu  betrachten.  Nach  der  Ansicht  y.  Vinckes 
gehörten  die  Londoner  Docks  zu  den  Gebieten,  die  lediglich 
der  Privatindustrie  verständiger,  patriotischer,  vermögender 
Individuen  überlassen  gewesen  seien,  und  sie  erschienen  ihm 
als  das  grösste  Beispiel  dafür,  dass  in  England  der  Abscheu 
der  Regierung  gegen  das  Regieren  und  der  Sozietötsgeist  der 
Individuen  sich  immer  einander  die  Hände  reichten  und  die 
ausgedehntesten  Unternehmungen  reab'sierten  ^).  In  ähnlicher 
Beleuchtung  erglänzen  zwar  nicht  die  Londoner  Dockgesell- 
schaften im  speziellen,  aber  die  englischen  Dockgesellschaften 
im  aUgemeinen  bei  einem  neueren  Schriftsteller.  Dürfen  wir 
Ehrenberg')  glauben,  so  ist  die  Erbauung  englischer  Häfen 
durch  Private  als  ein  Beweis  des  in  England  herrschenden 
Gemeinsinnes  aufzufassen ;  die  privaten  Hafengesellschaften  sind 
keine  eigentlichen  Erwerbsunternehmungen,  sie  haben  anderer- 
seits auch  keinen  schlechthin  gemeinnützigen  Charakter,  viel- 
mehr nehmen  sie  eine  Mittelstellung  ein,  da  sie  mit  einer  sehr 
massigen  Verzinsung  und  Amortisation  ihres  Anlagekapitals 
sich  zu  begnügen  pflegen. 

An  der  Apotheose  v.  Vinckes  ist  zunächst  dies  auszu- 
setzen, dass  der  Kontrast  des  Londoner  Dockwesens  zu  den 
Prinzipien  der  merkantilistischen  Wirtschaftspolitik  von  ihm 
übertrieben  wurde.  Er  vergass  nämlich,  zu  erwähnen,  dass 
den  Londoner  Dockgesellschaften  von  ihrer  Begründung  an 
oder  fast  unmittelbar  nach  ihrer  Begründung  für  sie  äusserst 
wertvolle  Privilegien  zugestanden  wurden.  Die  Regierung  hielt 
es  für  ihre  Aufgabe,  dem  freien  Verkehre  Fesseln  zu  Gunsten 
der  Dockgesellschaften  aufzulegen.  Schon  deshalb  sind  diese 
Gesellschaften  nicht  als  reine  Privatunternehmungen  anzu- 
sehen, weil  sie  mit  Vorrechten,  die  ihnen  die  Staatsgewalt  ver- 
liehen hatte,  ausgestattet  wurden.     Durch  ein  Gesetz  aus  dem 


»)  L.  V.  Vincke  a.  a.  0.  S.  134,  150,  151. 
2)  R.  Ehren b er g,  Der  Handel  (1897),  S.  88. 
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Jahre  1803  wurde  der  West  India  Dock  Company  und  der 
London  Dock  Company  das  Recht  verliehen,  Waren  aufzu- 
nehmen, ohne  dass  die  Eigentümer  der  Waren  zu  sofortiger 
Zahlung  der  darauf  gelegten  Zölle  verpflichtet  waren;  der 
Zoll  brauchte  erst  bezahlt  zu  werden  in  dem  Moment,  in  dem 
die  Eaufleute  ihre  Waren  aus  den  Magazinen  der  Docks  für 
den  heimischen  Konsum  entnahmen;  für  importierte  Waren, 
die  nur  temporär  in  den  Magazinen  der  Docks  lagerten,  um 
nach  einiger  Zeit  wieder  ausgeführt  zu  werden,  brauchte  über- 
haupt kein  Zoll  bezahlt  zu  werden.  Dieses  Privileg  stärkte 
zunächst  die  Docks  gegenüber  ihrer  Londoner  Konkurrenz, 
gegenüber  den  Londoner  Werften  und  Warenhäusern,  denen  es 
weder  gesetzlich  noch  auf  dem  Wege  ministerieller  Verord- 
nung zugestanden  wurde;  Es  stärkte  die  Londoner  Docks 
aber  auch  gegenüber  auswärtigen  Häfen.  Den  Londoner  Docks 
wurde  dieses  Recht  vor  allen  anderen  verliehen.  Zahlreiche 
Häfen,  die  es  in  den  ersten  3  Jahrzehnten  dieses  Jahrhun- 
derts erlangten,  erlangten  es  erst  beträchtliche  Zeit  nach  den 
Londoner  Docks  ^).  Ferner  wurden  die  Londoner  Docks  da- 
durch privilegiert,  d«LSs  ihnen  die  ausschliessliche  Aufnahme 
des  in  London  einlaufenden  Importes  aus  bestimmten  Ländern 
und  bestimmter  GKiterarten  sowie  teilweise  auch  die  Aufnahme 
des  Exportes  nach  bestimmten  Ländern  gesetzlich  zugestanden 
wurde  ^).  Eine  Privilegierung  der  Docks  bedeutete  dies  zu- 
nächst wiederum  gegenüber  den  Werften  in  London,  denen  es 
verboten  war,  die  für  die  Docks  reservierten  Schiffe  aufzunehmen. 
Es  bedeutete  dies  aber  auch  eine  Privilegierung  einer  Dock- 
gesellschaft gegenüber  einer  anderen  Dockgesellschaft.  Waren 
auch  die  Dockgesellschaften  nicht  berechtigt,  alle  Zweige  des 
Importes  oder  Exportes  an  sich  zu  ziehen,  so  hatte  doch  jede 
von  ihnen  ein  ausschliessliches  Monopol  für  ein  bestimmtes 
Gebiet  der  Ein-  oder  Ausfuhr,  das  gegen  die  Konkurrenz  der 
anderen  Dockgesellschaften  gesichert  war. 

Zu    jener    Beschränkung    der    Dockgesellschaften    traten 
noch  andere  Restriktionen.     Wir  haben  bereits  aus   der  Be- 


»)  G.  R.  Port  er,  The  progreas  of  the  nation,  vol.  II  (1838),  S.  270  ff. 
«)  Ch.  Capper  a.  a.  0.  S.  149,  151  und  152. 
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trachtung  der  Haltung  der  Cityväter  gesehen,  dass  man  keines- 
wegs überall  der  Ansicht  war,  patriotischer  Gemeinsinn  werde 
die  Triebfeder  bei  der  Geschäftsführung  der  privaten  Dock- 
gesellschaften bilden,  dass  man  vielmehr  die  Erwartung  hegte, 
diese  würden  gleich  anderen  geschäftlichen  Unternehmungen 
nach  hohem  Gewinn  streben  und  den  Verkehr  im  Londoner 
Hafen  mit  hohen  Abgaben  belegen.  Auch  das  englische  Par- 
lament war  nicht  so  optimistisch,  anzunehmen,  die  Dockgesell- 
schaften würden  sich  mit  einer  sehr  niedrigen  Verzinsung  und 
der  Amortisation  ihres  Anlagekapitals  begnügen,  vielmehr  hielt 
es  für  richtig,  zu  bestimmen,  dass  die  Dividenden  der  ältesten 
Dockgesellschaft  10  ^/o  nicht  übersteigen  und  dass  eventuelle 
üeberschüsse  über  diesen  Maximalsatz  zur  Reduktion  der  Dock- 
gebühren benützt  werden  sollten^).  . 

Diese  gesetzliche,  bereits  bei  der  Begründung  der  be- 
treffenden Dockgesellschaft  festgelegte  Maximaldividende  betrug 
beträchtlich  mehr,  als  die  landesübliche  Verzinsung  betrug. 
Wenn  trotz  dieser  Restriktion  genügendes  Kapital  für  die 
Begründung  der  Docks  sich  fand,  so  darf  man  dies  deshalb 
nicht  als  ein  Anzeichen  dafür  betrachten,  dass  die  Aktionäre 
mit  einem  niedrigen  Gewinnsatze  sich  hätten  begnügen  wollen. 
Immerhin  war  fttr  die  Bethätigung  eines  etwa  bei  ihnen  vor- 
handenen Asketismus  genügend  Raum,  da  es  der  Dockgesell- 
schaft frei  stand,  sich  mit  einem  niedrigeren  Gewinn  als  10  ^/o 
zu  bescheiden  und  üeberschüsse  über  diesen  niedrigeren  Ge- 
winnsatz zu  Gunsten  des  die  Docks  benützenden  Publikimis  zu 
verwenden.  Doch  die  Menschenfreundlichkeit  der  Dockgesell- 
schaft ging  nicht  so  weit.  Für  die  West  India  Company  ist 
bekannt,  wie  hoch  während  des  Bestehens  der  gesetzlichen 
Maximaldividende  ihre  Gewinne  waren.  Es  wird  mitgeteilt, 
dass  diese  Gesellschaft  für  viele  Jahre  nach  der  Eröffnung 
ihrer  Docks  regelmässig  10  ^/o  Dividende  bezahlte  und  ausser- 
dem einen  stattlichen  Reservefonds  ansammelte.  Im  Jahre  1819 
wurde  eine  Reduktion  der  Dockgebühren  vorgenommen,  nicht 
infolge  freier  Entschliessung  der  betreffenden  Dockgesellschaft, 
sondern  unter  einem  von  einer  parlamentarischen  Kommission 


»)  F.  Clifford  a.  a.  0.  S.  652  f.,  668. 
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ausgeübten  Drucke.  Man  könnte  daraus  folgern,  die  Durch- 
führung der  auf  die  Begrenzung  der  Gewinne  bezüglichen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  sei  gegen  jeden  Versuch  ihrer  Um- 
gehung gesichert  gewesen.  Es  ist  jedoch  sehr  wahrscheinlich, 
dass  zahlreiche  Umgehungen  yorkamen.  So  wurde  im  Jahre 
1810  konstatiert,  dass  die  West  India  Dock  Company  mehr  als 
10  ®/o  Dividende  verteilte.  Einer  der  Tricks,  die  man  anwandte, 
um  äusserlich  im  Einklang  mit  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
zu  bleiben,  bestand  darin,  dass  man  die  Einkommensteuer  für 
die  Dividenden  nicht  aus  den  Dividenden,  sondern  aus  dem  zur 
Erniedrigung  der  Dockgebühren  verfügbaren  Ueberschusse 
bezahlte.  Die  Folge  war,  dass  die  Aktionäre  nicht  10  ^/o, 
sondern  11. ^/o  erhielten.  Wir  müssen  auch  in  Betracht  ziehen, 
dass  die  Zeit,  in  der  die  gesetzliche  Bindung  der  Gewinne 
zu  stände  kam  und  das  einzige  gesetzliche  Mittel  zur  Erlangung 
einer  Reduktion  der  Dockgebühren  bildete,  eine  Zeit  war,  in 
der  man  noch  keine  Erfahrungen  darüber  gesammelt  hatte, 
auf  welchen  Schleichwegen  die  Gesellschaften  solchen  Bindungen 
entrinnen  konnten,  und  dass  alle  die  Eautelen,  die  eine  spätere 
Zeit  auf  anderen  Gebieten  behufs  Sicherung  der  thatsächlichen 
Begrenzung  der  Gewinnhöhe  als  notwendig  erwies  (beispiels- 
weise Massnahmen  gegen  übermässige  Eapitalvermehrung,  Um- 
wandlung von  Obligationen  in  Aktien,  Begünstigung  der  alten 
Aktionäre  bei  neuen  Emissionen  etc.)i  hier  fehlten.  Jedenfalls 
erschienen  auch  der  Londoner  Kaufmannschaft  die  Dockgesell- 
schaften nicht  als  Organisationen,  die  gegen  massiges  Entgelt 
bereit  gewesen  wären,  das  Wohl  ihrer  Brüder  zu  befördern. 
Aus  den  Kreisen  der  Kunden  der  Docks  wurden  auch  lebhafte 
Klagen  über  üebervorteilungen  laut,  und  entschieden  verlangte 
man  eine  energische  Herabsetzung  der  Dockgebühren^). 

Die  Privilegien  der  Docks  mit  Bezug  auf  bestimmte 
Warenarten  und  bestimmte  Herkunftsländer  waren  zeitlich 
befristet.  Sie  liefen  sämtlich  in  den  zwanziger  Jahren  des 
19.  Jahrhunderts  ab.  Unter  dem  Eindrucke  der  lauten  Be- 
schwerden über  die  Höhe  der  Dockgebühren  beschloss  man,  diese 


')  Ch.  Capper  a.  a.  0.  S.  150,  156.  —  F.  Clifford  a.  a.  0.  S.  662, 
663  f. 
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Privilegien  nicht  mehr  zu  erneuern.  Gleichzeitig  strebte  man 
danach,  die  Zahl  der  Dockgesellschaften  zu  vermehren.  Im  Jahre 
1825  wurde  eine  neue  grosse  Dockgesellschaft  konzessioniert. 
In  den  folgenden  Jahrzehnten  kamen  eine  Reihe  anderer  neuer 
Dockgründungen  hinzu.  Keiner  von  ihnen  wurde  ein  Monopol 
fiir  die  Aufnahme  bestimmter  Gütersorten  und  von  Schiffen 
bestimmter  Herkunft  oder  bestimmter  Ausfuhrrichtung  zuge- 
standen. Mittlerweile  hatten  sich  auch  die  Einrichtungen  der 
Werften  und  der  Warenhäuser  ausserhalb  der  Docks  vervoll- 
kommnet. Die  Handelspolitik  war  im  freihändlerischen  Geiste 
revidiert  worden.  Damit  wurde  auch  die  andere  Gruppe  von 
Privilegien,  deren  sich  die  ersten  Londoner  Dockgesellschaften 
erfreut  hatten,  in  ihrer  Bedeutung  abgeschwächt.  Ungefähr 
um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  wurden  überdies  neben  den 
bestehenden  Docks  auch  die  Werften  berechtigt,  zollpflichtige 
Waren  unter  temporärer  oder  völliger  Befreiung  vom  Zoll 
aufzunehmen  ^). 

Die  Folgen,  die  sich  an  diese  Aenderungen  knüpften, 
zeigen,  dass  in  der  Darstellung  v.  Vinckes  eine  weitere  Lücke 
sich  befindet.  Er  betrachtete  die  Dockgesellschaften  lediglich 
als  Ausflüsse  des  Sozietätsgeistes.  Nunmehr  enthüllten  diese 
Unternehmungen  ihre  zweite  Seite,  ihre  Eigenschaft,  wie  eine 
Einzelperson  zur  Bekämpfung  anderer  Unternehmungen  dienen 
zu  können.  Bei  der  Beseitigung  der  Privilegien  der  alten  Dock- 
gesellschaften und  bei  der  Verweigerung  neuer  Privilegien  an 
die  jüngeren  Dockgesellschaften  schwebte  dem  Parlament  das 
Ziel  vor,  durch  Entfesselung  des  Wettbewerbes  unter  den  Dock- 
gesellschaften eine  Herabsetzung  der  Dockgebühren  zu  er- 
zwingen. Auch  jetzt  zeigte  es,  dass  es  die  Dockgesellschaften 
nicht  ftlr  Unternehmungen  hielt,  die  in  selbstloser  Hingabe  für 
andere  zu  wirken  bereit  wären.  Die  thatsächliche  Entwicke- 
lung  verlief  im  Einklänge  mit  den  Intentionen  der  Gesetz- 
gebung. Ein  lebhafter  Konkurrenzkampf  entbrannte  zwischen 
den  Dockgesellschaften.     Zugleich  sahen  sie   sich   von  einem 


»)  Ch.  Capper  a.  a.  0.  S.  155,  157.  —  F.  Clifford  a.  a.O.  S.  659, 
665  ff.  —  L.  Smith  und  V.  Nash,  The  story  of  the  Dockers'  Strike 
(1890),  S.  15,  17. 
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neuen,  vorher  von  ihnen  verachteten  Feinde,  den  Werften, 
schärfer  als  vorher  angegriffen.  Die  Dockgebühren  sanken 
beträchtlich.  Jetzt  auch  erscheinen  sie  als  das,  als  was  Ehren- 
berg  sie  hinstellt,  als  Anstalten,  die  sich  mit  massiger  Ver- 
zinsung zufrieden  geben.  Manchmal  bleiben  Gewinne  über- 
haupt aus.  Aber  die  Ursache  dieser  Frugalitöt  ist  nicht  eine 
selbstgewoUte,  edelmütige  Beschickung.  Nicht  der  Gemein- 
sinn, sondern  der  Druck,  den  die  Eonkurrenten  ausüben,  die 
Furcht  vor  Verminderung  ihres  Kundenkreises,  die  Angst  vor 
dem  Bankerott,  die  Hoffnung,  durch  Vernichtung  der  Rivalen 
die  Möglichkeit  zu  erhalten,  von  den  Kunden  wieder  erhöhte 
Taxen  einzufordern  und  damit  wieder  erhöhte  Gewinne  zu  be- 
ziehen  —  diese  Kräfte  treiben  den  Gewinn  der  Gesellschaften 
tief,  manchmal  bis  zum  Nullpunkt  hinab  ^). 

Bis  in  die  sechziger  Jahre  hinein  dauerten  diese  Kämpfe. 
Sie  wurden  für  einige  Zeit  beendigt  durch  das  Zusammen- 
treffen zweier  Entwickelungsreihen.  Die  Periode  vom  Ende 
der  dreissiger  bis  zur  ersten  Hälfte  der  sechziger  Jahre  war 
eine  Periode,  in  der  verschiedene  früher  miteinander  konkur- 
rierende Gesellschaften  fusioniert  wurden^).  Der  Abschluss 
dieser  Fusionsbewegung  fiel  zeitlich  mit  dem  Beginne  einer 
glänzenden  allgemeinen  wirtschaftlichen  Situation  zusammen. 
Der  englisch-französische  Handelsvertrag  begann  seine  Wir- 
kungen zu  entfalten.  Die  gewaltige  Steigerung  des  Verkehres 
im  Londoner  Hafen  war  so  bedeutend,  dass  für  jede  der  rie- 
sigen Unternehmungen,  die  der  Amalgamationsprozess  im  Dock- 
gewerbe geschaffen  hatte,  reichlich  viel  zu  thun  war. 

Die  sechziger  Jahre  waren  eine  Zeit  des  Waffenstillstandes. 
In  den  siebziger  und  namentlich  in  den  achtziger  Jahren  ent- 
brannte wiederum  ein  lebhafter  Konkurrenzkampf.  Die  Er- 
bitterung, mit  der  er  geführt  wurde,  war  noch  weit  grösser 
als  in  der  Periode  vom  Ende  der  zwanziger  bis  zu  Anfang  der 
sechziger  Jahre.  Man  griff  jetzt  zu  neuen,  schärferen  Waffen. 
Die  St.  £[atharine  Company   errichtete  in  der  Absicht,   ihrem 


»)  Ch.  Capper  a.  a.  0.  S.  163.  —  F.  Clifford  a.  a.  0.  S.  668  f.  — 
L.  Smith  und  V.  Nash  a.  a.  0.  S.  17. 
»)  F.  Clifford  a.a.O.  S.  668  f. 
Sinzheimer,  Der  Londoner  Orafschaftsrat.  I.  20 
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mächtigsten  Rivalen  die  Kunden  wegzunehmen,  mit  gewaltigem 
Kostenaufwande  weiter  flussabwärts  die  immensen  Victoria  und 
Albert  Docks.  Die  East  and  West  India  Company  entgegnete 
auf  diesen  Schlag  damit,  dass  sie  noch  weiter  flussabwärts  ging 
und  zu  ihren  imposanten  alten  Anlagen  neue  gigantische  Dock- 
anlagen bei  Tilbury  fügte,  die  dazu  bestimmt  waren,  die  von 
der  St,  Eatharine  Company  errichteten  neuen  Dockanlagen  leer 
zu  halten.  Damit  war  ein  Zustand  erreicht,  der  in  schroffem 
Gegensatz  zu  dem  Zustande  100  Jahre  vorher  sich  befand. 
Damals  waren  die  Hafenanls^en  zu  eng  fdr  den  Verkehr. 
Nunmehr  waren  die  Hafenanlagen  so  mächtig  ausgereckt,  dass 
der  damalige  Verkehr  sie  nur  zum  Teil  füllen  konnte  und  dass 
nur  ein  fabelhafter  Aufschwung  des  Londoner  Handels  den 
Dockgesellschaften  volle  Beschäftigung  hätte  geben  können.  Da 
die  Dockgesellschaften  bei  den  kolossalen  Neubauten,  die  sie 
aufführten,  ihr  Augenmerk  nicht  auf  das  vorhandene  oder  mit 
einiger  Sicherheit  in  absehbarer  Zeit  zu  erwartende  Bedürfiüs, 
sondern  lediglich  auf  die  Niederkämpfung  ihrer  Konkurrenz 
richteten,  war  ein  grosser  Teil  des  von  ihnen  verausgabten 
Anlagekapitals  von  vornherein  dazu  verurteilt,  für  lange  Zeit 
totes  Kapital  zu  bleiben.  Hinzu  kam  dies,  dass  die  East  and 
West  India  Dock  Company  bei  der  Erbauung  ihrer  neuen  An- 
lagen äusserst  verschwenderisch  verfuhr.  Das  Gelände  für  die 
Docks  in  Tilbury  wurde  zu  einem  Preise  erworben,  der  das 
Zehnfache  dessen  betrug,  was  kurz  vorher  dafür  bezahlt  worden 
war.  Enorme  Beträge  wurden  durch  die  Führung  von  Prozessen 
mit  den  Bauunternehmern  absorbiert,  die  die  neuen  Anlagen  für 
Rechnung  der  Gesellschaft  errichtet  hatten.  Parallel  mit  dem 
enorm  steigenden  Aufwände  ging  ein  rapides  Sinken  der  Dock- 
gebühren. So  waren  am  Beginne  des  Jahres  1888  die  Dock- 
gebühren durchschnittlich  um  50  ®/o  niedriger  als  im  Jahre  1885. 
Von  der  Schärfe  der  Konkurrenz  gibt  die  Thatsache  einen 
Begriff,  dass  eine  Dockgesellschaft  einer  grossen  Schiffahrts- 
gesellschaft in  blanco  alle  Bedingungen  zugestand,  die  eine 
andere  Dockgesellschaft  offerieren  würde.  In  manchen  Trans- 
aktionen erscheinen  die  Dockgesellschaften  als  fast  ganz  gemein- 
nützige Unternehmungen.  Beispielsweise  verpflichteten  sich  die 
Tilbury  Docks,   einer   bedeutenden  Schiffahrtsgesellschaft,   die 
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bisher  eine  Kundin  der  Albert  Docks  war,  ein  Jahr  lang  keine 
Dockgebühren  zu  berechnen.  Die  Siege,  die  die  konkurrieren- 
den Dockgesellschaften  in  dem  mörderischen  Konkurrenzkämpfe 
übereinander  erfochten,  waren  natürlich  Pyrrhussiege.  Von 
den  beiden  grössten  Dockgesellschaften,  die  zugleich  die  erbit- 
tertsten Konkurrentinnen  waren,  konnte  schliesslich  die  eine, 
die  London  and  St.  Katharine  Company,  nur  einen  winzigen 
Gewinn  machen,  während  die  andere  Gesellschaft,  die  East  and 
West  India  Dock  Company  bankerottierte. 

Erst  am  1.  Januar  1888  trat  völliger  Friede  dadurch  ein, 
dass  die  Dockgesellschaften,  die  vorher  miteinander  konkurriert 
hatten,  ein  Komitee  bildeten,  dem  die  gemeinsame  Leitung 
der  verschiedenen  Dockgesellschaften  übertragen  wurde.  Bald 
wurden  die  Dockgebühren  um  das  Doppelte  erhöht.  Aber  auch 
dies  reichte  noch  nicht  aus,  um  die  siechen  Unternehmungen 
wieder  gesund  zu  machen.  Noch  um  die  Zeit  der  Begründung 
des  Londoner  Grafschaftsrates  war  die  East  and  West  Lidia  Dock 
Company  nicht  im  stände,  ihre  Obligationszinsen  zu  bezahlen,  und 
auch  die  London  and  St.  Katharine  Dock  Company  konnte  ihren 
Aktionären  nur  eine  Dividende  von  1^/2  ^/o  pro  Jahr  überweisen^). 

Die  Ueberlassung  des  Dockwesens  an  Privatunterneh- 
mungen, die  einen  Grundzug  der  Entwickelung  des  Londoner 
Dockwesens  bildet,  bildete  nicht  in  allen  Städten  Grossbritan- 
niens die  Regel.  In  Newcastle-upon-Tyne,  in  Liverpool  und  in 
Glasgow  bestanden  schon  im  18.  Jahrhundert  kommunale  Docks, 
die  weder  von  Privaten  erbaut,  noch  von  Privaten  betrieben 
wurden.  Sie  blieben  im  kommunalen  Eigentum  und  Betrieb 
auch  während  des  19.  Jahrhunderts  und  wurden  während  dieses 
Jahrhunderts  mächtig  erweitert  durch  Anlagen,  die  gleichfalls 
nicht  der  Privatinitiative  entsprangen  und  von  deren  Verwal- 
tung Privatuntemehmungen  ausgeschlossen  blieben.  Man  darf 
annehmen,  dass  von  den  zahlreichen  nicht  privaten  Docks,  die 
in  den  neunziger  Jahren  vorhanden  waren,  eine  grosse  Zahl 
entweder  von  Anfang  an  nicht  privater  Natur  war  oder  aus 
privaten  Händen  in  kommunalen  Betrieb  überging*). 

')  L.  Smith  und  V.  Nash  a.  a.  0.  S.  18,  56,  57,  184  f. 
2)  F.  Clifford  a.  a.  0.  vol.  I,  S.  8,  477   und  vol.  II,  S.  630.  — 
Sir  James  Bell  und  James  Paton,  Glasgow,  its.  munidpal  organi- 
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Von  einer  Munizipalisation  der  Londoner  Docks  hörte  man 
nach  dem  Eommunalisierungsplan  der  Londoner  Cityverwaliiang 
für  lange  Zeit  nichts  mehr.  Erst  im  Jahre  1887  wurde  ein 
vereinzelter  Ruf  laut,  der  den  früheren  Gedanken  wieder  auf- 
nahm^). Die  veränderte  Begründung,  die  ihm  diesmal  bei- 
gegeben wurde,  lenkt  die  Aufmerksamkeit  darauf,  dass  noch 
von  einem  anderen  Gesichtspunkte  aus  der  angebliche  gemein- 
nützige Charakter  der  Londoner  Dockgesellschaften  zu  unter- 
suchen ist.  Diesmal  wurde  die  Munizipalisation  der  Londoner 
Docks  als  ein  Mittel  zur  Verbesserung  der  Lage  der  Dock- 
arbeiter verlangt. 

Als  Dockarbeiter  (dockers)  bezeichnete  man  immer  nicht 
die  Gesamtheit  der  in  den  Docks  beschäftigten  Arbeiter,  son- 
dern nur  den  überwiegenden  Bruchteil  derselben.  Insofern 
stimmt  der  Sprachgebrauch  der  früheren  und  der  jetzigen  Zeit 
überein.  Noch  in  den  sechziger  Jahren  aber  rechnete  man 
zu  den  Dockarbeitern  alle  diejenigen  Arbeiter,  die  mit  dem 
Entladen  und  Beladen  von  Schiffen  sowie  mit  dem  Transport 
der  entladenen  Waren  in  die  Magazine  der  Docks  und  mit 
gewissen  Manipulationen  der  Waren  in  den  Magazinen,  wie 
Sortieren,  Reinigen,  Wiegen  etc.,  zu  thun  hatten,  ungefähr 
von  den  vierziger  Jahren  ab  splitterte  sich  aus  der  Reihe  dieser 
Arbeite]^  ein  relatives  kleines  Kontingent  ab,  die  Gruppe  der 
Stauer  (stevedores) ,  denen  die  Arbeit,  die  zum  Versand  be- 
stimmten Güter  in  den  Schiffen  unterzubringen,  als  besondere, 
nicht  mehr  mit  anderen  Funktionen  vermischte  Thätigkeit  zu- 
fiel. Nur  ein  Bruchteil  der  Exportarbeit,  nämlich  die  der 
Stauung  vorangehenden  Manipulationen,  verblieb  den  Dock- 
arbeitern, während  wie  früher  die  Importarbeit  vollständig  ihnen 
überlassen  blieb*). 


satioü  and  administration,  S.  304  ff.  —  R.  Donald,  The  Municipal  Year- 
Book  of  the  United  Kingdom  for  1897,  S.  394  ff.  —  Ch.  Harris  an 
a.  a.  0.  S.  1021. 

^)  Beatrice  Potter,  The  Docks  (in  Charles  Booth  a.  a.  0. 
voL  IV,  1893),  S.  34. 

«)  Henry  Mayhew  a.  a.  0.  S.  295.  —  B.  Potter  a.  a.  0,  S.  16  ff.  — 
Charles  Booth,  The  Docks  and  Wharves  (in  seinem  Life  and  Labour 
of  the  People  in  London,  vol.  VII),  S.  400,  402,  427  f. 
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Die  beiden  genannten  Arbeitergruppen ,  die  Dockarbeiter 
in  dem  zuletzt  präzisierten  modernen  Sinne  und  die  Stauer, 
sind  auch  hinsichtlich  des  Qualifikationsgrades  ihrer  Arbeits-, 
kraft  verschieden.  Die  Stauer  sind  als  hochqualifizierte  Ar- 
beiter zu  bezeichnen.  Die  ihnen  zufallende  Arbeit  verlangt 
nicht  nur  körperliche  Sjraft,  sondern  auch  Orientierungsver- 
mögen und  Sorgfalt.  Von  der  Arbeit  der  Stauer  hängt  die 
ökonomische  Ausnützung  des  inneren  Schiffsraumes,  die  sichere, 
Verderb  verhindernde  Stapelung  der  Waren  ab.  Anders  steht 
es  mit  den  Dockarbeitern.  Zwar  gibt  es  zwei  Branchen  auf 
dem  ihnen  zufallenden  Arbeitsfelde,  die  eine  gewisse  Geschick- 
lichkeit voraussetzen,  nämlich  die  Entladung  von  Getreide  und 
Holz.  In  anderen  Branchen  ist  besonders  grosse  Behendigkeit 
erforderlich.  Aber  der  grosse  Bruchteil  der  Arbeit  der  Dock- 
arbeiter ist  unqualifiziert.  Sie  stellen  im  wesentlichen  eine 
ungelernte  Arbeiterschar  dar.  Was  Henry  Mayhew  von  dem 
Qualifikationsgrade  ihrer  Arbeit  sagte,  trifft  nicht  nur  fUr  die 
Zeit,  in  der  er  die  Dockarbeiterverhältnisse  beschrieb,  für  die 
fünfziger  und  sechziger  Jahre,  sondern  auch  für  die  spätere 
Zeit  zu:  «Diese  Arbeiterklasse  ist  so  ungelernt  wie  die  Ge- 
walt eines  Orkans.  Die  blosse  Muskelkraft  ist  alles,  was  er- 
fordert wird;  daher  kann  jede  menschliche  Lokomotive  hier 
arbeiten.  Alles,  was  nötig  ist,  ist  die  Fähigkeit,  schwere 
Körper  von  einem  Platze  zum  anderen  zu  bewegen''  ^). 

Mit  dieser  Eigentümlichkeit  und  mit  der  Thatsache,  dass 
es  in  den  Docks  üblich  war,  von  den  Dockarbeitern  vor  ihrem 
Engagement  keinerlei  Legitimationspapiere  zu  verlangen,  hängt 
eine  weitere  EigentünUichkeit  der  Dockarbeiterschaft,  die  bunte 
Mannigfaltigkeit  ihrer  Zusammensetzung,  zusammen.  Von  je- 
her waren  die  Londoner  Docks  die  Sammelbecken,  in  die 
Arbeitslose  aller  Berufe  einströmten,  nicht  nur  solche,  die  vor- 
her in  anderen  Industrieen  als  Arbeiter  beschäftigt  waren, 
sondern  auch  gescheiterte  Existenzen,  die  früher  höheren 
Klassen  angehörten.  Schon  die  früheste,  von  Mayhew  her- 
rührende Schilderung  der  Dockarbeiterverhältnisse  hob  diese 


>)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  311.  —  Ch.  Booth  a.  a.  0.  S.  428.  — 
L.  Smith  und  Y.  Nash  a.  a.  0.  S.  24. 
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Buntfarbigkeit  der  Dockarbeiterschaft  hervor  und  berichtete, 
dass  die  verschiedenartigsten  Berufe  unter  den  Dockarbeitern 
.vertreten  sei^i,  dass  man  unter  ihnen  bankerotte  Metzger- 
meister, Bäckermeister,  ehemalige  Wirte,  Spezereihändler,  alte 
Soldaten  und  Matrosen,  entgleiste  Gentlemen,  verabschiedete 
Advokatenschreiber,  entlassene.  Regierungssekretäre  etc.  finde. 
Eine  Beschreibung,  die  die  Verhältnisse  in  den  achtziger  Jahren 
reproduziert,  teilt  mit,  dass  in  einer  ausgewählten  Gruppe  von 
Dockarbeitern  fast  alle  vorher  anderen  Berufen  folgten.  Es 
wurde  ermittelt,  dass  30  verschiedene  Gewerbe  unter  ihnen 
repräsentiert  waren,  ausserdem  frühere  Commis,  Fuhrleute, 
Krämer,  Ladengehilfen,  Lakaien,  Stallknechte,  Kellner,  Wirts- 
hausknechte, Strassenhändler,  Soldaten  und  Matrosen.  Auch 
der  Sohn  eines  Barons,  ein  ehemaliger  Geistlicher  und  ein  Lord 
wurden  aufgefunden^). 

Teilweise  in  dieser  Eigentümlichkeit,  teilweise  in  anderen 
Momenten  wurzelt  der  erste  üebelstand,  der  die  Dockarbeit 
seit  langer  Zeit  charakterisierte:  die  Unbeständigkeit  der  Be- 
schäftigung. 

Man  kann  die  Fluktuationen  der  Dockarbeit  in  zwei 
Perioden  einteilen,  deren  erste  in  die  Zeit  vorherrschender 
Segelschiffahrt  fällt.  Ein  dieser  Periode  eigentümlicher  Grund 
für  die  Schwankungen  im  Bedarf  an  Dockarbeitern  war  die 
völlige  Abhängigkeit  von  der  Windrichtung  und  der  Wind- 
stärke. Häufig  kam  es  vor,  dass  infolge  ungünstiger  Winde 
wochenlang  keine  neuen  Schiffe  in  die  Docks  einlaufen  konnten. 
Die  Folge  davon  waren  beträchtliche  B.eduktionen  in  der  Zahl 
der  beschäftigten  Dockarbeiter.  Nach  Ermittelungen  Mayhews 
betrugen  am  Ende  der  vierziger  Jahre  die  Zahl  der  von  den 
drei  grössten  Londoner  Dockgesellschaften  beschäftigten  Dock- 
arbeiter zusammen  7725  Personen  im  Maximum  und  nur  etwa 
2104  Personen  im  Minimum.  Diese  schroffe  Reduktion  des 
beschäftigten  Dockarbeiterpersonals  um  mehr  als  5500  Köpfe, 
d.  h.  um   mehr  als   71  ^/o  der  Maximalzahl,   schreibt  Majhew 


*)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  311.  —  L.  Smith  und  V.  Nash  a.  a.  0. 
S.  24f.  —  Vgl.  auch:  Select  Committee  of  the  House  of  Lordst 
Pifth  Report  on  the  Sweating  System  (1890),  S.  LXXIII. 
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YoUstandig  dem  Auftreten  des  Ostwindes  zu.  Die  Zahl  der 
durch  den  Ostwind  arbeitslos  gemachten  Dockarbeiter  in  sämt- 
lichen Londoner  Docks  während  desselben  Jahres  schätzt 
Mayhew  auf  7000  Köpfe  i). 

Das  später  erfolgende  siegreiche  Vordringen  des  Dampfes 
als  Schiffsmotor  barg  die  Tendenz  zur  Abschwächung  dieser 
Fluktuationen  in  sich^).  Das  launische  Spiel  der  Winde,  das 
die  Segelschiffe  vielfach  hinderte,  in  die  Docks  einzulaufen, 
war  gegenüber  den  Dampfschiffen  fast  ohnmächtig.  Durch 
EinfOhrung  des  Dampfes  wurden  die  Entfernungen  verkürzt, 
die  Frachten  erniedrigt,  der  Verkehr  ausgedehnt.  Alle  diese 
Momente  waren  an  sich  geeignet,  eine  grössere  Stabilisierung 
der  Dockarbeit  herbeizuführen. 

Aehnlich  war  es  mit  einer  anderen  Erscheinung,  die  in 
die  Zeit  der  Verdrängung  der  Segelschiffahrt  durch  die  Dampf- 
schiffahrt fiel.  Seit  langer  Zeit  war  London  der  Hauptmarkt 
für  Thee.  Während  früher  China  allein  diesen  Artikel  lieferte, 
kam  nunmehr  auch  die  Theekultur  in  Indien  auf  und  ent- 
wickelte sich  machtvoll.  Dadurch  wurde  nicht  nur  der  Thee- 
Import  in  London  mächtig  gesteigert,  sondern  auch  regel- 
mässiger gestaltet«  Früher  hing  er  von  dem  Ausfalle  der 
Theeemte  eines  einzigen  Landes,  jetzt  von  dem  Ausfalle  der 
Theeemte  zweier  Länder  ab,  die  unter  verschiedenen  Be- 
dingungen produzierten,  so  dass  häufig  eine  schlechte  chine- 
sische Ernte  durch  eine  reichliche  indische  Ernte  kompensiert 
wurde«- 

Aber  auch  unter  den  neuen  Verhältnissen  blieb  der  alte 
Uebelstand  der  Dockarbeit,  ihre  Unbeständigkeit,  erhalten.  Im 
Jahre  1891/92  betrug  die  Zahl  der  in  London  beschäftigten 
Dockarbeiter  pro  Tag  im  Maximum  zwischen  17994  und  21353, 
im  Minimum  zwischen  9892  imd  11967^).  Zu  diesen  Ziffern 
ist  zu  bemerken,  dass  im  Jahre  1891/92  manche  vor  dem  Jahre 
1889    nicht    vorhandene,    zu    grösserer    Stabilität    drängende 


')  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  313,  320 ff. 

')  Royal  Gommission  onLabour,  Minutes  of  Evidence  taken 
before  Qroup  B,  vol.  I  (1892),  qu.  88  f.,  356,  539,  543,  4584  f.,  4588,  6931, 
7067  ff.  —  L.  Smith  und  V.  Nash  a.  a.  0.  S.  45. 

•)  Ch.  Booth  a.a.O.  S.  409  ff. 
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Momente  wirksam  waren  und  dass  die  obengenannten  Mazimal- 
zahlen  vermutlich  bedeutend  hinter  dem  Quantum  des  Arbeiter- 
angebotes zurückbleiben.  In  den  für  die  Jahre  1888/89  bis 
1892  vorliegenden  Schätzungen  schwankt  die  Zahl  der  Dock- 
arbeiter überhaupt  (unbeschäftigte  und  beschäftigte  zusammen) 
teilweise  mit  anderen,  relativ  wenig  zahlreichen  Arbeiter- 
kategorien zusammen,  zwischen  100000,  75000,  50000  und 
45  000  ^).  So  sehr  diese  Ziffern  auch  untereinander  differieren, 
so  stimmen  sie  doch  darin  überein,  dass  sie  die  Zahl  der  Arbeit 
suchenden  Personen  grösser  erscheinen  lassen  als  die  Zahl  der 
beschäftigten  Arbeiter. 

Die  Ghilnde  für  die  Eonservierung  jenes  üebelstandes  auch 
in  der  Zeit  vorherrschender  Dampfschiffahrt  sind  doppelter  Art. 
Einmal  kamen  neue  Ursachen  für  die  Fluktuationen  der  Dock- 
arbeit auf,  und  weiter  blieb  eine  Reihe  von  Ursachen,  die 
bereits  unter  den  früheren  Verl^tnissen  wirksam  waren,  auch 
unter  den  neuen  Verhältnissen  bestehen. 

An  dem  Einflüsse  der  Ersetzung  von  Segelschiffen  durch 
Dampfschiffe  auf  die  Lage  der  Dockarbeiter  ist  die  Verschie- 
denheit technischer  und  wirtschaftlicher  Vorgänge  deutlich  er- 
kennbar. Technisch  bedeutete  die  Einführung  der  Dampf- 
schiffe einen  gewaltigen  Fortschritt,  insofern  als  dadurch  die 
üebermacht  eines  Naturfaktors  gebrochen  wurde,  aber  ihr 
endgültiges  Resultat  war  eine  Verschärftmg  der  Konjunkturen- 
wechsel für  die  Dockarbeiter  ^).  Die  gewaltigen,  im  Laufe  der 
Zeit  immer  grösser  werdenden  durch  Dampf  bewegten  Schiffs- 
kolosse verschlangen  weit  grössere  Anlagekapitalien  als  die 
alten  Segelschiffe,  die  grösstenteils  nicht  .aus  teurem  Eisen, 
sondern  aus  billigem  Holz  hergestellt  waren,  nicht  die  kost- 
spielige Maschinerie  verlangten,  die  für  die  Dampfschiffe  not- 
wendig ist,  und  über  eine  niedrige  Grenze  der  Tragföhigkeit 
hinaus  nicht  erweitert  werden  konnten.     Die  Einführung  des 


')  Select  Committee  of  the  Houee  of  Lords  on  the 
Sweating  System  a.  a.  0.  S.  LXXIV.  —  Royal  Commission  on 
L  a  b  0  u  r  a.  a.  0.  qu.  844. 

*)  B.  Potter  a.  a.  0.  S.  15.  —  Royal  Commission  on  Labour 
a.  a.  0.  qu.  356,  4588,  6986.  —  L.  Smith  und  V.  Nash  a.  a.  a  S.  20 
und  S.  45. 
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Dampfes  dehnte  zwar  den  Kundenkreis  der  Schi£Fseigentümer 
aus,  gab  aber  auch  den  AnstoRs  zur  Verschärfung  der  Kon- 
kurrenz unter  diesen.  Die  Folge  aller  dieser  Eigentümlich- 
keiten war  dies,  dass  die  Schiffseigentümer  danach  strebten, 
ihre  Schiffe  so  kurze  Zeit  wie  möglich  in  den  Docks  müssig 
liegen  zu  lassen,  in  der  Absicht,  durch  Einengung  der  unpro- 
duktiven Perioden  ihrer  Schiffe  Zinsverluste  zu  vermeiden  und 
so  ein  Mittel  zur  Stellung  niedriger  Frachten  zu  gewinnen. 
Vermehrte  Schnelligkeit  in  der  Entladung  der  Schiffe  wurde 
damit  eine  wichtige  Aufgabe  der  Dockgesellschaften.  Auf 
zwei  Wegen  versuchten  die  Dockgesellschaften  die  Lösung 
dieser  Aufgabe. 

Der  erste  Weg  bestand  darin,  dass  eine  grössere  Arbeiter- 
zahl als  vorher  beschäftigt  wurde.  Je  grösser  die  Arbeiter- 
zahl war,  um  so  grösser  war  innerhalb  der  durch  die  Be- 
schaffenheit der  zu  entladenden  Schiffe  gezogenen  Grenzen  die 
Aussicht  auf  rasche  Entladung.  Auf  diese  Weise  brachte 
man  es  fertig,  Schiffe  in  einem  Bruchteile  eines  Tages  zu  ent- 
laden. Wohl  war  die  Beschäftigung  einer  grösseren  Zahl  von 
Händen  damit  verbunden,  aber  die  grössere  Zahl  wurde  auf 
kürzere  Zeit  als  vorher  beschäftigt.  Häufig  kam  es  vor,  dass 
Dockarbeiter  nur  für  1  Stunde  beschäftigt  wurden,  ja  manch- 
mal kam  es  vor,  dass  sie  nur  für.  ^ji  Stunde  angenommen 
wurden.  Die  Vergütung,  die  sie  erhielten,  war  dement- 
sprechend kein  voller  Tagelohn,  vielmehr  erhielten  sie  nur 
einen  der  Zeitdauer  ihrer  Arbeit  entsprechenden  Lohn^). 

Der  zweite  Weg  bestand  darin,  dass  man  dieselbe  Arbeiter- 
zahl wie  vorher,  aber  in  fast  kontinuierlicher,  erst  nach 
völliger  Entladung  eines  Schiffes  endigender  Arbeit  beschäf- 
tigte, während  früher  die  Entladungsarbeit  mindestens  durch 
die  Nacht  unterbrochen  wurde.  Nicht  selten  ereignete  es 
sich,  dass  Leute  von  22  bis  zu  48  Stunden  ununterbrochen 
oder  mit  nur  wenigen   kurzen  Pausen  beschäftigt  wurden^). 


^)  Select  Committee  ofthe  House  of  Lords  on  the  Sweating 
System  a.  a.  0.  S.  LXXV  und  LXXVI.  —  L.  Smith  und  V.  Nash  a.  a.  0. 
S.  49.  —  Royal  Commission  on  Labour  a.  a.  0.  qu.  3856,  8867,  6902. 

')  Die  Opfer  dieser  Einrichtung  hatten  allerdings  den  Trost,  dass 
die  Stauer  manchmal  noch  länger,  nämlich  bis  zu  60  Stunden  hinter- 
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Es  liegt  nahe,  anzunehmen,   dasselbe  Resultat  hätte  erreicht 
werden  können,  wenn  die  Dockgesellschafben  die  Entladungs- 
arbeit zwar   kontinuierlich  hätte  vornehmen  lassen,  aber  sie 
verschiedenen    sich    ablösenden   Schichten   übertragen   hätten. 
Nicht  nur  wäre  damit  —  so  nimmt  man  an  —  neben  einer 
Beschleunigung  der  Entladung  eine  Erleichterung  der  Arbeit, 
sondern  auch   die  Schafiung  von  Arbeitsgelegenheit  für  eine 
grössere    Zahl    von    Personen    ermöglicht  worden.     Ihre    ab* 
weichende  Praxis  rechtfertigten  die  Dockgesellschaften  damit, 
dass  sie  behaupteten,  mit  der  Einführung  von  Ablösungen  sei 
eine  Verzögerung  der  Arbeit  verbunden.     Nach  ihrer  Ansicht 
war    die    notwendige    Voraussetzung    der    Schnelligkeit    der 
Entladung  dies,  dass  die  Mannschaften  mit  dem  betreffenden 
Schiff  vertraut  waren.     Die  Ablösung  der  Leute,   die  bereits 
eine  Zeit  lang  auf  dem  zu  entladenden  Schiffe  gearbeitet  hatten, 
durch    frische  Mannschaften   bedeutete  für   die  Gesellschaften 
den  Ersatz  von  Leuten,  die  das  Schiff  bereits  kannten,  durch 
Arbeiter,  die  eine  Zeit  lang  langsamer  arbeiteten  als  jene,  da 
sie  mit  dem  Schiffe   noch   nicht  bekannt   waren.     Wir   ver- 
stehen, dass   die  Unternehmer  zur  Verteidigung  dieser  Praxis 
noch  erwähnen  konnten,  die  Arbeiter  selbst   seien  einer  Ab- 
lösung durch  andere  Arbeiter  abgeneigt  gewesen.     Die  Fluk- 
tuationen der  Dockarbeit  bedeuteten  für  die  Dockarbeiter  nicht 
nur  Schwankungen  der  Arbeit  zwischen  Tagen  der  Arbeit  und 
arbeitslosen  Tagen.     Die  üngewissheit  ihrer  Arbeit  waren  von 
ihnen  nicht  nur  nach  Tagen,   sondern  auch  nach  Stunden  zu 
berechnen.     Wenn  die  Thore  der  Docks  sich  ihnen  öffneten, 
so  wussten  sie  nicht,  ob  sie  nicht  schon  nach  kurzer  Zeit  die 
Docks  wieder  verlassen  mussten,  mit  ein  paar  Pfennigen  in 
der  Tasche,  die  noch  nicht  einmal  die  Höhe  eines  Tagelohnes 
erreichten.   Unter  diesen  umständen  war  es  kein  Wunder,  dass 
die  Dockarbeiter,  wenn  sie  erst  einmal  Beschäftigung  gefunden 
hatten,  daran  festhielten,  wie  der  Ertrinkende  an  einen  Stroh- 
halm sich  klammert,    dass    sie  ohne  Murren   die  furchtbaren 


einander,  zu  arbeiten  hatten.  Vgl.  Select  Committee  of  the  House 
of  Lords  on  the  Sweating  System  a.a.O.  S.  LXXVI,  LXXIX.  — 
Royal  Commission  on  Labour  a.  a.  0.  qu.  1691,  1945,  8841  ff.,  4908 ff. 
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Qualen  jener  exzessiven  Arbeitszeiten  auf  sich  nahmen.  Es 
gibt  keinen  grässlicheren  Beweis  für  die  Furchtbarkeit  der 
Arbeitslosigkeit,  die  im  Dockgewerbe  herrschte,  als  die  Bereit- 
willigkeit der  Dockarbeiter,  Tag  und  Nacht  hintereinander  zu 
arbeiten.  Gegenüber  der  vollständigen  Beschäftigungslosigkeit 
und  ihrem  Feigenblatte,  dem  Einstundentag  und  Halbstunden- 
tag,  erschien  selbst  diese  moderne  Folter  als  eine  Erlösung^), 
umgekehrt  müssen  die  Perioden  der  ganzen  und  partiellen 
Beschäftigungslosigkeit,  die  der  Dockarbeiter  durchzumachen 
hatte,  bei  der  Würdigung  der  Ueberarbeit,  welcher  er  sich 
manchmal  unterziehen  musste,  wohl  beachtet  werden.  Schon 
für  einen  in  regelmässiger  Arbeit  gestählten  Körper  sind 
Arbeitszeiten  von  22  bis  zu  48  Stunden  unmenschliche  An- 
strengungen. Wie  musste  erst  der  an  systematische  Arbeit 
nicht  mehr  gewöhnte  Organismus  des  Dockarbeiters  bei  solchen 
Arbeitszeiten  angegriffen  werden! 

Die  Ausbreitung  der  Dampfschiffahrt  ist  zwar  ein  Element, 
das  den  gewaltigen  Aufschwung  des  Welthandels  in  unserem 
Jahrhundert  mit  verursachte;  aber  es  war  kein  Element,  das 
notwendig  zur  Vermehrung  des  Hafenverkehres  gerade  in 
London  führen  musste.  Anfanglich  nahm  zwar  der  Londoner 
Verkehr  beträchtlich  zu.  Aber  im  weiteren  Verlaufe  der  Aus- 
breitung der  Dampfschiffahrt  trat  ein  Stillstand  und  später 
sogar  ein  Rückgang  des  Londoner  Hafenverkehres  ein.  In 
stärkerem  Masse  als  vorher  wurden  andere  Hafenplätze  ausser- 
halb Londons  zu  Zentren  des  Welthandels.  Die  Eröffnung  des 
Suezkanals  lenkte  einen  grossen  Teil  des  Welthandels  von 
London  ab.  Infolge  dieser  und  zahlreicher  anderer  Einflüsse 
gewannen  andere  Hafenplätze  sowohl  in  England  als  auch 
ausserhalb  Englands  auf  Kosten  des  Londoner  Hafens  erhöhte 
Bedeutung.  Alles  dies  waren  Vorgänge,  die  zu  einer  Minde- 
rung der  Beschäftigung  der  Dockarbeiter  führten'). 

Mit  der  Einführung  der  Dampfschiffahrt  war  zwar  die 
Kraft  des  Ostwindes  gebrochen.  Aber  immer  blieb  die  Dock- 
arbeit noch  in  starker  Abhängigkeit  von  der  Witterung.     Die 

0  Vgl.  auch  Select  Gommittee  of  the  House  of  Lords,  on 
the  Sweating  System  a.  a.  0.  S.  LXXYI. 

*)  L.  Smith  und  V.  Nash  a.  a.  0.  S.  17  f. 


-     316    — 

alten  Feinde  der  Dockarbeiter,  Regen  und  Nebel,  blieben 
in  ungeschwächter  Kraft  am  Leben  und  machten  sehr  häufig 
die  Entladung  bereits  eingelaufener  Schiffe  unmöglich.  Das 
Londoner  Klima  bringt  bekanntlich  häufig  Nebel  und  Nieder- 
schläge. Li  einem  einzigen  Jahre  waren  einmal  von  809  Tagen 
25  neblige  und  89  regnerische  Tage;  Solche  Wettergestal- 
tungen  waren  entweder  mit  einer  völligen  Stockung  oder 
wenigstens  mit  einer  beträchtlichen  Reduktion  der  Dockarbeit 
verknüpft!). 

Auch  die  Aenderungen  auf  dem  Qebiete  der  Theeproduk- 
tion  konnten  nicht  in  fundamentale  Aenderungen  des  un- 
regelmässigen Charakters  der  Dockarbeit  ausmünden.  Wie  vor 
der  Ausbreitung  der  indischen  Theeplantagen  so  blieb  auch 
nach  ihrer  Ausbreitung  der  Theeimport  in  die  Londoner  Docks 
immer  nur  auf  wenige  Monate  beschränkt.  Die  Ergänzung 
der  chinesischen  Theeproduktion  führte  zur  Austilgung  schroffer 
Schwankungen  im  Theeimport  nur  zwischen  verschiedenen 
Jahren,  sie  führte  aber  nicht  zur  Ausgleichung  der  Beschäf- 
tigung in  den  einzelnen  Monaten  desselben  Jahres.  Den 
gleichen  Charakter  wie  der  Theeimport  trug  von  jeher  der 
Import  zahlreicher  anderer  wichtiger  Qüter.  Wie  der  Theeimport 
so  war  auch  die  Einfuhr  von  Korn,  Holz,  Wolle  etc.  alljährlich 
immer  nur  auf  wenige  Monate  zusammengedrängt,  teils  infolge 
davon,  dass  sie  Qüterarten  einschloss,  die  wie  der  Thee  nicht 
zu  jeder  beliebigen  Zeit  im  Jahre  produziert  werden  können, 
teils  infolge  davon,  dass  die  betreffenden  Waren  aus  Ostsee- 
häfen eingebracht  wurden,  aus  denen  ein  Auslaufen  der  Schiffe 
nur  während  einer  begrenzten  Periode  im  Jahre  möglich  ist. 
Noch  ein  anderes  hatten  diese  Saisonbranchen  der  Londoner 
Dockarbeit  gemeinsam.  Die  Saisons  in  den  einzelnen  Import- 
zweigen fielen  zeitlich  ungefähr  zusammen.  In  einigen  Monaten 
war  in  sämtlichen  Saisonbranchen  stille  Zeit^). 

Nicht  alle  Dockarbeiter  waren  der  Gefahr  der  Arbeits- 
losigkeit in  gleichem  Masse  ausgesetzt.   Man  unterschied  unter 

^)  Ch.  Booth  a.  a.  0.  S.  421.  —  Royal  Commission  on  Labour 
a.  a.  0.  qu.  6930. 

^  Royal  Commission  on  Labour  a.  a.  0.  qu.  3565.  —  L.  Smith 
und  V.  Nash  a.  a.  0.  S.  45. 
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ihnen  drei  Gruppen:  die  permanenten  Arbeiter  (permanent  men), 
die  Vorzugsarbeiter  (manchmal  preferable  ticket-labourers, 
manchmal  preference  labourers,  manchmal  ticket  men,  manch- 
mal royals  genannt)  und  die  unständigen  Arbeiter  (casuals). 
Zu  der  ersten  Gruppe,  zur  Gruppe  der  permanenten  Arbeiter, 
gehörten  diejenigen  Arbeiter,  die  jedesmal  für  eine  Woche  fest 
engagiert  ¥mrden  und  in  der  Regel  das  ganze  Jahr  hindurch 
Beschäftigung  fanden.  Die  beiden  anderen  Gruppen  haben 
dies  gemeinsam,  dass  ihre  Mitglieder  nur  so  weit  Beschäftigung 
fanden,  als  der  Stamm  der  permanenten  Arbeiter  nicht  aus- 
reichte und  dass  sie  höchstens  für  einen  einzigen  Arbeitstag 
angenommen  wurden.  Diese  Uebereinstimmung  führte  auch 
dazu,  dass  die  beiden  letztgenannten  Gruppen  vielfach  als  eine 
homogene  Gruppe,  als  die  Gruppe  der  casuals,  bezeichnet 
wurden.  Der  eine  Bestandteil  der  Gruppe  der  casuals  in  diesem 
weiteren  Sinne,  die  Vorzugsarbeiter,  war  gegenüber  den  casuals 
im  engeren  Sinne  dadurch  begünstigt,  dass  die  Vorzugs- 
arbeiter Billets  bekamen,  die  ihnen  die  erste  Anwartschaft  auf 
die  von  den  permanenten  Arbeitern  nicht  zu  bewältigende 
Arbeit  verliehen.  Erst  nachdem  die  permanenten  Arbeiter 
und  die  Vorzugsarbeiter  Arbeit  gefunden  hatten,  begann  die 
Nachfrage  nach  den  unständigen  Arbeitern  im  engeren  Sinne. 
Die  numerische  Stärke  dieser  drei  Gruppen  stand  im  umge- 
kehrten Verhältnisse  zur  Sicherheit  ihrer  Beschäftigung,  nament- 
lich bildete  die  Gboippe  der  permanenten  Arbeiter  immer  nur 
einen  verschwindenden  Bruchteil  der  gesamten  Dockarbeiter- 
schaft. Bei  dem  grössten  Londoner  Dock  betrug  im  Jahre  1849, 
in  dem  damals  dort  die  Zwischenstufe  der  Vorzugsarbeiter  noch 
ganz  wenig  bekannt  gewesen  zu  sein  scheint,  die  Zahl  der  per- 
manenten Arbeiter  nur  zwischen  10,3  und  16,6  ^jo  der  höchsten 
in  diesem  Jahre  ermittelten  Zahl  sämtlicher  dort  beschäftigten 
Dockarbeiter,  die  vermutlich  beträchtlich  niedriger  war  als  das 
Angebot  von  Dockarbeitern.  Bei  einer  anderen  Dockgesellschaft 
betrug  ein  Jahr  vorher  die  Maximalzahl  der  unständigen  beschäf- 
tigten Dockarbeiter,  die  wahrscheinlich  gleichfalls  viel  kleiner 
war  als  die  Zahl  der  um  Arbeit  sich  bewerbenden  unprivi- 
legierten Dockarbeiter,  fast  das  Siebenfache  der  Zahl  der  per- 
manenten Arbeiter  und   mehr  als  das  Elffache   der  Zahl  der 
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Vorzugsarbeiter.  Aehnlich  war  um  das  Jahr  1887  bei  drei 
Dockgesellschaften  das  Verhältnis  zwischen  nicht  permanenten 
und  permanenten  Dockarbeitern.  Die  Maximalzahl  der  ersteren 
Arbeiterklasse  betrug  dort  fast  das  Achtfache  der  Zahl  der 
permanenten  Dockarbeiter  ^). 

Eine  Reihe  weiterer  Ursachen  sowohl  der  Unregelmässig- 
keit der  Beschäftigung  als  auch  anderer  schwerer  Missstände 
ist  in  den  Lohnsystemen  zu  suchen.  Seit  dem  frühesten 
Datum,  für  das  Nachrichten  über  die  sozialen  Verhältnisse  der 
Dockarbeiter  vorliegen,  oder  mindestens  seit  einem  nur  wenige 
Jahre  späteren  Datum  kamen  zwei  verschiedene  Grundformen 
der  Entlohnung  vor.  Entweder  wurden  die  Dockarbeiter  direkt 
von  den  Gesellschaften,  d.  h.  von  Angestellten  der  Gesellschaften 
oder  von  Zwischenuntemehmem,  den  sogenannten  contractors, 
entlohnt.  Jede  dieser  Grundformen  trat  in  einer  von  zwei 
Spielformen  auf.  Entweder  handelte  es  sich  um  Zeitlöhne, 
wobei  wieder  zwei  Unterarten  vorkamen,  nämlich  Tagelöhne  oder 
Stundenlöhne,  oder  es  handelte  sich  um  eine  Mischung  von  Zeit- 
und  Stücklöhnen.  Wurden  die  Arbeiter  lediglich  nach  der  Zeit, 
die  sie  arbeiteten,  gelohnt,  und  wurden  sie  indirekt,  d.h.  von 
Zwischenuntemehmem,  beschäftigt,  so  lag  eine  Form  vor,  die 
man  contract  System  nannte.  Dieses  System  und  die  direkte 
Beschäfbigung  im  Zeitlohne  ohne  Intervention  eines  Zwischen- 
untemehmers  waren  mindestens  so  alt  wie  der  früheste  uns 
vorliegende  Bericht  über  die  Lage  der  Dockarbeiter.  Nicht 
mit  derselben  Sicherheit  kann  dies  von  der  anderen  Lohnform 
gesagt  werden,  deren  Wesen  in  einer  Mischung  von  Zeit-  und 
Stücklöhnung  liegt.  Eine  der  hierfür  gangbaren  Bezeichnungen 
(piece-work)  kommt  bereits  in  Mayhews  Schilderangen  vor,  und 
es  liegt  kein  Recht  dafür  vor,  anzunehmen,  Mayhew  habe  damit 
ein  System  reiner  Stücklöhnung  gemeint.  Allein  es  ist  auch 
nicht  deutlich,  dass  er  damit  das  habe  bezeichnen  wollen,  was 
eine  spätere  Zeit  darunter  begriff.  Mit  Sicherheit  kann  jedoch 
behauptet  werden,  dass  die  Mischung  von  Zeit-  und  Stück- 
löhnung, die  später  piece-work,  manchmal  auch  task-work  oder 


^)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  313,  321,  322.  —  B.  Potter  a.  a.  O. 
S.  18  if.  -  L.  Smith  und  V.  Nash  a.a.O.  S.  20  f.,  183. 


—    310    — 

plus  System  genannt  wurde,  bis  zum  Jahre  1865  zurückdatiert. 
Die  zuletzt  erwähnte  Bezeichnung  bringt  den  Kern  dieses  Lohn- 
systems am  besten  zum  Ausdruck.  Er  besteht  darin,  dass  den 
Arbeitern  als  Zuschlag  zu  einem  bestimmten  Zeitlohne  ein 
Plus  zugesichert  wird,  das  davon  abhängt,  ob  und  in  welchem 
Masse  sie  eine  ihnen  übertragene  Arbeit  rascher  vollendet  haben 
als  für  normal  gehalten  wird^). 

In  der  Periode,  auf  die  sich  die  Schilderungen  Mayhews 
beziehen,  scheint  auch  für  unständige  Arbeiter  die  Form  des 
Tagelohnes  vielfach  vorgekommen  zu  sein.  Dies  änderte  sich 
vom  Jahre  1872  ab.  Um  diese  Zeit  gestanden  die  Dockgesell- 
schaften eine  Erhöhung  der  Stundenlohnsätze  zu.  Eine  weitere 
Konzession  wurde  mit  Bezug  auf  die  Anrechnung  der  Mittags- 
pause bei  der  Lohnzahlung  gemacht.  Vermutlich  mit  der 
Präponderanz  der  Tagelöhnung  vor  dem  Jahre  1872,  die 
naturgemäss  eine  Entlohnung  auch  für  die  Mittagspause  ein- 
schloss,  hängt  es  zusammen,  dass  vor  dieser  Zeit  die  Stunde,  von 
der  ein  Teil  von  den  Arbeitern  für  die  Einnahme  ihres  Mittags- 
mahles verwandt  wurde,  bei  der  Bemessung  der  Stundenlöhne 
für  voll  angesehen  wurde.  Dieses  Herkommen  blieb  auch  nach 
dem  Jahre  1872  bestehen. 

Doch  die  Dockgesellschaften  verstanden  es,  die  Eonzessionen 
an  die  Arbeiter  in  Vorteile  für  die  Dockgesellschaften  umzu- 
wandeln. Die  Verpflichtung,  die  Stunde,  in  die  die  Mittags- 
pause fiel,  für  voll  anzurechnen,  wurde  dadurch  umgangen, 
dass  die  Arbeiter  vor  der  Mittagspause  entlassen  und  erst  nach 
der  Mittagspause  wieder  frisch  angenommen  wurden.  Die  Er- 
höhung der  Stundenlohnsätze  hatte  gleichfalls  nicht  den  von 
den  Arbeitern  erwarteten  Effekt.  Im  System  der  Tagelöhnung 
musste  den  Dockarbeitern  ein  ganzer  Tagelohn  bezahlt  werden, 
einerlei  ob  sie  den  ganzen  Tag  oder  nur  während  eines  Bruch- 
teils eines  Tages  beschäftigt  wurden.    Bei  der  Stundenlöhnung 


0  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  304,  818  f.  —  B.  Potter  a.  a.  0.  S.  14. 
—  Select  Committee  oftheHouse  ofLords  on  the  Sweating 
System  a.  a.  0.  S.  LXXIV  f.  -  Charles  Booth  a.  a.  0.  S.  405.  — 
L.  Smith  und  V.  Nash  a.  a.  0.  S.  20  f.,  22,  50,  52.  —  Royal  Com- 
mission  on  Labonr  a.  a.  0,  vol.  II,  qu.  18991  f.  —  David  P.  Schloss, 
Methods  of  Indastrial  Remuneration,  II.  ed.  (1894),  S.  72. 
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brauchten  die  Arbeiter  nur  für  die  Zeit  bezahlt  zu  werden,  in 
der  sie  wirklich  arbeiteten.  In  weiterer  Ausdehnung  als  vorher 
bildete  sich  der  Brauch  aus,  die  Arbeiter,  erst  unmittelbar  bevor 
sie  gebraucht  wurden,  zu  engagieren  und  direkt  nach  Erledigung 
des  ihnen  zugewiesenen  Arbeitspensums  zu  entlassen.  In  der 
Steigerung  des  Stundenlohnsatzes,  in  der  Verpflichtung  zur  Be- 
zahlung der  Mittagspause  und  in  der  Verdrängung  der  Tage- 
löhnung haben  wir  neben  dem  Streben,  die  Entladungsarbeiten 
mit  äusserster  Schnelligkeit  vorzunehmen,  die  Ursachen  dafür  zu 
sehen,  dass  vielfach  die  Arbeiter  nur  für  2,  1^»  Stunden,  ja 
manchmal  nur  für  1  Stunde  und  ^/^  Stunde  beschäftigt  wurden. 
In  gleicher  Zeit  konnten  die  Dockarbeiter,  sofern  sie  Beschäfti- 
gung fanden,  mehr  verdienen  als  vorher,  aber  die  Zeit,  für  welche 
sie  Beschäftigung  fanden,  wurde  verkürzt.  Die  eingetretenen 
Neuerungen  hätten  die  Möglichkeit  geboten,  ein  gleiches  Arbeits- 
quantum unter  mehr  Arbeiter  zu  verteilen  als  vorher,  aber 
selbst  wenn  keine  anderen  Erscheinungen  eingetreten  wären, 
die  dem  entgegengewirkt  hätten,  wäre  damit  nur  eine  ephemere 
Verminderung  der  Arbeitslosen  eingetreten.  Die  Ausbreitung 
der  Stundenlöhnung  führte  nämlich  auch  zu  einer  Stauung 
des  Abflusses  unbeschäftigter  Dockarbeiter  in  andere  Gewerbs- 
zweige. Als  die  Tagelöhnung  noch  stark  verbreitet  war,  war 
beim  Beginne  des  Arbeitstages  im  wesentlichen  entschieden, 
wer  Arbeit  an  diesem  Tage  bekommen  werde  und  wer  nicht. 
Ein  grosser  Teil  der  nicht  angenommenen  Arbeiter  machte  sich 
auf  den  Weg,  um  anderswo  Arbeit  zu  bekommen.  Nunmehr 
war  die  Annahme  der  Arbeiter  auf  den  ganzen  Tag  verteilt. 
Auch  dann,  wenn  einer  nicht  gleich  beim  erstenmale  ange- 
nommen ¥mrde,  durfte  er  hoffen,  kurze  Zeit  nachher  Beschäf- 
tigung zu  finden.  War  es  auch  unsicher,  ob  er  Beschäftigung 
finden  werde,  so  schien  es  ihm  doch  sicherer,  vor  dem  Dock- 
thore  zu  warten,  das  jeden  Augenblick  sich  wieder  öffnen 
konnte,  als  sich  anderswo  um  Arbeit  umzusehen,  wo  er  nicht 
sicher  war,  ob  während  des  Tages  noch  eine  Nachfrage  nach 
neuen  Arbeitern  auftreten  werde*). 

*)  H.  Mayhew  a.a.O.  S.  313.  —  Ch.  Booth  a.  a,  0.  S.  404  f. — 
L.  Smith  und  V.  Nash,  S.  49.  —  Select  Committee  of  the  House 
ofLorda  on  the  Sweating  System,  S.  LXXV,  LXXVI  u.  LXXVIII  f. 
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Teilweise  eine  weitere  Folge  der  Erhöhung  der  Standen« 
lohnsätze  war  die  Aiusbr^tuiig  des  Systems  der  indirekt^i 
Beschäftigung.  Das  Wesen  dieser  Ausdehnung  besteht  nicht 
nur  dam^  dass  mehr  Arbeiter  als  Torher  von  Zwischenunter- 
nehmem  beschäftigt  wurden,  sondem  auch  darin,  dass  zwischen 
die  so  beschäftigten  Arbeiter  und  die  Dockgesellschafken  mehrere 
Zwischenglieder  tratoi.  Häufig  kam  es  Vor,  dass  die  Zwischen- 
untentehmer,  an  die  die  Arbeit  Yon  den  Dockgesellschaften 
vergeben  wurden,  die  Arbeit  selbst  wieder  an  andere  Zwischen* 
Unternehmer  weitergaben.  Die  Doekgesellschafien  wallen  teil* 
weise  Versuche  gemacht  haben,  Subkontrakte  zu  uoierdrücken. 
Aber  diese  Versuche  scheiterten.  Es  wird  von  FäUen  berichtet, 
in  denen  ein  Konbiikt  die  Hände  yon  sieben  verschiedenen 
Zwischenuntemehmem  durchlieft). 

Diese  Folge  der  Erhöhung  der  Stundenlohnsätze  war  zu* 
gleich  eine  zu  einer  HerabdrQekung  der  Löhne  drängende 
Kraft.  Während  früher  die  Gesellschaften  sich  überhaupt  nicht 
darum  gekümmert  zu  haben  scheinen,  welchen  Lohn  die 
Zwischennntemehmer  den  von  ihnen  beschäftigten  Arbeitern 
auszahlten,  kam  im  Laufe  der  Zdt  die  Ktte  auf,  dass  die 
Gesellschaften  die  Zwischenuntemehmer  verpflichteten,  den 
Arbeitern  ein  bestimmtes  Lohnminimum  zu  bezahlen.  Doch 
auch  dies  war  nur  eine  leere  Zeremonie.  Selbst  dann,  wenn 
die  Zwischenuntemehmer  dieses  Lohnminimum  wirklich  aus* 
bezahlt  hätten,  wäre  ein  Teil  davon  doch  diesm  Mitt^spersonen 
zugeflossen.  Wer  unter  den  Arbeitern  von  Zwischenuntemehmem 
Beschäftigung  bekommen  wollte^  mosste  sich  zu  Bestechung^ 
bequemen.  Einen  nicht  geringen  Teil  ihres  Einkommens  mussten 
die  Dockarbeiter  dazu  verwenden,  sich  die  Gunst  eines  Zwischen* 
Unternehmers  zu  erkaufen.  Aber  auch  in  der  Verfügung  über 
das  Geld^  das  sie  wirklich  von  den  Zwischenmatemehmern  er* 
hielten,  waren  die  Dockarbeiter  nicht  unbeschränkt.  In  früheren 
Zeiten  wurden  die  Löhne  in  Wirtshäusern  ausbezahlt,  mit  denen 
die  Zwischenuntemehmer  Geschäftsverbindungen  hatten,  vielfach 


')  L.  Smith  und  V.  Nash  a.  a.  0.  S.  52.  —  Select  Committee  of 
the  House  of  Lords  on  the  Sweating  System  a.a.O.  S.  LXXIV  f., 
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Sinzbeimer,  Der  Londoner  Orafschaftsrat.  I.  21 
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auch  in  Wirtshäusern,  die  Zwischenunternehmern  selbst  gehörten. 
Absichtlich  liess  man  sie  dort  lange  warten,  bis  der  Lohn  aus- 
bezahlt wutde,  so  dass  ein  indirekter  Zwang  auf  sie  ausgeübt 
wurde,  dort  etwas  zu  verzehren.  Wenn  dieser  indirekte  Zwang 
nicht  genügte,  so  wurde  ein  direkter  Zwang  ausgeübt.  Wehe 
dem  Dockarbeiter,  der  keine  gehörige  Zeche  machte !  Für  ihn 
war  es  mit  der  Gelegenheit  zum  Arbeiten  vorbei.  Durch  das 
gesetzliche  Verbot  der  Auszahlung  von  Löhnen  in  Wirtshäusern 
wurde  dieses  Trucksystem,  wie  es  scheint,  vernichtet,  aber  in 
veränderter  Form  blieb  es  doch  bestehen.  Auch  jetzt  war 
noch  häufig  der  Zwischenuntemehmer  zugleich  Schankwirt 
oder  er  war  an  einer  Wirtschaft  finanziell  interessiert.  Der  Lohn 
wurde  den  Dockarbeitern  nicht  mehr  in  Wirtshäusern  ausbe- 
zahlt, aber  sie  wurden  von  ihren  Zwischenuntemehmem  ver- 
pflichtet, einen  Teil  davon  in  den  Wirtshäusern,  denen  sie 
nahestanden,  zu  verzehren.  Alle  diese  Eimäle,  durch  die  die 
Löhne  der  Dockarbeiter  zu  den  Zwischenunternehmern  zurück- 
flössen, liess  das  Verbot  der  Dockgesellschaften  unberück- 
sichtigt. Es  blieb  aber  auch  sonst  unwirksam.  Die  Zwischen- 
untemehmer kehrten  sich  nicht  an  die  Vorschriften  der  Dock- 
gesellschaften, die  ihnen  die  Bezahlung  eines  bestimmten 
Lohnminimums  auflegten,  und  bezahlten  in  der  Regel  Lohn- 
sätze, die  niedriger  waren  als  die  Lohnsätze,  die  die  Gesell- 
8chafi;en  als  Minimalsätze  fixiert  hatten. 

Der  Boden  hierfür  war  äusserst  günstig.  Half  doch  ge- 
rade das  Eontraktsystem  mit,  die  Voraussetzung  niedriger 
Arbeitslöhne,  einen  Ueberschuss  des  Angebots  an  Arbeitern 
über  die  Nachfrage  nach  ihnen,  zu  schaffen.  Einer  der  Be- 
stimmungsgründe des  Einkommens  der  Zwischenuntemehmer 
war  das  Tempo,  in  dem  die  Dockarbeiter  arbeiteten.  Je  schneller 
die  Arbeit  vor  sich  ging,  um  so  grösser  war  sein  Einkommen; 
je  langsamer  die  Arbeit  vor  sich  ging,  um  so  geringer  war 
sein  Einkommen.  Einen  zweiten  Bestimmungsgrund  seines  Ein- 
kommens bildete  die  Zahl  der  beschäftigten  Dockarbeiter.  Je 
geringer  die  Zahl  der  von  ihm  beschäftigten  Arbeiter  war, 
desto  grösser  war  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  die  Diffe- 
renz zwischen  der  Summe,  die  er  von  der  Dockgesellschaft 
empfing,    und   der  Summe   der  Löhne,    die   er   auszubezahlen 
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hatte.  Die  Ausbreitung  der  indirekten  Beschäftigung  führte 
deshalb  zu  einer  relativen  Verminderung  der  beschäftigten 
Arbeitskräfte,  da  es  im  Interesse  des  Zwischenunternehmers 
lag,  für  ein  gegebenes  Arbeitsquantum  möglichst  wenig  Arbeiter 
auf  möglichst  kurze  Zeit  zu  beschäftigen. 

Das  übte  naturgemäss  auch  eine  verderbliche  Wirkung  auf 
die  Arbeitsweise  der  beschäftigten  Arbeiter  aus.  Sie  wurden 
von  dem  Zwischenunternehmer  zu  unmenschlichen  Anstren- 
gungen angetrieben.  Verschärfend  wirkte  hierbei  dies,  dass 
die  Zwischenuntemehmer  selbst  nicht  mitarbeiteten  und  dass 
sie  auch  zum  grössten  Teile  Leute  waren,  die  keine  praktische 
Kenntnis  von  der  Dockarbeit  besassen.  Sie  spürten  die  Folgen 
übermässiger  Eraftausgabe  nicht  am  eigenen  Leibe.  Sie  hatten 
nicht  genügende  Erfahrung,  um  beurteilen  zu  können,  wie 
weit  man  in  der  Anspannung  der  Dockarbeiter  gehen  konnte  ^). 

Aehnlich  wirkte  das  daneben  bestehende  Plussystem.  Es 
war  zwar  verschieden  von  dem  Kontraktsystem,  insofern  als 
beim  Plussystem  kein  Zwischenuntemehmer  vorkam,  aber  die 
gleichen  Funktionen,  die  dieser  unter  dem  Kontraktsystem  aus- 
übte, wurden  unter  dem  Plussystem  durch  andere  Bjräfte  aus- 
geübt. Die  Trinkgelder,  die  unter  dem  Kontraktsystem  dem 
Zwischenuntemehmer  gegeben  werden  mussten,  flössen  unter 
dem  Plussystem  in  die  Taschen  des  Werkführers.  Auch  das 
Plussystem  führte  zu  einer  Verschärfung  der  Unregelmässig- 
keit der  Beschäftigung  und  zu  einer  Vermehrung  der  mit  der 
Arbeit  verknüpften  Anstrengungen,  da  die  Aussicht  auf  einen 
Zuschlag  zu  dem  Stundenlohne  die  Arbeiter  zu  erhöhten  An- 
strengungen antrieb.  Man  darf  nicht  glauben,  dass  es  sich 
hier  um  eine  freiwillige  Erhöhung  der  Arbeitsleistung  gehandelt 
habe.  Es  wäre  dies  ebenso  falsch,  als  wenn  man  annehmen 
wollte,  das  Plussystem  sei  insofern  dem  Kontraktsystem  ent- 
gegengesetzt gewesen,   als  beim  Plussystem  den  Arbeitern  die 


»)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  304  und  308  f.  —  B.  Potter  a.  a.  0. 
S.  21  und  26.  —  L.  Smi  fch  und  V.  N  ash  a.  a.  0.  S.  30,  52  f.  und  176.  — 
Select  Committee  of  the  House  of  Lords  on  the  Sweating 
System  a.  a.  0.  S.  LXXIV  f.  und  LXXVII.  —  Royal  Commission 
on  Labour  a.  a.  0.  vol.  J,  qu.  6150;  Answert  to  the  Schedules  of  Que- 
stions  etc.,  Group  ß  (1892),  S.  9.  —  Charles  Booth  a.  a.  0.  8.  405  f. 
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Entschädigung  für  erhöhte  Leistungen  ohne  Abzug  tiberwiesen 
worden  sei.  Die  Verteilung  des  Plus  erfolgte  nicht  gleich- 
massig unter  die  Arbeiter,  vielmehr  war  in  jeder  gemeinsam 
arbeitenden  Arbeitergruppe  ein  Vormann,  der  das  Drei-  oder 
Vierfache  dessen  erhielt,  was  den  anderen  Arbeitern  zugesichert 
war.  Im  Gegensatze  zu  dem  Zwischenuntemehmer  arbeitete 
dieser  Vormann  nun  allerdings  selbst  mit.  Aber  er  hatte  ein 
grösseres  Interesse  an  der  Beschleunigung  der  Arbeit  als  die 
zu  seiner  Arbeitergruppe  gehörenden  anderen  Arbeiter,  üeber- 
dies  waren  die  Vorm&nner  gewöhnlich  kräftigere  Arbeiter  als 
die  anderen  Arbeiter.  Es  wiederholte  sich  also  hier,  was  beim 
Eontraktsystem  vorkam.  Die  Dockarbeiter  durften  ihre  Arbeit 
nicht  so  einrichten  wie  es  ihren  Krilften  entsprochen  hätte,  viel- 
mehr wurden  sie  angetrieben  zu  erzwungenen  Eraftleistungen 
durch  Elemente,  die  das  Arbeitsquantum  höher  ansetzten  als 
es  dem  Interesse  der  anderen  Dockarbeiter  entsprochen  hätte. 
Noch  ein  anderes  aber  wirkte  mit,  um  zu  verhindern,  dass  die 
Dockarbeiter  im  Verhältnis  zur  Steigerung  ihrer  Arbeitsleistung 
entlohnt  wurden.  In  der  Konfiskation  der  Früchte  ver- 
grösserter  Arbeitsintensität  wurden  die  Zwischenunternehmer 
von  den  Dockgesellschaften  selbst  gefolgt.  Diese  richteten  es 
so  ein,  dass  die  Dockarbeiter  auch  bei  grösster  Anstren- 
gung keinen  Zuschlag  verdienen  konnten,  indem  sie  die 
Arbeitskosten  pro  Tonne  entweder  gleich  von  Anfang  an 
äusserst  niedrig  ansetzten;  eine  vergrösserte  Anstrengung  auf 
Seiten  der  Dockarbeiter  war  für  die  Dockgesellschaften  nur  das 
Signal,  dass  man  zu  einer  Erniedrigung  der  Arbeitskosten 
schreiten  konnte;  eine  Minderung  der  Anstrengungen  auf  Seiten 
der  Dockarbeiter  war  trotzdem  nicht  zu  befflrchten,  da,  wenn 
sie  eingetreten  wäre,  die  Dockarbeiter  immer  befürchten  mussten, 
weniger  zu  verdienen  als  bei  voller  Anspannung  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit ihnen  möglich  war.  Oder  man  zahlte  das  Plus  nicht 
aus,  selbst  dann,  wenn  die  Dockarbeiter  so  rasch  gearbeitet 
hatten,  dass  die  bei  der  Kalkulation  der  Arbeitskosten  von  den 
Dockgesellschaften  zu  Grunde  gelegte  Normalzeit  unterschritten 
wurde.  Die  Voraussetzung  hierfür  war  dies,  dass  die  Dock- 
arbeiter bei  der  Festsetzung  der  Arbeitskosten  kein  Wort  mit- 
zureden hatten   und   dass  sie  keinerlei   Möglichkeit  besassen. 
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zu  kontrollieren,  ob  und  in  welcher  Ausdehnung  sie  einen 
rechtmässigen  Anspruch  auf  ein  Plus  hatten.  Lebhaft  sind 
die  Klagen  der  Dockarbeiter  über  das  Dunkel,  das  so  die 
Lohnbemessung  unter  dem  Plussystem  bedeckte,  und  das  bittere 
Gefühl  breitete  sich  unter  ihnen  aus,  dass  sie  in  einem  Lohn- 
system beschäftigt  waren,  das  ihnen  das  Lockmittel  von  Lohn- 

f  zuschlagen   bei  steigender  Arbeitsintensität  vorhielt,  aber  die 

zugesicherte  Belohnung  verweigerte,  wenn  es  an  die  Auszahlung 
des  Lohnes  ging.  Die  Behauptung,  dass  die  Dockgesellschaften 
vermittelst  des  Plussystems  eine  ständig  sich  steigernde  Arbeits- 
intensität erzielten,  haben  die  Gesellschaften  niemals  zu  wider- 
legen versucht.  Sie  haben  zwar  der  Behauptung  widersprochen, 
dass  häufig  ein  wohlverdientes  Plus  nicht  zur  Auszahlung  ge- 
langte, aber  ihre  Einwände  sind  wenig  überzeugend.  Schon 
die  bei  den  Leitern  der  Dockgesellschaften  verbreitete  Auf- 
fassung, das  Plus  sei  ein  Trinkgeld  an  die  Arbeiter,  das  aus- 
zuzahlen von  dem  Belieben  der  Gesellschaften  abhänge,  deutet 
darauf  hin,  dass  sie  es  nicht  für  eine  Pflicht  hielten,   das  zu* 

I  gesicherte  Plus  vollständig  oder  überhaupt  auszubezahlen.   Das- 

selbe wird  angedeutet  durch  die  Einrichtung,  dass  bei  ver- 
schiedenen Gesellschaften  die  mit  der  Ausbezahlung  des  Lohnes 

^  betrauten  Beamten    eine  Gratifikation   im  Verhältnis   zu    der 

Lohnerspamis  bekamen,  die  sie  den  Gesellschaften  ermög- 
lichten ^). 

Die  frühesten  Nachrichten  über  die  Höhe  der  offiziellen 
Lohnsätze  beziehen  sich  auf  das  Ende  der  vierziger  Jahre.  Um 
diese  Zeit  sollen  die  unständigen  Arbeiter  2  sh  6  d  pro  Tag 
im  Sommer  und  2  sh  4  d  im  Winter  im  Tagelohn  erhalten 
haben.  Der  Lohnsatz  pro  Stunde  wird  auf  4  d  angegeben. 
Es  scheint,  dass  diese  Lohnsätze  bis  zum  Jahre  1872  bestanden. 
In  diesem  Jahre  wurde  der  offizielle  Lohnsatz  pro  Stunde  auf 
5  d  erhöht.  Für  üeberzeit  betrug  er  von  da  ab  6  d.  Das 
waren  auch  die  offiziellen  Lohnsätze,  die  in  der  Mehrzahl  der 


>)  B.  Potter  a.  a.  0.  S.  21.  —  L.  Smith  und  V.  Nash  a.  a.  0. 
S.  50  f.  —  Select  Committee  of  the  House  of  Lords  on  the 
S weating  System  a.  a.  0.  S.  LXXIV,  LXXVI  und  LXXVIII.  —  Royal 
Commission  on  Labour  a.  a«  0.  vol.  I,  qu.  3870.  —  David  F.  Schloss 
a.  a.  0.  S.  72  f.  und  98.  —  Charles  Booth  a.  a.  0.  S.  404  und  405  f. 
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Docks  bis  fast  vor  der  Begründung  des  Grafschaftsrates  be* 
standen.  Bei  zwei  Dockgesellschaften,  den  London  und  den 
India  Docks,  betrug  der  offizielle  Lohnsatz  pro  Stunde  seit  den 
Jahren  1880  und  1885  teilweise  6  d,  in  den  Tilbury  Docks 
betrug  er  noch  im  Jahre  1889  nur  4  d  ^). 

Nachdem  wir  die  Bedingungen  kennen  gelernt  haben, 
unter  denen  die  Dockarbeiter  Beschäftigung  fanden,  wundem 
wir  uns  nicht,  dass  das  Einkommen  der  Dockarbeiter  ein  sehr 
geringes  war.  Mayhew  berichtet,  dass  von  den  unständigen 
Dockarbeitern  ungefähr  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  selbst 
ein  besonders  durch  das  Glück  begünstigter  Mann  nicht  mehr 
als  durchschnittlich  18  sh  wöchentlich  verdienen  konnte,  wäh- 
rend viele  sich  mit  einer  Einnahme  zu  begnügen  hatten,  die 
so  gering  war,  dass  auf  einen. Dockarbeiter  nicht  mehr  als 
5  sh  pro  Woche  entfielen.  Der  wöchentliche  Verdienst  von  Vor- 
zugsarbeitem  war  damals  nicht  höher  als  15  sh.  Der  Ver- 
dienst der  permanenten  Arbeiter  war  nur  um  1  sh  6  d  pro 
Woche  höher.  Um  die  Zeit  der  Begründung  des  Grafschafts- 
rates betrug  der  Verdienst  der  permanenten  und  der  Vorzugs- 
arbeiter pro  Woche  ungeföhr  21  sh,  selbst  nach  den  Ver- 
sicherungen der  Unternehmer  belief  er  sich  bloss  auf  25  sh  im 
Maximum.  Das  Einkommen  der  Mehrzahl  der  Dockarbeiter, 
der  unständigen  Arbeiter,  war  aber  nicht  höher  als  7  sh  oder 
9  sh  pro  Woche.  Die  Majorität  der  Dockarbeiter  erhielt  um 
diese  Zeit  nur  so  viel,  wie  hinreichte,  um  die  Leute  vor  dem 
Hungertode  zu  bewahren.  Sie  gehörten  zu  den  ärmsten,  elen- 
desten und  schlechtest  bezahlten  Leuten  in  London^). 

Wenn  die  Abwesenheit  grösserer  Arbeitsstreitigkeiten  als 


*)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  304,  318  f.  —  B.  Potter  a.  a.  0.  S.  14,  21. 

—  L.  Smith  und  V.  Nash  a.  a.  0.  S.  21  f.  —  Select  Committee 
of  theHouse  of  Lords  on  the  Sweating  System  a.a.O.  S. LXXIVf., 
LXXVI,  LXXVIII.  —  Royal  Gommission  on  Labour  a.  a.  0.  vol.  I, 
qu.  130,  3867,  6901  f.  —  Charles  Booth  a.  a.  0.  S.  405,  406.  j 

«)  H. Mayhew  a.a.O.  S.305f.,  807 f.,  308,  310,  318 f.  —  L.  Smith 
und  V.  Nash  a.  a.  0.  S.  20,  55,  176,  183.  —  Select  Committee  of  the 
Honse  of  Lords  on  the  Sweating  System  a.a.O.  S.  LXXVI,  CXIX. 

—  Royal  Commission  on  Labour  a.  a.  0.  qu.  501.  —  B.  Potter 
a.  a.  0.  S.  24  ff. 
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ein  Symptom  für  die  Zufriedenheit  der  Arbeiter  gedeutet 
werden  dürfte,  dann  allerdings  müsste  die  Lage  der  Dock- 
arbeiter wenigstens  in  den  ersten  7  Jahrzehnten  des  Londoner 
Dockwesens  als  glänzend  betrachtet  werden.  So  schwer  auch 
der  Druck  war,  unter  dem  sie  damals  seufzten,  sie  fanden 
nicht  die  Kraft,  eine  energische  Besserung  ihrer  Lage  zu  er- 
streiten. Der  erste  Strike  fand  im  Jahre  1872  statt.  Es 
gelang  in  diesem  Jahre,  eine  Organisation  der  Dockarbeiter 
zu  stände  zu  bringen.  Ihr  sind  die  Scheinerfolge  zuzuschreiben, 
die  in  diesem  Jahre  für  die  Arbeiter  errungen  wurden.  Aber 
nach  achtmonatlicher  Dauer  zerfiel  der  Gewerkverein  wieder, 
und  die  Dockarbeiter  mussten  ruhig  zusehen,  wie  die  Früchte 
ihres  Sieges  ihnen  geraubt  wurden^). 

Infolge  der  Leiden,  die  jener  Pyrrhussieg  nach  sich  zog, 
versuchte  man  im  Jahre  1880,  die  Dockgesellschaften  zur  Ein- 
dämmung der  Lohndrückereien  zu  bestimmen.  Wo  die  in  dieser 
Absicht  formulierte  Forderung  eines  Lohnminimums  von  6  d 
pro  Stunde  wirklich  erhoben  wurde,  ging  sie  auch  durch.  Sie 
wurde  aber  nicht  überall  erhoben.  Die  Arbeiter  der  meisten 
Dockgesellschaften  weigerten  sich,  für  die  gleiche  Forderung 
in  einen  Strike  einzutreten.  Damit .  wurde  für  längere  Zeit 
wieder  jegliche  Hoffiiung  erstickt,  die  Dockarbeiter  zu  einem 
einmütigen  Vorgehen  zu  bringen.  Bald  verlöschte  der  schwache 
Funke,  der  aufgezuckt  war,  und  ^e  Dockarbeiter  sanken  wieder 
in  die  Apathie  zurück,  in  deren  Bann  sie  fast  die  ganze  voran- 
gegangene Zeit,  abgesehen  von  dem  kurzen  Intermezzo  des 
Jahres  1872,  vegetiert  hatten*). 

Fünfzehn  Jahre  verflossen  seit  der  Auflösung  des  ersten 
Gewerkvereines  der  Londoner  Dockarbeiter,  bis  wieder  ein 
erfolgreicher  Versuch  gemacht  wurde,  die  Dockarbeiter  in  eine 
Organisation  zusammenzuschliessen.  Im  Jahre  1887  trat  zum 
erstenmal  ein  Mann  hervor,    dessen  Name  neben  anderen  mit 


^)  Royal  Commission  on  Labour,  Fifth  and  final  Report,  pt  II 
(1894),  S.  167.  —  L.  Smith  und  V.  Nash  a.  a.  0.  8.  30.  —  Charles 
Booth  a.  a.  0.  S.  402  und  405. 

')  L.  Smith  und  V.  Nash  a.  a.  0.  S.  30,  38.  —  Charles  Booth 
Ä.  a.  0.  S.  406. 
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ehernen  Lettern  in  die  sfMUere  G«scluchte  d^  Londoner 
Dockarbeiter  eingetragen  ist.  Es  gelang  ungefähr  um  diese 
Zeit  unter  unsäglichen  Mühen  und  Anstrengung)^  einen  neuen 
Oewerkyerein ,  die  Tea  Operatives'  and  General  Labonrers' 
Union,  zu  gründen.  Gleichzeitig  veröfFentUchte  der  rastlose 
Vorkämpfer  dieser  Organisation,  Ben  Tillet,  seine  Schrift: 
tA.  Dock  Labourers'  Bitter  Gry«  By  a  Docker/  Er  mühte 
sich  auch  ab,  Gelegenheit  ta  erhalten,  den  Direktoren  der 
Dockgesellschafben  persönlich  klarzulegen,  welches  Elend  unter 
den  Dockarbeitern  herrschte.  Im  Jahre  1888  erklärte  man 
in  den  Tilbury  Docks,  in  den  die  Stundenlohnsätze  nur  4  d 
betaiigen,  einen  Strike,  der  auf  eine  Erhöhung  der  offiziellen 
Lohnsätze  auf  5  d  abzielte.  Doch  das  Publikum  hörte  nur 
wenig  von  dem  Schrei  der  Dockarbeiterschaft.  Die  Direktoren 
erklärten,  aUes  sei  in  guter  Ordnung.  Der  Strike  dauerte 
einen  Monat  und  verlief  dann  im  Sande.  Und  aufs  neue 
flog  die  Organisation  der  Dockarbeiter,  die  selbst  während 
ihrer  höchsten  Blüte  nur  800  Mitglieder  umfasst  hatte,  auf» 
Noch  war  die  Zeit  nicht  gekommen,  in  der  die  Forderungen 
der  Dockarbeiter  zugleich  die  Forderungen  der  öffentlichen 
Meinung  waren.  Noch  war  die  Zeit  nicht  gekonmien,  in  der 
die  genialen  Strategen,  die  später  die  Dockarbeiter  zum  Siege 
führten,  den  Dockdirektoren  sagen  lassen  konnten,  man  würde 
sich  die  Antwort  auf  ihre  Forderungen  an  der  Spitze  von 
10000  Dockarbeitern  holen  i). 

Der  grosse  Kampf,  den  die  Dockarbeiter  unter  der  Auf* 
merksamkeit  der  gesamten  Eulturwelt  ausfochten,  gehört  der 
Zeit  nach  der  Begründung  des  Londoner  Grafschaftsrates  an. 
In  dieser  späteren  Periode  wird  die  Frage  experimentell  ent- 
schieden, ob  eine  dauernde  Organisation  ungelernter  Arbeiter 
möglich  sei,  ob  sie  nicht  nur  vorübergehende  Erfolge  erringen, 
sondern  auch  das  Errungene  festzuhalten  vermöge.  Zugleich 
aber  leitet  jener  Kampf  eine  Periode  ein,  in  der  nicht  mehr 
wie  bisher  in  dem  von  uns  betrachteten  Zeiträume   die  Frage 


')  L.  Smith  und  V.  Nash  a.  a.  0.  S.  28,  81,  41  f.,  45,  92.  —  Royal 
Commission  on  Labour  a.  a.  0.  vol.  I,  qu.  3858,  3865.  —  Charlea 
Booth  a.  a.  0.  S.  399. 
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der  Munizipalisation  der  Docks  eine  Frage  der  Ersetzung  einer 
fehlenden  festen  Organisation  der  Arbeiter  durch  die  Stadt- 
verwaltung, sondern  die  Frage  nach  der  Ersetzung  oder  Er* 
gänzung  einer  bestehenden  Organisation  ist 


4.  Kapitel. 
Die  Omnibusse  und  Trambahnen« 

Ein  Historiker  der  Pariser  Stadtverwaltung  feiert  die 
französische  Hauptstadt  als  das  Modell,  nach  dem  die  modernen 
europäischen  Grossstadte  sich  gebildet  hätten  ^).  Das  Omnibus* 
wesen  der  englischen  Hauptstadt  ist  ein  Beleg  dafür,  dass  auch 
für  London  das  Pariser  Muster  in  verschiedener  Hinsicht  vor- 
bildlich war.  Die  Anfänge  dieses  Verkehrszweiges  sind  in 
Paris  zu  suchen.  Im  Jahre  1819  führte  Lafitte  in  Paris  die 
ersten  Omnibusse  ein.  Das  Verdienst,  das  neue  Kommunika- 
tionsmittel auf  Londoner  Boden  übertragen  zu  haben,  gebührt 
Shillibeer  ^).  Im  Jahre  1829  wurden  durch  ihn  die  beiden 
ersten  Londoner  Omnibusse  vom  Stapel  gelassen. 

Bald  folgten  andere  nach.  Ursprünglich  lebten  die  ver- 
schiedenen Omnibusuntemehmungen  in  erbitterter  Fehde  mit- 
einander. Die  rohesten  Kampfmittel  wurden  nicht  verschmäht. 
Man  suchte  sich  gegenseitig  den  Weg  zu  versperren,  und  be- 
schädigte die  Wagen  der  Konkurrenten.  Kostspielige  und 
langwierige  Prozesse  zwischen  den  verschiedenen  Rivalen  waren 
auf  der  Tagesordnung.  Zahlreiche  Unternehmer  wurden  rui- 
niert. Schliesslich  kam  es  zu  Fusionen  einzelner  Unterneh- 
mungen und  zu  friedlichen  Verständigungen  unter  den  selb- 
ständig weiter  bestehenden  Unternehmungen.  Einig  war  man 
namentlich  in  dem  Streben,  das  Aufkommen  neuer  Unterneh- 
mungen zu  verhindern.   Die  raffiniertesten  Schachzüge  wurden 


*)  Albert  Shaw,  Municipal  Government  in  Continental  Europa 
(1895),  S.  Vn  und  1. 

»)  Henry  Mayhew  a.  a.  0.  vol.  lU,  8.  849. 
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vorgenommen  zu  dem  Zwecke,  neue  Eonkurrenten  mattzusetzen. 
Diese  Praktiken  waren  so  erfolgreich,  dass  aus  dem  Anfange 
der  sechziger  Jahre  berichtet  wird,  kein  Kapitalist  habe  sein 
Geld  in  neuen  Omnibusuntemehmungen  anlegen  wollen,  weil 
bekannt  war,  dass  die  älteren  Unternehmungen  die  Macht 
besassen,  nach  kurzer  Zeit  neuen  Rivalen  den  Oaraus  zu 
machen.  Nur  gegen  Zahlung  grosser  Abfindungssummen  an 
die  bereits  bestehenden  Unternehmungen  konnte  man  diese 
dafür  gewinnen,  in  die  Gründung  einer  neuen  Unternehmung 
zu  willigen^). 

Mit  Recht  behauptete  Mayhew  damals,  die  Omnibusunter- 
nehmer seien  im  Besitze  eines  Monopols.  Aber  dieses  Monopol 
sollte  nicht  für  ewige  Zeiten  dauern.  Es  war  bestimmt  zu 
fallen,  sobald  der  Plan,  es  zu  durchbrechen,  von  sehr  kapital- 
kräftigen Händen  aufgenommen  wurde.  Dieser  Moment  kam 
in  den  achtziger  Jahren.  Eine  mit  reichlichen  Mitteln  aus- 
gestattete Gesellschaft,  die  London  Road  Car  Company,  wagte 
es,  wider  den  Willen  der  bestehenden  Unternehmungen  ihre 
Operationen  zu  beginnen.  Mutig  fiel  sie  in  das  Gebiet  ein, 
das  die  mächtigste  der  älteren  Unternehmungen,  die  London 
General  Omnibus  Company,  occupiert  hatte.  Bis  zur  Zeit 
der  Begründung  des  Grafscfaaftsrates  und  noch  für  einen  Teil 
der  folgenden  Zeit  bekämpften  sich  beide  Gesellschaften  aufs 
lebhafteste  *). 

Die  Geschichte  des  Londoner  Omnibusdienstes  sowohl  zur 
Zeit  monopolistischer  Regulation  als  auch  zur  Zeit  der  darauf 
folgenden  Konkurrenz  ist  eine  Geschichte  stetiger,  dem  Publi- 
kum deutlich  zum  Bewusstsein  kommender  Fortschritte.  Ur- 
sprünglich waren  die  Omnibusse  wohl  lediglich  als  Kommuni- 
kationsmittel der  oberen  Klassen  gedacht.  Der  Preis  für  eine 
lange  Fahrt  betrug  anfänglich  1  sh,  für  eine  kurze  Fahrt  6  d. 
Die  ersten  Omnibusse  waren  sehr  elegant  eingerichtet,  ja  so- 
gar mit  einer  Bibliothek  ausgestattet.     Die  Bediensteten,   die 


*)  Henry  Mayhew  a.  a.  0.  S.  350  und  852  f.  —  Tramways  In- 
telligence  for  1877,  S.  16. 

')  Charles  Booth,  Gab  and  Omnibus  Service  (in  seinem:  Life 
and  Labour  of  the  People  in  London,  vol.  YII),  S.  810. 
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mit  dem  Publikum  in  Berührung  kamen,  trugen  kostspielige 
Livreen*).  Der  anfängliche  Komfort  verschwand  zwar  bald. 
Die  Omnibusbibliotfaeken  wurden  aufgehoben.  Die  schmucken 
Uniformen  wurden  abgeschafft.  Aber  auch  manche  Belästi- 
gungen dieser  Zeit  schwanden  dahin.  Unter  dem  brutalen 
Konkurrenzkampfe,  den  die  Unternehmer  anfanglich  führten, 
müssen  auch  die  Fahrgäste  gelitten  haben.  Die  Einigung  der 
Unternehmer  machte  diesen  Molestationen  ein  Ende,  und  auch 
die  später  wieder  auflebende  Konkurrenz  arbeitete  zumeist  mit 
weniger  derben  Mitteln  als  die  Konkurrenz  in  der  ersten  Hälfte 
des  Jahrhunderts.  Femer  sanken  die  ursprünglichen  hohen 
Fahrpreise,  und  die  Omnibusse  wurden  aus  Vehikeln,  die  den 
oberen  Klassen  allein  dienten,  Kommunikationsmittel,  deren 
Kundschaft  in  den  breitesten  Massen  gesucht  und  gefunden 
wurde.  In  den  sechziger  Jahren  betrug  die  Maximaltaze  für  die 
Majorität  der  längeren  Strecken  nur  noch  6  d,  für  die  kürzeren 
Strecken  3  d  *).  Noch  bedeutend  niedriger  waren  die  Preise  zur 
Zeit  der  Begründung  des  Grafschaftsrates.  Für  viele  Strecken, 
die  in  den  sechziger  Jahren  noch  6  d  oder  3  d  gekostet  hatten, 
war  im  Laufe  der  Zeit  der  Fahrpreis  auf  1  d  gesunken.  Auf 
immer  mehr  Strassen  dehnte  der  Omnibusverkehr  sich  aus. 
Immer  kürzer  wurden  die  Zwischenräume  zwischen  den  Ab- 
gangszeiten verschiedener  dieselbe  Route  befahrender  Wagen. 
Eine  andere  freudig  begrüsste  Neuerung  griff  um  sich.  Früher 
waren  selbst  in  heisser  Sommerzeit  die  Passagiere  im  Innern 
der  Wagen  zusammengepfercht;  nur  für  ganz  wenige  Fahr- 
gäste war  die  Möglichkeit  gegeben,  auf  dem  schwer  zu  erklim- 
menden Sitze  neben  dem  Kutscher  oder  auf  unbequemen  Lang- 
sitzen Platz  zu  nehmen.  Im  Laufe  der  Zeit  begann  man,  zahl- 
reiche, leicht  auf  einer  Treppe  zu  erreichende,  bequem  gruppierte 
Quersitze  auf  den  Oranibusdächem  anzubringen.  Wer  nicht 
im  Innern  des  Omnibusses  Platz  nehmen  wollte,  der  hatte  von 
jetzt  ab,  ohne  halsbrecherische  Kletterkunststücke  ausführen 
zu  müssen,  Gelegenheit,  auf  einem  luftigen  Sitze  seine  Fahrt 
zurückzulegen   und  das  kaleidoskopartig  wechselnde  Londoner 


1)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  349. 

«)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  347,  348. 
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Strassenbild  von  einem  trefflich  geeigneten  Obserrationsposten 
aus  zu  beobachten  ^). 

Das  Monopol,  das  für  eine  Zeit  für  die  Londoner  Omni- 
busunternehmungen bestand,  war  ein  faktisches,  nicht  ein 
rechtliches  Monopol.  Die  auf  die  stage-carriages,  zu  denen 
auch  die  Omnibusse  gehörten,  bezügliche  Gesetzgebung  wich 
von  der  ihr  sonst  zum  Vorbild  dienenden  französischen  Gesetz- 
gebung darin  ab,  dass  sie  davon  absah,  den  Omnibusdienst 
für  besondere  privilegierte  Unternehmungen  zu  reservieren. 
Niemals  gab  es  eine  gesetzliche  Begrenzung  der  Zahl  der 
Omnibusse.  Eine  gesetzliche  Zuweisung  bestimmter  Verkehrs- 
gebiete  an  bestimmte  Unternehmungen  fand  nicht  statt.  Auch 
darin  unterschied  sich  die  englische  Geset^ebung  von  ihrem 
französischen  Muster,  dass  sie,  abgesehen  von  der  Vorschrift 
rechtzeitiger  Publikation  von  Fahrpreiserhöhungen,  keinerlei 
Einwirkung  in  die  Bildung  der  Fahrpreise  enthielt.  Die  Hand- 
habung der  wenig  tief  einschneidenden  gesetzlichen  Vorschriften 
stand  der  hauptstädtischen  Polizei  und  dem  Ministerium  des 
Innern  zu^). 

Während  das  Londoner  Omnibuswesen  französischen  Ur- 
sprungs ist,  gehören  die  Londoner  Tramways  zu  den  Schöpfungen, 
die  die  allmählich  wachsende  Ueberlegenheit  des  amerikanischen 
Erfindungsgeistes  über  den  englischen  Erfindungsgeist  illu- 
strieren. Als  der  Erfinder  von  Pferdebahnen  für  den  inneren 
städtischen  Verkehr  ist,  wenn  wir  englischen  und  amerikanischen 
Quellen  vertrauen  dürfen,  ein  Amerikaner,  Francis  Train,  anzu- 
sehen.  Er  legte  auch  im  Jahre  1861  das  erste  Londoner  Pferde- 

Train   hatte  jedoch   weder  mit  diesem  Geleise  noch  mit 


^)  Ch.  Booth  a,  a.  0.  S.  311.  —  G.  Kemmann,  Der  Verkehr 
Londons  (1892),  S.  42  f. 

<)  H.  Majhew  a.  a.  0.  S.  851  f.  —  G.  Kemmann  a.  a.  0.  S.  44. 

')  D.  Einnear  Clark,  Tramways  (in:  British  Manufactoring  In- 
dusüies.  Edited  by  G.  Ph.  Bevan,  1876),  S.  215  ff.  —  Ders.,  Tram- 
ways, their  Construction  and  Working,  IL  ed.,  1894,  S,  14.  —  Report 
of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year  1888,  S.  69.  — 
Albert  Shaw,  Municipal  Government  in  Great  Britaia,  1895,  S.  127 
und  190. 
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einige  Ergänzungen,  die  er  im  Laufe  der  sechziger  Jahre 
folgen  liess,  Olück.  Die  yon  ihm  gelegten  Geleise  wurden 
wieder  entfernt.  Erst  vom  Beginn  der  siebziger  Jahre  ab 
begannen  Trambahnen  an  der  Bewältigung  des  Londoner  Ver- 
kehres dauernd  teilzunehmen.  Im  Jahre  1871  betrug  die  Länge 
der  Linien,  die  entweder  bereits  eröffnet  waren  oder  unmittel- 
bar darauf  dem  Verkehr  übergeben  wurden,  12  Meilen.  Im 
Jahre  1873  betrug  die  Länge  der  im  Verkehre  befindlichen 
Linien  42  Meilen,  im  Jahre  1876  war  sie  auf  61  Meilen,  im 
Jahre  1887  auf  etwas  mehr  als  100  Meilen  gestiegen.  Im 
Jahre  1891,  dem  mit  dem  Jahre  1887  der  Begründung  des 
Grafschaftsrates  zunächst  stehenden  Jahre,  über  das  Angaben 
vorliegen,  betrug  die  Länge  der  im  Betriebe  befindlichen  Linien 
130  Meilen  1). 

Was  die  Zahl  der  Trambahngesellschaften  anlangt,  so  belief 
sie  sich  im  Jahre  1869  auf  3,  im  Jahre  1890  auf  15*).  Natür- 
lich waren  dieses  alles  Riesenuntemehmungen.  Betrugen  doch 
in  den  siebziger  Jahren  die  Anlagekosten  auf  I  Meile  10000 
bis  14000  Pfd.  Sterl.  *).  Wenn  auch  die  Zahl  der  Gesellschaften 
seit  dem  Beginne  der  siebziger  Jähre  stark  stieg,  so  ist  doch 
die  Ausdehnung  des  Trambahnnetzes  keineswegs  der  Mehrung 
der  Zahl  der  Gesellschaften  allein  zuzuschreiben.  Vielmehr  ist 
die  Ausbreitung  des  Trambahnrayons  hauptsächlich  der  starken 
Ausdehnung  einiger  Gesellschaften  zuzuschreiben,  die  wiederum 
mit  ihren  Grund  darin  hat,  dass  früher  selbständig  existierende 
Gesellschaften  in  je  eine  Gesellschaft  verschmolzen  wurden^). 
Beispielsweise  betrug  das  einbezahlte  Kapital  der  London  Street 
Tramways  Company  im  Jahre  1877  nur  150000  Pfd.  Sterl, 
während  es  im  Jahre  1889  sich  auf  362500  Pfd.  Sterl.  belief. 


^)  Board  of  Trade,  Report  of  their  Proceedinga  under  the  Tram- 
ways' Act,  1870,  with  regard  to  the  proposed  Tramways  in  and  about  the 
Metropolis,  Appendix  Nr.  I,  8.  22.  —  D.  K.  Clark,  Tramways,  their 
Construction  and  Working,  S.  14. 

•)  Board  of  Trade  a.  a.  0.  Appendix  Nr.  1,  S.  22.  —  D.  K.  Clark 
a.  a.  O.  S.  51.  —  A.  Basse tt  Hopkins,  Tramway  Legislation  in  London, 
and  Tramways  belongiog  to  Local  Authorities,  11.  issue  (1891),  S.  5  f.,  16. 

»)  D.  K.  Clark,  Tramways  (in:  Brit.  Manufact.  Ind.),  S.  217. 

<)  A.  Bassett  Hopkins  a.  a.  0.  S.  14,  16,  27,  29,  30. 
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Bei  der  North  Metropolitan  Tramways  Company  belief  sich 
die  Länge  der  im  Betriebe  befindlichen  Strecken  im  Jahre  1871 
auf  6^U  Meilen,  im  Jahre  1889  auf  41  Meilen^).  Die 
letztere  Gesellschaft  war  um  die  Zeit  der  Begründung  des 
Grafschaftsrates  die  grösste  Londoner  Pferdebahngesellschaft. 
Ihr  einbezahltes  Kapital  stellte  sich  im  Jahre  1890  auf 
1277  479  Pfd.  Sterl.  Als  die  kleinste  im  Betrieb  befindliche 
Londoner  Trambahngesellschaft  der  damaligen  Zeit  ist  die  High- 
gate Hill  Tramways  Company  anzusehen,  die  zugleich  die 
einzige  damals  mit  mechanischer  Kraft  arbeitende  Trambahn- 
gesellschaft war  und  deren  einbezahltes  Kapital  im  Jahre  1890 
sich  auf  60407  Pfd.  Sterl.  belief*).  Das  gesamte  einbezahlte 
Kapital  sämtlicher  Trambahngesellschaften  belief  sich  im 
Jahre  1889  bezw.  1890  auf  3651708  Pfd.  SterL»). 

Der  Ausbreitung  des  Trambahnbetriebes  standen  im  An- 
fange grosse  Hindernisse  im  Wege.  Man  hielt  die  neuen 
Kommunikationsmittel  für  Hindernisse  des  Verkehrs,  da  ihr 
Lauf  ihnen  durch  die  Schienenwege  vorgeschrieben  war  und 
da  man  glaubte,  ihre  Unfähigkeit,  anderen  Vehikeln  auszu- 
weichen, werde  zu  zahlreichen  Kollisionen  führen.  Auch  Ent- 
gleisungen befürchtete  man.  In  weiten  Kreisen  war  man  der 
Ansicht,  das  neue  Kommunikationsmittel  werde  auch  finanziell 
unrentabel  sein.  Man  darf  annehmen,  dass  diese  Stimmung 
bis  in  die  siebziger  Jahre  hinein  anhielt. 

Die  für  die  Regelung  des  Londoner  Trambahnwesens 
massgebende  Gesetzgebung  kam  im  wesentlichen  in  einer  Zeit 
zu  stände,  in  der  diese  Stimmung  vorherrschte.  Die  Tramways 
Act  1870,  die  die  gesetzliche  Hauptgrundlage  der  folgenden 
Entwickelung  des  Londoner  Trambahnbetriebes  bildete,  enthält 
zwei  fundamentale  Prinzipien.  Das  erste  Prinzip  geht  dahin, 
dass  für  den  Fall  der  Ueberlassung  des  Trambahnwesens  an 
Privatunternehmungen  die  Freiheit  der  Privatunternehmungen 


*)  A.  Bassett  Hopkins  a.  a.  0.  S.  90.  —  Royal  Commission 
on  Labour,  Minotes  of  Evidence  taken  before  Group  B,  vol.  lU  (1898), 
Appendix  CXXIX,  S.  529. 

2)  A.  Bassett  Hopkins  a.  a.  0.  S.  64  f. 

^)  Berechnet  nach  ib.  ib. 


—     335     - 

eingeschränkt  werden  müsse ^).  Hervorzuheben  ist  dies,  dass 
schon  bei  dem  ersten  Schritte  der  Begründung  eines  privaten 
Trambahnuntemehmens,  nämlich  bei  der  Eonzessionierung  der 
Linien,  kommunale  Organe  herangezogen  wurden.  Das  Metro- 
politan Board  of  Works  sowie  die  Vestries  und  die  District 
Boards  erhielten  das  Recht,  sich  über  private  Gesuche  um  die 
Erlaubnis  zur  Erbauung  privater  Trambahnlinien  zu  äussern. 
Die  Eonzessionierung  von  Trambahnlinien  war  an  die  vor- 
herige Zustimmung  dieser  kommunalen  Organe  geknüpft. 
Ausserdem  griff  die  Gesetzgebung  mit  einschneidenden  Be- 
stimmungen über  die  Beschaffenheit  der  Schienengeleise,  Fahr- 
geschwindigkeit etc.  in  die  Betriebsgestaltung  ein. 

Auch  munizipale  Trambahnen  fasste  bereits  das  Gesetz 
des  Jahres  1870  ins  Auge.  Der  Gedanke  der  Munizipalisation 
der  Trambahnen  taucht  dort  in  einer  dreifachen  Form  auf. 
Erstens  wurde  bestimmt,  dass  private  Trambahngesellschaften 
nur  für  bestimmte  Frist  konzessioniert  werden  sollten,  und 
dass  nach  Ablauf  der  betreffenden  Frist  die  zustiindige  Lokal- 
behörde, die  für  London  das  Metropolitan  Board  of  Works 
war,  das  Recht  haben  solle,  auf  Expropriation  anzutragen. 
Zweitens  wurde  der  Lokalbehörde  das  Recht  verliehen,  noch 
vor  Ablauf  der  betreffenden  Frist  auf  Grund  freier  Ver- 
einbarung mit  den  Trambahngesellschaften  das  Eigentum 
dieser  Gesellschaften  zu  erwerben.  Drittens  wurde  der  Lokal- 
behörde das  Recht  verliehen,  selbst  neue  Trambahnlinien  zu 
erbauen  und  in  kommunalem  Eigentum  zu  behalten.  Nur 
der  eigentliche  Betrieb  der  Trambahnen  sollte  Privaten  vor- 
behalten bleiben.  Ausdrücklich  wurde  in  das  Gesetz  des 
Jahres  1870  die  Bestimmung  aufgenommen,  dass  Lokalbehörden 
zwar  das  Recht  erhalten  sollten,  Trambahnen  zu  erbauen  und 
zu  eignen,  nicht  aber  selbst  zu  verwalten  *).   Durch  Verleihung 


»)  A.  Bassett  Hopkins  a.  a.  0.  S.  5  ff.  —  Henry  Sutton,  The 
Tramways  Acta  of  the  United  Kingdom  (1888).  —  Report  of  the  Metro- 
politan Board  of  Works  for  the  year  1870/71,  S.  42. 

^  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1869/70,  S.  82;  do.  for  the  year  1870/71,  S.  42.  —  A.  Bassett  Hopkins 
a.  a.  0.  S.  6,  7  f.,  8,  9.  10  f.,  12,  38  und  40  f.  —  H.  Sutton  a.  a.  0. 
S.  XX  ff.  —  C.  Hugo  a.  a.  0.  S.  207. 
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jener  Rechte  an  die  Lokalbebörden  setzte  sich  das  Parlament 
in  Einklang  mit  den  Wünschen  einer  Deputation  des  Jahres 
1870,  die  ans  Vertretern  der  Stadträte  von  Leeds,  Birmingham, 
Salford  nnd  Stockport  bestand,  und  die  sich  ftkr  eine  Munizi- 
palisation  der  Trambahnen  in  den  im  Gesetze  des  Jahres  1870 
enthaltenen  Formen  ausgesprochen  hatten^).  Zu  einer  ähn- 
lichen Ansicht  bekannte  sich  im  Jahre  1879  ein  Ausschuss 
des  Oberhauses.  Er  lehnte  es  zwar  ab,  sich  für  den  eigent- 
lichen Betrieb  von  Trambahnen  durch  Lokalbeh5t*den  aus- 
zusprechen, erklärte  sich  aber  für  die  Erbauung  und  Unter- 
haltung von  Trambahnen  durch  die  Kommunen  *).  Die  in  dem 
Gesetz  des  Jahres  1870  der  Munizipalisation  gezogenen  Schranken 
wurden  übrigens  durch  das  Pariament  keineswegs  konsequent 
aufrechterhalten.  *So  erhielt  bereits  im  Jahre  1870  der  Stadt- 
rat Ycm  Glasgow  von  dem  Parlament  das  Recht,  Trambahnen 
auch  zu  betreiben.  Das  gleiche  Recht  erhielt  Manchester  im 
Jahre  187&»). 

Das  Recht  des  Parlaments,  Stadtverwaltungen  zum  Bau 
und  zur  Verpachtung  von  Trambahnlinien  zu  ermächtigen, 
blieb  nicht  unausgenützt.  In  Glasgow  wurden  die  ersten  muni- 
zipalen Trambahnlinien  auf  britischem  Boden  im  Jahre  1870/71 
erbaut.  Bald  folgte  Birmingham,  dessen  Stadtrat  in  den  Jahren 
1872  und  1875  Trambahnlinien  erbaute.  Gleichfalls  in  die  sieb- 
ziger Jahre  fällt  die  munizipale  Erbauung  von  Trambahnlinien 
in  Sheffield  (1872),  Greenock  (dem  Betrieb  übergeben  im 
Jahre  1872),  Dundee  (autorisiert  1872),  Salford  (autorisiert 
1875),  NewcsÄtle-upon-Tyne  (eröffnet  1878),  Preston  («-öflEhet 
1879).  Für  Manchester  ist  bekannt,  dass  es  das  Recht  zur 
Erbauung  munizipaler  Trambahnlinien  bereits  1875  erhielt. 
In  Liverpool  war  ursprünglich  das  Trambahnwesen  völlig 
privat.  Aber  bereits  im  Jahre  1879  oder  1880  erwarb  der 
Stadtrat   dieser   Stadt    das   Trambahnnetz    von    der    dort    be- 


^)  Vgl.  Shaw-Lefdvres  Rede  in  Hansard's  Parliamentary  De- 
bates,  3.  S.,  vol.  199,  S  1082. 

■)  Select  Committee  of  the  House  of  Lords  on  Tramways, 
Report  (1879),  S.  V. 

»)  A,  Bassett  Hopkins  a.  a.  0.  S.  58.  —  Sir  James  Bell  and 
James  Palon,  Glasgow  a.  a.  0.  S.  293. 
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stehenden  Privatgesellschaft  und  schritt  in  dem  gleichen  Jahre 
zur  Erbauung  neuer  Linien.  In  den  achtziger  Jahren  wurde 
das  munizipale  Trambahnnetz  bedeutend  ausgedehnt,  teilweise 
dadurch,  dass  Städte,  die  bereits  in  den  siebziger  Jahren  muni- 
zipale Linien  gegründet  hatten,  ihre  Linien  yermehrten  und 
verl'ängerten,  teilweise  dadurch,  dass  eine  Reihe  anderer  Städte 
dem  von  ihnen  gegebenen  Beispiele  folgte.  Von  den  folgen- 
den Städten  ist  bekannt,  dass  hier  die  Entstehung  eines  muni- 
zipalen Trambahnnetzes  in  die  achtziger  Jahre  fällt:  Hudders- 
field  (1880),  Bolton  (1880),  South  Shields  (autorisiert  1881), 
Bradford  (1882),  Oldham  (1882),  Blackpool  (1885),  Accring- 
ton  (1886).  In  allen  diesen  Städten,  Huddersfield  ausgenom- 
men, wurden  die  Trambahnlinien  nicht  durch  ihre  Eigentümer, 
d.  h.  nicht  durch  die  Kommunen  selbst,  sondern  durch  Privat- 
untemehmungen  betrieben,  die  das  Ilecht  zum  Betriebe  der 
munizipalen  Linien  von  den  Kommunen  erpachteten.  Hudders- 
field allein  erhielt  im  Jahre  1882  das  Recht,  die  munizipalen 
Linien  auch  in  städtischen  Betrieb  zu  nehmen.  Diese  einzige 
Ausnahme  wurde  durch  exzeptionelle  Gründe  hervorgerufen. 
Nachdem  in  Huddersfield  die  st&dtischen  Trambahnlinien  fertig- 
gestellt waren,  gelang  es  dem  Huddersfielder  Stadtrate  nicht, 
einen  Pächter  für  sie  zu  finden.  Mit  Rücksicht  auf  das  unge- 
wöhnliche Ausbleiben  von  Pachtofferten  genehmigte  das  Parla- 
ment das  Ersuchen  der  Huddersfielder  Stadtverwaltung,  ihr  die 
Ermächtigung  auch  zum  Betriebe  der  Linien  zu  geben  ^). 

In  London  hingegen  blieb  nicht  nur  der  Betrieb,  sondern 
auch  die  Erbauung  der  Trambahnlinien  und  das  Eigentum  an 
ihnen  privaten  Gesellschaften  überlassen.  Sämtliche  vor  dem 
Jahre  1889  ihnen  erteilte  Konzessionen  liefen  nach  den  ge- 
setzlichen Bestimmungen  erst  nach  diesem  Zeitpunkte  ab;  der 
früheste  Ablauftermin  war  das  Jahr  1891,  der  späteste  Ablanf- 
termin  war  das  Jahr  1898  ^).  Das  Metropolitan  Board  of  Works 
bewarb  sich  weder  um  das  Recht,  eigene  neue  Trambahnlinien 


1)  A.  Bassett  Hopkins  a.  a.  0.  S.  43  S.  —  Sir  James  Bell  and 
James  Paton  a.  a.  0.  S.  293  ff.  —  R.  Donald,  The  Municipal  Tear-Book 
of  the  United  Kingdom  for  1897,  S.  849  ff. 

')  A.  Bassefct  Hopkins  a.  a.  0.  S.  85. 
Slnzheimer,  Der  Londoner  Orafechaftsrat.  I.  22 
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erbauen  zu  dürfen,  noch  versuchte  es,  den  Gesellschaften  ihr 
Eigentum  yor  Ablauf  der  gesetzlichen  Eonzessionsfristen  ab- 
zukaufen,  trotzdem  das  Parlament  zur  Erteilung  jener  Er- 
mächtigung ausdrücklich  befugt  war  und  trotzdem  das  Metro- 
politan Board  of  Works  das  Recht  besass,  yor  dem  Erlöschen 
der  den  Gesellschaften  yerliehenen  Konzessionen  diesen  ihr 
Eigentum  abzukaufen. 

Das  Metropolitan  Board  of  Works  kam  zu  dieser  Haltung 
keineswegs  deshalb,  weil  es  ein  prinzipieller  Gegner  munizipaler 
Trambahnen  gewesen  wäre.  In  seinen  Berichten  motivierte  es 
seine  Passivität  damit,  dass,  wenn  es  zum  Bau  eigener  Tram- 
bahnen schreiten  würde,  dies  von  den  Vestries  und  District 
Boards  als  ein  Akt  kommunaler  Zentralisation  mit  feindseligen 
Blicken  betrachtet  werden  würde.  Diese  Erwägung  hätte 
sicher  nicht  dauernd  das  Metropolitan  Board  of  Works  davon 
abgehalten,  private  Gesellschaften  nur  als  Pächter  munizipaler 
Linien  zuzulassen.  Von  grösserem  Einfluss  war  ein  anderer 
Grund.  Für  längere  Zeit  war  auch  das  Metropolitan  Board  of 
Works  von  Zweifeln  durchdrungen,  ob  die  Trambahnen  geeig- 
nete Verkehrsmittel  wären  und  ob  sie  eine  genügende  Ver- 
zinsung des  in  sie  gesteckten  Kapitals  ermöglichen  würden. 
Die  Furcht,  munizipale  Fonds  in  unsicheren  Anlagen  festzu- 
legen, war  offenbar  für  das  Board  die  hauptsächliche  Trieb- 
feder bei  seiner  Stellungnahme  in  der  Frage  munizipaler  Tram- 
bahnen. Nicht  nur  deshalb  erscheint  die  Betonung  dieses 
Gesichtspunktes  durch  das  Board  keine  Tartufferie  zu  sein,  weil 
in  den  Anfangsstadien  des  Londoner  Trambahnwesens  nur 
wenige  sichere  Erfahrungen  über  die  Trambahnen  vorlagen 
und  weil  auch  weite  Kreise  ausserhalb  des  Metropolitan  Board 
of  Works  dem  Plane  der  Einrichtung  eines  weitausgedehnten 
Trambahnverkehres  skeptisch  oder  feindlich  gegenüberstanden. 
Auch  bei  der  Ausübung  seines  Rechtes,  vor  der  Konzessio- 
nierung der  einzelnen  Linien  sich  zu  äussern,  macht  das  Board 
den  Eindruck,  dass  es  die  Ausdehnung  des  Trambahnverkehres 
aus  Gründen  der  Verkehrssicherheit  mehr  als  einen  Vorgang 
ansah,  den  man  aufhalten  müsse,  nicht  als  einen  Vorgang, 
der  mit  kühner  Energie  zu  begünstigen  sei.  Es  wirkte  darauf 
hin,   dass  den  Gesellschaften  für  wichtige  und  ganz  ungefähr- 
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liehe  Strecken  die  erbetenen  Konzessionen  versagt  wurden,  und 
zwar  ist  diese  übertriebene  Vorsicht  nicht  nur  bei  den  Aktionen 
des  Board  in  den  Anfangsstadien  des  Trambahnwesens,  sondern 
noch  bis  tief  in  die  achtziger  Jahre  hinein  deutlich  erkennbar! 
Ausdrücklich  sprach  übrigens  das  Board  aus,  dass  es  nur  tem- 
porar nicht  für  die  Errichtung  eigener  Trambahnen  sei  und 
nach  Ablauf  einer  genügende  Erfahrungen  ermöglichenden  Frist 
beim  Erzielen  finanziell  günstiger  Resultate  durchaus  geneigt 
sei,  die  Trambahnlinien  zu  übernehmen.  Wenn  es  zur  Aus- 
führung dieser  Absicht  nicht  schritt,  so  ist  noch  zu  bedenken, 
dass  die  den  Trambahngesellschaffcen  erteilten  Eonzessionen  erst 
nach  der  Auflösung  des  Board  erloschen.  Ein  Erwerb  der 
Trambahnlinien  vor  diesem  Zeitpunkte  von  den  Gesellschaften 
empfahl  sich  aber  deshalb  dem  Board  nicht,  weil  es  der  An- 
sicht war,  dass  der  freihändige  Ankauf  der  Trambahnlinien 
von  den  Gesellschaften  teurer  sei  als  die  nach  Ablauf  der  Eon- 
zessionen  mögliche  Enteignung  0- 

Noch  weiter  als  das  Metropolitan  Board  of  Works  gingen 
andere  Kreise.  Schon  am  Anfange  der  siebziger  Jahre  beschloss 
die  Vestry  des  hocharistokratischen  westlichen  Stadtviertels 
St.  George,  das  Metropolitan  Board  of  Works  zu  ersuchen,  die 
Erbauung  und  Erhaltung  von  Trambahnen  privaten  Händen  zu 
entziehen  *).  Von  einer  aus  Mitgliedern  des  Ober-  und  Unter- 
hauses gebildeten  Kommission,  die  im  Jahre  1872  tagte,  sprach 
sich  ein  hervorragender  Ingenieur,  Herr  Scott,  für  die  Bildung 
eines  hauptstädtischen  Trambahnamtes  aus,  dem  die  Konstruk- 
tion der  Trambahnlinien  und  die  Regulation  des  Trambahn- 
wesens übertragen  werden  sollte^).  Bei  derselben  Gelegenheit 
wandte  sich  Herr  William  James  Farrer  energisch  nicht  nur 
gegen  die  Erbauung  und  Erhaltung  des  Trambahnnetzes  durch 
Private.     Er  stellte  auch  die  Forderung  auf,  das  Metropolitan 


*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1868  69,  S.  32;  do.  for  the  year  1870/71,  S.42f.;  do.  for  the  year  1888, 
S.  70.  —  Joint  Select  Committee  ofthe  House  ofLords  and 
theHouae  ofCommons  onTramways,  Minutee  of  Evidence  (1872), 
qu.  450. 

^  Joint  Select  Committee  a.  a.  0.  qu.  961. 

»)  Ib.  qu.  621-624,  641-650,  657—663. 
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Board  of  Works  solle  selbst  den  Betrieb  der  Trambahnen  über- 
nehmen ^). 

Das  Metropolitan  Board  of  Works  erklärte  sich  nicht  nur 
hereit,  nach  einiger  Zeit  die  Trambahnlinien  zu  übernehmen,  es 
liess  sich  auch  darüber  aus,  welche  Lichtseiten  munizipale  Tram* 
bahnen  gegenüber  privaten  Trambahnen  besitzen  könnten.  Zwei 
Vorzüge  hafteten  nach  seiner  Ansicht  munizipalen  Trambahnen 
an :  ein  Vorzug  fiskalischer  und  ein  Vorzug  yerkehrstechnischer 
Natur.  Wenn  die  Trambahnlinien  Eigentum  der  Stadt  wären, 
so  könnten  eventuelle  üeberschüsse  des  Trambahnverkehres 
Mittel  zur  Durchführung  anderer  kommunaler  Aufgaben  oder 
zur  Verminderung  der  Steuern  liefern.  Weiter  sei  es  möglich, 
wenn  das  ganze  Trambahnnetz  im  Eigentume  der  Stadt  wäre, 
den  Trambahnverkehr  nach  einem  systematischen  einheitlichen 
Plane  zu  gestalten^).  Mit  ähnlichen  Gründen  unterstützte  die 
Vestry  von  St.  George  ihren  Vorschlag.  Sie  sah  in  der  Ueber- 
lieferung  des  Baues  und  des  Eigentumes  der  Trambahnlinien 
an  Privatgesellschaften  drei  Üebelstände.  Der  erste  Uebelstand 
sei  der,  dass  auf  Seiten  der  Privatgesellschaften  das  Bestreben 
vorhanden  sei,  das  Trambahnnetz  nur  auf  einen  sehr  hohen 
Gewinn  versprechenden  Rayon  auszudehnen  und  dass  für  sie  die 
Möglichkeit  gegeben  sei,  Arrangements  zu  treffen,  die  geeignet 
seien,  das  Publikum  von  dem  Gebrauche  einer  konkurrierenden 
Linie  auszuschliessen.  Weiter  müsse  es  zu  ünzuträglichkeiten 
führen,  wenn  der  Strassenkörper  zur  Werkstätte  von  Privat- 
gesellschaften werde;  beim  Uebergange  der  Trambahnlinien  an 
das  Metropolitan  Board  of  Works  bliebe  das  Strassenwesen 
unter  munizipaler  Kontrolle.  Drittens  seien  die  Gewinne  der 
Trambahngesellschaften  Verluste  für  die  Steuerzahler*).  Der 
andere  Wortführer  der  Kommunalisierung  der  Londoner  Tram- 
bahnen, der  Ingenieur  Scott,  stellte  namentlich  die  mit  dem 
Privatbetrieb  untrennbar  verknüpfte  Zwiespältigkeit  in  der 
Strassenverwaltung    in    den    Vordergrund*).      Der    radikalste 


»)  Ib.  qu.  961,  971—984,  1005—1009. 

')  Report  of  the  Metropolitan  Board  ofWorks  for  the  year 
1870/71,  S.  42  f. 

«)  Board  of  Trade  a.  a.  0,  S.  18  f. 
*)JointSelectCoinmitteea.a.0.qu.621— 624.641— 650,657— 663. 
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Gegner  der  privaten  Trambahngesellschaften  wies  darauf  hin, 
dass  die  Londoner  Tramwaylinien  auf  öffentlichem  Eigentum 
gebaut  seien,  dass  die  Zersplitterung  der  einzelnen  Gesell- 
schaften schädlich  sei,  dass  diese  Zersplitterung  zwar  nicht 
notwendig  die  Regel  bilden  müsse,  aber  eine  Amalgamation 
der  verschiedenen  Privatgesellschaften  neue  üebelstände  in  Aus- 
sicht stelle^). 

Wenden  wir  uns  nunmehr  zu  einer  Betrachtung  der  Ar- 
beiterverhältnisse im  Omnibus-  und  Trambahngewerbe!  Die 
Arbeiterschaft  dieser  Gewerbe  zerfallt  in  zwei  Hauptgruppen, 
in  die  Arbeiter,  die  im  inneren  Dienst  beschäftigt  werden,  und 
die  Arbeiter,  die  im  äusseren  Dienste  Verwendung  finden.  Zur 
ersten  Hauptgruppe  gehören  die  Pferdewärter,  die  Futtermagazin- 
arbeiter, die  Wagenreiniger,  Wagner,  Schlosser,  Sattler  etc. 
Zur  zweiten,  numerisch  stärksten  Hauptgruppe  gehört  als  erste 
Untergruppe  die  Gruppe  der  Kutscher,  als  zweite  Untergruppe 
die  Gruppe  der  Kondukteure.  Beide  Untergruppen  umfassen 
die  Majorität  der  Omnibus-  und  Pferdebahnarbeiter.  Als  dritte 
Untergruppe  der  im  äusseren  Dienste  verwandten  Arbeiter  ist 
die  Gruppe  der  Zeitkontrolleure  („timekeepers')  zu  nennen.  Das 
sind  Leute,  denen  die  Aufgabe  zufällt,  die  Abgangs-  und 
Ankunftszeiten  der  Fahrzeuge  auf  den  verschiedenen  Routen 
zu  kontrollieren  und  Verspätungen  in  der  Ankunft  der  Fahr- 
zeuge oder  sonstige  Unregelmässigkeiten  zu  melden.  Die  vierte 
Untergruppe  umfasst  die  Aushilfsarbeiter  (»odd  men^),  Leute, 
die  zeitweilig  einspringen  an  Stelle  von  Kutschern  oder  Kon- 
dukteuren, wenn  diese  aus  irgend  einem  Grunde,  infolge  eines 
Unfalls  oder  infolge  von  Krankheit  oder  dergleichen,  temporär 
ihren  Posten  verlassen*). 

Die  Berufszählung  des  Jahres  1891  weist  die  überwiegende 
Mehrzahl  der  Omnibusarbeiter  zusammen  mit  den  Droschken- 
kutschern nach  und  beziffert  die  zu  dieser  Zählungsgruppe 
gehörenden  erwerbsthätigen  Personen  auf  43668  Köpfe.     Ein 


>)  Ib.  qu.  961,  971—984,  1005—1009. 

^)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  352  und  356.  —  Royal  GommisBion 
onLabour,  Minutes  of  Evidence  taken  before  Group  B,  vol.  III,  S.  527  f., 
Appendix  Nr.  CXXVI  und  CXXVII,  S.  535,  Appendix  CXXXIV,  S.  548  f., 
Appendix  GL  und  CLL 
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beträchtlicher  Teil  dieser  Gruppe  entfiel  auf  die  Droschken- 
kutscher. Dem  Trambahndienste  weist  dieselbe  Zählung 
2104  Personen  zu.  Nach  anderen  Angaben  ist  die  Zahl  der 
Omnibus-  und  Trambahnarbeiter  zusammen  für  die  Zeit  um 
die  Begründung  des  Orafschaftsrates  auf  ungefähr  12000  bis 
15  000  Personen  zu  schätzen^). 

Für  die  Kutscher  und  Kondukteure  war  gesetzlich  ein 
Konzessionszwang  vorgeschrieben.  Die  Konzessionsgebühr  pro 
Mann  belief  sich  immer  auf  5  sh  jährlich.  Für  die  Erteilung 
der  betreffenden  Lizenzen  war  die  Polizei  zuständig^). 

Es  war  ein  Leben  voll  Anstrengung,  zu  dem  die  Erlegung 
dieser  Gebühren  den  Zutritt  ermöglichte.  Mayhew  berichtet 
bereits  von  der  ausserordentlichen  Länge  des  Arbeitstages  im 
Londoner  Omnibusgewerbe.  Nach  ihm  hatten  in  den  fünfziger 
und  sechziger  Jahren  die  Mehrzahl  der  Kutscher  ihre  Arbeit 
um  ^,'48  Uhr  morgens  zu  beginnen  und  bis  ^/4l2  Uhr  nachts 
im  Dienst  zu  bleiben.  Manche  hatten  damals  sogar  bis  nach 
Mitternacht  auf  ihrem  Kutschbocke  auszuharren.  In  der  Regel 
konnte  der  Kutscher  nur  zwölfmal  während  dieses  langen 
Arbeitstages  die  Zügel  für  wenige  Minuten  aus  der  Hand  legen. 
Er  fand  kaum  Zeit,  sein  Mittagsmahl  hinunterzuschlingen. 
Freie  Tage  gab  es  selten.  Ein  Kutscher,  der  14  Jahre  be- 
schäftigt war,  klagte,  er  habe  nur  einen  über  den  anderen 
Sonntag  und  zwar  nur  für  2  Stunden  frei.  „Jedes  Pferd  in 
unseren  Ställen"  —  so  seufzte  er  —  „hat  jeden  vierten  Tag 
Ruhe,  aber  es  gibt  keine  Ruhe  für  den  Kutscher"  ^). 

Aehnlich  war  es  bei  den  Kondukteuren,  bei  denen  der  Fort- 
fall der  mit  der  Lenkung  der  Pferde  verknüpften  Anstrengungen 
dadurch  kompensiert  wurde,  dass  sie  fast  während  des  ganzen 
Arbeitstages  zu  stehen  hatten.  Ein  Kondukteur,  der  6  Jahre 
als  solcher  beschäftigt  war,  berichtete,  er  bekomme  nur  ein 
einziges  Mal  in  2  Jahren  einen  freien  Tag.  Man  muss  ihn 
selbst  reden  lassen  wenn  man  die  Freudlosigkeit  eines  in  fast 


»)  Charles  Booth  a.  a.  O.  S.  288,  319.  —  Royal  Commission 
onLaboura.a.  0.  vol.  IT,  qu.  15748,  16352,  16370  f.;  vol.  III,  S.  635. 

')  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  350.  —  Royal  Commission  a.  a.  0. 
Tol.  II,  qu.  16302. 

»)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  354  f. 
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bestöndiger  monotoner  Thätigkeit  hingebrachten  Lebens  ver- 
stehen will,  wie  es  sein  und  seiner  Kollegen  Los  war.  «Ich 
weiss  absolut  nicht '^^  erzählte  er,  «was  in  der  Welt  vorgeht, 
so  sehr  bin  ich  in  Anspruch  genommen.  Wir  wissen  ^  was 
vorgeht,  nur  von  dem,  was  wir  die  Leute  im  Omnibus  reden 
hören.  Ich  habe  niemals  Lust,  eine  Zeitung  zu  lesen,  trotzdem 
ich  früher  es  gewöhnlich  gern  that.  Wenn  ich  2  Minuten 
freie  Zeit  habe,  würde  ich  am  liebsten  ein  SchUkfchen  machen. 
Einmal  schlief  ich  auf  meinem  Trittbrette  ein,  während  der 
Omnibus  in  Bewegung  war,  und  fast  wäre  ich  hinunter- 
gefallen ...  Im  Winter  sehe  ich  meine  drei  Kinder  nur,  wenn 
sie  im  Bett  sind,  und  niemals  höre  ich  ihre  Stimmen,  wenn  sie 
nicht  früh  aufwachen.  Wenn  sie  nachts  schreien,  —  es  stört 
mich  nicht,  so  fest  schlafe  ich  nach  15  Stunden  Arbeit  in  freier 
Luff  Hätten  die  Unternehmer  es  für  wert  befunden,  über 
solche  Zustände  sich  zu  äussern,  so  hätten  sie  das  Recht  gehabt, 
darauf  hinzuweisen,  dass  die  Arbeiter  geduldig  solche  Zustände 
ertrugen.  Resigniert  liessen  die  Arbeiter  solche  Greuel  über 
sich  ergehen.  Der  Fatalismus  der  Arbeiter  ruhte  auf  gesicherter 
empirischer  Grundlage.  Ein  Kutscher  bemerkte,  er  wisse,  was 
man  zu  ihm  sagen  würde,  wenn  er  einmal  um  die  Erlaubnis 
bitten  wollte,  die  Kirche  zu  besuchen»  «Sie  können''  —  so 
würde  die  Antwort  auf  seine  Bitte  lauten  —  «so  oft  zur  Kirche 
gehen,  wie  Sie  wollen,  und  wir  können  einen  Mann  bekommen, 
der  nicht  dorthin  gehen  will.''  Es  gab  verschiedene  Variationen 
dieses  Imperativs  :  Arbeite  oder  hungere!  Ein  Kondukteur,  der 
alle  2  Jahre  ein  einziges  Mal  einen  freien  Tag  bekam,  bat 
einmal  um  einen  Tag  Urlaub.  Er  erhielt  die  Antwort:  «Sie 
könuen  eine  ganze  Woche  Urlaub  nehmen,  wenn  Sie  wollen, 
oder  so  lange,  wie  Sie  leben  ^).* 

Aehnliches  wird  für  die  Zeitkontroileure  berichtet,  deren 
Arbeitszeit  mit  der  Arbeitszeit  der  Kutscher  und  Kondukteure 
sich  deckte.  «Man  kann  von  mir  nicht  sagen '^  —  so  klagte 
einer  von  ihnen,  der  schon  die  Einschränkung  fortgesetzter 
Sonntagsarbeit  als  ein  grosses  Glück  betrachtet  haben  würde 
—  «man  kann  von  mir  nicht  sagen,  ich  hätto  ein  Heim,  son- 


»)  Ib.  S.  855  f. 
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dern  nur,  dass  ich  ein  Bett  zum  Schlafen  habe,  da  ich  niemals 
10  Minuten  in  dem  Hause  wach  bin,  in  dem  ich  wohne  ^).' 

Für  lange  Zeit  blieben  diese  Verhältnisse  bestehen.  Die 
neuaufkommenden  Trambahngesellschaften  folgten  dem  Beispiele 
der  Omnibusgesellschaften.  Um  die  Zeit  der  Begründung  de» 
Grafschaftsrates  bildeten  lange  tägliche  Arbeitszeiten  und  der 
Mangel  an  freien  Tagen  noch  immer  die  Regel.  Es  ist  kein 
Fall  bekannt,  in  dem  die  tägliche  Arbeitszeit  nicht  mehr  als 
12  Stunden  betragen  hätte.  Ein  Arbeitstag  Ton  13^/«  Stunden 
—  das  war  der  kürzeste  Arbeitstag,  der  vorkam.  Aber  Ar* 
beitstage  von  mehr  als  13^8  Stunden  Länge  waren  die  üblichen 
Arbeitstage,  auch  bei  den  beiden  grössten  Omnibusgesellschaften. 
Um  wieviel  hier  die  Grenze  von  13  V«  Stunden  überschritten 
wurde,  ist  nicht  mehr  auszumitteln.  Für  andere  Gesellschaften 
ist  bekannt,  dass  ihre  Kutscher  und  Kondukteure  14^8,  15, 
16^2,  an  Samstagen  sogar  18  Stunden  Dienst  hatten.  Selbst 
von  selten  der  Leiter  der  Gesellschaften  wurde  das  regelmässige 
Vorkommen  dieser  exorbitant  langen  Arbeitstage  nicht  be- 
stritten. Auch  in  diesen  Kreisen  wurde  zugegeben,  dass  der 
Dienst  für  die  Leute  übermässig  anstrengend  war'). 

Bei  oberflächlicher  Betrachtung  scheinen  die  Einkommens- 
verhältnisse ein  etwas  erfreulicheres  Bild  darzubieten.  Auf  den 
ersten  Blick  stellen  sich  nur  die  Einkommen  der  Aushilfsarbeiter 
als  elend  dar,  die  vielfach  gar  keine  Beschäftigung  fanden  und^ 
wenn  sie  Arbeit  bekamen,  meistens  nur  für  einen  Tag  oder  nur 
für  einen  Bruchteil  eines  Tages  Arbeit  bekamen.  In  der  Zeit, 
die  Mayhew  beschreibt,  galt  ein  Wochenverdienst  von  5  sh  für 
diese  Arbeiterkategorie  keineswegs  als  niedrig;  Mayhew  er- 
wähnt sogar  Wochenverdienste  von  3  sh  4  d  und  1  sh  8  d  ^). 

Die  Lohnsätze,  die  Mayhew  f&r  die  Kutscher,  Kondukteure 
und  Zeitkontrolleure  mitteilt,  sind  beträchtlich  höher.  Am  nied- 
rigsten sind  die  für  die  Zeitkontrolleure,  deren  Lohn  in  der  Regel 
21  sh  betragen  haben  soll;   der  höchste  Wochenlohnsatz,  der 


')  Ib.  S.  856. 

^)  Royal  Commission  on  Labour  a.  a.  0.  vol.  II,  qu.  16257, 
16409  if.,  16457,  16507  f.;  vol.  1 11,  18076,  18105  f.,  18116  ff.,  18129, 
18869,  18374,  18429.  —  Charles  Booth  a.  a.  0.  S.  312  f. 

«)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  356  f. 
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für  diese  Arbeiterkategorie  mitgeteilt  wird,  ist  28  sh.  Der 
Lohnsatz  der  Kondukteure  wird  auf  4  sh  pro  Tag  angegeben. 
Die  Kutscher  erhielten  auf  den  meisten  Linien  34  sh  wöchent- 
lich, auf  anderen  Linien  21  sh  und  die  sogenannte  «box*,  d.  h. 
das  Fahrgeld  derjenigen  Passagiere,  die  auf  dem  Kutschbock 
neben  dem  Kutscher  Platz  nahmen;  an  schönen  Tagen  konnte 
der  Kutscher,  der  neben  dem  niedrigen  Wochenlohn  noch  die 
,box*  erhielt,  mehr  verdienen  als  34  sh,  bei  schlechtem  Wetter 
aber,  bei  dem  alle  Passagiere  im  Innern  der  Omnibusse  Zu- 
flucht suchten,  betrug  für  ihn  die  Einnahme  aus  der  »box* 
nichts  ^). 

Das  Einkommen  der  Aushilfsarbeiter  blieb  elend  wie 
zuvor*).  Der  niedrigste  Lohnsatz  für  Kutscher,  der  für  die 
Zeit  um  die  Begründung  des  Grafschaftsrates  galt,  beläuft 
sich  nach  Angaben  aus  Arbeiterkreisen  auf  4  sh  6  d  pro 
Tag,  nach  Angabe  der  Unternehmer  auf  5  sh  6  d  pro  Tag. 
Der  höchste  auf  dieselbe  Zeit  bezügliche  Lohnsatz  für  dieselbe 
Arbeiterkategorie  wird  auf  6  sh  6  d  pro  Tag  angegeben.  Die 
Kontraste  in  den  Lohnsätzen  der  Kutscher  um  diese  Zeit  er- 
geben sich  nicht  nur  daraus,  dass  verschiedene  Gesellschaften 
verschiedene  Lohnsätze  hatten,  sondern  auch  daraus,  dass  für 
die  bei  derselben  Gesellschaft  angestellten  Kutscher  verschie- 
dene Lohnsätze  festgesetzt  waren.  Nur  von  der  Londoner 
General  Omnibus  Company  ist  bekannt,  dass  sie  gleiche  Lohn- 
sätze für  alle  ihre  Kutscher  hatte;  für  alle  betrug  hier  der 
tägliche  Lohnsatz  6  sh.  Für  zwei  Gesellschaften  ist  bekannt, 
dass  sie  ein  «sliding  scale*  genanntes  Lohnsystem  eingeführt 
hatten.  Im  Londoner  Omnibus-  und  Trambahngewerbe  ver- 
steht man  unter  diesem  Ausdrucke  eine  Lohnform^  bei  der  der 
Lohnsatz  mit  dem  Dienstalter  steigt.  Bei  der  London  Road 
Car  Company  betrug  der  Anfangslohn  für  Kutscher  5  sh  6  d 
oder  6  sh  pro  Tag,  nach  sechsmonatlicher  Dienstzeit  stieg  er  auf 
6  sh  3  d,  nach  zwölfmonatlicher  Dienstzeit  auf  6  sh  6  d.  Bei 
der  Londoner  Omnibus  Carriage  Company  betrug  der  Anfangs- 
lohn für  Kutscher  6  sh  pro  Tag  und  stieg  nach  sechsmonatlicher 


')  Ib.  S.  853,  854,  355,  356. 

»)  Charles  Booth  a.  a.  0.  S.  816. 
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Dienstzeit  auf  6  sh  6  d.  Als  niedrigster  Lohnsatz  für  die 
Kondukteure  wird  der  aus  früher  Zeit  überkommene  Lohnsatz 
von  4  sh  pro  Tag  genannt.  Bei  der  London  Oeneral  Omni- 
bus Company  galt  dieser  Lohnsatz  gleichmässig  für  alle  Kon- 
dukteure. Bei  den  Gesellschaften,  bei  denen  die  Kutscher  nach 
dem  System  der  „sliding  scale''  entlohnt  wurden,  schwankte 
auch  für  die  Kondukteure  der  Lohnsatz  mit  dem  Dienstalter. 
Der  niedrigste  überhaupt  für  diese  Zeit  bekannte  Lohnsatz  für 
Kondukteure  bildete  hier  den  Grundlohn.  Bei  der  London 
Road  Car  Company  betrug  der  Lohnsatz  für  Kondukteure  mit 
einer  weniger  als  dreimonatlichen  Dienstzeit  4  sh,  nach  absol- 
vierter dreimonatlicher  Dienstzeit  4  sh  3  d,  nach  sechsmonat- 
licher Dienstzeit  4  sh  6  d,  nach  fünfzehnmonatlicher  Dienstzeit 
5  sh  pro  Tag.  Bei  der  London  Omnibus  Carriage  Company 
begannen  die  Kondukteure  gleichfalls  mit  4  sh  und  stiegen 
nach  sechsmonatlicher  Dienstzeit  auf  4  sh  6  d  pro  Tag  ^). 

Wenn  man  erwägt,  dass  zur  Zeit  Mayhews  die  Kutscher 
einen  wöchentlichen  Lohn  von  34  sh  erhielten,  die  Konduk- 
teure 4  sh  pro  Tag  und  dass  es  später  den  Kutschern  nach 
Zuröcklegung  einer  bestimmten  Dienstzeit  möglich  war,  einen 
Lohn  von  6  sh  6  d  zu  empfangen,  und  dass  die  Kondukteure 
unter  ähnlichen  Voraussetzungen  einen  Anspruch  auf  einen 
Tagelohn  von  5  sh  hatten,  so  fühlt  man  sich  fast  versucht, 
zu  wähnen,  die  Mehrheit  der  Londoner  Omnibus-  und  Tram- 
bahnarbeiter habe  sich  wenigstens  in  pekuniärer  Hinsicht 
in  leidlich  befriedigender  Lage  befunden.  Dieser  Wahn  wird 
jedoch  schon  dann  beseitigt,  wenn  man  danach  forscht, 
in  welchem  Verhältnisse  die  Kutscher  und  Kondukteure  an 
den  maximalen  Lohnsätzen  beteiligt  waren,  die  ihnen  formell 
zugesichert  wurden.  Aus  den  Reihen  der  Arbeiter  wurde  aufs 
entschiedenste  versichert,  dass  um  die  Zeit  der  Begründung 
des  Grafschaftsrates  ^/i  der  Kutscher  nur  4  sh  6  d  und  die 
Kondukteure  in  den  meisten  Fällen  nur  4  sh  erhalten  hätten. 
Die  Erklärung  dafür,  dass  das  Gros  der  Arbeiter  auf  den 
minimalen  Lohnsatz   beschränkt  blieb,   liegt   zum  Teil   darin, 


*)  Royal  Commission  onLabour  a.a.O.  vol.  II,  qu.  16386  ft*., 
16482;  vol.  m,  18002  f.,  18374,  18457,  18  466. 
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dass  eine  Einrichtung,  die  bei  flüchtiger  Betrachtung  geeignet 
erscheint,  die  Arbeiter  auf  eine  höhere  Lohnstufe  zu  erheben, 
in  Wirklichkeit  ganz  anders  wirkte.  Die  öesellschaften ,  die 
die  erwähnten  gleitenden  Skalen  einführten,  zogen  zwar  aus 
diesen  Vorteile,  da  die  Arbeiter  durch  die  Hoffnung,  später  eine 
Lohnerhöhung  zu  bekommen,  bewogen  wurden,  in  manche  Yer* 
gewaltigungen  zu  willigen,  die  sie  sonst  vielleicht  nicht  ruhig 
hingenommen  hätten.  Aber  die  Gesellschaften  dachten  gar  nicht 
daran,  den  Arbeitern  die  Vorteile  zukommen  zu  lassen,  die  bei 
loyaler  Handhabung  dieser  Lohnform  den  Arbeitern  zugeflossen 
wären.  Weit  entfernt  davon,  den  Arbeitern  eine  Vermehrung 
ihres  Einkommens  zu  bringen,  führten  die  gleitenden  Skalen 
grösstenteils  zu  einer  Verschlechterung  ihrer  Lage.  Die  Gesell- 
schaften umgingen  nämlich  vielfach  die  gleitenden  Skalen  in 
der  Weise,  dass  sie  Arbeiter,  sobald  ihr  Dienstalter  sie  dazu 
berechtigt  hätte,  in  eine  höhere  Lohnklasse  aufzurücken,  unter 
irgend  einem  Vorwande  entliessen.  Zwar  leugneten  die  Leiter 
der  Gesellschaften,  bei  denen  die  gleitenden  Skalen  Eingang 
gefunden  hatten,  dass  sie  auf  diese  Weise  sich  von  der  Erfül- 
lung ihrer  Versprechimgen  dispensiert  hätten.  Aber  zum  min- 
desten geht  aus  ihren  spärlichen  Informationen  über  die  Wirk- 
samkeit der  gleitenden  Skalen  dies  hervor,  dass  nur  ein  kleiner 
Teil  der  Arbeiter  in  die  höheren  Lohnklassen  aufsteigen  konnte. 
Im  Juli  1891,  zu  einer  Zeit,  in  der  die  Arbeiterverhältnisse  un- 
gefähr dieselben  waren  wie  um  die  Zeit  der  Begründung  des 
Grafschaftsrates,  empfingen  bei  der  Londoner  Boad  Gar  Com- 
pany nur  16  ^/o  der  Kutscher  den  für  eine  mehr  als  halbjährige 
Dienstzeit  zugesicherten  zweithöchsten  Lohnsatz  von  6  sh  3  d, 
während  kein  einziger  den  höchsten  Lohnsatz  von  6  sh  6  d 
erhielt,  der  nach  Ablauf  einer  einjährigen  Dienstzeit  ausbezahlt 
werden  sollte.  Bei  den  Kondukteuren  war  die  dekorative  Be- 
deutung der  gleitenden  Skalen  etwas  weniger  stark  ausgeprägt. 
Hier  war  wenigstens  die  oberste  Lohnklasse  nicht  ganz  verwaist, 
wenn  sie  auch  nur  mit  24  ^/o  der  Kutscher  dieser  Gesellschaft 
besetzt  war^). 

Allein  man  könnte  daran  denken,   dass   die  Kondukteure 


')  Ib.  vol.  II,  qu.  16386  ff.,  16478,  16482;  vol.  III,  qu.  18374. 
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wenigstens  ausser  den  ihnen  von  den  Gesellschaften  ausbezahlten 
Löhnen  noch  andere  Einnahmen  gehabt  hätten.  Eine  Ergän* 
Zungsquelle,  an  die  der  Kontinentale  zunächst  denkt,  floss  zwar 
recht  spärlich.  Seit  langem  ist  die  Sitte,  den  Omnibus-  und 
Trambahnkondukteuren  Trinkgelder  zu  geben,  beim  Londoner 
Publikum  wenig  verbreitet.  Weder  in  den  Aeusserungen  der 
Arbeiter  über  ihre  Lohnverhältnisse,  noch  in  den  Aeusserungen 
derjenigen,  deren  Interesse  dahin  ging,  das  Einkommen  der 
Arbeiter  möglichst  hoch  erscheinen  zu  lassen,  spielen  Trink- 
gelder,  die  das  Publikum  gegeben  hätte,  eine  Rolle.  Aber 
es  könnte  an  eine  andere  Quelle  der  Ergänzung  der  Löhne 
der  Kondukteure  gedacht  werden.  Ein  Eingehen  hierauf 
festigt  nicht  nur  den  Nachweis,  dass  die  Arbeiter  der  Omnibus- 
und  Trambahngesellschaft  nur  ein  niedriges  Einkommen  be- 
zogen. Wir  werden  auch  noch  deutlicher  sehen,  dass  zu  den 
beiden  bereits  angeführten  Missständen  der  Arbeiter,  der  über- 
mässigen Länge  der  Arbeitszeit  und  einer  kärglichen  Ent- 
lohnung, zwei  andere  Missstände  gesellt  waren,  dass  die  Arbeiter 
auch  unter  einer  weitgehenden  Ungewissheit  der  Beschäftigung 
und  unter  einer  grausamen  Disziplin  zu  leiden  hatten. 

In  der  Jugendzeit  des  Londoner  Onmibuswesens  bestand 
die  Einrichtung,  dass  die  Fahrgäste  den  Kondukteuren  das 
Fahrgeld  einzuhändigen  hatten,  ohne  eine  Bescheinigung  über 
den  Empfang  desselben  zu  erhalten;  den  Kondukteuren  war 
die  Verpflichtung  auferlegt,  am  Schlüsse  ihres  Arbeitstages 
die  sämtlichen  während  des  Tages  einkassierten  Fahrgelder 
unverkürzt  abzuliefern.  Bald  jedoch  merkte  Shillibeer  an  dem 
Rückgange  der  Einnahmen,  an  der  Lebensweise  und  aus  renom- 
mistischen Aeusserungen  der  Kondukteure,  dass  durch  die  Kon- 
dukteure nur  ein  Teil  der  eingenommenen  Gelder  an  ihn  ab- 
geliefert wurde.  Um  solche  Unterschlagungen  zu  hindern, 
liess  er  in  seinen  Fahrzeugen  mechanische  Vorrichtungen  an- 
bringen, die  die  ein-  und  ausgehenden  Passagiere  selbstthätig 
registrierten.  Doch  diese  Vorrichtungen  wurden  nach  kurzer 
Zeit  wieder  aufgegeben,  und  für  geraume  Zeit  blieb  der  ältere 
Modus  in  Kraft  ^).   Im  Laufe  der  Zeit  brach  sich  das  sogenannte 


')  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  849  f.  und  353. 
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^ticket-system*^  Bahn.  Es  entspricht  dem  bekannten  auf  dem 
Kontinent  herrschenden  System.  Der  Kondukteur  ist  ver- 
pflichtet, jedem  Passagier  ein  eigenes  Billet  einzuhändigen; 
Inspektoren  kontrollieren  während  der  Fahrt,  ob  alle  Passagiere 
im  Besitze  von  Fahrscheinen  sind;  die  mehrmalige  Verwendung 
desselben  Billets  flir  verschiedene  Passagiere  wird  durch  die 
Vorschrift  verhindert,  dass  der  Kondukteur  ein  jedes  Billet  vor 
seiner  Aushändigung  unter  den  Augen  des  Passagiers  zu  durch- 
lochen hat,  und  dass  nur  einmal  durchlochte  Fahrscheine 
Gültigkeit  haben;  der  Kondukteur  hat  am  Ende  seines  Arbeits- 
tages den  Wert  der  von  ihm  verabfolgten  Fahrscheine  abzu- 
liefern. Es  scheint,  dass  die  Trambahngesellschaften  von  ihrer 
Begründung  an  dieses  System  anwandten.  Aber  auch  bei  den 
Omnibusgesellschaften  drang  es  ein.  So  bestand  es  bei  der 
London  Road  Gar  Company  seit  ihrer  Begründung  im  Jahre 
1881.  Um  die  Zeit  der  Begründung  des  Grafschaftsrates  war 
es  zwar  noch  nicht  bei  allen  Gesellschaften  eingeführt.  Die 
London  General  Omnibus  Company  arbeitete  noch  bis  in  die 
neunziger  Jahre  hinein  nach  dem  alten  System.  Aber  immer- 
hin hatte  das  neue  System  sich  einen  grossen  Teil  des  Lon- 
doner Omnibus-  und  Trambahnverkehres  erobert  0* 

Deshalb  wäre  es  auch  falsch,  anzunehmen,  die  Gesamt- 
heit der  Kondukteure  habe  in  der  ganzen  Periode  vor  der  Be- 
gründung des  Grafschaffcsrates  die  Möglichkeit  gehabt,  einen 
Teil  der  Fahrgelder  in  ihre  Tasche  zu  stecken.  Ohne  Zweifel 
kamen  solche  Unterschleife  bei  dem  alten  System  vor  ^).  Aber 
das  System,  das  dies  ermöglichte,  herrschte  keineswegs  aus- 
schliesslich in  der  Zeit,  die  diesem  Zeitpunkte  voranging. 
Ueberdies  war  auch  bei  dem  alten  System  seitens  der  Gesell- 
schaften dafür  gesorgt,  dass  die  Ernte  der  Kondukteure  nicht 
zu  reichlich  ausfiel.  Ganz  ohne  Kontrolle  arbeiteten  die  Kon- 
dukteure keineswegs  unter  dem  alten  System.  Für  jede  Tour 
hatten  die  Kondukteure  Listen  auszufüllen,  in  die  die  Zahl  der 
Passagiere  einzutragen  war.  Ferner  besoldeten  die  Gesellschaften 


1)  Charles  Booth  a.  a.  0.  S.  311  f.  und  817. 
')  Royal  CommisBion  on  Labour  a.  a.  0.  vol.  II,  qu.  16489; 
vol.  III,  qu.  22915.  —  Charles  Booth  a.  a.  0.  S.  811  f. 
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Personen,  die,  ohne  von  den  Kondukteuren  erkannt  zu  werden, 
in  den  Wagen  mitführen  und  in  unaufTälliger  Weise  die  Zahl 
der  Passagiere  kontrollierten.  Schliesslich  gaben  sich  auch  die 
Oesellschaflen  keineswegs  mit  beliebigen  Summen  zufrieden, 
die  die  Kondukteure  ihnen  aushändigten.  Es  kam  der  Brauch 
auf,  dass  die  Kondukteure  die  Pflicht  hatten,  bestimmte,  von 
den  Gesellschaften  festgesetzte  Summen  an  diese  abzufOhren. 
Manchmal  war  das,  was  die  Kondukteure  einnahmen,  mehr  als 
das,  was  sie  abzuliefern  hatten.  Aber  diese  üeberschüsse  fQr 
die  Arbeiter  wurden  vielfach  absorbiert  durch  die  Zubnssen, 
die  sie  aus  ihrer  eigenen  Tasche  zu  leisten  hatten,  wenn  die 
Einnahmen  niedriger  waren  als  die  Summen,  die  sie  nach  den 
Verfügungen  ihrer  Gesellschaft  an  diese  abzuliefern  hatten. 
Die  Üeberschüsse  flössen  übrigens  nicht  allein  in  die  Taschen 
der  Kondukteure.  Diese  gaben  einen  Teil  der  eventuell  zurück- 
behaltenen Beträge  an  die  Kutscher  ab.  Als  Grund  hierfür 
wird  angeführt,  die  untreuen  Kondukteure  hätten  auf  diese 
Weise  die  Kutscher  verhindern  wollen,  sie  ihrer  Gesellschaft 
wegen  Unterschlagungen  zu  denunzieren.  Es  zeigt  dies,  dass 
die  Arbeiter  die  Zurückbehaltung  von  Fahrgeldern  keineswegs 
als  einen  von  den  Gesellschaften  anerkannten  Brauch  ansahen. 
Geht  daraus  hervor,  dass  nicht  nur  Kondukteure,  sondern  auch 
Kutscher  auf  diese  Weise  manchmal  eine  Vermehrung  ihres 
Einkommens  sich  verschafften,  so  geht  andererseits  auch  daraus 
hervor,  dass  der  Nutzen,  den  der  einzelne  Kondukteur  von  solchen 
Praktiken  hatte,  kleiner  war  als  der  Nutzen,  den  man  ihm 
unter  der  Voraussetzung  zuschreiben  könnte,  dass  nur  Kon- 
dukteure an  ihm  teilgenommen  hätten^). 

Doch  vielfach  führte  das  alte  System  auch  dazu,  dass  der 
Lohn  der  Arbeiter  auf  Null  herabsank.  Es  teilt  mit  dem 
System  der  gleitenden  Skalen  die  Eigentümlichkeit,  die  Arbeits- 
losigkeit im  Omnibusgewerbe  vermehrt,  zum  mindesten  die 
Unsicherheit  der  Beschäftigung  vergrössert  zu  haben.  Der 
Mann,    der    den   Gesellschaften    weniger    ablieferte    als    fest- 


*)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  853.  —  Royal  Commission  on  Labour 
a.  a.  0.  vol.  II,  qu.  16444;  vol.  III,  qu.  22914  ff.  —  Charles  Booth 
a.  a.  0.  S.  312. 
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gesetzt  war,  wurde  einfach  entlassen.  Eine  üntersachung 
darüber,  ob  er  einen  Teil  der  Fahrgelder  unterschlagen  hatte, 
wurde  nicht  veranstaltet.  Selbst  bei  skrupelloser  Ehrlichkeit 
musste  der  Kondukteur  gewärtig  sein,  seine  Stellang  zu  ver- 
lieren, sobald  der  von  ihm  eingenommene  Betrag  geringer 
war  als  der  Betrag,  den  seine  Gesellschaft  von  ihm  verlangte, 
und  sobald  er  nicht  in  der  Lage  war,  aus  eigenen  Mitteln  den 
Fehlbetrag  aufzubringen.  Manchmal  erfolgte  die  Entlassung 
auf  den  blossen  Verdacht  hin,  dass  der  Betreffende  Unter- 
schlagungen begangen  habe.  Ja,  es  kam  sogar  vor,  dass 
Leute  entlassen  wurden,  auch  ohne  dass  ihr  Arbeitgeber  sie 
im  Verdacht  hatte,  Unterschlagungen  begangen  zu  haben. 
Die  Gesellschaften  verfolgten  bei  solchen  Massregelungen  die 
Absicht,  das  ül)rige  Personal  einzuschüchtern  und  ihm  den 
Glauben  beizubringen,  dass  man  die  Macht  besässe,  Verun- 
treuungen auf  die  Spur  zu  kommen,  und  gewillt  sei,  sie  rück- 
sichtslos zu  ahnden.  Für  einen  Kutscher  oder  Kondukteur 
aber  bedeutete  eine  Entlassung  sehr  viel.  Seit  langem  bestand 
unter  den  Gesellschaften  die  Vereinbarung,  keinen  Mann  mehr 
anzustellen,  der  vorher  von  einer  anderen  Gesellschaft  ent- 
lassen worden  war.  Aber  für  einen  entlassenen  Mann  war  es 
nicht  nur  unmöglich,  in  seinem  Gewerbe  wieder  Stellung  zu 
finden.  Es  war  für  ihn  auch  schwierig,  ausserhalb  seines 
Gewerbes  eine  neue  Stellung  zu  finden,  und  zwar  war  dies 
eine  Folge  desselben  Systems,  das  ihn  im  Omnibusgewerbe  um 
sein  Brot  gebracht  hatte.  Man  glaubte,  dass  Unehrlichkeit 
eine  notwendige  Eigenschaft  eines  Omnibusmannes  sei,  und 
die  Unternehmer  in  anderen  Wirtschaftszweigen  waren  des- 
halb abgeneigt,  Leute  zu  beschäftigen,  die  vorher  eine  in 
den  Augen  der  öffentlichen  Meinung  gebrandmarkte  Stellung 
innegehabt  hatten  ^). 

Selbst  eine  beträchtliche  Ergänzung  der  Löhne  der  Arbeiter 
aus  den  erwähnten  Quellen  wäre  ein  wenig  befriedigendes 
Moment  in  der  Lage  dieser  Arbeiter  gewesen,  da  es  eine  un- 


^)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  358  f.  —  Royal  Commission  on 
Labour  a.  a.  0.  vol.  II,  qu.  16218  fif.;  vol.  III,  qu.  22915.  —  Charles 
Booth  a.  a.  0.  S.  311  f. 
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moralische  Ergänzung  gewesen  wäre.  In  materieller  Beziehung 
ist  noch  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  die  Omnibus-  und  Tram- 
bahnangestellten,  für  die  eine  solche  Ergänzung  in  Frage 
kommt,  besondere  Bedürfnisse  hatten.  Vielfach  war  es  ihnen 
unmöglich,  ihre  Mahlzeiten  zu  Hause  einzunehmen.  Beständig 
Wind  und  Wetter  in  einer  die  Kleidung  sehr  strapazierenden 
Beschäftigung  ausgesetzt,  hatten  die  Kutscher  und  Konduk- 
teure, da  ihnen  nicht  mehr  wie  in  den  ersten  Jahren  des 
Omnibus  Wesens  von  ihren  Arbeitgebern  Uniformen  geliefert 
wurden,  viel  für  Kleidung  auszugeben.  Die  Kutscher  speziell 
hatten  ausserdem  selbst  ihre  Peitschen  zu  stellen  and  die 
Peitschenriemen  auf  eigene  Kosten  erneuern  zu  lassen,  was 
immerhin  eine  jährliche  Ausgabe  Ton  fast  1  Pfd.  Sterl.  aus- 
machte. Ferner  hatten  die  Kutscher  selbst  für  die  Decken 
zu  sorgen,  deren  sie  bei  kaltem  Wetter  bedurften  ^). 

Kutscher  und  Kondukteure  hatten  aber  nicht  nur  Betriebs- 
mittel zu  liefern,  sie  hatten  auch  selbst  an  andere  Löhne  zu 
zahlen.  Auf  sie  fiel  die  Last,  den  kärglichen  Lohn  zu  er- 
gänzen, den  die  Gesellschaften  den  Pferdewärtern  zahlten. 
Hätten  die  Kutscher  und  Kondukteure  sich  geweigert,  diese 
Abgaben  zu  entrichten,  so  hätten  sie  befürchten  müssen,  dass 
die  Pferdewärter  sich  dafür  gerächt  hätten,  indem  sie  die 
Pferde  derjenigen,  die  ihnen  keine  Trinkgelder  gaben,  nicht 
so  gut  herrichteten,  wie  es  im  Interesse  der  Erzielung  einer 
möglichst  grossen  Passagierzahl  lag.  Aus  Furcht,  der  Gesell- 
schaft zu  wenig  Geld  abzuliefern  und  infolgedessen  entlassen 
zu  werden,  willigten  die  Kutscher  und  Kondukteure  in  diesen 
Brauch,  in  den  auch  die  Gesellschaften  gern  willigten.  Wurde 
doch  dadurch  nicht  nur  die  Entlohnung  der  Pferdewärter  zum 
Teil  auf  die  Kutscher  und  Kondukteure  übergewälzt,  sondern 
auch  die  Last,  die  Pferde wärter  zu  gründlicher  Arbeit  anzu- 
spornen. Aehnlich  wie  die  Pferdewärter  standen  die  Zeit- 
kontrolleure zu  den  Kutschern  und  Kondukteuren.  Auch  diesen 
von  den  Gesellschaften  kärglich  gelohnten,  in  langen  Arbeits- 
tagen beschäftigten  Angestellten  mussten  die  Kondukteure  und 


*)H.Mayhew  a.a.O.  S. 354.  —  RoyalCommissiononLabour 
a.  a.  0.  vol.  Tl.  qu.  15931.  —  Charles  Booth  a.  a.  0.  8.  318. 
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Kutsdief  ZabfiBsen  leiM^n,  Die  ZeitkontroUeure  hatten  es  in 
der  Hand^  die  Kutscha  und  Koiidakteare  yielfiiGh  eu  malestierea. 
Diese  sehaffben  eich  wenigstens  etwae  Srleichte^ng  dadurch, 
dass  ne  eihen  Teil  ikres  Yerdiensles  den  Zeitkmtrolleuren 
überiteesen  ^). 

Ih  diesen  ^Fällen  handelte  es  sich  nur  um  indirekte  Ge- 
schenke der  Kutscher  und  Kondukteure  an  ihre  Arbeitgeber. 
Doch  die  Arbeiter  wurden  auch  gezwungen,  manchmal  be- 
trächtliche Teile  ihres  Einkommens  direkt  wieder  an  die 
Arbeitgeber  abEutreten*  Ausser  den  Entlassungen  hatten  die 
Geselkchafiben  ein  drakonisches  öeldstrafensystem.  Alle  mög- 
lichen kleinen  Vergehen  wurden  von  ihnen  mit  empfindlichen 
Bussen  belegt,  und  nur  lax  wurde  die  Frage  untersucht,  ob 
ein  Angestellter  sich  wirklich  der  Uebertretung  schuldig  ge- 
macht hatte,  deren  man  ihn  besichtigte.  Auf  Schritt  und 
Tritt  waren  den  Arbeitern  Fussangeln  gelegt.  So  kam  es, 
dass  die  Arbeiter  vielfach  einen  grossen  Teil  ihres  Einkommens 
in  Geldbussen  an  die  Gesellschaften  dahinschwinden  sahen. 
Beispielsweise  wird  für  das  Jahr  1889  berichtet,  dass  ein 
Kondukteur  an  einem  einzigen  Tage  8  sh  2  d  fQr  Strafen  habe 
bezahlen  mössen  und  dass  Strafen  von  1  sh  bis  3  sh  häufig 
gewesen  seien.  Die  Empfindlichkeit  dieser  Strafen  wurde  noch 
dadurch  verschärft,  dass  man  zur  Untersuchung  der  Vergehen 
ein  Verfahren  beliebte,  das  scheinbar  dazu  bestimmt  war, 
Unparteilichkeit  der  Untersuchung  zu  garantieren,  in  Wirklich- 
keit aber  sowohl  den  Schuldigen  wie  den  Unschuldigen  bestrafte. 
Es  wurde  die  Einrichtung  eingeführt,  dass  angeschuldigte  Ar- 
beiter durch  den  Direktor  des  Unternehmens,  zu  dem  sie  ge- 
hörten, persönlich  vernommen  wurden.  Häufig  mussten  sie 
weite  Wege  zu  dem  Direktorialbureau  zurücklegen  und  dort 
lange  warten,  bis  der  Direktor  für  sie  zu  sprechen  war,  vrtia  die 
Folge  hatte,  dass  sie,  einerlei  ob  schuldig  oder  unschuldig, 
relativ  hohe  Summen  für  die  Einstellung  von  Ersatzleuten  zu 
bezahlen  hatten.  Aber  die  Leute  wurden  nicht  nur  bestraft,  wenn 
sie  sich  vergangen  hatten,  sie  wurden  nicht  nur  bestraft,  wenn 


')  Boyal  GommiBsion  onLabour  a.a.O.  vol.  IT,  qu.  16440ff.. 
16407,  16459  ff.,  16615  ff.;  vol.  lU,  18 180  ff. 
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man  irriger  Weise  sie  im  Verdacht  hatte,  gegen  einen  der 
zahlreichen  Paragraphen  des  Straf kodex  sich  verfehlt  zu  haben, 
den  die  Arbeitgeber  aufgestellt  hatten,  sie  wurden  auch  im 
voraus  bestraft  für  Vergehen,  deren  sie  sich  eventuell  einmal 
schuldig  machen  könnten.  Kutscher  und  Kondukteure  wurden 
gezwungen,  allwöchentlich  zu  einem  von  der  Gesellschaft,  zu 
der  sie  gehörten,  verwalteten  IJnfallfonds  beizutragen,  aus  dem 
die  Kosten  ffir  die  Reparatur  von  Wagen  bestritten  werden 
sollten,  die  durch  die  Schuld  eines  Kutschers  oder  Kondukteurs 
schadhaft  geworden  wären.  Aber  aus  einem  Fonds,  der  ausser- 
lieh  ein  Fonds  berechtigter  Strafgelder  war,  wurde  in  Wirk- 
lichkeit ein  aus  den  Mitteln  der  Arbeiter  aufgebrachtes  Kapital 
für  die  Reparatur  der  Betriebsmittel  der  GeseUschaften.  Es 
wurde  nicht  untersucht,  ob  an  einem  ün&lle,  den  ein  Fahr- 
zeug erlitten  hatte,  die  eignen  Arbeiter  schuld  waren  oder 
nicht.  Nicht  nur  solche,  deren  Fahrzeuge  einen  Unfall  erlitten, 
sondern  auch  solche,  bei  denen  Unfälle  nicht  eintraten,  wurden 
genötigt,  zu  jenem  Fonds  beizutragen.  Es  kam  vor,  dass 
Arbeiter  jahrelang  zu  dem  Fonds  beitrugen,  deren  Wagen  nie- 
mals einen  Unfall  erlitten  hatten^). 

Das  Gesagte  reicht  hin,  um  darzutbun,  dass  die  Lage  der 
Omnibus-  und  Trambahnarbeiter  in  der  Periode,  die  der  Be- 
gründung des  Londoner  Grafschaftsrates  voranging,  im  wesent- 
lichen wenig  beneidenswert  war.  Die  davon  Betroffenen  fanden 
nicht  die  Kraft,  ihre  Situation  zu  verbessern.  Soweit  unsere 
Kenntnis  reicht,  fand  kein  einziger  Strike  während  der  ganzen 
Periode  statt.  Ein  Gewerkverein  existierte  nicht.  Es  dauerte 
bis  zum  Jahre  1887  oder  1888,  bis  der  erste  fruchtlose  Ver- 
such gemacht  wurde,  die  Omnibus-  und  Trambahnarbeiter  zu 
organisieren  *). 

Als  Grund  für  die  Fruchtlosigkeit  dieses  Versuches  wird 
das  Verhalten  der  Gesellschaften  angegeben.  Sie  sprengten 
den  Verein  dadurch,  dass  sie  die  Versammlungen  der  Arbeiter 


*)  H.  Mayhew  a.a.O.  S. 355.  —  Royal  Commission  on  Labour 
a.  a.  0.  vol.  II,  qu.  16412  fF.,  16425  ff.,  16492;  vol.  III,  qu.  18020,  22666. 

')  Royal  Commission  on  Labour  a.a.O.  vol.  II,  qu.  15746, 
15761,  15  784  f.,  15789,  16378.  -  Charles  Booth  a.a.O.  S.  313. 
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überwachen  Hessen  und  Gewerkvereinsmitglieder  entliessen* 
Neben  diesem  Qrunde  erklären  aber  auch  noch  andere  Gründe 
den  atomistischen  Zustand,  in  dem  sich  die  Omnibus*  und 
Trambahnarbeiter  für  lange  Zeit  befanden.  Ein  innerer  Qrund 
hierfür  ist  in  dem  Ueberangebot  und  der  damit  zusammen- 
hängenden Heterogenität  der  Arbeitskräfte  zu  suchen.  Die 
Forderung  der  Erlegung  einer  jährlichen  Lizenzgebühr  war 
zwar  geeignet,  den  Zudrang  von  Arbeitskräften  etwas  ein- 
zudämmen. Aber  die  zuständige  Behörde  hielt  es  nicht  für 
angebracht,  die  Zahl  der  Lizenzen  im  Verhältnisse  zum  Be- 
darf an  Arbeitskräften  zu  halten.  Infolge  davon  war  immer 
ein  starker  Ueberschuss  unbeschäftigter,  als  Kutscher  und  Kon- 
dukteure konzessionierter  Elemente  vorhanden.  Andererseits 
ist  das  Gros  der  beschäftigten  Omnibus-  und  Trambahnarbeiter 
zwar  nicht  in  einer  völlig  ungelernten  oder  unqualifizierten 
Arbeitsart  beschäftigt,  aber  in  einer  solchen  Arbeitsart,  deren 
Voraussetzungen  in  zahlreichen  anderen  Berufszweigen  er- 
worben werden  können.  Die  Folge  davon  ist,  dass  die  Ar- 
beiterschaft der  Omnibusse  und  Trambahnen  sich  aus  den  ver- 
schiedensten Berufen  rekrutiert.  Unter  den  Omnibuskutschern 
finden  wir  ehemalige  Metzger,  Landwirte,  Bereiter,  Käse- 
händler, heruntergekommene  Gentlemen,  Sportsmen,  Lakaien, 
Stalljungen  und  einen  kleinen  Bruchteil  von  allen  möglichen 
gelernten  Facharbeitern.  Viele  kommen  aus  Berufen,  die  keine 
Organisation  aufweisen,  manche  stammen  aus  Ständen,  die 
höher  als  die  Arbeiterklassen  zu  stehen  glauben.  Auch  die 
Länge  der  Arbeitszeit  stand  der  Schaffung  einer  Organisation 
im  Wege.  Da  die  Arbeit  der  meisten  Omnibus-  und  Tram- 
bahnarbeiter erst  um  Mitternacht  oder  später  endigte,  war  es 
schwierig,  sie  in  Versammlungen  zu  bekommen ;  Lokale  waren 
zu  so  später  Stunde  schwer  zu  erhalten,  die  Leute  selbst  waren 
zu  ermüdet,  um  die  Lust  und  Kraft  zu  haben.  Reden  mit 
anzuhören.  Femer  wirkte  ungünstig  dies,  dass  für  manche 
Kondukteure  und  Kutscher  die  Grösse  ihres  Einkommens  pro- 
portional der  Länge  der  Arbeitszeit  war.  Die  unehrlichen 
Elemente  konnten  um  so  mehr  verdienen,  je  mehr  Stunden  sie 
arbeiteten.  Sie  hatten  demnach  ein  Interesse  an  einer  mög- 
lichst grossen  Ausdehnung  des  Arbeitstages,  der  entgegenzu- 
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"wirken  gerade  die  wichtigste  Aufgabe  einer  Organisation  der 
Arbeiter  gewesen  wäre.  Andererseits  war  ihnen  die  Höhe  des 
Lohnsatzes  gleichgültig,  da  indiriduelle  Utitrene  ihnen  das  ver- 
schaffte, was  die  Organisation  auf  dem  Gebiete  der  Lohn- 
gestaltnng  hätte  erstreben  mfissen.  Auch  hier  zeigt  sich,  dass 
manchmal  gerade  ein  Uebelstand,  dessen  Beseitigung  eine 
Hauptaufgabe  der  Organisation  der  Arbeiter  sein  sollte,  die 
Bildung  der  Organisation  fbr  lange  Zeit  unmöglich  machen 
half.  Zugleich  aber  sehen  wir  schon  hier,  dass  die  Länge  des 
Arbeitstages  für  die  Arbeiter  nicht  .nur  ein  direktes,  sondern 
auch  ein  indirektes  Uebel  deshalb  war,  weil  durch  sie  die  Koa- 
lition der  Arbeiter  gehindert  wurde.  Bei  der  späteren  Geschichte 
der  Arbeiterverhältnisse  im  Omnibus-  und  Trambahngewerbe 
ist  es  wichtig,  sich  daran  zu  erinnern,  dass  das  Streben  der 
Arbeiter,  die  tägliche  Arbeitszeit  zu  verkfirzen,  mit  aus  dem 
Streben  entsprang,  eine  Voraussetzung  zu  schaffen,  durch  die 
die  Organisation  der  Arbeiter  ermöglicht  werden  sollte^). 


5.  Kapitel. 

Das  Droschkenwesen. 

Die  Geschichte  des  Londoner  Droschkenwesens  beginnt 
im  ersten  Viertel  des  17.  Jahrhunderts.  Bis  dahin  waren  zum 
eigenen  Gebrauche  ihrer  Inhaber  dienende  Privatkarossen  und 
die  durch  die  „watermen*  gelenkten  Themsekähne  die  einzigen 
dem  lokalen  Personen  verkehre  dienenden  Vehikel.  In  den 
zwanziger  Jahren  des  17.  Jahrhunderts  kamen  die  sogenannten 
»hackney-coaches"  auf,  die  für  etwa  zwei  Jahrhunderte  neben 
den  Priratkutschen  die  einzigen  in  London  für  den  örtlichen 
Verkehr  bestimmten  Personenfuhrwerke  bildeten.  Unternehmer 
und  Arbeiter  waren  in  dieser  Periode  des  Londoner  Droschken- 
wesens    identisch.      Die    Eigentümer    der    Hackneykutschen 


*)  H.  Mayhew   a.  a.  0.   S.  854.   —   Royal   Coiumissioti   on 
Labour  a.  a.  0.  vol.  II,  qu.  16085,  16460,  16463,  16674. 
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Bässen  selbst  auf  dem  Eutschbocke.  Keiner  hatte  mehr  als 
eine  Kutsche.  Das  erforderliche  Anlagekapital  war  gering. 
Ihre  Fahrzeuge  waren  gewöhnlich  alte«  ausrangierte  Herr- 
schaftskutschen, die  um  einen  sehr  niedrigen  Preis  erworben 
wurden.  Das  Pferdematerial  war  ein  sehr  schlechtes.  Un- 
ehrerbietig nennt  eine  Stimme  aus  dem  17.  Jahrhundert  die 
Rosse  «dürre,  lahme  Mahren,  unwürdig,  in  einer  so  tapferen 
Stadt  gesehen  zu  werden^.  Auch  später  müssen  sie  einen 
wenig  imponierenden  Eindruck  gemacht  haben.  Ein  respekt- 
loser Kritiker  meldet,  nicht  selten  hätten  sich  unter  ihnen 
Krüppel  befunden,  und  Charles  Dickens,  dessen  Auge  oft  auf 
ihnen,  den  baufälligen  Kästen,  die  sie  zu  ziehen  hatten,  und 
den  kuriosen  Menschen  ruhte,  die  sie  lenkten,  meint,  die  von 
ihm  so  oft  beobachteten  Gäule  mit  ihren  niederhängenden 
Häuptern,  mit  ihren  an  abgenutzte  Schaukelpferde  erinnernden 
dürftigen  und  struppigen  Mähnen  und  Schweifen  hätten  ihn 
alle  kennen  müssen,  wenn  nicht  die  Hälfte  der  Gäule  blind 
gewesen  wäre.  Das  Tempo,  in  dem  die  Fahrgäste  befördert 
wurden,  übertraf  die  Schnelligkeit  eines  massig  guten  Fuss- 
gängers  wenig  oder  gar  nicht.  Die  Einkünfte,  die  die  Hack- 
neykutscber  während  dieser  Periode  aus  ihrem  gemächlich 
betriebenen  Handwerke  zogen,  waren  so  hoch,  dass  sie  in  einer 
sehr  behaglichen  Lage  sich  befanden.  Sie  assen  und  tranken 
reichlich  und  gut  und  konnten  in  einer  behäbigen  Häuslichkeit 
von  ihrem  Tagewerke  sich  ausruhen  ^). 

Die  Basis  ihres  Wohlstandes  bildete  die  damalige  Gesetz- 
gebung. Die  Zahl  der  Hackneykutschen  war  gesetzlich  be- 
grenzt. Ursprünglich  war  ihre  Zahl  auf  200  beschränkt.  Von 
Zeit  zu  Zeit  wurde  diese  Zahl  etwas  erhöht.  Am  Anfange 
des  19.  Jahrhunderts  betrug  sie  1200.  Aber  immer  war  die 
gesetzliche  Maximalzahl  so  niedrig  gehalten,  dass  die  Hackney- 
kutscher  ihr  gutes  Auskommen  fanden*). 

Doch  auch  dieses  Idyll  sollte  zerstört  werden.    Ungefähr 


')  H.  Mayhew  a.  a.  0.  vol.  III,  S.  357  ff.  —  Charles  Dickens, 
Sketches  by  Boz,  Scenes,  Chapter  VII,  Hackney-Coach  Stands. 

*)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  358.  —  The  Gab  Service  of  the 
Metropolis.  Minutes  of  Eviclence  taken  before  the  Committee  of 
Inquiry  appointed  by  the  Home  Secretary  (1895),  qu.  9154  ff. 
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im  Jahre  1813  erfand  ein  Franzose  ein  neues  Vehikel,  das 
bald  nachher  auch  auf  den  Strassen  Londons  auftauchte  und 
„cab*'  genannt  wurde.  Es  unterschied  sich  yon  der  Hacknej- 
kutsche  durch  grössere  Eleganz  und  Leichtigkeit.  Anfänglich 
hegten  die  Hackneykutscher  keine  Furcht  yor  den  Eindring- 
lingen. War  ja  die  Zahl  der  Fahrzeuge  gesetzlich  begrenzt! 
Aber  bald  mussten  die  Hackneykutscher  erkennen,  dass  es 
ihnen  ähnlich  gehen  werde  wie  den  alten  Schiffern,  die  trotz 
der  lauten  Klagen  eines  Londoner  Hans  Sachs  aus  dem 
17.  Jahrhundert,  John  Taylors,  des  Schiffers  und  Poeten,  von 
den  Hackneykutschern  beschäftigungslos  gemacht  worden  waren. 
Die  neuen  flinken  Droschken  nahmen  den  Hackneykutschern 
ihre  Kunden  fort.  Eine  Zeitlang  blieb  der  alte  gesetzliche 
Zustand  bestehen.  Die  Zahl  der  Droschken,  d.  h.  der  Hack- 
neykutschen  und  der  Cabs  zusammen  blieb  gesetzlich  be- 
schränkt. Aber  im  Jahre  1833  fiel  diese  Begrenzung.  Die 
Gesetzgebung  gab  den  Zugang  zum  Betriebe  des  Droschken- 
gewerbes frei,  und  der  Vermehrung  der  Droschken  waren 
keine  gesetzlichen  Schranken  mehr  gezogen.  Und  reichlich 
wurde  diese  Freiheit  ausgenützt.  Während  die  Zahl  der 
Droschken  im  Jahre  1833  sich  auf  1200  belief,  belief  sich 
die  Zahl  der  lizenzierten  Droschken  im  Jahre  1881  auf  9674, 
im  Jahre  1889  auf  11375.  Die  Todesstunde  der  Hackney- 
kutscher war  gekommen.  In  den  sechziger  Jahren  zeugten 
nur  noch  vier  alte  Hackneykutschen  von  entschwundener 
Pracht.  Das  Feld  gehörte  vollständig  den  neumodischen 
Droschken.  Im  Laufe  der  Zeit  kamen  verschiedene  neue 
Modelle  auf.  Den  Sieg  behaupteten  schliesslich  zwei  Typen: 
zweiräderige ,  für  je  zwei  Fahrgäste  und  den  Kutscher  be- 
rechnete Fahrzeuge,  die  man  nach  dem  Erfinder  einer  neuen 
Cabform  «hansoms*  nennt,  und  vierräderige,  für  je  vier  Per- 
sonen und  den  Kutscher  bestimmte  Fahrzeuge,  die  den  Namen 
»fourwheelers*  tragen  ^). 

Ein  Zug,  der  der  früheren  Periode  eigen  war,  blieb  er- 


*)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  359  f.,  360  f.  -  Gab  Service  a.  a.  0. 
qu.  9155  f.  —  Royal  Comraission  on  Labour,  Minutes  ofEvidence 
taken  before  Group  B,  vol.  III,  S.  531,  Appendix  CXXX. 
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halten.  Auch  in  der  neuen  Zeit  gab  es  immer  eine  Anzahl 
von  Droschkeneigentümern,  die  selbst  ihre  Wagen  lenkten. 
Den  Hackneykntschem  verwandt  sind  diejenigen  Cabeigen- 
tümer,  die  zwar  nicht  selbst  Eutscherdienste  verrichteten  und 
die  mehr  als  je  ein  Gab  besassen,  aber  nur  je  eine  geringe 
Zahl  von  Cabs  ihr  eigen  nennen  konnten.  Aber  neben  diesen 
kleinen  Eigentümern  kamen  auch  mittlere  und  grosse  Unter- 
nehmungen auf.  In  den  sechziger  Jahren  wird  die  Zahl  der 
«little  mushes*',  d.  h.  der  Personen^  die  ihr  eigenes  Gab  fuhren, 
auf  2000  angegeben.  Ebenso  hoch  soll  ihre  Zahl  noch  in  den 
neunziger  Jahren  gewesen  sein.  Da  im  Jahre  1891  die  Zahl 
der  Droschkeneigentümer  im  ganzen  sich  auf  3600  belief,  so 
ergibt  sich,  dass  die  selbst  arbeitenden  Eigentümer  einen  grossen 
Bruchteil  der  Gesamtzahl  der  Eigentümer  darstellten.  Nach 
der  Zahl  der  Gabs  geschieden,  überwogen  in  demselben  Jahre 
die  kleinen  Eigentümer  bedeutend.  Von  3600  Gabeigentümern 
hatten  3125  Eigentümer  unter  5  Gabs.  Im  Jahre  1893  wurden 
unter  den  3168  vorhandenen  Gabeigentümern  2714  mit  je 
weniger  als  5  Gabs,  451  Eigentümer  mit  je  5 — 100  Gabs  und 
3  Eigentümer  mit  je  mehr  als  100  Gabs  gezählt.  Der  grösste 
Betrieb  hatte  281  Gabs.  Auf  die  Klasse  der  Eigentümer  unter 
b  Gabs  entfielen  3835  Gabs,  auf  die  Klasse  der  Eigentümer 
mit  je  5— 100  Gabs  entfielen  6400  Gabs,  auf  die  Klasse  der 
Eigentümer  mit  mehr  als  100  Gabs  entfielen  571  Gabs.  Das 
Schwergewicht  des  Londoner  Droschkengewerbes  lag  demnach 
bei  den  kleinen  und  mittleren  Unternehmungen.  Als  Ursache 
für  die  relative  Schwäche  der  grossen  Unternehmungen  wird 
angegeben,  dass  die  Ausdehnung  der  Betriebe  im  Droschken- 
gewerbe nur  bis  zu  einer  bestimmten  niedrigen  Grenze  von 
einer  zunehmenden  ökonomischen  Yorteilhaftigkeit  begleitet 
sei.  Ein  Betrieb  von  10 — 15  Gabs  soll  vorteilhafter  ar- 
beiten als  ein  kleiner  Betrieb,  aber  Betriebe  mit  mehr  als 
15  Gabs  sollen  gegenüber  einem  Betriebe  von  10 — 15  Gabs 
keine  spezifischen  geschäftlichen  Vorzüge  haben  ^). 

0  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  368.  —  Royal  GommisBion  on 
Labour  a.  a.  0.  vol.  II,  qu.  16725;  vol.  III,  qu.  17353,  18688.  —  Gab 
Service  a.  a.  0.  S.  300,  Appendix  ID.  —  Charlea  Booth  a.  a.  0. 
S.  297  f.  und  806. 
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Die  Vergrösaenuig  äw  Betriebe  war  awar  nicht  sekr  be««^ 
trächtUeh.  Immerhin  aber  war  sie  bedeutend  genug,  um  eine 
neue  Klasse  yon  Personen  entstehen  und  sieh  ausdehnen  zu 
lassen,  die  zur  Zeit  der  Hackneykutschen  kaum  vorhanden 
oder  nur  wenig  zahlreich  war,  nämlieh  die  Klasse  der  eigen* 
tumslosen,  von  den  Unternehmern  im  Droschkengewerbe  be^ 
schäftigten  Arbeiter.  Die  unselbständigen  arbeitenden  Hilfe* 
personen  der  Droschkenuntemehmungen  sind  aus  zahlreiehen 
Untergruppen  zusammengesetzt.  Da  finden  wir  die  Kutscher, 
die  Pferdewärter,  die  Wagenreiniger,  die  Sattelreiniger,  die 
Lampenm&nner ,  Wagner,  Kutschenbauer,  Maler,  Wagen- 
schmiede, Sattelmacher,  Futtermagazinarbeiter  etc.  ^).  Die 
weitaus  zahlreichste  Gruppe  unter  ihnen  bilden  die  Kutscher. 
Es  ist  deshalb  auch  nicht  von  grosser  Bedeutung,  dass  allein 
hinsichtlich  der  Kutscher  Mitteilungen  über  ihre  soziale  Lage 
vorliegen. 

Auch  hinsichtlich  der  Natur  ihrer  Einkommen  nehmen 
die  Kutscher  eine  besondere  Stellung  ein.  Während  die 
anderen  Arbeiterkategorien  gegen  Lohn  angestellt  sind,  wird 
das  Einkommen  der  unselbständigen  Kutscher  gebildet  durch 
die  Differenz  zwischen  dem,  was  sie  von  den  Passagieren  ein* 
nehmen  und  dem,  was  sie  an  die  Eigentümer  der  Droschken 
abliefern.  Zwischen  Eigentümer  und  Kutscher  wird  ein  be- 
stimmter Betrag,  der  sogenannte  »price*,  vereinbart,  den  der 
Kutscher  am  Ende  jedes  Arbeitstages  dem  Eigentümer  auszu- 
bezahlen hat.  Das  Plus,  das  der  Kutscher  über  diesen  Miets- 
preis hinaus  eingenommen  hat,  gehört  ihm.  Nur  vereinzelt, 
in  Vorstädten,  die  nur  eine  kleine  Zahl  von  Droschkenunter- 
nehmungen beherbergen,  sind  auch  die  Kutscher  gegen  festen 
Lohn  angestellt.  In  diesen  seltenen  Fällen  sind  sie  verpflichtet, 
alles  das,  was  sie  von  den  Passagieren  eingenommen  haben, 
an  die  Eigentümer  abzuführen^). 

Das  Droschkengewerbe  ist  ein  Saisongewerbe.   Im  wesent- 


*)  Royal  Commission  on  Labour  a.  a.  0.  vol.  III,  qu.  19265. 

2)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  361.  —  Royal  Commission  on 
Labour  a.  a.  0.  vol.  II,  qu.  16699,  16602fF.,  16 696  ff.;  vol. III,  qu.  19249, 
19265.  —  Gab  Service  a.  a.  0.  S.  800,  Appendix  IC. 
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liehen  den  Bedürfnissen  der  oberen  Klassen  difnrad«  haM  es 
alljährlich  einen  Konjunktnrencjkluis  dur^hzaini^oben,  der  dni^h 
die  Lebensgewohnheiten  der  oberen  Klassen  st^rk  her  Uhr  fc 
wird.     Von  diesen  Schichten  gilt  Byrons  Wort: 

,The  London  winter's  ended  in  July." 

Von  jeher  macht  sich  die  Sitte  der  begüterten  Kreise, 

,Wben  nature  wears  the  gown  that  doth  become  her, 
To  lose  those  best  months  in  a  sweaty  city. 
And  wait  until  the  nightingale  growB  dumber/ 

im  Londoner  Droschkengewerbe  dadurch  fühlbar,  dass  die 
beste  Geschäftszeit  in  die  Frfihjahrsmonate  und  in  die  ersten 
Sommermonate  fällt,  in  die  Zeit  der  ,ySeason*,  der  Bälle  und 
Gesellschaften,  der  dramatischen  und  musikalischen  Vergnü- 
gungen, in  die  Zeit,  in  der  der  Strom  der  Besucher  aus  der 
Provinz  in  besonders  grosser  Stärke  sich  nach  London  ergiesst. 
Besondere  Festtage,  wie  Feierlichkeiten  bei  Hofe,  die  grossen 
Pferderennen  und  Regatten  etc.  bilden  Gelegenheiten,  bei 
denen  die  Dienste  der  Kutscher  besonders  stark  begehrt 
werden. 

Zwischen  den  einzelnen  Gabs  bestehen  zahlreiche  Qualitäts- 
unterschiede. Im  Droschkengewerbe  selbst  werden  die  Gabs 
manchmal  in  vier  Klassen,  Gabs  erster,  zweiter,  dritter  und 
vierter  Qualität  eingeteilt.  Es  wird  aber  versichert,  dass  diese 
Klassifikation  die  reiche  Nuancierung  der  Qualitäten  keines- 
wegs vollständig  wiedergebe.  Während  es  Gabs  gibt,  die  neu 
ohne  Pferd  50—100  Pfd.  Sterl.,  mit  Pferd  175  Pfd.  Sterl. 
gekostet  haben ,  gibt  es  solche ,  die  so  schlecht  sind ,  dass  sie 
schon  für  den  zehnten  Teil  dieser  Summe  angekauft  werden 
können.  Die  Verschiedenheit  der  Saisons  und  die  Qualitäts- 
unterschiede der  Gabs  und  Pferde  bilden  zwei  wichtige  Be- 
stimmungsgründe für  die  Mietspreise,  die  die  Kutscher  an  die 
Eigentümer  zu  zahlen  haben  ^). 

Das  Monopol  der  Hackneykutscher  war  im  Jahre  1833 
gefallen.     Aber  keineswegs  folgte   diesem  Falle  eine  Periode 


*)  Royal  Commission  on  Labour  a.  a.  0.  vol.  II,  qu.  16602  ff., 
16608,  16703.  16710.  16673;  vol.  III,  qa.  17549,  19269. 
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ungezügelter  individueller  Freiheit.  Eine  Anzahl  von  Gesetzen 
und  Verordnungen  wurde  zur  Regelang  des  Droschkenwesens 
erlassen.  Ihnen  allen  ist  seit  dem  Jahre  1850  dies  gemeinsam, 
dass  für  die  Ausführung  und  die  Ergänzung  der  einschlägigen 
Bestimmungen  die  Polizeiyerwaltung  zuständig  war^). 

Die  Eigentümer  der  Droschken  hatten  jährlich  eine  ge- 
ringfügige Konzessionsgebühr  und  eine  minimale  Droschken- 
steuer zu  bezahlen').  Zur  Ausübung  des  Berufes  eines 
Kutschers  war  ausserdem  noch  der  Besitz  einer  Lizenz  nötig, 
für  die  der  Kutscher  jährlich  5  sh  zu  bezahlen  hatte.  Die 
gesetzlichen  Voraussetzungen  der  Erteilung  einer  solchen 
Lizenz  waren:  der  Nachweis  eines  guten  Charakters,  genügender 
Ortskenntnis  und  der  Fähigkeit,  Pferde  lenken  zu  können'). 

Aus  der  Fülle  der  sonstigen  gesetzlichen  Bestimmungen 
ist  namentlich  die  Bestimmung  hervorzuheben,  die  davon 
handelt,  an  welchen  Plätzen  die  Kutscher  Passagiere  aufnehmen 
dürfen.  Ein  Gesetz  aus  dem  Jahre  1869  schrieb  vor,  dass 
jeder  Kutscher  einen  Platz  an  einem  bestimmten,  „stand*^  ge- 
nannten, mehreren  Droschken  dienenden  Halteplatz  haben  solle. 
Sobald  der  Kutscher  einen  Passagier  abgesetzt  hatte,  war  er 
gesetzlich  verpflichtet,  direkt  mit  seinem  Gab  nach  dem  ihm 
polizeilich  zugewiesenen  Halteplatze  zurückzufahren.  Es  war 
dem  Kutscher  verboten,  auf  den  Strassen  umherzufahren  in 
der  Absicht,  Kunden  zu  erhaschen.  Nur  dann,  wenn  ein 
Passagier  einen  Kutscher  auf  der  Fahrt  zu  seinem  Halteplatz 
anhielt,  war  es  dem  Kutscher  gestattet,  entfernt  von  seinem 
Halteplatze  Passagiere  aufzunehmen  ^). 

Unter  den  Verkehrsgewerben,  die  bisher  von  uns  ge- 
schildert wurden,  nimmt  das  Droschkengewerbe  insofern  eine 
besondere  Stellung  ein,  als  für  dieses  Gewerbe  die  Fahrpreise 
gesetzlich  geregelt  wurden.  Der  erste  näher  bekannte  Tarif 
stammt  aus  dem  Jahre  1831.   Der  Tarif,  der  um  die  Zeit  der 


^)  Gab  Service  a.  a.  0.  qu.  9151. 

*)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  358.  —  Royal  Commission  on  Labour 
a.  a.  0.  vol.  III,  qu.  18647.  —  Gab  Service  a.  a.  0.  qu.  9154. 

')  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  364.  —  Royal  Gommission  on  Laboür 
a.  a.  0.  vol.  III,  qu.  18647.  —  Gab  Service  a.  a.  0.  S.  301. 

*)  Gharles  Booth  a.  a.  0.  S.  295. 
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Begründung  des  Grafschaftsrates  noch  in  Kraft  war,  beruht 
auf  einem  Gesetze  aus  dem  Jahre  1869.  Es  teilt  London  in 
zwei  Teile,  einen  inneren  Kreis,  dessen  Radius,  von  dem  ziem- 
lich zentral  gelegenen  Bahnhofe  Cbaring  Gross  aus  gerechnet, 
4  Meilen  beträgt,  und  einen  ausserhalb  dieses  Kreises  gele- 
genen.  äusseren  Kreis.  Zwei  Arten  von  Fahrten  sind  zuge- 
lassen: Distanzfahrten  und  Zeiifahrten.  Das  Minimum  für 
Distanzfahrten  beträgt  1  sb,  für  Zeitfahrten  2  sh  im  inneren 
und  2  sh  6  d  im  äusseren  Kreise.  Für  Distanzfahrten  im 
inneren  Kreise  beträgt  der  Fahrpreis  für  Fahrten  unter 
2  Meilen  1  sh,  für  jede  einzelne  Meile  oder  für  den  Bruchteil 
einer  Meile  über  2  Meilen  6  d;  im  äusseren  Kreise  ist  schon 
für  jede  Fahrt  über  1  Meile  mehr  als  1  sh  zu  bezahlen,  und 
zwar  beträgt  der  Zuschlag  für  jede  zusätzliche  vollständig 
durchgefahrene  oder  angebrochene  Meile  1  sh.  Für  Zeitfahrten 
beträgt  im  inneren  Kreise  der  Fahrpreis  2  sh  für  1  Stunde  im 
Maximum,  für  jede  zusätzliche  vollständige  oder  angebrochene 
Viertelstunde  6  d;  im  äusseren  Kreise  beträgt  der  Fahrpreis 
für  1  Stunde  oder  weniger  2  sh  6  d,  für  jede  zusätzliche 
Viertelstunde  oder  für  jeden  zusätzlichen  Teil  einer  Viertel- 
stunde 8  d.  Beträgt  die  Zahl  der  gleichzeitig  beförderten 
Passagiere  mehr  als  2,  so  darf  der  Kutscher  für  jede  über- 
schüssige Person  6  d  rechnen.  Kinder  unter  10  Jahren  be- 
zahlen nur  8  d.  Ein  ausserhalb  des  Wagens  befördertes  Ge- 
päckstück kostet  2  d.  Ausserdem  hat  der  Kutscher  für  jede 
vollendete  Viertelstunde  Wartezeit  6  d  und  8  d  zu  fordern  ^). 
Vom  zweiten  Drittel  dieses  Jahrhunderts  an  sahen  die 
staatlichen  Organe  von  der  Verleihung  eines  Monopols  im 
Droschkengewerbe  ab.  Für  einen  kleinen  Teil  der  Cabs  wurde 
jedoch  durch  andere  Organe,  nämlich  durch  die  Eisenbahn- 
gesellschaften, ein  Monopol  eingeführt.  Die  Mehrheit  dieser 
Gesellschaften  führte  die  Einrichtung  der  sogenannten  »privi- 
leged  cabs"  ein.  Nur  diesen  privilegierten  Droschken  wurde 
es  von  den  Eisenbahn gesellschaften  gestattet,  auf  den  Höfen 
vor  den  Bahnhofsgebäuden  auf  Fahrgäste  zu  warten.   Die  be- 


*)  Gab  Service  a.a.O.  S.32di  Appendix IX.  —  Royal  Commission 
on  Labour  a.  a.  0.  vol.  III,  qu.  18645. 
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vorrechtoten  Kutscher  mnasten  fttr  die  Gewährimg  dieser  Er- 
laubnis an  die  Eisenbahngesellschaften  eine  Abgabe  bezahlen. 
Die  Kutscher  unprivilegierter  Cabs  hatten  zwar  das  Rechte 
Passagiere  in  den  Höfen  vor  den  Bahnhofsgeb&nden  abzusetzen, 
waren  aber  gezwungen,  sofort  den  Platz  wieder  zu  verlassen. 
Die  alten  Hackneykutschen  waren  verschwunden.  Mit 
ihnen  waren  die  Tage  ruhiger  Behaglichkeit  für  die  Londoner 
Kutscher  vorbei,  sowohl  für  diejenigen,  die  selbst  gleich  den 
alten  Hackneykutschern  Eigentümer  ihrer  Fahrzeuge  waren,  als 
auch  für  diejenigen,  die  im  Dienste  von  Unternehmern  standen. 
Ja,  gerade  den  direkten  Nachfolgern  der  alten  Hackneykutscher, 
den  kleinen  Eigentümern,  die  auf  eigene  Rechnung  arbeiteten, 
ging  es  vielfach  noch  schlechter  als  den  unselbständigen  Kut- 
schern. Auch  im  Londoner  Droschkengewerbe  zeigt  sich,  dass 
h&ufig  die  scheinbare  Selbständigkeit  im  wirtschaftlichen  Leben 
durch  Entbehrungen  erkauft  wird,  die  bei  unselbständigen 
Arbeitern  fortfallen  ^).  Und  die  unselbständigen  Kutscher, 
denen  es  besser  ging  als  den  kleinen  Eigentümern,  waren  auch 
nicht  auf  Rosen  gebettet. 

Eine  Reihe  von  Missständen,  unter  denen  die  Kutscher 
zu  leiden  hatten,  knüpft  an  die  Handhabung  der  Gesetzgebung 
an.  Die  Polizei  Hess  sich  bei  der  Ausstellung  der  Kutscher* 
lizenzen  nicht  von  dem  Bedürfnisse  nach  Kutschern  lenken, 
sondern  sie  sah  lediglich  darauf,  ob  die  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen für  die  Erteilung  einer  Lizenz  im  jeweiligen  Falle 
gegeben  seien.  Manchmal  drückte  sie  sogar  bei  der  Nach* 
Prüfung  des  Charakters  und  der  Kenntnisse  der  Bewerber  ein 
Auge  zu.  Es  wird  berichtet,  in  zahlreichen  Fällen  habe  sich 
die  Polizei  zu  Lizenzerteilungen  bereit  gezeigt,  wenn  ein  Be- 
werber ein  Zeugnis  von  einem  Unternehmer  vorwies,  das  ihm 
das  Zeugnis  ausstellte,  dass  er  zu  einem  Kutscher  qualifiziert 
sei.  Das  technische  Examen,  das  die  Polizei  mit  den  Kutscher- 
kandidaten vornahm,  wurde  eine  Farce  genannt.  So  kam  es, 
dass  einer  rapid  wachsenden  Zahl  von  Personen  die  Genehmi- 
gung zur  Ausübung  des  Kutscherberufes  gegeben  wurde. 
Während   im  Jahre   1849   rund   550   Kutscherlizenzen   erteilt 


*)  Royal  Commission  on  Labour  a.  a.  0.  vol.  II,  qu.  16726. 
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wurden,  belief  sich  die  Zahl  der  lizeniierten  Dröeehkenkutscher 
im  Jahre  1881  auf  12630,  im  Jahte  1888  auf  15514.  Die 
Beantwortung  der  Frage,  ob  kein  Ueberangebot  yon  Gabs  vor* 
banden  War,  blieb  einem  in  die  spätere  Zeit  fallenden  Ex- 
periment vorbehalten.  Wohl  aber  war  es  bereits  yor  Be- 
gründung des  Orafschaftsrates  klar,  daas  mehr  Kutscher  vor- 
hahden  waren  als  Beschäftigung  zu  finden  vermochten  ^). 

Dem  für  die  Kutscher  geltenden  Verbote,  entfernt  von 
ihren  Halteplätzen  auf  der  Strasse  nach  Passagieren  Umschau 
zu  halten,  lag  der  berechtigte  Gedanke  zu  Grunde,  dass  es  zu 
empfindlichen  Yerkehrshemmungen  kommen  müsse,  wenn  man 
den  Kutschern  gestatten  wollte,  in  den  Strassen  mit  leerer 
Droschke  nach  Belieben  herumzufahren  und  nach  Passagieren 
zu  pürschen.  Drückend  wirkte  dies  Verbot  nur,  weil  es  nicht 
seine  natürliche  Ergänzung  in  der  Bereitstellung  zweckdien- 
licher Halteplätze  fand.  Die  Zahl  der  Halteplätze  war  sehr 
beschränkt.  Ein  grosser  Teil  von  ihnen  befand  sich  an  Stellen, 
die  fern  vom  Verkehre  lagen  und  an  die  kein  Mensch  dachte, 
wenn  er  eine  Droschke  brauchte.  Wollten  die  Kutscher  den 
gesetzlichen  Bestimmungen  Genüge  leisten,  so  hatten  sie  die 
sichere  Aussicht  nur  wenige  Passagiere  zu  finden.  Uebertraten 
sie  aber  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  so  setzten  sie  sich 
strengen  Strafen  und  der  Gefahr  aus,  infolge  der  gerichtlichen 
Prozedur  einen  ganzen  Arbeitstag  oder  einen  beträchtlichen 
Teil  eines  Arbeitstages  zu  verlieren  ^). 

Auch  das  Verhalten  der  Eisenbahngesellschaften  wurde 
bitter  von  den  unprivilegierten  Kutschern  empfunden,  die  häufig 
Passagiere  aus  grösserer  Entfernung  nach  den  Bahnhöfen 
zu  bringen  hatten.  Vielfach  mussten  sie  mit  leeren  Wagen 
die  ganze  Entfernung  vom  Bahnhofe  nach  ihren  Halteplätzen 
leer  zurücklegen  und  auf  die  Passagiere  verzichten,  die  neu- 
ankommende Eisenbahnzüge  brachten^). 


')  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  357.  —  Royal  Commisaion  on  Laboar 
a.  a.  0.  vol.  II,  qu.  16599;  vol.  III,  qu.  17440  ff.,  18632.  —  Cab  Service 
a.  a.  0.  S.  801,  Appendix  I,  IIA  und  B. 

•)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  366.  —  Charlee  Booth  a.  a.  0.  S.  295. 

•)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  366.  —  Royal  Commission  on  Labour 
a,  a  0.  vol.  111,  qu.  17456,  18641. 
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Nicht  nur  die  Kutscher,  sondern  auch  das  Publikum  waren 
durch  die  obrigkeitliche  Regelung  des  Droschkenwesens  nicht 
befriedigt.  Der  Droschkentarif,  der  um  die  Zeit  der  Be* 
gründung  des  Grafschaftsrates  zu  Recht  bestand,  leidet  an 
Unklarheiten.  Vielfach  ist  es  dem  Passagier  nicht  klar,  ob 
er  im  inneren  oder  im  äusseren  Kreise  sich  befindet.  Auch 
die  Meileneinteilung  gibt  Gelegenheit  zu  zahlreichen  Zweifeln. 
Der  Passagier  hat  nicht  das  feste  Bewusstsein,  dass  das  Gesetz 
ihn  unter  allen  Umständen  gegen  Uebervorteilungen  seitens 
des  Kutschers  schützt.  Man  würde  jedoch  die  Stimmung  des 
Publikums  falsch  auffassen,  wenn  man  annehmen  wollte,  die 
Unzufriedenheit  habe  sich  lediglich  gegen  die  Obrigkeit  ge- 
richtet. Seit  langem  ist  zwar  der  Londoner  Droschkenkutscher 
einer  der  feststehenden  Typen  des  Londoner  Humors.  Zwar 
kam  man  davon  ab,  den  Droschkenkutschern,  wie  es  noch  in 
den  sechziger  Jahren  vermutlich  nicht  mit  Unrecht  geschah, 
nachzusagen,  dass  in  ihren  Reihen  zahlreiche  verbrecherische 
Elemente,  Zuhälter,  Diebe  und  dergleichen  vertreten  seien  ^). 
Aber  unleugbar  ist  die  vorwiegende  Stimmung  des  Publikums 
seit  langer  Zeit  den  Kutschern  nicht  sympathisch.  Klagen 
über  Ueberforderungen,  über  brutale  Einschüchterungen  wehr- 
loser Passagiere  und  grobes  Benehmen  werden  häufig  gegen 
die  Londoner  Kutscher  geäussert.  Seit  langer  Zeit  ist  es  bei 
vielen  Passagieren  Sitte,  dem  Kutscher  mehr  zu  bezahlen  als 
ihm  gesetzlich  zusteht.  Aber  in  vielen  Fällen  ist  dies  auf  die 
Angst  des  Publikums  vor  Roheiten  zurückzuführen.  Nicht 
selten  wird  dann  berichtet,  dass  der  Kutscher  den  Empfang 
eines  Trinkgeldes  mit  Grobheiten  quittiert  oder  als  die  Ein- 
ladung zur  Erpressung  eines  höheren  Fahrpreises  betrachtet 
habe. 

Auch  der  wärmste  Freund  der  Londoner  Kutscher  wird 
nicht  leugnen,  dass  zahlreiche  Elemente  unter  ihnen  häufig 
berechtigten  Grund  zur  Missstimmung  gegeben  haben.  Aber 
mit  Recht  wird  man  auch  darauf  hinweisen,  dass  manche  Mo- 
mente die  Haltung  der  Kutscher  gegenüber  dem  Publikum 
begreiflich  machen.    Da  ist  zunächst  die  grosse,  manchmal  bis 


1)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  861  f.  -Charles  Booth  a.a.O.  S.  298. 
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zu  16  und  22  Stunden  ansteigende  Länge  ihrer  Arbeitszeit, 
der  Mangel  an  freien  Tagen ^).  Häufig,  auch  dann,  wenn 
sie  auf  ihren  Halteplätzen  warteten,  waren  sie  schutzlos  Wind 
und  Wetter  preisgegeben.  Bis  in  die  siebziger  Jahre  hinein 
waren  Unterkunftsräume  für  die  Kutscher  ausserhalb  der  Wirts- 
häuser '  unbekannt.  Um  die  Zeit  der  Begründung  des  Graf* 
Schaftsrates  gab  es  eine  Reihe  von  Wartehäuschen,  die  durch 
eine  philanthropische  Gesellschaft  errichtet  worden  waren.  Aber 
die  Zahl  dieser  Einrichtungen  entsprach  keineswegs  den  Be- 
dürfnissen'). Vor  allem  aber  fühlten  sich  die  Kutscher  durch 
einen  Missstand  bedrückt,  der  den  hauptsächlichsten  Beschwerde- 
punkt in  der  Periode  vor  der  Begründung  des  Grafschaftsrates 
bildete,  nämlich  durch  die  Höhe  der  Mietspreise,  die  sie  ihren 
Arbeitgebern  zu  bezahlen  hatten. 

Fälle  schwerer  Ausbeutung  der  Kutscher  bei  der  Fest- 
setzung der  ,prices*  erwähnt  schon  Mayhew*),  und  auch  die 
Mietspreise,  die  um  die  Zeit  der  Begründung  des  Grafsehafts- 
rates  bestanden,  werden  vielfach  als  äusserst  ungünstig  für  die 
Kutscher  bezeichnet^).  Verstärkt,  wurde  der  von  den  hohen 
Mietspreisen  ausgehende  Druck  durch  eine  durch  die  Unternehmer 
eingeführte  Einrichtung,  die  man  „chairmarking"  nennt.  Sie 
besteht  in  der  Boykottierung  jedes  Kutschers,  der  an  seinen 
Arbeitgeber  nicht  den  vollen  vereinbarten  Mietspreis  ausbezahlt, 
durch  die  Gesamtheit  der  Unternehmer.  Die  Höhe  der  Miets- 
preise kam  für  die  Kutscher  demgemäss  nicht  nur  als  eine 
Quelle  der  Niedrighaltung  ihrer  Einkommen,  sondern  auch  als 
eine  Quelle  der  Arbeitslosigkeit  in  Betracht^). 

Verbitternd  wirkte  noch  ein  anderes.    Ein  Grundzug  der 


')  H.  Mayhew  a.  a  0.  S.  362.  —  Royal  Commission  on  Labour 
a.  a.  0.  vol.  Ill,  qu.  17361  ff,  17366,  17492  ff.,  17835,  18634,  19243  ff, 
19249,  19259,  19287. 

*)  Gab  Service  a.  a.  0.  qu.  7413,  7494. 

>)  H.  Mayhew  a.  a.  0.  S.  361. 

*)  Royal  Commission  on  Labour  a.  a.  0.  vol.  II,  qu.  16599, 
16602,  16608  f.,  16696  ff.;  vol.  III,  qu.  17334  ff.  17397,  17404,  17450  ff., 
17468  ff.,  17474.  17567  ff.,  17829,  17  833  ff.,  Appendix  CXXXVIII,  S.  537. 

^)  Roy  al  Commission  on  Labour  a. a. 0.  vol. III,  qu.  18644 f., 
22  995  ff. 
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BegolAtion  des  Drogcfakeniv^iMMs  noch  zut  Zeit  der  Begründung 
ded  OrafschaftBrates  bestead  darin,  dass  die  obrigkeiÜiche 
Intervention  dort  aufhörtö,  wo  die  besonderen  Interessen  der 
Arbeiter  begannen»  W&hrend  das  Entgelt  der  in  der  Regel 
den  oberen  Klassen  angebdrenden  Passagiere  gesetslich  be«> 
grenzt  war,  war  die  Festsetzung  der  Smnmef  die  die  Kutscher 
ihren  Arbeitgebern  abzuliefern  hatten,  der  freien  Ueberein- 
kunffc  öberlassen.  Der  Kutscher  war  strafbar,  wenn  er  von 
dem  Fahrgast  mehr  als  den  tarifmässigen  Satz  forderte.  Üeber- 
forderungen  der  Unternehmer  aber  gegenüber  den  Kutschern, 
die  Ansetzung  eines  Mieispreises,  der  den  Kutschern  nur  ein 
geringes  Einkommen  liess  oder  sie  ihrer  Arbeitsgelegenheit 
beraubte,  waren  straflos. 

Die  Ausfüllung  dieser  Lücke  in  der  Gesetzgebung  bildete 
für  eine  lange  Zeit  den  Kern  der  Arbeiterbewegung  im  Lon- 
doner DroBchkenge werbe.  Die  Zeit  vor  dem  Jahre  1889  war 
reich  an  Strikes.  Fast  alle  drehten  sie  sich  um  die  Fest- 
setzung der  Mietspreise.  Diese  Strikes  haben  noch  einen 
anderen  gemeinschaftlichen  Grundzug.  Es  scheint,  dass  sie  fast 
alle  in  Zeiten  aufsteigender  Konjunktur  unternommen  wurden. 
Alle  waren  Partial-,  keine  Generalstrikes.  Als  Grund  dafür, 
dass  man  nicht  zu  Generalstrikes  griff,  wird  angeführt,  dass 
man  das  Publikum  nicht  durch  Lahmlegung  des  Droschken*- 
yerkehres  habe  belästigen  wollen.  Die  Strikes,  die  siegreich 
waren,  führten  nur  zu  momentanen  Erfolgen,  die  rasch  wieder 
zerrannen  ^). 

Trotz  mehrfacher  Anstrengungen  glückte  es  den  Kutschern 
nicht,  der  Uebermacht  der  Unternehmer  eine  starke  und 
dauernde  Organisation  gegenüberzustellen.  Es  kamen  mehrere 
gewerkschaftliche  Organisationen  zu  stände.  Die  erste  derselben 
scheint  im  Jahre  1867  gegründet  worden  zu  sein.  Einige 
andere  Gewerkvereine  traten  zu  yerscbiedenen  Zeitpunkten  in 
den  folgenden  Jahren  hervor. 

Einer  unter  ihnen  ist  bemerkenswert,  weil  er  zeigt,    auf 


'j  Royal  Commiesion  on  Labour  a.  a.  0.  vol.  II,  qu.  16598, 
16712  ff.:  vol.  III,  qu.  17369,  17872,  17384,  17469,  17  817,  17822, 18643, 
19272,  23001. 
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welchem  Wege  eine  Besserung  der  Einkommensverhältnisse 
der  Kutscher  versucht  werden  kann,  wenn  die  Kräfte  nicht 
dafür  ausreichen,  zu  einer  tarifmässigen  Festsetzung  der  den 
Arbeitgebern  zu  zahlenden  Mietspreise  zu  kommen,  oder  wenn 
die  Verschiedenheit  in  den  Qualitäten  der  einzelnen  Droschken 
als  ein  Hemmnis  gegen  die  korporative  Regelung  dieser  Miets- 
preise betrachtet  wird.  Der  Gewerkverein ,  um  den  es  sich 
hier  handelt,  die  Amalgamated  Cab  Drivers^  Society,  sah  da- 
von ab,  eine  direkte  Regelung  der  Höhe  der  Mietspreise  zu 
versuchen,  und  strebte  lediglich  danach,  die  Zeiten  zu  fixieren, 
an  denen  die  den  Arbeitgebern  gewöhnlich  zu  zahlenden 
Mietspreise  erhöht  werden  sollten.  Ein  anderer  Gewerkverein 
zeigt  ein  Mittel  dazu  an,  die  Arbeitgeber  einer  Vereinbarung 
Ober  die  Höhe  der  Mietspreise  zwischen  Arbeitgebern  und 
Oewerkverein  günstig  zu  stimmen.  Die  Licensed  Cabdrivers^ 
Trade  Union  Society  sah  in  ihren  Statuten  die  Aufstellung 
eines  eingehenden  Mietspreistarifes  vor  und  versprach,  den 
Arbeitgebern,  sofern  sie  sich  bereit  erklarten  die  Höhe  der 
Mietspreise  in  Gemeinschaft  mit  dem  Gewerkvereine  der 
Kutscher  zu  regeln,  für  die  Ablieferung  von  zwei  Dritteln  der 
Mietspreisgelder  an  die  Arbeitgeber  Bürgschaft  zu  übernehmen. 

Doch  alle  diese  Versuche  hatten  im  wesentlichen  nur 
theoretische  Bedeutung.  Die  meisten  vor  1889  gegründeten 
Gewerkvereine  wurden  nach  kurzem  Bestehen  wieder  auf- 
gelöst. Nar  ein  einziger  Gewerkverein  hielt  sich  für  mehrere 
Jahre.  Aber  gleich  den  anderen  Gewerkvereinen  umfasste  er 
nur  eine  kleine  Zahl  der  Kutscher.  Alle  diese  Organisationen 
waren  auch  nach  aussen  hin  schwächlich.  Auf  die  Gestaltung 
der  Arbeitsbedingungen  konnten  sie  keinen  Einfluss  ausüben. 
Von  den  Unternehmern  wurden  sie  nicht  anerkannt^). 

Die  Unternehmer  bemühten  sich  im  Gegenteile,  die  Ansätze 
zur  Organisation  zu  unterdrücken.  Die  Schwäche  und  Kurz- 
lebigkeit der  Organisationen  im  Londoner  Droschkengewerbe 
ist  zum  Teil  diesem  Umstände  zuzuschreiben,  zum  Teil  einem 


^)  Royal  Commission  on  Labour  a.  a.  0.  vol.  IT,  qu.  16599, 
16608;  vol.  UI,  qu.  17872,  17817,  17821,  17829.  17860,  18648,  S.  540, 
Appendix  CXLIII.  —  Charles  Booth  a.  a.  0.  S.  802  f. 

Sinzheimer,  Der  Londoner  OrafBchafterat.  1.  24 
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anderen  Umstände,  nämlioh  dem  Vorhandensein  von  Elementen, 
die  man  «bntterflies*^  nennt.  Man  versteht  darunter  solche 
Entscher,  die  den  Eutscherbernf  nur  im  Nebenberuf  ausüben 
und  die  fOr  den  grössten  Teil  des  Jahres  einem  anderen  Be- 
rufe nachgehen.  Es  sind  Setzer,  Schreiner,  Maler  etc.  Wenn 
die  haute  Saison  im  Droschkengewerbe  beginnt,  in  den  Monaten^ 
in  denen  die  Schmetterlinge  auszuschwärmen  beginnen,  dringen 
diese  Elemente  als  Kutscher  ins  Droschkengewerbe  ein. 
Diese  Personen  sind  nur  für  einen  Teil  des  Jahres  am 
Droschkengewerbe  interessiert.  Auf  dauernde  Beitrage  zu  einer 
Gewerkschaft  des  Droschkengewerbes  ist  von  dieser  Seite  her 
nicht  zu  rechnen.  Sie  haben  aber  auch  während  der  Zeit,  in 
der  sie  im  Dröschkengewerbe  thätig  -  sind ,  andere  Interessen, 
als  diejenigen,  die  neben  dem  Eutscherbernf  keinen  anderen 
Beruf  ausüben.  Die  «butterflies'^  betrachten  ihr  Einkommen 
in  dem  Intervall,  in  dem  sie  als  Kutscher  thätig  sind,  nur  als 
Ergänzung  ihres  gewöhnlichen,  aus  ihrer  Hauptbeschäftigung 
fliessenden  Einkommens  oder  als  eine  Art  Arbeitslosenunter- 
stützung für  die  Zeit,  in  der  sie  in  ihrem  Hauptberufe  keine 
Beschäftigung  finden  können.  Für  die  permanenten  Elemente 
unter  den  Eutschern  handelt  es  sich  im  Gegensatze  zu  jenen 
fluktuierenden  Elementen  darum,  während  der  Saison  ein  Ein- 
kommen zu  erzielen,  das  hinreicht,  den  geringfügigen  Ver- 
dienst zur  Zeit  schlechten  Geschäftsganges  zu  komplementieren. 
Jene  fluktuierenden  Elemente  sind  deshalb  eher  geneigt,  an  die 
Unternehmer  hohe  Mietspreise  zu  bezahlen  als  diese  permanenten 
Elemente  ^). 

Wie  verschiedentlich  in  anderen  Gewerben  ein  Strike 
den  Anstoss  zur  Bildung  von  Produzeutengenossenschaften  gab, 
so  resultierte  auch  im  Londoner  Droschkengewerbe  eine  Ar- 
beitsstreitigkeit in  der  Begründung  einer  Droschkenkutscher- 
genossenschaft. Verschiedene  nach  Beendigung  eines  Strikes 
von  den  Arbeitgebern  gemassregelte  Eutscher  tbaten  sich  im 


^)  Royal  Commission  on  Labour  a.  a.  0.  vol.  II,  qu.  16599, 
16689;  vol.  III,  qu.  17372,  17381  f.,  17890,  19113,  19 172  ff.,  S.  534, 
Appendix  CXXXII.  —  Vgl.  auch  den  Bericht  des  Mr.  Oldman  Über  das 
Londoner  Lehrlingswesen  in:  The  London  Technical  Educatio'n 
Gazette,  1895,  Nr.  12,  S.B12.  —  Charles  Booth  a.a.O.  S.  298. 
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Jahre  1882  zusammen  und  gründeten  die  Hyde  Park  Coope- 
rative  Gab  Company.   Die  Zahl  der  Mitglieder  dieser  Genossen- 
schaft wird  auf  100  angegeben.     Abgesehen  davon,  dass  die 
Kutscher  hier  gleichzeitig  auch  die  Unternehmer  waren,  unter- 
schied sich  diese  Genossenschaft  in  prinzipieller  Hinsicht  nicht 
von  den  gewöhnlichen  Privatunternehmungen,  die  unselbstän- 
dige  Kutscher   beschäftigten.     Auch   von    der  Genossenschaft 
wurden  die  Droschken  alltäglich  gegen  einen  im  voraus  fest- 
gesetzten   Mietspreis   an     die  Kutscher    vermietet.     Von    an- 
deren   Privatuntemehmungen    wich    aber    die   Genossenschaft 
darin  ab,   dass  sie  von  den  Kutschern   niedrigere  Mietspreise 
verlangte.     Am  Anfange  sollen  die  Mietspreise  der  Genossen- 
schaft um  2  sh,  später  um  1  sh  6  d  pro  Tag  geringer  gewesen 
sein    als   bei    anderen   Droschkenunternehmungen.      Die    Ge- 
nossenschaft bestand  zwar  noch  um  die  Zeit  der  Begründung 
des  Grafschafterates,    aber   sie   hatte   es  bis   dahin   zu   keiner 
rechten  Blüte   gebracht.     Nur    einmal   wurde   eine   Dividende 
verteilt.     Sie   betrug  5®/o.     Es   muss   abgelehnt  werden,    der 
Insinuation  zu  folgen,   diese  finanziell  ungünstigen  Ergebnisse 
zeigten,  dass  es  nicht  möglich  gewesen  sei,  die  von  den  Kut- 
schern an  die  privaten  Arbeitgeber   gezahlten  Mietspreise   zu 
erniedrigen,    ohne    die  Droschkenunternebmungen    unrentabel 
zu  machen.     Als  erster  Grund  für  die  geringe  Prosperität  der 
Genossenschaft   ist  die   wenig   geschickte   Betriebsleitung  an- 
zusehen.   Weiter  unterschied  sich  die  Genossenschaft  von  den 
Privatunternehmungen  dadurch,   dass  sie  mit  einem  grösseren 
Anlage-  und  Betriebskapital  zu  arbeiten  hatte.   Sie  blieb  aus- 
geschlossen  von  dem  Einkaufskartell   der   Privatunternehmer, 
das    diesen    Droschken    und   Futtermittel    zu    einem    billigen 
Preise    verschaffte ,    und    sie   hatte   deshalb   für   beide  Posten 
mehr    auszugeben    als    der    gewöhnliche    Privatunternehmer. 
Ferner  musste  die  Genossenschaft,  um  überhaupt  ins  Leben  treten 
zu  können,   eine  grosse  Schuldenlast  auf  sich   nehmen,   deren 
Verzinsung  einen  grossen  Teil  ihres  Einkommens  verschlang  0- 


*)  Royal  Commission  on  Labour  a.  A.  0.  vol.  II,  qu.  16597> 
16628  ff.,  16658  f.;  vol.  III,  qu.  17  378,  17413  ff.,  17426,  17430,  17  578. 
—  Charles  Booth  a.  a.  0.  S.  807.      . 
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Die  Ausbeutung  der  Kutscher  durch  die  privaten  Arbeit- 
geber wird  demgemäss  durch  die  Geschichte  dieser  Genossen- 
schaft nicht  gerechtfertigt.  Jene  Ausbeutung  aber  wurde  durch 
diese  Genossenschaft  auch  kaum  gemildert.  Wie  in  dem  Zeit- 
räume vor  dem  Jahre  1889  es  den  Kutschern  nicht  gelang, 
die  Arbeitgeber  durch  eine  starke  Organisation  der  von  ihnen 
beschäftigten  Arbeiter  in  Schach  zu  halten,  so  gelang  es  auch 
nicht,  durch  die  Vereinigung  der  Unternehmer-  und  Arbeiter- 
funktionen  in  einer  Genossenschaft  für  eine  grössere  Anzahl 
von  Kutschern  eine  nennenswerte  Besserung  ihrer  Lage  zu 
erreichen.  Die  Kutschergenossenschaft,  über  die  wir  berich- 
teten, blieb  auf  winzige  Dimensionen  beschränkt,  und,  auf 
schwacher  ökonomischer  Basis  aufgebaut,  konnte  sie  ihren 
wenigen  Mitgliedern  nur  zu  einer  unbeträchtlichen  Erleichte- 
rung ihres  Loses  verhelfen. 


6.  Kapitel. 
Arbeiterzäge. 

Das  englische  Eisenbahnsystem  war  bekanntlich  von  seiner 
Begründung  an  ein  System  von  Privatbahnen.  Auch  der  die 
verschiedenen  Teile  Londons  und  die  Hauptstadt  mit  ihren 
Vororten  verknüpfende  Eisenbahnverkehr  war  niemals  Gegen- 
stand gemein  wirtschaftlicher,  sondern  immer  Gegenstand  pri- 
vatwirtschaftlicher Unternehmungen.  Um  die  Zeit  der  Be- 
gründung des  Grafschaftsrates  gab  es  14  Eisenbahngesell- 
schaften, die  Stationen  in  London  und  seinen  Vororten  hatten, 
nämlich:  die  London  and  South  Western,  die  South  Eastem, 
die  London,  Chatham  and  Dover,  die  London,  Brighton  and 
South  Coast,  die  London,  Tilbury  and  South  End,  die  Great 
Northern,  die  Great  Eastern,  die  Metropolitan  District,  die 
Midland,  die  North  London,  die  London  and  North  Western, 
die  Great  Western,  die  Metropolitan  und  die  East  London 
Raiiway  Company. 

Bei    der   überwiegenden   Mehrzahl   dieser   Gesellschaften 
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bildete  der  Lokal-  und  Yorortsverkehr  immer  nur  einen  Annex 
des  Ton  ihnen  gleichzeitig  gepflegten  Fernverkehrs.  Bloss 
4  Gesellschaften,  nämlich:  die  Metropolitan  District,  die  North 
London,  die  Metropolitan  und  East  London  Railway  Company, 
verfügten  über  keine  Fernlinien.  Das  Netz  der  East  London 
Railway  Company  war  das  einzige,  das  nicht  über  das  Gebiet 
des  Metropolitan  Board  of  Works  hinausreichte.  Da  jedoch 
diese  Gesellschaft  ihr  Eigentum  an  6  von  den  oben  genannten 
anderen  Gesellschaften,  unter  denen  sich  4  Fernbahngesell* 
Schäften  befanden,  für  ewige  Zeiten  verpachtet  hatte  und  die 
Linien  der  verpachtenden  Gesellschaft  von  einer  Fernbahngesell- 
schaft, der  London,  Brighton  and  South  Coast  Railway  Company, 
betrieben  wurden^),  so  ist  auch  das  Netz  der  East  London 
Railway  Company  denjenigen  Bahngebieten  zuzurechnen,  auf 
denen  der  Lokal-  und  Yorortsverkehr  mit  dem  Fernverkehr 
verflochten  war.  Diejenigen  anderen  Eisenbahngesellschaften, 
die  keine  Fernlinien  hatten,  hatten  teilweise  sowohl  in  der 
City  als  auch  auf  dem  Gebiete  des  Metropolitan  Board  of 
Works,  alle  hatten  Strecken  ausserhalb  des  von  der  City  und 
dem  Metropolitan  Board  of  Works  zusammen  eingenommenen 
Gebietes. 

Yerschiedene  Eisenbahngesellschaften  waren  hinsichtlich 
der  Gestaltung  des  Arbeiterzugwesens  bis  zum  Jahre  1883 
vollständig  frei.  Bei  anderen  Gesellschaften  griff  die  Gesetz- 
gebung ein.  Die  beiden  ersten  Gesetze  stammen  aus  dem  Jahre 
1861.  Jedes  von  ihnen  bezieht  sich  auf  nur  1  Gesellschaft.  In 
beiden  wird  gleichlautend  der  betreffenden  Gesellschaft  vor- 
geschrieben, auf  einer  bestimmten  Strecke  jeden  Morgen  von 
einem  peripherisch  gelegenen  Punkte  nach  dem  Stadtinnern  und 
jeden  Abend  aus  dem  Stadtinnern  zurück  einen  an  Zwischen- 
stationen  anhaltenden  Zug  zu  Tagesstunden  laufen  zu  lassen. 


*)  G.  Eemmann,  Der  Verkehr  Londons  a.  a.  0.  S.  32.  —  Major 
Marindin,  Report  to  the  Board  of  Trade  apon  the  subject  of  Workmen's 
Trains  on  the  Metropolitan  Lines  (1883),  S,  12.  —  London  County 
Council,  Reports  of  the  Public  Health  and  Housing  Committee,  Work- 
men*s  Trains  (February  and  April  1892),  I,  8.  17  ff.  —  Board  of  Trade, 
Railways  (Workmen's  Trains  on  the  Metropolitan  Lines).  —  Copy  of 
Statements  (1894),  S.  84. 
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die  für  die  an  der  betreffenden  Strecke  wohnenden  der  Arbeiter- 
klasse angehörenden  Personen  am  zweckmässigsten  sind;  der 
Fahrpreis  pro  Passagier  soll  1  d  für  die  einfache  Fahrt  nicht 
übersteigen.  In  den  folgenden  Jahren  wurden  verschiedene 
andere  Gesellschaften  ähnlichen  Spezialgesetzen  unterworfen. 
Zum  erstenmal  wurden  im  Jahre  1864  die  Tageszeiten  näher 
präzisiert,  an  denen  die  geforderten  Arbeiterzüge  verkehren 
sollten.   Es  wurde  bestimmt,  dass  Arbeiterzüge  am  Morgen  vor 

7  Uhr  und  am  Abend  von  spätestens  6  Uhr  ab  laufen  sollten. 
Teilweise  ging  diese  Bestimmung  unverändert,  teilweise  mit 
einer  Variation,    die  die   Zeitgrenze  für  die  Morgenzüge   auf 

8  Uhr  ausdehnte,  in  die  späteren  Spezialgesetze  Über.  Ver- 
schiedenen Gesellschaften  wurde  auch  das  Recht  verliehen,  die 
Ausgabe  von  Arbeiterfahrkarten,  die  für  weniger  als  1  Woche 
bestimmt  waren,  zu  verweigern  und  die  Berechtigung  der  An- 
sprüche eines  Passagiers  auf  eine  Arbeiterfahrkarte  zu  unter- 
suchen. Am  Beginne  des  Jahres  1883  waren  von  12  damals 
bestehenden  selbständigen  Gesellschaften  6  solchen  Spezial- 
gesetzen unterworfen.  Die  Zahl  der  gesetzlich  verlangten 
Arbeiterzüge  betrug  11,  die  von  ihnen  zu  durchfahrende  Strecke 
hatte  eine  Länge  von  50  7<  Meilen. 

In  der  Cheap  Trains  Act  1883  liegt  das  erste  allgemeine 
auf  die  Regelung  des  Arbeiterzugwesens  bezügliche  Gesetz  vor. 
Durch  dieses  Gesetz  wurde  das  Handelsministerium  ermächtigt, 
für  den  Fall,  dass  die  begründete  Annahme  bestehe,  eine 
Eisenbahngesellschaft  stelle  nicht  zweckentsprechende  und  ge- 
nügende Züge  für  Arbeiter  zur' Vermittel ung  ihres  Verkehres 
zwischen  den  Wohn-  und  Arbeitsstätten  zu  solchen  Preisen  und 
in  solchen  Stunden  zwischen  6  Uhr  abends  und  8  Uhr  morgensi 
wie  sie  dem  Handelsamte  angebracht  erscheinen,  die  betreffende 
Gesellschaft  zur  Beseitigung  der  vorgefundenen  Mängel  aufzu- 
fordern. Bleibt  eine  solche  Aufforderung  erfolglos,  so  hat  die 
betreffende  Gesellschaft  eine  erhöhte  Passagiersteuer  zu  be- 
zahlen ^). 


1)  Major  Marindin  a.  a.  0.  S.  1  f.,  6,  8.  10,  11,  12  f.,  21  f.  — 
First  Report  of  H.  M.  Commissioners  for  inquiring  into  the 
housing  of  the  working  classes  (1889),  S.  82. 
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Der  erat^  London  durchschneidende  Arbeiterzug  lief  am 
Anfange  d^r  sechziger  Jahre  auf  einer  der  Metropolitan  Bail- 
way  Company  gehörenden  Strecke,  Der  Natur  der  über  Ent- 
Wickelung  des  Arbeiterzugwesens  Aufschluss  gebenden  Quellen 
entsprechend,  versagen  wir  uns,  der  Gestaltung  dieses  Ver- 
kehrszweiges in  den  sechziger  und  siebziger  Jahren  nachzu- 
gehen. Um  ein  Bild  von  den  Zuständen  der  damaligen  Zeit 
zn  gewinnen,  wäre  es  nötig,  ein  vielverstreutes,  umfangreiches 
und  keineswegs  vollständig  erhaltenes  Material  zusammenzu- 
tragen. Die  Zustände,  die  im  Jahre  1883  herrschten,  sind 
leidlich  tollständig  und  tibersichtlich  in  einem  Berichte  ge- 
schildert, der  im  Auftrage  des  Handelsministeriums  von  einem 
Beamten  dieses  Departments  erstattet  wurde.  Die  umfassendste 
und  eingehendste  Schilderung  des  Londoner  Arbeiterverkehres 
stammt  jedoch  aus  dem  Jahre.  1892;  sie  ist  die  Frucht  einer 
durch  den  Londoner  Grafschaftsrat  veranstalteten  Enquete  und 
dürfte  im  wesentlichen  die'  Zustände  widerspiegeln,  die  zur 
Zeit  der  Begründung  des  Grafschaftsrates  herrschten. 

Bei  der  Beurteilung  der  uns  entgegentretenden  Zustände 
ist  davon  auszugehen,  dass  dem  Arbeiterzugwesen  zwei  Auf- 
gaben gestellt  sind.  Die  erste  Aufgabe  besteht  darin,  zur 
Abhilfe  einer  bestehenden  Wohnungsüberfüllung  beizutragen 
und  die  Herausbildung  neuer  Wohnungsüberfüllungen  zu  ver- 
hindern, die  Arbeiter  aus  übervölkerten  Wohnungen  in  inneren 
Stadtquartieren  herauszuholen.  Die  zweite  Aufgabe  besteht 
darin,  zu  verhindern,  dass  in  peripherisch  gelegenen  Kreisen 
oder  in  Vororten  wohnende  Arbeiter  mit  besonderen  an  die 
Situation  ihrer  Wohnstätte  sich  anschliessenden  Missständen 
belastet  werden.  Das  erste  für  die  Gestaltung  des  Arbeiter- 
verkehres aufgerichtete  Ideal  ist  die  Ermöglichung  einer  weit- 
greifenden Dezentralisation  der  Bevölkerung.  Das  zweite  Ideal 
ist  die  Erzielung  möglichst  grossen  Komforts  für  die  dezen- 
tralisiert wohnende  Bevölkerung  bei  der  Beförderung  zwischen 
ihren  Wohn-  und  ihren  Arbeitsstätten. 

Von  diesen  Idealen  ist  natürlich  eine  Eisenbahn  am 
weitesten  entfernt,  wenn  sie  es  verabsäumt,  Arbeitern  für  ihre 
Reisen  zu  und  von  ihren  Arbeitsstätten  besondere  Vergünsti- 
gungen zu  gewähren.     Auf  diesem  Tiefstande  befanden  sich 
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im  Jahre  1883  noch  2  Eisenbahngesellschaften,  nämlich  die 
London  and  North  Western  und  die  Midland.  Auf  keiner 
ihrer  Linien  liessen  sie  auch  nur  einen  einzigen  Arbeiterzug 
laufen,  trotzdem  die  erste  der  beiden  Gesellschaften  eine  Block- 
station in  der  Nähe  eines  der  am  meisten  übervölkerten 
Distrikte  Londons  hatte  und  trotzdem  die  andere  Gesellschaft 
durch  die  Niederreissung  einer  enormen  Zahl  von  Arbeiter-* 
Wohnungen,  an  deren  Stelle  Bahnbauten  errichtet  wnrden, 
zur  Vermehrung  der  herrschenden  UeberfüUung  beigetragen 
hatte.  Am  nächsten  kommen  diesen  Fällen  solche  Fälle,  in  denen 
Eisenbahngesellschaften  nur  auf  einem  Teile  ihrer  Linien  Ar* 
beiterzüge  laufen  lassen,  auf  anderen  Linien  aber  keinen  Ar- 
beiterverkehr einrichten.  Auch  solche  Fälle  kamen  im  Jahre 
1883  vor.  Ein  grosser  Distrikt  im  Westen  Londons,  der  teils 
von  Arbeitern  bewohnt  wurde,  teils  noch  unentwickelt  war, 
wurde  zwar  von  einer  Eisenbahnlinie  durchschnitten,  aber  die 
Arbeiter  genossen  keine  besonderen  Vergünstigungen  auf  ihr. 
Ganz  so  schlimm  war  es  im  Jahre  1892  nicht  mehr.  Sämt- 
liche Eisenbahngesellschaften  hatten  Arbeiterzüge  eingerichtet, 
aber  2  von  ihnen,  nämlich  die  Great  Western  und  die  South 
Eastern,  hatten  nur  auf  Nebenlinien,  nicht  auf  ihren  Hauptlinien 
ArbeiterzOge,  trotzdem  um  diese  Hauptlinien  herum  noch  viel 
unbebautes  Land  lag  und  trotzdem  auf  dem  bebauten  Lande 
ungeachtet  der  schlechten  Eisenbahnverbindung  eine  grosse 
Arbeiterbevölkerung  sich  angesiedelt  hatte,  die  schwer 
unter  der  Unthätigkeit  der  Eisenbahngesellschaften  zu  leiden 
hatte.  Es  kam  vor,  dass  Arbeiter  morgens  um  ^/s4  Uhr  auf- 
stehen und  dann  4,  ja  6  Meilen  bis  zur  nächsten  Arbeiterzug- 
station einer  anderen  Gesellschaft  zu  gehen  hatten^). 

Doch  auch  Eisenbahnen,  die  von  groben  Mängeln  dieser  Art 
frei  sind,  können  von  der  Erreichung  jener  beiden  Ideale  noch 
weit  entfernt  sein,  wenn  sie  eine  Grundforderung  nicht  er- 
füllen.  Eines  der  entscheidenden  Kriterien  bei  der  Beurteilung 


*)  Major  Marindin  a.  a.  0.  S.  1,  18  und  24.  —  First  Report  of 
H.  M.  Commissioners  for  inquiring  into  the  housing  of  the 
working  classes  (1889),  S.  82.  —  London  County  Council,  Report 
a.a.O.  I,  S.  6;  II,  S.  27,  37. 
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der  Leistangen  einer  Eisenbahn  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiter- 
Verkehres  ist  die  Ausdehnung  und  die  Gliederung  der  von  den 
Arbeiterzuglinien  durchzogenen  Fläche.  An  diesem  Prüfsteine 
geprüft,  erscheint  das  Londoner  Arbeiterzugwesen  im  Jahre  1892 
nicht  unbefriedigend,  wenn  auch  nicht  yolikommen.  Verbinden 
wir  die  äusserste  Arbeiterzugstation  im  Norden  mit  der  äusser- 
sten  Arbeiterzugstation  im  Süden  und  die  äusserste  Arbeiter* 
zugstation  im  Osten  mit  der  äussersten  im  Westen,  und  be- 
trachten wir  die  beiden  Verbindungslinien  als  Seiten  eines 
Rechteckes,  so  ist  der  Flächeninhalt  dieses  Rechteckes  d.  b. 
die  Ausdehnung  des  mehr  oder  weniger  mit  Arbeifcerzuglinien 
bedeckten  Gebietes  =  ungeföhr  792  Quadratmeilen,  was  das 
Sechsfache  des  zur  Jurisdiktion  des  Metropolitan  Board  of  Works 
und  der  Citykorporation  gehörenden  Gebietes  darstellt.  Die 
gesamte  Meilenlänge  der  Arbeiterzuglinien  betrug  im  Jahre  1890 
=  rund  1824  Meilen^).  So  imposant  auch  diese  Ziffern  aus- 
sehen, so  ist  doch  die  Ausdehnung  des  Arbeiterzugyerkehres 
als  zu  gering  zu  bezeichnen.  Nehmen  wir  20  Meilen  als  die 
für  London  wünschbare  Ausdehnung  der  Arbeiterzuglinien  an  ^), 
so  finden  wir,  dass  keine  einzige  Eisenbahngesellschaft  die 
wünschbare  Ausdehnung  erreichte.  Auch  dann,  wenn  wir  an- 
nehmen, dass  eine  Ausdehnung  von  12  Meilen  ausreichend  ge- 
wesen sei,  können  wir  nur  einem  Teile  der  Eisenbahngesell- 
schaften das  Lob  zusprechen,  auf  einem  Teile  ihrer  Linien 
nicht  hinter  dieser  Ausdehnung  zurückgeblieben  zu  sein.  Die 
grösste  Ausdehnung  besass  eine  Strecke  der  London  and  South 
Western  Railway  mit  19  Meilen.  Die  längsten  Strecken  der 
anderen  Gesellschaften  waren  17,  16»/4,  11 V*,  lO'^/i,  9V4,  884, 
8,  7^4  und  6V«  Meilen  lang^).  Hingegen  hatten  die  Eisen- 
bahngeseUschaften ,  die  Arbeiterzüge  eingerichtet  hatten,  die 
Aufgabe,  die  Arbeiterzuglinien  mit  genügend  vielen  und  nahe 


^)  London  County  Council  a.  a.  0.  II,  S.  37.  —  Board  of  Trade, 
Copy  of  Statements  (1894),  S.  59. 

')  London  Coanty  Council,  Workmen's  Trains.  —  Further  Re- 
port etc.  (1893),  S.  2,  8  und  4.  —  Notes  of  Conference  held  at  the 
Board  of  Trade  (1893),  S.  21,  29.  —  Robert  Donald,  London,  1894, 
S.  488. 

3)  London  County  Council,  Reports  a.  a.  0.  (1892),  II,  S.  48. 
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bei  einander  liegenden  Stationen  auszustatten,  im  wesentlichen 
befriedigend  erfüllt.  Im  Jahre  1892  betrug  die  Gesamtzahl 
der  Stationen,  zu  und  von  denen  Arbeiterzüge  liefen,  270^). 
Die  Entfernung  der  auf  denselben  Strecken  liegenden,  unmittel- 
bar benachbarten  Stationen  voneinander  war  in  der  Mehrzahl 
der  Fälle  sehr  gering.  Von  316  in  dem  von  uns  oft  erwähnten 
Berichte  des  Grafschaftsrates  aus  dem  Jahre  1892  mitgeteilten 
Abständen  zwischen  unmittelbar  benachbarten,  an  denselben 
Linien  liegenden  Stationen  hatten 
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Die  Stationsabstände  waren  demnach  zum  überwiegenden  Teile 
nicht  sehr  gross.  Die  Abstände  von  1  Meile  im  Maximum 
machen  '/«  der  Zahl  aller  Abstände  aus^). 

Eine  weitere  Grundforderung  für  die  Gestaltung  des  Ar- 
beiterverkehres  knüpft  an  die  Arbeitszeit  der  Passagiere  an. 
Der  Fahrplan  muss  für  die  Beförderung  von  den  Wohnstätten 
zu  den  Arbeitsstätten  so  gestaltet  sein,  dass  die  Arbeiter  an 
ihrer  Endstation  nicht  nach  dem  Beginne  der  Arbeit  in  ihren 
Betrieben  eintreffen,  dass  das  Intervall  zwischen  ihrem  Ein- 
treffen   an    ihrer  Endstation    und   dem   Beginne   ihrer  Arbeil 


')  Ib.  ib.  S.  87. 

')  Berechnet  auf  Grund  von  ib.  I,  8.  8—19  passim  und  II,  S.  4—86 
passim  mit  Hilfe  der  Stationsplane  der  verschiedenen  Eisenbahngesell- 
Schäften  und  mit  Berücksichtigung  von :  Copj  ofStatementsa.  a.  0. 
(1894),  S.  22  und  44. 
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möglichst  kurz  ist.  Für  die  Rückbeförderung  von  den  Arbeits- 
stätten zu  den  Wohnstätten  ist  die  Forderung  aufzustellen, 
dass  die  Arbeiter  nach  Beendigung  ihrer  Arbeitszeit  die  Mög- 
lichkeit haben  müssen,  ohne  langes  Warten  nach  Hause  zurück- 
zukehren. Die  Uebelstände;  unter  denen  die  Arbeiter  zu  leiden 
haben,  wenn  ihnen  keine  Arbeiterzüge  zur  Verfügung  stehen, 
die  sie  früh  genug  in  der  Nähe  ihrer  Arbeitsstätte  absetzen, 
sind  klar.  Die  Folge  solcher  mangelhaften  Zugverbindungen 
ist  entweder  dies,  dass  die  von  ihnen  durchschnittenen  Quar- 
tiere für  viele  Arbeiter  als  Wohnquartiere  ungeeignet  sind, 
oder  dies,  dass  die  in  solchen  Quartieren  wohnenden  Arbeiter 
Strafen  wegen  zu  späten  Eintreffens,  Lohnverminderungen  oder 
Ueberstunden  und  dergleichen  ausgesetzt  sind.  Mit  zu  frühem 
Eintreffen  an  der  Endstation  ist  die  Notwendigkeit,  die  Nacht- 
ruhe vorzeitig  zu  unterbrechen,  und  die  Notwendigkeit,  nach 
dem  Eintreffen  an  der  Endstation  müssig  sich  umherzutreiben, 
verknüpft.  Die  letzte  Notwendigkeit  tritt  auch  ein,  wenn  Ar- 
beiter, die  nichts  mehr  zu  arbeiten  haben,  lange  zu  warten 
haben,  bis  ein  Zug  bereitsteht,  der  sie  wieder  nach  Hause 
zurückbringt.  Leicht  taucht  vor  ihnen  die  Versuchung  auf^ 
einen  Teil  ihres  Lohnes  in  Wirtshäusern  zu  vergeuden.  Stunden, 
die  sie  zu  Hause  gut  anwenden  könnten,  gehen  in  nutzlosem 
Müssiggang  fruchtlos  verloren.  Erschwert  wird  allerdings  die 
Berücksichtigung  jener  Forderung  durch  die  Mannigfaltigkeit 
der  Bedürfnisse  bei  den  verschiedenen  Arbeiterkategorien  und 
dadurch,  dass  die  Bedürfnisse  der  gleichen  Arbeiter  in  ver- 
schiedenen Zeiten  manchmal  verschieden  sind. 

Die  grosse  Mannigfaltigkeit  der  Bedürfnisse  in  London 
ergibt  sich  daraus,  dass  der  Beginn  der  täglichen  Arbeitszeit 
hier  bei  verschiedenen  Arbeiterkategorien  um  4 — 5  Stunden 
verschieden  ist.  Das  eine  Extrem  bilden  diejenigen  Arbeiter, 
die  ihre  Arbeit  besonders  früh,  schon  um  4  Uhr  morgens,  be- 
ginnen müssen,  wie  die  Markthelfer.  Das  andere  Extrem 
bilden  Arbeiter,  die  ihre  Arbeit  besonders  spät  beginnen,  um 
8  Uhr  vormittags  oder  später,  wie  die  Buchbinder,  die  vor  dem 
Jahre  1892  ebenso  wie  zahlreiche  Drucker  ihre  Arbeit  um  8  Uhr 
begannen,  wie  das  Gros  der  weiblichen  Arbeiter,  deren  Arbeit 
meistens  in  der  Stunde   zwischen   8   und-  9   Uhr  beginnt,   in 
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einer  Stunde,  in  der  sich  auch  die  Bureaux  und  die  Laden- 
geschäfte für  die  kaufmännischen  Angestellten,  die  Commis,  die 
Hausknechte  etc.,  öffnen^).  Bunt  verschieden  ist  auch  die 
Beendigung  der  Arbeitszeit  Die  Markthelfer  beschliessen  ihr 
Tagewerk  bereits  zwischen  8  und  9  Uhr  vormittags.  Ein  grosser 
Teil  der  Arbeiter  beendigt  seine  Arbeit  zwischen  4  und  6  Uhr 
nachmittags.  Zu  den  Regelmässigkeiten  im  Wechsel  gehört 
der  Unterschied  zwischen  den  Samstagen  und  den  anderen 
Werktagen.  Das  Gros  der  Arbeiter  beendigt  seine  Arbeit  an 
Samstagen  gewöhnlich  früher  als  sonst,  um  12  Uhr  mittags, 
um  2  oder  4  Uhr  nachmittags.  Andererseits  haben  manchmal 
Arbeiter  an  Werktagen  einen  ebenso  kurzen  oder  einen  noch 
kürzeren  Arbeitstag.  An  regnerischen  Tagen  müssen  manche 
Arbeiter,  wie  die  Maurer,  manchmal  ganz  feiern  und  finden 
sich  an  ihrer  Arbeitsstätte  nur  ein,  um  sich  zu  informieren, 
ob  dort  gearbeitet  wird.  Hier  und  in  manchen  anderen  Ge- 
werben wird  manchmal,  sei  es  der  Witterung  halber  oder  in- 
folge ungünstiger  Konjunktur,  nur  während  des  Vormittags  ge- 
arbeitet. Manchmal  kommen  Unglücksfälle  vor,  die  für  einen 
Arbeiter  allein  oder  für  mehrere  Arbeiter  zusammen  das  Ende 
äes  Arbeitstages  schon  in  den  Vormittag  verlegen'). 

Es  scheint,  dass  die  Eisenbahngesellschaften  den  Bedürf- 
nissen der  sehr  früh  ihre  Arbeit  beginnenden  Arbeiter  aus- 
reichend Rechnung  trugen.  Im  Jahre  1892  war  die  Abgangszeit 
des  frühesten  Arbeiterzuges  um  4  Uhr  morgens.  Der  London 
Chatham  and  Dover  Railway  Company  gebührt  der  Ruhm,  die- 
jenige Eisenbahngesellschaft  genannt  zu  werden,  die  zu  einer 
früheren  Stunde  als  alle  anderen  Eisenbahngesellschaften  den 
Arbeitertransport  begann.  Bei  7  anderen  Eisen bahngesell- 
schaften  verliessen  die  frühesten  Arbeiterzüge  zwischen  4  und 


")  Major  Marindin  a.  a.  0.  S.  24.  —  London  County  Council, 
Reports  a.  a.  0.  I,  S.  2.  —  Board  of  Trade,  Copy  of  Statements  (1890), 
S.  27.  -  Notes  of  Conference  a.  a.  0.  (1894),  S.  14  f.  —  Railways 
(Workwomen's  Trains)  on  the  Metropolitan  Lines.  —  Copy  of  Cor- 
respondence  between  the  Board  of  Trade  etc.  (1895),  S.  5,  6,  7.  — 
Robert  Donald,  London,  1893,  S.  185. 

*)  London  County  Council,  Reports  a.  a.  0.  I,  S.  2.  —  Notes 
of  Conference  a.  a.  0,  S.  9. 
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5  Uhr  morgens  ihre  äussersten  Abgangsstationen.  Die  5  an- 
deren Eisenbahngesellschaften  liessen  den  Arbeiterzugverkehr 
kurz  nach  5  Uhr  morgens  beginnen^). 

Die  geringste  Zahl  von  Arbeiterzügen  und  die  geringste 
zeitliche  Ausdehnung  des  Arbeiterverkebres  hatte  die  Midland 
Railway.  Sie  hatte  überhaupt  nur  einen  einzigen  Arbeiter* 
frühzug  eingerichtet,  der  wohl  für  besonders  früh  ihre  Arbeit 
beginnende  Arbeiter  geeignet  war,  aber  die  Bedürfnisse  der 
später  ihre  Arbeit  beginnenden  Arbeiter  vollständig  unberück- 
sichtigt liess.  Er  verliess  die  äusserste  Abgangsstation,  South 
Tottenham,  um  4  Uhr  55  Minuten  und  traf  an  der  Londoner 
Endstation,  Moorgate  Street,  um  5  Uhr  33  Minuten  ein.  Ar- 
beiter, die  an  dieser  Strecke  wohnten  und  in  der  Gegend  von 
Moorgate  Street  ihre  Arbeit  etwa  zwischen  ^/«7  und  ^/?9  Uhr 
beginnen  mussten,  waren  also  gezwungen,  in  der  Zeit  zwischen 
etwa  5  Uhr  und  6  Uhr  morgens  bereits  an  der  Bahn  zu  sein 
und  mussten  dann  nach  ihrem  Eintreffen  an  der  Endstation 
etwa  1 — 3  Stunden  warten,  bis  sie  ihre  Arbeit  beginnen 
konnten.  Besser  stand  es  bei  anderen  Eisenbahngesellschaften. 
Der  Zeitraum,  während  dessen  sie  Arbeiterzüge  in  den  Morgen-^ 
stunden  kursieren  liessen,  schwankte  bei  den  verschiedenen 
Gesellschaften  zwischen  1  Stunde  30  Minuten  und  4  Stunden 
5  Minuten.  Die  Zahl  der  zu  verschiedenen  Zeiten  an  der  End- 
station eintreffenden  Arbeiterzüge  schwankte  zwischen  4  und 
50.  Waren  die  Zustände  bei  diesen  Eisenbahngesellschaften 
demnach  auch  besser  als  bei  der  oben  erwähnten  Midland  Rail- 
way, so  waren  sie  doch  bei  einer  Reihe  von  ihnen  weit  davon 
entfernt,  befriedigend  zu  sein.  Eine  viel  zu  geringe  Zahl  von 
Zügen  hatten  zunächst  die  beiden  Gesellschaften,  die  nur  je 
4  Arbeiterfrühzüge  laufen  liessen,  nämlich  die  South  Eastern 
und  die  London  and  North  Western,  ferner  die  London  Tu- 
bury  and  South  End  mit  nur  5  und  die  Great  Western  mit 
nur  6  Arbeiterfrühzügen.  Unbefriedigend  ist  teilweise  auch 
das  Bild,  das  sich  vor  uns  entrollt,  wenn  wir  danach  fragen, 
in  welchem  Masse  die  Gesellschaften  den  Bedürfnissen  der 
relativ  spät  ihre  Arbeit  beginnenden  Arbeiter  Rechnung  trugen. 


>)  London  County  Council,  Reports  a.  a.  0.  (1892),  II,  S.  48. 
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Die  Unzuranglichkeit  dessen,  was  die  Midland  Railway  nach 
dieser  Richtung  bot,  ist  bereits  hervorgehoben  worden«  Dass 
auch  bei  anderen  Gesellschaften  ähnliche  Mängel  bestanden, 
erkennen  wir,  wenn  wir  die  Zeiten  ins  Auge  fassen,  in  denen 
die  spätesten  Arbeiterfrühzüge  an  den  Londoner  Endstationen 
eintrafen.  Es  gab  nur  6  Gesellschaften,  bei  denen  die  späte- 
sten Arbeiterfrühzüge  an  den  Londoner  Endstationen  um  8  Uhr 
oder  nach  8  Uhr  eintrafen,  nämlich  die  Great  Northern  (8  Uhr), 
die  Great  Eastem  (8  Uhr),  die  North  London  (8  Uhr  1  Minute), 
die  London,  Tilbury  and  South  End  (8  Uhr  6  Minuten),  die 
Metropolitan  District  (8  Uhr  14  Minuten),  die  London  and 
South  Western  (8  Uhr  40  Minuten).  Bei  8  Gesellschaften  lag 
die  Zeit  der  Ankunft  des  spätesten  Arbeiterfrühzuges  nach 
7  Uhr  und  vor  8  Uhr,  nämlich  bei  der  London,  Brighton  and 
South  Goast  (7  Uhr  28  Minuten),  der  London  and  North 
Western  (7  Uhr  36  Minuten),  der  London  Chatham  and  Dover 
(7  Uhr  45  Minuten).  Bei  3  andern  Gesellschaften  war  der 
Arbeiterverkehr  bereits  vor  7  Uhr  beendigt,  bei  der  Great 
Western  um  6  Uhr  45  Minuten,  bei  der  South  Eastem  um 
6  Uhr  50  Minuten,  bei  der  Metropolitan  um  6  Uhr  58  Mi- 
nuten ^). 

Was  die  Zahl  der  Retourzüge,  für  die  Arbeiterfahrkarten 
Gültigkeit  hatten,  angeht,  so  war  ihre  Zahl  ungemein  gross. 
Im  ganzen  belief  sich  diese  Zahl  im  Jahre  1892  an  ge wohn- 
lichen Werktagen  auf  2386,  an  Samstagen  auf  2698.  Die 
niedrigste  Zahl  wies  die  London,  Tilbury  and  Southend  mit 
23  Retourzügen  an  gewöhnlichen  Werktagen  und  mit  ebenso- 
vielen  an  Samstagen,  die  höchste  ZifiTer  wies  die  London  Brighton 
and  South  Goast  mit  etwa  382  Zügen  an  allen  Werktagen  auf. 
Hingegen  war  die  Zeit  der  Abfahrt  dieser  Retourzüge  nur  bei 
2  Gesellschaften  zufriedenstellend.  Nur  die  London,  Brighton 
and  South  Goast  und  die  Great  Northern  berücksichtigten,  dass 
es  für  die  Arbeiter  häufig  wünschenswert  ist,  in  den  Vormit- 
tagsstunden bereits  von  ihrer  Arbeit  nach  Hause  zurückkehren 
zu  können.     Diese   beiden  Gesellschaften   allein   setzten  keine 


')  Ib.  ib.   und  ib.  S.  1,  37,  39.  —  Copy  of  Statements  a.  «.  0, 
(1890),  S.  37. 


—     383    — 

Zeitgrenze  für  Retourfahrteii  mit  Arbeiterbillets  fest.  Die 
anderen  Gesellschaften  schlössen  sämtlich  Inhaber  von  Arbeit^r*^ 
fahrkarten  yoji  der  Bückfahrt  in  den  Vormittagsstunden  ans. 
Sämtliche  Gesellschaften  liessen  wenigstens  an  Sonnabenden 
Betourfahrten  mit  Arbeiterfahtkarten  bei  allen  die  entsprechen- 
den Wagenklassen  führienden  Zügen,  die  nach  12  ühr  mittags 
gingen,  zu.  Ein  Teil  der  Eisenbahngesellschaften  aber  schloss 
an  gewöhnlichen  Werktagen  die  Inhaber  von  Arbeiterfahr- 
karten auch  von  einem  Teile  des  Nachmittagsverkehres  aus. 
Die  London  and  South  Western  gab  erst  für  die  nach  2  Uhr 
nachmittags  abgebendea  Züge  den  Inhabern  von  Arbeiterfahr- 
karten das  Becht  der  Benützung  zur  Bückfahrt.  Bei  der  Great 
Eastern  und  der  North  London  waren  erst  die  nach  4  Uhr 
nachmittags  abgehenden  Züge  für  die  Bückreise  mit  Arbeiter- 
fahrkarten verfügbar  ^). 

Wir  kommen  nunmehr  zu  den  Fahrpreisen.  Im  Jahre  1892 
betrug  der  Preis  einer  Arbeiterfahrkarte  pro  Meile  durch- 
schnittlich 0,820  d.  Der  niedrigste  Meilensatz  betrug  0,093  d, 
der  höchste  Meilensatz  betrug  0,800  d  ^).  Es  ist  nicht  mög- 
lich, mitzuteilen,  welche  Differenzen  zwischen  diesen  Fahr- 
preisen und  den  entsprechenden  Selbstkosten  der  Eisenbahn- 
gesellschaften  bestanden.  Jedenfalls  erscheinen  die  Fahrpreise 
enorm  hoch,  wenn  man  sie  mit  gleichzeitigen  kontinentalen 
Fahrpreisen  vergleicht.  Zu  derselben  Zeit,  in  der  Arbeiter- 
fahrkarten auf  den  Londoner  Bahnen  pro  Meile  durchschnitt- 
lich 0,320  d  kosteten,  kosteten  sie  in  Budapest  durchschnitt- 
lich 0,190  d,  in  Berlin  0,189  d,  in  Wien  0,182  d,  in  Brüssel 
0,127  d»). 


')  London  County  Council,  Reports  a.  a.  0.  IT,  S.  48. 

*)  Ib.  I,  S.  15;  II,  S,  38,  49.  —  London  County  Council,  Farther 
Report  a. a.  0.(1893),  S.  6.  —  Notes  of  Conference  a. a.  0.  (1894),  S. 22. 

*)  London  County  Council,  Further  Report  a.  a.  0.  (1898),  S.  6. 
—  Der  Ueberschnss  der  Londoner  Preise  über  kontinentale  Sätze  bildet 
einen  der  Gründe  der  in  London  vorhandenen  Missstimmung  hinsichtlich 
der  Leistungen  der  dortigen  Eisenbahngesellschaften.  Ich  verdanke  Herrn 
Professor  W.  Lotz  die  Anregung,  hierzu  zu  bemerken,  dass  es  zweifel- 
haft ist,  ob  dieser  Grund  stichhaltig  ist,  und  ob  das  Lob,  das  von  eng- 
lischer Seite  den  kontinentalen  Fahrpreisen  gezollt  wird,  berechtigt  ist. 
Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  in  England  gezogenen  Vergleiche  wichtige 
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Besser  als  die  Höhe  der  Meilensätze  belehren  die  abso- 
luten Fahrpreise  über  die  Höhe  der  anf  die  Arbeiter  fallenden 
Ausgaben  fbr  die  Benützung  der  Eisenbahnen.  Sowohl  zur 
näheren  Veranschaulichung  der  mit  der  Dezentralisation  der 
Bevölkerung  verknüpften  finanziellen  Opfer  als  auch  zur  Dar- 
legung der  ökonomischen  Grenzen  der  dezentralisierenden  Kraft 
der  Eisenbahnen  wird  es  gut  sein,  die  Fahrpreise  pro  Woche 
auszurechnen  und  den  wöchentlichen  Fahrpreisen  die  ihnen 
entsprechende  «Ausdehnung  des  Schienenwegs ,  gesondert  nach 
den  verschiedenen  Londoner  Eisenbahngesellschaften,  gegen- 
überzustellen.    (Vgl.  Tabelle  6  auf  S.  385). 

Schon  durch  diese  Tabelle  sehen  wir  eine  wichtige  Eigen- 
tümlichkeit der  Fahrpreise  hindurchschimmern.  Leicht  sehen 
wir  daraus,  dass  bei  den  verschiedenen  Eisenbahngesellschaften 
sowohl  die  Kaufkraft  der  Fahrpreise  als  auch  die  finanzielle 
Belastung  der  gleiche  Entfernungen  durchfahrenden  Arbeiter 
verschieden  war.  In  der  That  war  ein  hervorstechendes  Kenn- 
zeichen der  Fahrpreise  die  bunte  Mannig^faltigkeit  der  für 
gleiche  Leistungen  geforderten  Fahrpreise.  Schärfer  als  in  der 
erwähnten  Tabelle  ist  dieses  Kennzeichen  in  Tabelle  7  (auf 
S.  386/7)  ausgeprägt,  in  der  die  Fahrpreise  der  verschiedenen 
Eisenbahngesellschaften  für  gleiche  Entfernungen  wiedergegeben 
sind.  Wir  ersehen  daraus,  dass  von  48  durch  mehrere  Eisen- 
bahngesellscbaften  besetzten  Entfernungen  44  Entfernungen 
ungleiche  Fahrpreise  für  dieselben  Entfernungen  hatten.  Nicht 
aber  differierten  bloss  die  verschiedenen  Gesellschaften  unter 
sich.  Wir  finden  auch  an  der  Hand  unserer  Tabelle,  dass  in 
14  Fällen  dieselben  Eisenbahngesellschaften  fdr  gleiche  Ent- 
fernungen ungleiche  Fahrpreise  anrechneten.  Die  Differenzen 
der  Fahrpreise  für  gleiche  Entfernungen  betrugen  im  Minimum 
0,5  d  pro  Tag  und  stiegen  bis  zu  8,5  d  pro  Tag. 

Wie  weit  auch  immer  die  Ansichten  über  das  Mass  der 


Unterschiede  nicht  in  Betracht  ziehen,  dass  beispielsweise  das  häufige 
Vorkommen  unterirdischer  Strecken  in  London  übersehen  und  das  Fehlen 
einer  vierten  Klasse  ohne  Sitzgelegenheit  in  London  ignoriert  wird,  möchte 
ich  die  Frage,  ob  jedes  Plus  der  Londoner  Fahrpreise  gegenüber  kon- 
tinentalen Preisen  gegen  die  Londoner  Eisenbahngesellschaften  spricht, 
als  eine  offene  Frage  betrachten. 
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Leistungen  der  Eisenbahngesellscliaften  bei  verschiedenen  Ent- 
fernungen auseinandergehen  mögen,  so  duldet  es  doch  keinen 
Zweifel,  dass  bei  gleichen  Entfernungen  gleiche  Leistungen 
der  Eisenbahnen  vorliegen  und  dass  eine  verschiedene  Nor- 
mierung der  Fahrpreise  für  gleiche  Leistungen  als  eine  Zurück- 
setzung derjenigen  aufzufassen  ist,  die  die  höheren  Preise  zu 
bezahlen  haben.  So  fassten  auch  die  Londoner  Arbeiter  die 
geschilderte  Ungleichmässigkeit  auf.  Sie  wurde  von  ihnen  als 
eine  Ungerechtigkeit  bitter  empfunden  ^). 

Wir  wenden  uns  nunmehr  von  dem  Vergleiche  der  Fahr- 
preise gleicher  Entfernungen  zu  einem  Vergleiche  der  Fahr- 
preise ungleicher  Entfernungen.  Während  die  ungleichmässige 
Normierung  der  Fahrpreise  für  gleiche  Entfernungen  zu  ver- 
werfen ist,  erscheinen  ungleiche  Fahrpreise  für  ungleiche  Ent- 
fernungen dann  gerechtfertigt,  wenn  längere  Entfernungen 
relativ  billiger  sind  als  kürzere  Entfernungen').  In  der  rela- 
tiven Verbilligung  der  Fahrpreise  für  längere  Strecken  im 
Vergleiche  zu  den  Fahrpreisen  kürzerer  Strecken  liegt  für  die 
Arbeiterbevölkerung  ein  Anreiz,  möglichst  weit  von  übervölkerten 
Distrikten  wegzuziehen  und  entferntere  Distrikte  aufzusuchen. 
Ueberdies  entspricht  eine  Verbilligung  des  Streckensatzes  mit 
steigender  Entfernung  den  Selbstkosten  der  Eisenbahnen^). 
In  der  umstehenden  Tabelle  8  (auf  S.  389)  ist  der  Versuch 
gemacht,  die  Frage  zu  beantworten,  inwieweit  den  Tarifen  der 
Eisenbahngesellschaften  jener  zentrifugale  Anreiz  innewohnte. 

Der  Angelpunkt  der  Methode,  die  von  uns  angewandt 
wurde,  liegt  in  der  Vergleichung  jeder  einzelnen  Station, 
die  inneren  Endstationen  ausgenonmien,  mit  den  Stationen,  die 
dem  Inneren  Londons  näher  liegen,  und  zwar  wurden  die  Sta- 
tionen mit  kürzerer  Entfernung  nach  der  Verschiedenheit  der 
relativen  Fahrpreise,  d.  h.  der  Preise  pro  1  Meile  Hin-  und 
Rückfahrt  zu  und  von  den  betreffenden  inneren  Endstationen, 


^)  Notes  of  Conference  a.  a.  0.  (1894),  8.  24,  26,  27. 

^  Notes  of  Conference  a.  a  0.  (1894),  8.  17.  —  Vgl.  auch  die 
Rede  des  Herrn  Beachroft  im  Berichte  über  die  Sitzung  des  Grafschafts- 
rates vom  18.  April  1898  (Robert  Donald,  London,  1893,  S.  185). 

■)  W.  Lotz ,  Verkehrsentwickelung  in  Deutschland  1800—1900  (1900), 
S.  72,  80  f. 
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Tabelle  8. 

Gliedemir  ^^r  ArbeiteringnitAtionen  yergehiedeBer  Entfernangr 
Bach  den  relatifen  Fahrpreisen  im  Jahre  1892'). 


Zonen 

Stationenzahl,  Meilensäize 

und  Entfemongen 

S&mtliche 
Zonen 

ni.  Zone 

II.  Zone«) 

L  Zone 

I 
Zahl   der  A  -  Stationen ,  vor 

denen  B  Stationen  lagen  . 

289 

18 

151 

120 

Summe  der  B-Stationen    .    . 

80027 

3103  •) 

21044») 

5880») 

Durchschnittliche    Zahl    der 

B-Stationen  pro  1  A-Station 

103,9 

172,4») 

139,4») 

49,0») 

Minimum  und  Maximum  der 

Differenzen    zwischen    den 

Meilens&tzen  der  ß-  und  der 

A-Stationen 

0,001  d  u. 

0,001  d  u. 

0,001  d  u. 

0,002  d  u- 

3,907  d 

3,846  d») 

3,907  d») 

3,8  d») 

Zahl   der   A-Stationen,    vor 

denen   weder  C-  noch   D- 

Stationen  lagen    .... 

89 

— 

25 

64 

Zahl   der  A-Stationen,    vor 

denen  C-Stationen  lagen   . 

69 

4 

45 

19 

Summe  der  G-Stationen    .    . 

823 

27«) 

204») 

92») 

Durchschnittliche    Zahl    der 

C-Stationen  pro  1  A-Station 

4,7 

6,8») 

4,5») 

4,8») 

Zahl   der  A-Stationen,    vor 

denen  D-Stationen  lagen  . 

201 

18 

126 

60 

Summe  der  D-Stationen   .    . 

10691 

2914«) 

6522») 

1255») 

Durchschnittliche    Zahl    der 

D-Stationen  pro  1  A-Station 

53 

161,9») 

51,8») 

20,9») 

Minimum  und  Maximum  der 

Differenzen    zwischen    den 

1 

Meilens&tzen  der  A-  und  der 

1 

D-Stationen 

0,001  d  u. 

0,001  d  u. 
0,261  d») 

0,001  d  u. 
0,895  d») 

0,002  d  u. 

.    0,896  d 

0,856  d») 

Minimalentfemungen  der  D- 

Stationen  von  den  inneren 

1 

Endstationen 

1  mile  bis 

8  und 

2V«  and 

1  mile  and 

6V»miles 

6V«mües») 

5»/4müe8») 

8V*müee») 

^)  Berechnet  nach  London  Countj  Council,  Reports  a.a.O. 
(1892),  S.  5—19  passim  und  II,  S.  6—39  passim.  —  •)  Für  die  in  diese 
Zone  fallenden  Stationen  der  Midland  Railwaj:  South  Tottenham  und 
Crouch  Hill  wurden  nicht  die  offenbar  falsch  berechneten  Meilensfttze 
eingesetzt,  die  in  Report  II,  S.  20  gegeben  werden  (0,018  d  und  0,354  d), 
sondern  die  richtig  berechneten  Meilensätze  (0,218  d  und  0,304  d).  — 
»)  Die  B-,  C-  und  D-Stationen  sind  nicht  nach  ihren  eigenen  Entfernungen, 
sondern  nach  den  Entfernungen  der  A-Stationen,  vor  denen  die  betreffen- 
den B-,  C-  und  D-Stationen  liegen,  auf  die  verschiedenen  Zonen  verteilt. 
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in  3  Hauptgrappen  geschieden:  in  Stationen  mit  teureren,  mit 
gleichen  und  mit  billigeren  Meilensätzen.  Sofern  die  Stationen 
nur  mit  vor  ihnen  liegenden  Stationen  verglichen  wurden, 
wurden  sie  A-Stationen  genannt.  Alle  diejenigen  Stationen, 
die  kürzere  Entfernung  und  zugleich  höhere  Meilensätze  als 
die  betreffende  A-Station  hatten,  wurden  B-Stationen  genannt; 
alle  diejenigen  Stationen,  die  kürzere  Entfernungen  als  die 
betreffende  A-Station,  aber  mit  dieser  gleiche  Meilensätze 
hatten,  wurden  G-Stationen  genannt;  alle  diejenigen  Stationen, 
die  kürzere  Entfernungen  und  zugleich  niedrigere  Meilensätze 
hatten  als  die  betreffende  A-Station,  wurden  D-Stationen  ge- 
nannt. Die  Entfernungen  wurden  von  uns  in  drei  Zonen  zu- 
sammengefasst.  Die  L  Zone  umfasst  alle  Entfernungen  von 
höchstens  5  miles;  die  II.  Zone  alle  Entfernungen  von  mehr 
als  5,  aber  höchstens  12  miles;  die  III.  Zone  umfasst  alle  Ent- 
fernungen von  mehr  als  12  miles  Länge. 

Beim  Studium  unserer  Tabelle  fällt  uns  zunächst  auf,  dass 
fast  vor  allen  A-Stationen  B-Stationen  lagen  und  dass  die 
durchschnittlich  auf  eine  A-Station  mit  B-Stationen  fallende  Zahl 
von  B-Stationen  ziemlich  hoch  war^).  Man  könnte  sich  auf 
Orund  dieser  Ziffern  versucht  fühlen,  anzunehmen,  dass  der 
Tarif  der  Eisenbahngesellschaften  einer  Dezentralisation  der 
Bevölkerung  äusserst  günstig  gewesen  sei.  Aber  schon  die 
Erwägung,  dass  jene  durchschnittliche  Zahl  von  B-Stationen 
nur  etwas  mehr  als  ein  Drittel  sämtlicher  A-Stationen  um- 
fasst, wirkt  der  Vermutung  entgegen,  der  Tarif  der  Eisen- 
bahngesellschaften sei  als  ein  dezentralisierender  Tarif  aufzu- 
fassen. Diese  Wirkung  wird  noch  beträchtlich  verstärkt, 
wenn  wir  die  Differenzen  zwischen  den  Meilensätzen  der  B- 
und  der  A-Stationen  ins  Auge  fassen.  Wir  sehen  aus  unserer 
Tabelle,  dass  die  Differenzen  zwischen  diesen  Meilensätzen 
bis  zu  ^/looo  eines  Penny  sanken.  Diese  und  ähnliche  winzige 
Verschiedenheiten  der  Meilensätze  können   nicht  als  Momente 


^)  Die  Zahl  dieser  A-Stationen  ist  höher  als  die  vorher  (S.  378)  mit- 
geteilte Zahl  der  Stationen  überhaupt,  da  einige  Stationen  an  ver- 
schiedenen Linien  zugleich  lagen  und  verschiedene  Abstände  von  den 
entsprechenden  inneren  Endstationen  hatten. 
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angesehen  werden,  die  eine  Dezentralisation  der  Arbeiter- 
bevölkerang  anzuregen  geeignet  waren.  Ein  Teil  derjenigen 
Fälle,  in  denen  Stationen  geringerer  Entfernung  höhere  Meilen- 
sätze als  Stationen  grösserer  Entfernung  hatten,  gehört  zu  der 
Klasse  derjenigen  Fälle,  in  denen  die  Fahrpreisgestaltung 
keinen  Stimulus  zur  Ausdehnung  -des  Arbeiterwohngebietes 
enthielt. 

üeberdies  war  der  grösste  Teil  der  A-Stationen,  vor  denen 
B-Stationen  lagen,  Stationen,  vor  denen  C*  und  D-Stationen 
lagen.  Wenn  wir  in  dem  Studium  unserer  Tabelle  fortfahren, 
so  finden  wir,  dass  die  Zahl  der  A-Stationeu,  vor  denen  weder 
G-  noch  D-Stationen  lagen,  noch  nicht  ein  Drittel  der  Zahl  der 
A*Stationen  ausmachte,  vor  denen  B-Stationen  lagen.  Her- 
▼orhebenswert  ist  die  Thatsache,  dass  unter  den  A-Stationen 
der  äussersten  Zone^  nämlich  der  III.  Zone,  keine  einzige 
Station  sich  befand,  yor  der  keine  G-  oder  D-Station  gelegen 
hätte,  und  dass  die  Zahl  der  A-Stationen  der  mittleren  Zone, 
nämlich  der  IL  Zone,  vor  denen  weder  G-  noch  D-Stationen 
lagen,  nicht  ganz  ein  Sechstel  der  Zahl  der  zur  IL  Zone  ge- 
hörenden A-Stationen,  vor  denen  B-Stationen  lagen,  betrug, 
während  die  Zahl  der  zur  I.  Zone  gehörenden  A-Stationen, 
vor  denen  weder  G-  noch  D-Stationen  lagen,  mehr  als  die 
Hälfte  der  Zahl  der  zur  I.  Zone  gehörenden  A-Stationen  aus- 
machte, vor  denen  B-Stationen  lagen.  Je  weiter  wir  aus  dem 
Innern  Londons  uns  entfernen,  um  so  stärker  nimmt  der  An- 
teil der  A-Stationen,  vor  denen  nur  B-Stationen  lagen,  an 
der  Zahl  der  A-Stationen,  vor  denen  überhaupt  B-Stationen 
lagen,  ab. 

Die  Fälle,  in  denen  Stationen  gegebener  Entfernung  gleiche 
Meilensätze  mit  Stationen  grösserer  Entfernung  hatten,  ge- 
hören durchaus  zu  der  Klasse  von  Fällen,  zu  denen  die  Fälle 
geringfügiger  Disparitäten  zwischen  Stationen  verschiedener 
Entfernung  zu  Gunsten  der  Stationen  geringerer  Entfernung 
gehören.  Immer  handelt  es  sich  hier  um  Fälle,  in  denen  die 
Dezentralisation  der  Arbeiterbevölkerung  durch  die  Fahrpreise 
keine  Beförderung  erföhrt.  Wie  man  aus  unserer  Tabelle 
ersieht,  war  die  Zahl  der  A-Stationen,  vor  denen  C-Stationen 
lagen,  und  die  Zahl  der  C-Stationen  nicht  sehr  bedeutend. 
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Zahlreich  hingegen  waren  die  FäUe^  in  denen  die  Stationen 
gegebener  Entfernung  geringere  Meilensätze  hatten  als  Sta- 
tionen grösserer  Entfernung.  Sowohl  die  Zahl  der  A-8tationen, 
vor  denen  D-Stationen  lagen^  als  auch  die  Zahl  der  D-Stationen 
war  nicht  unbedeutend.  Wie  ein  Blick  auf  das  Minimum  der 
Differenzen  zwischen  den  Meilensätzen  der  A-  und  der  D- 
Stationen  lehrt,  gehört  ein  Teil  dieser  Fälle  zu  der  bereits 
erwähnten  Klasse  Ton  Fällen,  in  denen  Ton  einer  Beförderung 
der  Dezentralisation  der  Arbeiterbevölkerung  nicht  die  Rede 
sein  kann.  Wie  aber  die  Maxima  dieser  Differenzen  erkennen 
lassen,  handelt  es  sich  zum  Teil  auch  um  Fälle,  in  denen  die 
Eisenbahngesellschaflen  durch  die  Ansetzung  nicht  unbeträcht- 
lich höherer  Meilensätze  für  grössere  Entfernungen  positiv 
einer  weitgehenden  Dezentralisation  der  Arbeiterbevölkerung 
entgegenarbeiteten.  Die  mitgeteilten  Minimalentfemungen  der 
D-Stationen  zeigen,  dass  das  Gebiet,  auf  dem  die  Dezentrali- 
sation der  Arbeiterbevölkerung  teils  nicht  befördert,  teils  ge- 
hemmt wurde,  bis  tief  in  das  Innere  Londons  hineinreichte. 

Sämtliche  Gesellschaften  gaben  keine  Arbeiterfahrkarten  für 
einfache  Fahrten,  sondern  nur  Arbeiterfahrkarten  zugleich  für  Hin- 
und  Rückfahrt  aus.  Die  Mehrzahl  der  Eisenbahngesellschaften 
gab  tägliche  Arbeiterfahrkarten  aus.  Einige  Gesellschaften 
jedoch,  im  Jahre  1892  noch  die  London  and  South  Western, 
die  Metropolitan  District  und  die  North  London,  gaben  entweder 
für  einen  Teil  ihrer  Arbeiterzuglinien  oder  für  das  gesamte 
Gebiet  ihres  Arbeiterzugverkehres  nur  wöchentliche  Arbeiter- 
fahrkarten aus  ^).  Vom  Standpunkte  der  Arbeiter  aus  ist  diese 
Kategorie  der  Arbeiterfahrkarten  die  am  wenigsten  passende. 
Der  geringen  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter  ent- 
spricht es,  dass  man  ihnen  gestattet,  die  Kosten  ihrer  Reisen 
in  möglichst  kleinen  Teilquantitäten  zu  decken.  Wenn,  wie 
es  bei  einigen  Gesellschaften  der  Fall  war,  die  Wochenkarten 
nur  an  einem  einzigen  Tage  in  der  Woche  ausgegeben  wurden, 
so  verlor  der  Arbeiter,  der  bereits  an  den  diesem  Wochentage 
vorangegangenen    Wochentagen    die    Eisenbahn   zu   benützen 


*)  Major  Marindin  a.  a.  0.  S.  7,  12,  28.  —  London  County 
Council,  Reports  a.  a.  0.  I,  S.  2;  11,  S.  16,  25,  88  und  49. 
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hatte,  die  Di£Ferenz  zwischen  der  gewöhnlichen  Fahrkarte 
und  der  Arbeiterfahrkarte.  Zahllose  plötzlich  eintretende 
Wechselfalle,  beispielsweise  Krankheit,  können  die  volle  Aus- 
nutzung einer  Wochenkarte  durch  den  Arbeiter  verhindern. 
Dafür,  dass  flir  Londoner  Verhältnisse  die  täglichen,  nicht  die 
wöchentlichen  Arbeiterfahrkarten  den  Bedürfnissen  der  Arbeiter 
Londons  am  besten  entsprechen,  liegen  beweiskräftige  Zeug- 
nisse vor.  Eine  Oesellschaft,  die  South  Eastem,  gab  neben 
täglichen  Arbeiterfahrkarten  für  ein  halbes  Jahr  auch  wöchent- 
liche Arbeiterfahrkarten  aus.  Allein  die  wöchentlichen  Arbeiter- 
fahrkarten wurden  sehr  selten  benützt,  und  6  Monate  nach 
ihrer  Einführung  kehrte  die  genannte  Gesellschaft  wieder  zur 
alleinigen  Ausgabe  von  täglichen  Arbeiterfahrkarten  zurück. 
Aehnlich  waren  die  Erfahrungen  bei  der  Oreat  Eastem  Rail- 
way,  die  neben  täglichen  Arbeiterfahrkarten  auch  wöchentliche 
führte  und  es  den  Arbeitern  freistellte,  welche  Art  von  Karten 
sie  nehmen  wollten.  Um  wie  viel  mehr  die  täglichen  Karten 
den  Wünschen  der  Arbeiter  Londons  entsprechen,  geht  daraus 
hervor,  dass  in  1  Monat  nur  7600  wöchentliche,  aber  in  dem- 
selben Monat  287000  tägliche  Arbeiterfahrkarten  ausgegeben 
wurden  ^). 

Weitere  Missstände  zeigten  sich  bei  verschiedenen  Eisen- 
bahngesellschaften mit  Bezug  auf  den  Komfort,  den  sie  während 
der  Reise  den  Lihabern  von  Arbeiterfahrkarten  darboten. 
Häufig  waren  die  Arbeiterzüge  so  überfüllt,  dass  eine  grosse 
Zahl  der  Arbeiter  keinen  Sitzplatz  finden  konnte  und  die- 
jenigen, die  so  glücklich  waren,  einen  Sitzplatz  sich  zu  er- 
obern, sich  kaum  zu  rühren  vermochten.  In  manchen  Fällen 
lag  allerdings  die  Schuld  an  den  Arbeitern  selbst  oder  es 
handelte  sich  um  Missstände,  die  die  Eisenbahngesellschaften 
nur  schwer  zu  ändern  vermochten.  Andererseits  gab  es  auch 
zahlreiche  Fälle,  in  denen  eine  Abhilfe  durch  die  Eisenbahn- 
gesellschaften  möglich  war,  aber  überhaupt  nicht  oder  nur 
nach  langem  Zögern  vorgenommen  wurde  ^). 

^)  London  County  Council,  Reports  a.  a.  0.  (1892),  I,  8.  2;  do.: 
Foriher  Report  (1898),  S.  11.  —  Notes  of  Conference  a.  a.  0.  (1894), 
S.  11  «F. 

*)  Major  Marindin,  Report  a.  a.  0.  8.  5  f.,  7,  9  f.,  11,  28  f.  ^ 
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Bei  einem  richtig  organisierten  Arbeiterverkehr  ist  fQr 
den  Komfort  der  Passagiere  nicht  nur  während,  sondern 
auch  vor  nnd  nach  der  Reise  zu  sorgen.  Zum  mindesten 
müssen  die  Warteräume  so  ger&umig  und  so  ansgestattiet  sein, 
dass  die  Passagiere  in  ihnen  Schutz  gegen  Unbilden  der 
Witterung  finden  können,  was  natürlich  auch  bei  genügend 
grossen  und  zweckentsprechend  eingerichteten  Lokalitaten  nur 
möglich  ist,  wenn  die  Passagiere  das  Recht  besitzen,  sich  in 
ihnen  aufzuhalten.  In  zahlreichen  Fällen  handelten  die  Eisen- 
bahngesellschaften diesem  Postulat  zuwider.  Viele  Wartesäle 
in  vorstadtischen  Stationsgebäuden  konnten  nur  einer  begrenzten 
Zahl  Yon  Passagieren  Unterkunft  bieten.  Im  Winter  unter- 
schied sich  die  Temperatur,  die  darin  zur  Zeit  des  Arbeiter- 
frühverkehrs herrschte,  wenig  von  der  Temperatur,  die  auf 
den  teilweise  gar  nicht  gegen  Regen  und  Schnee  geschützten 
Perrons  herrschte.  Gerade  mit  Rücksicht  darauf,  dass  häufig 
die  Arbeiter  lange  vor  Beginn  ihrer  Arbeit  an  den  inneren 
Endstationen  abgesetzt  wurden,  hätte  man  erwarten  sollen,  dass 
die  an  diesen  Endstationen  befindlichen,  bequemeren  und  um- 
fangreicheren miumlichkeiten  den  Arbeitern  zur  Verfügung 
gestellt  würden.  Es  kam  jedoch  nicht  selten  vor,  dass  die 
Warteräume  für  die  Passagiere  der  Arbeiterfrühzüge  ge- 
schlossen waren  ^). 

Schliesslich  fehlten  die  Eisenbahngesellschaften  vielfach 
gegen  den  Grundsatz,  dass  die  auf  den  Arbeiterverkehr  be- 
züglichen Bestimmungen  an  leicht  erreichbaren  Stellen  und  in 
verständlicher  Form  bekanntzugeben  sind.  Wenn  man  die 
Methoden  verfolgt,  die  manche  Gesellschaften  hinsichtlich  der 
Publikation  dieser  Bestimmungen  verfolgten,  so  gewinnt  man 
fast  den  Eindruck,  die  Absicht  der  Gesellschaften  sei  dahin  ge- 
gangen, die  Details  des  Arbeiterzugverkehres  wie  ein  süsses 
Geheimnis  zu  hüten.  Andere  Methoden  scheinen  auf  der  Auf- 
fassung zu  basieren,  dass  das  Publikum  der  Arbeiterzüge  aus 
lauter  Juristen,   aus  scharfsinnigen  InschriftenentzifPerern  oder 


Copy  of  Statements  a.  a.  0.  (1890),  S.  12.  —  London  County 
Council,  Reports  a.  a.  0.  (1892),  I,  S.  1,  6  f.,  11  f. 
')  Notes  of  Conference  a.  a.  0.  (1894),  S.  16. 
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ans  Eigentümern  reichhaltiger  Bibliotheken  bestehe.  Da  gab 
es  eine  Oesellschaft,  die  lediglich  mitteilte,  dass  sie  Arbeiter- 
fahrkarten «in  Gemässheit  der  Act  of  Parliament''  ausgebe. 
Aehnliche  hohe  Anforderungen  an  die  Gesetzeskenntnis  der 
Arbeiter  stellte  eine  andere  Gesellschaft,  die  über  ihre  Ärbeiter- 
zQge  nur  durch  die  folgende  Bekanntmachung  orientierte: 
n  Arbeiterfahrkarten  werden  ausgegeben  gemäss  den  Bestim- 
mungen, niedergelegrt  in  den  Metropolitan  Railway  Acts  1864, 
section  90;  1870,  section  16  und  1884,  section  23.''  Vielfach 
wurden  die  Mitteiluiigen  über  die  Arbeiterzüge  gar  nicht  da 
veröffentlicht,  wo  der  Arbeiter  sie  zuerst  sucht,  nämlich  auf 
den  in  den  Stationsgebäuden  angebrachten  Fahrplänen.  Wider- 
sprüche waren  nicht  selten.  Arbeiterzüge,  die  auf  den  Fahr- 
plänen als  solche  bezeichnet  waren,  waren  in  den  offiziellen 
Kursbüchern  als  gewöhnliche  Züge  bezeichnet  und  umgekehrt. 
Auch  sonst  war  die  dargebotene  Information  sehr  mager.  Es 
gab  Mitteilungen  über  die  Fahrzeit,  aber  keine  Mitteilungen 
über  die  Preise.  Es  gab  Mitteilungen  über  die  Abgangszeit 
von  der  äussersten  Endstation  und  über  die  Ankunftszeit  an 
der  inneren  Endstation,  aber  der  Fahrpreis  für  die  dazwischen- 
liegenden Stationen  blieb  in  Dunkel  gehüllt.  Manchmal  wurde 
ein  erschöpfendes  Verzeichnis  der  Fahrpreise  für  sämtliche 
Stationen  einer  Gesellschaft  gegeben,  aber  Angaben  über  die 
Entfernung  der  einzelnen  Stationen  voneinander  fehlten  und  so 
weiter  *). 

Unser  Schlussurteil  geht  dahin,  dass  unstreitig  der  Arbeiter- 
verkehr auf  den  Londoner  Eisenbahnen  Lichtseiten  aufwies. 
Wenn  wir  danach  fragen,  auf  wen  das  Gute  darin  zurück- 
zuführen ist,  so  darf  jedoch  nicht  der  Staat  in  erster  Linie 
genannt  werden.  Eine  Prüfung  der  Gesetzgebung  auf  Grund 
der  Prinzipien  eines  befriedigenden  Arbeiterverkehres  fallt  zum 
Nachteil  der  Gesetzgebung  aus,  schon  deshalb,  weil  ein  Teil 
dieser  Gesetzgebung,  die  aus  der  Zeit  vom  Jahre  1861  bis 
zum  Jahre  1883   stammende   Gesetzgebung,   nicht  nur  zahl- 


^)  Major  Mariodin,  Report  a.  a.  0.  S.  10,  11,  16,  21,  28.  ~ 
London  Countj  Council,  Reports  a.  a.  0.  (1892),  I,  S.  2;  II,  S.  16, 
21,  25,  26,  27.  —  Notes  of  Conference  a.  a.  0.  (1894),  S.  5. 


—     396    — 

reiche  Punkte,    die    die  Qualität    des  Arbeiterverkehres   mit- 
bestimmen, unberücksicbtigt  Hess,    sondern  auch  die  Punkte, 
die    sie    berücksichtigte  ^    teilweise    in   unzureichender   Weise 
regelte.     Sie   liess    beispielsweise   die  Bedürfnisse  der   später 
ihre  Arbeit   beginnenden  Arbeiter    yielfach   unberücksichtigt. 
Sie  liess  beispielsweise  den  Nachmittagsyerkehr  zu  spät  be- 
ginnen.    Sie  liess  eine  wenig  zweckentsprechende  Form  der 
Fahrkarten  zu.     Aach  war  keine  Vorkehrung  getroffen,  um 
die  Durchführung  der  Gesetzgebung  wirklich  zu  sichern,  wie 
daraus    hervorgeht,    dass    verschiedene   Fälle    vorkamen,    in 
denen  höhere  Fahrpreise  gefordert  wurden  als  gesetzlich  zu- 
lässig war^).     Das   Gesetz  des  Jahres  1883   bot  Gelegenheit 
zu  energischerem  Vorgehen.     Aber  diese  Gelegenheit  wurde 
kaum    ausgenützt.     Das  Handelsministerium  übte    seine  Be- 
fugnis nur  selten  und  nur  in  krassen  Fällen  aus^).    In  erster 
Linie  auf  die  Eisenbahngesellschaften  selbst  und  auf  die  finan- 
zielle Einträglichkeit  für  sie  ist  das  Gute  zurückzuführen,  das 
der   Londoner    Arbeiterverkehr    aufwies.     Sie   leisteten   weit 
mehr  als  die  Gesetzgebung  ihnen  zur  Pflicht  machte.    Manche 
Gesellschaften  führten  bereits  Arbeiterzüge  zu  einer  Zeit,  in 
der  für  sie  ein  gesetzlicher  Zwang  hierzu  nicht  bestand.    Die 
Gesamtzahl  der  Arbeiterzüge,  die  im  Jahre  1883  sich  auf  107 
belief,   war  um  96  Züge  grösser  als  die  Zahl  der  gesetzlich 
geforderten  Züge.    Im  gleichen  Jahre  stellte  sich  die  gesamte 
Länge  aller  Arbeiterzugslinien  mit  rund  714  miles  um  663^2  miles 
grösser  als   die  gesetzlich  geforderte  Meilenzahl.     Im  Jahre 
1890,   in   dem   die  Gesamtzahl   der  Arbeiterzüge  307  betrug, 
gab   es  296   von  den  Eisenbahngesellschaften   freiwillig   ein- 
geführte Arbeiterzüge.     Die  Länge  der  Arbeiterzuglinien  be- 
trug in   demselben  Jahre  1824  miles,   das  waren  1777  miles 
mehr  als  die  Gesetzgebung  forderte.    Die  Fälle,  in  denen  der 
gesetzlich   festgesetzte    Meilensatz    von    den   Eisenbahngesell- 
schaften überschritten  wurde,  bildeten  nur  Ausnahmefalle.    In 
der  überwiegenden  Mehrzfthl  der  Fälle  verlangten  die  Eisen- 


^)  Major  Marindin,  Report  a.  a.  0.  S.  16,  22. 
^)  First  Report  of  H.  M.  Commissioners  for  inquiring  into 
the  housing  of  the  working  classes  (1889),  S.  82  ff. 
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bahngesellschaften    geringere   Fahrpreise    als  sie  die   Oesetz- 
gebung  vorschrieb^). 

Wenn  nun  auch  zugestanden  werden  muss,  dass  manches 
Tüchtige  geleistet  wurde  und  dass  das  Hauptverdienst  den 
Eisenbahngesellschafken  allein  gebührt,  so  muss  doch  abgelehnt 
werden,  dem  Urteile  eines  deutschen  Fachmannes  beizustimmen, 
der  in  den  Verhältnissen  jener  Zeit  nur  Lobenswertes  sieht*). 
Neben  den  Lichtseiten  gab  es  auch  Schattenseiten.  Es  wurde 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Ausdehnung  der  Arbeiterzuglinien 
nicht  durchaus  befriedigend  genannt  werden  kann.  Die  An- 
ordnung der  Fahrpläne  liess,  wie  wir  sahen,  zu  wünschen 
übrig.  Schwere  Mängel  wies  auch  die  Gestaltung  der  Fahr- 
preise auf,  und  schliesslich  gab  auch  die  Ueberfüllung  der 
Züge,  der  Zustand  und  die  Behandlung  der  Stationsgebäude 
sowie  die  Art  der  Information  über  die  Details  des  Arbeiter- 
zugdienstes zu  berechtigter  Kritik  Veranlassung.  Die  Zeit 
vor  der  Begründung  des  Qrafschaftsrates  hinterliess  der  Zeit 
nach  seiner  Begründung  als  Erbe  die  Notwendigkeit  der  Re- 
formation auch  des  Londoner  Arbeiterverkehres  auf  den  Eisen- 
bahnen. 


7.  Kapitel. 

Pfandleihanstalten. 

Das  moderne  Londoner  Pfandleihgewerbe  ist  hervor- 
gegangen aus  dem  Spiele  der  Berufsteilung  und  der  Berufs- 
vereinigung. Noch  im  17.  Jahrhundert  war  dieses  Ge- 
werbe dem  Bankgeschäfte  angegliedert,  das  selbst  wieder  ein 
Annex  des  Gewerbes  der  Goldschmiede  war  ^).   Wie  das  Bank- 


*)  Major  Marindin,  Report  a.  a.  0.  S.  1,  21  f.  —  First  Report 
of  H.  M.  Gommissioners  for  inquiring  into  the  housing  of  the 
working  classea  (1889),  S.  82.  —  Copy  of  Statements  a.  a.  0.  (1890), 
S.  26  und  ib.  (1894),  S.  59.  —  Notes  of  Conference  a.  a.  0.  (1894),  8. 12. 

^  6.  Kemmann  a.  a.  0.  S.  188  ff. 

s)  Damit  h&ngt  es  zusammen,  dass  das  Geachftftsbuch  eines  Londoner 
Goldschmiedes  die  Quelle  bildet,  die  der  Nachwelt  die  folgende  indiskrete 
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geschäft  im  Laafe  der  Zeit  sich  von  dem  Goldschmiedgewerbe 
lostrennte,  so  stiess  es  auch  das  Pfandleihgewerbe  von  sich 
ab.  Doch  schon  im  ersten  Viertel  des  17.  Jahrhunderts  be- 
gann das  Pfandleihgewerbe  einen  neuen  Bund  einzugehen. 
Um  diese  Zeit  schmolz  das  Pfandleihgeschäft  mit  dem  Gewerbe 
der  brokers,  der  Trödler,  zusammen  ^).  Zu  der  Beleihung  von 
Pfändern  und  dem  Verkaufe  alter  Waren  trat  im  19.  Jahr- 
hundert noch  der  Verkauf  neuer  Waren  hinzu.  Der  Ursprung 
dieser  jüngsten  Form  der  Berufskombination  im  Londoner 
Pfandleihgewerbe  ist  vermutlich  in  zwei  Motiven  zu  suchen. 
Das  erste  Motiv  ist  in  derselben  Erwägung  zu  suchen,  die 
zur  Errichtung  moderner  Riesenbazare  führte,  in  der  Er- 
wägung, dass  eine  vielföltige  Fülle  von  Verkaufsartikeln,  ein 
buntes  Assortiment  der  verschiedenartigsten  Waren  die  Kauf- 
lust anstachelt  und  dem  Käufer  Zeit  erspart.  Das  zweite 
Motiv  knüpft  an  weitverbreitete  Axiome  an,  die  sich  auf  Preis- 
unterschiede zwischen  alten  und  neuen  Waren  beziehen.  Die 
Käufer  der  in  den  Pfandleihanstalten  aufgestapelten  verkäuf- 
lichen Waren  werden  dorthin  geführt  durch  die  Anschauung, 
dass  dort  gebrauchte  Waren  billiger  erstanden  werden  konnten 
als  neue  Waren  in  lediglich  neue  Waren  feilbietenden  Geschäften. 
Die  neuen  Waren,  die  in  den  Verkaufsräumen  der  Pfandleih- 
geschäfte mit  alten  Waren  vermischt  sind,  werden  vielfach  von 
den  Käufern  für  alte  Waren  gehalten  und  in  dem  Glauben 
erworben,  man  habe  die  vermeintlich  gebrauchten  Waren  zu 
einem  billigeren  Preise  erstanden,  als  man  hätte  bezahlen 
müssen,  hätte  man  sie  anderswo  gekauft'). 

Die  Betrachtung  des  Londoner  Pfandleihgewerbes  liefert 
einen  Beitrag  zu  der  Frage,  welchen  Anteil  die  unteren  Klassen 
an  der  Kreditwirtschaft  in  derjenigen  Stadt  hatten,  in  der 
die  Kreditwirtschaft  ihre  höchste  Entwickelung  erreichte.    In 


Kunde  überlieferte :  ,To  fifteen  pounds  lent  to  Lady  ^,  on  depodt  of  a 
golden  pot  de  chambre'  (F.  G.  Hilton  Price,  A  haodbook  of  London 
bankers,  enlarged  edition,  1891,  S.  159).  Aehnliche  FBIle  ib.  S.  31,  54 
und  69. 

*)  Select  Committee  on  Pawnbrokers,  Report  (1871),  S.  III. 

^  Select  Committee  on  Pawnbrokers»  Minutes  of  Evidence 
(1870),  qu.  1879.  —  R.  Donald,  London,  1894,  S.  448. 
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den  unteren  Klassen  sind  zwar  nicht  die  einzigen,  aber  die 
hauptsächlichen  Kreise  zu  suchen,  an  die  von  den  Pfandleihern 
Darlehen  gewährt  werden  ^). 

Nach  den  Triebfedern  für  die  Aufnahme  von  Darlehen 
kann  man  das  borgende  Publikum  der  Londoner  Pfandleih* 
anstalten  in  zwei  Gruppen  scheiden.  Unleugbar  finden  sich 
unter  den  Darlehen  Erhebenden  vielfach  solche,  die  ihre  Hab- 
seligkeiten lediglich  in  der  Absicht  verpfänden,  Geld  für  die 
Befriedigung  von  Luzusbedürfnissen  zu  erhalten,  Leute,  bei 
denen  die  Notwendigkeit,  zu  verpfänden,  die  Folge  irrationeller 
Wirtschaftsführung  ist,  die  notwendige  Gebrauchsgegenstande 
verpfänden  nur  zu  dem  Zwecke,  die  Mittel  für  verwerfliche 
Genüsse,  zur  Befriedigung  ihrer  Trunksucht  etc.  zu  erhalten, 
Leute,  für  die  die  Pfandleihanstalten  nicht  als  Einrichtungen 
in  Betracht  kommen,  die  dazu  dienen,  vorübergehende  Kala- 
mitäten zu  beseitigen,  sondern  als  Einrichtungen,  die  helfen, 
aktuelle  Schwierigkeiten  zu  chronischen  zu  machen,  immer 
tiefer  auf  der  Bahn  des  Elends  hinabzustossen '). 

Aber  unleugbar  befinden  sich  unter  den  Klienten  der 
Pfandleihanstalten  auch  grosse  Massen  solcher,  die  nicht  durch 
eine  ungeordnete  Wirtschaftsführung,  sondern  durch  unver- 
schuldete Schicksalsschläge  gezwungen  werden,  zu  verpfänden. 
Erzwungene  Arbeitslosigkeit,  Krankheit  treibt  sie  zur  Ver- 
setzung ihrer  Habseligkeiten.  Durch  sie  werden  Darlehen  zur 
Befriedigung  der  dringendsten  Lebensbedürfnisse  erhoben. 
Die  Leute,  die  zu  dieser  Gruppe  gehören,  verpfänden  nur, 
wenn  sie  vor  die  Alternative  gestellt  sind,  entweder  von  ihren 


')  Select  Committee  on  Pawnbrokers  Bill,  Minutes  of  Evi- 
dence  (1872),  qu.  45  und  70.  —  Robert  Donald,  How  to  mmiieipalise 
tbe  pawnshops  (in:  The  New  Review,  1894,  S.  463,  586,  589)  und  ders., 
London,  1894,  S.  821.  —  Die  starke  Beteiligung  der  unteren  Klassen 
geht  teilweise  auch  ans  dem  massenhaften  Vorkommen  von  winaügen 
Darlehensposten  herror.  Vgl.  Select  Committee  on  Pawnbrokers, 
Report,  Appendix  (1870),  S.  251  ff.;  Minutes  of  Evidence  (1870),  qu.  2515. 
2518—2620,  5145—5149. 

*)  Select  Committee  on  Pawnbrokers,  Minutes  of  Evidence 
(1870),  qu.  3316-8318,  3668—3666,  4031—4083,  4690.  —  Select  Com- 
mittee on  Pawnbrokers  Bill,  Minutes  of  Evidence  (1872),  qu.  105, 
209—211,  215,  222  ff.,  230,  290,  357,  421  und  529. 
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armBeligen  Gebrauchsgegenständen  Abschied  zu  nehmen  oder 
die  Armenpflege  in  Anspruch  zu  nehmen  oder  zu  verhungern  ^). 

Mehr  als  durch  diese  zweite  Gruppe  wurde  durch  jene 
erste  Gruppe  das  urteil  beeinflusst,  das  die  ökonomisch 
potenten  Kreise  sich  über  die  Daseinsberechtigung  der  Pfand- 
leihanstalten bildeten.  Unverkennbar  ging  und  geht  eine  in 
zahlreichen  finanziell  kräftigen  Kreisen  Englands  verbreitete 
Stimmung  dahin,  dass  das  Pfandleihgewerbe  eine  unberechtigte 
Bildung  sei,  und  die  Auffassung,  Pfandleihanstalten  seien  nur 
Anstalten  für  unnötiges  Schuldenmachen,  die  Verpfändenden 
seien  unsolide,  moralisch  schwächliche,  keine  oder  nur  geringe 
Sympathien  verdienende  Elemente,  entspricht  einer  in  England 
seit  langer  Zeit  in  vielen  Zirkeln  herrschenden  Anschauung  ^). 

Trotz  der  Ungunst  dieses  Milieus  verhalfen  die  Bedürf- 
nisse, denen  das  Pfandleihgewerbe  diente,  diesem  Gewerbe 
zu  grosser  Ausdehnung.  Im  Jahre  1870  betrug  die  Zahl 
der  gewerbsmässig  PßLnder  beleihenden  Personen  in  London 
zwischen  420  und  430^).  Am  Anfange  der  neunziger  Jahre 
beUef  sich  die  Zahl  der  Pfandläden  auf  650,  die  Zahl  der 
darin  thätigen  Personen  auf  2615^).  Die  Ziffern  über  die 
von  diesen  Geschäften  gemachten  Umsätze  sind  frappierend. 
Nach  einer  auf  den  Beginn  der  neunziger  Jahre  bezüglichen, 
vermutlich  kaum  zu  hoch  greifenden  Schätzung,  betrug  in 
London  die  Zahl  der  Verpfändungen  jährlich  39000000,  d.  h. 


*)  Select  Committee  on  Pawnbrokers,  Minntes  of  Evidence 
(1870),  qu.  1648—1650,  2652—2658,  2660—2662,  3323-3826,  3319  f., 
3341—3848,  3490—8500,  8525—3533,  3558—3557,  3670  f.,  4654,  4685  bis 
4689.  —  Select  Committee  on  Pawnbrokers  Bill,  Minutes  of  Evi- 
dence (1872),  qn.  54—56,  107,  222,  230,  231,  870,  422,  428—425,  528. 

*)  R.  Donald  in:  The  New  Review  a.  a.  0.  S.  581  und  Vortrag  des 
Herrn  W.  H.  Dickinson  über  ,Municipal  Pawnshops*  in  R.  Donald, 
London,  1894,  S.  487.  —  Vgl.  auch  W.  H.  Dickinson  in  der  Sitzung 
des  Londoner  Grafschaftsrates  vom  27.  Juli  1894  (R.  Donald,  London, 
1894,  S.  489). 

')  Select  Committee  on  Pawnbrokers,  Minute  of  Evidence 
(1870),  qu.  683  und  Appendix  (1870),  S.  254  ff. 

*)  R.  Donald  in:  The  New  Review  a.  a.  0.  S.  586.  —  Charles 
Booth,  Shopkeepers  and  General  Dealers  (in  seinem  Life  and  Labour 
of  the  People  in  London,  vol.  VII,  1896),  S.  247. 
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etwa  8  pro  Kopf  der  Bevölkerung;  der  jährliche  Betrag  der 
Darlehen  belief  sich  auf  9750000  Pfd.  Sterl.  Das  im  Lon- 
doner Pfandleihgewerbe  investierte  Kapital  belief  sich  nach  einer 
Schätzung  um  diese  Zeit  auf  15  Mill.  Pfd.  Sterl.,  nach  einer 
anderen  Schätzung  auf  20  Mill.  Pfd.  Sterl.,  nach  einer  dritten 
Schätzung  gar  auf  45  Mill.  Pfd.  Sterl.  ^).  Schon  wenn  wir 
die  niedrigste  dieser  Kapitalschätzungen  zu  der  oben  mitgeteilten 
Zahl  der  Pfandläden  in  Beziehung  setzen,  sehen  wir,  dass 
zum  Betriebe  eines  Pfandleihgeschäftes  grosse  Kapitalien  not- 
wendig sind.  Zur  Eröffiiung  eines  Pfandleihgeschäfkes  von 
relativ  massigem  Umfange  sollen  in  London  schon  mindestens 
5000  Pfd.  Sterl.  notwendig  sein ').  Das  grösste  Geschäft,  über 
das  nähere  Details  vorliegen,  ist  ein  Geschäft  mit  4  Filialen 
in  verschiedenen  Teilen  Londons,  in  dem  am  Beginne  der 
siebziger  Jahre  mehr  als  100000  Pfd.  Sterl.  Kapital  steckten^). 
Von  alters  her  deuten  drei  goldfarbene  Kugeln  vor  den 
Schaufenstern  an,  dass  man  vor  dem  Laden  eines  ,uncle" 
steht,  wie  der  Londoner  Yolksmund  den  Pfandleiher  nennt. 
Das  äussere  Wahrzeichen  dieser  Läden  stimmte  mit  dem 
Emblem  überein,  das  vor  einem  der  ältesten  Leihhäuser,  dem 
einst  durch  Savonarola  in  Florenz  gegründeten  Monte  di  Pieta, 
prangte.  Aber  vom  Beginne  des  Londoner  Pfandleihwesens  bis 
auf  den  heutigen  Tag  waren  im  Gegensatze  zu  der  Savonarola- 
sehen  Schöpfung  die  Londoner  Pfandleihanstalten  in  fast  aus- 
nahmsloser Regelmässigkeit  private,  höchstmöglichem  Gewinne 
für  die  Unternehmer  zustrebende  Unternehmungen,  und  zwar 
soweit  sie,  wie  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle,  private 
Unternehmungen  waren,  waren  sie  ausschliesslich  entweder 
Einzelunternehmungen  oder  Familienuntemehmungen.  Das 
Pfandleihgewerbe  gehört  zu  denjenigen  Gewerben  in  London, 
in  denen  die  Form  der  Aktiengesellschaft  nicht  Wurzel  zu 
schlagen  vermochte.  Selbst  die  grösste  Londoner  Pfandleih- 
anstalt  war  eine  Familienunternehmung.    Nur  sporadisch,  ein- 


*)  ß.  Donald  in:  The  New  Review  a.  a.  0.  S.  589  f. 
»)  Ib.  ib. 

')  Select  Committee  on  PawnbrokerB,  Minntes  of  Evidence 
(1870),  qu.  8249,  3376. 

Sinzheimer,  Der  Londoner  Orafechaftsrat.  I.  26 
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mal  im  14.,  ein  anderes  Mal  im  18.  Jahrhundert,  dann  dreimal 
im  ersten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts,  traten  Bemühungen  auf, 
Pfandleihanstalten  auf  völlig  oder  halb  philanthropischer  Basis 
zu  begründen.  Aber  grösstenteils  blieb  es  bei  dem  Plane,  solche 
Unternehmungen  zu  errichten,  oder  der  Plan  wurde  ausgeführt^ 
die  mit  Mühe  und  Not  flott  gemachte  Unternehmung  aber  ver- 
schwand bald  wieder  von  der  Bildfläche.  Im  17.  Jahrhundert 
trug  sich  Karl  I.  mit  dem  Gedanken,  eine  Pfandleihanstalt 
zu  eröffnen.  Ungefähr  um  dieselbe  Zeit  und  später  tauchten 
verschiedene  andere  Projekte  auf,  die  auf  die  Errichtung 
öffentlicher  Pfandleihanstalten  abzielten.  Auch  die  Citjver- 
waltung  plante  einmal  die  Errichtung  eines  eigenen  Pfand- 
hauses. Alle  diese  Projekte  kamen  gleichfalls  nicht  über  das 
Projektstadium  hinaus^). 

Während  des  grössten  Teiles  des  19.  Jahrhunderts  ruhte 
.  die  Idee,  öffentliche  Leihhäuser  in  London  zu  errichten.  Hin- 
gegen wurde  gegen  Ende  der  dreissiger  und  in  den  vierziger 
Jahren  dieses  Säkulums  Irland  zum  Yersuchsfelde  munizipaler 
Pfandhäuser  gemacht.  Auch  diese  Unternehmungen  waren 
nur  kurzlebig.  Von  den  8  kommunalen  Unternehmungen,  die 
während  den  genannten  Dezennien  in  Irland  eröffnet  wurden, 
gingen  alle  bis  auf  eine  einzige  bereits  in  den  vierziger  Jahren 
wieder  ein,  und  die  einzige,  die  über  den  Schluss  der  vierziger 
Jahre  hinaus  dauerte,  wurde  bald  nachher,  vermutlich  im  Jahre 
1854,  wieder  geschlossen*). 

Nachdem  die  öffentlichen  Leihhäuser  in  Irland  Schiff* 
bruch  gelitten  hatten,  hörte  man  viele  Jahre  nichts  mehr  von 
irgendwelchen  Plänen,  öffentliche  Leihhäuser  in  England  zu 
errichten.  Erst  geraume  Zeit  nach  dem  irischen  Fiasko  wird 
dieser  Gedanke  in  schwachen  Tönen  wieder  hörbar.  Im  Jahre 
1870  sprach  sich  vor  dem  in  diesem  Jahre  in  das  britische 
Pfandhauswesen  etwas  hineinleuchtenden  parlamentarischen 
Untersuchungsausschusse  eine  Reihe  von  Zeugen,  von  den  Lon- 


')  R.  Donald  in:  The  New  Review  a.  a.  0.  S.  583  f.  —  E.  Würz- 
burger, Leihh&user  im  Handwörterbuch  der  Staatswissensohaften  (heraus- 
gegeben von  Conrad,  Elster,  Lexis  und  Loening),  Bd.  IV,  S.  1039. 

2)  R.  Donald  in:  The  New  Review  a,  a.  0.  S.  584  f. 
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doner  Zeugen  Sir  Thomas  Henry,  der  oberste.  Richter  der 
hauptstädtischen  Polizeigerichte,  für  die  Errichtung  staatlicher 
oder  kommunaler  Leihhäuser  aus.  Seine  Auffassung  begründete 
der  genannte  Sir  Thomas  Henry  damit,  dass  bei  privater 
Organisation  des  Pfandleihgewerbes  es  häufig  unmöglich  sei, 
die  Veräusserung  gestohlener  Güter  in  wirksamer  Weise  zu  ver- 
hindern oder  zur  Aufdeckung  von  Diebstählen  zu  gelangen  ^). 
Von  dieser  Zeit  ab  bis  zur  Zeit  der  Begründung  des  Londoner 
Grafschafbsrates  schlummerte,  soweit  unsere  Kenntnis  reicht, 
der  Gedanke  der  Errichtung  öffentlicher  Leihhäuser  vollständig 
in  England. 

Wenn  nun  auch  das  Londoner  Pfandleihgewerbe,  von 
wenigen,  kurzen  Intermezzi  abgesehen,  dauernd  privaten 
Händen  verblieb,  so  war  es  doch  immer  durch  zahlreiche 
gesetzliche  Bestimmungen  in  seiner  Bewegungsfreiheit  ge- 
hemmt. Dies  war  nicht  nur  der  Fall  in  der  Zeit,  in  der  die 
obrigkeitliche  Kontrolle  des  gewerblichen  Lebens  das  Grund- 
prinzip der  Wirtschaftspolitik  überhaupt  bildete,  sondern  auch 
in  der  Zeit,  in  der  die  Freiheit  der  Privatunternehmung  als 
Regel  galt.  Im  Jahre  1854  fielen  die  Wuchergesetze  in  Eng- 
land, aber  die  Gesetze,  die  den  Zinsfuss  der  von  Pfandleihern 
gewährten  Darlehen  zu  regulieren  versuchten,  blieben  bestehen. 
Bis  zum  Jahre  1872  blieb  ein  Gesetz  aus  dem  Anfange  des 
19.  Jahrhunderts  in  Kraft,  das  für  Darlehen  von  10  Pfd.  Sterl. 
und  weniger  einen  Maximalzinsfuss  festsetzte.  Er  betrug  für 
Darlehen  bis  zu  42  sh  20  ^/o,  für  Darlehen  über  diesen  Betrag 
15^/o.  Auch  die  in  früherer  Zeit  begründete  Konzessions- 
pflicht wurde  konserviert.  Bis  zum  Jahre  1872  mussten  für 
die  Erlangung  der  Konzession  zum  Betriebe  des  Pfandleih - 
gewerbes  15  Pfd.  Sterl.  jährlich  entrichtet  werden.  Während 
der  ganzen  Zeit  waren  auch  Vorschriften  in  Kraft,  die  die 
Bedingungen  der  Auslösung  von  Pfändern,  die  schriftliche 
Fixierung  des  dargeliehenen  Betrages  und  die  schriftliche 
Spezialisierung  der  verpfändeten  Gegenstände  zur  Pflicht 
machten     und     die    Eigentumsrechte     an    gestohlenen    oder 


')  Select  Committee  on  PawnbrokerB,   Minates  of  Evidence 
(1870),  qn.  1553,  3673—3677,  3703-3705,  4844—4346. 
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auf    sonstige    unrechtmässige     Weise     erworbenen     Objekte 
regelten  ^). 

Im  Jahre  1870  begannen  Stimmen  laut  zu  werden,  die 
eine  Reform  der  auf  das  Pfandleihgewerbe  bezüglichen  Gesetz- 
gebung verlangten.  Verschiedene  von  diesen  Stimmen  sprachen 
sich  für  den  vollständigen  Fortfall  jeglicher  Restriktion  aus  mit 
der  Begründung,  dass  ausser  dem  Pfandleihgewerbe  nunmehr 
alle  Zweige  des  Kredithandels  freigegeben  seien').  Doch  das 
Parlament  hielt  an  dem  Geiste  fest,  der  die  frühere  gesetz- 
liche Behandlung  des  Pfandleihgewerbes  bestimmt  hatte.  Auch 
das  im  Jahre  1872  rechtskräftig  gewordene  neue  Gesetz  liess 
das  Prinzip  der  entgeltlichen  Konzessionierung  bestehen,  wenn- 
gleich in  etwas  abgemilderter  Form.  An  Stelle  einer  Konzes- 
sionsgebühr von  15  Pfd.  Sterl.  wurde  für  London  eine  solche 
von  7  Pfd.  Sterl.  10  sh  gesetzt.  Das  Motiv  für  diese  Ver- 
billigung  der  Lizenzen  scheint  keineswegs  der  Wunsch  ge- 
wesen zu  sein,  eine  lebhaftere  Konkurrenz  im  Pfandleihgewerbe 
wachzurufen.  Vielmehr  dürfte  den  Ausschlag  die  Erwägung 
gegeben  haben,  dass  die  ältere  Konzessionsgebühr  aus  einer 
Zeit  stammte,  in  der  die  alten  Wuchergesetze  noch  bestanden 
und  in  der  das  Pfandleihgewerbe  eine  Bevorzugung  insofern 
genoss,  als  ihm  gesetzlich  gestattet  war,  für  die  von  ihm 
gewährten  Darlehen  einen  höheren  Zinsfuss  als  den  allgemeinen 
gesetzlichen  Zinsfuss  anzurechnen.  Die  Ermässigung  der  Kon- 
zessionsgebühr war  eine  Schlussfolgerung  aus  der  Thatsache, 
dass  das  Pfandleihgewerbe  nach  dem  Fortfalle  der  Wucher- 
gesetze jenes  Privileg  nicht  mehr  hatte,  dass  vielmehr  im 
Gegenteile  nun  die  Pfandleiher  gesetzlichen  Beschränkungen 
unterworfen  waren,  von  denen  andere  Darlehen  gewährende 
Personen  frei  waren*).  Die  aus  der  früheren  Zeit  stammen- 
den gesetzlichen  Beschränkungen  sicherheitspolizeilicher  Natur, 
ebenso  die  Restriktionen,  die  auf  die  Ausstellung  spezialisierter 


*)  Select  Committee  on  Pawnbrokers,  Minutes  of  Evidence 
(1870),  qa.  6—14.  —  Do.,  Report  (1871),  S.  IV  ff.  —  W.  H.  Dickinson 
in  R.  Donald,  London  1894,  S.  487. 

*)  Select  Committee  on  Pawnbrokers,  Minutea  of  Evidence 
(1870),  qu.  486—442,  592,  677—695, 704—709, 787—749,  2234—2242, 2252. 

»)  Do,  Report  (1871),  8.  VIII. 
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Pfandscheine  und  auf  die  Auslösung  der  Pfänder  sich  be- 
zogen, liess  das  neue  Gesetz  unangetastet.  Auch  das  Priiizip 
der  Festsetzung  eines  gesetzlichen  Maximalzinsfusses  wurde 
nicht  preisgegeben.  Die  Aufgabe,  die  Aenderungen  zu  skiz- 
zieren, die  das  neue  Gesetz  in  den  Details  nach  dieser  Rich- 
tung enthielt,  leitet  zur  Beantwortung  der  Frage  hinüber, 
welchen  Nutzen  die  Gesetzgebung  den  Darlehensempfängern 
brachte  und  unter  welchen  Nachteilen  diese  zu  leiden  hatten. 

Nicht  Strömungen,  die  auf  eine  Verbesserung  der  Lage 
der  Darlehensempfanger  abzielten,  verlangten  eine  Umwandlung 
der  früheren  Gesetzgebung.  Es  waren  die  Pfandleiher  selbst, 
die  Aenderungen  begehrten.  Im  Einklänge  hiermit  waren  die 
Aenderungen,  die  das  Gesetz  des  Jahres  1872  brachte,  wenn 
sie  auch  nicht  alle  Wünsche  der  Pfandleiher  erfüllten,  nicht 
Verbesserungen  zu  Gunsten  der  Verpfänder,  sondern  Verbesse- 
rungen zu  Gunsten  der  Pfandleiher. 

Die  wichtigste  Aenderung  bezog  sich  auf  den  Geltungs- 
bereich und  die  Höhe  des  gesetzlichen  Zinsfusses.  Während 
die  frühere  Gesetzgebung  alle  Darlehen  bis  zu  10  Pfd.  Sterl. 
aufwärts  der  Fixierung  unterwarf,  unterstellte  das  neue  Gesetz 
Darlehen  von  mehr  als  2  Pfd.  Sterl.  der  gesetzlichen  Fixierung 
nur  dann,  wenn  keine  den  gesetzlichen  Zinsfuss  ausdrücklich 
ausschliessende  Privatabmachung  vorlag.  Zieht  man  die  Höhe 
des  Zinsfusses  in  Betracht,  zu  dem  Angehörige  höherer  Klassen 
in  den  ihnen  eigentümlichen  Formen  ihre  Ereditbedürfnisse 
befriedigen  konnten,  so  erscheint  der  gesetzliche  Maximalzins- 
fuss,  der  vor  dem  Jahre  1872  bestand,  schon  sehr  beträcht- 
lich. Er  wurde  auch  in  den  Kreisen  der  Verpfänder  als  sehr 
hoch  empfunden,  während  zahlreiche  Pfandleiher  noch  im 
Jahre  1870  wohl  damit  zufrieden  waren  ^).  Dem  Gesetze  von 
1872  fällt  das  zweifelhafte  Verdienst  zu,  einen  noch  höheren 
Zinsfuss  dadurch  legalisiert  zu  haben,  dass  es  in  denjenigen 
Fällen,  in  denen  die  vorher  berührten,  jeglichen  gesetzlichen 
Schutz    für    die    Darlehensempfänger    beseitigenden    Voraus- 


')  Select  Committee  on  Pawnbrokers,  Minutes  of  Evidence 
(1870),  qu.  8445—3447,  8511,  8512,  8612  und  3613.  —  Select  Committee 
on  Pawnbrokera  Bill,  Minntes  of  Evidence  (1872),  qu.  286  und  338. 
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Setzungen  nicht  zutrafen,  für  Darlehen  bis  zu  2  Pfd.  Sterl.  im 
Maximum  einen  Zinsfuss  von  25  ^/o,  für  Darlehen  über  2  Pfd. 
Sterl.  einen  Zinsfuss  von  40  ^/o  zuliess.  Besonders  deutlich 
springt  der  rückschrittliche  Charakter  des  neuen  Gesetzes  in 
die  Augen,  wenn  wir  die  Wirkungen  der  gesetzlichen  Aende- 
rungen  an  einigen  Spezialfällen  veranschaulichen.  Ein  Dar- 
lehen von  2  sh  6  d,  das  1  Jahr  lang  stehen  blieb,  durfte  vor 
dem  Jahre  1872  höchstens  mit  6  d  verzinst  werden,  nach  dem 
Jahre  1872  aber  durften  für  denselben  Betrag  12^2  d  Zinsen 
verlangt  werden.  Stand  dasselbe  Darlehen  nur  6  Tage,  so 
durfte  vor  dem  Jahre  1872  nicht  mehr  als  V>  d,  nach  dem 
Jahre  1872  aber  durften  l^s  d,  also  200  ^/o  mehr,  Zinsen  ver- 
langt werden^).  Es  wurde  berechnet,  dass  bei  regelmässig 
kontrahierten  kleinen  Darlehen  für  je  weniger  als  1  Woche, 
die  in  London  nicht  selten  sind,  der  Zinsfuss  pro  Jahr  2068  ^/o 
betragen  konnte,  ohne  gegen  die  gesetzliche  Zinsskala  des 
Gesetzes  von  1872  zu  Verstössen^).  Auch  im  Vergleich  zu 
ausländischen  Verhältnissen  war  der  gesetzliche  Zinsfuss  enorm 
hoch  ^).  Selbst  dies  kam  aber  vor,  dass  die  Pfandleiher  höhere 
Zinsen  berechneten,  als  sie  gesetzlich  befugt  waren ^).  Die 
Kostspieligkeit  der  aufgenommenen  Darlehen  für  die  Schuldner 
wurde  noch  erhöht  dadurch,  dass  seit  dem  Jahre  1860  die 
auch  in  dem  Gesetze  des  Jahres  1872  festgehaltene  Bestim- 
mung bestand,  dass  der  Pfandleiher  berechtigt  war,  für  jeden 
Pfandschein  auch  bei  den  kleinsten  Darlehen  \'ä  d  als  Extra- 
gebühr zu  berechnen*). 

Eine  weitere  Verschlechterung  für  die  Darlehensempfanger 
brachte  eine  andere  Neuerung  des  Gesetzes  vom  Jahre  1872. 
Während  vor  dem  Jahre  1872  die  Pfandleiher  verpflichtet 
waren,   den  eventuellen  Ueberschuss,   der  bei  dem  Verkaufe 


»)  R.  Donald,  London  1894,  S.  321  f.  —  W.  H.  Dickinaon  ib. 
S.  487,  489. 

*)  R.  Donald,  London  1894,  8.  821. 

')  R.  Donald  a.  a.  0.  1894,  S.  463,  487  f.,  489. 

*)  Select  Committee  on  Pawnbrokers,  Minntes  of  Evidence 
(1870),  qu.  8561—8566,  8589,  3590,  8639—3647.  —  Select  Committee 
on  Pawnbrokerfl  Bill,  Minates  of  £vidence  (1872),  qu.  598. 

<^)  R.  Donald  a.  a.  0.  1894,  S.  321. 
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eines  nicht  eingelösten  Pfandes  erzielt  wurde,  dem  Verpfänder 
auf  Ersuchen  auszuhändigen  und  ihm  über  den  Verkauf  auf 
Verlangen  Rechenschaft  abzulegen,  wurden  durch  das  Gesetz 
von  1872  die  mit  weniger  als  10  sh  belehnten  Pfänder  von 
dieser  Bestimmung  ausgeschlossen^). 

Die  Gesetzgebung  war  nicht  nur  teilweise  nutzlos,  weil 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  umgangen  wurden,  sie  war  auch 
positiv  schädlich,  da  sie  zu  Uebervorteilungen  der  Darlehens- 
empfänger anregte,  und  sie  war  weiter  in  mancher  Beziehung 
völlig  nutzlos,  da  die  gesetzlichen  Bestimmungen  viele  Formen 
der  Ausbeutung  durch  die  Pfandleiher  gänzlich  unberücksich- 
tigt Hessen.  Beispielsweise  gab  die  gesetzliche  Bestimmung, 
dass  Air  jedes  verpfändete  Objekt  ein  gebührenpflichtiger 
Pfandschein  auszufertigen  sei,  Veranlassung  zu  einem  die 
DarlehensempfUnger  beträchtlich  schädigenden  Missbrauche, 
den  man  ^Splitting  of  pledges*  nannte.  Wenn  dem  Pfand- 
leiher mehrere  zusammengehörende  Sachen  gebracht  wurden, 
etwa  eine  Hose,  eine  Weste  und  ein  Rock,  die  zu  demselben 
Anzüge  gehörten,  so  bestand  der  Pfandleiher  darauf,  dass  jedes 
einzelne  dieser  Objekte  als  ein  besonderes  Pfand  zu  betrachten 
sei,  und  verlangte  für  jeden  einzelnen  Artikel  die  gesetzliche 
Pfandscheingebühr').  Andere  Tricks  fanden  in  der  Gesetz- 
gebung überhaupt  keine  Erwähnung,  obwohl  sie  die  Darlehen- 
suchenden empfindlich  schädigten.  Einer  dieser  Tricks  bestand 
darin,  dass,  wenn  jemand  ein  Pfand  anbot,  der  Pfandleiher 
sich  weigerte,  das  angebotene  Objekt  zu  beleihen,  sich  aber 
bereit  erklärte,  das  betreffende  Objekt  zu  einem  exorbitant 
niedrigen  Preise  anzukaufen,  und  so  manche  Personen  nötigte, 
wider  ihren  Willen  zu  äusserst  ungünstigen  Bedingungen 
Sachen  dauernd  zu  veräussern,  auf  die  sie  eigentlich  nur 
temporär  ein  Darlehen  zu  haben  wünschten^).  Gegen  solche 
Praktiken  gewährte  das  Gesetz  gar  keinen  Schutz,   ebenso- 


^)  Robert  Donald,  London  1894,  S.  822  und  W.  H.  Dickinson 
ib.  S.  488. 

')  Select  Committee  on  Pawnbrokers,  Minutes  of  Evidence 
(1870),  qu.  3442— S444,  4090-4097,  5156—5157.  —  Robert  Donald, 
London,  1894,  S.  550. 

»)  Robert  Donald,  London  1894,  S.  449. 
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wenig  gegen  Benachteiligungen  der  Verpfander  durch  unge- 
eignete Lagerung  und  dementsprechende  Wertyerminderung 
ihrer  Pfänder,  wenn  nicht  besondere  Gratifikationen  f&r  gute 
Aufbewahrung  bezahlt  wurden^).  Zahlreichen  anderen  ähn- 
lichen Nachteilen  waren  die  Verpfander  schutzlos  ausgesetzt. 
Das  Gesetz  des  Jahres  1872  war  das  letzte  auf  das  Pfand- 
leihgewerbe bezügliche  Gesetz,  das  in  der  Periode  vor  der 
Begründung  des  Londoner  Grafschaftsrates  zu  stände  kam.  Für 
lange  Zeit  waren  die  Läden  mit  den  drei  Goldkugeln  von 
jedem  Reformversuch  verschont. 


*)  Ib.  S.  550. 


III.  Abschnitt. 


Motive  und  Prinzip  der  Reform  der  Londoner 
Stadtverfassnng  im  Jahre  1888. 


1.  Kapitel. 

Die  Fortbildung  der  liberalen  Theorie  dnreh 
John  Stuart  MllL 

Die  Kämpfe  um  die  Reform  der  Armengesetzgebung  in 
den  dreißiger  Jahren  riefen  John  Stuart  Hill  zum  Entscheid 
über  die  Frage  auf,  wie  auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege  die 
Kompetenzen  zwischen  staatlichen  und  kommunalen  Organen 
verteilt  werden  sollten.  Auch  vor  John  Stuart  Mill  tauchte 
damals  die  Versuchung  auf,  das  von  ihm  gebilUgte  staatlich- 
zentralistische  3rundelement  des  neuen  Armengesetzes  zu  einem 
Fundamentalprinzip  der  öffentlichen  Organisation  überhaupt  zu 
erheben  ^).  Doch  dieser  Plan,  dessen  Ausführung  Mill  keinen 
besonderen  Platz,  sondern  nur  einen  Platz  in  den  Reihen  der 
damaligen  Zentralisten  angewiesen  hätte,  zerrann.  Als  äussere 
Frucht  seiner  temporären  inneren  Verwandtschaft  mit  diesen 
liegt  ausser  seinem  Eintreten  für  das  Armengesetz  des  Jahres 
1834  nur  dies  vor,  dass  weder  mit  der  Munizipalreform  des 
Jahres  1835  noch  mit  der  Ordnung  der  Londoner  Stadtver- 
fassung im  Jahre  1855  sein  Name  verknüpft  ist. 

Die  Theorie,  mit  der  er  bald  nach  der  letzten  Massregel 


')  J.  St.  Mill,  Autobiography  (II.  ed.,  1873),  S.  193  f. 
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hervortrat,  ist  eine  vermittelnde  Theorie,  die  den  beiden 
vorangegangenen  entgegengesetzten  Theorien,  den  Systemen 
Chadwicks  nnd  Toulmin  Smiths,  ihre  am  schärfsten  hervor- 
springenden Kanten  abzuschleifen  nnd  das  in  ihnen  als  richtig 
Angesehene  zu  verschmelzen  versucht.  Eine  vermittelnde 
Theorie  ist  die  Theorie  John  Stuart  Mills  noch  in  einem 
anderen  Sinne.  Nicht  englische,  sondern  fremde  Kräfte  er- 
stickten in  ihm  die  Neigung,  gleich  Chadwick  die  Regelung 
des  Armen  Wesens  im  Jahre  1834  als  das  Modell  ftir  die  Or- 
ganisation des  Staats-  und  Oemeindelebens  überhaupt  zu  be- 
trachten. In  der  Theorie  John  Stuart  Mills  strömten  die 
Doktrinen  Alexis  de  Tocquevilles ,  des  französischen  Autors 
jener  glänzenden  Psychologie  der  nordamerikanischen  Demo- 
kratie, in  die  englische  Gedankenwelt  hinüber^). 

Die  Brücke  zwischen  Chadwick  und  Toulmin  Smith  wurde 
von  Mill  nicht  um  den  Preis  der  Rückkehr  zu  der  Begrenzung 
geschlagen,  die  das  System  von  Merewether  und  Stephens 
charakterisiert.  Es  ist  irrig,  mit  einem  neueren  Schriftsteller 
zu  sagen,  Mill  sei  gleich  Bentham  und  Austin  achtlos  an  der 
Frage  vorübergegangen,  ob  und  welche  prinzipielle  Ver- 
schiedenheiten zwischen  staatlichen  und  kommunalen  Organi- 
sationen bestehen^).  Das  Grundproblem,  das  Toulmin  Smith 
zum  erstenmal  unter  den  liberalen  Theoretikern  Englands  be- 
handelte, wird  auch  von  Mill  erörtert. 

Teilweise  geht  Mill  hierbei  von  denselben  Gesichtspunkten 
aus  wie  Toulmin  Smith,  teilweise  kommt  er  auch  zu  ähnlichen 
Ergebnissen  wie  dieser.  Die  Lehre  Tocquevilles,  die  Gemeinde 
im  ganzen  sei  im  Verhältnisse  zur  staatlichen  Zentralregierung 
ebenso  zu  betrachten,  wie  ein  Einzelner  im  Verhältnisse  zu 
letzterer  zu  betrachten  sei  ^),  war  einer  der  Mill  führenden  Leit- 
sterne.    Dieselben  Erwägungen,  die  von  Mill  zur  Absteckung 


^)  J.  St  Mill,  M.  de  Tocqueville  on  Democracy  in  America  (in 
seinen:  Dissertations  and  Discussions,  1859,  vol.  II),  S.  22  ff.  —  Ders., 
Autobiography,  S.  192  ff. 

*)  G.  L.  Gomme,  Lectares  on  the  principles  of  local  government 
{1897),  S.  10,  140. 

')  Alexis  de  Tocqueville,  De  la  democratie  en  Amerique 
{Bruxelles  1840),  tom.  I,  S,  118. 
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der  berechtigten  Wirkungssphäre  des  Laisser-faire  gegenüber 
den  Individuen  benützt  werden,  gehören  zu  den  Grundlagen,  auf 
denen  Mills  Ansichten  über  die  passende  Verteilung  staatlicher 
und  kommunaler  Kompetenzen  aufgebaut  sind.  In  yielen  Fällen 
ist  nach  Mill  anzunehmen,  dass  die  Angehörigen  einer  Ge- 
meinde die  sie  betreffenden  Angelegenheiten,  weil  diese  ihre 
eigenen  Angelegenheiten  sind,  besser  yerstehen  und  rühriger 
ordnen  als  staatliche  Organe.  An  der  Erledigung  solcher  An- 
gelegenheiten haben  die  einzelnen  Gemeinden  ein  direktes 
Interesse,  während  die  staatlichen  Organe  oder  die  ausserhalb 
der  betreffenden  Gemeinde  liegenden  Landesteile  nur  höchstens 
ein  indirektes  Interesse  an  ihnen  haben.  Alle  die  Vorteile, 
die  der  Differenzierung  der  Entwickelung  der  Einzelpersönlich- 
keiten und  der  Mannigfaltigkeit  der  individuellen  Handlungen 
beigemessen  sind,  sind  auch  den  kommunalen  Verbänden  zu- 
zusprechen ^). 

Der  Glaube  an  Naturrechte  ist  kein  integrierender  Bestand- 
teil liberaler  Anschauungen.  Viele  Nichtliberale  haben  an 
Naturrechte  geglaubt.  Andererseits  gibt  es  zahlreiche  Liberale, 
die  den  Glauben  an  Naturrechte  ablehnten.  Auch  insofern 
gehört  Mill  zur  utilitarischen  Schule,  als  für  ihn  die  Annahme 
von  Naturrechten  ein  Irrtum  war*).  Die  Ansicht,  dass  Men- 
schen nicht  um  angeborener  Eigenschaften  willen  Anspruch 
auf  eine  bestimmte  Staatsform  haben,  ist  dem  Gedanken  be- 
nachbart, eine  bestimmte  Staatsform  sei  damit  zu  rechtfertigen, 
dass  die  Menschen,  die  unter  ihr  leben,  mit  den  Eigenschaften 
ausgestattet  werden  können,  die  für  diese  Staatsform  passend 
sind.     So  war  Mill  reif  dafür,  durch  Tocqueville  noch  weiter 


^)  John  Stuart  Mill,  Grundsätze  der  politischen  Oekonomie. 
Uebersetzt  von  Adolf  Soetbeer.  111.  deutsche  Ausgabe,  HI.  Bd.  (1869), 
S.  262  f.  —  Ders.,  On  Liberty  (London  1897,  Longmans,  Green  &  Co., 
People*8  Edition),  eh.  Y,  S.  65.  —  Ders.,  Considerations  on  Repreaentative 
Government  (ebenda  1894),  eh.  XY,  S.  117. 

^  H.  Dietzel,  Individualismus  (Handwörterbuch  der  Btaatswissen- 
Schäften  a.  a.  0.  lY.  Bd.,  1892),  S.  567  f.  —  G.  Schmoller,  Grundrlss 
der  Allgemeinen  Yolkswirtschaftslehre  (1900),  S.  83.  —  J.  St.  Mill,  On 
Liberty  a.  a.  0.  S.  6,  44.  —  Ders.,  On  Utilitarianism  (Ausgabe  von  1885), 
S.  84  f.,  93  f.  —  D.  G.  Ritchie,  Natural  Rights  (1895),  S.  IX,  87. 
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Ton  Chadwick   weg  und  noch  näher  zu  Toulmin  Smith  hin 
geführt  zu  werden. 

Verglichen  mit  den  Lehren,  die  einen  bei  allen  Menschen 
gleichen  Urzustand  annehmen,  bedeuteten  sowohl  die  Lehren 
von  Merewether  und  Stephens  als  auch  die  Lehren  Toulmin 
Smiths  einen  Schritt  zu  dem  üebergang  aus  dem  Reiche  der 
Träume  auf  den  Boden  der  Wirklichkeit,  weil  sie  sich  wenig- 
stens bemühten,  darzuthun,  dass  die  Zustände  der  Vergangen- 
heit, die  sie  zu  neuem  Leben  erwecken  wollten,  bei  einem 
bestimmten  Volke  bestanden.  Noch  weiter,  als  es  Merewether 
und  Stephens  thaten,  drang  Toulmin  Smith  zu  diesem  Boden 
vor,  indem  er  sich  nicht  begnügte,  für  die  von  ihm  verlangte 
Gemeindeordnung  eine  geschichtliche  Sanktion  zu  finden, 
sondern  indem  er  auch  yersuchte,  ein  Bild  von  ihren  voraus- 
sichtlichen Einflüssen  auf  die  geistigen  und  sittlichen  Qualitäten 
der  Menschen  zu  entwerfen.  Alexis  de  Tocqnevilles  Schaffen 
bedeutet  eine  weitere  Etappe  auf  dem  Wege  der  Entwickelung 
der  liberalen  Theorie  zum  Realismus.  In  der  Geschichte  der 
Staats-  und  Gesellschaftswissenschaften  im  19.  Jahrhundert 
leuchtet  sein  Name  als  der  Name  eines  der  ersten  Männer 
hervor,  die  der  Anschauung  anhingen,  dass  der  Stoff  dieser 
Wissenschaften  die  reale  Welt,  das  Mittel  zur  richtigen  Er- 
forschung ihres  Stoffes  die  Beobachtung,  die  umfassende  Auf- 
deckung der  Ursachen  und  der  Wirkungen  des  thatsächlichen 
Geschehens  sei.  Während  Toulmin  Smith  von  Menschen  er- 
zählte, wie  sie  nach  seiner  Ansicht  einstmals  lebten  und  wie 
nach  seiner  Ansicht  sie  die  Zukunft  wieder  hervorzubringen 
geeignet  war,  tritt  Tocqueville  mit  dem  Anspruch  auf, 
Menschen  zu  schildern,  die  er  selbst  gesehen  hatte.  Auf 
dem  Boden  Nordamerikas  hatte  Tocqueville  den  Eindruck 
gewonnen,  dass  niemand  dort  der  Staatsregierung  das  Recht 
einräumen  werde,  sich  in  die  Leitung  der  rein  gemeindlichen 
Angelegenheiten  zu  mischen,  aus  demselben  Grunde,  aus  dem 
niemand  der  Staatsregierung  dort  das  Recht  einräumen  werde, 
in  seine  rein  privaten  Interessen  einzugreifen.  Die  Ansicht 
von  der  Analogie  der  Freiheit  der  Einzelnen  und  der  Gemein- 
den gegenüber  dem  Staate  trat  ihm  dort  als  eine  lebendige 
und  starke  Macht  entgegen.    Aus  dem  Glauben  an  diese  Ana- 
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logie  leitet  er  die  weitgehende  kommunale  Freiheit  ab,  die  er 
in  Nordamerika  vorfand  ^).  Hier  fand  er  aach  im  Strudel  des 
Lebens,  was  Toulmin  Smith  auf  Grund  von  Spekulationen 
gefunden  hatte.  Das  amerikanische  Oemeindeleben  scheint 
Tocqueville  nicht  vollständig  erklärt,  wenn  lediglich  die  bei- 
den landläufigen  Elemente  des  Gemeindelebens,  die  Gemeinde- 
verfassung und  die  Gemeindeverwaltung,  in  Betracht  gezogen 
werden.  Neben  jenen  zwei  Elementen  sah  er  ein  drittes  Ele- 
ment, das  er  «l'esprit  communal*  nennt,  eine  Summe  von 
intellektuellen  und  moralischen  Eigenschaften  der  Einwohner- 
schaft, die  geändert  werden  würden,  wenn  die  konkrete  Form 
der  dortigen  kommunalen  Einrichtungen  und  Veranstaltungen 
geändert  würde.  Deshalb  war  auch  für  Tocqueville  das 
amerikanische  Gemeindeleben  seiner  Zeit,  wie  für  Toulmin 
Smith  das  englische  Gemeindeleben  der  Vergangenheit  und 
Zukunft,  ein  Prozess  der  geistigen  und  sittlichen  Erziehung 
der  Einzelnen*). 

So  weit  auch  die  Lehren  Toulmin  Smiths  von  der  ihn 
lungebenden  Gegenwart  entfernt  waren,  so  kommt  in  ihnen 
doch  in  mancher  Hinsieiit  die  Besonderheit  der  Zeit,  in  der 
er  lebte  oder  in  der  er  seine  Ansichten  bildete,  zum  Ausdruck. 
Wie  zahlreiche  andere  manchesterliche  Excentrizitäten  jener 
Epoche  sind  auch  die  leidenschaftlichen  Ergüsse  Toulmin  Smiths 
gegen  das  Beamtentum  und  den  Staat  überhaupt  Reflexe  der 
Thatsache,  dass  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  das 
englische  Beamtentum  wirklich  häufig  mit  den  Attributen  aus- 
gestattet war,  die  die  Gegner  des  Beamtentumes  überhaupt 
diesem  als  unveränderliche  Eigenschaften  zusprachen,  und  dass 
die  Gestaltung  des  parlamentarischen  Stimmrechtes,  die  das 
Produkt  der  ersten  Parlamentsreform  war,  den  politischen 
Radikalismus  nicht  zufriedenzustellen  vermochte.  In  anderem 
Lichte  erschien  Tocqueville  das  nordamerikanische  Beamten- 
tum. Die  üblen  Eigenschaften,  die  in  späterer  Zeit  dem 
nordamerikanischen  Beamtentum  häufig  nachgesagt  wurden, 
fehlen  noch  in  den  Schilderungen  Tocquevilles.     Ein  hervor- 


»)  A.  de  Tocqueville  a.  a.  0.  S.  113  f. 
«)  Ib.  ib.  105,  S.  116  ff. 
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stechendes  Kennzeichen  des  öffentlichen  Lebens  in  Nordamerika 
schien  ihm  im  Gegensatze  zu  Frankreich  die  tiefdringende  und 
weitgreifende  Zufriedenheit  des  nordamerikanischen  Volkes  mit 
seiner  Staatsverfassung  zu  sein,  die  Tocqueyille  selbst  als  die 
fQr  Nordamerika  beste  ansah.  Mill  war  nicht  blind  gegen» 
über  den  üebelständen ,  die  im  englischen  Beamtentum  vor- 
handen waren.  Er  lebte  jedoch  in  einer  Zeit,  in  der  das  eng- 
lische Volk  bereits  die  Lösung  des  Problems  in  Angriff  ge- 
nommen hatte,  die  Organisation  seines  Beamtentumes  zu 
verbessern,  und  er  selbst  hielt  die  Uebelstände,  die  dem 
Beamtentume  anhafteten,  nicht  sämtlich  f(ir  unzertrennliche 
Begleiterscheinungen  des  Beamtentumes,  sondern  teilweise  für 
Momente,  die  durch  eine  veränderte  Organisatio«  des  Beamten- 
tumes beseitigt  werden  könnten.  Ferner  hattf  Mill  bei  seinen 
Vergleichen  zwischen  Staat  und  Gemeinde  keinen  Staat  vor 
Augen,  in  dem  die  durch  Mill  als  berechtigt  betrachteten 
Wünsche  hinsichtlich  der  Teilnahme  des  Volkes  an  der  Regie- 
rung unerfüllt  waren.  Wohl  widmete  «ich  auch  Mill  der  Auf- 
gabe, die  von  Toulmin  Smith  in  Angriff  genommen  war,  der 
Aufgabe,  die  Grundlinien  einer  vollkommenen  inneren  Organi- 
sation des  Gemeindelebens  festzulegen.  Mill  unterzog  sich  aber 
auch  der  Aufgabe,  das  Bild  eines  vollkommenen  Staates  zu 
entwerfen  und  diesen  mit  der  Gemeinde  zu  kontrastieren.  Die 
beste  mögliche  Staatsform  und  die  beste  mögliche  Form  der 
inneren  Gemeindeorganiiation  schweben  Mill  in  den  Unter- 
suchungen vor,  die  einer  Regulierung  der  Grenzen  zwischen 
Staat  und  Gemeinde  zustreben. 

Teilweise  in  jener  vorher  erwähnten  Auffassung  der  Ge- 
meinden als  fiktiver  Einzelpersönlichkeiten,  teilweise  in  diesem 
näheren  Verbältnisse  Mills  zum  Staate  ist  es  begründet,  dass 
bei  Mill  die  dem  Staate  zugewiesene  Machtsphäre  grösser  ist 
als  bei  Toulmin  Smith.  Entsprechend  der  Scheidung  der  in- 
dividuellen Handlungen  in  solche,  die  nur  das  betreffende 
Individuum  berühren,  und  solche,  die  andere  Individuen  be- 
rühren 0,  scheidet  Mill  die  Funktionen,  die  nicht  zu  dem 
Rayon    der    notwendig   dem   Staate    gebührenden   Funktionen 


»)  Grundsätze  a.  a.  0.  S.  258. 
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gehören  ^)  und  bei  denen  kommanale  Verwaltungskörper  über- 
haupt in  Betracht  kommen,  in  zwei  Gruppen.  Das  unter- 
scheidende Merkmal  ist  für  Hill  die  grössere  oder  geringere 
Intensität  des  Interesses,  das  die  Art  der  Durchführung  jener 
Funktionen  direkt  für  die  Nation  als  Ganzes  hat.  Die  erste 
Gruppe,  die  Gruppe  der  lokalen  Funktionen,  umfasst  solche 
Funktionen,  deren  konkrete  Durchführung  unmittelbar  ledig- 
lich für  die  Einwohner  der  einzelnen  lokalen  Verwaltungs- 
gebiete Yon  Bedeutung  ist.  Zu  dieser  Gruppe  rechnet  Mill 
die  Pflasterung  und  Beleuchtung  der  Strassen  sowie  die  Haus- 
drainage.  Die  zweite  Gruppe,  die  Gruppe  der  nationalen 
Funktionen,  umfasst  solche  Funktionen,  deren  Durchführung 
nicht  nur  innerhalb  des  einzelnen  lokalen  Verwaltungsgebietes, 
in  dem  sie  durchgeführt  werden,  sondern  auch  ausserhalb  des- 
selben direkt  fühlbar  werden.  Als  Typen  der  zu  dieser  Gruppe 
gehörenden  Funktionen  führt  Mill  die  Polizeiy  er  waltung ,  die 
Rechtspflege,  die  Geföngnisverwaltung,  die  Armenverwaltung 
und  die  Sanitatsverwaltung  an.  Für  die  Durchführung  der 
zur  ersten  Gruppe  gehörenden  Funktionen  sollen  kommunale 
Organe  allein  kompetent  sein,  wie  auch  dem  Individuum  in 
den  es  allein  betreffenden  Handlungen  ein  gegen  staatliche 
Eingriffe  geschirmtes  Gebiet  zugestanden  wird^).  Für  einen 
Teil  der  zur  zweiten  Gruppe  gehörenden  Funktionen  (für  die 
Polizeiverwaltung,  die  Rechtspflege  und  die  Gefängnisverwal- 
tung) wird  die  Möglichkeit  anerkannt,  sie  allein  staatlichen 
Organen  zu  übertragen.  Indes  befürwortet  bezüglich  dieses 
Teiles  der  zweiten  Gruppe  wie  für  den  anderen  Teil  derselben 
Gruppe,  der  als  notwendig  auf  die  Mitwirkung  lokaler  Organe 
angewiesen  betrachtet  wird,  Mill  eine  Kollaboration  staatlicher 
und  kommunaler  Organe^). 

Ein  fernerer  Unterschied  zwischen  Toulmin  Smith  und 
Mill  besteht  darin,  dass  dieser  dem  staatlichen  Beamtentum 
einen  weiteren  Spielraum  zugesteht  als  jener  und  dass  er  dem 


')  Ib.  S.  105  ff. 

«J  Ib.  S.  260. 

*)  Gonsiderationa  on  Representative  Government  a.  a.  0.  eh.  X\\ 
S.  116  ff.  Die  für  Mill  vorbildlichen  Stellen  finden  sich  bei  A.  de  Tocque- 
ville  a.  a.  0.  S.  114. 
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staatlichen  Beamtentume  gerade  die  Aufgabe  zuweist,  als  Ver- 
treter der  Staatsgewalt  mit  den  kommunalen  Organen  zusammen- 
zuwirken. Es  ist  bekannt,  dass  Mill  in  staatlichen  Angelegen- 
heiten das  Parlament  von  der  Exekutive  ausgeschlossen  und 
diese  lediglich  Beamten  übertragen  wissen  wollte.  Die  von 
ihm  befürwortete  Gestaltung  der  inneren  kommunalen  Organi- 
sation stimmt  damit  überein.  Die  Exekutive  sollte  in  den 
Händen  lokaler,  durch  kommunale,  ehrenamtliche  Organe  er- 
nannter und  kontrollierter  Beamten  sein^). 

Der  Unterschied,  der  somit  gegenüber  Toulmin  Smith  hin- 
sichtlich des  wünschenswerten  Masses  der  kommunalen  Auto- 
nomie bestand,  wurde  dadurch  verschärft,  dass  Tocqueville 
und  Mill  in  einem  anderen  Punkte  von  Toulmin  Smith  ab- 
wichen. Die  drei  genannten  Denker  stimmten  darin  über  ein, 
dass  sie  die  Einwohner  einer  Gemeinde  häufig  als  eine  homogene 
Masse  betrachteten  und  dass  sie  der  Ansicht  waren,  die  Be- 
teiligung der  Bürger  an  der  Eommunalverwaltung  werde  die 
Bürger  näher  aneinander  schliessen^  ihren  Blick  für  das  Vor- 
handensein gemeinsamer  Interessen  schärfen  und  zugleich  auch 
das  Streben  nach  persönlichen  Sondervorteilen  schwächen,  die 
Bereitwilligkeit  zur  Beförderung  der  Wohlfahrt  anderer  Ge- 
meindegenossen stärken.  Die  Bekämpfung  des  Individualismus 
schien  Tocqueville  eine  der  Funktionen  der  nordamerika- 
nischen Gemeinden  zu  sein^).  Auch  bei  Mill  bildet  die  Ge- 
meinsamkeit der  Interessen  der  Gemeindemitglieder  einen  Eck- 
stein seines  Systems,  und  die  kommunale  Selbstverwaltung 
dünkte  Mill  wertvoll,  weil  sie  nach  seiner  Ansicht  altruistische 
Gefühle  zu  wecken  im  stände  war*).  Aber  weder  Tocque- 
ville noch  Mill  ging  so  weit,  eine  umfassende  Harmonie  aller 
Interessen  aller  Gemeindeangehörigen,  eine  innige  Annäherung 
der  Gemeindeglieder,  eine  freudige  Opferwilligkeit  als  ihat- 
sächlich  vorhanden  oder  möglich  anzunehmen,  wie  «s  Toulmin 
Smith  gethan  hatte,  üeber  Tocqueville  hinausschreitend, 
erwähnt  Mill  sogar   die  Möglichkeit,   dass  die  Kommunalver- 


»)  Ib.  ib.  S.  111,  114,  115  f.,  118. 

")  a.  a.  0.  tom.  IV,  S.  162  ff. 

')  Conaiderations  on  Repräsentative  Govei-nment  a.  a.  0.  S.  112  f. 
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waltuDg  von  einer  Gruppe  von  Bürgern  dazu  benützt  wird, 
eine  andere  Gruppe  zu  unterdrücken.  Hieraus  ergibt  sich  für 
ihn  ein  fernerer  Anlass,  die  staatliche  Machtsphäre  weiter  aus- 
zudehnen als  Toulniin  Smith.  Zu  den  Aufgaben,  die  Mill  dem 
Staate  gegenüber  der  kommunalen  Selbstverwaltung  vindiziert, 
gehört  die  Aufgabe,  einzuschreiten,  wenn  ein  Teil  der  Bürger 
versucht,  vermittelst  der  Gemeindeverwaltung  einen  anderen 
Teil  niederzuhalten^). 

Ein  zweites  Resultat  der  Erwägungen,  die  Mill  hierzu 
führten,  besteht  darin,  dass  Mill  das  Repräsentativsystem,  das 
für  ihn  die  passende  Grundlage  einer  guten  Staatsverfassung 
war,  prinzipiell  auch  zur  Grundlage  der  Eommunalverfassung 
machen  wollte.  Zu  der  kälteren  Wertung  der  kommunalen 
Selbstverwaltung  hinsichtlich  der  Stellung  der  Einzelnen  zu 
einander  kam  Alexis  de  Tocqueville,  trotzdem  er  in  den  Ver- 
einigten Staaten  allgemeine  städtische  Bürgerversammlungen 
in  Wirksamkeit  sah.  Diesen  Gegensatz  Tocquevilles  zu 
Toulmin  Smith  führte  Mill  noch  weiter  fort.  Entsprechend 
der  Begrenzung,  in  der  bei  Mill  der  Gedanke  der  ethischen 
Läuterung  der  Einzelnen  vermittelst  der  Teilnahme  an  der 
Eommunalverwaltung  auftritt,  wandte  sich  Mill  von  derjenigen 
Verfassungsform  ab,  die  Toulmin  Smiih  in  dem  Bestreben  ge- 
fordert hatte,  ein  Mittel  zu  erhalten,  um  die  Gemeindemitglieder 
mit  dem  Geiste  der  Brüderlichkeit  zu  erfüllen.  Die  Besorgung 
der  Gemeindegeschäfle  in  allgemeinen  Bürgerversammlungen 
hält  Mill  nicht  für  zweckentsprechend.  Ausser  bezahlten  Be- 
amten sollten  nach  Mill  gewählte  Repräsentanten  die  Organe 
der  Verwaltung  sein*). 

Die  Differenz,  die  trotz  jener  Erweiterung  der  staatlichen 
Machtsphäre  über  die  durch  Toulmin  Smith  gezogenen  Grenzen 
hinaus  bei  Mill  zwischen  diesem  und  Chadwick  vorhanden  ist 
und  die  darin  zum  Ausdruck  kommt,  dass  der  für  die  kom- 
munale Selbstverwaltung  gegenüber  dem  Staate  abgesteckte 
Spielraum  bei  Mill  grösser  ist  als  bei  Chadwick,  wurzelt  darin, 
dass  Mill  im  Gegensatze  zu  Chadwick   mit  Toulmin  Smith  in 


*)  Ib.  S.  118  f. 
•)  Ib.  S.  Ulf.,  115 f. 
Sinzheimer,  D«r  Londoner  Orafechaftsrat.  I.  27 
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der  Auffassung  zusammenixifftf  die  Teilnahme  der  Bürger  an 
der  kommunalen  Selbstverwaltung  produziere  wertvolle  geistige 
und  sittliche  Eigenschaften  bei  jenen.  In  mancher  Hinsicht 
tritt  diese  Auffassung  bei  Mill  sogar  eindringlicher  auf  als  bei 
Toulmin  Smith. 

In  Uebereinstimmung  mit  dem  näheren  Verhältnisse,  das 
Mill  zu  dem  ihm  vorschwebenden  Staate  einnahm,  billigte  er 
auch  dem  staatlichen  Repräsentativorgan  die  Fähigkeit  zu,  als 
ein  Element  der  Erziehung  der  Bürger  zu  wirken.  Auch  die 
Wahlen  zum  Parlament  und  die  Teilnahme  an  den  Arbeiten 
des  Parlaments  als  Parlamentsmi^lied  sind  Instrumente  der 
Erziehung.  Aber  nach  der  Ansicht  Mills  sind  kommunale 
Institutionen  die  Hauptinstrumente  dessen,  was  er  die  öffent- 
liche Erziehung  der  Bürger  nennt.  Die  Wahlen  zum  Parla- 
ment finden  nur  in  grossen  zeitlichen  Zwischenräumen  statt 
und  sie  schulen  die  Wähler  nur  im  Denken,  nicht  im  verant- 
wortlichen Handeln ;  die  Zahl  der  Parlamentsmitglieder  ist  eng- 
begrenzt. Die  Aufgabe  der  Mitglieder  lokaler  Repräsentativ- 
körper ist,  nicht  nur  thatenlos  zu  kritisieren,  sondern  auch  zu 
handeln.  In  lokalen  Repräsentativkörpern  ist  für  weit  mehr 
Mitglieder  Platz  als  im  Parlament  allein.  Als  Mittel  der 
Trainierung  wirken  ferner  die  lokalen  Repräsentativkörper  in 
tiefer  stehenden  Schichten,  da  in  der  Regel  die  höheren  Schichten 
nicht  begehren,  Mitglieder  lokaler  Körperschaften  zu  werden. 
Hinzu  kommt  noch  dies,  dass  der  Aufgabenkreis  dieser  Körper- 
schaften weniger  vitale  Interessen  umfasst  als  der  staatliche 
Aufgabenkreis.  Es  schadet  dort  deshalb  weniger,  wenn  minder 
geschulte  Elemente  mitregieren,  als  hier^). 

Die  Eigenschaften,  die  Toulmin  Smith  als  Früchte  der 
von  ihm  ersehnten  staatlich-kommunalen  Ordnung  winken  sieht, 
lassen  sich  zum  Teil  als  Eigenschaften  der  persönlichen  Selb- 
ständigkeit bezeichnen.  Zum  Teil  gehören  die  Qualitäten, 
die  Tocqueville  auf  das  amerikanische  Gemeindeleben  zurück- 
führt, Selbstvertrauen,  Rührigkeit,  Entschlossenheit,  zu  der- 
selben Kategorie.  Vermittelst  eines  verwandten  Gedanken- 
ganges führt  er  die  Zurückdrängung  des  französischen  Elementes 


')  Ib.  S.  112. 
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in  Nordamerika  darauf  zurück,  dass  die  an  gute  Oemeinde- 
verwaltung  gewöhnten  Völker  leichter  als  andere  blühende 
Kolonien  schaffen,  weil  innerhalb  jener  Völker  den  einzelnen 
Kolonisten  die  Gewohnheit  eingeimpft  werde,  für  sich  selbst 
zu  denken  und  sich  selbst  zu  regieren^).  Auch  Mill  rühmt 
der  kommunalen  Selbstverwaltung  die  Fähigkeit  nach,  Quali- 
täten zu  erziehen,  die  die  Bedeutung  der  Einzelnen  als  Ein- 
zelner erhöhen.  Namentlich  betrachtet  Mill  ähnlich  Tocque- 
yille')  die  kommunale  Selbstverwaltung  als  einen  Hort  der 
Freiheit,  allerdings  in  einem  von  Toulmin  Smith  teilweise  ab- 
weichenden Sinne.  Bei  Toulmin  Smith  figuriert  das  staatliche 
Beamtentum  als  der  Hauptfeind  der  Freiheit  und  zwar  immer 
als  ein,  verglichen  mit  der  lokalen  Selbstverwaltung,  intellektuell 
inferiores  Organ.  Im  Gegensätze  hierzu  nimmt  Mill  es  als 
möglich  an,  dass  die  besten  und  tüchtigsten  Kräfte  eines 
Landes  fast  sämtlich  als  Beamte  in  den  Staatsdienst  gezogen 
werden.  Mit  Rücksicht  auf  diese  Ge&hr  erscheint  in  den 
Augen  Mills  die  kommunale  Selbstverwaltung  als  wertvoll. 
Ihm  erscheint  sie  als  ein  Mittel,  im  Volke  Intelligenz  auf  Ge- 
bieten zu  erwecken,  auf  denen  den  im  Staatsdienste  erforder- 
lichen Fähigkeiten  ähnliche  Fähigkeiten  erworben  werden 
können.  Ihm  erscheint  sie  damit  als  ßettung  dagegen,  dass 
alle  Intelligenz  im  staatlichen  Beamtentum  konzentriert  und 
dass  das  Volk  absolut  auf  die  Dienste  des  staatlichen  Beamten- 
tumes  angewiesen  wird.  Ein  Volk  mit  ausgedehnter  Selbst- 
verwaltung ist  für  Mill  deshalb  frei,  weil  es  nach  seiner  An- 
sicht die  Kraft  hat,  im  Falle  des  Versagens  der  Bureaukratie 
selbst  die  Regierung  des  Landes  zu  übernehmen.  Ein  solcher 
Zustand  war  für  Mill  in  demjenigen  Lande  erreicht,  dessen 
Geheimnisse  ihm  Tocqueville  entschleierte*). 

Aus  einem  anderen  Grunde  noch  erschien  Mill  ein  solcher 
Zustand  als  eine  Schutzwehr  der  Freiheit.    In  der  Schule  der 


*)  a.  a.  0.  tom.  III,  S.  276. 

')  ,Le8  iDfltitutions  communales  sont  k  la  libert^  ce  qua  les  ecoles 
primaires  sont  ä  la  sdence  . . .  Sans  institations  commonales  une  nation 
peut  86  donner  un  gouvernment  libre,  mais  eile  n*a  pas  Tesprit  de  la 
liberte.'    a.  a.  0.  tom.  I.  S.  105. 

»)  On  Liberty  a.  a.  0.  eh.  V,  S.  65  ff. 


—    420     ^ 

lokalen  Selbstverwaltung  wird  die  Bevölkerung  zu  der  Fähig- 
keit erzogen,  mit  Sachverständnis  die  Thätigkeit  des  staatlichen 
Beamtentumes  zu  beurteilen  und  so  Fehler  dieses  Beamten-^ 
tumes  verhindern  zu  helfen^). 

Schon  bei  Toulmin  Smith  umfasst  die  Gruppe  der  für  di^ 
Gemeinde  als  Ganzes  und  der  persönlich  wertvollen  Eigen- 
schaften keineswegs  alle  Eigenschaften,  die  als  Resultate  einer 
vollkommenen  Organisation  der  Selbstverwaltung  betrachtet 
werden.  Schon  bei  Toulmin  Smith  blitzt  die  Idee  auf,  dass 
die  durch  die '  kommunale  Selbstverwaltung  in  den  Einzelnen 
erzeugten  Eigenschaften  auch  fdr  den  Staat  wertvoll  seien  und 
dass  auch  die  vom  Staate  völlig  unbeeinflusste  kommunale 
Thätigkeit  doch  eine  Thätigkeit  im  Dienste  des  Staates  sei. 
Das  Vorhandensein  des  gleichen  Gedankens  bei  Mill  wird 
bereits  durch  die  zuletzt  erwähnte  Bolle  belegt,  die  durch  Mill 
der  kommunalen  Selbstverwaltung  gegenüber  dem  staatlichen 
Beamtentum  beigelegt  wird.  Die  kommunale  Selbstverwaltung 
figuriert  hier  als  ein  das  staatliche  Beamtentum  bestimmendes 
Element,  als  ein  Korrektiv  gegen  die  dem  staatlichen  Beamten- 
tum zugeschriebenen,  einem  der  Staatszwecke  zuwiderlaufen- 
den Tendenzen,  und  es  ist  hervorhebenswert,  dass  für  Mill  die 
hauptsächliche  Bedeutung  der  kommunalen  Selbstverwaltung 
nach  dieser  Richtung  darin  besteht,  das  Beamtentum  davon 
abzuhalten,  in  Routine  zu  erstarren,  es  also  dem  Zwecke  zu- 
zutreiben, den  der  Liberalismus  dem  Staate  in  der  Aufgabe 
gesetzt  hatte,  fortschrittlich  zu  sein^). 

Mill  kam  zu  dieser  Erweiterung  jener  Idee  Toulmin  Smiths, 
da  er  in  seiner  Stellung  hinsichtlich  des  staatlichen  Beamten- 
tumes von  diesem  abwich.  Zu  einer  anderen  Erweiterung  kam 
er  gemäss  der  Verschiedenheit  der  Staatsform,  die  er  bei  seinen 
Lehren  über  die  kommunale  Selbstverwaltung  vor  Augen  hatte. 
Die  Funktion,  die  Toulmin  Smith  der  Erziehung  der  Einzelnen 
durch  die  kommunale  Selbstverwaltung  für  das  Staatsganze 
beilegte,  war  für  jede  Staatsform  die  gleiche.  Mill  beschreibt, 
auch  hierin   den  Anregungen  Tocquevilles  folgend,   die  Wir- 


»)  Ib.  ib. 
«)  Ib.  S.  67. 
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kungeiif  die  von  der  kommunalen  Selbstverwaltung  auf  einen 
nach  freiheitlichen  Prinzipien  organisierten  Staat  ausgehen, 
und  er  betrachtet  die  kommunale  Selbstverwaltung  als  wert- 
voll, weil  sie  die  Einzelnen  auf  dem  Wege  der  Erziehung  zu 
Gemeindebürgern  in  geeignete  Staatsbürger  umwandle,  weil 
sie  die  Einzelnen  mit  Fähigkeiten  ausstatte,  deren  konsequente 
Entfaltung  die  für  die  Erhaltung  eines  freiheitlich  organisierten 
Staates  notwendigen  Attribute  der  Individuen  seien  ^)« 

Aber  Hill  ging  über  den  Versuch  noch  hinaus,  die  Be- 
deutung der  kommunalen  Selbstverwaltung  für  jede  Form  eines 
freiheitlich  organisierten  Staates  nachzuweisen,  unter  den 
Denkern,  die  für  die  weite  Beteiligung  des  Volkes  an  der 
Staatsregierung  sich  entschieden,  nimmt  Mill  neben  Tocque- 
ville  eine  eigenartige  Stellung  insofern  ein,  als  er  in  dieser 
Beteiligung  grosse  Gefahren  sah.  Von  Tocqueville  hatte  Mill 
gelernt,  dass  auch  in  einem  freilieitlich  organisierten  Staate 
eine  Tyrannei,  nämlich  eine  Tyrannei  der  Mehrheit,  möglich 
sei.  Mills  Unterscheidung  zwischen  einer  falschen  Demokratie, 
die  die  Repräsentation  der  Mehrheit  als  identisch  auffasst  mit 
der  Gesamtheit  des  Volkes,  und  einer  wahren  Demokratie,  die 
Ausschreitungen  der  Mehrheit  als  möglich  ansieht  und  zu  ver- 
hindern sucht,  erwuchs  aus  den  Beobachtungen,  die  Tocque- 
ville in  Nordamerika  gemacht  hatte  ^).  Hier  fand  dieser  aber 
nicht  nur  die  Tendenz  der  Mehrheit  im  Staate,  die  Minderheit 
zu  unterjochen.  Er  fand  auch  eine  dieser  Tendenz  entgegen- 
wirkende Tendenz,  die  nach  seiner  Auffassung  in  den  kom- 
munalen Selbstverwaltungskörpem  ihre  Organe  hatte.  Sie 
erschienen  ihm  wie  versteckte  Felsen,  die  den  Strom  des 
Willens  der  staatlichen  Mehrheit  aufhielten  und  teilten.  Der 
den  kommunalen  Selbstverwaltungskörpern  überlassene  Wir- 
kungskreis bildete  für  Tocqueville  eine  Einschränkung  der 
Gebiete,  auf  denen  die  Macht  der  staatlichen  Mehrheit  sich 
entfalten  konnte.   Ohne  solche  Kanäle  der  Verteilung  der  Macht 


^)  A.  de  Tocqueville  a.  a.  0.  tom.  I,  S.  86,  119  f.,  155,  161  f., 
164  ff.,  171,  175;  tom.  II,  S.  203  ff.;  tom.  III,  S.  49,  82  ff.  —  J.  St.  Mill, 
Grundsätze  a.  a.  0.  S.  268  ff.  —  Ders.,  Considerations  on  Representative 
Qoveniment  a.  a.  0.  eh.  III. 

*)  Autobiography  a.  a.  0.  S.  191  f. 
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scheinen  ihm  demokratische  Völker  weit  mehr  als  aristokratisch 
regierte  Volker  dem  Despotismus  ausgesetzt  zu  sein,  weil  bei 
jenen  die  Mehrheit  des  Volkes  geneigt  ist,  der  staatlichen 
Volksvertretung,  wenn  sie  die  einzige  Repräsentantin  des  Volks- 
willens ist,  alle  Macht  in  die  Hände  zu  legen  und  weil  die 
Inhaber  der  Macht  innerhalb  der  Volksvertretung  bei  Aus- 
schreitungen ausser  mit  dem  Widerstand  der  Minderheit  im 
Volke  nur  mit  atomisierten  Individuen  zu  rechnen  haben.  Die 
kommunalen  Selbstverwaltungskörper  erst  geben  einem  Volke 
den  Schutz,  der  innerhalb  eines  aristokratisch  regierten  Volkes 
vorhanden  ist,  weil  hier  in  den  Trägem  der  aristokratischen 
Teilgewalten  über  die  Einzelnen  emporragende  Kräfte,  die 
stets  zur  Einschränkung  der  Macht  eines  Despoten  bereit  sind, 
vorhanden  sind.  Bei  Tocqueville  bestand  ferner  die  Ansicht, 
dass  in  demokratischen  Völkern  ohne  kommunale  Selbstver- 
waltungskörper leicht  der  Ehrgeiz  vieler  darauf  hinausgehe, 
vermittelst  der  Mehrheit  in  der  staatlichen  Volksvertretung  als 
Einzelner  oder  in  Verbindung  mit  wenigen  Einzelnen  unter 
steten  Eonzessionen  an  die  Mehrheit  eine  thatsächliche  persön- 
liche Tyrannis  oder  eine  eng  begrenzte  Oligarchie  zu  begrün- 
den. Die  kommunalen  Selbstverwaltungskörper  in  Nordamerika 
erschienen  Tocqueville  demgegenüber  als  Ventile,  durch  die 
der  unbefriedigte  Ehrgeiz  hierdurch  sich  entladen,  als  Organi- 
sationen, innerhalb  welcher  Ambitionen,  die  sonst  in  einer  für 
den  Staat  gefährlichen  Weise  sich  hätten  entladen  müssen, 
eine  allgemein  gedeihliche  Wirksamkeit  entfalten  und  Nahrung 
für  ihre  Sättigung  finden  konnten^).  Wie  Mill  unter  dem 
Eindrucke  der  Schilderungen  Tocquevilles  jene  Fehler  des 
staatlichen  Bepräsentativsystems  als  reale  Attribute  dieses 
Systems  betrachtete,  so  gestand  er  auch  der  kommunalen 
Selbstverwaltung  diese  Fähigkeit  zu,  jene  Fehler  auszutilgen 
oder  wenigstens  abzuschwächen.  Einerseits  wies  er  staatlichen 
Organen  die  Aufgabe  zu,  zu  verhindern,  dass  kommunale 
Repräsentativkörper  die  Minderheit  niederhielten,  aber  anderer- 
seits wies   er  diesen  wieder  die  Rolle  zu,   der  Knebelung  der 


»)  a.  a.  0.  tom.  I,  S.  118,  171  f.;  tom.  11,  S.  131  ff.;  tom.  III,  S.  1  f., 
49,  95. 
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Minderheit  im  Staate  durch  den  staatlichen  Vertretungskörper 
entgegenzuarbeiten.  Nur  unter  der  Voraussetzung  des  Vor- 
handenseins kommunaler  Selbstverwaltungskörper  schien  ihm 
das  Repräsentativsystem  die  beste  mögliche  Staatsform  zu 
bilden'). 

Dem  MiUschen  Staatsideal  haftet  demnach  ein  ähnlicher 
resignierter  Zug  an,  wie  wir  ihn  in  Mills  Ideal  der  inneren 
kommunalen  Organisation  antrafen.  Er  kommt  hier  nicht  nur 
in  der  Forderung  von  kommunalen  BepräsentatiTkörpem  an 
Stelle  allgemeiner  stadtischer  Bürgerversammlungen  zum  Aus- 
druck. Die  Auffassung,  dass  wie  im  Staatsleben  so  auch  im 
Gemeindeleben  ein  fesselloser  Altruismus  kein  in  absehbarer 
Nähe  aufgerichtetes  und  deshalb  auch  kein  praktisch  zu  berück- 
sichtigendes Ziel  sei,  trieb  Mill  dazu  an,  sich  auch  von  den 
Ansichten  zu  entfernen,  die  Toulmin  Smith  über  die  Grösse 
der  kommunalen  Verwaltungseinheiten  und  über  die  Verteilung 
der  Funktionen  unter  die  yerschiedenen  kommunalen  Organe 
geäussert  hatte. 

Jene  Auffassung  ertötete  in  Mill  nicht  nur  das  Bedürfnis 
nach  allgemeinen  städtischen  Bürgerversammlungen,  sondern 
auch  das  Bedürfnis  nach  einer  Spaltung  der  Eommunalyer- 
waltung,  wie  sie  vom  Standpunkte  der  entgegengesetzten  Auf- 
fassung aus  Toulmin  Smith  gefordert  hatte.  Andererseits  reicht 
die  Einheit  der  Interessen  der  Gemeindebürger  zwar  bei  Mill 
weniger  tief  als  bei  Toulmin  Smith,  greift  aber  weiter.  Mill 
hegte  die  Ansicht,  dass  die  Teile  keiner  noch  so  grossen  Stadt 
bedeutende  besondere,  von  anderen  Teilen  derselben  Stadt  ab- 
weichende Interessen  hätten.  Er  erklärt  sich  deshalb  dagegen, 
dass  das  Stadtgebiet  in  eine  Vielheit  geographisch  begrenzter 
Verwaltungsgebiete  zerschnitten  werde,  und  er  erhebt  die  For- 
derung, dass  jede,  wenn  auch  noch  so  grosse  Stadt  nur  ein 
einziges  Gemeiuderatskollegium  besitzen  soll.  Er  tadelt  an 
jener  von  Toulmin  Smith  befürworteten  Spaltung  unter  anderem 
dies,  dass  sie  kostspielig  sei,  dass  sie  die  einheitliche  Durch- 
führung  bewährter    Verwaltungsprinzipien    unmöglich   mache, 


*)  Grandsätze  a.  a.  0.  S.  259  f.  —  Antobiography  a.  a.  0.  8.  192  f. 
—  CoQsiderations  on  Bepresentative  Government  a.  a.  0.  S.  118. 
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dass  durch  sie  die  staatliche  Zentralyerwaltung  gezwungen 
werde,  Funktionen  auf  sich  zu  nehmen,  die  am  besten  einem 
einheitlichen  kommunalen  Zentralorgan  übertragen  würden^). 

Nicht  nur  die  Spaltung  der  KommanalTerwaltung  nach 
geographischen  Teilgebieten,  sondern  auch  nach  besonderen  Ver- 
waltungszwecken wird  von  Mill  abgelehnt.  Nach  Mill  ist  die 
Ueberwachung  der  kommunalen  Exekutive  Aufgabe  der  Ge- 
meindevertretungen. Für  die  Exekutive  ist  die  Arbeitsteilung  das 
Richtige,  für  die  Eontrolle  der  Exekutive  die  Arbeitsvereinigung. 
Sie  ist  es  auch  deshalb,  weil  die  Bildung  besonderer  Gemeinde- 
vertretungen für  besondere  Verwaltungsaufgaben  eine  wesent^ 
liehe  Voraussetzung  der  günstigen  Wirksamkeit  lokaler  Insti- 
tutionen, nämlich  die  Qualität  der  in  der  lokalen  Selbstver- 
waltung thätigen  Personen,  unvorteilhaft  beeinflusst.  Mill  ist 
der  erste,  der  den  Zusammenhang  zwischen  der  Ausdehnung 
des  Aufgabenkreises  der  Selbstverwaltungskörper  und  der 
Qualität  ihrer  Mitglieder  imtersucht  hat.  Zum  erstenmal  wird 
von  ihm  der  Satz  aufgestellt,  dass  den  Gemeindevertretungen 
wichtige  und  zahlreiche  Funktionen  überwiesen  werden  müssten, 
weil  es  nur  so  gelänge,  bei  gesellschaftlich  und  intellektuell 
hochstehenden  Personen  die  Neigung  zu  erwecken,  Mitglieder 
der  Gemeindevertretungen  zu  werden.  Aus  der  geringen  Aus- 
dehnung und  der  Monotonie  des  Aufgabenkreises  des  Metro- 
politan Board  of  Works  leitet  Mill  die  Thatsache  ab,  dass  die 
Mitglieder  dieser  Körperschaft  denselben  Kreisen  angehörten 
wie  die  Mitglieder  der  Vestries  und  District  Boards*). 

In  diesen  Ausführungen  ist  bereits  eine  Grundlage  für  die 
Stellung  gegeben,  die  Mill  mit  Bezug  auf  die  Frage  einnahm, 
ob  mit  Toulmin  Smith  die  indirekte  Wahl  eines  kommunalen 
Zentralorgans  zu  billigen  ist.  Mill  war  bekanntlich  ein  prin- 
zipieller Gegner  des  indirekten  Wahlsystems,  weil  er  glaubte, 
dass  die  Vorzüge,  die  die  Freunde  dieser  Wahlform  ihr  nach- 
sagten, ihr  nicht  anhafteten.  Unter  dem  Eindrucke  Tocque- 
villescher  Lehren  *)  nahm  Mill  nur  einen  Fall  aus.    Er  billigte 


*)  Repräsentative  Government  a.  a.  0.  S.  113. 

»)  Ib.  S.  114  f. 

2)  A.  de  Tocqueville  a.  a.  0.  tom.  II,  S.  135  ff. 
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die  indirekte  Wahl  da,  wo  die  im  zweiten  Wahlstadium  Stimm- 
berechtigten neben  dem  Stimmrecht  hervorragende,  sie  über 
das  Gros  der  Urwähler  emporhebende  Eigenschaften  und  weit- 
gehende administrative  Pflichten  hätten,  wie  es  nach  seiner 
Ansicht  bei  den  für  die  Wahlen  zum  Senat  der  Vereinigten 
Staaten  Stimmberechtigten  der  Fall  war.  Aus  zwei  Gründen 
konnte  Mill  den  für.  die  Zusammensetzung  des  Metropolitan 
Board  of  Works  Yorgeschriebenen  Wahlmodus  nicht  als  eine 
berechtigte  Spielform  des  indirekten  Wahlsystems  betrachten. 
Erstens  war  ein  wesentliches  Element  der  Millschen  Auf- 
fassung bezüglich  der  Vestries  und  District  Boards  die  Ansicht, 
dass  die  Mitglieder  dieser  Körperschaften  weder  in  geistiger 
noch  in  gesellschaftlicher  Hinsicht  viel  von  denen,  die  sie 
wählten,  verschieden  seien.  Zweitens  hatte  Mill  sich  bemüht, 
nachzuweisen,  dass  es  aus  zahlreichen  Gründen  unangebracht 
sei,  die  Vestries  und  District  Boards  als  Verwaltungskörper 
bestehen  zu  lassen^). 

Die  Geschichte  der  Porträtmalerei  weist  eine  Epoche  auf, 
in  der  der  Künstler  dem  Bildnisse  einen  landschaftlichen  oder 
monumentalen  Hintergrund  beigeben  zu  müssen  glaubte. 
Tocqueville  ist  einer  jener  Köpfe,  die  mehr  als  andere  diese 
Auffassung  als  berechtigt  erscheinen  lassen;  denn  besser  als 
die  feinste  Herausarbeitung  sieiner  Züge  kann  die  Berücksich- 
tigung des  Milieus,  das  ihn  jahrelang  umgab,  das  Wesen  seiner 
Persönlichkeit  enthüllen.  Es  ist  ein  Milieu,  das  an  sich  schon 
das  Auge  eines  grossen  Meisters  zu  fesseln  vermag.  Es  ist 
einer  jener  Teile  der  Normandie,  in  denen  die  sanften  Linien 
einer  lieblichen  Wiesenlandschaft  verfolgt  werden  können,  bis 
ihr  frisches  Grün  in  die  Meereswellen  versinkt.  Und  in  dieser 
Landschaft  ragt  ein  moosbewachsenes  Schloss  gen  Himmel,  das 
alte,  epheuumsponnene  Grafenschloss  Tocqueville,  Hier  müssen 
wir  uns  Tocqueville  vorstellen,  umweht  von  den  Winden,  die 
aus  der  Heimat  Simon  de  Montforts  herüberwehen.  So  stellte 
ihn  auch  Mill  sich  vor  in  der  besten  Stunde  seines  Tocque- 
ville gewidmeten  Denkens,  in  jenem  geistsprühenden  Essay, 
in   dem   er  ihn  der  Gruppe  derer  zurechnet,   die  die  Brücke 


^)  Consideratioiis  on  Representative  Government,  eh.  IX,  S.  76  ff. 
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zwischen  zwei  Epochen  der  französischen  Geschichte  bilden, 
der  Gruppe  der  Edelleute,  die  in  den  Traditionen  des  ancien 
regime  aufwuchsen,  durch  manche  innere  Bande  auch  mit 
diesem  verknüpflt  blieben,  aber  sich  den  Mächten  anschlössen, 
durch  die  die  Herrschaft  der  alten  Gewalten  zertrümmert 
wurde  ^).  Der  Enkel  jenes  Malesherbes,  der  die  Verteidigung 
Ludwigs  XVI.  vor  dem  Konvent  geführt  und  daf&r  sein  Greisen- 
haupt auf  den  Henkersblock  hatte  legen  müssen,  der  Sohn  der 
Familie,  dem  unter  der  Restauration  die  Sonne  königlicher  Gunst 
hell  leuchtete,  kämpfte  in  seinem  Inneren  den  Kampf  durch, 
der  im  Jahre  1789  auf  den  Strassen  von  Paris  ausgefochten 
wurde.  Und  als  Sieger  ging  aus  jenem  inneren  Konflikt  der 
Sieger  jenes  Jahres  hervor,  der  spätere  Triumphator  in  der 
Jnlirevolution,  der  dritte  Stand. 

Dieser  behielt  die  beherrschende  Stellung  im  Denken 
Tocquevilles  auch  in  der  Zeit,  die  der  Jnlirevolution  folgte 
und  die  den  dritten  Stand  in  Frankreich  mit  einem  neuen 
Gegner  konfrontierte.  Die  Umwandlung  der  aristokratischen 
Welt  in  eine  bürgerliche  hatte  Tocqueville  mitgemacht.  Den 
Emanzipationsbestrebnngen  des  Proletariats  stand  er  voll  Feind- 
schaft gegenüber.  Mit  Recht  kann  ihm  sein  Biograph  nach- 
sagen, dass  er  dem  durch  Intelligenz,  Industrie  und  Besitz  sich 
aufschwingenden  Bürgertume  mit  seiner  ganzen  Energie  sich 
angeschlossen  habe').  Er  war  ein  Führer  des  Bürgertumes 
nicht  nur  im  Kampfe  mit  dessen  früheren  Beherrschern,  son- 
dern auch  im  Kampfe  mit  den  aufwärtsdrängenden  unter  dem 
Bürgertum  stehenden  Schichten.  Für  Tocqueville  bestand 
zwischen  Demokratie  und  Sozialismus  ein  unversöhnlicher 
Gegensatz  ^). 

Auch  Mill  war  ein  Uebergangsmensch.  Während  Tocque- 
ville aber  nur  eine  Verbindung  zwischen  einem  absolutistisch- 
feudalen und  einem  bürgerlich-demokratischen  Zeitalter  dar- 
stellt,  drang  Mill  zu  dem  Versuche  vor,  die  Ideale  des  auf- 


')  Vgl.  Mills  Studie  über  de  Vigny  (Dissertations  and  Diacussions 
a.  a.  0.  vol.  1),  S.  288  f. 

*)  H.  Jacqaes,  Alexis  de  Tocqueville.  Ein  Lebens-  und  Geistes* 
bild  (1876),  S.  101. 

»)  Ib.  S.  56. 
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strebenden  Bürgertnmes  mit  den  Idealen  der  aufstrebenden 
Arbeiterschaft  in  Einklang  zu  setzen.  Gerade  darin  besteht 
eine  Eigentümlichkeit  Mills,  dass  er  eine  Auflösung  des  von 
Tocqueyille  als  unyersöhnlich  betrachteten  Gegensatzes  zwischen 
Demokratie  und  Sozialismus  repräsentiert^). 

Zieht  man  dies  in  Betracht,  so  erhalten  die  Millschen 
Lehren  über  die  kommunale  Selbstverwaltung  ein  sie  sowohl 
von  Toulmin  Smiths  als  auch  von  Tocquevilles  Lehren  unter- 
scheidendes Kolorit.  Die  Lehre  Mills,  dass  die  kommunale 
Selbstverwaltung  wertvoll  sei,  nicht  nur  weil  die  Teilnahme 
an  ihr  kraftvolle  Einzelpersönlichkeiten  schaffe,  sondern  auch 
weil  sie  die  Individuen  mit  der  Fähigkeit  und  dem  Willen 
ausstatte,  allgemeinen  Interessen  zu  dienen,  ist  nichts  anderes 
als  eine  Spielform  der  die  individualistische  mit  der  sozialisti- 
schen Gesellschaftsauffassung  verbindenden  sozialen  Gesell- 
schaftsauffassung ^).  Wohl  lässt  sich  ein  Keim  dieser  Auf- 
fassung auch  bei  Toulmin  Smith  und  bei  Tocqueville  nach- 
weisen, bei  ersterem  scheinbar  mit  stärkerer  Zurückdrängung 
des  individualistischen  Elementes  als  bei  Mill.  Demgegenüber 
ist  es  notwendig,  zu  bedenken,  in  welcher  Phase  der  Millschen 
Entwickelung  die  endgültige  Gestaltung  seiner  Auffassung  der 
kommunalen  Selbstverwaltung  zu  stände  kam.  Mit  unter  dem 
Einflüsse  der  französischen  Sozialisten,  deren  erbitterter  Gegner 
Tocqueville  war,  war  Mill  zu  der  TJeberzeugung  gelangt,  dass 
das  freie  Spiel  der  wirtschaftlichen  Kräfte  die  Massen  auch 
ohne  ihr  Verschulden  zum  Elend  verdamme.  Im  Gegensatze 
zu  Toulmin  Smith  hielt  er  den  Satz,  dass  der  Staat  davon 
abzusehen  habe,  Erwachsenen  ausserhalb  des  üblichen  indi- 
vidualistischen Rahmens  Schutz  zu  gewähren,  für  kein  unum- 
stössliches  Dogma.  Während  er  früher  eine  kollektivistische 
Gesellschaftsordnung  für  wünschbar  gehalten  hatte,  ohne  sich 
darüber  Rechenschaft  gegeben  zu  haben,  wie  sie  herbeigeführt 
werden  könnte,  hatte  er  jetzt  die  Antwort  auf  die  Frage  ge- 
funden, auf  welchem  Wege  eine  gerechte  Gesellschaftsordnung 

')  Vgl.  Fr.  A.  Lange,  J.  St.  Mills  Ansichten  über  die  soziale  Frage 
(1866),  S.  1—153.  —  G.  y.  Schulze-Gävernitz,  Zum  sozialen  Frieden 
(1890),  II.  Bd.,  S.  98  ff. 

')  G.  V.  Schulze- G&vernitz  a.  a.  0.  S.  505. 
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ohne  unverschuldetes  Elend  zu  stände  kommen  kann.  Als  der, 
wenn  auch  erst  nach  langer  Zeit,  zum  Ziele  f&hrende  Weg 
erschien  ihm  die  Erweckung  und  Pflege  antiegoistischer  Motire, 
und  die  kommunale  Selbstverwaltung  war  für  ihn  eines  der 
Mittel  zur  Erzeugung  und  Stärkung  dieser  Motive.  Bei 
Toulmin  Smith  wie  bei  Tocqueville  war  die  kommunale  Selbst- 
verwaltung ein  Mittel  zur  Weckung  der  staatsbürgerlicheD 
Eigenschaften  in  einem  Staate,  der  den  Eingriffen  in  das  Wirt- 
schaftsleben zu  Gunsten  der  unteren  Klassen  seine  Hand  lassen 
sollte.  Bei  beiden  war  die  nähere  Verknüpfung  der  Oemeinde- 
bürger  ein  auf  dem  Boden  der  kapitalistischen  Wirtschafts- 
ordnung spielender  Prozess.  Mills  Staat  hatte  die  Aufgabe, 
regulierend  in  das  Wirtschaftsleben  zu  Ounsten  der  unteren 
Klassen  einzugreifen.  Die  kommunale  Selbstverwaltung  war 
für  ihn  femer  ein  Mittel,  eine  vollständig  neue  Gesellschafts- 
ordnung zu  begründen. 

Somit  finden  wir  in  den  Lehren  Mills  etwas  von  dem, 
was  wir  in  den  liberalen  Theorien  vor  dem  Jahre  1855  ver- 
gebens suchten.  Mills  Lehren  sind  zum  Teil  sozialliberale 
Lehren.  Am  Ende  der  dreissiger  Jahre  stellte  Tocqueville  die 
Behauptung  auf,  die  unteren  Klassen  Englands  seien  begierig, 
die  kommunale  Autonomie  zu  zerstören  und  die  kommunale 
Verwaltung  auf  den  Staat  zu  übertragen.  Er  fügte  dem  die 
Prophezeiung  bei,  einst  werde  der  Tag  kommen,  an  dem  die 
dortigen  unteren  Klassen  die  eni^egengesetzte  Tendenz  befolgen 
würden^).  Mills  Lehren  sind  Ansätze  zur  Erfüllung  dieser 
Prophezeiung. 

Nur  Ansätze  zur  Erfüllung  dieser  Prophezeiung  sind  sie. 
Die  Aenderungen,  die  Mill  an  dem  Zustande  der  liberalen 
Theorie  vor  dem  Jahre  1855  vornahm,  dürfen  nicht  über- 
schätzt werden.  Vor  allem  stimmt  Mill  mit  Toulmin  Smith 
doch  wieder  in  einem  Grundzuge  überein,  der  beide  in  Gegen- 
satz zu  dem  immer  schärfer  sich  ausbildenden  Geiste  der  eng- 
lischen Arbeiterbewegung  stellte.  Die  Konzentration  auf  das 
Streben,  Verbesserungen  der  äusseren  Lebenslage  zu  erringen, 
dieser  immer  schärfer  hervortretende  Zug  der  nachchartistischen, 


1)  a.  a.  0.  tom.  IV,  S.  218. 
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mit  Mill  gleichzeitigen  englischen  Arbeitergeneration,  wurde 
auch  durch  Mill  nicht  auf  das  Gebiet  der  Kommunalverwaltung 
hinübergeführt.  Wie  bei  Toulmin  Smith  so  bilden  auch  bei 
Mill  innere  Umwandlungen  der  Einzelnen  das  Wichtigste.  Als 
eine  Kraft,  die,  ausgehend  Yon  der  Lage  der  unteren  Klassen, 
zu  einer  Erweiterung  des  kommunalen  Wirkungskreises  über 
die  Funktionen  hinaus  angetrieben  hätte,  die  durch  die  Ge- 
meinden oder  den  Staat  zur  Zeit  Mills  thatsächlich  ausgeübt 
wurden,  kann  auch  Mill  nicht  betrachtet  werden.  Wohl  hielt 
er  es  für  möglich,  dass  die  kommunale  Selbstverwaltung  zur 
Niederhaltung  einer  Klasse  durch  eine  andere  benützt  werden 
kann,  dass  sie  zur  Unterdrückung  der  Armen  durch  die  Reichen 
benützt  werden  kann^).  Allein  mit  Toulmin  Smith  ignoriert 
er  die  Frage,  welche  Stellung  die  Kommunalverwaltung  Herr- 
schaftsverhältnissen gegenüber  einnehmen  soll,  die  ohne  Zu- 
thun  der  Kommunalverwaltung  existieren.  Toulmin  Smith 
wollte  soziale  Leiden  durch  Gewährung  der  Gleichberechtigung 
versüssen,  MiU  durch  die  Erweckung  der  Hoffnung,  dass  aus 
der  kommunalen  Selbstverwaltung  heraus  in  ferner  Zeit  eine 
Gesellschaftsordnung  ohne  solche  Leiden  erwachen  werde. 
Denen,  die  vor  Begründung  dieser  Gesellschaftsordnung  lebten 
und  leben,  reicht  die  Gemeinde  im  Millschen  Sinne  Aehnliches 
wie  bei  Toulmin  Smith. 

Nicht  allen  denen,  die  die  Millschen  Lehren  kennen  lernten, 
wurde  dieser  Trost  gereicht.  Erst  die  Enthüllungen,  die  Mills 
Selbstbiographie  brachten,  umkleiden  seine  Lehren  mit  dem 
Zukunftshauche,  der  sie  von  Toulmin  Smiths  und  Tocquevilles 
Lehren  verschieden  macht,  und  nur  dem,  der  diese  Enthüllungen 
mit  dem  Inhalte  seiner  Lehren  zu  verbinden  sucht,  wird  jener 
Unterschied  klar.  Wenn  wir  die  Bedeutung  feststellen  wollen, 
die  Mills  Lehren  als  einer  lebendigen  Macht  zuzusprechen  ist, 
so  müssen  wir  auf  ein  diesen  drei  Denkern  gemeinsames  Ele- 
ment achten. 

Alle  drei  waren  Kämpfer  gegen  den  Absolutismus  und 
die  Geburtsaristokratie.  Auch  Mill  gehörte  zu  jener  Generation, 
die  die  Niederkämpfang  dieser  Mächte  bewusst  miterlebt  hatte 


')  ConBiderations  on  RepresentatiTe  Govemment  a.  a.  0.  S.  118. 
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und  die  als  eine  ihrer  Lebensaufgaben  die  Sicherung  des 
Triumphes  über  diese  alten  Gewalten  betrachtete.  Aus  dem 
Streben,  diese  Lebensaufgabe  zu  erfüllen,  aus  dem  Streben, 
die  jenen  Mächten  abgerungene  Staatsform  zu  festigen,  sie 
gegen  reaktionäre  Anstürme  zu  wappnen  und  drohende  Aus- 
artungen zu  verhindern,  die  die  verschwundenen  Zustände  in 
neuer  Gestalt  wieder  hätten  aufleben  lassen,  sind  Mills  Lehren 
über  die  kommunale  Selbstverwaltung  herausgewachsen.  Ihr 
Kern  ist  der  gleiche  wie  der  Kern  der  Tocquevilleschen  Lehren, 
der  Nachweis,  dass  eine  dem  Staate  gegenüber  mit  weitgehen- 
der Freiheit  ausgestattete  kommunale  Selbstverwaltung  die 
Stütze  einer  Staatsform  sei,  die  an  die  Stelle  der  Regierung 
durch  wenige  die  Regierung  durch  viele  setzte  und  aus  Sklaven 
freie  Männer  machte.  Hier,  in  dieser  Beziehung  zu  der  Staats- 
lehre des  politischen  Liberalismus,  liegt  das,  was  den  Millschen 
Lehren  Einheit  verleiht  und  sie  einem  umfassenden  System 
harmonisch  einfügt.  Dieses  ihr  Wesen,  der  heisse  Drang,  die 
Wiederkehr  absolutistischer  oder  aristokratischer  Zustände  un- 
möglich zu  machen,  wie  sie  im  18.  Jahrhundert  vorhanden 
waren,  tritt  auch  in  klarer  Unmittelbarkeit  hervor.  In  diesem 
ihrem  Mittelpunkte  ruht  zugleich  die  Zusage,  dass  nicht  nur 
späteren  Geschlechtern,  sondern  auch  der  Gegenwart  reiche 
Genüsse  beschieden  seien,  die  Genüsse,  die  aus  der  Zertrüm- 
merung einer  despotisch-feudalen  Welt  fliessen. 

Die  Millschen  Lehren  waren  die  letzten  Leistungen  des 
wissenschaftlichen  Liberalismus  Englands  in  Fragen  der  kom- 
munalen Selbstverwaltung.  In  den  Lehren,  in  denen  dieser 
ausklingt,  wird  trotz  alledem  leise  die  Weise  fortgeführt,  die 
in  den  Lehren  Owens  und  Edwin  Chadwicks  ertönt.  Mill  ist 
der  erste,  der  mit  dem  Glauben  an  die  Permanenz  grosser 
Städte  und  mit  Sympathien  für  die  unteren  Klassen  eine  tiefe 
Ueberzeugung  von  dem  hohen  Werte  einer  dem  Staate  gegen- 
über weitgehender  Freiheit  sich  erfreuenden  kommunalen  Or- 
ganisation verband. 

Während  dieses  Moment  Mill  zu  einer  eigenartigen  Figur 
in  der  Geschichte  der  städtischen  Sozialreform  Englands  stempelt, 
stempelt  ihn  ein  anderes  Element  zu  einer  speziell  für  die  Ent- 
wickelung  der  städtischen  Sozialreform  in  London  bedeutsamen 
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ErBcheinung.  Seine  Lehren  über  die  zweckmässige  Grösse  der 
kommunalen  Verwaltnngseinheiten,  über  die  Uebertragung  der 
kommunalen  Funktionen  an  yerschiedene  kommunale  Repräsen- 
tativkörper  der  gleichen  Stadt  und  über  die  Daseinsberechtigung 
indirekter  Wahlen  schnitten  tief  in  die  Wurzeln  des  Metro- 
politan Board  of  Works  ein. 

Eine  spätere  Zeit  sollte  die  Lücken  ausfüllen,  die  Mill 
in  jener  ersten  Richtung  gelassen  hatte,  und  die  ungewissen 
Konturen  ausprägen,  die  er  in  jener  ersten  Eigenschaft  gezogen 
hatte.  Früher  als  dies  erfolgte,  sollten  die  Fingerzeige  be- 
folgt werden,  die  er  mit  Bezug  auf  das  Metropolitan  Board 
of  Works  gab. 


2.  Kapitel. 
Liberale  und  sozialdemokratisclie  BefonuTersnche. 

Nicht  nur  in  theoretischen  Erörterungen  wurde  bald  nach 
der  Begründung  des  Metropolitan  Board  of  Works  gegen  diese 
Körperschaft  Sturm  gelaufen.  Kurze  Zeit  nachdem  sie  ihre 
Wirksamkeit  begonnen  hatte,  begannen  zwei  vom  Liberalismus 
ausgehende  Bewegungen,  die  indirekt  und  direkt  den  Fall  des 
Board  mit  veranlassten. 

Die  Munizipalreform  des  Jahres  1835  bedeutete  zwar  einen 
gewaltigen  Triumph  der  Bourgeoisie  über  die  Geburtsaristokratie, 
keineswegs  aber  eine  völlige  Niederbrechung  der  Macht,  die 
die  Geburtsaristokratie  in  der  Kommunalverwaltung  besass. 
Jene  Reform  brachte  lediglich  eine  Neuordnung  der  städtischen 
Kommunalyerfassung ,  nicht  eine  Neuordnung  der  Verfassung 
der  neben  städtischen  au^h  ländliche  Kreise  in  Grafschaften 
einschliessenden  höheren  Kommunalverbände.  Die  Leitung  der 
Grafschaftsverwaltung  ruhte  in  den  Händen  der  Quarter  Sessions, 
deren  Mitglieder  nicht  gewählt,  sondern  ernannt  wurden  und 
gewöhnlich  aus  den  Reihen  der  Grundaristokratie  genommen 
wurden^).     Beseitigung  der  Quarter  Sessions   und  eine  Neu- 


')  R.  Gneist,  Sdlfgovemment,  Kommanal Verfassung  and  Verwal- 
tnngsgerichte  in  England  (3.  umgearbeitete  Auflage,  1871),  S.  858  ff.. 
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Ordnung  der  Graf  Schafte  verfassang,  die  das  Ueberge  wicht  der 
Gmndaristokratie  auch  in  den  Grafschaften  brechen  sollte, 
wurde  unmittelbar  nach  den  innerpolitischen  und  handebpoliti- 
schen  Wandlungen  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderte 
ein  Schlachtruf  des  Liberalismus.  Im  Jahre  1860  wurde  von 
liberaler  Seite  ein  Antrag  im  Parlament  eingebracht,  der  ver- 
langte, dass  gewählte,  nicht  aus  den  Kreisen  der  Grundaristo- 
kratie entnommene  ernannte  Organe  die  Grafschaftegeschäfte 
führen  sollten.  Von  diesem  Zeitpunkte  ab  blieb  fortan  diese 
Forderung  ein  Punkt  im  liberalen  Programm^). 

Soweit  direkt  die  Londoner  Stadtverfassung  in  Betracht 
kommt,  beschränkte  sich  der  Liberalismus  während  der  ersten 
Jahre  des  Metropolitan  Board  of  Works  im  Parlament  darauf, 
lediglich  einige  bloss  der  Reform  der  Gityverfassung  zustrebende 
Gesetzentwürfe  einzubringen^).  Im  Jahre  1867  beginnt  die 
lange  Reihe  der  weitere  Ziele  sich  steckenden  Gesetzentwürfe, 
die  auf  die  Abschaffung  des  Metropolitan  Board  of  Works  und 
auf  eine  sowohl  das  Gebiet  der  Cityverwaltung  als  auch  das 
Gebiet  des  Metropolitan  Board  of  Works  ergreifende  Reform 
der  Londoner  Stadtverfassung  lossteuern. 

Die  beiden  ersten  Gesetzentwürfe  dieser  Gattung  wurden 
im  Jahre  1867  von  John  Stuart  Mill  eingebracht,  der  in  dieser 
Zeit  Mitglied  des  Parlamente  war  ^).  Er  war  nicht  der  Autor 
dieser  Gesetzentwürfe^).  Es  ist  deshalb  begreiflich,  dass  sie 
nicht  den   vollständigen  Kern  seiner  früher  ausgesprochenen 


617  ff.,  635.  —  Der 8.,  Das  Englische  Verwaltungsrecht  der  Gegenwart 
(3.  Aufl.,  1883),  I.  Bd.,  S.  288  ff.  —  M.  D.  Chalmers,  Local  Government 
(1883),  S.  89  ff.  —  John  Stuart  Mill,  Gonaiderations  on  Representative 
Government  a.  a.  0.  eh.  XV,  S.  113. 

»)  R.  Gneis t,  Selfgovemment  a.  a.  0.  S.  417  ff.  —  Der s.,  Das  Eng- 
lische Verwaltongsrecht  a.  a.  0.  Bd.  I,  S.  303.  —  J.  St.  Mill,  Gonsiderations 
on  Representative  Government  a.  a.  0.  eh.  XV,  S.  113. 

«)  G.  L.  Gomme  a.  a.  0.  S.  226  f.  —  J.  F.  B.  Firth,  Municipal 
London,  S.  558  ff.  —  Ders.,  Reform  of  London  Government,  S.  15. 

•)  J.  F.  ß.  Firth,  Municipal  London,  S.  573  ff.  •—  Ders.,  Reform 
of  London  Government,  S.  21  f.  —  G.  L.  Gomme  a.  a.  0.  S.  227  f.  - 
Hansard's  Parliamentary  Debates  vol.  187  (1867j,  S.  882  ff.;  vol.  189 
(1867),  S.  1040  ff. 

*)  Hansa rd*s  Parliamentary  Debates  vol.  187  (1867),  S.  883. 
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Ansichten  über  die  wünschbare  Gestaltung  der  Londoner  Stadt- 
Verfassung  enthielten.  Zwischen  der  damals  bestehenden  Zer- 
splitterung der  Londoner  Kommunalverwaltung  und  dem  von 
Mill  aufgestellten  Ideal  der  kommunalen  Zentralisation  wurde 
ein  Mittelweg  eingeschlagen.  Der  erste  der  beiden  Millschen 
Gesetzentwürfe  des  genannten  Jahres  schlug  yor,  die  bestehen- 
den Vestries  und  District  Boards  aufzuheben  und  an  ihre  Stelle 
neun  grössere  kommunale  ünterbezirke  zu  setzen.  Der  zweite 
Gesetzentwurf,  der  als  Ergänzung  des  ersten  gedacht  war, 
verfolgte  die  Absicht,  das  Metropolitan  Board  of  Works  auf- 
zuheben und  an  seiner  Stelle  ein  das  Gebiet  des  Metropolitan 
Board  of  Works  samt  dem  Gebiete  der  City  umschliessendes 
kommunales  Zentralorgan  zu  schaffen,  das  nicht  durch  indirekte, 
sondern  durch  direkte  Wahlen  geschaffen  werden  sollte.  Beide 
Gesetzentwürfe  kamen  kurz  vor  der  Auflösung  des  in  seiner 
Majorität  konservativen  Parlaments  zur  Verhandlung.  Ueber 
die  Anfangsstadien  kamen  die  Verhandlungen  nicht  hinaus. 
Eine  entscheidende  Abstimmung  erfolgte  nicht. 

In  dem  folgenden  Parlament  hatten  die  Konservativen 
gleichfalls  die  Majorität.  Frühzeitig  im  Jahre  1868  brachte 
John  Stuart  Mill  die  beiden  früheren,  im  wesentlichen  unver- 
änderten und  gleichfalls  nicht  von  ihm  selbst  ausgearbeiteten 
Gesetzentwürfe  wieder  ein  ^).  Aber  der  zweite  dieser  beiden 
Gesetzentwürfe  musste  wegen  eines  Verstosses  gegen  die 
Geschäftsordnung  zurückgezogen  werden.  Wertvoll  ist  die 
Rede,  in  der  Mill  wenigstens  den  anderen,  auf  Ausweitung 
der  kommunalen  Unterbezirke  abzielenden  Gesetzentwurf  zu 
begründen  vermochte,  deshalb,  weil  auch  diese  Rede  zeigt, 
dass  Mill  im  Einklänge  mit  seinen  früheren  litterarischen 
Aeusserungen  von  der  Möglichkeit  und  Erspriesslichkeit  einer 
vollständigen,  das  Verschwinden  jeglicher  Art  von  kommunalen 
Unterbezirken  einschliessenden,  die  Londoner  Stadtverwaltung 


^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1868/69,  S.  28  ff.  —  J.  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  575.  — 
Ders.,  Reform  of  London  Government,  S.  22.  —  G.  L.  Gomme  a.  a.  0. 
S.  228.  -~  Hansard^s  Parliamentary  Debates,  vol.  191  (1868),  S.  1859  ff.; 
voL  192  (1868),  S.  1730  ff;  vol.  193  (1868),  S.  419  ff.  —  J.  St.  Mill, 
Autobiograpby  a.  a.  0.  S.  286  f. 

Sinzheimer,  Der  Londoner  Grafschaftsrat.  I.  23 
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auf  ein  einziges  kommunales  Zentralorgan  konzentrierenden 
Unifikation  immer  noch  überzeugt  blieb,  und  weil  seine  Aus- 
führungen andeuten,  aus  welchen  Gründen  er  und  andere 
dazu  kamen,  einen  vermittelnden  Weg  einzuschlagen^).  Aus 
Mills  Bede  geht  hervor,  dass  wie  im  Jahre  1855  so  auch  in 
den  Jahren  1867  und  1868  Rücksichten  auf  die  historisch  ge- 
gebenen Verhältnisse  und  Rücksichten  auf  die  taktische  Kon- 
stellation entscheidend  wirkten.  Als  Gründe  gegen  jene  ener- 
gische, die  Unterbezirke  als  solche  restlos  wegspülende  Uni- 
fikation bezeichnete  Mill  zunächst  die  Thatsache,  dass  der  an 
das  Herkömmliche  gewöhnte  Sinn  vor  dem  Gedanken  zurück- 
schrecke, die  ganze  kommunale  Verwaltung  eines  so  grossen 
Gebietes  mit  so  mächtiger  Bevölkerungszahl,  wie  es  London 
besass,  einem  einzigen  kommunalen  Zentralorgan  zu  übertragen. 
Weiter  führte  Mill  die  Nutzlosigkeit  des  Versuches  an,  das 
damalige  konservative  Parlament  für  den  Wegfall  der  Unter- 
bezirke zu  gewinnen.  Auch  dieser  Gesetzentwurf  erlitt  ein 
ähnliches  Schicksal,  wie  es  die  Gesetzentwürfe  des  voran- 
gegangenen Jahres  erlitten  hatten.  Man  kam  über  das  Stadium 
der  zweiten  Lesung  nicht  hinaus. 

Bald  nachher  hörte  Mill  auf,  Mitglied  des  Parlaments  zu 
sein.  Als  besonders  für  die  Reform  der  Londoner  Stadtver- 
fassung sich  interessierendes  Mitglied  trat  Sidney  Buzton  sein 
Erbe  an.  Im  Jahre  1869  brachte  er  zwei  den  Grundlinien 
der  Millschen  Gesetzentwürfe  folgende  Bills  ein.  Es  gelang, 
die  liberale  Regierung  zu  der  Erklärung  zu  bewegen,  dass  sie 
der  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung  ihre  Aufmerksam- 
keit zuwenden  werde.  Mit  Rücksicht  hierauf  wurden  die 
Buxtonschen  Bills  zurückgezogen^). 

Doch  die  liberale  Regierung  kam  nicht  dazu,  sofort  ihre 
Zusage  einzulösen.  Infolgedessen  brachte  Sidney  Buxton  im 
Jahre  1870  drei  weitere  Gesetzentwürfe  ein,  die,  abgesehen 
von  einigen  wenig  bedeutsamen  Details,  die  in  den  Millschen 


»)  Hansard'fl  Parliamentary  Debates,  vol.  192  (1868)»  S.  1783, 1784 f. 

')  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 
year  1869/70,  S.  27  ff.  —  J.  F.  B.  Firth,  Mnnidpal  London,  S.  576  f.  — 
Der  8.,  Reform  of  London  Government,  8.  22  f.  —  G.  L.  Gomme  a.  a.  0. 
S.  228.  —  Hansard'B  Parliamentary  Debates,  vol.  196  (1869),  S.  1939  ff. 
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Gesetzentwürfen  niedergelegten  Grundsätze  wieder  aufleben 
liessen^).  Der  Erfolg  Buxtons  war  etwas  grösser  als  der 
Erfolg  seines  Vorgängers.  Die  Buxtonschen  Bills  des  Jahres 
1870  passierten  die  zweite  Lesung  und  wurden  einer  Kom- 
mission zur  Beratung  überwiesen.  Aber  wobl  in  der  An- 
schauung, dass  die  Ausarbeitung  und  Vertretung  eines  Gesetz- 
entwurfes, der  eine  so  komplizierte  Materie  wie  die  Londoner 
Stadtverfassung  regeln  sollte,  Sache  der  Regierung  sei  und 
dass  durch  den  Erfolg  der  eingebrachten  Gesetzentwürfe  die 
Stärke  des  Wunsches  nach  einer  Reform  genügend  dokumentiert 
sei,  wurden  die  Buxtonschen  Bills  schliesslich  von  den  Antrag- 
stellern zurückgezogen. 

Fünf  Jahre  schlummerte  die  Frage  der  Reform  der  Londoner 
Stadtverfassung,  wenn  auch  nicht  in  der  Oeffentlichkeit '),  so 
doch  im  Parlament.  Erst  im  Jahre  1875,  einem  Jahre,  in 
dem  wieder  eine  konservative  Regierung  am  Ruder  war,  wurde 
aufs  neue  diese  Frage  durch  einen  Gesetzentwurf  angeregt, 
den  der  liberale  Lord  Elcho  einbrachte  und  begründete^). 
In  seiner  ursprünglichen  Gestalt  liess  der  Elchosche  Gesetz- 
entwurf eine  neue  Melodie  erklingen.  Er  sah  für  London  die 
Schaffung  eines  einzigen,  direkt  gewählten  kommunalen  Zentral- 
organs und  den  Fortfall  der  Gityverwaltung,  der  Vestries  und 
District  Boards  vor  ^).  Aber  noch  vor  den  Parlamentsverhand- 
lungen wurde  die  Elchosche  Bill  von  ihren  Autoren  umgewandelt 
in  einen  Gesetzentwurf,  der,  in  den  Grundlinien  mit  den  früheren 
Gesetzentwürfen  übereinstimmend  und  nur  in  Einzelheiten  von 
ihnen  abweichend,  die  Schaffung  eines  direkt  gewählten  kom- 
munalen Zentralorgans  unter  Beibehaltung  der  Vestries  und 
District  Boards  als  administrativer  Organe  anstrebte.    Auch  in 


0  J.  F.  B.  Pirth,  Municipal  London,  S.  576  ff.  —  Dera.,  Reform 
of  London  Government,  S.  22  f.  —  G.  L.  Gomme  a.  a.  0.  S.  228.  — 
Hansard^s  Parliamentary  Debates,  voL  201  (1870),  S.  854  ff. 

«)  J.  P.  B.  Pirth,  Municipal  London,  S.  580  f. 

*)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1875,  S.  29.  —  J.  P.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  581  ff.  —  Ders., 
Reform  of  London  Government,  S.  28.  —  Hansard^s  Parliamentary 
Debates,  vol.  222  (1875),  S.  286  ff.  —  G.  L.  Gomme  a.  a.  0.  S.  229. 

*)  Hansard's  Parliamentary  Debates,  vol.  222  (1875),  S.  287  ff. 
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seiner  ge'&nderten  Form  wurde  der  Elcbosche  Gesetzentwurf, 
der  wesentlich  den  Charakter  einer  Demonstration  zu  Gunsten 
einer  Reform  trug,  noch  bevor  er  zur  zweiten  Lesung  kam, 
zurückgezogen,  und  Lord  Elcho  kündigte  im  Einklänge  mit 
der  Auffassung,  dass  die  Fertigstellung  eines  Gesetzentwurfes 
Sache  der  Regierung,  nicht  Sache  privater  Parlamentsmitglieder 
sei,  an,  dass  er  eine  die  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung 
fordernde  Resolution  beantragen  werde.  Allein  da  hierfßr 
keine  Zeit  verfflgbar  war,  konnte  diese  Absicht  nicht  verwirk- 
licht werden. 

Dass  auch  der  in  dem  ursprünglichen  Elchoschen  Gesetz- 
entwurfe enthaltene  Grundgedanke  Anhänger  hatte,  zeigte  sich 
in  einem  Werke,  das  im  folgenden  Jahre  erschien.  In  seinem 
„Municipal  London*  trat  auch  Joseph  Firth,  der  gleichfalls 
der  liberalen  Partei  angehörte,  für  den  Wegfall  der  Gity- 
korporation,  der  Vestries  und  der  District  Boards  ein.  Ihre 
Funktionen  sollten  auf  ein  aus  direkten  Wahlen  hervorgehen- 
des kommunales  Zentralorgan  übergehen,  das  er  Supreme 
Council  nannte.  Firth  faUt  jedoch  nicht  nur  das  Verdienst 
zu,  ein  energischer  Fürsprecher  der  kommunalen  Zentralisation 
gewesen  zu  sein.  In  schwankenden  Umrissen  zeigt  sich  in 
seinem  Werke  der  erste  Ansatz  zu  einem  neuen  Eompromiss 
zwischen  der  Idee  der  kommunalen  Zentralisation  und  der  Idee 
der  kommunalen  Dezentralisation.  Die  früheren  Anhänger  der 
kommunalen  Zentralisation  stimmten  mit  den  Anhängern  der 
kommunalen  Dezentralisation  darin  überein,  dass  auch  sie  im 
Einklänge  mit  der  Gesetzgebung  des  Jahres  1855  die  kommunalen 
Teilorgane  als  Organe  auffassten,  die  notwendig  gegenüber  dem 
kommunalen  Zentralorgane  und  auch  untereinander  selbständig 
sein  müssten.  Die  Vorgänger  Firths  kannten  als  Formen  der 
kommunalen  Zentralisation  nur  die  Ausdehnung  eines  dem 
kommunalen  Zentralorgane  allein  überwiesenen  Wirkungskreises 
oder  eine  Ausdehnung  des  diesem  überwiesenen  geographischen 
Gebietes  oder  den  völligen  Fortfall  oder  die  Verminderung  der 
Zahl  der  kommunalen  Teilorgane.  Firth  ist  der  erste,  der 
darauf  aufmerksam  machte,  dass  die  kommunalen  Teilorgane 
nicht  notwendig  gegenüber  dem  kommunalen  Zentralorgane  und 
damit   auch   nicht    notwendig    voneinander    unabhängig   sein 
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müssten.  An  die  Stelle  des  Prinzipes  der  Koordination  des 
kommunalen  Zentralorgans  und  der  kommunalen  Teilorgane 
setzte  er  das  Prinzip  der  Unterwerfung  der  kommunalen  Teil- 
organe unter  den  Willen  des  kommunalen  Zentralorgans.  Die 
kommunalen  Teilorgane,  die  Firth  zugelassen  wissen  wollte, 
sollten  nach  der  Absicht  Firths  keine  selbständigen  Beschlüsse 
fassen  können,  sondern  an  die  Eontrolle  des  Supreme  Council 
gebunden  sein;  dieses  sollte  auch  die  Mitglieder  der  kommu- 
nalen Teilorgane  ernennen^).  Ein  von  Firth  im  Jahre  1880 
als  Parlamentsmitglied  gemachter  Versuch,  eine  im  wesentlichen 
den  geschilderten  Vorschlägen  entsprechende  Aenderung  der 
Londoner  Stadtverfassung  herbeizuführen,  schlug  fehl.  Der  von 
ihm  eingebrachte  Gesetzentwurf  kam,  weil  er  erst  spät  in  der 
Session  eingebracht  war,  nicht  über  die  erste  Lesung  hinaus^). 
Vier  Jahre  später  sollte  es  sich  zeigen,  dass  die  damalige 
Mehrheit  für  Ideen  gewonnen  war,  die  den  Firthschen  Vor- 
schlägen verwandt  waren. 

Im  Jahre  1884  wurde  ein  die  gleiche  Materie  behandeln- 
der Gesetzentwurf  im  Parlament  eingebracht^).  Mit  den 
früheren  Gesetzentwürfen  stimmte  diese  Bill  darin  Überein,  dass 
sie  von  einer  Fundamentalidee  der  Londoner  Stadtverfassung 
zur  Zeit  des  Metropolitan  Board  of  Works  sich  abwandte,  der 
Basierung  des  kommunalen  Zentralorgans  auf  das  indirekte 
Wahlsystem.  In  dem  Gesetzentwurfe  wird  das  direkte  Wahl- 
system für  die  Bildung  des  kommunalen  Zentralorgans  vor- 
gesehen. Ein  wichtiger  Unterschied  dieses  Gesetzentwurfes 
besteht  aber  darin,  dass  er  nicht  mehr  gleich  den  früheren 
liberalen  Gesetzentwürfen  von  privaten  Parlamentsmitgliedern 
ausging.     Er   wurde    von    der   damals   im  Amte    befindlichen 


')  J.  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  598  f.,  606,  614  ff.,  690, 
706,  711,  725,  729,  744. 

«)  J.  F.  B.  Firth,  Reform  of  London  Government,  S.  28  f.  — 
Gr.  L.  Gomme  a.  a.  0.  S.  229  f. 

•)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the  year 
1884,  S.  26  ff.  und  78.  —  J.  F.  B.  Firth,  Reform  of  London  Government, 
S.  26  ff.  und  156  ff.  —  G.  L.  Gomme  a.  a.  0.  S.  230  f.  —  Hansard's 
Parliamentary  Debates,  vol.  287  (1884),  S.  41  ff.;  vol.  289  (1884),  S.  1924 ff.; 
voL  290  (1884),  S.  53  ff.  und  514  ff. 
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Uberalen  Regierung  selbst  eingebracht.  Hinter  der  Forderung, 
das  direkte  Wahlrecht  für  ein  kommunales  Zentralorgan  ein- 
zuführen, stand  ein  namhafter  Teil  der  liberalen  Partei. 

Der  Gesetzentwurf  wollte  zwar  auch  kommunale  Teil- 
organe bestehen  lassen,  aber  Teilorgane,  die  sich  wesentlich 
von  den  Vestries  und  den  District  Boards  unterschieden.  Und 
zwar  unterschieden  sie  sich  durch  die  Stellung,  die  sie  gegen- 
über dem  kommunalen  Zentralorgan  einnehmen  sollten.  Ein 
kommunales  Zentralorgan  sollte  geschaffen  werden,  das  zwar 
von  der  Last  befreit  sein  sollte,  alle  Details  der  Kommunal- 
yerwaltung  in  jedem  Teile  der  Hauptstadt  zu  regeln,  und 
das  von  einer  Reihe  von  kommunalen  Repräsentativorganen,  die 
District  Councils  genannt  werden  sollten,  unterstützt  werden 
sollte.  Aber  es  sollte  diesen  Körperschaften  übergeordnet  sein. 
Die  Ueberordnung  des  kommunalen  Zentralorgans,  des  Common 
Council,  sollte  in  einer  Befugnis  zum  Ausdrucke  kommen, 
die  den  vom  kommunalen  Standpunkte  aus  zentralisierenden  Ge- 
setzentwurf als  einen  vom  staatlichen  Standpunkte  aus  dezentrali- 
sierenden Gesetzentwurf  erscheinen  lässt.  Zu  den  Befugnissen 
des  kommunalen  Zentralorgans  sollte  die  Befugnis  gehören, 
an  Stelle  des  Parlaments  und  staatlicher  Administratiyorgane 
selbst  die  Teilung  der  Funktionen  zwischen  sich  selbst  und 
den  District  Councils  vorzunehmen.  Aber  noch  weiter  sollte 
die  Machtsphäre  des  kommunalen  Zentralorgans  sich  erstrecken. 
Es  sollte  die  gesamte  Thätigkeit  der  Teilorgane  kontrollieren 
und  in  Harmonie  bringen.  Von  den  durch  die  Gesetzgebung 
des  Jahres  1855  geschaffenen  Vestries  und  District  Boards 
sollten  die  neuen  District  Councils  sich  dadurch  unterscheiden, 
dass  sie  nicht  wie  jene  von  dem  kommunalen  Zentralorgan 
fast  unabhängig  sein  sollten,  dass  sie  mit  diesem  in  einer 
organischen  Verbindung  stehen  und  nur  Befugnisse  besitzen 
sollten,  die  ihnen  von  dem  kommunalen  Zentralorgan  überwiesen 
waren  ^). 

In  langgedehnten  Debatten  wurde  über  diesen  Gesetzent- 
wurf verhandelt,   der  gleichfalls  erst  spät  in  der  Session  zur 


0  Vgl.  Sir  William  Harcourts  Rede  in   HanBard's  ParUa- 
mentary  Debates,  vol.  287  (1884),  S.  48,  55,  60  f. 
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Verhandlung  kommen  konnte.  Die  Vorgänge  während  der 
zweiten  Lesung  zeigten,  dass  die  weiteren  Verhandlungen  über 
den  äusserst  umfangreichen  Gesetzentwurf  einen  grossen  Teil 
der  Zeit  des  Parlaments  in  Anspruch  nehmen  und  die  Erledi- 
gung anderer  Geschäfte  unmöglich  machen  würden.  Mit  Rück* 
sieht  hierauf  wurde  der  Gesetzentwurf  vor  seiner  vollständigen 
Erledigung  zurückgezogen,  nachdem  am  letzten  Verhandlungs- 
tage das  Parlament  mit  grosser  Mehrheit  sich  für  eine  Ver- 
tagung der  Beratungen  ausgesprochen  hatte,  was  die  Regierung 
als  eine  Abstimmung  zu  Gunsten  der  Prinzipien  der  Vorlage 
acceptierte. 

Im  folgenden  Jahre  erschien  der  Bericht  der  königlichen 
Kommission,  der  im  Jahre  1884  die  Aufgabe  überwiesen 
worden  war,  die  Wohnungsyerhältnisse  der  unteren  Klassen 
zu  untersuchen.  In  dem  Berichte  des  Plenums  der  Kommission 
wurde  die  Notwendigkeit  einer  Reform  der  Londoner  Stadt- 
yerfassung  betont.  Weiter  gingen  die  Sonderberichte  ein- 
zelner Mitglieder  der  Kommission.  Das  damals  liberale  Par- 
lamentsmitglied Josse  Collings  sprach  sich  für  die  Schaffung 
einer  „repräsentativen  Stadtverfassung^  für  London  aus,  was 
die  Beseitigping  des  für  das  Metropolitan  Board  of  Works 
gültigen  indirekten  Wahlsystems  bedeutete.  Mit  noch  grösserer 
Klarheit  wird  eine  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung  in 
einem  Memorandum  verlangt,  das  an  erster  Stelle  von  dem  um 
diese  Zeit  noch  der  liberalen  Partei  angehörenden  Parlaments- 
mitgliede  George  J.  Goschen  unterzeichnet  wurde  und  ein 
starkes  kommunales  Zentralorgan  auf  echt  repräsentativer 
Grundlage  forderte^). 

Die  achtziger  Jahre  bilden  ein  Dezennium,  in  dem  neue 
Parteien  neben  den  alten  politischen  Parteien  aufzukommen 
versuchen.  Anfangs  der  achtziger  Jahre  taucht  auch  eine 
kleine  sozialdemokratische  Gruppe,  die  Social  Democratic 
Federation,  auf.  Dem  Führer  dieser  Gruppe,  H.  M.  Hyndman, 
gebührt  der  Anspruch,  zum  erstenmale  unter  den  englischen 
Sozialisten  Probleme  der  Stadtverfassung   erörtert  zu  haben. 


^)  First  Report  of  H.  M.  Commissioners  for  inquiring  into 
the  honsing  of  the  working  classes  (1889),  S.  58,  100  f.,  122. 
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In  einer  im  Jahre  1887  erschienenen  Flugschrift  sprach  auch 
er  sich  für  das  Verschwinden  des  Metropolitan  Board  of  Works 
und  f&r  den  Ersatz  des  indirekten  Wahlsystems  durch  ein 
direktes  Wahlsystem  aus^). 

Wenn  wir  die  geschilderte  Bewegung  zu  Gunsten  einer 
Reform  der  Londoner  Stadtverfassung  mm  mit  der  Bewegung 
zu  Gunsten  einer  munizipalen  Reform  im  Jahre  1835  und  im 
Jahre  1855  vergleichen,  so  ergiebt  sich  zunächst,  dass  im 
Gegensatze  zu  der  früheren  Zeit  jetzt  die  Reformversuche  auch 
von  sozialistischer  Seite  unterstützt  wurden,  unstreitig  aber 
nahmen  auch  die  liberalen  Reformversuche  Rücksichten  auf  die 
unteren  Klassen.  Firth  wollte  für  sein  Supreme  Council  das 
aktive  Wahlrecht  mit  dem  parlamentarischen  Stimmrecht  über- 
einstimmen lassen  und  verlangte  demgemäss  nicht  nur  für  alle 
zur  Armensteuer  herangezogenen  householders,  sondern  auch  für 
lodgers,  die  bei  den  Parlamentswahlen  Stimmrecht  hatten,  das 
kommunale  Stimmrecht.  Ebenso  hatte  er  dagegen  nichts  einzu- 
wenden, dass  einige  Arbeiter  Mitglieder  des  Supreme  Council 
würden*).  Ohne  Zweifel  war  der  Versuch,  eine  schärfere  Be- 
kämpfung des  Wohnungselends  zu  ermöglichen,  eine  der  Trieb- 
kräfte der  liberalen  Reformbestrebungen.  Bereits  im  Jahre  1868 
führte  Mill  im  Parlament  zu  Gunsten  einer  Reform  der  Stadt- 
verfassung mit  die  Erwägung  an,  dass  nur  eine  solche  Reform 
die  Möglichkeit  gewähren  könne,  eine  Besserung  der  Wohnungs- 
verhältnisse herbeizuführen^).  Dasselbe  Argument  wurde  in 
den  Reden  Sir  William  Harcourts,  Firths  und  Sir  Charles  Dilkes 
ins  Feld  geführt^).  In  dem  erwähnten  Sonderberichte  von 
Jesse  Collings  wird  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  die  Re- 
form der  Londoner  Stadtverfassung  eine  der  wichtigsten  For- 
derungen vom  Standpunkte  derjenigen  sei,  die  eine  Ver- 
besserung der  Wohnungsverhältnisse  in  der  Hauptstadt  wollten^). 

^)  H.  M.  Hyndman,  A  Commune  for  London  (1887). 

»)  J.  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  628  f.,  682. 

*)  Hansard^s  Parliamentary  Debates,  vol.  191  (1868),  S.  1860; 
vol.  192  (1868).  S.  1734. 

*)  Ib.  vol.  287  (1884),  S.  48;  vol.  289  (1884),  S.  1936  f.,  1976;  vol.  290 
(1884),  S.  70  ff. 

^)  First  Report  of  H.  M.  Commissioners  for  inqniring  into 
the  housing  of  the  working  classes  (1889),  S.  122. 
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Und  in  dem  Memorandum,  das  den  Namen  öoschens  an  erster 
Stelle  tragt,  wird  gesagt,  dass  kein  wirklicher  Fortschritt  in 
der  Verbesserung  der  Wohnungen  der  unteren  Klassen  Londons 
erzielt  werden  könne,  wenn  nicht  die  Londoner  Stadtverfassung 
umgeformt  werde  ^).  Ausser  der  Wohnungsfrage  sollten  dem 
neu  zu  gründenden  Zentralorgan  noch  andere  Verwaltungs- 
zweige  übertragen  werden,  die  man  als  sozialpolitische  Ver- 
waltungszweige  auffasste.  Der  Gesetzentwurf  vom  Jahre  1884 
wollte  dem  neuen  kommunalen  Zentralorgan  ausser  wohnungs- 
gesetzlichen Funktionen  und  der  dem  MetropoUtan  Board  of 
Works  bereits  überwiesenen  Ueberwachung  des  Ziehkinder- 
wesens auch  Kompetenzen  auf  dem  Gebiete  der  Errichtung 
von  Yolksbädem,  öffentlichen  Waschhäusern  und  Yolksbiblio- 
theken  übertragen  ^).  Noch  weiter  ging  Firth,  dessen  Supreme 
Council  auch  für  die  Armenverwaltung  und  die  Volksschul- 
verwaltung  zuständig  sein  sollte'). 

Doch  jene  Schrift  Hyndmans  hängt  nur  mit  dünnen  Fäden 
mit  der  sozialdemokratischen  Weltanschauung  zusammen.  Die 
Schrift  ist  die  Arbeit  eines  Sozialdemokraten,  aber  sie  ist  nicht 
vom  sozialdemokratischen  Standpunkte  aus  geschrieben.  Die 
einzige  Stelle,  an  der  die  sozialdemokratische  Gesinnung  ihres 
Urhebers  hervortritt,  ist  eine  Stelle,  an  der  er  in  Anlehnung 
an  Mill  den  Lokalpatriotismus  als  einen  Keim  einer  besseren 
Gesellschaftsordnung  preist^).  Und  dies  wie  alles  Uebrige  hätte 
auch  aus  der  Feder  eines  Liberalen  fliessen  können.  Erst 
nachdem  das  den  Londoner  Grafschaftsrat  begründende  Gesetz 
bereits  im  Parlament  angenommen  war,  schritt,  unter  Bei- 
hilfe Hyndmans,  der  englische  Sozialismus  dazu  vor,  Probleme 
der  Kommunalverwaltung  im  Zusammenhange  mit  den  wirt- 


^)  Ib.  S.  100  f. 

«)  Hansard'B  Parliamentary  Debates,  vol.  287  (1884),  S.  55. 

»)  Joseph  F.  B.  Firth,  Municipal  London  B.a.O.  S.  700,  702,  724 «F. 

^)  .London  alone  is  deficient  in  thia  characteristic  of  municipal 
pride  which,  however  narrow  and  foolish  it  may  seem  from  some  points 
of  view,  doer  affond  an  outlet  for  the  higher  aocial  aspirations,  and,  in 
the  direct  individual  concern  for  the  well-being  of  the  entire  city  popu- 
lation,  unquestimably  provides  a  Boond  basis  for  a  wider  and  better 
Organisation  than  that  of  to-day'  (H.  M.  Hyndinan  a.  a.  0.  S.  1). 
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schafilichen    Grundprinzipien    des    sozialistischen   Systems    zu 
erörtern. 

Auch  die  Motive  der  liberalen  Reforrabestrebungen;  die 
auf  den  Fall  des  Metropolitan  Board  of  Works  abzielten, 
waren  wenig  verschieden  von  den  Motiven  der  liberalen  Reform- 
bestrebungen,  deren  Frucht  die  Schaffung  dieser  Körperschaft 
war.  Schon  bei  Firth  tritt  der  öedanke  der  Heranziehung  der 
Arbeiter  zur  Eommunalverwaltung  ohne  eindringliche  B^piln- 
düng  auf.  üeberdies  versäumte  Firth  nicht,  diesen  Gedanken 
abzuschwächen.  Er  schlug  vor,  die  Wählbarkeit  zum  ein- 
fachen Mitglied  des  Supreme  Council  an  einen  hohen  finan- 
ziellen Census  zu  knüpfen,  der  nur  einem  Bruchteile  der  Arbeiter 
gestattet  hätte,  Mitglied  des  Supreme  Council  zu  werden.  Als 
einfache  Mitglieder  des  Supreme  Council  sollten  wählbar  sein 
nur  solche,  die  entweder  mindestens  1000  Pfd.  Sterl.  besassen 
oder  mit  mindestens  30  Pfd.  Sterl.  zur  Armensteuer  eingeschätzt 
waren  ^).  Die  erstgenannte  Form  des  Wählbarkeitszensus  wurde, 
wie  Firth  selbst  mitteilte,  von  ihm  in  der  Absicht  vorgeschlagen, 
auch  solchen,  die  nicht  householders  waren,  zu  ermöglichen, 
Mitglieder  des  Supreme  Council  zu  werden.  Aber  eine  Wähl- 
barkeitsqualifikation von  mindestens  1000  Pfd.  Sterl.  wäre  zwar 
geeignet  gewesen,  bemittelte  Personen  zum  Amte  eines  Supreme 
Councillor  zuzulassen,  die  keine  eigene  Haushaltung  fahrten, 
wie  Mitglieder  fashionabler  Clubs,  die  in  den  Clubhäusem 
wohnten,  nicht  aber  wäre  sie  geeignet  gewesen,  dem  Arbeiter- 
stande angehörende  lodgers  zuzulassen.  Die  zweite  Form  des 
Wählbarkeitszensus,  die  lediglich  householders  zuliess,  schloss 
die  lodgers  und  mit  ihnen  alle  diejenigen  aus,  die  mit  einem 
geringeren  Betrage  als  mit  30  Pfd.  Sterl.  zur  Armensteuer  ver- 
anlagt waren.  Hierzu  ist  noch  zu  bemerken,  dass  Firth  die 
Wählbarkeit  noch  enger  restringierte  als  das  Gesetz  des  Jahres 
1855,  das  in  gewissen  Distrikten  schon  von  25  Pfd.  Sterl. 
steuerpfiichtigen  Wertes  ab  die  Wählbarkeit  zu  einer  Vestry 
oder  einem  District  Board  beginnen  liess.  Einen  noch  höheren 
Wählbarkeitszensus  verlangte  Firth  fiir  einen  Teil  der  Mitglieder 
des  Supreme  Council.     Wählbar  als  Aldermen,   d.  h.  als  Mit- 


')  J.  F.  B.  Firth,  Municipal  London,  S.  112  f.,  283  f.,  628  f. 
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glieder  des  Supreme  Council,  aus  deren  Reihen  der  Lord-  Major 
und  sein  Stellvertreter  genommen  werden  sollten,  und  deren 
Zabl  ein  Sechstel  des  ganzen  Kollegiums  betragen  sollte,  sollten 
nur  solche  sein,  die  mindestens  5000  Pfd.  Sterl.  Vermögen 
besässen  oder  mit  60  Pfd.  Sterl.  zur  Armensteuer  veranlagt 
wären ^).  Das  bedeutete  nichts  anderes  als  dies,  dass  An- 
gehörige der  Arbeiterklasse  von  den  Posten  der  Aldermen  voll- 
ständig ausgeschlossen  sein  sollten.  Immerhin  kann  von  Firth 
gesagt  werden,  dass  er  wenigstens  die  Frage  erwog,  ob  auch 
Arbeitervertreter  Mitglieder  des  kommunalen  Zentralorgans 
sein  sollten.  Nicht  dasselbe  kann  von  allen  liberalen  An- 
hängern einer  Reform  gesagt  werden.  In  verschiedenen  von 
den  erwähnten  einer  Reform  zustrebenden  öesetzentwürfen 
bleibt  die  nähere  Ausgestaltung  des  Wahlrechts  fast  völlig  in 
Dunkel  gehüllt.  Nur  der  Ersatz  des  indirekten  durch  ein 
direktes  Wahlsystem  wird  von  allen  Gesetzentwürfen  gleich- 
massig  gefordert.  Weder  Freunde  noch  Gegner  der  liberalen 
Vorschläge,  von  Firth  abgesehen,  betrachteten  es  als  Ziel  der 
liberalen  Gesetzentwürfe,  Arbeiter  in  die  kommunale  Zentral- 
vertretung hineinzubringen.  So  erwähnte  beispielsweise  Sidnej 
Buxton  bei  der  Aufzählung  der  Klassen,  aus  denen  die  Mit- 
glieder des  neuen  kommunalen  Zentralorgans  sich  rekrutieren 
sollten,  mit  keinem  Worte  die  Arbeiterklasse*).  Ebensowenig 
wurde  diese  Klasse  in  der  Rede  des  Lord  Mayors  der  City  er- 
wähnt, in  der  dieser  den  Versuch  machte,  zu  definieren,  welche 
Klassen  der  liberale  Regierungsentwurf  für  die  Teilnahme  an 
der  Londoner  Kommunalverwaltung  gewinnen  wollte®). 

Aehnlich  wie  mit  der  Berücksichtigung  der  unteren  Klassen 
bei  der  Frage,  was  durch  die  unteren  Klassen  geschehen 
solle,  stand  es  mit  ihrer  Berücksichtigung  bei  der  Frage,  was 
für  die  unteren  Klassen  geschehen  solle.  Sowohl  der  von 
Goschen,  übrigens  einem  Gegner  munizipaler  Arbeiterhäuser  ^), 
mit  unterzeichnete  Sonderbericht   ak  auch  der  Sonderbericht 


»)  Ib.  S.  628. 

*)  Hansa rd'8  Parliamentary  Debates,  vol.  196  (1869),  S.  1948  f. 
«)  Ib.  vol.  290  (1884),  S.  517. 

*)  First  Report  of  H.  M.  Commissioners  for  inquiring  into 
the  housing  of  the  working  classes  (1889),  S.  104  f. 
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Jesse  Collings  ist  beachtenswert,  weil  beide  die  Verfehlungen 
der  bestehenden  kommunalen  Organe  auf  dem  Gebiete  der 
Wohnungsfrage  fQr  ausreichend  hielten,  das  Postulat  einer 
Neuordnung  der  Londoner  Stadtverfassung  zu  rechtfertigen. 
Aber  gerade  diese  Accentuierung  einer  einzigen  sozialpolitischen 
Teilfrage  ist  mit  einer  Abschwächung  des  sozialpolitischen 
Charakters  ihrer  Befürwortung  einer  Reform  der  Stadtverfassung 
verknüpft.  Man  hat  kein  Recht  anzunehmen,  dass  bei  ihrem 
Eintreten  für  eine  Reform  der  Stadtverfassung  ihnen  die  unteren 
Klassen  in  einer  anderen  Gestalt  als  in  der  Gestalt  einer  unter 
furchtbarem  Wohnungselende  leidenden  Bevölkerungsgruppe 
vor  Augen  stand.  Auch  die  weitergehenden  Bestandteile  des 
Gesetzentwurfes  aus  dem  Jahre  1884  und  die  Erweiterungen, 
die  in  Firths  Vorschlägen  enthalten  waren,  griffen  in  gewissem 
Sinne  nicht  über  die  Grenzen  hinaus,  innerhalb  deren  man  sich 
im  Jahre  1835  und  im  Jahre  1855  gehalten  hatte,  als  es  sich 
um  die  Schaffung  des  Metropolitan  Board  of  Works  handelte. 
Weder  die  liberale  Regierung  des  Jahres  1884  noch  Firth 
wollte  dem  projektierten  neuen  kommunalen  Zentralorgan  sozial- 
politische Aufgaben  überweisen,  die  nicht  schon  kommunalen 
Organen  überwiesen  waren.  Nicht  darum  handelte  es  sich  fQr 
sie,  neue  kommunale  Aufgaben  auf  sozialpolitischem  Gebiete 
zu  kreieren,  sondern  darum  handelte  es  sich  für  sie,  eine  neue 
kommunale  Organisation  zu  schaffen.  Die  Armenverwaltung 
gehörte  zwar  weder  zum  Wirkungskreise  des  Metropolitan  Board 
of  Works  noch  zum  Wirkungskreise  der  Vestries  und  District 
Boards.  Aber  bereits  vor  dem  Jahre  1835  waren  neben  staat- 
lichen Organen  besondere  kommunale  Organe,  die  Boards  of 
Guardians,  fQr  die  Armenpflege  zustandig.  Schon  auf  Grund 
von  Gesetzen  aus  den  Jahren  1846,  1847  und  1878  waren  die 
Vestries  und  neben  ihnen  spezielle  kommunale  Organe,  die 
Commissioners  for  Public  Baths  and  Washhouses,  für  Volks- 
bäder und  öffentliche  Waschhäuser  kompetent.  Auf  Grund  von 
Gesetzen  aus  den  Jahren  1855,  1866,  1871  und  1876  waren 
bereits  die  Vestries  und  District  Boards  und  neben  ihnen  andere 
spezielle  kommunale  Organe,  die  Free  Library  Commissioners. 
für  die  Errichtung  und  Verwaltung  von  Volksbibliotheken  zu- 
ständig.   Seit  dem  Jahre  1870  war  in  dem  London  Schoo]  Board 
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eine  besondere  kommunale  Behörde  für  das  Volksschulwesen 
vorhanden^).  Es  ergibt  sich  hieraus,  dass  ebensowenig  wie 
im  Jahre  1835  und  wie  bei  der  Begründung  des  Metropolitan 
Board  of  Works  im  Jahre  1855  man  nun  in  liberalen  Kreisen 
beabsichtigte,  mit  der  Umänderung  der  Stadtverfassung  eine 
Erweiterung  des  kommunalen  Aufgabenkreises  auf  sozialpoliti- 
schem Gebiete  zu  verbinden.  Ebensowenig  wie  in  den  Jahren 
1835  und  1855  fragten  nach  dem  Jahre  1855  die  liberalen 
Anhänger  einer  neuen  Stadtverfassung  nach  den  besonderen 
Bedürfnissen  der  unteren  Klassen  auf  Gebieten,  die  ausserhalb 
der  Wohnungsreform,  des  Ziehkinderwesens,  der  Armen-  und 
Schul  Verwaltung,  der  teilweise  zur  Wohnungsreform  zu  rech- 
nenden Darbietung  öffentlicher  Bäder^  Waschhäuser  und  Yolks- 
bibliotheken  lagen. 

In  jenen  solchermassen  begrenzten  Abweichungen  ist  weder 
die  einzige  noch  die  mächtigste  Ursache  dafür  zu  sehen,  dass 
der  Liberalismus  für  eine  neue  Stadtverfassung  kämpfte,  dass 
insbesondere  die  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung  zu  einem 
Postulat  der  Parteiführer  des  englischen  Liberalismus  wurde. 
Wieder  wie  im  Jahre  1835  und  im  Jahre  1855  handelte  es 
sich  in  erster  Linie  darum,  eine  Schicht  der  Bourgeoisie  mit 
kommunalen  Ehrenämtern  zu  bekleiden,  die  ausserhalb  der 
Londoner  Gemeindevertretung  stand.  Das  oberste  Ziel  war 
dies,  ein  kommunales  Zentralorgan  mit  Angehörigen  gross- 
bürgerUcher  Kreise  als  Mitgliedern  zu  schafPen.  Führende 
Kaufherren  und  Fabrikanten  und  ähnliche  Elemente  sollten  nach 
den  Wünschen  Buztons  die  Gemeinderepräsentanten  unter  der 
neuen  Stadtverfassung  werden  *).  Wenn  Firth  in  den  Londoner 
Gemeindevertretungen  auch  nicht  die  Arbeiter  vermisste,  so 
vermisste  er  doch  wenigstens  die  Bankiers  ^).  Seufzend  lässt  er 
die  Berufsarten  der  Mitglieder  des  Metropolitan  Board  of  Works 
Revue  passieren,  von  denen  kein  einziger  auf  den  Höhen 
wandelt,    auf  denen  hoch  über  den  gewöhnlichen  Sterblichen, 


1)  J.  F. B.  Firth,  Municipal  London  a.  a.  0.  S.  442  ff.  —  G.  Whale, 
Greater  London  and  its  Government  (1888),  S.  126  ff.,  135  f. 

«)  Haneard'B  Parliamentary  Debatea,  vol.  196  (1869),  S.  1948  f. 
»)  J.  F.  B.  Firth.,  Municipal  London,  S.  113. 
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die  zukünftigen  Mitglieder  seines  Supreme  Council  residieren  ^). 
Krösusse  mit  hinreichender  Müsse,  um  nicht  mehr  arbeiten  zu 
müssen,  harren  dort  auf  die  Gründung  des  neuen  kommunalen 
Zentralorgans,  und  werden  von  ihren  steilen  Gipfeln  herab- 
steigen, sobald  das  Supreme  Council  gegründet  ist,  dem  der 
Ruhm  zufallen  wird,  die  Periode  geendigt  zu  haben,  in  der 
man  die  englische  Hauptstadt  deshalb  mit  Recht  tadeln  konnte, 
weil  ihre  reichsten  Söhne  es  ablehnten,  an  der  Kommunal- 
yerwaltung  teilzunehmen  ^). 

Um  diese  Stimmung  zu  verstehen,  ist  es  notwendig,  auf 
die  Resultate  einzugehen,  die  von  den  Triumphen  des  Bürger- 
tumes  über  die  Grundaristokratie  in  den  dreissiger,  vierziger 
und  fünfziger  Jahren  dieses  Jahrhunderts  ausgingen.  Recht- 
liche Emanzipationen  sind  nicht  immer  gesellschaftliche  Emanzi- 
pationen. Vielfach  setzt  die  politische  Entthronung  einer  Klasse 
nur  ihrer  staatlichen  Herrschaft  ein  Ziel.  Nur  unter  Schwierig- 
keiten wandelt  sich  die  gesellschaftliche  Rangordnung  nach 
Massgabe  der  staatlichen  Rangordnung.  Nur  langsam  lernt 
die  politisch  aus  niedrigerer  Stellung  zur  Gleichheit  empor- 
gehobene Klasse  sich  der  früher  übergeordneten  Klasse  völlig 
gleich  zu  fühlen.  Nur  langsam  verlernt  die  aufgestiegene 
ESasse,  in  einzelnen  ihrer  Glieder  darnach  zu  begehren,  von 
der  formell  nicht  mehr  privilegierten,  thatsächlich  aber  noch 
in  vielen  ausserpolitischen  Beziehungen  herrschenden  Klasse 
als  völlig  gleichberechtigt  angesehen  zu  werden.  Die  Parla- 
mentsreform des  Jahres  1832,  die  Munizipalreform  des  Jahres 
1835,  die  Aufhebung  der  Getreidezölle,  die  Neuordnung  der 
Londoner  Stadtverfassung  im  Jahre  1855,  —  alle  diese  Mass- 
nahmen erschütterten  zwar  die  politische  Macht  der  Grund- 
aristokratie, Uessen  aber  die  gesellschatlliche  Suprematie  dieser 
Klasse  bestehen.  Es  ist  ein  Kennzeichen  der  Klasse,  die  in  der 
ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  zur  Herrschaft  im  Staatsleben 
aufgestiegen  war,  dass  gerade  die  wirtschaftlich  höchststehenden 
Schichten  dieser  Klasse  geneigt  sind,  die  Rezeption  durch  die 
gesellschaftlich  über  ihnen  stehende  Klasse  als  das  höchste  Ghit 


')  Ib.  S.  282  flP. 
»)  Ib.  S.  764,  765. 
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anzusehen,  oder  dass  sie  wenigstens  darnach  irachten,  den  Glauben 
zu  erwecken,  dieses  Ghit  sei  ihnen  zu  teil  geworden.  Nicht  nur 
das  Verhältnis  des  Bürgertumes  zur  Grundaristokratie,  sondern 
auch  das  Verhältnis  der  einzelnen  Schichten  des  BOrgertunies 
zu  einander  wird  durch  diese  Richtung  der  gesellschaftlichen 
Ambitionen,  den  Snobbismus  der  Spitzen  des  Bürgertumes, 
berührt^).  Der  erste  Grundsatz  in  dem  Lehrbuche,  das  den 
Bürgerlichen  Lehren  gibt,  wie  man  es  anfangen  muss,  um  in 
höhere  Schichten  aufgenommen  zu  werden  oder  um  die  Täuschung 
zu  erwecken,  dass  dies  geglückt  sei,  fordert,  dass  man  sich 
loslöst  Yon  der  Klasse,  der  man  durch  Abstammung  und  Be- 
schäftigung angehört.  Parallel  mit  der  Minderung  der  Ueber- 
hebung  der  Grundaristokratie  seit  dem  Jahre  1832  ging  eine 
gewaltige  Ausbildung  der  DifiTerenzierung  von  Einkommen  und 
Besitz  innerhalb  des  Bürgertumes.  Die  Durchführung  des 
Freihandels  schuf  gewaltige  neue  Vermögen  und  vermehrte  um 
ein  Bedeutendes  ältere  Eleichtümer  von  Angehörigen  des  Bürger- 
tumes, zumal  in  London,  das  damals  noch  der  Bankier,  der 
Kaufmann  und  der  Transporteur  der  Welt  genannt  werden 
konnte.  Der  Liberalismus  fühlte,,  dass  die  oberste  Schicht  des 
Bürgertumes  wieder  in  die  Botmässigkeit  des  konservativen 
Adels  zurückzusinken  drohte.  Die  liberale  Partei  stand  vor  der 
Frage,  welche  Mittel  anzuwenden  seien,  um  die  Flucht  der 
oberen  Kreise  des  Bürgertumes  aus  der  Partei  des  Bürgertumes 
aufzuhalten. 

Nicht  mehr  wie  vor  dem  Jahre  1835  machte  eine  durch 
die  Grundaristokratie  aufgerichtete  Rechtsordnung  es  den  wohl- 
habenden bürgerlichen  Kreisen  unmöglich,  in  die  Gemeinde- 
vertretungen als  Mitglieder  einzutreten.  Die  Abwesenheit  der 
ökonomisch  kräftigsten  Kreise  des  Londoner  Bürgertumes  unter 
den  Londoner  Gemeinderepräsentanten  war  der  eigenen  freien 
EntSchliessung  zuzuschreiben.    In   manchen  liberalen  Kreisen 


^)  Wir  haben  zwar  in  Deutschland  kein  einheimiBches  Wort  für 
das,  was  der  Engländer  Snobbismus  nennt,  wohl  aber  ist  bei  uns  die 
Sache  selbst  wohl  entwickelt.  Zur  Schilderung  und  Kritik  des  deutschen 
Snobbismus  kann  der  NationalOkonom  manches  beitragen.  Vielleicht 
wird  einmal  dem  deutschen  Snobbismus  ein  volkswirtschaftlicher  Thackeray 
erstehen. 
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war  man  der  Ansicht,  die  Zurückhaltung  dieser  obersten  Schicht 
sei  darauf  zurückzuführen,  dass  sie  kommunale  Ehrenämter 
als  typisch  für  die  bürgerlichen  Klassen  ansehe,  von  der  sie 
wegrücken  wollte^).  Damit  ist  eines  der  Ziele  angedeutet, 
die  den  liberalen  Leitern  bei  der  Forderung  einer  Beform  der 
Londoner  Stadtverfassong  vorschwebten.  Wie  bei  den  Kämpfen 
um  munizipale  Reformen  yor  dem  Jahre  1835  und  1855 
handelte  es  sich  wieder  um  einen  Kampf  der  liberalen  Partei 
gegen  die  Geburtsaristokratie.  Die  neue  Londoner  Stadtrer- 
fassung  sollte  ein  Mittel  zu  dem  Zwecke  sein,  die  oberen 
Kreise  des  Bürgertumes  aus  der  Sympathie  mit  der  Geburts- 
aristokratie loszureissen  und  jene  Schichten  wieder  zur  Gemein- 
schaft mit  den  niedrigeren  Schichten  des  Bürgertumes  zurück- 
zufuhren. 

Als  Vertreter  des  Bürgertumes  und  zugleich  als  politische 
Partei  schlechthin  fahrte  der  Liberalismus  den  Kampf  für  die 
Reform  der  Londoner  Stadtverfassung.  Neben  der  Aufgabe, 
diejenigen,  die  sich  für  Politik  interessieren,  für  bestimmte 
Grundsätze  zu  gewinnen,  hat  jede  politische  Partei  die  Auf- 
gabe, überhaupt  Interesse  für  Politik  zu  erwecken,  die  politisch 
apathischen  Kreise  möglichst  zu  verkleinem.  Ein  Teil  dieser 
Aufgabe  besteht  in  der  Bekämpfung  einer  eigenartigen  Form 
der  politischen  Indifferenz,  die  nicht  aus  Gleichgültigkeit,  son- 
dern aus  unbefriedigtem  Thätigkeitsdrange  oder  unbefriedigtem 
Ehrgeize  fliesst,  aus  jener  Quelle,  aus  der  Alexis  de  Tocqueville 
einseitig  nur  eine  Verschärfung  der  politischen  Kämpfe  ab- 
leitete. Je  mehr  einem  Volke  Gelegenheit  gegeben  ist,  sich 
am  politischen  Leben  nicht  nur  passiv,  sondern  auch  aktiv  an 
sichtbaren,  höheren  Stellen  zu  beteiligen,  um  so  geringer  ist 
die  Gefahr,  dass  an  sich  dem  politischen  Leben  keineswegs 
stumpf  gegenüberstehende  Elemente  deshalb  ihm  fernbleiben, 
weil  ihnen  keine  Möglichkeit  geboten  ist,  sich  hier  auszuwirken 
oder  auszuzeichnen.  Die  Minderung  dieser  Gefahr  ist  nicht 
der  einzige  Vorteil,  der  fQr  eine  politische  Partei  aus  der 
Erleichterung  und  Vermehrung  solcher  Chancen  fliesst.     Ein 


»)  J.  P.  B. Firth,  Municipal  London  a.  a.  0.  S.  626  f.  —  G.  Norton, 
Oommentaries  a.  a.  0.  S.  211. 
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weiterer  Vorteil  flieast  daraus,  dass  fUr  sie  die  Aussicht  be- 
steht, Yon  den  höchsten  Stellen,  die  im  politischen  Leben 
vergeben  werden,  für  die  eigene  Partei  eine  grössere  Zahl 
zu  erringen,  und  dass  der  Uebergang  aus  den  niedrigeren 
Stellen  in  die  höheren  da,  wo  er  stattfindet,  kein  unvermit- 
telter ist.  Den  Kandidaten  für  höhere  Stellen  wird  Gelegen- 
heit gegeben,  in  kleineren  Kreisen  vor  ihrer  Bewerbung  um 
die  höheren  Stellen  sich  die  Anhänger  zu  verschaffen ,  durch 
die  sie  zu  den  höheren  Stellen  emporgetragen  werden  sollen, 
oder  wenigstens  wird  ihnen  Gelegenheit  gegeben,  zu  zeigen, 
dass  sie  in  Funktionen,  die  den  Funktionen  der  höheren  Stellen 
verwandt  sind.  Befriedigendes  zu  leisten  vermögen.  Diejenigen 
aber,  denen  es  glückt,  in  die  höheren  Stellen  aufzurücken, 
rücken  in  diese  erst  ein,  nachdem  sie  einen  Lehrkursus  durch- 
gemacht haben,  der  ihnen  ähnliche  Aufgaben  stellte  wie  die 
neuen  Aufgaben,  die  ihrer  harren. 

Eine  prägnante  Eigentümlichkeit  des  englischen  Volks- 
lebens besteht  darin,  dass  einerseits  das  gesellschaftliche  An- 
sehen der  Parlamentsmitglieder  in  England  höher  ist  als  in 
irgend  einem  anderen  Lande,  dass  der  politische  Einfluas  des 
Parlaments  hier  sehr  gross  ist,  dass  aber  andererseits  das  Ventil, 
durch  das  in  anderen  Ländern  der  politische  Ehrgeiz  im  guten 
und  schlechten  Sinne  abfliessen  kann,  nämlich  ein  zahlreiche 
Personen  absorbierender,  gesellschaftlich  hochstehender  Beamten- 
apparat, in  England  fehlt  und  so  in  England  immer  das  Problem 
brennend  ist,  wodurch  dem  Ehrgeiz,  der  durch  den  Eintritt  in 
das  numerisch  eng  begrenzte  Parlament  nicht  befriedigt  zu  werden 
vermag,  ausserhalb  des  Parlaments  Nahrung  gereicht  werden 
kann.  Auch  der  liberale  Kampf  für  die  Londoner  Stadtver- 
fassung ist  ein  Reflex  dieser  Eigentümlichkeit.  Man  wollte  für 
den  politischen  Ehrgeiz  eine  neue  Arena  neben  dem  Parlament 
errichten.  In  ihr  sollten  sich  diejenigen  im  Kampfe  tummeln, 
die  geneigt  waren,  ins  Parlament  als  Mitglieder  einzutreten, 
die  auch  zahlreiche  andere  Voraussetzungen  der  parlamentari- 
schen Mitgliedschaft  erfüllten,  die  aber  dort  keinen  Einlass 
fanden,  weil  die  Zahl  der  Mitglieder  überhaupt  dort  begrenzt 
war,  und  von  denen  anzunehmen  war,  dass  sie  deshalb  vom 
politischen  Leben  überhaupt  sich  fernhielten.     Die  Thätigkeit 
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der  liberalen  Mitglieder  des  neu  zu  gründenden  kommnnalai 
Zentralorgans  sollte  die  Londoner  geneigt  machen,  auch  bei 
parlamentarischen  Wahlen  fQr  liberale  Kandidaten  zu  stimmen. 
Aus  den  Reihen  der  Mitglieder  des  kommunalen  Zentralorgans 
sollte  zum  Teil  der  parlamentarische  Nachwuchs  der  liberalen 
Partei  genommen  werden.  Die  Mitgliedschaft  im  kommunalen 
Zentralorgan  sollte  eine  Vorschule  f&r  künftige  liberale  Parla- 
mentsmitglieder sein^). 

Damit  ist  zugleich  ein  neuer  Beweis  und  ein  neuer  Orund 
daf&r  gegeben,  dass  man  die  Mitglieder  des  neuen  Zentral- 
organs in  erster  Linie  unter  den  finanziell  kräftigsten  Schichten 
des  Bürgertums  suchte.  Das  hohe  gesellschaftliche  Ansehen 
der  englischen  Parlamentsmitglieder  beruht  zum  Teil  darauf, 
dass  sie  gewöhnlich  den  reichsten  Klassen  angehören.  Der 
Liberalismus  gab  sich  zwar  vielfach  und  erfolgreich  Mühe,  ein 
parlamentarisches  Wahlverfahren  herbeizuführen,  durch  das  den 
Parlamentskandidaten  die  Aufwendung  zu  grosser  finanzieller 
Mittel  bei  den  Parlamentswahlen  unmöglich  gemacht  werden 
sollte.  Aus  der  Gesetzgebung  war  jegliche  finanzielle  Qualifikation 
für  das  passive  parlamentarische  Wahlrecht  weggefallen.  Aber 
in  der  Regel  blieb  doch  ein  Parlamentssitz  ein  Privilegium  der 
reicheren  Klassen.  Auch  das  gesetzliche  Maximum  der  von  den 
Kandidaten  zu  tragenden  Wahlkosten  war  noch  sehr  hoch. 
Unter  den  chartistischen  Forderungen,  die  unerfüllt  waren,  befand 
sich  die  Forderung  von  Diäten  für  Parlamentsmitglieder.  «Alle 
gesetzlichen  Reformversuche  und  Reformen  konnten  in  weiten 
Kreisen  der  Wählerschaft,  auf  deren  Stimmung  die  Liberalen 
bei  der  Auswahl  der  Parlamentskandidaten  Rücksicht  zu  nehmen 
hatten,  nicht  die  Anschauung  ausrotten,  dass  Reichtum  eine 
Voraussetzung  für  den  Eintritt  ins  Parlament  sei.  Die  hohen 
Ausgaben  für  Repräsentationszwecke,  die  das  Parlamentsmit- 
glied belasten,  der  Luxus,  der  von  den  Mitgliedern  innerhalb 
und  ausserhalb  des  Parlaments  getrieben  werden  muss,  die 
Verflechtung  in  den  Strudel  der  gesellschaftlichen  Vergnü- 
gungen,  die  Belastung  mit  allen  diesen  pekuniär  schwer  ins 


')  Vgl.  Gladstones  Rede  in  Hansard's  Parliamentary  Debates, 
vol.  290  (1884),  S.  546. 
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Gewicht  fallenden  'Verpflichtungen,  deren  sich  ein  Parlaments- 
mitglied nur  in  den  seltensten  Fällen  ohne  Verzicht  auf  die 
Möglichkeit,  auf  seine  Kollegen  hinter  den  Coulissen  Einfluss 
zu  üben,  entziehen  kann,  —  alle  diese  thatsächlichen  finanziellen 
Qualifikationen  fQr  einen  Sitz  im  Parlament  wurden  durch  den 
Wandel  der  Oesetzgebung  unberührt  gelassen.  Eine  Vorschule 
für  zukünftige  Mitglieder  des  , feinsten  Klubs  in  London  **,  des 
Parlaments,  begründen  wollen,  eine  Vorschule  fttr  Mitglieder 
der  Körperschaft,  die  den  Pulsschlag  der  gesellschaftlichen 
Saison  in  London  bestimmt,  begründen  wollen,  —  das  hiess 
nichts  anderes  als  eine  Organisation  scha£Pen  wollen,  deren 
Mitglieder  reich  sein  müssen.  Durch  eine  Reform  der  Londoner 
Stadtverfassung  wollte  man  die  ökonomisch  höchststehenden 
Schichten  des  Londoner  Bürgertumes  nicht  nur  yon  ihrer 
Apathie  gegenüber  kommunalen  Fragen  kurieren.  Man  wollte 
dadurch  auch  einen  finanziell  potenten  Nachwuchs  von  Parla- 
mentskandidaten sich  heranziehen. 

Wenn  wir  dies  in  Betracht  ziehen,  so  gewinnt  auch  die 
konkrete  Form  der  liberalen  Keformyersuche  für  uns  Farbe 
und  Leben.  Ein  wesentlicher  Grund  dafür,  dass  man  von 
liberaler  Seite  ein  neues  kommunales  Zentralorgan  mit  weiterem 
Machtbereich  und  einen  Ersatz  des  indirekten  Wahlsystems 
durch  ein  direktes  Wahlsystem  forderte,  lag  darin,  dass  man 
glaubte,  die  geforderten  Neuerungen  würden  die  finanziell  kräf- 
tigsten Schichten  des  Londoner  Bürgertumes  in  die  Gemeinde- 
vertretung hineinlocken.  Ein  kommunales  Zentralorgan  mit 
einem  weiten  Aufgabenkreise,  das  fttr  vier,  fünf  und  mehr 
Millionen  Menschen  zu  sorgen  bestimmt  war,  war  weniger  als 
das  Metropolitan  Board  of  Works  mit  seinem  verkrüppelten 
Aufgabenkreise,  weniger  als  eine  Vestry  oder  ein  District  Board, 
deren  Jurisdiktion  sich  nur  auf  einen  nach  Tausenden  zählenden 
Teil  der  hauptstädtischen  Bevölkerung  erstreckte,  dem  Vor- 
wurfe ausgesetzt,  vor  dem  die  Handelsfttrsten  und  industriellen 
Kapitäne  Londons  sich  damals  fürchteten,  dem  Vorwurfe, 
nur  kleinliche  Krämerangelegenheiten  zu  betreiben.  Leichter 
als  die  damaligen  Gemeindevertreter  hätten  die  Mitglieder 
des  neuen  kommunalen  Zentralorgans  ein  der  Würde  eines 
Parlamentsmitgliedes    nahekommendes    Ansehen   beanspruchen 
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können.  Von  den  Mitgliedern  des  Metropolitan  Board  of  Works 
konnte  behauptet  werden,  sie  dankten  ihre  Sits^  nur  den  Sym- 
pathien kleiner  Cliquen.  In  einer  auf  direkten  Wahlen  basierten 
städtischen  Zentralvertretung  glaubte  man  eine  Organisation 
zu  schaffen,  deren  Mitglieder,  so  hoffte  man,  schon  um  dessent- 
willen  eine  ehrenvollere  Stellung  bekleiden  würden,  weil  ihre 
Wahl  die  Folge  des  Vertrauens  einer  grösseren  Zahl  von 
Personen  sein  würde  als  unter  dem  indirekten  Wahlsystem. 
Man  nahm  dies  um  so  eher  an,  da  man  erwartete,  die  Be- 
teiligung der  Wahlberechtigten  an  den  Wahlen  zu  der  stadti- 
schen Zentralvertretung  werde  weit  grösser  sein,  als  die  Wahl- 
beteiligung bei  den  Wahlen  zu  den  Vestries  und  District 
Boards  war.  Andererseits  entquoll  die  Forderung,  für  die 
Wahlen  zur  städtischen  Zentralvertretung  das  direkte  Wahl- 
verfahren einzuführen,  dem  Bemühen,  die  kleinbürgerlichen 
Elemente  damit  zu  versöhnen,  dass  man  in  erster  Linie  dem 
Patriziat  die  städtische  Zentralvertretung  überweisen  wollte. 
Parallel  mit  der  Minderung  der  Aussicht,  in  der  städtischen 
Zentralvertretung  Sitze  zu  erhalten,  sollte  eine  Erweiterung  der 
Rechte  der  kleinbürgerlichen  Elemente  gehen,  da  in  dem 
direkten  Stimmrechte  für  die  städtische  Zentralvertretung  ihnen 
ein  Recht  gewährt  werden  sollte,  das  sie  bei  der  bestehenden 
Stadtverfassung  nur  zum  kleinen  Teile,  nämlich  nur  soweit  sie 
Mitglieder  der  für  das  Metropolitan  Board  of  Works  stimm- 
berechtigten kommunalen  Teilorgane  waren,  besassen ;  ein  Recht, 
von  dem  man  annahm»  dass  es  die  kleinbürgerlichen  Elemente 
mit  grossbürgerlichen  Elementen  in  Berührung  bringen  werde, 
die  sich  damals  von  kleinbürgerlichen  Elementen  fast  völlig 
fernhielten.  Vielleicht  sind  die  Differenzen  zwischen  den  ein- 
zelnen liberalen  Reformvorschlägen  hinsichtlich  der  Frage,  ob 
ausser  einem  kommunalen  Zentralorgan  auch  kommunale  TeU- 
Organe  bestehen  sollten,  dem  Streben  geschuldet,  die  ver- 
söhnenden Einflüsse,  die  man  der  Einführung  des  direkten 
Stimmrechtes  an  Stelle  des  indirekten  gegenüber  kleinbürger- 
lichen Kreisen  beimass,  zu  verstärken.  Teilweise  kamen  die- 
jenigen, die  gleich  dem  Regierungsentwurfe  aus  dem  Jahre 
1884  ein  Weiterbestehen  der  kommunalen  Teilorgane  in  modi- 
fizierter Gestalt  neben  einer  Ausweitung  der  Macht  der  stadti- 
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sehen  Zentralyertretung  yerlangten,  dazu  aus  dem  Gedanken 
heraus,  dass  den  kleinbürgerlichen  Elementen  die  Möglichkeit 
belassen  werden  müsse,  in  repräsentativer  Thätigkeit  an  der 
Eommunalrerwaltung  teilzunehmen.  Man  erwartete,  dass  auch 
in  Zukunft  Sitze  in  den  Distriktsgemeinderäten  von  den  oberen 
Schichten  des  Bürgertumes  nur  selten  begehrt  und  dass  des- 
halb hier  zahlreiche  Sitze  für  kleinbürgerliche  Elemente  frei 
bleiben  würden.  Die  Uebertragung  aller  Gemeindegeschäfte  an 
eine  städtische  Zentralyertretung  allein  barg  die  Gefahr  einer 
Verstimmung  der  kleinbürgerlichen  Ej'eise  gegenüber  den  höheren 
Schichten  des  Bürgertums  in  sich.  Man  entschied  sich  für  das 
Weiterbestehen  kommunaler  Teilorgane  in  der  Absicht,  die 
kleinbürgerlichen  Kreise  für  ihre  Zurückdrängung  aus  der 
städtischen  Zentralvertretung  zu  entschädigen. 

Noch  eine  andere  Entschädigung  bot  man  diesen  Kreisen 
an,  die  sowohl  innerhalb  des  Kleinbürgertumes  als  auch  inner- 
halb der  oberen  Schichten  des  Bürgertumes  begehrt  wurde. 
Wenn  wir  den  Beginn  der  liberalen  Reformbewegung  und  ihre 
einzelnen  Phasen  näher  ins  Auge  fassen,  so  frappiert  uns  ein 
auffallend  enges  Verhältnis  zu  markanten  Phasen  in  der  Ent- 
wickelung  der  Besteuerung.  Der  liberale  Feldzug  begann,  wie 
wir  sahen,  im  Jahre  1867,  in  einem  Jahre,  in  dem  die  kon- 
solidierten Steuern  des  Metropolitan  Board  of  Works  6,99  d 
pro  1  Pfd.  Sterl.  betrugen  und  damit  eine  in  keinem  einzigen 
früheren  Jahre  erreichte  Höhe  erreichten*).  Im  Jahre  1868 
und  1869,  den  Jahren,  in  denen  wieder  das  Parlament  mit 
liberalen  Anträgen  auf  eine  Reform  der  Londoner  Stadtver- 
fassung sich  zu  befassen  hatte,  betrugen  die  konsolidierten 
Steuern  des  Metropolitan  Board  of  Works  mit  6,09  d  und  6,04  d 
pro  1  Pfd.  Sterl.  zwar  etwas  weniger  als  im  Jahre  1867,  aber 
immer  mehr  und  vielfach  beträchtlich  mehr  als  in  fast  sämt- 
lichen Jahren,  die  dem  Jahre  1867  vorangingen.  In  den 
Parlamentsverhandlungen  des  Jahres  1869  wurde  auch  die 
Behauptung  aufgestellt,  in  London  gehe  die  allgemeine  An- 
schauung dahin,   dass   die  Kommunalsteuem   zu  hoch  seien'). 

>)  Vgl.  Tab.  2  auf  S.  162. 

^  Morrisons  Rede  in  Hansar d*8  Parliamentary  Debates,  vol.  196 
(1869),  S.  1950. 
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Die  halb  entgegenkommende  Haltung  der  liberalen  Regierung, 
die  in  diesem  Jahre  zwar  nicht  die  Buxtonschen  Bills  sich  zu 
eigen  machte,  aber  eine  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung 
in  Aussicht  stellte,  befindet  sich  in  merkwürdigem  Einklänge 
mit  der  damaligen  Lage  der  staatlichen  Finanzen.  Die  Höhe 
der  staatlichen  Einkommensteuer  trug  damals  einen  doppelten 
Charakter.  Sie  betrug  5  d  pro  1  E^d.  Sterl.  steuerpflichtigen 
Einkommens  und  war  damit  niedriger  als  die  Einkommen- 
steuer in  den  meisten  früheren  Jahren,  in  denen  die  Einkommen* 
Steuer  eben  dauernden  Bestandteil  des  Staatshaushaltes  bildete 
und  in  denen  eine  konservative  Regierung  am  Ruder  war,  aber 
sie  war  um  1  d  höher,  als  sie  in  den  beiden  letzten  Jahren, 
in  den  Jahren  1866  und  1867,  war^).  Der  Yorstoss,  den 
Buxton  im  Jahre  1870  macht,  ist  matter,  als  die  früheren  Vor* 
stösse  waren,  womit  die  Thatsache  parallel  geht,  dass  in  diesem 
Jahre  die  konsolidierten  Steuern  des  Metropolitan  Board  of  Works 
auf  5,1  d  und  damit  auf  einen  Stand  sanken,  der  niedriger 
war  als  in  sämtlichen  früheren  Jahren  des  Board  mit  Ausnahme 
der  yier  ersten  Jahre  seiner  Existenz.  Das  Jahr  1870  ist  zu- 
gleich ein  Jahr,  in  dem  es  der  liberalen  Regierung  glückte, 
die  Einkommensteuer  auf  4  d  zu  reduzieren,  d.  h.  auf  den 
niedrigsten  Stand,  auf  den  sie  vorher  eine  Regierung  hinab* 
geschraubt  hatte. 

Wir  wissen,  dass  seit  dem  Jahre  1870  bis  zum  Jahre  1875 
das  Parlament  von  keiner  Seite  mehr  mit  der  Eleform  der 
Londoner  Stadtverfassung  beschäftigt  wurde.  Diese  Zeit  der 
Ruhe  ist  zugleich  eine  Zeit,  in  der  die  konsolidierten  Steuern  des 
Metropolitan  Board  of  Works  sehr  niedrig  waren,  einmal  bis 
auf  2,68  d  herabsanken  und  mit  nur  4,42  d  ihre  höchste  Höhe 
erreichten.  In  der  Mehrzahl  der  Jahre,  während  welcher  inner- 
halb dieses  Zeitraumes  die  liberale  Partei  am  Ruder  war,  gelang 
es,  die  Einkommensteuer  auf  dem  niedrigsten  vorher  erreichten 
Tiefstande  (4  d)  festzuhalten  oder  auf  einen  noch  niedrigeren 
Stand  (3  d)  herabzudrücken.  In  einem  zu  diesem  Zeiträume 
gehörenden  Jahre,  das  gleichfalls  ein  Jahr  liberaler  Herrschaft 


>)  Haxeirs  Annual  for  1896,  S.  327.   —   Whitaker'B  Almanac 
for  1896,  S.  186. 
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war,  hob  sich  die  Einkommensietier  allerdiDgs  wieder  auf  6  d. 
Aber  dieses  Jahr  war  zugleich  ein  Jahr,  in  dem  die  konsoli- 
dierten Steuern  des  Metropolitan  Board  of  Works  mit  2,68  d 
niedriger  als  in  ii^end  einem  Jahre  seit  dem  Jahre  1858  waren, 
und  gegen  den  Vorwurf,  ihre  im  Jahre  1869  gegebene  Zusage, 
eine  Beform  der  Londoner  Stadtverfassung  herbeizuführen, 
nicht  eingehalten  zu  haben,  war  die  liberale  B^erung  ge- 
wappnet durch  die  Thatsache,  dass  die  finanzgesetzlichen  Aen- 
derungen  der  Jahre  1869  und  1871,  in  denen  die  Ursache  der 
abnorm  niedrigen  konsolidierten  Steuern  des  Metropolitan  Board 
of  Works  während  der  siebziger  Jahre  zu  suchen  ist^),  durch 
die  liberale  Begierung,  die  jenes  Versprechen  gab,  durchgesetzt 
wurden. 

Sofort  als  im  Jahre  1875  die  konsolidierten  Steuern  des 
Metropolitan  Board  of  Works  sich  wieder  über  5  d  hoben,  erschien 
Lord  Elcho  mit  seinem  Gesetzentwurfe  auf  der  Bildfläche.  So- 
bald im  Jahre  1880  die  konsolidierten  Steuern  des  Board  wieder 
über  6  d  stiegen,  folgte  Firth  mit  seiner  Bill  nach.  Die  folgen- 
den 4  Jahre  stellen  einen  Zeitraum  dar,  in  dem  nicht  nur  die 
liberale  Regierung  mit  mehr  Ernst  als  vorher  sich  der  Beform 
(der  Londoner  Stadtverfassung  zuwandte,  sondern  in  dem  auch 
die  konsolidierten  Steuern  des  Metropolitan  Board  of  Works  mit 
Ausnahme  einer  einzigen  schwachen  Abweichung  über  6  d  be- 
trugen. In  dem  Jahre,  in  dem  der  liberale  Regierungsentwurf 
einer  Beform  der  Londoner  Stadtverfassung  vors  Parlament 
gebracht  wurde,  im  Jahre  1884,  waren  die  konsolidierten  Steuern 
des  Metropolitan  Board  of  Works  mit  6,5  d  höher  als  in  allen 
früheren  Jahren  seit  der  Begründung  des  Board,  das  Jahr  1867 
ausgenommen,  in  dem  Mill  die  parlamentarische  Gampagne  für 
eine  neue  Londoner  Stadtverfassung  begann.  Gleichzeitig  hatten 
die  Konservativen  in  der  Erniedrigung  der  staatlichen  Ein- 
kommensteuer einen  beträchtlichen  Vorsprung  vor  den  Liberalen 
gewonnen.  In  den  6  Jahren  konservativer  Herrschaft  vom 
Jahre  1874 — 1879  brauchte  nur  einmal  die  Einkommensteuer 
auf  5  d  erhöht  zu  werden;  in  den  5  anderen  Jahren  glückte 
es  den  Konservativen,  mit  nur  8  d  und  2  d  Einkommensteuer 


»)  Vgl.  vorher  8.  94  f.,  168. 
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auszukommen.  Die  folgende  liberale  Regierung  hingegen  über- 
schritt in  sämtlichen  Jahren  von  1880 — 1884  das  früher  von  den 
Konservativen  erreichte  Minimum.  Der  niedrigste  Einkommen- 
steuersatz betrug  in  dieser  liberalen  Begierungsperiode  5  d,  im 
Jahre  1882/88  betrug  der  Einkommensteuersatz  sogar  6,5  d,  in 
dem  letztgenannten  Jahre  damit  mehr  als  in  irgend  einem  Jahre 
seit  dem  Jahre  1864.  Vermutlich  sah  die  liberale  Regierung, 
als  sie  im  Jahre  1884  eine  Reform  der  Londoner  Stadtverfas* 
sung  beantragte,  bereits  voraus,  dass  sie  im  folgenden  Jahre 
die  Einkommensteuer  noch  mehr  erhöhen  musste. 

In  diesen  Erscheinungen  kommt  die  Thatsache  zum  Aus- 
druck, dass  ebenso  wie  bei  den  früheren  Aenderungen  der 
Stadtverfassung  auch  bei  dieser  jüngeren  liberalen  Reform- 
bewegung Fragen  der  Besteuerung  von  massgebendem  Einflüsse 
waren.  Bei  vielen  Londonem  bildete  das  Streben  nach  Ver- 
minderung der  Steuerlast  die  eigentliche  Wurzel  ihres  Ver- 
langens nach  einer  neuen  Stadtverfassung.  Diese  Quelle  der 
Sehnsucht  nach  einer  neuen  Stadtverfassung  war  auch  eine  der 
die  leitenden  liberalen  Staatsmänner  antreibenden  Triebfedern. 
Man  wollte  der  liberalen  Partei  den  Ruhm  erwerben,  zu  einer 
Erleichterung  der  kommunalen  Steuerlast  beigetragen  zu  haben. 
Den  einkommensteuerpflichtigen  Klassen  sollten  die  bittere  Pille 
der  vorgekommenen  und  noch  in  Aussicht  stehenden  Erhöhungen 
der  staatlichen  Einkommensteuer  etwas  verzuckert  werden.  So- 
wohl die  Verstärkung  der  kommunalen  Zentralisation  als  auch 
der  Ersatz  des  indirekten  Wahlsystems  durch  ein  direktes  Wahl- 
system wurden  demgemäss  im  Parlament  besonders  eindring- 
lich als  Aenderungen  empfohlen,  die  geeignet  seien,  eine  grös- 
sere Sparsamkeit  im  kommunalen  Haushalte  Londons  anzuregen. 
Man  empfahl  eine  verstärkte  kommunale  Zentralisation  als  eine 
billigere  Verfassimgsform  mit  der  Begründung,  dass  mit  der 
bestehenden  kommunalen  Dezentralisation  Kosten  verknüpft 
seien,  wie  Kosten  für  die  Ausfechtung  von  Kompetenzkonflikten 
zwischen  den  bestehenden  kommunalen  Organen,  die  bei  der 
geforderten  verstärkten  kommunalen  Zentralisation  entweder 
ganz  fortfallen  oder  wesentlich  vermindert  werden  müssten. 
In  vielen  Verwaltungszweigen  könne,  so  führte  man  aus,  eine 
städtische   Zentralvertretung    sparsamer   wirtschaften   als   eine 
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Reihe  kommunaler  Teilorgane.  Es  wusde  behauptet,  eine 
machtvolle  städtische  Zentralvertretung,  deren  Thätigkeit  yor* 
aussichtlich  von  der  Presse  aufmerksam  verfolgt  werde,  biete 
ihren  Mitgliedern  viel  weniger  Gelegenheit,  sich  auf  unrecht- 
mässige Weise  zu  bereichem,  als  eine  mit  kümmerlichen  Befug- 
nissen versehene  Zentralvertretung  oder  als  eine  Fülle  von 
Distriktsvertretungen,  für  deren  Verhandlungen  kein  Interesse 
vorhanden  sei  oder  über  deren  Thätigkeit  im  einzelnen  zu 
berichten  für  die  Presse  unmöglich  sei.  Von  finanziellen  Ge- 
sichtspunkten aus  wurde  auch  eine  Abwägung  des  direkten  und 
indirekten  Wahlrechtes  vorgenommen.  Dieses  Wahlrecht,  so 
führte  man  aus,  gebe  den  Steuerzahlern  keine  Möglichkeit,  die 
Verausgabung  der  von  ihnen  aufgebrachten  Steuern  wirksam 
zu  kontrollieren,  in  dem  indirekten  Wahlrechte  sei  eine  günstige 
Voraussetzung  für  die  finanzielle  Korruption  der  Gemeinde- 
repräsentanten gegeben;  das  direkte  Wahlrecht  hingegen  setze 
die  Steuerzahler  in  den  Stand,  ihre  Wünsche  mit  Bezug  auf 
die  zu  machenden  Ausgaben  zum  Ausdruck  zu  bringen,  kor- 
rumpierte Gemeinderepräsentanten  aus  der  Gemeindevertretung 
auszuschliessen  und  überhaupt  die  Ausgaben  des  kommunalen 
Zentralorgans  niedrig  zu  halten.  Mit  der  Sicherung  gegen 
Korruption  der  Gemeinderepräsentanten  glaubte  man  einen 
finanziell  doppelt  schwer  ins  Gewicht  fallenden  Erfolg  zu  er- 
zielen. Man  glaubte,  dadurch  das  Misstrauen  gegen  die  Mit- 
glieder der  städtischen  Zentralvertretung  und  damit  einen  wei- 
teren Grund  für  die  Abneigung  der  höheren  bürgerlichen  Kreise 
gegen  den  Eintritt  in  die  städtische  Zentralvertretung  zu  be- 
seitigen; gerade  die  kommerzielle  und  industrielle  Elite  Londons 
hielt  man  aber  für  besonders  fähig,  vermöge  ihrer  hervor- 
ragenden geschäftlichen  Kenntnisse  eine  starke  Belastung  der 
kommunalen  Steuerzahler  hintanzuhalten.  Dass  auf  liberaler 
Seite  die  neue  Zentralvertretung  in  erster  Linie  als  eine  nach 
Verminderung  der  Ausgaben  strebende  Organisation  gedacht 
war,  ergibt  sich  auch  aus  einer  Detailbestimmung,  die  der 
Regierungsentwurf  des  Jahres  1884  enthielt.  Man  glaubte  der 
von  der  Annahme  dieses  Entwurfes  erwarteten  Gefahr  einer 
Aufsaugung  aller  kommunalen  Funktionen  durch  die  städtische 
Zentralvertretung  und  der  Ueberweisung  eines  nur  •  winzigen 
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Aufgabenkreises  an  die  kommunalen  Teilorgane  dadurch  ge* 
nügend  entgegengearbeitet  su  haben,  dass  man  eine  Bestim- 
mung aufnahm,  wonach  die  Kosten  derjenigen  Yerwaltangs- 
zweige,  die  die  städtische  Zentralvertretung  sich  allein  vor* 
behielt,  durch  allgemeine,  ganz  London  zusammen,  nicht  die 
einzelnen  Distrikte  für  sich  allein  treffende  Steuern  gedeckt 
werden  sollten*). 

Nicht  nur  deshalb,  weil  man  vermittelst  einer  verstärkten 
kommunalen  Zentralisation  und  der  Einführung  des  direkten 
Wahlsystems  höherstehende  Persönlichkeiten  aufzurütteln  und 
billigeres  Wirtschaften  zu  ermöglichen  hoffte,  verlangte  man 
von  liberaler  Seite  eine  Neuordnung  der  Londoner  Stadtver* 
fassung.  Ausser  diesen  beiden  schwer  ins  Gewicht  fallenden 
Gründen  trat  noch  ein  dritter  massgebender  Grund  ins  Spiel, 
der  an  den  Unterschied  zwischen  der  bestehenden  Londoner 
Stadtverfassung  und  der  im  Jahre  1835  für  die  anderen  Städte 
geschaffenen  Städteordnung  anknüpfte.  In  keiner  englischen 
Stadt,  mit  Ausnahme  von  London,  bestand  innerhalb  des  an 
das  Metropolitan  Board  of  Works,  die  Yestries  und  die  District 
Boards  stückweise  ausgeteilten  Aufgabenkreises  eine  Spaltung 
der  Kommunalverwaltung.  Nur  in  London  besassen  die  Bürger 
für  ein  wichtiges  kommunales  Repräsentativorgan  kein  direktes 
Stimmrecht.  Diese  Unterschiede  sollten  beseitigt  werden.  Was 
die  Liberalen  im  Jahre  1855  versäumt  hatten,  das  sollte  ganz 
oder  wenigstens  zum  grössten  Teile  nachgeholt  werden.  Was 
die  Liberalen  im  Jahre  1835  für  andere  Städte  gethan  hatten, 
das  sollte  jetzt  auch  fttr  London  getban  oder  zum  mindesten 
in  nur  schwach  variierter  Form  nachgebildet  werden.  Die 
Zurücksetzung  der  grössten  Stadt  der  Welt,  der  Hauptstadt 
eines  Weltreiches  gegenüber  einer  langen  Reibe  von  Provinz- 
städten sollte  geendigt  werden.  Man  wollte  London  eine  macht- 
volle, auf  direkten  Wahlen  aufgebaute  städtische  Zentralver- 
waltung geben,  um  einen  zwischen  London  und  den  anderen 
englischen  Städten  bestehenden  Widerspruch  gegen  das  Prinzip 
der  Gleichheit  zu  beseitigen.  Als  ein  Akt  der  Gerechtigkeit 
gegenüber  London  im  Vergleiche  zu  den  anderen  Städten  wurde 


>)  HUiiBard*6  Parliamentary  Debates,  vol.  287  (1884),  S.  61. 
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denn  auch  besonders  emphatisch  die  Reform  der  Londoner 
Stadtrerfassung  in  der  Rede  empfohlen,  mit  der  Gladstones, 
des  damaligen  Premierministers,  klangroUe  Beredsamkeit  der 
Iet2ten  und  kräftigsten  liberalen  Reformaktion  im  Parlament 
den  Sieg  zu  erobern  yersuchte^). 


3.  Kapitel. 


Der  EonseryatiTismns  und  die  Parlamentsdebatten  des 
Jahres  18S8. 

Man  rechnet  England  zu  den  Ländern,  in  denen  der  Kon- 
servativismus im  Aufsteigen  und  der  Liberalismus  im  Niedergange 
begrifiFen  ist.  In  formeller  Hinsicht  mag  diese  Klassifikation 
richtig  sein.  Unter  den  letzten  25  Jahren  sind  nicht  ganz 
10  Jahre  liberaler  Herrschaft.  Am  Ende  des  Jahrhunderts 
wird  England  von  einem  konservativen  Ministerium  mit  einer 
Parlamentsmajorität  regiert,  die  so  gross  ist,  dass  sie  nur  ein 
einziges  Mal  in  der  Geschichte  des  Parlaments  seit  dem 
Jahre  1832,  nämlich  von  der  liberalen  Parlamentsmajorität  im 
ersten  nach  der  Parlamentsreform  des  Jahres  1832  gewählten 
Parlament,  ÜbertrofiFen  wird.  Doch  das  Bild  ändert  sich,  wenn 
wir  den  Blick  nicht  auf  die  äusseren  Abzeichen  der  Träger  der 
Macht,  sondern  auf  den  Gebrauch  richten,  der  von  der  Macht 
gemacht  wurde.  Viele  konservative  Forderungen  und  Mass- 
regeln waren  ursprünglich  liberale  Postulate.  Vielfach  wurden 
die  Liberalen  durch  Leute  besiegt,  die  gewillt  waren,  das,  was 
der  Liberalismus  erstrebte,  durchzuführen,  und  die  häufig  dem 
Liberalismus  entsprungene  Gedanken  verwirklichten. 

Die  Reform  der  Kommunalverfassung  ist  eines  der  Gebiete, 
auf  denen  die  Konservativen  zu  Liberalen  wurden.   Dies  zeigt 


')  Hansa  rd'8  ParUameDtary  Debates,  vol.  290  (1884),  S.  541,  546  f. 
—  Vgl.  auch  Buxtons,  Firths  und  Sir  Charles  Dilkes  Reden  ib. 
vol.  196  (1869),  8.  1944,  1950;  vol.  201  (1870),  S.  855;  vol.  289  (1884), 
S.  1977;  vol.  290  (1884),  S.  67. 
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sich  zunächst,  wenn  wir  den  Inhalfc  der  Reformyorschläge  ins 
Auge  fassen,  die  die  konservative  Regierung  im  Jahre  1888 
im  Parlament  vorlegte  und  unterstützte.  Im  Einklänge  mit 
den  früheren  liberalen  Forderungen  wurde  für  die  ländlichen 
Grafschaften  die  Bildung  von  Reprasentativorganen  beantragt, 
die  aus  direkten  Wahlen  hervorgehen  sollten.  In  Ueberein- 
Stimmung  mit  dem  liberalen  Reformprogramm  wurde  nunmehr 
auch  von  konservativer  Seite  der  Fortfall  des  Metropolitan 
Board  of  Works  und  für  London  die  Errichtung  eines  neuen, 
auf  der  Basis  des  direkten  Wahlsystems  aufgebauten  kommu* 
nalen  Zentralorgans  gefordert.  Eine  Rezeption  aller  Punkte 
des  Reformprogramms,  das  die  Liberalen  für  London  aufgestellt 
hatten,  schloss  die  Reform,  die  von  konservativer  Seite  jetzt 
verlangt  wurde,  allerdings  nicht  ein.  Die  City  sollte  ihre 
Selbständigkeit  gegenüber  dem  kommunalen  Zentralorgan  be- 
wahren. Abgesehen  von  der  Aenderung,  die  mit  der  geplanten 
Umformung  des  für  das  städtische  Zentralorgan  geltenden 
Wahlsystems  verknüpft  war,  Hessen  die  konservativen  Vor- 
schläge die  Yestries  und  die  District  Boards  vollständig  unau* 
getastet.  Aber  die  Schonung  der  Yestries  und  District  Boards 
entsprang  nicht  einer  grundsätzlichen  Vorliebe  für  die  durch 
diese  Teilorgane  verkörperte  Form  der  kommunalen  Dezentrali- 
sation. Es  sollte  nur  eine  provisorische  Schonung  sein.  Für 
spätere  Zeit  war  auch  von  konservativer  Seite  eine  Reform 
dieses  Teiles  der  kommunalen  Organisation  Londons  in  Aus- 
sicht genommen. 

Sieht  man  auf  den  Inhalt  der  konservativen  Reformvor- 
schläge, so  erscheinen  die  Konservativen  nicht  als  originell. 
Auch  die  Beweggründe,  die  sie  zu  jenen  Reform  vorschlagen 
veranlassten,  berühren  sich  vielfach  mit  den  bei  den  Liberalen 
entscheidenden  Beweggründen.  Diese  letztere  Uebereinstim- 
mung  reicht  bis  zum  Jahre  1835  zurück. 

Durch  welche  Gegensätze  auch  immer  Konservative  und 
Liberale  vom  Jahre  1835  ab  bis  zum  Jahre  1884  in  muni- 
zipalen Fragen  geschieden  waren,  beide  Parteien  bildeten  immer 
nur  verschiedene  Flügel  desselben  Heeres,  beide  waren  in  ihren 
Anschauungen  über  die  zweckmässige  Gestaltung  der  Stadt- 
verfa8|ung  unbeeinflusst  oder  wenig  beeinflusst  von  Rücksichten 
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auf  die  unteren  Klassen.  Kein  Art-,  sondern  nur  ein  Grad- 
unterschied bestand  zwischen  ihnen,  und  zwar  bestand  dieser 
Gradunterschied  darin,  dass  für  lange  Zeit  bei  den  Konservativen 
in  der  Fragte  der  Londoner  Stadtverfassung  die  Indifferenz 
gegenüber  den  unteren  Klassen  weit  schärfer  auftrat  als  bei 
den  Liberalen. 

Mit  den  Liberalen  war  den  Tories  in  den  dreissiger  Jahren 
dies  gemeinsam,  dass  jeglicher  Gedanke  ihnen  fernlag,  die  neu 
zu  schaffenden  Organe  mit  Aufgaben  sozialpolitischer  Natur 
auszustatten.  Die  Konservativen  unterschieden  sich  aber  da- 
durch von  den  Liberalen,  dass  bei  ihnen  weit  starker  als  bei 
den  Liberalen  das  Bestreben  ausgebildet  war,  die  Beteiligung 
an  der  Stadtverwaltung  den  besitzenden  Klassen  zu  reservieren. 
Dieses  Bestreben  trat  entsprechend  der  Gruppierung,  in  der 
die  Konservativen  im  Jahre  1835  der  Frage  der  Munizipal- 
reform gegenüberstanden,  in  einer  doppelten  Form  auf. 

Ursprünglich  hegte  man  in  liberalen  Kreisen  die  An- 
schauung, die  Frage,  ob  überhaupt  die  ältere  Stadteordnung 
reformiert  werden  solle  oder  nicht,  werde  eine  reine  Partei- 
frage werden,  die  Liberalen  würden  die  Forderung  der  Reform 
gegenüber  dem  geschlossenen  Widerstände  der  Tories  zu  ver- 
teidigen haben.  Diese  Annahme  wurde  gerechtfertigt  dadurch, 
dass  in  der  That  bei  den  Konservativen  eine  Gruppe  vorhanden 
war,  die  jeder  Reform  der  Stadteordnung  sich  zu  widersetzen 
und  die  bestehende  Städteordnung  aufrecht  zu  erhalten  ent- 
schlossen war.  Wie  bei  den  Liberalen  die  Forderung  der 
Mnnizipalreform  in  engem  Zusammenhange  mit  der  Parlaments- 
reform des  Jahres  1832  stand,  so  auch  der  Widerstand  eines 
Teiles  der  Konservativen  gegen  die  geplante  Munizipalreform. 
Die  Hauptquelle  dieses  Widerstandes  lag  in  der  Erwägung, 
dass,  würden  die  Liberalen  mit  der  Munizipalreform  durch- 
dringen, der  dritte  Stand  einen  neuen  Triumph  über  die 
Geburtsaristokratie  erringen  werde.  In  konservativen  Kreisen 
fasste  man  teilweise  das  Schicksal  des  eine  Reform  der  Städte- 
ordnung verlangenden  Gesetzentwurfes  auf  als  eine  neue  Probe 
der  Stärke  der  Geburtsaristokratie,  als  eine  Probe,  die  der 
Geburtsaristokratie  günstigere  Chancen  bot  als  die  für  die 
Geburtsaristokratie  unglückliche  Probe  gelegentlich  der  Kämpfe 
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um  die  Parlamentsreform  ^).  Bezeichnend  für  diese  Gruppe  ist 
sowohl  das,  was  sie  in  erster  Linie  erhalten  wissen  wollte,  ab 
auch  das,  was  sie  zu  konzedieren  gewillt  war,  nachdem  klar  ge- 
worden war,  dass  eine  Munizipalreform  sich  nicht  mehr  aufhalten 
liess.  Erhaltungswürdig  dünkten  dieser  konservativen  Oruppe 
Yomehmlich  die  ökonomischen  Privilegien,  die  mit  dem  alten 
Bürgerrechte  verknüpft  waren,  und  zwar  deshalb,  weil,  wie  sie 
sagte,  die  Aufhebung  dieser  wie  überhaupt  die  Auflösung 
der  bestehenden  Korporationen  die  Aufhebung  wohlerworbener 
Rechte  und  damit  einen  Eingriff  in  die  Heiligkeit  des  Privat- 
eigentumes bedeute^).  Die  neuen  Stadtratskollegien  suchte 
man  so  zu  gestalten,  dass,  wäre  es  nach  den  Wünschen  dieser 
Oruppe  gegangen,  nur  die  Allerreichsten  hätten  Stadträte 
werden  können.  Sogar  davor  schreckte  man  nicht  zurück,  zu 
verlangen,  dass  nur  die  Höchstbesteuerten  wählbar  sein  sollten'). 

Ohne  Zweifel  war  diese  allein  im  Oberfaause  offen  auf- 
tretende Oruppe  weit  zahlreicher  in  den  Reihen  der  Konserva- 
tiven vertreten,  als  die  Debatten  der  damaligen  Zeit  vermuten 
lassen^).  Wesentlich  dem  Einflüsse  Sir  Robert  Peels,  des 
damaligen  konservativen  Führers  im  Unterhause,  ist  es  zuzu- 
schreiben, dass  nicht  auch  die  Tories  im  Unterhause  zuerst 
der  Reform  überhaupt  entgegentraten.  Aber  auch  der  von 
Peel  geführten  Oruppe  schwebte  die  Absicht  vor,  das  passive 
Wahlrecht  nur  den  höheren  Schichten  der  Besitzenden  zu  ver- 
leihen. Peel  selbst  beantragte  einen  Wählbarkeitszensus,  der 
zwar  niedriger  als  die  im  Oberhause  geforderte  finanzielle 
Qualifikation,  aber  immerhin  höher  als  der  schliesslich  von  den 
Liberalen  konzedierte  Wählbarkeitszensus  war  und,  wäre  er 
bewilligt  worden,  auch  weiten  Teilen  der  Bourgeoisie  die  Oe- 
meinderatskoUegien  verschlossen  hätte  ^). 

Die  Neuordnung  der  Londoner  Stadtverfassung  im  Jahre 


1)  Graham  Wallas,  The  life  of  Francis  Place  a.  a.  0.  8.  844. 

*)  Hansard's  ParüamenUry  Debates,  vol.  XXX  (1835),  8.42,  48,  848. 

*)  Ib.  ib.  8.  488.  —  Spencer  Walpole.  A  Histoiy  of  England  from 
the  conclusion  of  the  Great  War  in  1815,  vol.  III,  II.  ed.  (1886),  8.  326. 

*)  8p.  Wftlpole  a.a.O.  8.  823  ff. 

')  Hansar d's  Parliamentary  Debates,  vol.  XXIX  (1835),  8.  99  ff.  — 
8p.  Wal  pole  a.  a.  0.  8.  828. 
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1855  war  nicht  von  heftigen  Parteikämpfen  begleitet.  Es  kam 
dabei  nicht  zu  ernsteren  Zusammenstössen  zwischen  Liberalen 
und  Konservativen.  Eine  Besonderheit  der  konservativen  An- 
schauungen zeigte  sich  darin,  dass  die  Konservativen  eine 
Stärkung  der  Befugnisse  der  staatlichen  Zentralgewalt  gegen- 
über der  Londoner  Stadtverwaltung  beanspruchten.  Man  sprach 
sich  von  konservativer  Seite  gegen  die  Aufhebung  der  teilweise 
staatlich  ernannten  Metropolitan  Commission  of  Sewers  aus. 
Andere  konservative  Stimmen  plaidierten  dafür,  zur  Regelung 
der  Londoner  Hauptkanalisation  durch  den  Staat  eine  Kom- 
mission aus  wissenschaftlich  gebildeten  Männern  zu  formieren. 
Wieder  andere  forderten,  dass  der  Präsident  des  Metropolitan 
Board  of  Works  ein  staatlich  ernannter  Beamter  sein  solle, 
nicht,  wie  es  in  dem  Gesetze  des  Jahres  1855  bestimmt  wurde, 
eine  von  den  Mitgliedern  des  Metropolitan  Board  of  Works 
frei  zu  wählende  Persönlichkeit^).  Man  verlangte  diese  Aus- 
dehnung der  staatlichen  Machtsphäre  zum  Teil  deswegen,  weil 
man  in  aristokratischer  Geringschätzung  die  Intelligenz  von 
Leuten,  die  im  praktischen  Erwerbsleben  standen,  sehr  niedrig 
wertete  und  schon  bei  Geschäftsleuten  voraussetzte,  dass  sie 
ausser  den  zur  Erfüllung  ihres  Berufes  notwendigen  Kennt- 
nissen keinerlei  zur  Verwaltung  öffentlicher  Angelegenheiten 
ausreichende  geistigen  Fähigkeiten  besässen ').  Daraus  darf 
nicht  geschlossen  werden,  dass  die  Konservativen  an  einen  weiter 
ausgedehnten  Aufgabenkreis  als  die  Liberalen  gedacht  hätten. 
Wenn  man  die  konservativen  Ausführungen  liest,  so  gewinnt 
man  den  Eindruck,  dass  auch  die  Konservativen  von  der  An- 
schauung ausgingen,  das  Metropolitan  Board  of  Works  und  die 
von  ihnen  an  seiner  Stelle  vorgeschlagene  Organisation  sollten 
nichts  anderes  thun  als  die  Kanalisation  Londons  reformieren 
und  die  hierfür  notwendigen  finanziellen  Mittel  aufbringen. 
Auf  finanzwirtschaftlichem  Gebiete  lag  für  die  Konservativen 
ein  fernerer  Grund,  mit  dem  sie  die  von  ihnen  geforderte 
Ausdehnung  der  staatlichen  Befugnisse  rechtfertigten.  Die 
Konservativen  meinten,  man  habe  eine  bessere  Garantie  gegen 

>)  Hansard's  Parliameiitary  Debatet,  vol.  187  (1855),  S.  723  f.; 
vol.  188  (1855),  S.  579,  1862. 

«)  Ib.  vol.  137  (1855),  S.  723. 
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eine  zu  starke  Anziehung  der  Steuerschraube,  wenn  man  die 
Verbesserung  des  hauptstadtischen  Kanalisationswesens  in  die 
Hände  staatlich  ernannter  Organe  legte.  Von  konservativer 
Seite  ging  die  Warnung  aus,  die  Errichtung  des  Metropolitan 
Board  of  Works  berge  die  Gefahr  einer  zu  starken  Belastung 
der  Steuerzahler  in  sich,  weil  sie  gewählten  Elementen  das 
Recht  zur  Festsetzung  der  Höhe  der  Steuern  gebe^).  Welche 
Zirkel  man  aber  vor  einer  Vermehrung  des  Steuerdruckes 
schützen  wollte,  das  tritt  unverhüllt  in  der  Thatsache  hervor, 
dass  man  von  konservativer  Seite  dem  liberalen  Gesetzentwürfe 
nachsagte,  er  gewähre  den  Eigentümern  eine  zu  schwache  Ver- 
tretung, und  dass  man  in  Aussicht  stellte,  die  Annahme  des 
Gesetzentwurfes  werde  zu  einer  Vergewaltigung  der  Interessen 
der  Eigentümer  durch  die  rohe  Kraft  der  Majorität  führen. 
In  nicht  misszuverstehender  Weise  gab  kein  Geringerer  als  der 
damalige  konservative  Führer,  der  Earl  of  Derby,  der  Sehnsucht 
nach  einem  diesen  Kassandraruf  beachtenden  ungleichen  Wahl- 
rechte Ausdruck^). 

Den  liberalen  Reform  versuchen  nach  dem  Jahre  1855  bis 
zu  dem  liberalen  Regierungsentwurfe  des  Jahres  1884  setzten 
die  Konservativen  entweder  passiven  oder  aktiven  Widerstand 
entgegen.  Auch  in  dieser  Periode  fand  die  Frage,  welche 
Kreise  an  der  Londoner  Kommunalverwaltung  teilnehmen 
sollten,  bei  den  Konservativen  eine  andere  Beantwortung  wie 
bei  den  Liberalen.  Auf  den  ersten  Blick  scheint  es  fast  so, 
wie  wenn  die  Konservativen  vielen  Liberalen  in  dieser  Frage 
an  Interesse  für  die  unteren  Klassen  überlegen  gewesen  wären. 
Wir  hören  wenigstens  aus  konservativem  Munde  den  Ruf  er- 
schallen, die  Konservativen  erstrebten  im  Gegensatze  zu  den 
Liberalen,  dass  alle  Klassen  unter  den  Gemeinderepräsentanten 
vertreten  seien  ^).  Aber  dieser  Ruf  erschallte  aus  Kreisen,  die 
als  Klassen  nur  die  verschiedenen  Schichtungen  innerhalb  der 
Reihen  der  Besitzenden  kennen.  Aus  den  Reihen  der  GenÜemen, 
der  grösseren  Detailkaufleute  und   der .  Angehörigen  liberaler 


>)  Ib.  vol.  138  (1855),  S.  566  und  1862. 

«)  Ib.  ib.  S.  573,  575;  vol.  139  (1855),  S.  1219  und  1334. 

»)  Ib.  vol.  187  (1867),  S.  890. 
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Berufe  sollten  die  Oemeindereprasentanten  hervorgehen^),  aus 
denjenigen  Kreisen,  die  die  Sitse  in  den  Vestries  occupierten  ^). 

Nicht  nur  die  Zusammensetzung  der  damals  bestehen- 
den kommunalen  Repräsentativorgane,  auch  die  Thatigkeit 
dieser  Organe  war  in  den  Augen  der  Konservativen  derart, 
dass  kein  Grund  zu  einer  Beform  der  Londoner  Stadtverfas- 
sung vorlag.  In  allen  konservativen  Aeusserungen  über  die 
liberalen  Reformvorschläge  wurde  die  Thatigkeit  der  Vestries 
und  der  District  Boards  entweder  schweigend  übergangen  oder 
warm  gepriesen  oder  höchstens  nur  mit  mildem  Tadel  bedacht. 
Aehnlich  war  die  Stellung  der  Konservativen  gegenüber  der 
Thatigkeit  des  Metropolitan  Board  of  Works.  Die  Verdienste, 
die  die  bestehenden  Organe  auf  dem  Gebiete  der  Strassen- 
pflasterung,  der  Strassenbeleuchtung  und  der  Kanalisation  sich 
erworben  hatten,  schienen  auszureichen,  um  die  Konservierung 
dieser  Körperschaften  zu  rechtfertigen  ^).  Man  befürchtete,  die 
Verschmelzung  der  City  mit  dem  übrigen  London  werde  der 
Prachtentfaltung  Londons  bei  festlichen  Gelegenheiten  Eintrag 
thun^).  Vor  allem  aber  schob  man  wieder  den  früher  bereits 
von  den  Konservativen  betonten  finanzwirtschaftlichen  Gesichts- 
punkt vor.  In  düsteren  Farben  malte  man  die  Gefahr  aus,  die 
eine  verstärkte  kommunale  Zentralisation  für  die  Steuerzahler 
mit  sich  bringen  werde.  Diesmal  that  man  dies  allerdings  nicht 
in  der  Absicht,  eine  Erweiterung  der  staatlichen  Befugnisse 
herbeizuführen,  sondern  in  der  Absicht,  die  SelbsiÄndigkeit  der 
Vestries  und  District  Boards  gegenüber  dem  geforderten  neuen 
kommunalen  Zentralorgan  zu  rechtfertigen,  dem  man  die  Ge- 
fährdung des  Grundprinzips  der  lokalen  Selbstverwaltung  vor- 
warft). 

Noch  in  einem  anderen  Punkte  bestand  ein  Gegensatz 
zwischen  den  Liberalen  und  den  Konservativen.  Wir  sahen, 
dass  unter  den  Motiven,  die  den  Liberalismus  dazu  antrieben, 
die  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung  auf  seine  Fahne  zu 


>)  Ib.  ib. 

2)  Vgl.  Lord  Algernon  Percys  Rede  ib.  vol.  289  (1884),  S.  1959. 
')  Ib.  vol.  289  (1884),  S.  1946. 
*)  Ib.  vol.  289  (1884),  S.  1952. 
»)  Ib.  ib.  8. 1943. 
Sinzheimer,  Der  Londoner  OrafBchaftsnt.  I.  30 
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schreiben,  sich  die  Erwägung  befand,  die  Reform  der  Stadt- 
verfassung sei  eine  unum^mgliche  Voraussetzung  der  wirk- 
samen Bekämpfung  des  in  London  herrschenden  Wohnungs- 
elendes.  Gerade  dieses  Element  fehlt  in  den  konsenratiTen 
Erörterungen  über  die  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung 
in  der  Periode  1856—1884.  Ohne  Zweifel  fiOlt  den  Kon- 
servativen ein  grosser  Anteil  an  der  Ausbildung  der  englischen 
Wohnungsgesetzgebung  zu.  Die  frühesten  und  eifrigsten  Befür- 
worter staatlicher  und  kommunaler  Eingriffe  in  die  Wohnungs- 
verhältnisse waren  zum  Teil  Konservative.  Lord  Shaftesburj 
und  Lord  Gross  gehörten  der  konservativen  Partei  an.  Aber 
immer  behandelten  diese  die  Wohnungsfrage  als  eine  Ver- 
waltungs-,  nicht  auch  als  eine  Verfassungsfrage.  Keine  einzige 
Aeusserung  aus  konservativem  Munde  über  die  liberalen  Ver- 
suche einer  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung  berührte  die 
Frage,  ob  und  wie  die  bestehende  Londoner  Stadtverfassung 
mit  der  auch  auf  konservativer  Seite  deutlich  erkannten  Unzu- 
länglichkeit der  gegen  das  Londoner  Wohnungselend  getroffenen 
Massnahmen  zusammenhing. 

Wenn  wir  nun  danach  fragen,  durch  welche  Gründe  die 
Konservativen  bewogen  wurden,  nach  dieser  Zeit  gleichfalls 
eine  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung  zu  verlangen,  so 
müssen  wir  es  als  richtig  ansehen,  darauf  hinzuweisen,  dass 
die  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung  im  Jahre  1888  eine 
der  Oi^anisation  der  ländlichen  Kommunalverfassung  angeheftete 
Massregel  war  ^).  Die  Durchführung  des  für  richtig  gehaltenen 
Grundsatzes,  den  ländlichen  Distrikten  eine  separate,  die  Gross- 
und Mittelstädte  nicht  mit  umspannende  kommunale  Organi- 
sation zu  geben,  musste  zu  einer  Ausscheidung  Londons,  das 
in  den  drei  teilweise  ländlichen  Grafschaften  Kent,  Middlesex 
und  Surrey  lag,  aus  den  für  diese  Grafschaften  geplanten 
neuen  kommunalen  Organisationen  führen.  Nach  Vornahme 
dieser  Ausscheidung  wäre  London  für  verschiedene  Aufgaben, 
die  den  neuen  ländlichen  Grafschaftsräten  und  den  (}rafschafts- 
städten,    d.  h.   ausserhalb   der  ländlichen  Grafschaftsverbände 


*)  A.  Shaw,  Municipal  Government  in  Great  Britain,  S.  240  f.  — 
C.  Hugo  a.a.O.  S.  40  f. 
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liegenden  Städten  überwiesen  waren,  ohne  kommunale  Organi- 
sation gewesen.  Da  die  neuen  ländlichen  Grafschaftsräte  auf 
Grund  eines  direkten  Wahlsystems,  wie  es  für  die  Grafschafts- 
städte auf  Grund  der  Munizipalreform  des  Jahres  1885  bestand, 
gewählt  werden  sollten,  so  lag  ein  Anreiz  vor,  auch  London 
ein  neues  auf  direkten  Wahlen  basiertes  kommunales  Organ 
zu  geben.  Es  dürfte  auch  richtig  sein,  zu  sagen,  die  Reform 
des  parlamentarischen  Wahlrechtes  im  Jahre  1867  habe  in  den 
ländlichen  Wahlkreisen  das  Verlangen  verstärkt,  auf  die  Ver- 
waltung der  Grafschaftsgeschäfte  einzuwirken,  und  sei  damit 
auch  auf  die  Reform  der  Stadtverfassung  in  London  von  Ein- 
fluss  gewesen^). 

Allein  dies  hilft  höchstens  verstehen,  dass  die  Reform  der 
Londoner  Stadtverfassung  gleichzeitig  mit  der  Reform  der  länd- 
lichen Eommunalverfassung  erfolgte,  gibt  aber  keinen  Auf- 
schluss,  wenn  man  die  Frage  erhebt,  warum  nicht  schon  lange 
vor  dem  Jahre  1888  die  Konservativen  eine  Reform  der  länd- 
lichen Eommunalverfassung  in  der  in  dem  genannten  Jahre  auch 
von  ihnen  verlangten  Form  und  gleichzeitig  damit  eine  dieser 
Form  angepasste  Neuordnung  der  Londoner  Stadtverfassung 
billigten.  Es  bietet  auch  keine  Antwort  auf  die  Frage,  woher 
die  von  Problemen  der  ländlichen  Kommunalverfassung  unbe- 
rührten konservativen  Sympathien  für  eine  neue  Londoner 
Stadtverfassung  stammten.  Solche  Sympathien  traten  bereits 
im  Jahre  1885  zu  Tage.  Der  Bericht  der  königlichen  Wohr 
nungskommission,  der  für  eine  Aenderung  der  Londoner  Stadt- 
verfassung eintrat,  ist  auch  von  konservativen  Koryphäen  unter- 
zeichnet^). Im  Jahre  1886  widerfuhr  einer  Deputation  des 
Metropolitan  Board  of  Works,  die  den  damaligen  konservativen 
Finanzminister  Lord  Randolph  Churchill  für  das  Weiterbestehen 
der  Octrois  gewinnen  wollte,  der  Schmerz,  dass  Lord  Randolph 
in  seiner  Antwort  deutlich  seine  üebereinstimmung  mit  den 
Liberalen  durchblicken  liess,  die  das  Board  nicht  deshalb  an- 
griiFen,    weil  sie  eine  Reform  der  ländlichen  Kommunalver- 


>)  C.  Hugo  a.a.O.  S.  41. 

')  First  Report  of  H.  M.  CommiBsioners  for  inquiring 
into  the  hoasing  of  the  working  classes  (1889),  S.  58,  96. 
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fassung  für  T^ünschenswert  hielten,  sondern  deshalb,  weil  die 
Mitglieder  des  Metropolitan  Board  of  Works  nach  dem  indirekten 
Wahlsystem  gewählt  wurden  ^).  Solche  Stimmen  bleiben  un- 
yerständlich,  wenn  man  der  Ansicht  beipflichtet,  die  Eonser- 
yati^en  hätten  für  London  das  direkte  Wahlrecht  lediglich 
deshalb  bewilligt,  weil  die  Reform  der  ländlichen  Eommnnal- 
yerfassung  dies  unumgänglich  notwendig  gemacht  habe.  Un- 
yerständlich  bleibt  dann  noch  etwas  anderes,  dies  nämlich,  dass 
die  konseryatiyen  Reformyorschläge  des  Jahres  1888  auch  dar- 
auf abzielten,  den  neu  zu  bildenden  kommunalen  Organen  eine 
Reihe  yon  Funktionen  zuzuweisen,  die  bisher  staatlichen  Or- 
ganen zugefallen  waren'). 

Der  Zusammenhang,  in  dem  die  erste  konseryatiye  Kund- 
gebung zu  Gunsten  einer  Aenderung  der  Londoner  Stadtyer- 
fassung  auftritt,  gibt  schon  Auskunft  darüber,  welche  anderen 
Erwägungen  den  Konseryatiyen  die  Einführung  des  direkten 
kommunalen  Wahlrechtes  in  London  nahelegten.  Das  Eintreten 
der  Konseryatiyen  für  die  seit  dem  Jahre  1855  bestehende 
Londoner  Stadtyerfassung  fällt  yor  den  Abschluss  der  Arbeiten 
der  königlichen  Wohnungskommission  des  Jahres  1884.  Die 
Thatsachen,  die  diese  Kommission  ans  Licht  brachte,  weckten 
nunmehr  auch  in  konseryatiyen  Kreisen  die  Anschauung,  dass 
die  Londoner  Wohnungsfrage  nicht  bloss  eine  Verwaltungs-, 
sondern  auch  eine  Verfassungsfrage  sei.  Man  darf  annehmen, 
dass  diese  Anschauung  nicht  nur  yereinzelt  yon  untergeordneten 
MitgUedem  der  konseryatiyen  Partei  gehegt  wurde.  Vollzog 
doch  ein  Anhänger  dieser  Anschauung,  Goschen,  im  Jahre 
1886  seinen  Uebertritt  zur  konseryatiyen  Partei  und  wurde  er 
doch  im  Jahre  1887  als  Finanzminister  Mitglied  des  konserya- 
tiyen Kabinetts. 

Der  Umschwung  der  Konseryatiyen  in  der  Frage  der  Reform 
der  Londoner  Stadtyerfassung  ist  ferner  die  Fortsetzung  einer 
bis  in  das  erste  Drittel  dieses  Jahrhunderts  zurückreichenden 
Tradition.   Bald  nach  der  Durchführung  der  ersten  Parlaments- 


^)  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  tfae  year 
1886,  8.  32. 

*)  Hansard's  Parliamentar}-  Debates,  yol.  828,  S.  1648  f. 


—     469    — 

reform  hatten  die  Führer  der  Konservatiyeu  erkannt,  dass  der 
Weg  znr  Bewahrung  der  konserratiTen  Macht  nicht  eine  den 
alten  toryistiBchen  Idealen  nachjagende,  den  liberalen  Bestre- 
bungen schroff  entgegentretende  Politik,  sondern  eine  Politik 
der  Adoption  weiter  Teile  des  liberalen  Progptunmes  sei.  Diese 
Erkenntnis  bildet  einen  markanten  Grundzug  im  Charakter  Sir 
Robert  Peels.  Die  Hegung  der  gleichen  Ansicht  gehört  zu 
den  Momenten,  die  den  Nachfolger  Sir  Robert  Peels  in  der 
konserratiyen  Führerschaft,  Lord  Beaconsfield,  mit  seinem  Vor- 
gänger Terwandt  macht.  Lord  Beaconsfield  prägte  nicht  nur 
das  Wort,  die  Tories  hätten  den  Liberalen  die  Kleider  gestohlen, 
während  die  Liberalen  badeten.  Er  machte  auch  die  Rezeption 
früher  allein  liberaler  Forderungen  zu  einem  Leitsterne  der 
konsenrativen  inneren  Politik.  Die  Reform  des  parlamentari- 
schen Wahlrechtes  im  Jahre  1867  durch  ein  konservatiyes 
Parlament  ist  das  hervorragendste  Wahrzeichen  dieser  Taktik 
aus  der  Zeit  der  Wirksamkeit  Lord  Beaconfields. 

Im  Gegensatze  zu  der  Parlamentsreform  des  Jahres  1867 
wurde  die  Parlamentsreform  des  Jahres  1884  durch  die  Liberalen 
vorgenommen.  Die  Parlamentsreform  des  Jahres  1884  bildete 
zugleich  die  letzte  Parlamentsreform,  der  der  Liberalismus  in 
der  vorangegangenen  Zeit  ernstlich  vorgearbeitet  hatte.  Sie 
brachte  im  wesentlichen  die  Erfüllung  der  Forderungen,  die  der 
Liberalismus  mit  Bezug  auf  die  Gestaltung  des  parlamentari- 
schen Wahlrechtes  aufgestellt  hatte.  Wollte  man  in  der  Demo- 
kratisierung des  parlamentarischen  Wahlrechtes  weiter  gehen, 
so  musste  man  nicht  nur  auf  eine  starke  konservative,  sondern 
auch  auf  eine  starke  liberale  Gegnerschaft  gefasst  sein.  Die 
Antwort  auf  die  Parlamentsreform  des  Jahres  1884  war  die 
Parole,  um  die  sich  der  erste  unmittelbar  nach  dieser  Parla- 
mentsreform entbrennende  Wahlkampf  drehte  und  die  auf- 
tauchte, wenn  man  sich  danach  fragte,  was  wohl  in  zukünftigen 
Wahlkämpfen  eine  wichtige  Rolle  spielen  werde.  Wollten  die 
Konservativen  in  den  Wahlkampf  mit  dem  Anspruch  eintreten, 
dass  auch  sie  bereit  seien,  liberale  Forderungen  konstitutionellen 
Inhaltes  durchzuführen,  so  musste  man  eine  ausserhalb  des  parla- 
mentarischen Wahlrechtes  liegende  liberale  Forderung  sich  zu 
eigen  machen.   Eine  solche  bot  sich  in  der  Forderung  nach  einer 
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Demokratisierung  der  ländlichen  und  der  Londoner  Kommunal- 
Verfassung.  Seit  fast  einem  Vierteljabrhundert  war  Ton  liberaler 
Seite  die  Beform  der  ländlichen  Eommunalverfassung,  seit  fast 
zwei  Jahrzehnten  war  gleichfalls  yon  liberaler  Seite  die  Reform 
der  Londoner  Stadtyerfassung  gefordert  worden.  Die  Reform 
der  ländlichen  Eommunalverfassung  wurde  nunmehr  auch  yon 
den  Konservativen  betrieben  in  der  Absicht,  in  ländlichen  Kreisen 
den  Yorsprung  wieder  einzuholen,  den  dort  die  Liberalen  in- 
folge davon  hatten,  dass  sie  im  Jahre  1884  einem  starken,  bis 
dahin  vom  parlamentarischen  Wahlrecht  ausgeschlossenen  Teile 
der  ländlichen  Bevölkerung  das  parlamentarische  Wahlrecht 
gaben.  Der  Fortfall  des  indirekten  Wahlrechtes  in  London 
wurde  zu  einer  konservativen  Forderung  aus  dem  Grunde,  weil 
man  durch  Erweiterung  der  Rechte  der  Londoner  Einwohner- 
schaft in  der  hauptstädtischen  Konmiunalverwaltung  bei  den 
Londonem  den  Eindruck  zu  erwecken  hoffte,  dass  die  Kon- 
servativen in  nicht  geringerem  Masse  als  die  Liberalen,  auf 
die  die  Parlamentsreform  des  Jahres  1884  zurückzuführen  war, 
Anhänger  der  Verleihung  weiter  politischer  Rechte  an  die  Be- 
völkerung seien. 

Zwei  neue  Erscheinungen  im  englischen  Parteileben  ver- 
stärkten die  Wucht  dieser  traditionellen  Erwägungen.  Die  erste 
war  das  Aufkommen  einer  kleinen,  aber  rührigen  konservativen 
Gruppe,  der  Torjdemokraten.  Zu  den  Mitgliedern  dieser  Gruppe, 
deren  Hauptziel  die  Einverleibung  liberaler  Forderungen  in  das 
konservative  Programm  zum  Zwecke  der  Niederwerfung  des 
Liberalismus  war,  gehörte  sowohl  Lord  Randolph  Churchill, 
den  wir  bereits  als  einen  Gegner  des  Metropolitan  Board  of 
Works  kennen  gelernt  haben,  als  auch  C.  T.  Ritchie,  der  vom 
Jahre  1886  bis  zum  Jahre  1892  den  Posten  eines  Präsidenten 
des  Ministeriums  für  Lokalverwaltung  innehatte  und  der  an 
dem  Zustandekommen  der  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung 
im  Jahre  1888  in  hervorragendem  Masse  beteiligt  war. 

Die  zweite  vorwärtstreibende  parteipolitische  Neuerung 
steht  im  Zusammenhange  mit  einem  einschneidenden  Wechsel 
in  der  liberalen  Politik.  Im  Jahre  1886  nahm  Gladstone  die 
Forderung  von  Homerule  für  Irland  in  das  liberale  Programm 
auf.    Die  Folge  davon  war  die  Absplitterung  eines  Teiles  der 
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liberalen  Parlamentsmitglieder,  die  ehemalige  Liberale  teilweise 
direkt  in  das  konservative  Lager  führte,  teilweise  zur  Bildung 
einer  neuen  mit  den  Konservativen  eng  liierten  Partei,  der  Partei 
der  Liberal  Unionists,  Anlass  gab.  Durch  diese  neue  Partei"^ 
gruppierung  wurden  die  Konservativen  mit  Elementen  in  nähere 
Fühlung  gebracht,  die  als  Liberale  ein  grosses  Interesse  für 
Fragen  der  kommunalen  Selbstverwaltung  gehegt  hatten  und 
dieses  Interesse  auch  nach  ihrer  Trennung  von  den  Liberalen 
sich  bewahrten.  Der  Führer  der  neuen  mit  den  Konservativen 
verbündeten  Partei,  Joseph  Ghamberlain,  hatte  seine  öffentliche 
Laufbahn  als  Leiter  eines  städtischen  Gemeinwesens  begonnen. 
Sein  Einfluss  innerhalb  der  neuen  Koalition  ist  nicht  in  letzter 
Linie  der  Berühmtheit  zu  danken,  die  er  als  Bürgermeister 
Birminghams  errang,  und  der  AutoritiLt,  die  er  bei  vielen  in 
kommunalen  Fragen  geniesst. 

Die  irische  Homerulefrage  wirkte  nicht  nur  indirekt  als  eine 
der  Kräfte,  durch  die  die  Konservativen  dazu  angetrieben  wurden, 
eine  Reform  der  Kommunalverfassung  durchzuführen.  Die  Frage 
der  irischen  Selbständigkeit  ebnete  diesem  Reformwerke  noch 
in  zwei  anderen  Beziehungen  den  Weg,  einmal  indem  sie  einen 
mächtigen  Widerstand  gegen  eine  Reform  der  Londoner  Stadt- 
verfassung für  die  konservative  Partei  ungefährlich  machte,  und 
weiter  indem  sie  der  Durchführung  einer  Reform  sowohl  der 
ländlichen  Kommunalverfassung  als  auch  der  Londoner  Stadt- 
verfassung die  Bedeutung  sicherte,  die  konservative  Partei  in 
einer  der  Hauptgrundlagen  ihrer  Macht  seit  dem  Jahre  1886, 
in  ihrer  Gegnerschaft  gegen  die  Separation  Irlands,  zu  stärken. 

Die  irische  Homerulefrage  gestattete  den  Konservativen 
ein  früher  oft  allmächtiges  Hindernis  gegen  die  Reform  der 
Londoner  Stadtverfassung  aus  demselben  Grunde  zu  ignorieren, 
auf  dem  mit  die  Thatsache  beruht,  dass  weite  Kreise  der 
Industriellen  und  grossen  Kauf  leute  Englands  nach  dem  ernst- 
lichen Aufbreten  der  Homerulefrage  in  den  englischen  Partei- 
kämpfen von  den  Liberalen  abfielen.  Zu  den  Erwägungen, 
in  denen  die  Erklärung  dafür  zu  suchen  ist,  dass  England 
zum  grossen  Teile  der  irischen  Homeruleidee  feindlich  gegen- 
übersteht, gehört  auch  die  Anschauung,  dass  bei  den  Iren  die 
Forderung  von  Home  Rule  die  Forderung   nach  Freiheit    in 
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der  Gestaltung  der  irischen  Handelspolitik  einschliesst  ^).  Das 
Mitte  der  achtziger  Jahre  erschienene  Pamellsche  Prc^amm 
forderte  f&r  Irland  Autonomie  in  der  Gestaltung  der  Handels- 
politik. Bei  einem  Volke,  in  dem  wie  in  dem  irischen  Volke 
die  Erinnerung  an  frühere  industrielle  Grösse  noch  nicht  er- 
loschen ist')  und  das  einem  Gegner  sich  gegenübergestellt 
sieht  f  dessen  wirtschafkliche  Interessen  seinen  empfindlichsten 
Teil  bilden,  bedeutet  handelspolitische  Autonomie  natürlich 
eine  SchutzzoUpolitik.  Als  Bekämpferin  dieser  Gefahr  ftir  den 
englischen  Absatz,  als  Vorkämpferin  des  Freihandels  mit  Irland 
zog  hauptsächlich  die  konseryativ-unionistische  Allianz  industrielle 
und  kommerzielle  Kreise  von  den  Liberalen  weg  zu  sich  hin- 
über. Der  Kampf  gegen  den  Verlust  des  irischen  Marktes 
bildet  auch  mit  den  Kitt,  der  die  Londoner  City  mit  den  Kon- 
servativen und  den  Liberalunionisten  verbindet.  G^estützt  auf 
die  Vorteile,  die  man  den  industriellen  und  merkantilen  Inter- 
essen der  Citj  durch  die  Vereitelung  der  irischen  Homerule- 
pläne  leistete,  durfte  die  konservative  Partei  es  wagen,  eine 
Reform  der  Londoner  Stadtverfassung  vorzunehmen,  die  zwar 
—  vermutlich  nicht  ohne  Rücksicht  auf  die  konservativ-unio- 
nistischen  Sympathien  der  City  —  die  Selbständigkeit  der  City- 
verwaltung unangetastet  liess,  immerhin  aber  durch  die  Basie- 
rung des  städtischen  Zentralorgans  ausserhalb  der  City  auf  das 
direkte  Wahlsystem  diesem  Zentralorgan  eine  erhöhte  Bedeutung 
zu  verleihen  und  damit  auch  der  Selbständigkeit  der  Cityver- 
waltung gefährlich  zu  werden  versprach. 

Ein  Argument  der  liberalen  Anhänger  der  irischen  Home- 
ruleidee  bildete  von  jeher  die  Behauptung,  das  britische  Parla- 
ment sei  mit  Arbeit  so  sehr  überhäuft,  dass  es  irischen  An- 
gelegenheiten nicht  genügende  Aufmerksamkeit  zu  schenken 
vermöge  oder  bei  eingehender  Berücksichtigung  irischer  An- 
gelegenheiten die  Interessen  anderer  Landesteile  vernachlässigen 


^)  Sidney  Buzton,  A  handbook  of  poliiical  questiona  of  the  daj 
(London  1888),  S.  25. 

')  Report  of  theRecess  Committee  onthe  establishment 
of  agriculture  and  industries  for  Ireland  (1896),  S.  4  f. — 
Vgl.  auch  J.  G.  Swift  Macneill,  English  Interference  with  Itish  In- 
duBtries  (1888),  passim. 
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müsse  ^).  In  dieser  Behauptung  ist  ein  weiteres  Motiy  dafür 
zu  finden,  dass  die  Konservativen  eine  Reform  sowohl  der 
Iftndlichen  Eommunalverfassung  als  auch  der  Londoner  Stadt- 
verfassung verlangten.  Indem  man  auf  direkten  Wahlen  basierte 
kommunale  Organe  schuf,  denen  früher  durch  staatliche  Organe 
ausgeübte  Funktionen  übertragen  wurden  und  deren  reichere 
Ausstattung  mit  anderen  staatlichen  Funktionen  man  fbr  die 
Zukunft  in  Aussicht  nahm,  schuf  man  Mittel  zur  Erleichterung 
der  auf  dem  Parlament  ruhenden  Arbeitslast  und  man  schwächte 
damit  einen  der  Gründe,  die  zu  Gunsten  der  Schaffung  eines 
besonderen  irischen  Parlaments  ins  Feld  geführt  wurden. 

Eine  andere  Gruppe  von  Ereignissen  darf  nicht  vergessen 
werden.  Am  Anfange  des  Jahres  1885  erhoben  sich  mit  ver- 
stärkter Kraft  die  finanziellen  Zweifel  an  der  Integrität  der  Mit- 
glieder des  Metropolitan  Board  of  Works  und  seiner  Beamten '). 
Ungestüm  wurde  die  Einsetzung  einer  königlichen  Kommission 
gefordert,  der  die  Aufgabe  zufallen  sollte,  zu  untersuchen,  ob 
Mitglieder  und  Beamte  des  Board  sich  Unregelmässigkeiten 
hatten  zu  schulden  kommen  lassen,  und  die  die  Schuldigen 
ausfindig  machen  sollte.  Wir  wissen,  dass  die  Kommission, 
deren  Untersuchung  in  die  Zeit  hineinfiel,  in  der  im  Parlament 
die  Reform  der  KommuniJverfassung  diskutiert  wurde,  die  jahre- 
lange Existenz  schwerer  Missstände  feststellte.  Die  Entrüstung 
über  diese  Dinge  war  in  London  allgemein.  Wollte  die  kon- 
servative Partei  nicht  den  Vorwurf  auf  sich  laden,  die  Be- 
schirmerin von  Betrügereien  und  Veruntreuungen  zu  sein,  so 
musste  sie  sich  dazu  entschliessen,  die  so  schwer  kompromittierte 
Körperschaft  zu  beseitigen. 

Mit  deutlicher  Klarheit  geht  aus  den  Parlamentsdebatten 
des  Jahres  1888  hervor,  dass  nicht  Rücksichten  auf  die  Woh- 
nungsfrage, sondern  die  anderen  angeführten  Erwägungen  für 
die  Konservativen  in  erster  Linie  standen.  Diese  Debatten 
bringen  gleichzeitig  zur  Anschauung,   dass  bei  den  Liberalen 


1)  S.  Buxton  a.  a.  0.  S.  12.  —  W»  £.  Gladstone,  Home  Role 
for  Ireland  (in:  Subjeets  of  the  Daj,  ed.  by  James  Samuelson,  Nr.  8, 
1890),  S.  4  f. 

*)  Metropolitan  Board  of  Works  Commissioners,  Interim 
Report  (1888),  S.  6. 
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die  sozialpolitische  Grundlage  ihres  Eintretens  für  eine  Reform 
der  Londoner  Stadt^erfassung  nicht  viel  breiter  geworden  war, 
als  sie  Torher  war.  Während  der  Beratungen  Ober  die  Local 
Goyemment  Bill  1888,  in  denen  über  die  Einf&hrung  des 
direkten  Wahlsystems  fOr  London  yerhandelt  wurde,  sprachen 
die  Eonserrativen  kein  Wort  über  die  Londoner  Wohnungs- 
frage. Li  den  langen  Debatten  wurden  Yon  sozialen  Fragen 
durch  die  liberalen  und  konsenratiTen  Redner  nur  drei  Fragen, 
die  alte  Streitfrage  über  die  relativen  Vorteile  der  geschlossenen 
und  der  offenen  Armenpflege,  die  Temperenzfrage  und  die  Aus- 
wanderungsfrage gestreift.  Aus  den  Debatten  über  die  Local 
Government  (England  and  Wales)  Electors  Bill  1888,  deren 
Zweck  war,  das  in  den  Beratungen  über  die  vorher  genannte 
Hauptbill  behandelte  Wahlprinzip  in  einigen  Details  auszu- 
gestalten, ist  deutlich  zu  ersehen,  dass  die  Konservativen  dem 
liberalen  Gedankengang  fast  rückhaltslos  sich  anschlössen.  Es 
ist  hierfür  bezeichnend,  dass  der  Vertreter  der  konservativen 
Regierung,  Ritchie,  gegenüber  dem  liberalen  Antrage,  auch  den 
lodgers  das  Wahlrecht  für  das  neue  Londoner  kommunale 
Zentralorgan  zu  verleihen,  bemerkte,  es  sei  nichts  Grundsatz- 
liches gegen  den  Antn^  einzuwenden,  er  sei  nur  deshalb  abzu- 
lehnen, weil  ausserhalb  Londons  kein  so  weitgehendes  kom- 
munales Stimmrecht  bestehe^).  Charakteristisch  für  die  Enge 
des  sozialpolitischen  Wirkungskreises,  den  damals  noch  die 
Liberalen  dem  neuen  Londoner  kommunalen  Zentralorgan 
vindizierten,  ist  dies,  dass,  soweit  die  liberalen  Redner  diesen 
Antrag  überhaupt  aus  sozialpolitischen  Gesichtspunkten  recht- 
fertigten, er  nur  mit  der  Behauptung  motiviert  wurde,  die 
lodgers  seien  an  der  Bekämpfung  der  Wohnungsüberfüllung 
interessiert  ^). 

In  Uebereinstimmung  hiermit  steht  das,  was  die  einzelnen 
Redner  bei  der  Beurteilung  des  Kernes  der  Reform  in  den 
Vordergrund  stellten.  Die  konservativen  Regierungsvertreter 
bemühten  sich,  vor  allem  die  Reform  als  eine  Konzession  an 
den  Liberalismus  darzustellen.    Eine  demokratische,  nicht  eine 


')  Hansard's  ParliamenUry  Debatea,  vol.  825  (1888),  8.  1311  f. 
«)  Ib.  ib.  S.  1319. 
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soziale  Bill  nannte  Mr.  Long,  der  Sekretär  des  Ministeriums 
für  Lokalyerwaltung,  die  Local  Goyemment  Bill,  einen  demo- 
kratischen Gesetzentwurf,  wie  jeder  Gesetzentwurf  sein  müsse, 
der  unter  der  herrschenden  demokratischen  Verfassung  in  einem 
demokratischen  Lande  die  Eommunalverfassung  ordnen  wolle  ^). 
Auch  Ritchie  wurde  nicht  müde,  den  fortschrittlichen  und 
freiheitlichen  Geist  hervorzuheben,  der  sich  darin  ausspreche, 
dass  die  Eonsenrativen  jahrelang  erhobene  und  weit  yerbreitete 
Forderungen  erfüllen  und  die  Kommunalyerfassung  auf  breiter 
repräsentativer  Grundlage  neu  organisieren  wollten  ^).  Besonders 
betonte  er  auch  dies,  dass  der  konservative  Gesetzentwurf  ver* 
schiedene  Funktionen  dem  Parlament  und  staatlichen  Exekutiv- 
organen abnehmen  wolle,  und  er  stellte  für  die  kommende  Zeit 
eine  weitere  Ausdehnung  des  kommunalen  Wirkungskreises 
durch  Uebertragung  von  Funktionen  des  Parlaments  und  staat- 
licher Exekutivorgane  in  Aussicht^). 

Als  eine  Konzession  an  den  politischen  Radikalismus  sah 
auch  derjenige  Teil  der  Konservativen  das  Vorgehen  der  kon- 
servativen Mehrheit  an,  der  den  konservativen  Reformvorschl'ägen 
feindlich  gegenüberstand.  Aus  dem  Vorhandensein  solcher  dis- 
sentierender Elemente  innerhalb  der  konservativen  Reihen  ist 
es  zu  erklären,  dass  Lord  Salisbury  vor  einer  konservativen 
Versammlung  die  Bekehrung  zu  liberalen  Anschauungen  in 
mehr  gedämpften  Tönen  besprach^).  Aber  auch  Lord  Salis- 
bury wollte  und  konnte  die  Liberalisierung  der  Konservativen 
in  der  Frage  der  Reform  der  Kommunalverfassung  nicht  in 
Abrede  stellen,  und  trotz  seiner  Begütigungsversuche  erklang 
aus  den  Reihen  der  Konservativen  der  Vorwurf,  die  Konserva- 
tiven hätten  die  konservative  Fahne  verlassen  und  seien  ins 
Lager  der  den  Squires  ehrfurchtslos  gegenüberstehenden  Demo- 
kratie übergegangen^). 


»)  Ib.  vol.  324  (1888),  S.  1280. 

«)  Ib.  vol.  323  (1888),  S.  1648;  vol.  327  (1888),  S.  633. 

»)  Ib.  vol.  323  (1888),  S.  1643  ff.;  vol.  827  (1888),  S.  633. 

^)  Vgl.  Lord  Salisbury 8  Rede,  gehalten  in  Camarvon  am  10.  April 
1888  (Times  vom  11.  April  1888). 

*)  Vgl.  die  drastische  Rede  des  EonserYativen  Kn  atchb  ull-Hugess  en 
in  Hansard's  Parliamentarj  Debates,  vol.  324  (1888),  S.  1802  ff. 
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Die  winzige  konservative  Fronde  stellte  die  einzigen  grund- 
sätzlichen Gegner  der  konservativen  Reformvorsehläge.  Nur 
mit  Bezug  auf  organisatorische  Einzelheiten  traten  sich  Liberale 
und  Konservative  als  Gegner  einander  gegenüber.  So  wurde 
durch  eine  gewaltige  Mehrheit  die  Local  Government  (Ei^land 
and  Wales)  Act  1888  geschaffen,  die  an  die  Stelle  des  auf 
indirekten  Wahlen  basierten  Metropolitan  Board  of  Works  das 
auf  direkten  Wahlen  aufgebaute  London  Cbunty  Council  setzte 
und  die  als  Termin  ftlr  die  Wahlen  zum  ersten  Londoner  Graf- 
schafksrate  den  Januar  des  Jahres  1889  festsetzte. 


S  c  Ii  1  a  s  s. 


Zusammen  mit  den  früheren  Epochen  der  Londoner  Stadt- 
geschichte, in  denen  gleichfalls  eine  Ton  dem  Adel  und  der 
Geistlichkeit  unabhängige  städtische  Selbstverwaltung  vorhanden 
war,  gehört  die  Geschichte  des  Metropolitan  Board  of  Works 
zu  der  Jahrhunderte  umspannenden  Aera,  deren  Kennzeichen 
die  Beherrschung  der  Stadtverwaltung  durch  die  Mittelklasse 
bildet.  Während  dieser  ganzen  Aera  lagen  die  Zügel  des 
städtischen  Regiments  in  den  Händen  von  selbständigen  Gewerbe- 
und  Handeltreibenden  oder  von  bürgerlichen  Angehörigen  freier 
Berufsarten.  Während  dieser  ganzen  Aera  wirkte  die  Kom- 
.munalverwaltung  als  ein  die  Interessen  der  besitzenden  Klassen 
beförderndes  Element. 

Die  charakteristische  Farbe  dieses  Zeitraumes  tritt  in  seinen 
verschiedenen  Teilen  in  verschiedenen  Nuancen  auf.  In  den 
Jahren  von  1855 — 1889  waren  sowohl  die  Wege,  die  zur  Stär- 
kung von  Angehörigen  der  besitzenden  Erlassen  führten,  als 
auch  die  Schichten,  die  am  Ruder  waren,  nicht  genau  dieselben 
wie  in  früheren  Phasen.  Die  früheste,  etwa  bis  zum  Anfange 
des  17.  Jahrhunderts  reichende  Phase  ist  dadurch  charakteri- 
siert, dass  in  ihr  eine  tiefdringende  und  umfassende  Regelung 
von  Handel  und  Gewerbe  durch  die  Kommunalverwaltung  oder 
durch  andere  lokale  Organe  mit  Zustimmung  der  Kommunal- 
verwaltung die  Regel  bildete.  Die  nächstfolgende  Phase  ist 
die  Periode,  in  der  um  die  Erhaltung  oder  Durchbrechung 
dieser  Regel  gerungen  wird  und  in  der  immer  zahlreichere 
Wirtschaftszweige  der  direkten  oder  indirekten  kommunalen 
Intervention  sich  entziehen.     Als  das  Metropolitan  Board  of 
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Works  ins  Leben  trat,  war  jener  Kampf  bereits  entschieden 
und  diese  Entwickelung  abgeschlossen,  war  das  Prinzip  der 
pri^atwirtschaftlichen  Freiheit  für  die  meisten  Wirtschaftszweige 
völlig  anerkannt. 

Während  des  weitaus  grössten  Teiles  der  ersten  Phase 
und  während  eines  grossen  Teiles  der  zweiten  Phase  waren  die 
Reichsten  die  Träger  der  städtischen  Gewalt,  unter  den  da- 
maligen kommunalen  Machthabem  finden  wir  die  Handelsf&rsten, 
die  Russland  zum  erstenmal  mit  der  westeuropäischen  Kultur 
in  Beziehung  brachten,  die  Ostindien  erschlossen  und  die 
Kolonisation  Virginias  mit  kühner  Hand  und  weitem  Blicke 
in  Angriff  nahmen  ^).  In  der  Schar  der  Londoner  Lord  Mayors 
und  Aldermen  früherer  Jahrhunderte  schreiten  neben  solchen, 
die  mit  geringen  Mitteln  begonnen  und  zu  grossem,  sie  weit 
über  ihre  Mitbürger  erhebenden  Reichtnme  aufgestiegen  waren  '), 
die  Besitzer  altererbten  Reichtumes  einher,  in  deren  Familie 
die  Anwartschaft  auf  städtische  Ehrenstellen  zwar  nicht  mehr 
rechtlich,  aber  thatsächlich  sich  vererbte'),  stolze  Patrizier, 
die  Könige   und  Fürsten   bei  sich   als  Gäste  sahen  ^),    deren 

')  Üeber  die  Enchliessung  Russlands  im  16.  Jahrhundert  durch 
Londoner  Eaufleute,  die  in  der  Stadtverwaltung  eine  Rolle  spielten,  vgl. 
Ch.  Capper,  The  Port  and  Trade  of  London  (1862),  S.  64  f.  und  68.  — 
W.  H.  und  H.  C.  Overall,  Analytical  Index  to  the  Series  of  Records 
known  as  the  Remembrancia  (1878),  S.  X  und  11.  —  Charles  M.  Glode, 
The  early  history  of  the  Guild  of  Merchant  Taylors  of  the  Fratemity 
of  St.  John  the  Baptist,  London  (1888),  pt.  II,  S.  303.  —  üeber  die 
Beteiligung  der  Londoner  Kauf  leute  an  der  Kolonisation  Ostindiens  vgl. 
Charles  M.  Clode  a.  a.  0.  pt.  I,  S.  255  f.  und  322  ff.  —  üeber  die 
Kolonisation  Virginias  durch  Londoner  Kauf  leute  vgl.  Ch.  Capper 
a.  a.  0.  S.  79. 

')  W.  und  R.  Woodeock,  Lives  of  lUustrious  Lord  Mayors  and 
Aldermen  of  London  (1846),  S.  114.  —  W.  J.  Loftie,  A  history  of 
London  (1888),  voL  II,  S.  103.  —  J.  B.  Heath,  An  account  of  the 
Worshipful  Company  of  Grocers  of  the  City  of  London,  III.  ed.  (1869),  8. 218. 

')  W.  C.  Hazlitt,  The  Liveiy  Compaaies  of  the  City  of  London 
(1892),  S.  128.  —  JohnNicholl,  Some  account  of  the  Worshipful  Com- 
pany of  Ironmongers  (1866),  S.  585;  539  ff.  —  J.  B.  Heath  a.  a.  0. 
S.  179,  180,  181.  —  John  W.  Sherwell,  A  descriptive  and  historical 
account  of  the  Guild  of  Saddlers  of  the  City  of  London  (1889),  S.  207. 

*)  W.C.  Hazlitt  a.  a,0.  S.  324.  —  Walter  Besant  and  James 
Rice,  Sir  Richard  Whittington  (1894),  S.  172  f. 
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Kinder  mit  Angehörigen  der  Nobility  eheliche  Verbindungen 
eingingen  ^)  und  die  selbst  in  die  Reihen  der  ländlichen  Grund* 
aristokratie  eintraten  ').  Die  Mitglieder  des  Metropolitan  Board 
of  Works  standen  hinsichtlich  ihrer  finanziellen  Kraft  und  ihres 
gesellschaftlichen  Ranges  weit  hinter  der  prachtstrotzenden  und 
glänzenden  Gruppe  zurück,  die  vom  Ende  des  12.  Jahrhunderts 
bis  in  das  18.  Jahrhundert  hinein  fast  ununterbrochen  das  Heft 
in  der  Hand  hatte.  Die  Zusammensetzung  des  Board  entspricht 
mehr  dem  Zustande  im  14.  Jahrhundert,  in  dem  für  kurze 
Zeit  kleine  Handwerksmeister  der  bürgerlichen  Aristokratie  die 
Zügel  entrissen,  und  sie  bildet  eine  Fortsetzung  des  Zustandes^ 
der  seit  dem  18.  Jahrhundert  Platz  zu  greifen  begann^).  Die 
Mitglieder  des  Board  repräsentierten  die  massige  bürgerliche 
Wohlhabenheit  des  19.  Jahrhunderts.  Es  waren  kleine  und 
mittlere  Unternehmer  oder  Elemente,  die  diesen  Kreisen  nahe- 
standen. 

In  der  Periode   1855 — 1889   wurden   ebenso  wie  Torher 
auch   Massregeln   gezeitigt,    die    nicht   nur  Angehörigen  der 


»)  W.  J.  Loftie,  A  hi«tory  of  London  (1883),  vol.  II,  S.  12.  — 
W.  C.  Hazlitt  a.  a.  0.  S.  8.  —  A.  S.  Green,  Town  Life  in  the  Fifteenth 
Century,  vol.  II,  S.  78  ff. 

*)  lieber  Landkänfe  und  ländliches  Grundeigentum  reicher  Londoner 
überhaupt  und  städtischer  Würdentrilger  aus  London  im  speziellen  fOr 
die  Zeit  vom  13.  bis  zum  18.  Jahrhundert  vgl.  Ferdinand  J.  Furnivall, 
The  fifty  earliest  Dnglish  Wills  in  the  Court  of  Probate  London  (1882), 
S.  3.  —  Charles  M.  Clode,  The  early  history  of  the  Guild  of  Merchant 
Taylors  of  the  Fratemity  of  St.  John  the  Baptist,  pt.  II  (1888),  S.  50,  52. 
—  B.  B.  Orridge,  Some  account  of  the  Citizens  of  London  and  their 
rubers  from  1060  to  1867  (1867),  S.  XXV.  —  F.  G.  Hilton  Price  a.  a.  0. 
S.  98  f.,  109  f.,  120,  172.  —  W.  J.  Loftie,  A  history  of  London,  vol.  II, 
S.  16,  22.  —  £.  B.  Jupp,  An  Historical  Account  of  the  Worshipful 
Company  of  Caipenters,  II.  ed.  (1887),  S.  251  f.  —  John  NichoU  a.  a.  0. 
S.  871,  511,  574.  —  J.  B.  Heath  a.  a.  0.  S.  187,  260.  —  J.  F.  Ward- 
more,  Some  account  of  the  History  and  Antiqnities  of  the  Company  of 
Skinners,  London  (in :  Transactions  of  the  London  and  Middlesex  Archaeo* 
logical  Society,  vol.  V,  pt.  I,  May  1876),  S.  149,  150.  —  W.  und  R.  Wood- 
cock  a.  a.  0.  S.  83. 

')  L.  Brentano,  Die  Arbeitergilden  der  Gegenwart,  Bd.  I  (1871), 
S.  33  f.  —  H.  T.  Kiley,  Memorials  of  London  and  London  Life  in  the 
XW\  XIV*  and  XV*»»  Centuries  (1868),  S.  485,  494.  —  J.  F.  B.  Firth, 
Mnnicipal  London  a.  a.  0.  8.  626  f. 
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besitzenden  Klassen,  sondern  allen  Klassen  gemeinsam  nfiizten, 
und.  aus  ihr  gingen  gleichfalls  Massregeln  hervor,  die  nicht 
allen  Angehörigen  der  besitzenden  Klassen  nützten.  Verschie- 
dene Massnahmen  des  Board,  so  namentlich  die  Verbesserung 
des  KanaUsationswesens,  die  Erleichterung  des  Strassenyerkehres, 
der  Schutz  gegen  Peuersgefahr,  sind  aufzufassen  als  Mass- 
nahmen, die  allen  Klassen  vorteilhaft  waren.  Den  ScUbdigungen 
und  Zurücksetzungen,  denen  in  der  frühesten  Phase  die  schwä- 
cheren Angehörigen  eines  Gewerbes  und  die  Angehörigen  der 
schwächeren  Gewerbe  ausgesetzt  waren,  den  Nachteilen,  die 
es  für  manche  kleine  Handwerksmeister  mit  sich  brachte,  dass 
die  Stadtverwaltung  später  die  das  alte  System  zerstörenden 
Tendenzen  fast  ungestört  walten  liess  und  nur  vereinzelte, 
wenig  energische  Versuche  machte,  diese  Tendenzen  aufzuhalten, 
entspricht  die  Thatsache,  dass  durch  die  Strassenanlagen,  die 
das  Metropolitan  Board  of  Works  vornahm,  manche  Boden- 
und  Hauswerte  gesenkt,  manche  kommerziellen  und  industriellen 
Untemehmergewinne  verkürzt  wurden. 

Trotz  dieser  Unterschiede  und  Einschränkungen  ist  das 
Metropolitan  Board  of  Works  als  ein  in  den  Händen  von  An- 
gehörigen der  Mittelklasse  befindliches,  den  besitzenden  Klassen 
dienendes  Organ  zu  bezeichnen. 

Wie  die  frühere  Stadtgeschichte,  so  weist  auch  die  Ge- 
schichte des  Metropolitan  Board  of  Works  zahlreiche  Fälle  auf, 
in  denen  die  städtischen  Ehrenämter  und  Berufsämter,  die 
mit  Angehörigen  der  Mittelklasse  besetzt  waren,  zur  persön- 
lichen Bereicherung  ihrer  Inhaber  ausgenützt  wurden^).     Die 


^)  Die  Zugängliohkeit  der  obersten  Spitzen  der  Stadtverwaltoog 
früherer  Zeit,  die  Lord  Majors  eingeschlossen«  gegentiber  Beatecfanngen 
steht  ausser  Frage.  Vgl.  H.  T.  Biley,  The  White  Book  of  the  Ciify  of 
London  (1861),  S.  41.  —  John  Stow,  A  Survej  of  London  a.  a.  0. 
8.  200.  —  W.  Herbert,  The  history  of  the  twelve  Great  Livery  Com- 
panies  of  London,  vol.  I  (1887),  S.  56  flf.  —  Gh.  Capper,  The  Fort  and 
Trade  of  London  (1862),  S.  43.  —  G.  Norton,  Gommentaries  on  the 
History,  Constitution  and  Ghartered  Franchises  of  the  City  of  London, 
m.  ed.  (1869),  S.  88  f.  —  John  Nicholl,  Some  accoont  of  the  Worshipfnl 
Company  of  Ironmongers  of  the  City  of  London  a.  a.  0.  S.  186,  198.  — 
Ed.  BasilJupp,  An  Historioal  Aooount  of  the  Worshipfnl  Company  of 
Carpenters  a.  a.  0.  S.  405,  428.  —  W.  C.  Hazlitt  a.  a.  0.  S.  880  f.  u.  444. 
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Geschichte  der  Londoner  Stadtverwaltung  kann  nicht  als  Beleg 
für  den  Satz  angeführt  werden,  die  Leitung  der  Kommunal- 
Verwaltung  müsse  den  besitzenden  Klassen  vorbehalten  bleiben, 
weil  nur  diese  gegen  Versuchungen  finanzieller  Natur  gefeit 
und  mit  dem  Privileg  der  Ehrlichkeit  ausgestattet  seien. 

Auch  solche  Kreise  der  besitzenden  Klassen,  die  nicht  Mit- 
glieder des  Metropolitan  Board  of  Works  selbst  waren,  empfingen 
aus  seinen  Händen  gewaltige  materielle  Vorteile.  Was  in  der 
frühesten  Phase  der  Londoner  Stadtverwaltung  die  Beschrän- 
kung des  Zuganges  zum  Qewerbe,  die  Restriktion  der  Kon- 
kurrenz unter  den  zum  Gewerbe  Zugelassenen,  die  Förderung 
ihrer  Interessen  ausserhalb  des  städtischen  Gebietes  war,  was 
in  der  folgenden  Periode  dann  die  Duldung  und  Verstärkung 
der  die  alte  Wirtschaftsordnung  auflösenden  Kräfte  war,  da« 
war  in  der  Zeit  des  Metropolitan  Board  of  Works  gerade  der- 
jenige Teil  seiner  Thätigkeit,  der  zwar  die  hauptsächlichen  von 
ihm  der  Allgemeinheit  gelieferten  Vorteile  schaffen  half,  aber 
auch  auf  Angehörige  der  besitzenden  Klassen  beschränkte  Vor- 
teile produzierte.  Weder  das  Steuersystem,  unter  dem  das 
Board  arbeitete,  noch  das  Recoupmentverfahren  gab  der  Kom- 
mune Gelegenheit,  in  nennenswertem  Masse  die  gewaltigen 
Gewinne  zu  beschneiden,  die  durch  die  Strassenanlagen  des 
Board  den  Grund-  und  Hauseigentümern  zugeführt  wurden. 
Das  Recoupmentverfahren  bildete  sogar  selbst  ein  Mittel,  um 
Angehörigen  der  besitzenden  Klassen  reichen  Nutzen  zu  be- 
scheren. Der  erfolglose  Steuerreformplan  des  Board,  der  jene 
Wirkungen  etwas  eindämmen  sollte,  richtete  sich  gegen  eine 
Schicht,  die  nur  einen  kleinen  Teil  der  Mittelklasse  und  ausser 
diesem  kleinen  Teile  Angehörige  der  Geburtsaristokratie  um- 
schloss,  gegen  eine  Schicht,  die  über  dem  das  Gros  der  Mit- 
glieder des  Board  liefernden  Teile  der  Mittelklasse  stand. 

Die  erste  Phase  war  eine  Zeit  grausamer  Bestrafungen 
der  jugendlichen  Arbeiter  ^).  Manche  Bestimmungen  über  Fort- 
setzung und  Lösung  des  Arbeitsvertrages  aus  jener  Zeit  waren 


')  James  F.  Firth,  Coopers  Company,  London  (1848),  S.  94  f.  — 
F.  G.  Hilton  Price  a.  a.  0.  S.  80.  —  W.  Herbert,  The  hiatory  of  the 
twelve  great  Livery  Companiea  of  the  City  of  London,  vol.  II  (1886),  S.  170. 
Sinzheimer,  Der  Londoner  On&chaftsrat.  I.    .  31 
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äusserst  ungünstig  für  die  Arbeiter^).  Strikes  wurden  brutal 
niedergekämpft,  Versuche  der  Arbeiter,  sich  zu  koalieren,  erstickt 
oder  die  Arbeiterkoalitionen  unter  die  Fuchtel  von  Arbeitgebern 
gestellt  ^).  Die  Periode,  in  der  die  alte  städtische  Wirtschafts* 
Ordnung  zerbröckelte,  war  eine  Periode,  in  der  die  Anschauung . 
unverändert  fortbestand,  dass  die  Stadtverwaltung  die  Auf- 
gabe habe,  den  aufwärtsstrebenden  Arbeitern  Fesseln  anzulegen. 
Es  ist  bezeichnend,  dass  in  einer  Zeit,  in  der  die  Stadtver- 
waltung und  die  Zünfte  es  bereits  ablehnten,  die  Konkurrenz 
unter  den  Selbständigen  zu  regulieren,  sie  eine  bedeutende 
Energie  in  der  Vereitelung  der  Organisationsversuche  der 
Arbeiter  entfalteten^).  Von  solchen  und  ähnlichen  Gewalt- 
samkeiten gegenüber  den  unteren  Klassen  hielt  das  Metropolitan 
Board  of  Works  sich  frei.  Ueberdies  wirkte  es  auf  sozial- 
politischen Gebieten;  auf  denen  die  Stadtverwaltung  früherer 
Zeiten  nichts  geleistet  hatte. 

Aber  wie  in  dem  administrativen  Organismus  der  beiden 
vorangegangenen  Perioden,  so  waren  auch  in  dieser  Körper- 
schaft Vertreter  des  Arbeiterstandes  nicht  vorhanden.  Nur  mit 
widerwilligem  Zögern  und  mit  knauseriger  Schwäche  ging  das 
Board  daran,  eine  Gruppe  der  die  unteren  Klassen  bedrücken- 
den Uebelstände,  die  schlechten  Wohnungsverhältnisse,  zu  be- 
kämpfen. Es  verbesserte  die  hier  herrschenden  Missstände 
kaum,  ja  es  gab  sogar  manchmal  zu  ihrer  Verschlechterung 
den  Anstoss.   Auf  dem  Gebiete  des  Ziehkinderwesens  zeigte  es 

')  H.  T.  Riley,  Memorials  a.  a.  0.  S.  179  f.,  289  f ,  244,  360  f.,  514, 
624  ff.  —  W.  Meade  Williams,  Annais  of  the  Worshipfal  Company  of 
Pounders,  of  the  City  of  London  (1867),  S.  82.  —  W.  Herbert  a.  a.  0. 
vol.  II,  S.  657. 

*)  L.  Brentano,  Die  Arbeitergilden  der  Gre^enwart,  Bd.  I,  S.  67  f., 
81  ff.  —  H.  T.  Riley ,  Memorials  a.  a.  0.  S.  247  ff.,  306  ff..  480  f.,  496  f., 
542  ff.,  609  ff.,  653.  —  Charles  M.  Clode,  The  early  history  of  the 
Gnild  of  Merchant  Taylors  of  the  Fratemity  of  St.  John  the  Baptist, 
London  (1888),  pi  I,  S.  60  ff.,  68  f.  —  W.  Herbert  a.  a.  0.  vol.  II,  S.  657. 

»)  W.  C.  Hazlitt  a.  a.  0.  S.  187.  —  E.  BasilJupp  a.  a.  0.  S.  267, 
307,  308,  309.  —  Horace  Stewart,  History  of  the  Worshipfül  Company 
of  the  Gold  and  Silver  Wyredrawers  (1891),  S.  75,  76,  81,  84,  87  f.,  90  ff. 
—  F.  W.  Qalton,  The  Tailoring  Trade  (in:  Stadies  in  Economics  and 
Political  Science.  Ed.  by  W.  A.  S.  Hewins.  Select  Docnments  illnstrating 
the  history  of  Trade  ünionism  I,  1896),  S.  XVIII  und  XX  ff. 
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guten  Willen,  änderte  aber  an  den  hier  herrschenden  Miss- 
ständen wenig.  Das  Einzige,  was  es  in  der  Fürsorge  für  seine 
eigenen  niederen  Angestellten  leistete,  blieb  nur  auf  einen 
Bruchteil  seines  niederen  Personals  beschränkt.  Andererseits 
leistete  es  auf  zahlreichen  Gebieten  nichts,  auf  denen  die  Stadt- 
verwaltung früherer  Zeiten  thätig  war.  Namentlich  fehlt  in 
seiner  Geschichte  jeglicher  Versuch,  gleich  der  Stadtverwaltung 
der  ersten  Phase  auf  die  Gestaltung  der  Arbeitsbedingungen 
in  privaten  Betrieben,  auf  die  Entwickelung  der  Arbeitslöhne 
und  der  Arbeitszeit  solcher  Betriebe  unter  Berücksichtigung 
der  Bedürfhisse  der  Arbeiter  Einfluss  zu  gewinnen.  Nie  machte 
das  Board  auch  nur  den  Versuch,  Aufklärung  über  die  Sonntags- 
arbeit der  Wasserwerksarbeiter  zu  erhalten.  Die  Infernalien  in 
den  Gasanstalten,  die  schwankende  Natur  der  Beschäftigung 
der  Dockarbeiter,  ihre  Ausbeutung  durch  Zwischenuntemehmer, 
die  Missstände,  unter  denen  die  Arbeiter  im  Omnibus-,  Tram- 
bahn- und  Droschkengewerbe  litten,  die  Unzulänglichkeit  des 
Arbeiterzugwesens  und  auch  die  üebelstände  im  Pfandleih- 
gewerbe, —  alle  diese  und  zahlreiche  andere  Leiden,  mochten 
sie  stumm  im  Verborgenen  getragen  werden  öder  in  gewaltigen 
Eruptionen  sich  entladen,  drangen  nicht  zu  den  Ohren  der 
Mitglieder  des  Metropolitan  Board  of  Works. 

Jener  das  Metropolitan  Board  of  Works  in  die  gleiche 
Kategorie  wie  die  früheren  Epochen  verweisende  Grundzug, 
die  Beherrschung  durch  Angehörige  der  Mittelklasse  und  durch 
die  Interessen  von  Angehörigen  der  besitzenden  Klassen,  bricht 
mit  der  Auflösung  des  Metropolitan  Board  of  Works  ab.  Neue 
Besonderheiten  hinsichtlich  der  Richtung  der  kommunalen 
Thätigkeit  und  hinsichtlich  der  kommunalen  Machtverteilung 
stempeln  den  Nachfolger  des  Board,  den  Londoner  Grafschafts- 
rat, zu  einer  von  der  früheren  Geschichte  der  Londoner  Stadt- 
verwaltung abweichenden  Erscheinung.  Die  Eigenart  der  von 
frischem  Leben  erfüllten  Epoche  wird  durch  die  ihm  voraus- 
gehende Entwickelung  in  mannigfacher  Hinsicht  gerechtfertigt. 

Mochte  auch  die  alte  Wirtschaftsordnung  schon  bei  der 
Begründung  des  Metropolitan  Board  of  Works  verschwunden 
sein,  so  wirkte  doch  die  kommunale  Thätigkeit  der  früheren 
Jahrhunderte  bestimmend  auf  den  Zustand  ein,  der  den  Hinter- 
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grund  des  Schaffens  des  'Metropolitan  Board  of  Works  bildete. 
Auch  für  England  und  namentlich  fQr  die  Beziehungen  Londons 
zum  englischen  Staate  trifft  der  Satz  zu,  dass  aus  stadtwirt- 
schaftlichen Keimen  der  staatliche  Merkantilismus,  jene  mächtige 
Basis  des  modernen  englischen  Reichtums  im  allgemeinen  und 
des  Londoner  Reichtums  im  speziellen,  erwuchs^).  Das  staat- 
liche Merkantilsystem  Englands  war  kein  System,  um  ein 
armes  Volk  reich,  sondern  um  ein  reiches  Volk  reicher  zu 
machen;  seine  notwendige  Voraussetzung,  das  Vorhandensein 
eines  grossen  beweglichen  Besitzes,  war,  ehe  dieses  System  in 
Wirksamkeit  trat,  durch  die  städtische  Wirtschaftspolitik  in 
den  früheren  Jahrhunderten  und  vor  allem  in  London  ge- 
schaffen worden.  Nicht  nur  in  seinem  Kerne,  sondern  auch 
in  zahlreichen  Einzelheiten  ist  das  staatliche  Merkantilsystem 
eine  Nachbildung  der  Wirtschaftspolitik  der  Londoner  Stadt- 
verwaltung. Die  Befolgung  dieses  Vorbildes  war  aber  kein 
freier,  origineller  Entschluss  der  staatlichen  Zentralgewalt, 
sondern  ein  Produkt  stetigen  Drängens,  das  von  den  städti- 
schen Kreisen  und  in  erster  Linie  von  der  Londoner  Stadt- 
verwaltung ausging.  Jene  treffende  Charakteristik,  die  das 
englische  Merkantilsystem  als  ein  durch  die  Interessen  der 
Beteiligten  geschaffenes  System,  nicht  als  ein  System  der 
Schulmeisterei  bezeichnet^),  findet  ein  glänzende  Bestätigung 
dadurch,  dass  kommunale  Organe  nicht  nur  den  staatlichen 
Merkantilismus  hervorriefen,  sondern  auch  dadurch,  dass  Organe 


*)  Vgl.  Gnstav  Schmoller,  Studien  über  die  wirtschaftliche 
Politik  Friedrichs  des  Grossen  und  Preussens  überhaupt  von  1680—1786 
(Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen 
Reiche,  Jahrgang  1884),  S.  15  ff.  —  Karl  Bücher,  Die  EnUtehuug  der 
Volkswirtschaft  (1898),  S.  3  ff.  ~  Eine  eingehende  Darstellung  der  Zu- 
sammenhänge zwischen  der  englischen  und  speziell  der  Londoner  Stadt- 
verwaltung einerseits,  dem  staatlichen  Merkantilismus  Englands  anderer- 
seits fehlt  noch.  Vorläufig  sei  verwiesen  auf  G.  Schanz,  Englische 
Handelspolitik  gegen  Ende  des  Mittelalters  (1881),  Bd.  I,  S.  433,  463,  651  ff. 
—  W.  J.  Ashley,  Introduction  to  English  Economic  History  and  Theory, 
pt  II,  IL  ed.  (1893),  S.  10  f.  und  157.  —  W.  Cunningham,  The  Growth 
of  English  Industry  and  Commerce  during  the  early  middle  ages  (1890), 
S.  350  ff.  —  Charles  Gross,  The  Gild  Merchant  (1890),  voL  I,  S.  5L 

*)  L.  Brentano,  Gesammelte  Aufsätze,  Bd.  I  (1899),  S.  514,  566. 
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der  Londoner  Stadtverwaltung  Organe  bei  der  Durchführung 
der  Massregeln  des  staatlichen  Merkantilismus  waren  und  dass 
dieser  in  wichtigen  Phasen  seiner  Entwickelung  sich  auf  die 
Dienste  solcher  stützte,  die  in  der  Londoner  Stadtverwaltung 
sich  Erfahrungen  gesammelt  hatten. 

Wie  das  staatliche  Merkantilsystem,  so  ist  auch  das  ihm 
folgende  staatliche  Wirtschaftssystem,  die  Politik  der  OefPnung 
der  Landesgrenzen  für  auswärtige  Produkte  und  die  Politik 
des  Oeschehenlassens  im  inneren  Wirtschaftsleben  ausser  auf 
technische  Umwälzungen,  auf  die  drohende  Oefahr  der  Um- 
bildung fremder  Staaten  zu  Industriestaaten,  auf  Einflüsse  der 
nicht  zur  Staatskirche  gehörenden  religiösen  Sekten  ^),  auf  neu- 
erstandene philosophische  und  volkswirtschaftliche  Theorien 
auch  auf  die  städtische  Wirtschaftspolitik  der  früheren  Jahr- 
hunderte zurückzuführen.  Der  Fortfall  der  gegen  das  Ausland 
aufgerichteten  Zollschranken,  die  Sprengung  der  die  einheimische 
Produktion  einschnürenden  staatlichen  Fesseln  ist  zum  Teil  ein 
Produkt  davon,  dass  der  durch  den  städtischen  Merkantilismus 
geschaffene,  durch  den  staatlichen  Merkantilismus  gemehrte 
Reichtum  eine  Wirtschaftsordnung  notwendig  machte,  die  die 
Gelegenheit  zur  Erhaltung  und  weiteren  Vergrösserung  dieses 
Reichtumes  zu  bieten  verhiess.  Neben  den  ökonomischen  Vor- 
aussetzungen der  Aera  des  Laissez-faire  half  der  städtische 
Merkantilismus  auch  die  psychologischen  Voraussetzungen  der 
neuen  Zeit  schaffen,  den  im  Wettkampfe  mit  anderen  Individuen 
nach  höchstmöglichem  Oewinne  für  sich  selbst  strebenden 
Menschen.  Dadurch,  dass  der  städtische  Merkantilismus  die 
höchsten  Ehrenstellen  im  städtischen  Gemeinwesen  nur  unter 
die  Reichsten  verteilte,  bewirkte  er,  dass  Reichtum  nicht  bloss 
als  die  Voraussetzung  grosser  materieller  Genüsse,  sondern  auch 
als  die  Voraussetzung  der  Herrschaft  über  andere  betrachtet 
und  als  solche  mit  doppelter  Leidenschaft  begehrt  wurde.  Zwar 
beschränkte  die  Stadtverwaltung  in  der  Periode  des  städtischen 


')  Ueber  die  Beziehungen  zwischen  Manchestertum  und  religiösem 
Nonkonformismus,  deren  Aufdeckung  ein  Verdienst  des  englischen  Dichters 
Matthew  Arnold  ist,  vgl.  meine  Studie:  Die  sozialgeschichtliche  Stellung 
Matthew  Arnolds  (Ethische  Kultur,  IV.  Jahrgang,  1896).  S.  290. 
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Merkantilismus  die  Konkurrenz  unter  den  Angehörigen  desselben 
Gewerbes,  aber  sie  ergänzte  dieses  genossenscbaftliche  Element 
durch  ein  egoistisches,  indem  sie  die  Einheit  der  Angehörigen 
desselben  Gewerbes  in  schroffen  Gegensatz  zu  den  ausserhalb 
dieses  Gewerbes  Stehenden,  die  Bürger  der  eigenen  Stadt  in 
schroffen  Gegensatz  zu  den  Bürgern  anderer  Sl^dte  stellte  und 
so  die  Vorstufe  des  Individualismus,  die  Selbstsucht  der  Ge- 
werbegenossen und  der  Lokalitat,  schuft).  Die  Periode  der 
Auflösung  des  stadtischen  Merkantilismus  fährte  diesen  Prozess 
der  inneren  Vorbereitung  für  das  Zeitalter  der  freien  Konkur- 
renz weiter.  Die  Stadtverwaltung  dieser  Periode  liess  in  immer 
mehr  Gewerben  Formen  zu,  die  den  im  Zeitalter  der  freien 
Konkurrenz  üblichen  Formen  des  Geschäftsbetriebes  entsprachen 
und  die  Konkurrenz  von  Angehörigen  des  gleichen  Gewerbes 
untereinander  begünstigten.  Zugleich  wirkte  die  Stadtver- 
waltung dieser  Periode  bewusst  auf  den  Fortfall  des  Aus- 
schlusses auswärtiger  Gebiete  hin.  Bereitwillig  entsprach  sie 
den  Bitten,  die  Bevorzugung  der  Einheimischen  gegenüber  den 
Fremden  aufzugeben.  Wie  einst  die  Stadtverwaltung  der  Staat 
dazu  angetrieben  hatte,  auswärtige  Produkte  vom  inneren 
Markte  auszuschliessen,  so  versuchte  sie  jetzt,  ihn  zu  bewegen, 
die  Einfuhr  fremder  Güter  zu  erleichtem. 

Wie  die  Thätigkeit  der  Stadtverwaltung  früherer  Jahr- 
himderte  bis  in  die  Zeit  des  Metropolitan  Board  of  Works  und 
darüber  hinaus  fortwirkt,  so  ragt  auch  die  Thätigkeit  des  Board 
selbst  in  die  ihm  folgende  Epoche  hinein.  In  der  kommunalen 
Thätigkeit  vor  der  Zeit  des  Board  und  in  der  Thätigkeit  des 
Board  selbst  sind  zwei  stadtwirtschaftliche  Quellen  des  Reich- 
tumes  zu  sehen,  der  in  der  Zeit  des  Londoner  Grafschafts- 
rates vorhanden  ist.  Mit  dem  Verschwinden  des  Metropolitan 
Board  of  Works  verschwanden  nicht  die  Wertsteigerungen  von 
Grund-  und  Hauseigentum,  die  das  Board  hervorgerufen  hatte. 
Im  Gegenteile,  sie  blieben  bestehen,  ja,  wie  wir  sahen,  es  muss 
angenommen  werden,   dass  sogar  nach  dem  Verschwinden  des 


')  Vgl.  G.  Schmoller  a.a.O.  S.  21.  —  George  Norton,  Com- 
mentaries  oh  the  Hiütory,  Constitution  and  Chartered  Francluaes  of  the 
Citj  of  London,  III.  ed.  reviaed  (1869),  S.  189. 
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Board  in  der  Periode  des  Grafschaftsrates  Wertsteigerungen 
dieser  Eigentumskategorien  eintraten,  die  auf  Massregeln  des 
Board  zurückzufahren  sind. 

Das  übersehen  diejenigen,  die  dem  Bemühen  des  Graf- 
schaftsrates, die  materielle  Lage  der  unteren  Klassen  zu  ver- 
bessern, den  Einwand  entg^enstellen,  in  der  Periode  des  Graf- 
schaftsrates  gehe  die  Bildung  des  Einkommens  der  Besitzenden 
ohne  Förderung  seitens  des  Grafschaftsrates  vor  sich  und  des- 
halb sei  die  Verbesserung  der  Einkommensverhältnisse  der 
unteren  Klassen  durch  den  Grafschaftsrat  ein  dem  Prinzip  der 
Gleichberechtigung  widersprechender  Prozess.  Selbst  wenn  es 
richtig  wäre,  zu  sagen,  der  Grafschaftsrat  habe  die  Einkommen 
von  Besitzenden  nicht  vermehrt,  wäre  es  doch  nicht  richtig, 
zu  sagen,  dass  der  in  London  zur  Zeit  des  Grafschaftsrates 
vorhandene  Reichtum  in  seinem  vollen  Umfange  einer  durch 
die  Stadtverwaltung  nicht  unterstützten  Thätigkeit  zu  danken 
sei.  Ein  grosser  Teil  dieses  Reichtumes  ist  die  Frucht  der 
kommunalen  Wirtschaftspolitik  früherer  Zeiten. 

Das  war  auch  der  Fall  mit  dem  Reichtum  Londons  zur 
Zeit  des  Metropolitan  Board  of  Works.  Nicht  nur  deswegen, 
weil  diese  Körperschaft  selbst  diesen  Reichtum  mehrte,  sondern 
auch  deshalb,  weil  ihre  Vorgängerinnen  mächtig  zur  Schaffung 
dieses  Reichtumes  beigetragen  hatten,  hätte  auch  sie,  trotzdem 
sie  in  einer  Welt  regierte,  in  der  das  Prinzip  der  freien  Kon- 
kurrenz die  Oberhand  gewonnen  hatte,  nur  dem  Prinzip  der 
Gleichberechtigung  Genüge  geleistet,  wenn  sie  mehr,  als  sie 
es  that,  sich  der  unteren  Klassen  angenommen  hätte.  Dass 
sie  es  nicht  that,  bildet  eine  Rechtfertigung  für  die  spezifische 
Form,  in  der  der  Nachfolger  des  Board  die  Unterlassungs- 
sünden gut  zu  machen  versuchte,  bildet  eine  Rechtfertigung 
dafür,  dass  der  Grafschaftsrat  sich  entschloss,  auf  eine  Besse- 
rung der  Lage  der  unteren  Klassen  innerhalb  einer  Gesell- 
schaftsordnung hinzuarbeiten,  deren  Kennzeichen  das  Vor- 
handensein von  Besitzenden  und  Nichtbesitzenden  ist.  Wohl 
konnte  Friedrich  Engels,  als  er  ungefähr  um  die  Zeit  der 
Beseitigimg  des  Metropolitan  Board  of  Works  die  Schilderung 
Englands  unverändert  herausgab,  die  er  ungefähr  ein  Dezennium 
vor  der   Begründung    dieser  Körperschaft   geschrieben    hatte, 
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behaupten,  dass  ia  London,  was  die  Arbeiterklasse  angehe, 
im  Vergleiche  zum  Jahre  1845  ein  wesentlicher  Fortschritt 
nicht  stattgefunden  habe.  Die  Zustimmung  zu  dieser  Behaup- 
tung schliesst  aber  nicht  die  Verzweifelung  an  der  Möglichkeit 
ein,  innerhalb  jener  Oesellschaftsordnung  wesentliche  Verbesse- 
rungen für  die  unteren  Klassen  zu  erzielen.  Noch  war  während 
des  weitaus  grössten  Teiles  jenes  Zeitraumes  kein  kommunales 
Organ  vorhanden,  das  die  Beseitigung  des  Londoner  Elends 
unter  seine  Aufgaben  aufgenommen  hätte.  Die  sozialen  Zu- 
stände, die  der  Grafschaftsrat  bei  seiner  Begründung  vorfand, 
waren  nicht  entstanden  im  Kampfe  mit  einer  stödtischen  Ver- 
waltung, die  jemds  versucht  hätte,  die  Lage  der  unteren 
Klassen  durch  thatkräftige  Eingriffe  zu  bessern.  Mit  frischen 
Waffen,  mit  denen  zwar  noch  kein  Sieg  erfochten  worden  war, 
mit  denen  man  aber  auch  noch  keine  Niederlage  erlitten  hatte, 
ging  der  Grafschaftsrat  zum  Kampfe  gegen  die  überkommenen 
Zustände  vor. 

Es  ist  hervorhebenswert,  dass  gerade  Zuständen  gegen- 
über, wie  sie  jenem  Pessimismus  seine  hauptsächlichen  Stützen 
liefern,  nämlich  gegenüber  Zuständen  bei  den  untersten  Schichten 
des  Proletariats,  kommunale  Eingriffe  überhaupt  nicht  oder 
wenigstens  kräftige  kommunale  Eingriffe  nicht  stattfanden.  Die 
trotz  der  guten  Intentionen  des  Metropolitan  Board  of  Works 
fortwuchemden  Missstände  im  Ziehkinderwesen,  die  unbefnedi- 
genden  Verhältnisse  der  Kellerwohnungen  und  allgemeinen 
Logierhäuser,  die  chronische  ünstetigkeit  der  Beschäftigung 
starker  Bruchteile  des  Arbeiterpersonals  der  Wasser-  und  Gas- 
werke, sowie  der  Docks,  die  Schwierigkeiten,  die  sich  den 
Organisationsversuchen  der  Arbeiter  auf  diesen  gewerblichen 
Gebieten  ebenso  wie  im  Omnibus-,  Trambahn-  und  Droschken- 
gewerbe entgegenstellten,  die  Missstände  im  Pfandleihgewerbe, 
—  alle  diese  Erscheinungen  sind  zum  Teil  Erscheinungen  nicht 
mehr  innerhalb  des  vierten,  sondern  des  fünften  Standes.  Die 
Geschichte  des  Metropolitan  Board  of  Works  birgt  keinen 
Widerspruch  gegen  den  Satz,  die  englische  Sozialreform  sei 
an  den  tiefststehenden  Angehörigen  der  Klasse  der  unbemittelten 
vorübergeschritten.  Die  ünthätigkeit  der  Kommunal  Verwaltung 
gegenüber   den    hier    vorhandenen    Problemen    erscheint   aber 


—    489     - 

auch  als  Recbtfertigungsgrund  dafür,  dass  das  dem  Board  nach- 
folgende kommunale  Organ  diese  Lacke  der  englischen  Sozial* 
reform  auszufüllen  versuchte,  dass  es  danach  strebte,  sich  an 
der  Lösung  der  mit  dem  fünften  Stande  verknüpften  Probleme 
zu  beteiligen.  Die  dem  Orafschaftsrat  vorangegangene  Zeit 
hatte  nicht  die  Fruchtlosigkeit  von  Bestrebungen  dargelegt^ 
dies  ausserhalb  einer  Gesellschaftsordnung  zu  tbun,  in  der  die 
Gliederung  der  Gesellschaft  in  Besitzende  und  Besitzlose  auf- 
gehoben ist. 

Unzweifelhaft  steht  die  Kärglichkeit  der  sozialpolitischen 
Massnahmen  des  Board  in  engem  Zusammenhang  mit  der 
Klassenzugehörigkeit  der  Mitglieder  dieser  Körperschaft.  In 
diesem  Zusammenhange  liegt  auch  der  Gedanke  vorgebildet^ 
der  die  dem  Board  folgende  Epoche  hinsichtlich  der  kommunalen 
Machtverteilung  beherrscht.  Für  lange  Zeit  hatten  Angehörige 
der  Mittelklasse  allein  Gelegenheit,  zu  zeigen,  was  sie  für  die 
unteren  Klassen  zu  leisten  gewillt  waren.  Die  Resultate,  die 
aus  dieser  Zeit  hervorgingen,  lassen  die  später  auftauchende 
Ansicht  begründet  erscheinen,  eine  Stadtverwaltung  ohne  Ver- 
treter der  Arbeiterschaft  könne  nicht  viel  für  die  unteren  Klassen 
Espriessliches  thun.  Andererseits  gab  die  Geschichte  des  Metro- 
politan Board  of  Works  kein  Recht  dazu,  nach  dem  völligen 
Ausschluss  der  Besitzenden  aus  der  Stadtverwaltung  zu  streben. 
Die  Periode  des  Board  gehört  zu  den  zahlreichen  Zeugnissen 
für  den  Satz,  dass  die  Feindschaft  gegen  die  Emporhebung  der 
ifnteren  Klassen  bereits  bei  den  ihnen  am  nächsten  stehenden 
Schichten  der  Mittelklasse  beginnt.  Dass  die  höheren  Schichten 
der  besitzenden  Klassen  trotz  der  ünthätigkeit  des  Metropolitan 
Board  of  Works  auf  sozialpolitischem  Gebiete  sich  von  der 
Stadtverwaltung  fernhielten,  zeigt,  dass  die  dem  Board  folgende 
Zeit  befugt  war,  darauf  zu  verzichten,  ausschliesslich  diesen 
höheren  Schichten  die  Gemeindegeschäfte  zu  überlassen.  Und 
doch  stellten  jene  Liberalen,  die  für  die  Heranziehung  dieser 
Schichten  plädierten,  eine  Forderung  auf,  der  auf  Grund  der 
Geschichte  des  Board  auch  vom  Standpunkte  der  unteren  Klassen 
aus  nicht  strikt  widersprochen  werden  kann.  An  den  Ver- 
fehlungen des  Board  auf  sozialpolitischem  Gebiete  waren  diese 
Schichten   direkt  wenigstens    unschuldig.     Der   nachfolgenden 


—    490    — 

Periode  war  es  Yorbehalten,  zu  zeigen,  ob  auch  auf  dem  Ge- 
biete der  Londoner  Stadtverwaltung  der  Bund  zwischen  der 
Arbeiterschaft  und  den  höheren  Kreisen  der  besitzenden  Klassen, 
der  auf  manchen  Gebieten  des  sozialen  Lebens  Englands  fQr 
die  unteren  Klassen  sich  segensreich  erwies,  für  diese  Klassen 
Vorteilhaftes  zu  wirken  föhig  war. 


Eine  Betrachtung,  die  in  einer  Schilderung  der  zur  Auf- 
lösung* des  Metropolitan  Board  of  Works  treibenden  Kräfte 
und  des  fundamentalen  Unterschiedes  der  rechtlichen  Ver- 
fassung des  neuen  kommunalen  Organs  gegenüber  dem  unter- 
gegangenen Organ  ausklingt,  kann  natürlich  keine  erschöpfende 
Antwort  auf  die  sich  aufdrängende  Frage  bringen,  welche 
Gründe  bewirkten,  dass  die  Stellung  des  Grafschaftsrates  zu 
den  unteren  Klassen  eine  andere  wurde,  als  die  Stellung  der 
Londoner  Kommunalverwaltung  in  früheren  Zeiten  war.  Wohl 
aber  erhielten  wir  bereits  die  Mahnung,  uns  davor  zu  hüten, 
diesen  Umschwung  als  das  Resultat  sozialistischer  Lehren  und 
sozialistischer  Agitation  anzusehen. 

Der  munizipale  Sozialismus  tritt  in  London  bereits  zur 
Zeit  der  frühesten  sozialistischen  Strömungen  Englands,  des 
Owenismus  und  des  Chartismus,  auf,  zu  einer  Zeit,  in  der  der 
englische  Sozialismus  überhaupt  es  ablehnte,  auf  das  Gebiet 
der  Stadtverwaltung  einzugehen.  Wir  sahen  den  munizipalen 
Sozialismus  kräftig  wachsen  in  jener  erst  kurz  vor  Auflösung 
des  Metropolitan  Board  of  Works  geendigten  Zeit,  in  der  der 
englische  Sozialismus  noch  nicht  wieder  zum  neuen  Leben  er- 
standen war.  Und  zwar  kann  von  einem  Gemeindesozialismus 
in  dieser  Zeit  zunächst  geredet  werden,  wenn  wir  der  weit- 
herzigen, in  England  viel  verbreiteten  Definition  des  Sozialismus 
folgend,  den  Gemeindesozialismus  auffassen  wollen  als  Be- 
schränkung der  privatwirtschaftlichen  Freiheit  durch  kommunale 
Organe.  Aber  auch  dann,  wenn  unter  Gemeindesozialismus 
kommunales  Eigentum  an  Produktionsmitteln  ohne  oder  mit 
gleichzeitiger  Verwendung  der  Produktionsmittel  durch  kom- 
munale  Organe    verstanden    wird,    eine   Munizipalisation   von 
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Wirtschaftsbetrieben  unter  partieller  oder  gänzlicher  Ausmerzung 
der  privaten  Unternehmerthätigkeit  auf  dem  von  der  Munizi- 
palisation  occupierten  Terrain,  kann  gesagt  werden,  dass  der 
Gemeindesozialismus  in  England  unabhängig  von  den  Vertretern 
des  englischen  Sozialismus  sich  entwickelte.  Wir  trafen  den  so 
definierten  Oemeindesozialismus  sowohl  in  der  Geschichte  der 
"Wohnungsgesetzgebung  und  der  Finanzgesetzgebung  als  auch 
der  Wasserleitung,  sowohl  in  der  Geschichte  der  Gasversorgung 
als  auch  der  Docks,  sowohl  in  der  Geschichte  der  Trambahnen 
als  auch  der  Pfandleihanstalten  an.  Nicht  nur  in  vereinzelten 
Aeusserungen ,  wie  in  der  Geschichte  der  Pfandleihanstalten, 
nicht  nur  in  einer  lebhaften  und  weitgreifenden  Agitation  trat 
uns  der  so  verstandene  Gemeindesozialismus  entgegen,  sondern 
auch  in  einer  Reihe  von  Institutionen,  die  ausserhalb  Londons 
verwirklichten,  was  man  in  London  vergeblich  forderte.  Diese 
Institutionen,  die  zahlreichen  kommunalen  Wasserwerke,  Gas- 
anstalten, Trambahnen,  Docks,  sind  nicht  nur  Denkmäler,  die 
zeigen,  dass  in  einer  grossen  Zahl  von  Stadtverwaltungen  über 
ganz  Grossbritannien  hin  der  Gemeindesozialismus  lebte,  sie 
wurden  auch  geschaffen  unter  Mithilfe  der  Vertretung  des  ganzen 
britischen  Volkes,  des  Parlaments. 

In  einer  nicht  kollektivistischen  Zeit  entstand  aus  nicht 
kollektivistischer  Saat  der  Gemeindesozialismus.  Wenn  als  ein 
integprierendes  Element  seines  Wesens  auch  dies  betrachtet 
werden  müsste,  dass  seine  Anhänger  zugleich  Anhänger  der 
üeberfQhrung  sämtlicher  Produktionsmittel  in  gesellschaftliches 
Eigentum  sind,  dann  allerdings  ist  die  von  uns  durchwanderte 
Periode  eine  Periode,  in  der  kein  Gemeindesozialismus  existierte. 
Nicht  Gegner  des  Privateigentumes  an  Produktionsmitteln 
überhaupt  waren  die  Männer,  die  in  jener  Zeit  für  die  Aus- 
dehnimg kommunalen  Eigentumes  eintraten.  Einer  der  haupt- 
sächlichen Beförderer  der  englischen  Wohnungsgesetzgebung, 
Torrens,  bezeichnete  in  den  Debatten  über  diese  Gesetzgebung 
sich  ausdrücklich  als  einen  treuen  Anhänger  Cobdens  ^).  Der- 
selbe Viscount  Ebrington  (späterer  Earl  Portescue),  den  wir 
als  einen  frühen  Gegner   des   privaten  Betriebes  der  Wasser- 
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leitung  kennen  lernten,  war  ein  Gegner  der  Fabrikgesetzgebung 
des  Jahres  1844,  weil  sie  die  Freiheit  des  Kontrakts  für  Er- 
wachsene aufhebe;  er  protestierte  gegen  die  staatliche  Ein- 
mischung in  das  Schulwesen  als  gegen  eine  Wiederbelebung 
der  alten  aus  den  Steuern  gedeckten  Prämien  an  einzelne  In- 
dustrien; er  verlangte  eine  Herabsetzung  des  schulpflichtigen 
Maximalalters  von  14  Jahren  auf  12  Jahre,  um  die  Zeit,  in  der 
die  Kinder  vom  Geldverdienen  abgehalten  würden,  zu  verkürzen; 
er  trat  der  Liberty  und  Property  Defence  League,  einer  ultra- 
individualistischen  Organisation,  bei,  weil,  wie  er  anfangs  der 
achtziger  Jahre  ausführte,  die  staatliche  Intervention  zugenom- 
men habe  und  vermindert  werden  solle  ^).  Ebensowenig  wie 
John  Mc'  Culloch,  der  Hohepriester  des  orthodoxen  Manchester- 
tumes,  der  der  Legislatur  das  Recht  verliehen  wissen  wollte, 
die  privaten  Wasserwerke  aufzukaufen  ^),  ein  Gegner  des  Privat- 
eigentumes überhaupt  war,  war  Henry  Fawcett,  der  uns  als 
eifriger  Befürworter  der  gemeinwirtschafUichen  Wasserversor- 
gung und  des  Recoupmentverfahrens  entgegentrat,  ein  Freund 
der  KoUektivisierung  sämtlicher  Produktionsmittel.  Die  Unter- 
stützung, die  Gladstone  und  Sir  William  Harcourt  dem  Plane 
der  Munizipalisation  der  Londoner  Wasserleitung  zu  teil  werden 
liess,  kam  nicht  von  Gesinnungsgenossen  des  Karl  Marx. 
Henry  Broadhurst  war  nicht  nur  ein  Befürworter  der  Better- 
mentsteuer,  die  auf  dem  Gedanken  beruhte,  dass  die  Gemeinde 
Wertsteigerungen  privaten  Eigentumes  hervorrufe  und  auf  diese 
Wertsteigerungen  Anspruch  habe.  Er  war  auch  für  lange  Zeit 
ein  hervorragender  Repräsentant  der  alten  Gewerkvereine,  gegen 
den  sich  vornehmlich  die  Angriffe  der  englischen  Gesinnungs- 
genossen des  Karl  Marx  richteten').  Mit  nicht  grösserem 
Rechte  als  Prince-Smith  oder  Ludwig  Bamberger  kann  man 
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Lord  Farrer,  den  wir  unter  den  Anhängern  der  Munizipalisation 
der  Londoner  Gaswerke  bemerkten,  als  einen  begeisterten 
Freund  der  sozialistischen  Zukunftsgesellschaft  bezeichnen.  Der 
Präsident  des  Cobdenklubs,  der  mit  Walter  Bagehot  zusammen 
vielleicht  der  treueste  Hüter  des  Erbes  der  klassischen  Volks- 
wirtschaftslehre im  letzten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  war, 
der  sich  selbst  einen  altmodischen  Nationalökonomen,  nicht 
einen  modernen  Sozialisten  nannte  ^),  kann  nur  dann  den  prin- 
zipiellen Gegnern  des  Privateigentums  zugerechnet  werden, 
wenn  angenomttien  wird,  dass  die  Cityväter,  die  gegen  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  sich  fUr  die  Errichtung  munizipaler  Docks 
in  der  Absicht  aussprachen,  eine  Verringerung  des  Wertes 
bestimmter  in  privatem  Eigentume  befindlicher  Grundstficke  zu 
verhindern,  Gegner  des  Privateigentumes  überhaupt  gewesen 
seien.  Die  Gewerkvereinskongresse  des  verflossenen  Jahrzehnts, 
die  für  die  Munizipalisation  der  Wasser-  und  Gasversorgung, 
der  Docks  und  der  Trambahnen  sich  entschieden,  stimmten 
keiner  einzigen  Forderung  zu,  die  nicht  von  unzweifelhaften 
Gegnern  der  Abschaffung  des  Privateigentumes  an  allen 
Produktionsmitteln  bereits  seit  langer  Zeit  vertreten  wor- 
den wäre. 

Dass  die  Eonservierung  des  Privateigentumes  an  Produk- 
tionsmitteln von  denen,  die  in  der  von  uns  näher  geschilderten 
Periode  Anhänger  der  Munizipalisation  waren,  als  oberster, 
nur  in  einzelnen  Ausnahmefallen  zu  durchbrechender  Grund- 
satz festgehalten  wurde,  ergibt  sich  auch,  wenn  wir  die  Ver- 
ästelungen des  Munizipalisationsgedankens  jener  Periode  in  den 
von  ihm  ergriffenen  Wirtschaftszweigen  verfolgen  und  mit- 
einander vergleichen.  So  weit  waren  die  damaligen  Träger 
der  Munizipalisationsidee  davon  entfernt,  die  Eollekti visierung 
aller  Produktionsmittel  zu  erstreben,  dass  sie  noch  nicht  ein- 
mal alle  der  Munizipalisation  für  sämtliche  Wirtschaftezweige 
zustimmten,  die  in  den  Kreis  der  Munizipalisationsbestrebungen 
einbezogen  wurden.   Wir  finden  unter  den  Trägem  des  Muni- 
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zipalisationsgedankens  solche,  die  die  Stärke  ihrer  individua- 
listischen Orundanschauung  dadurch  schlagend  dokumentieren, 
dass  sie  einzelne  Wirtschaftszweige  dem  Privatkapital  völlig 
überlassen  wollen,  die  von  anderen  als  geeignete  Objekte  der 
Munizipalisation  betrachtet  wurden.  Torrens,  dem  mit  in  erster 
Linie  das  Verdienst  zuzuschreiben  ist,  eine  Gesetzgebung  in 
die  Wege  geleitet  zu  haben,  die  den  Kommunen  gestattete, 
Eigentümer  von  Mietswohnungen  der  unteren  Klassen  zu  werden, 
schauderte  vor  dem  Gedanken  zurück,  die  Londoner  Wasser- 
versorgung kommunaler  Regie  zu  überlassen  ^)!  Aehnlich  war 
das  Metropolitan  Board  of  Works  zwar  ein  prinzipieller  An- 
hänger der  Munizipalisation  der  Wasser-  und  Gasversorgung, 
aber  ein  konsequenter  Feind  der  Errichtung  kommunaler 
Arbeiterhäuser.  Denselben  Sinn  hat  die  Thatsache,  dass  es 
zahlreiche  Leute  gab,  die  für  manche  Wirtschaftszweige  die 
völlige  Elimination  der  Privatunternehmungen,  für  andere  Wirt- 
schaftszweige das  Fortbestehen  privater  Betriebe  neben  kom- 
munalen Betrieben  als  wünschbar  ansahen.  Während  manche 
auf  dem  Gebiete  der  Wasser-  und  Gasversorgung  zu  dem 
Gedanken  einer  vollständigen  Ausmerzung  der  privaten  Untere 
nehmungen  vordrangen,  wollten  sie  die  Kommune  auf  dem 
Gebiete  des  Trambahnwesens  nur  als  Eigentümerin,  nicht  als 
Betriebsleiterin,  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  nur  als 
Lückenbüsserin ,  eventuell  nur  als  temporäre  Stellvertreterin 
des  Privatkapitals  zulassen.  Femer  fordert  dies  Beachtung, 
dass  die  in  London  für  die  Munizipalisation  eingesetzte  Kraft 
keineswegs  für  alle  Wirtschaftszweige,  die  man  als  passende 
Gebiete  für  die  Errichtung  kommunaler  Betriebe  ansah,  von 
gleicher  Sförke  war.  Die  Bewegung,  die  auf  die  Munizipali- 
sation der  Wasserversorgung  abzielte,  ebenso  wie  die  nur  um 
wenige  Grade  schwächere  Agitation  für  die  Munizipalisation 
der  Gaslieferung,  übertrifft  sowohl  hinsichtlich  der  Frühzeitig- 
keit ihres  Beginnes  als  auch  hinsichtlich  ihrer  zeitlichen  Kon- 
tinuität, sowohl  hinsichtlich  der  Energie,  mit  der  sie  betrieben 
wird,  als  auch  hinsichtlich  der  Zahl  ihrer  Anhänger  nicht  nur 
die  schüchterne  Fürsprache  für  munizipale  Pfandleihanstalten, 
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nicht  nur  die  naturgemäss  spater  auftretende,  aber  auch  weniger 
rührige  Propaganda  für  die  Munizipalisation  der  Trambahnen, 
sondern  auch  die  Agitation  für  munizipale  Docks,  die  für  eine 
Reihe  von  Jahrzehnten  verstummte. 

Die  Anhänger  dieser  Munizipalisationsbestrebungen  waren 
keine  Gegner  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung.  Auch 
die  Motive,  denen  diese  Bestrebungen  entquollen,  gehören  in- 
dividualistischen Gedankenkreisen  an.  Die  erst  später  auf- 
tretende Auffassung,  dass  die  Stadtverwaltung  die  Pflicht  habe, 
durch  die  Aufsaugung  privatkapitalistischer  Betriebe  die  Be- 
seitigung der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  anzubahnen^ 
erklang  nirgends  in  den  zu  Gunsten  munizipaler  Betriebe  an- 
geführten Argumenten,   die  wir  an  uns  vorüberziehen  liessen. 

Nicht  die  Ahnung  einer  zukünftigen  Gesellschaftsordnung, 
sondern  ein  Echo  vergangener  Zeiten  tönt  aus  ihnen  uns  ent- 
gegen. Der  staatliche  Merkantilismus  war  zwar  am  Anfange 
des  19.  Jahrhunderts  nicht  mehr  das  generelle  Wirtschafts- 
prinzip, aber  ein  Bruchstück  dieses  Systems  blieb  auf  den  von 
den  Munizipalisationsbestrebungen  umdrängten  industriellen  Ge- 
bieten noch  erhalten,  nämlich  eine  Reihe  von  Monopolen,  die 
durch  die  Staatsgewalt  geschaffen  und  geschirmt  wurden.  Der 
Munizipalisationsgedanke  in  der  von  uns  durchwanderten  Periode 
war  zum  Teil  nichts  anderes  als  eine  Reproduktion  der  früheren 
Kämpfe  gegen  die  Aufrichtung  privater  Wirtschaftsmonopole 
durch  die  englische  Monarchie.  Diese  Reproduktion  war  zwar 
von  der  ursprünglichen  Vorlage  dadurch  verschieden,  dass  man, 
durch  handgreifliche  Experimente  belehrt,  die  zweckentsprechende 
Waffe  zur  Zertrümmerung  der  monopolistischen  Herrschaft 
nicht  mehr  in  der  Entfesselung  der  freien  Konkurrenz  sah, 
beide  waren  aber  gleich  deshalb,  weil  man  aus  demselben  Grunde 
zur  Forderung  der  Verdrängung  der  monopolistischen  Privat- 
betriebe durch  kommunale  Betriebe  gelangte,  der  in  der 
früheren  Zeit  zur  Wegspülung  der  merkantilistischen  Mono- 
pole durch  das  System  der  freien  Konkurrenz  geführt  hatte. 
In  beiden  Fällen  war  der  Hass  gegen  die  Privilegierung  Ein- 
zelner durch  die  Staatsgewalt  eine  mächtige  Triebfeder.  Die 
Ansicht,  dass  die  Mehrzahl  der  Unternehmer  ohne  Schutz  und 
Hilfe   seitens    der   Staatsgewalt   im   Konkurrenzkampfe    stände 
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während  ein  kleiner  Kreis  gesetzlich  Bevorrechtigter  gesetz- 
lich gegen  die  Konkurrenz  seitens  anderer  gesichert  war  oder 
gesichert  zu  sein  schien,  lieferte  einen  der  entscheidenden 
Impulse  für  das  Aufkommen  und  die  Ausdehnung  der  Muni- 
zipalisationsidee. 

Einen  anderen  Impuls  lieferte  eine  Reihe  von  Erwägungen, 
die  nichts  anderes  sind  als  konsequente  Schlussfolgerungen  aus 
den  bereits  von  den  Urhebern  der  munizipalen  Verfassungs- 
reformen  der  Jahre  1835  und  1855  gehegten  Anschauungen 
tlber  die  passenden  Aufgaben  der  Stadtverwaltung.  Der  Grund- 
satz des  freien  Spieles  der  wirtschaftlichen  Einzelkräfte  wurde 
für  einen  kleinen  Ausschnitt  aus  dem  Erwerbsleben  aufgegeben, 
weil  die  in  diesem  Fragment  enthaltenen  wenigen  Wirtschafts- 
zweige in  organischem  Zusammenhange  mit  den  elementaren 
Aufgaben  der  Stadtverwaltung,  mit  der  Ordnung  des  Kanali- 
«ations-  und  Strassen wesens,  der  Verkehrs-  und  Sicherheits- 
polizei, mit  dem  Feuerlöschwesen  standen,  weil  ihre  Munizipali- 
sation  eine  Erleichterung  des  kommunalen  Steuerdruckes  zu 
yersprechen  schien. 

Die  Probehaltigkeit  dieser  Interpretation  wird  dadurch 
beglaubigt,  dass  sie  das  Phänomen  der  verschieden  starken 
Ausprägung  des  Munizipalisationsgedankens  in  verschiedenen 
Wirtschaftszweigen  und  sein  Fehlen  in  manchen  Wirtschafts- 
zweigen, die  scheinbar  den  von  ihm  ergriffenen  Wirtschafts- 
zweigen nahe  verwandt  sind,  erklären  hilft.  Der  Wasser-  und 
Oaslieferung,  die  auf  der  Grundlage  rechtlicher  Monopole  auf- 
gebaut waren  und  deren  Organisation  peinlich  empfundene  Rück- 
schläge auf  die  Kanalisations-  und  Strassenverwaltung  sowie 
auf  die  Organisation  des  Feuerlöschdienstes  ausübte,  standen  die 
Pfandleihanstalten  gegenüber  als  Unternehmungen,  die  ledig- 
lich auf  Grund  ihrer  sicherheitspolizeilichen  Bedeutung  die 
Forderung  ihrer  Munizipalisation  zu  rechtfertigen  schienen. 
Dass  auf  dem  Gebiete  des  Londoner  Personentransports  nur 
für  das  Trambahnwesen  kommunale  Betriebe  gefordert  wurden, 
hängt  nicht  in  letzter  Linie  damit  zusammen,  dass  weder 
•die  Omnibus-  noch  die  Droschkenunternehmungen  rechtliche 
Monopole  waren,  dass  sie  weniger  intensiv  als  die  rechtlich 
privilegierten,  auf  Schienen  laufenden  Trambahnen  das  Strassen- 
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pilaster  angriffen.  Die  relati?e  Schwache  der  Bestrebungen  zu 
Ounsten  einer  Munizipalisation  der  Trambahnen,  verglichen 
mit  der  Stärke  der  Bestrebungen,  deren  Ziel  eine  Munizipali- 
sation der  Wasser-  und  Gaslieferung  war,  muss  darauf  zurück- 
geführt werden,  dass  zwar  die  Londoner  Trambahngesellschaften 
rechtlich  gegen  den  Wettbewerb  von  Konkurrenzgesellschaften 
gesichert  waren,  dass  aber  während  eines  Teiles  der  von  uns 
betrachteten  Periode  es  für  viele  zweifelhaft  war,  ob  die  In- 
vestierung von  Kapital  in  Trambahnunternehmungen  finanziell 
gewinnbringend  sein  werde  und  dass  während  der  ganzen  von 
uns  ins  Auge  gefassten  Zeit  der  Kommune  keine  gesetzliche 
Möglichkeit  gegeben  war,  die  Trambahnunternehmungen  zwangs- 
weise zu  erwerben.  Ebensowenig  wie  bei  den  Pfandleihanstalten, 
deren  Charakter  als  Einzel-  oder  Familienunternehmungen  es 
mit  sich  brachte,  dass  über  ihre  Rentabilität  keine  zuver- 
lässigen Informationen  vorlagen,  lag  für  das  Oebiet  des  Tram- 
bahnwesens die  für  das  Gebiet  der  Wasser-  und  Gasversorgung 
hier  lange  Zeit  jedes  Semester  durch  die  YeröffenUichung  der 
Bilanzen  gesicherte  Gewissheit  vor,  dass  es  sich  um  ein  Gebiet 
handelte,  auf  dem  aller  Voraussicht  nach  der  munizipale  Be- 
trieb finanzielle  üeberschüsse  abwerfen  und  somit  eine  Erleich- 
terung der  Steuerzahler  bringen  werde.  Die  Zeit  aber,  in  der 
auch  für  das  Trambahnwesen  eine  solche  Sicherheit  vorlag,  war 
immer  noch  eine  Zeit,  in  der  die  Kommune,  wenn  sie  die 
privaten  Trambahnen  hätte  erwerben  wollen,  diese  freihändig 
hätte  erwerben  müssen,  also  zu  einem  Preise,  der  höher  gewesen 
wäre  als  der  im  Wege  der  Enteignung  festgesetzte  Ankaufs- 
preis und  der  deshalb  dem  städtischen  Fiskus  eine  Verminde- 
rung oder  eine  Austilgung  der  üeberschüsse  in  Aussicht  stellte, 
die  für  den  Fall  winkten,  dass  die  Kommune  den  Zeitpunkt 
abwartete,  von  dem  ab  die  Expropriation  der  privaten  Tram- 
bahngesellschaften rechtlich  zulässig  war.  Aehnlich  ist  auch 
die  Thatsache  zu  erklären,  dass,  während  die  Propaganda  für 
die  Munizipalisation  der  Wasser-  und  Gasversorgung  für  einen 
längeren  Zeitraum  eigentlich  nie  aufhörte,  die  Agitation  für 
die  Munizipalisation  der  Docks  für  eine  lange  Zeit  schlummerte. 
Das  hängt  teilweise  damit  zusammen,  dass  im  Gegensatze  zu 
der  Gestaltung  der  Dinge  auf  dem  Gebiete  der  Wasser-  und 

Sinzheimer,  Der  Londoner  Grafischaftsrat.  I.  32 
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GhisTersorgang  die  DockgeseUschaften  fOr  don  grCssten  Teil 
dee  Jahrhunderts  nicht  mehr  rechtlich  privilegiert  waren  und 
dass  auch  thatsächlich  längere  Zeit  eine  lebhafte  Konkurrenz 
unter  den  einzelnen  Dockgesellschaften  bestand.  Weiter  war 
die  finanzielle  Situation  der  Dockgesellschaften  in  vielen  Jahren, 
in  denen  die  Wasser-  und  Oasgesellschaften  fette  Dividenden 
bezahlen  konnten,  prekär.  Es  bestand  wenig  Hoi&iung,  durch 
die  üebertragung  der  Docks  an  die  Kommune  dieser  eine  die 
Steuerlasten  mindernde  Einnahmequelle  zu  überweisen. 

Soweit  die  Fragen  der  Munizipalisation  Fragen  der  wirt« 
schaftlichen  Organisation  waren,  wurden  sie  aus  individualisti- 
schen Gesichtspunkten  auch  von  den  Anhängern  der  Munizipali- 
sation entschieden.  Allein  jene  Fragen  waren  nicht  lediglich 
Fragen  der  wirtschaftlichen  Organisation.  Zum  grossen  Teile 
waren  sie  nur  Fragen  der  Konsumtionsgestaltung.  Fflr  viele 
Anhänger  der  Munizipalisation  stand  das  Streben,  die  Konsumtion 
zu  verbilligen  und  zu  verbessern,  gleichwertig  neben  oder  sogar 
über  dem  Streben,  die  Kommune  an  die  Stelle  der  privaten 
Produktion  zu  setzen.  Wer  produzierte,  das  war  ihnen  an 
sich  einerlei.  Weil  sie  glaubten,  dass  die  Kommune  in  dem 
einen  oder  anderen  Wirtschaftszweige  zu  billigeren  Verkaufs- 
preisen ihre  Produkte  den  Abnehmern  überlassen  oder  bessere 
Qualitäten  liefern  werde,  deshalb  gaben  sie  der  Kommune  den 
Vorzug.  Beispielsweise  ist  daraus,  dass  durch  die  Einführung 
der  sliding  scales  die  Oaspreise  gesenkt  wurden,  die  Erschei- 
nung abzuleiten,  dass  seit  Mitte  der  siebziger  Jahre  die  Kreise 
der  Anhänger  munizipaler  Oaswerke  sich  lichteten.  Die  ver- 
führerische Oewalt  niedriger  Preise  dient  auch  zur  Ergänzung 
der  Erklärung  für  das  lange  Aufhören  des  Rufes  nach  muni- 
zipalen Docks.  Die  Zeiten  der  Konkurrenz  unter  den  Dock- 
gesellschaften waren  Zeiten  sehr  niedriger  Dockgebühren,  um- 
gekehrt war  in  manchen  Jahren  hoher  Dockgebühren  das 
Bedürfnis  nach  niedrigen  Dockgebühren  bei  den  Kunden  der 
Docks  nicht  besonders  stark,  weil  die  hohen  Dockgebühren* 
mit  einer  glänzenden  Konjunktur  zahlreicher  Wirtschaftszweige 
zusammentrafen. 

Der  Versuch,  die  unterschiedliche  Stärke  der  Munizipali- 
sationsbestrebungen   in    verschiedenen   Wirtschaftszweigen    zu 
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erklären,  enthält  eine  Aufklärung,  die  berOcksichtigt  werden 
mu88,  wollen  wir  nicht  Gefahr  laufen,  die  Stärke  des  Muni- 
zipalisationsgedankens  vor  der  Begründung  des  Orafschaftsrates 
gegenüber  der  Stärke  dieses  Gedankens  nach  der  Begründung 
des  Grafschaftsrates  zu  gering  zu  veranschlagen.  Wir  fanden 
bereits  früher  bei  der  Schilderung  der  Geschichte  der  Wasser« 
und  Gasversorgung,  dass  die  Gegner  der  Munizipalisation 
dieser  Wirtschaftszweige  keineswegs  alle  prinzipielle  Gegner 
dieser  Munizipalisation  waren.  Ein  ähnliches  Ergebnis  liefert 
die  Beantwortung  der  Frage,  aus  welchen  Gründen  die  relative 
Schwäche  der  Agitation  für  die  Munizipalisation  der  Docks 
und  der  Trambahnen  abzuleiten  ist.  In  allen  diesen  Fällen 
finden  wir,  dass  die  Antipathie  oder  die  Apathie  gegen  den 
Munizipalisationsgedänken  zum  Teil  das  Produkt  besonderer 
konkreter  umstände,  nicht  das  Produkt  einer  rein  individua- 
listischen Ueberzeugung  war,  die  grundsätzlich  der  Eommunali- 
sierung  gewerblicher  Betriebe  feindlich  gegenübergestanden 
hätte.  Man  darf  behaupten,  dass  eine  Reihe  solcher,  die  die 
Munizipalisation  der  Londoner  Wasser-  und  Gaswerke  be- 
kämpften oder  wenigstens  nicht  unterstützten,  gerade  den  ent- 
gegengesetzten Standpunkt  eingenommen  hätten,  wenn  London 
eine  andere  Stadtverfassung  gehabt  hätte  oder  wenn  die  Einzel- 
heiten derMunizipalisationsvorschläge  verschieden  gewesen  wären. 
Man  ist  auch  berechtigt,  die  Vermutung  auszusprechen,  dass  die 
Agitation  für  die  Munizipalisation  der  Docks  und  der  Tram- 
bahnen weit  lebhafter  sich  gerührt  haben  würde,  wenn  schon 
vor  der  Begründung  des  Londoner  Grafschaftärates  ein  starkes, 
dauerhaft  aussehendes  Kartell  der  Dockgesellschaften  in  einer 
Zeit  flauer  allgemeiner  Geschäftskonjunktur  die  Dockgebühren 
emporgetrieben  hätte,  wenn  schon  damals  ausser  der  Erkenntnis, 
dass  die  Trambahnen  existenzberechtigte  Verkehrsmittel  sind, 
auch  die  rechtliche  Möglichkeit  vorhanden  gewesen  wäre,  die 
Trambahngesellschaften  zur  Cebergabe  ihrer  Unternehmungen 
an  die  Kommune  zu  zwingen.  Dass  es  falsch  wäre,  jene 
Stockungen  der  Munizipalisationsbestrebungen  als  einen  Beweis 
für  die  bedeutende  Stärke  eines  kommunalen  Wirtschafts- 
betrieben grundsätzlich  feindlich  gegenüberstehenden  Individua- 
lismus anzusehen,  leuchtet  auch  deshalb  ein,  weil  jene  Stockungen 
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gerade  vom  Standpunkte  derer,  die  auf  dem  Boden  einer 
sozialistischen  Weltanschauung  überhaupt  stehen,  sich  recht- 
fertigen lassen.  Auch  der  Sozialist  muss  sich  gegen  eine  Ex- 
propriation wenden,  die  durch  die  Auszahlung  einer  Qber- 
mässigen  Kompensationssumme  nach  dem  Muster  des  konsenratiTen 
Regierungsentwurfes  bezüglich  der  Munizipalisation  der  Londoner 
Wasserleitung  die  privatwirtschaftliche  Sphäre  gegenüber  der 
gemeinwirtschaftlichen  Sphäre  nicht  verkleinert,  sondern  er- 
weitert. Auch  der  Sozialist  muss  dem  in  der  Geschichte  des 
Trambahnwesens  auftretenden  Satze  zustimmen,  dass  die  ge- 
meinwirtschaftliche Produktion  sich  nicht  auf  Unternehmungen 
einlassen  soll,  von  denen  angenommen  wird,  dass  sie  nach 
keiner  Richtung  hin  von  Nutzen  sind.  Unzweifelhaft  kann 
auch  der  Sozialist  dem  bei  der  Ordnung  'des  Londoner* Tram- 
bahnwesens durch  das  Metropolitan  Board  of  Works  durch- 
geführten Prinzip  zustimmen,  dass  die  Gemeinwirtschaft  bei 
der  Uebemahme  privater  Betriebe  von  ihrer  Zwangsgewalt 
Gebrauch  machen  und  keine  höheren  Kompensationen  zahlen 
soll,   als  die  die  Anwendung  dieser  Zwangsgewalt  ermöglicht. 


Die  Londoner  Mittelklasse  hatte  in  der  Stadtverwaltung 
bereits  die  Herrschaft  sich  erkämpft,  bevor  die  staatliche 
Zentralgewalt  zur  Dienerin  der  Interessen  der  Mittelklasse 
wurde,  und  länger  auch  währte  die  Herrschaft  dieser  Klasse 
in  der  Stadtverwaltung  als  im  Staatsleben.  Das  Fazit  des 
Vergleiches  der  Stellung  des  Metropolitan  Board  of  Works  zu 
den  unteren  Klassen  mit  der  Haltung,  die  der  englische  Staat 
zur  Zeit  des  Metropolitan  Board  of  Works  gegenüber  den 
unteren  Klassen  einnahm,  besteht  in  der  Erkenntnis,  dass  die 
staatliche  Zentralgewalt  den  Interessen  der  unteren  Klassen 
freundlicher  gegenüberstand  als  das  Metropolitan  Board  of 
Works. 

Auf  zwei  Gebieten  seiner  Thätigkeit  erwies  sich  das 
Metropolitan  Board  of  Works  dem  Staate  überlegen,  auf  dem 
Gebiete  des  Ziehkinderwesens  und  auf  dem  Gebiete  des  Park- 
wesens.    Während  das  Board  im  Gegensatze  zu   der  früheren 
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Stadtyerwaltung  davon  abstand,  Arbeiterkoalitionen  zu  unter- 
drücken, hatten  die  Arbeiterorganisationen  wenigstens  wahrend 
des  frühesten  Teiles  der  Existenzperiode  des  Metropolitan  Board 
of  Works  gegen  aktive  staatliche  Feindseligkeiten  anzukämpfen. 
Aber  die  Zeit  des  Metropolitan  Board  of  Works  ist  zugleich 
eine  Zeit  stetig  fortschreitender  staatlicher  Sozialreform,  nicht 
nur  auf  den  Gebieten,  auf  denen  weder  das  Metropolitan  Board 
of  Works  noch  ein  anderes  kommunales  Organ  etwas  zu  thun 
hatte,  auf  dem  Oebiete  der  Koalitionsgesetzgebung,  der  Ge- 
nossenschaftsgesetzgebung und  der  Arbeiterschutzgesetzgebung, 
sondern  auch  auf  einem  zu  dem  Fun)ctionenkreise  des  Metro- 
politan Board  of  Works  gehörenden  Gebiete,  das  den  wichtigsten 
Teil  der  dem  Metropolitan  Board  of  Works  überwiesenen  sozial- 
politischen Funktionen  einschloss,  auf  dem  Gebiete  der  Woh- 
nungsfrage. Die  Lethargie  des  Metropolitan  Board  of  Works 
gegenüber  den  Wohnungsmissständen  in  London  steht  in 
schroffem  Gegensatze  sowohl  zu  den  Intentionen  der  ein- 
schlägigen Gesetzgebung  als  auch  zu  den  Möglichkeiten,  die 
diese  Gesetzgebung  für  ein  Einschreiten  gegen  das  Wohnungs- 
elend bot.  Wenn  auch  staatliche  Organe,  die  Polizeiverwaltung 
und  das  Handelsministerium,  auf  dem  Gebiete  der  allgemeinen 
Logierhäuser  und  des  Arbeiterzugwesens  nichts  Vollwertiges 
leisteten,  so  leisteten  sie  doch  auch  hier  mehr,  als  das  Metro- 
politan Board  of  Works  that.  Selbst  das  wenige  Gute,  das 
das  Metropolitan  Board  of  Works  auf  dem  Gebiete  der  Woh- 
nungsreform leistete,  muss  eher  auf  das  Konto  des  Staates  als 
des  Metropolitan  Board  of  Works  gesetzt  werden.  Wir  wissen, 
dass  die  Durchführung  der  Crossschen  Gesetze,  soweit  das 
Metropolitan  Board  of  Works  sie  durchführte,  obligatorisch 
war.  Wir  wissen  femer,  dass  das  Metropolitan  Board  of  Works 
bei  der  Durchführung  der  Crossschen  Gesetze  durch  staatliche 
Exekutivorgane  vorwärts  getrieben  wurde,  was  gleichzeitig  den 
Eindruck  verstärkt,  dass  nicht  nur  das  Parlament,  sondern 
auch  das  staatliche  Beamtentum  an  sozialpolitischem  Eifer 
höher  stand  als  das  Metropolitan  Board  of  Works.  Wenn  wir 
aus  dem  Begriffe  der  städtischen  Sozialreform  alle  die  dem 
Wohle  der  unbemittelten  Klassen  dienenden  Einrichtungen  und 
Veranstaltungen  ausscheiden,    die   der  Staat   bereits   als  not- 
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w«ndig  anerkannt  und  für  die  Gemeinde  obligatorisch  gemacht 
hat^),  80  sind  eigentlich  nur  die  Leistungen  des  Board  auf 
dem  Gebiete  des  Ziehkinder wesens,  des  Parkwesens,  des  Pen- 
sions- und  Unterstützungswesens  zur  stadtischen  Sozialreform 
zu  rechnen. 

Andererseits  wird  durch  die  Erwägung,  dass  die  Gemeinde 
ungleich  dem  Staate  deshalb  nicht  souverän  ist,  weil  ihre  Be- 
fugnisse durch  die  Gesetzgebung  festgelegt  sind  und  weil  ihre 
Thätigkeit  der  Beaufsichtigung  durch  staatliche  Organe  unter- 
worfen ist*),  weder  die  Begrenzung  der  Thätigkeit  des  Board 
auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  noch  die  Beschränkung 
seiner  sozialpolitischen  Thätigkeit  auf  die  Wohnungsfrage,  das 
Ziebkinderwesen,  das  Pensions-  und  Unterstützungswesen  voll- 
ständig erklärt.  Dem  Metropolitan  Board  of  Works,  nicht  der 
die  Kompetenzen  des  Board  festlegenden  Gesetzgebung  oder  der 
Haltung  der  übergeordneten  staatlichen  Exekutivorgane,  ist  die 
Thatsache  zur  Last  zu  legen,  dass  Kompetenzen  nicht  obliga- 
torischer Natur,  wie  die  Ueberwachung  der  Yestries  und  Distriet 
Boards  bei  der  Ausführung  der  Torrens'  Acts,  die  Errichtung 
von  munizipalen  Arbeitermietshäusem  und  von  munizipalen  all- 
gemeinen Logierhäusern  nicht  ausgenützt  wurden.  Auf  Grund 
dar  Bestimmungen,  die  in  dem  es  begründenden  Gesetze  ent- 
halten waren,  wäre  es  dem  Board  möglich  gewesen,  vom  Parla- 
ment Erweiterungen  des  Kreises  seiner  sozialpolitischen  Kom- 
petenzen zu  verlangen.  Das  dem  Board  seit  dem  Anfange 
der  sechz^er  Jahre  zustehende  Recht,  vor  parlamentarischen 
Komitees  zu  erseheinen,  die  über  die  «Private  Bills'  verhandelten, 
hätte  dem  Board  die  Möglichkeit  geboten,  eine  Verbesserung 
des  Arbeiterzugwesens  anzuregen,  auf  die  Verbesserung  der 
Arbeitsverhältnisse  in  den  Wasser-  und  Gaswerken  hinzu- 
wirken. Die  Autonomie  des  Board  bezüglich  der  Regelung 
der  Verhältnisse  seiner  eigenen  Angestellten  war  hinreichend 
gross,  um  ihm  die  Möglichkeit  zu  geben,  für  alle  seine  niederen 
Angestellten  in  viel  weitgehenderer  Weise  zu  sorgen,  als  es  für 
einen  Bruchteil  seiner  Angestellten  sorgte.    Nichts  in  den  ge- 

^)   Flesch,    Kommtmale  WohlfahrtBeinrichttmgen   (Schriften    der 
ZentralBtelle  fttr  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen,  Nr.  12,  1897),  S.  22. 
»)  Ib.  ib.  S.  8. 
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setzlieheii  Be»tiinimingen  Über  das  Verdingungswesen  hinderte 
das  Board,  das  za  thun,  was  das  School  Board  im  Jahre  1888 
tbat^),  nämlich  von  den  durch  die  Kommune  beschäftigten 
Untemdimem  die  Bezahlung  anstandiger  Löhne  an  die  von 
diesen  beschäftigten  Arbeitern  zu  yerlangen,  oder  den  privaten 
Unternehmern  die  Erfüllung  anderer  Minimalforderungen  hin- 
sichtlich der  Behandlung  der  indirekt  dulrch  das  Board  be- 
schäftigten Arbeiter  zur  Pflicht  zu  machen. 

Wenn  man  diesen  Thatbestand  überblickt,  so  fühlt  man 
sich  fast  Tersucht,  den  Anschauungen  Edwin  Chadwicks  zuzu* 
stimmen,  die  den  Satz  einschliessen,  dass  lokale  Selbstver- 
waltungsorgane  nicht  geeignet  seien,  die  Verhältnisse  der 
unteren  Klassen  zu  yerbessem,  dass  die  Bekämpfung  des  so* 
zialen  Elendes  nicht  den  Kommunen,  sondern  dem  Staate  an- 
zuvertrauen sei.  Nimmt  man  noch  hinzu,  dass  ausser  dem 
Metropolitan  Board  of  Works  auch  die  Yestries  und  District 
Boards  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsreform  fast  vollständig 
versagten,  so  scheint  eine  überreiche  Begründung  für  die  An- 
sicht vorzuliegen,  vor  uns  sei  ein  Experiment  veranstaltet 
worden,  das  mit  Sicherheit  den  Satz  belege,  dass  die  staat- 
liche Zentralgewalt  für  die  Hebung  der  unteren  Klassen  besser 
geeignet  sei  als  die  lokale  Selbstverwaltung. 

Doch  wenn  wir  die  Frage  aufwerfen,  woher  es  kam,  dass 
der  Staat  hier  der  Stadtverwaltung  sich  überlegen  zeigte,  so 
finden  wir  zunächst,  dass  in  typischen  Zügen  des  städtischen 
Charakters  kein  einziger  Erklärungsgrund  zu  entdecken  ist. 
Vielmehr  ist  eine  Reihe  von  Ursachen  in  Besonderheiten  zu 
suchen,  die  nicht  aus  der  sozialen  Struktur  Londons  heraus- 
wuchsen, ihr  sogar  widersprachen,  die  nicht  durch  das  innere 
städtische  Leben  selbst,  sondern  durch  den  Staat  geschaffen 
wurden. 

Das  Metropolitan  Board  of  Works,  die  Vestries  und  Di- 
strict Boards  wurden  begründet  in  einer  Zeit,  in  der  die  der 
Hebung  der  Lage  der  unteren  Klassen  sympathisch  Gegen- 
überstehenden überhaupt  kein  Interesse  für  Fragen  der  Stadt- 
verfassung hatten  oder  für  staatlich-kommunale  2ientralisation 


1)  8.  and  B.  Webb,  History  of  Trade  Unioniam  a.  a.  0.  S.  885. 
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schwärmten,  die  Schöpfer  der  Städteordnung  aber  nicht  sozial-  . 
reformatoriscfa  gesinnt  waren.  In  der  rechtlichen  Verfassung^ 
die  man  damals  London  oder  vielmehr  nur  Fragmenten  Londons 
gab  und  die  im  wesentlichen  während  der  ganzen  Zeit  des 
Metropolitan  Board  of  Works  Gültigkeit  behielt,  ist  der  Grund 
dafür  zu  sehen,  dass  die  Mitglieder  des  Metropolitan  Board  of 
Works  einer  Klasse  angehörten,  die  schon  deshalb  nur  einen 
Teil  der  Londoner  Einwohnerschaft  repräsentierten^  weil  in  ihr 
ein  numerisch  äusserst  starker  Bruchteil  der  Londoner  Bevöl- 
kerung, die  Gesamtheit  der  unteren  Klassen,  fehlte.  Li  jener 
Verfassung  ist  auch  ein  Grund  für  die  Herausbildung  der  Zu- 
stände zu  suchen,  durch  welche  die  über  der  niedrigeren  Mittel- 
klasse stehenden  höheren  Schichten  der  Londoner  Einwohner- 
schaft bewogen  wurden,  sich  von  der  Londoner  Stadtverwaltung 
fernzuhalten.  In  dem  indirekten  Wahlrecht,  auf  dem  daa 
Metropolitan  Board  of  Works  aufgebaut  war,  in  dem  Vor- 
handensein zahlreicher  Londoner  Kommunalvertretungen,  in  der 
Zerstückelung  der  Kommunalverwaltung  auf  zahlreiche  kom- 
munale Repräsentativkörpet  ist  auch  eine  Ursache  dafür  zu 
sehen,  dass  das  Thun  und  Lassen  des  Metropolitan  Board  of 
Works  beim  Publikum  fast  unbeobachtet  blieb  und  dass  auch 
deshalb  die  Leistungen  dieser  Körperschaft  nicht  als  Ausflüsse 
des  kollektiven  Willens  Londons  zu  betrachten  sind.  In  der 
Festsetzung  eines  Wählbarkeitszensus,  der  der  Masse  der  Arbeiter 
es  unmöglich  machte,  Gemeindevertreter  zu  werden,  ist  ein 
Grund  zu  sehen,  der  mit  den  anderen  auch  ausserhalb  der 
unteren  Klassen  wirkenden  Gründen  zusammen  speziell  die 
Apathie  der  unteren  Klassen  erklären  hilft. 

Andererseits  trägt  auch  der  Staat,  der  sich  dem  Metro- 
politan Board  of  Works  überlegen  zeigte,  keine  mit  dem  Be- 
griffe des  Staates  untrennbar  verbundenen  Züge.  Während  die 
rechtliche  Verfassung  des  Metropolitan  Board  of  Works  die 
Machtlosigkeit  der  unteren  Klassen  in  der  Londoner  Stadtver- 
waltung begründete,  wurde  im  Parlament  der  Einfluss  der 
unteren  Klassen  durch  die  besonderen  Umstände  der  mit  dem 
Bestehen  des  Metropolitan  Board  of  Works  zusammenfallenden 
Phase  des  staatlichen  Lebens  begünstigt.  In  der  ersten  Hälfte 
der  Existenzperiode   des  Metropolitan  Board   of  Works   waren 
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zahlreiche  Vertreter  des  rändlichen  Grossgrundbesitzes  geneigt, 
ihren  Groll  über  den  Fall  der  EornzöUe  und  ihren  Hass  gegen 
die  zur  Suprematie  im  Staatsleben  aufgestiegene  Mittelklasse 
durch  Konzessionen  an  diejenigen  sozialen  Schichten  zum  Aus- 
drucke zu  bringen,  die  unter  der  Mittelklasse  standen.  Die 
Parlamentsreform  des  Jahres  1867  sicherte  weiten  bisher  politisch 
fast  einflusslosen  Schichten  der  Arbeiterklasse  das  parlamen- 
tarische Stimmrecht.  In  diesen  beiden  Erscheinungen  zusammen 
mit  der  wachsenden  Aufklärung  grosser  Unternehmer  ist  eine 
hauptsächliche  Bedingung  für  die  Forteutwickelang  der  Eoa- 
litions-  und  Genossenschaftsgesetzgebung  sowie  für  die  Weiter- 
bildung der  Fabrikgesetzgebung  zu  suchen.  In  diesen  Erschei- 
nungen liegen  zum  Teil  auch  die  Kräfte,  aus  denen  die  Woh- 
nungsgesetzgebung heryorging. 

Auch  die  Unwirksamkeit  dieser  Wohnungsgesetzgebung  im 
besonderen  kann  nicht  als  ein  exaktes  Experiment  angesehen 
werden,  das  die  sozialpolitische  Inferiorität  der  Stadtverwaltung, 
verglichen  mit  der  staatlichen  Zentralgewalt,  generell  darzuthun 
geeignet  wäre.  Für  lange  Zeit  war  fast  allein  zersplitterten 
Gliedern  der  Riesenstadt  der  Kampf  gegen  das  Wohnungselend 
anvertraut.  Erst  kurz  vor  Thoresschluss  wurde  eine  partielle 
Kontrolle  über  diese  Teilglieder  einem  kommunalen  Organ 
übertragen,  dessen  Verfassung  auf  dem  Grundsatze  basierte, 
dass  es  kein  Kontrollorgan  sein  sollte.  Während  der  ganzen 
Zeit,  während  welcher  das  Metropolitan  Board  of  Works  be- 
stand, waren  die  Kosten  des  Kampfes  gegen  das  Wohnungs- 
elend nicht  der  konzentrierten  wirtschaftlichen  Kraft  Londons, 
sondern  zum  grossen  Teile  den  schwächeren  Schultern  der 
Vestries  und  District  Boards  aufgebürdet,  die  vielfach  stark 
nur  da  waren,  wo  wenig  oder  kein  Wohnungselend  bestand, 
schwach  da,  wo  das  Wohnungselend  am  grössten  war.  Nicht 
die,  die  unter  dem  Wohnungselende  litten,  sondern  die,  die 
von  seiner  Beseitigung  Schaden  zu  befürchten  hatten,  waren 
die  zur  Ausführung  der  Gesetzgebung  in  erster  Linie  berufenen 
Organe. 

Deshalb  bildet  auch  nicht  die  sozialpolitische  Unfähigkeit 
der  Stadtverwaltung  überhaupt,  sondern  die  Unfähigkeit  einer 
von  Anfang  an  mit  durch  die  Beihilfe  des  Staates  zur  Unfähig- 
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k^  Terarieilten  Stadfcverwaliang  den  Kontrast  zu  der  Eni- 
wickelimg  der  staatlichen  Sozialreform  jener  Periode. 

Damit  erhalten  wir  jedoch  nicht  ein  lediglich  negatives 
Besnltat,  und  keineswegs  wird  damit  die  Geschichte  des  MetitH 
politan  Board  of  Works  zu  einer  fBr  die  aUgemeine  Lehre  von 
dem  sozialpolitischen  Berufe  des  Staates  und  der  Gemeinde  in 
positiver  Hinsicht  belanglosen  Episode  gestempelt.  Wir  können 
eagen,  dass,  wenn  in  einem  Staate  der  Einfluss  der  unteren 
Klassen  grösser  ist  als  in  einer  Gemeindevertretung,  wenn 
bei  den  im  Staate  herrschenden  Klassen  die  Erkenntnis  der 
Notwendigkeit  von  Konzessionen  an  die  unteren  Klassen  er- 
wacht ist,  wenn  im  Staate  eine  den  Industriellen  feindliche 
Landwirtschaft  vertreten  ist  und  diese  als  einen  Teil  der 
Bekämpfung  der  Industrie  die  Hebung  der  Lage  des  städti- 
schen Proletariats  ansieht,  wenn  andererseits  die  Herrschafb  in 
den  Gemeindeverwaltungen  bei  Klassen  ruht,  die  der  Hebung 
der  unteren  Klassen  indifferent  oder  feindlich  gegenflberstehen, 
wenn  den  unteren  Klassen  es  unmöglich  ist,  ihren  Wünsdien 
in  der  Gemeindeverwaltung  Geltung  zu  verschaffen,  wenn  sie 
selbst,  aus  welchen  Grttnden  immer,  nicht  den  Gedanken  hegen, 
die  Gemeindeverwaltung  als  ein  Instrument  zur  Besserung  ihrer 
Yerhältnisse  zu  benützen,  —  dass  dann  Aussicht  auf  eine 
Wiederholung  des  Schauspieles  besteht,  das  die  Geschichte  des 
Metropolitan  Board  of  Works  darbietet  und  das  den  Staat  in 
sozialpolitischer  Hinsicht  der  Gemeindeverwaltung  überlegen 
zeigt. 

Unter  den  Aeusserungen  des  von  uns  durchwanderten 
Zeitraumes,  die  sich  mit  der  Frage  nach  den  Unterschieden 
von  Staat  und  Gemeinde  befassen,  fesselt  unsere  Aufmerksam- 
keit eine  Reihe  von  Kundgebungen,  die  durch  ein  gemeinsames 
Band  zusammengehalten  werden.  Man  könnte  sie  Manifesta- 
tionen eines  Nonkonformismus  ausserhalb  des  Gbbietes  der 
Religion  nennen.  Der  Nonkonformismus  war  zwar  eine  eoEiinent 
persönliche  Richtung  des  religiösen  Gefühles,  die  dem  Staate 
keinerlei  Befugnisse  auf  kirchlichem  Gebiete  zugestand.  Er 
schloss  aber  nicht  die  Wertschätzung  von  kirchlichen  Verbanden 
aus,  die  kleiner  als  der  Staatsverband  waren.  Eine  analoge 
Bichtung,  die  gleichermassen  den  Staat  als  ein  Fremdes,  kleinere 
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Verbände  ab  den  Staat  für  etwas  dem  Individuum  näher 
Stehendes  ansaht  trat  uns  in  verschiedenen  Verlautbarungen 
über  den  untersehiedlichen  weltlichen  Charakter  von  Staat  und 
Gemeinde  entgegen.  Die  Systeme  Toulmin  Smiths  und  John 
Stuart  Hills  sind  Zeugnisse  sowohl  als  auch  Fermente  dieses 
auseerkirehlicben  Nonkonformismus.  So  weit  geht  in  ihnen 
das  QefUhl  der  Verwandtschaft  von  Individuum  und  Gemeinde, 
des  Gegensatzes  zwischen  Gemeinde  und  Staat,  dass  dieselben 
Gründe,  mit  denen  die  Forderung  gerechtfertigt  wird,  der  Staat 
soUe  das  Individuum  sieh  frei  entfalten  lassen  ^  zur  Becht- 
fertiguttg  der  Existenz  der  lokalen  Selbstverwaltung  verwertet 
wird,  dass  die  Gemeinde  als  gleichartig  mit  den  einzelnen 
Individuen  dem  Staate  gegeuübei^estellt  wird. 

Besonders  aber  verdient  dies  Beachtung,  dass  dieser  welt- 
liche Nonkonformismus  auch  mit  Bezug  auf  die  Frage  der 
üebemahme  wirtschaftlicher  Betriebe  durch  öffentliche  Körper* 
Schäften  zu  Tage  tritt.  Im  Lichte  dieser  Anschauungsweise 
wird  uns  noch  deutlicher  als  vorher,  dass  die  Bestrebungen 
auf  Verdrängung  der  Privatwirtschaft,  die  uns  entg^entraten, 
nicht  Ausflüsse  einer  allgemein  kollektivistischen  Grund- 
anschauung waren.  Nur  vereinzelt  traten  uns  Aeusserungen 
entgegen,  die  die  Frage  unbeantwortet  liessen,  welcher 
Kategorie  öffentlicher  Körperschaften  ein  bestimmter  Wirt- 
schaftszweig als  üntemehmungsfeld  überwiesen  werden  soll, 
oder  die  für  die  Verdrängung  privater  Betriebe  durch  staat- 
liche Betriebe  sich  aussprachen.  Wir  können  zwar  nicht 
sagen,  ob  die  Gegner  privater  Pfandleihanstalten  in  London 
die  Errichtung  staatlicher  oder  kommunaler  E^andleihanstalten 
begehrten.  Vorübergehend  tauchte  das  Projekt  eines  halb- 
staatlichen Betriebes  der  Wasserversorgung  auf.  Allein  in 
jener  Unklarheit  bezüglich  der  KoUektivisierung  der  Pfand- 
leihanstalten ist  wohl  eher  ein  Reflex  der  Schwäche  der 
Bewegung  gegen  private  Pfandleihanstalten,  des  Mangels  der 
Notwendigkeit  einer  Silarlegung  der  Details  als  ein  Beweis 
dafOr  zu  s(dien,  dass  man  hier  den  Staat  als  Unternehmer 
zulassen  wollte  oder  keinen  Unterschied  zwischen  dem  Staat 
und  der  Gemeinde  als  Unternehmer  gemacht  habe.  Und  was 
die  Forderung   einer  Verstaatlichung   der   Londoner  Wasser- 
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yersorgung  angeht,  so  ist  es  leicht  einzusehen,  dass  diese  For- 
derung nur  eine  Illustration  der  Richtigkeit  des  verschiedentlich 
vor  uns  aufgetauchten  Satzes  ist,  dass  dem  Staate  manchmal 
einige  Funktionen  nur  deshalb  überwiesen  werden,  weil  die 
konkrete  Form,  in  der  die  Kommunal  Verwaltung  zu  einer  be- 
stimmten Zeit  besteht,  diese  untauglich  erscheinen  lasst,  jene 
Funktionen  auszuüben.  Die  Forderung  einer  Verstaatlichung 
der  Londoner  Wasserversorgung  wurzelte  in  einem  ähnlichen 
Grunde,  wie  er  vor  der  Begründung  des  Metropolitan  Board 
of  Works  zur  Einsetzung  eines  teilweise  staatlichen  Organs 
für  die  Reform  der  Londoner  Hauptkanalisation  geführt  hatte, 
sie  wurzelte  in  der  Erwägung,  dass  das  Metropolitan  Board  of 
Works  weniger  geeignet  für  die  üebernahme  der  Londoner 
Wasserversorgung  sei  als  der  Staat,  nicht  aber  in  der  Erwägung, 
dass  der  Staat  auch  dann  noch  als  Unternehmer  auf  dem  Ge- 
biete der  Wasserversorgung  zu  fungieren  habe,  nachdem  das 
Metropolitan  Board  of  Works  durch  ein  verbessertes  kommunales 
Zentralorgan  ersetzt  sei.  Auch  jenes  Postulat  der  Verstaat- 
lichung der  Londoner  Wasserversorgung  war  bestimmt,  in  das 
Postulat  der  Munizipalisation  umzuschlagen,  wie  die  teilweise 
staatliche  Metropolitan  Gommission  of  Sewers  das  Feld  zu  räumen 
hatte,  sobald  die  Reform  der  Londoner  Stadtverfassung  im  Jahre 
1855  ein  neues  kommunales  Organ  geschaffen  hatte. 

In  der  Hauptsache  waren  die  Bestrebungen  zu  Gunsten  der 
Errichtung  gemeinwirtschaftlicher  Betriebe  gemeinde  sozia- 
listische, nicht  Staats  sozialistische  Bestrebungen.  Weder  mit 
Bezug  auf  die  eigentliche  Wohnungsbeschaffiing  noch  mit  Bezug 
auf  die  Gasversorgung,  weder  mit  Bezug  auf  die  Docks  noch  mit 
Bezug  auf  die  Trambahnen  lässt  sich  eine  einzige  Aeusserung 
nachweisen,  die  den  Gedanken  vertreten  hätte,  hier  den  Staat 
als  Unternehmer  zuzulassen.  Auch  die  Bewegung  zu  Gunsten 
einer  KoUektivisierung  der  Wasserversorgung  war  im  wesent- 
lichen eine  Bewegung,  der  von  vornherein  die  Munizipaliöation, 
nicht  die  Verstaatlichung  als  Ziel  vorschwebte.  Wären  ja  doch 
auch  auf  diesem  Gebiete  wie  auf  anderen  von  dem  Munizipali- 
sationsgedanken  ergriffenen  Gebieten  zahlreiche  Argumente,  die 
gegen  die  Konservierung  privater  Unternehmungen  ins  Feld 
geführt  wurden,  fortgefallen,  wenn  man  diese  Unternehmungen 
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durch  den*  Staat  und  nicht  durch  die  Gemeinde  hätte  ver- 
drängen wollen.  Der  Verstaatlichung  der  Wasseryersorgung 
hätte  man  nicht  nachrühmen  können,  was  man  ihrer  Muni- 
zipalisation  wie  der  Munizipalisation  der  Qasyersorgung  und 
der  Trambahnen  nachrühmte,  nämlich  dies,  dass  die  Ver- 
einigung von  Strassenyerwaltung,  Kanalisationsverwaltung,  det 
Verwaltung  des  Feuerlöschwesens,  der  Wasserversorgung,  der 
Gasversorgung  und  der  Trambahnen  in  einer  Hand  von  wohl- 
thätigen  Folgen  für  die  Strassenverwaltung,  die  Kanalisations- 
verwaltung und  die  Verwaltung  des  Feuerlöschwesens  sein 
werde,  die  alle  drei  nicht  staatliche,  sondern  kommunale  Ver- 
waltungszweige waren.  Auch  dies  wäre  wohl  fraglich  gewesen, 
ob  die  Uebemahme  jener  gewerblichen  Privatuntemehmungen 
durch  den  Staat  die  Minderung  der  kommunalen  Steuerlasten 
gebracht  hätte,  die  von  einer  nicht  zuletzt  wegen  der  Hoff- 
nung auf  eine  solche  Minderung  begehrten  Kommunalisierung 
erwartet  wurde. 

Im  Einklänge  hiermit  steht  eine  andere  Begrenzung  der 
eine  Verdrängung  privatwirtschaftlicher  Betriebe  durch  gemein- 
wirtschaftliche Unternehmungen  verlangenden  Bestrebungen. 
Diese  Bestrebungen  verlangten  zumeist  für  lokale  Gewerbs- 
zweige die  Ablösung  privatwirtschaftlicher  Betriebe  durch 
gemeinwirtschaftliche  Unternehmungen.  Die  Erbauung  und 
Vermietung  von  Häusern  bildet  einen  Wirtschaftszweig,  der 
nichttransportable  Güter  produziert  oder  verleiht.  Die  Wasser- 
versorgung und  die  Gasversorgung  liefern  bewegliche  Güter, 
können  diese  Güter  aber  nur  innerhalb  eines  begrenzten  Ilayons 
versenden.  Zwar  griff  das  Absatzgebiet  der  Londoner  Wasser- 
gesellschaften über  die  Grenzen  des  den  Londoner  kommunalen 
Organen  unterstehenden  Gebietes  hinaus,  aber  jenes  Absatz- 
gebiet bildete,  wie  wir  sahen,  nur  einen  winzigen  Teil  des 
gesamten  Staatsgebietes.  Die  Dienstleistungen  der  Docks  sind 
an  bestimmte  Oertlichkeiten  gebunden  und  machen  deshalb  das 
Dockgewerbe  lokalen  Gewerbszweigen  nahe  verwandt.  Tram- 
bahnen sind  Transportgewerbe,  aber  nur  lokale  Transport- 
gewerbe, da  sie  lediglich  dem  inneren  Stadtverkehre  oder  dem 
Vorortverkehre  dienen.  Auch  das  Pfandleihgewerbe  ist  als  ein 
lokaler  Wirtschaftszweig   zu    betrachten.     Umgekehrt   ist  die 
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Thatsache,  dass  in  London  nie  der  Ruf  laut  wird,  den  Eisen- 
bahnverkehr zu  munizipalisieren,  mit  daraus  zu  erklaren,  dass 
die  überwiegende  Mehrzahl  der  an  der  Bewältdgung  des  Lokal- 
und  Vorortsverkehres  teilnehmenden  Eisenbahngesellschaften 
Fembahngesellschaften  waren,  deren  Netz  über  das  ganze 
Staatsgebiet  ausgebreitet  war. 

Mit  dem  lokalen  Charakter  der  Ton  den  Munizipalisations- 
bestrebungen  berührten  Wirtschaftszweigen  ist  eine  andere 
Eigentümlichkeit  eng  verknüpft,  die  noch  auf  eine  andere 
Schranke  jener  Bestrebungen  hinweist.  •  Die  überwiegende 
Mehrzahl  dieser  Wirtschaftszweige  hatte  sich  nicht  gegen  die 
Konkurrenz  seitens  anderer  Teile  des  Staatsgebietes  oder  seitens 
des  Auslandes  zu  wehren.  Nur  das  Dockgewerbe  stellt  ein 
Qewerbe  dar,  das  in  den  interlokalen  und  internationalen  Kon- 
kurrenzkampf verflochten  ist.  Die  Londoner  Docks  haben 
nicht  nur  den  Wettbewerb  anderer  englischer,  sondern  auch 
ausserenglischer  Häfen  auszuhalten.  Dieses  besondere  Merk- 
mal der  Docks  hilft  die  Thatsache  erklaren,  dass  die  Bewegung 
zu  Qunsten  der  Munizipalisation  der  Docks  weniger  stark  war 
als  die  Bewegung,  die  auf  die  Munizipalisation  anderer  in- 
dustrieller Anlagen  abzielte. 

Die  Erkenntnis,  dass  bei  dem  Vergleiche  der  sozial- 
politischen Wirksamkeit  des  Metropolitan  Board  of  Works 
und  des  gleichzeitigen  englischen  Staates  auf  beiden  Seiten 
flüssige  Besonderheiten  in  Betracht  zu  ziehen  waren,  und  dass 
selbst  unter  der  Gemeinde  ungünstigen  Verhältnissen  Anhalts- 
punkte für  die  Möglichkeit  besserer  Bewährung  der  Gemeinde 
als  des  Staates  durchschimmern,  zeigt  schon,  dass  nicht  not- 
wendig in  der  dem  Metropolitan  Board  of  Works  folgenden 
Zeit  die  Wagschalen  ebenso  stehen  müssen,  wie  sie  vorher 
standen.  In  der  That  bieten  die  Beziehungen  des  Londoner 
Orafschaftsrates  zum  Staate  in  sozialpolitischer  Hinsicht  ein 
anderes  Bild  dar  als  die  Beziehungen  seines  Vorgängers. 

Sowohl  zur  weiteren  Abmilderung  des  Gegensatzes,  der 
zwischen  dem  Metropolitan  Board  of  Works  und  dem  Staate 
bestand,  als  auch  zur  richtigen  Würdigung  des  gewandelten 
Verhältnisses  der  Gemeinde  zum  Staate  in  der  Zeit  des  Lon-» 
doner  Grafschaftsrates  dient  dies,  dass  das  Metropolitan  Board 
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of  Works  und  der  Staat  seiner  Zeit  zwar  iii  yielen  Punkten 
yerschieden  waren,  aber  doch  auch  eine  bedeutsame  Aehnlich- 
keit  aufweisen.  Wir  fassen  die  Bethätigung  des  Metropolitan 
Board  of  Works  auf  sozialpolitischem  Gebiete  richtig  zusammen, 
wenn  wir  sagen,  dass  das  Board  nichts  für  die  Arbeiter  als 
Produzenten  that«  Ebensowenig  aber  wie  das  Board  daran 
dachte,  die  Eommunalverwaltung  als  ein  Instrument  zur  Bes- 
serung der  Verhältnisse  der  Arbeiter  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Produzenten  zu  benützen,  dachte  der  Staat  an  eine  über  die 
Fürsorge  für  die  Arbeiter  als  Konsumenten  hinausgehende  kom- 
munale Fürsorge.  Die  Abwesenheit  jeglichen  Gedankens,  die 
Kommunalyerwaltung  für  die  Arbeiter  als  Produzenten  etwas 
thun  zu  lassen,  bildet  einen  Grundzug,  der  sich  sowohl  durch  das 
Verhalten  des  Staates  bei  der  Ausstattung  des  Aufgabenkreises 
des  Metropolitan  Board  of  Works,  bei  der  administrativen 
Kollaboration  staatlicher  Exekutivoi^ane  mit  dem  Metropolitan 
Board  of  Works  und  auch  durch  die  Geschichte  der  staat- 
lichen Versuche  hindurchzieht,  an  Stelle  des  Metropolitan 
Board  of  Works  ein  neues  kommunales  Organ  zu  setzen.  Wir 
ersehen  daraus,  dass  alle  späteren  kommunalen  Massnahmen 
zu  Gunsten  der  Arbeiter  in  ihrer  Eigenschaft  als  Produzenten 
nicht  nur  als  Neuerungen  gegenüber  dem  Metropolitan  Board 
of  Works,  sondern  auch  als  Neuerungen  aufgefasst  werden 
müssen,  mit  denen  die  Kommunalyerwaltung  die  von  dem 
Staate  der  vorangegangenen  Periode  eingehaltenen  Schranken 
durchbrach. 

Im  letzten  Stadium  der  parlamentarischen  Verhandlungen 
nannte  Sir  William  Harcourt  das  Gesetz,  durch  das  der  Lon- 
doner Grafschaftsrat  ins  Leben  gerufen  wurde,  den  Beginn 
grosser  Dinge  in  der  Zukunft  ^).  In  der  That  hess  das  Organ, 
dem  durch  es  ein  Ende  bereitet  wurde,  grosse  Dinge  zu  thun 
übrig.  Noch  war  eine  grosse  Aufgabe  nicht  gelöst.  Noch 
war  die  Aufgabe  *zu  lösen,  den  Prozess  fortzusetzen,  der  mit  der 
Niederbrechung  der  Macht  des  Adels  und  der  Geistlichkeit  in 
der  Londoner  Stadtverwaltung  begonnen  hatte,  und  Angehörigen 
der  unteren  Klassen  die  Pforten  der  städtischen  Herrschaft  zu 
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öffnen,  sie  dort  mit  den  Besten  der  höheren  Klassen  zusammen- 
zuführen, die  Stadtverwaltung  aber,  getragen  von  Ki||ften,  die 
aus  dem  städtischen  Leben  selbst  emportauchten,  nicht  nur  ein 
dienendes  Glied  des  Staats  willens,  innerhalb  der  kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung  zu  einem  Mittel  der  Befriedigung  wichtiger 
und  zahlreicher  Bedürfnisse  weiter  Schichten  der  unteren  Klassen 
zu  machen. 


DrackfeUeiTerzeichiils. 


S.   97  Z.   7  V.  0.  lies:  stellen  nur  statt  stellen  uns. 
n    M  „  18  y.  0.  lies:  wurden  statt  waren. 
y,    64  „  80  V.  0.  lies:  Aehnliohes  statt  Aehnlich. 
^    60  ^  10  u.  9  y.  u.  lies:  Amendment  statt  Amendement. 
„    66  q     4  y.  0.  lies:  der  Torrens*  Acts  statt  des  .  .  . 

„    88  „    2  y.  u.  lies:  Adyancementof  Science  stattPromotionof Social  Science. 
„    84  „    S  y.  u   lies:  der  Staatsmann  statt  die  Staatsmänner. 
„    84  „     8  y.  n.  lies:  hat  statt  haben. 
„    87  „  IS  y.  u.  lies:  Regulationen  statt  Begistrationen. 
^  107  y,  13  y.  o.  lies:  Boards  statt  Board. 
^  114  „    5  V.  u.  lies:  Report  of  the  Metropolitan  Board  of  Works  for  the 

year  1888  statt  ib. 
„  142  „     1  V.  u.  lies:  The  Housing  of  the  Poor  (1891)  statt  a.  a.  0. 
r,  164   „  17  y.  0.  lies:  dargestellt  statt  bezogen, 
n  166  „     8  y.  0.  lies:  der  statt  des. 
^  172   „  10  y.  u.  lies:  folgenden  statt  folgende. 
„  173  „    8  y.  0.  lies:  Überschritten  statt  überschritt. 

^  177  „  19  y.  0.  lies:  durchschimmert  statt  in  einigen  Jahren  durchschimmert. 
„  181   „     2  y.  0.  lies:  betrachtet  werden  statt  betrachtet. 

„  206  „    7  u.  6  y.  n.  lies:  Metropolitan  Board  of  Works  statt  Metropolitan  of  Works. 
„  207   n     8  y.  n.  lies:  werden  statt  wird. 
„222  „    1  y.  u.  lies:  ThePosition  of  theLondon  Water  Companies.  Con- 

sidered  from  a  Parliamentary  and  Legal  Point  of  View 

(1892)  statt  a.  a.  0. 
„  226   n  17  y.  u.  lies:  hierin  statt  hiermit. 
^  237  „     7  y.  u.  lies:  sahen  statt  sehen. 
„  260   ^     1  y.  0.  lies:  w&re  statt  wäre. 
„  273  p  11  y.  u.  lies:  Lauderdale  statt  Landerdale. 
„  294  „    7  y.  u.  lies:  sprechen  statt  sprachen. 
«  321  „     9  y.  0.  lies:  wurde  statt  wurden. 
^  347  -     4  y.  u.  lies:  Kondukteure  statt  Kutscher. 
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